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Bericlite über Tersammlungen. 

Beilage zur Zeitschrift fttr Medizinalbeamtei 1908. L 



Bericht über den XIY. Internationalen Kon^ress 

fttr K.jgiene und DeniOfi:raphie in Berlin Tom 193. bis 

»9. S^eptember 1907. 

üeber den äußeren Verlauf des Kongresses ist schon kurz in Nr. 19 
Torigen Jahrgangs unter Tagesnachrichten berichtet; außerdem haben fast alle 
Tageszeitungen so ausführliche Mitteilungen darüber gebracht, daß er hier 
ni(£t weiter berücksichtigt zu werden braucht. Erwähnt sei nur noch, daß 
die mit dem Kongreß verbundene hygienische Ausstellung ein recht 
lehrreiches Bild von den Erfindungen und Fortschritten der modernen Hygiene 
gab, und daß sämtlichen Kongreßmitgliedern sehr wertvolle Festgaben über^ 
reicht wurden, unter denen besonders erwälmt zu werden verdienen: die vor- 
züglich ausgestattete Festgabe der Stadt Berlin mit zahlreichen photographi- 
schen Aufnahmen gemeinnütziger Anstalten Berlins und einem üeberblick über 
die priüstischen Leistungen der Stadt Berlin auf dem Gebiete der Hy|;iene; 
die Festschrift des Kaiserlichen Gesundheitsamts: „Das Deutsche Beich in 

fesundheitlicher und demographischer Beziehung''; die beiden Festschriften 
es preußischen Kultusministeriums : ^Medizinische Anstalten auf dem Gebiete 
der Volksgesundheitspflege in Preußen** und „Die gesetzlichen Grundlagen der 
Seuchenbekämpfung im Deutschen Beiche**, letztere bearbeitet von Geh. Ob.- 
Med.-Bat Prof. Dr. Kirchner; die Festschrift des Preußischen Ministers 
der Öffentlichen Arbeiten : ,,Gesundheitspflege und Wohlfahrtseinrichtungen im 
Bereiche der vereinigten preußischen und sächsischen Staatseisenbahnen** ; sowie 
der vom Beichsveraichernngsamt überreichte »Leitfaden der Arbeiterversiche- 
rung des Deutschen Beiclies**. 

A. Allgemeine SltBungen. 

L Sitzung am Donnerstag, den 26. September, vormittags 
im großen Sitzungssaale des Beichstagsgebändes. 

Die Serotherapie des typhSsen Fiebers. Prof. Dr. Chantenesse- 
Paris: Die Sterblichkeit bei Typhus ist eine verschiedene, sie hängt von der 
Schwere der Epidemie ab. In den Zivüspitälern von Paris beträgt sie im 
Durchschnitt 17^09 nach Serumbehandlung 3—4^2^/0. Bei Anwendung des 
Antityphusserums unterscheidet man zwei Perioden; die erste folgt auf die 
Injektion; ihre Dauer schwankt zwischen einigen Stunden und 5-~6 Tagen. 
Das Fieber fällt nur wenig, ev. tritt sogar eine Steigerung auf; in der zweiten 
Periode folgt die Entfieberung. Während die nicht injizierten schwerkranken 
Patienten mit stupidem Gesichtsausdruck, kalten Extremitäten, zyanotisch ge- 
färbten Fingernägeln daliegen, verschwindet bei den mit Serum behandelten 
die Apathie, der Gesichtsausdruck wird angenehm, die Extremitäten sind gleich- 
mäßig warm, die Fingernägel zeigen gesunde, rote Farbe. Neben diesen äußer- 
lichen Symptomen findet man erhebliche Veränderungen in den Geweben, 
besonders im Blute, was sich dadurch kennzeichnet, daß wenige Stunden nach 
Anwendung des Serums eine erhebliche Milzschwellung eintritt. 

In bezug auf die Diagnostik des Typhus ist zu erwähnen, daß, wenn 
man einige Tropfen des Impfmaterials auf die Augenbindehaut von Thypus- 
kranken und Typhus - Bekonvaleszenten bringt, dann eine deutliche Bea^tion 
auftritt. Diese Beaktion tritt auch in den Fällen auf, wo die diagnostische 
Injektion versagt 

Die Eigenschaften des Typhusserums schwanken je nach der Zeit, 
die nach seiner Entnahme verstrichen ist. Nach 20 Tagen hat es seine höchste 
Kraft erreicht. Es werden sehr geringe Dosen eingespritzt, die Wirkung dauert 
10 Tage; zu einer zweiten Einspritzung wird nur die Hälfte genommen. 

Die neuesten Forselinagen in bezug auf die Hygiene bei den 
unter der Erde und unter dem Wasser vorzunehmenden Arbeiten« Der 
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2 Bericht über den XIV. internationaleii Kongreß für Hygiene 

Vortragende, Prof. Br. H al d an e- Oxford, berichtet ttber Versnehe bei 
Tanchem, die die Britische Admiralität zur Untersnchong der gesnndheitlichen 
Verh&ltnisse bei ünterwasserarbeiten ausgeführt hat. Bei gewöhnlicher Tancher- 
bekleidnng and Zafühning von 50->100 Liter Lnft pro Minnte ergaben sich 
schon in einer Tiefe von 40—50 m Schwierigkeilen, die auf den erhöhten 
Brack geschoben warden, welche Annahme die üntersachangen bestätigten. 
Es zeigte sich, daß die ünzaträglichkeit auf einer erschwerten besw. onsa- 
reichenden Tätigkeit der Lunge beruhten, weil, wenn der Taucher tiefergeht, 
mit dem atmosphärischen Druck auch der Druck der Kohlensäure in den 
Lungenalveolen größer wird. Daraus ergibt sich, daß ein Taucher langsam in 
große Tiefen hinabsteigen und auch langsam wieder heraufkommen muiß, weil 
er dann weniger unter den wachsenden Druck zu leiden hat. Dasselbe Er- 
gebnis hatten Untersuchungen bei Minenarbeitem in großen Tiefen und unter 
erhöhtem Druck. Schon ein lo/o Kohlensäuregehalt belästigte die Arbeiter. 
Es wurden noch eine Beihe Tier- und Menschenversuche angestellt, aus denen 
sich ergab, daß am zweckmäßigsten Taucher und Arbeiter in komprimierter 
Luft zunächst sehr schnell auf die Hälfte des zu erwartenden Druckes gebracht 
werden und unter diesen Bedingungen einige Zeit yerweilen. Dasselbe gilt 
nachher für die Druckentlastung. 

Bei den Bergleuten spielt gesundheitlich die Ancylostomiasis eine gewisse 
Bolle; außerdem das Einatmen von Mineralstaub, das Disposition zu Lungen- 
erkrankangen gibt. Viel gefährlicher ist dabei das Einatmen yon hartem Mineral- 
staub, als das von weichem oder von Kohlenstaub. Eine große Bedeutung haben 
auch die Temperaturunterschiede, denen die Bergleute ausgesetzt sind, die 
manchmal sehr erheblich sind und unter denen die Arbeiter sehr zu leiden 
haben. 

Der Bedner kommt zu dem Schluß, daß die hyflrienischen Maßnahmen 
für Taucher und Bergleute noch lange nicht auf der Höhe sind und daß es 
hier noch viel zu tun gibt. 

Die Grundlagen der hygienischen Wasserbegntaehtung« Beferent: 
Prof. Dr. Schattenfroh- Wien. 

Zur Begutachtung des Wassers sind, da das Gebiet ein sehr spezifisches 
ist, besondere Begutachter nötig. Die häufigsten durch Trinkwasser bedingten 
Gesundheitsstörangen werden darch organisierte Gifte verursacht, weniger durch 
anorganische, von denen wohl am meisten das Blei in Betracht kommt. Bei 
der Infektion mit organisierten Keimen spielen besonders diejenigen der Cholera, 
Typhus und Warmkrankheit eine Hauptrolle, da für ihre Verbreitung das 
Wasser yon großer Bedeutung ist. 

Der Hygieniker maß entscheiden, ob eine bestehende Wasseryersorgung 
yerunreinigt ist, ob ein Wasser sich zum Trinkwasser eignet ; er muß bestehende 
üebelstände abstellen usw. Das Desinfizieren bereits infizierter Brunnen and 
Wasserleitungen ist sehr schwierig; deshalb ist auf die Prophylaxe der 
Hauptwert zu legen. Ist das Wasser infiziert, so bildet Abkochen die einzig 
wirksame Methode, um es genußfähig zu machen. 

IL Sitzung am Sonntag den 29. September y. J. 
In dieser Sitzung warden nur geschäftliche Angelegenheiten erledigt: 
Wahl des Präsidenten und Vizepräsidenten — Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Bubner 
in Berlin und Prof. Dr. Boux in Paris — , sowie Wahl des Orts für den 
nächsten Kongreß — Washington — ; außerdem wurde Beschluß über die yon 
den einzelnen Abteilungen gestellten Anträge gefaßt; diese Beschlüsse sind 
in den nachstehenden Berichten über die AbteUungssitzungen berücksichtigt. 

B. Abteilangs-SitBangen. 
I. Abteilung für hygienische Mikrobiologie und Parasitologie. 

Aetiologie der Tnberkalose. Beferenten: Geh. Med. -Bat Professor 
Dr. Flügge- Breslau, Prof. Dr. Arloing-Lyon, Prof. Dr. Sehr Ott er- Wien, 
Prof. Dr. Bibbert-Bonn und Dr. Bay an el- Philadelphia. 

Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Flügge ist der Ansicht, daß die Inhalation 
einen bedeutend stärkeren Infektionsmodus darstellt, als das Eindringen der 
Bazillen durch den Bachen oder Darm. Hier braucht man millionenfach 
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größere Bazillenmengeo, um die gleich starken Erkrankongserscheinongen her- 
Yorzamlen. Die Infektionsgelegenheiten sind ungleich. Schweine und Kälber, 
die mit Milch von taberknlösen Ktthen groß gezogen werden, gehen an in- 
testinaler Taberkfüose zngrande, Binder dagegen können an Inhalationstaber- 
knlose erkranken. Bei Kindern kann eine intestinale Infektion durch tnberkel- 
bazillenhaltige Milch oder Bntter entstehen ; bei weitem am häufigsten ist beim 
Menschen aber die Inhalations -Taberknlose durch Einatmung bazillenhaltiger 
Tröpfchen. 

Prof. Dr. Arloing bespricht die Virulenz des Tuberkelbacillus und ver- 
tritt den Standpunkt, daß es nur einen Tuberkelbacillus gibt, der nur zeit- 
weilige Variatäten zeigt, die so lange dauern wie die Verhältnisse der Um- 
gebung. Streng abgegrenzte. Typen sind selten zu finden. Es liegt aber 
yom medizinischen und hygienischen Standpunkte aus eine wirkliche Gefahr 
darin, auf so wenig beständigen unterschieden die Prinzipien für die Tuber- 
kuloseyerhtltung zu begründen. 

Prof. Dr. S c h r ö 1 1 e r ist ähnlicher Ansicht wie Geheimrat Flügge. Er 
sagt, am häufigsten erkrankt die Lunge primär an Tuberkulose; sie reagiert 
spezifisch auf den Tuberkelbacillus. Eine klinische Untersuchung yermag den 
primären Sitz nur mit Wahrscheinlichkeit zu bestimmen. 

Prof. Dr. Bibbert vertritt auf Grund von Leichenbefunden den Stand- 
punkt, daß die Tuberkulose am häufigsten in den Bronchialdrüsen und den 
Lungen ihren Sitz hat. Die Tuberkulose der Bronchialdrüsen ist die häufigste 
Lymphdrüsentuberkulose. Die intestinale Infektion spielt nur eine geringe Bolle. 

Im Gegensatz zu den vorstehenden Autoren steht Dr. Bavenel auf dem 
Standpunkt, daß der Verdauungskanal sehr häufig eine Eingangspforte für die 
Tuberkelbazillen bilde. Die Bazillen gehen mit den Speisen darch die Lymph- 
gefäße und den Ductus thoracicus in das Blut und von da in die Lungen. 
Die intestinale lafektion sei besonders häufig bei Kindern. Tuberkulose könne 
auch durch Küssen, unreine Hände, zufällige Verletzungen übertragen werden. 

An die Beferate knüpfte sich eine lebhafte Diskussion, an der sich 
dann noch weitere Vorträge anschlössen; unter anderen berichtete Frau Dr. 
Babino witsch über Tuberkulose-Infektionsversuche beim Schwein. 
Mach Einführung von Tuberkelkulturen in den Magen konnten schon nach 22 
Stunden Tuberkelbazillen im Blut und in anderen Organen nachgewiesen werden. 

Bazillen der Typhusgrnppe. Beferenten: Geh. Med. -Bat Professor 
Dr. Löffler-Greifswald, Dr. Leu tz- Berlin und Prof. Dr. Courmont- Lyon. 

Prof. Dr. Löffler hält es für notwendig, daß über die Klassifikation 
der Bazillen der Typhusgruppe eine internationale Einigung erzielt werde. Er 
schlägt die Bildung einer internationalen Kommission zur Erforschung der 
bakteriologischen Differentialdiagnose vor. 

Dr. Lentz führt aus, daß Typhus und Paratyphus bakteriftmische 
Krankheiten sind, die sowohl ätiologiscn wie auch klinisch und pathologisch- 
anatomisch wohl voneinander zu unterscheiden sind. Epidemiologisch wichtig 
sind besonders die Bazillenträger, klinisch gesunde Leute, die Bazillen aus- 
scheiden, und Bekonvideszenten. 

Prof. Dr. Courmont teilt mit, daß Paratyphus in Frankreich sehr selten 
ist. Zur Unterscheidung zwischen Typhus und Paratyphus genüge die Sero- 
diaffuostik nicht, es müßte das Blutzüchtungsverfahren angewandt werden. 
Beide Krankheiten besäßen spezifische Eigensd^afteu. 

Nach einer eingehenden Diskussion wird auf Vorschlag von PioL Dr. 
Löffler folgende Besolution dem Kongreß zur Votierung unterbreitet: 

„um die Erkenntnis der überaus wichtigen Bakterien der Familie der 
Typhazeen zu fördern, sollen eingehende vergleichende Untersuchungen der 
sämtlichen zu den Bakterien der Typhusgruppe gehörenden Organismen vor- 
genommen werden. Mit diesen vergleichenden Untersuchungen sollen folgende 
InsUtute betraut werden: 

1. Das Institut für Bakteriologie der Universität Bukarest; 2. das sero- 
therapeutische Institut, Wien ; 8. das Institut Pasteur, Paris ; 4. das Lister 
Institute of preventive Mediane, London; 5. das Kaiserliche Gesundheitsamt, 
Berlin; 6. das Institut für Infektionskrankheiten, Berlin; 7. das hygienische 
Institut der Universität Greifswald. 
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üebei die ErgebniBse soll auf dem n&chsteninternationalen Kongreß für 
Hygiene and Demographie berichtet werden.^ 

Im Anschlnß hieran sprachen noch Prof. Dr. Vanghan-Michigan ttber 
Gifte, die ans Typhus und Colibazillen isoliert werden können und 
über die nicht giftigen Sabstanzen, die streng spezifisch immonisierende Wir- 
kungen her?orrufen; Prof. Terni-Mailand über Boden nnd Grandwasser- 
theorien bei Typhasepidemien; Prof. Dr. Alm guist -Stockholm über 
die Bedingungen der Typhasbazillen in der Außenwelt. 

Neuere Immunisierungsrerfahreii. Referenten : Prof. Dr. Wasser- 
mann-Berlin, Dr. Bor det-Brüssel und Prof. Dr. Paltauf-Wien. 

Prof. Dr. Wassermann führt aus, daß yOUig neue Immuniderungs- 
Methoden nicht angewandt würden; die alten seien rerbessert und yerfoli- 
kommnet, ihr Prinzip sei aber im großen und ganzen beibehalten. Er behan- 
delt der Beihe nach die ImmunisierungSTerfahren bei den wichtigsten 
Bifektionskrankheiten: Typhus, Tuberlnilose, Syphilis und geht zum Schluß 
noch auf die passiven Immunisieruogsrerfahren ein. 

Dr. Bordet bespricht das ältere ImmunisierungSTerfahren Pasteurs 
und sagt, daß dieses keine eigentliche Neuerung erfahren hat, daß man 
jedoch versucht hat, alle nur denkbaren Vorteile aus der Methode zu ziehen. 
In allen Fällen Ist das Pasteursche Verfahren nicht anwendbar. Man hat 
sich bemüht, die immunisierenden Prinzipien der Mikrobenkulturen festzustellen, 
hat die Frage aber noch nicht klären können ; besonders ist dies bei der Tuber- 
kulose nicht möglich gewesen. Deshalb wendet man hier verschiedene Immu- 
nisirungsverfahren an. Inbetreif der Tuberkulose hält er es für wünschens- 
wert, daß vergleichende Untersuchungen nach einem auf Grund einer gegen- 
seitigen Verständigung zwischen den yerschiedenen Ländern anfgestellten ge- 
meinsamen Programm angestellt werden, um das beste Verfahren festzu- 
stellen und eine internationale Einheitlichkeit der gegen diese Krankheit zu 
ergreifenden Maßregeln su erzielen. 

Prof. Dr. Pal tauf erörtert die Gewinnung toxischer Antigene, die zur 
Erzeugung antitoxischer Sera dienen können. Die antitoxische Matur eines 
Immunserums sei für eine wirJcsame Therapie ausschlaggebend. Es empfehle 
sich eine Prüfung der antünfektiös- antitoxischen Sera auf ihren Antitoxin- 
gehalt. 

Im Anschluß an diese Beferate wurden am folgenden Sitzungstage noch 
eine ganze Eelhe von Vorträgen über «Immunisierungsverfahren ge- 
halten. U. a. sprach Prof. Dr. Bail-Prag über „Aggressive und 
Aggressivität**, Dr. Kraus-Wien über „Cholera- u. Vibrionentoxin 
— Antitoxin''. Der Choleravibrio produziere Gifte, mit antigenen Eigen- 
schaften, die imstande sind, die Toxine zu zentralisieren. Prof. Dr. Möller- 
Berlin hielt einen Vortrag über „aktive Immunisierung mit Tuber- 
kulin*', Privatdozent Dr. Weichardt-Erlangen über „Eigenschaften 
und Hemmungskörper für das Ermüdungstoxin**. 

Krankheitserregende Spiroehaeten. Beferenten: Dr. Doflein- 
München und Br, Levaditi-Paris. 

Dr. Doflein behandelt die Frage, ob die Spiroehaeten Protozoen oder 
Bakterien sind. Nach ihrer morphologischen und biologischen Eigenschaft 
stellt er sie zwischen den größeren Bakterien und den Flagellatcn ähnb'chen 
Protozoen. 

Dr. Levaditi führt aus, daß eine ganze Anzahl von Infektionskrank- 
heiten der Menseben durch Spirillen hervorgerufen werde ; sämtliche Spirillosen 
seien, abgesehen von der Syphilis, der tropischen Frambösia und einer Schweine- 
Dermatosis, wirkliche Blutinfektionen. Die verschiedenen Spirillen lassen sich 
durch ihre morphologischen und biologischen Eigenschaften genau von einander 
unterscheiden. Krankheitserregende Spirülen außerhalb des lebendigen Or- 
ganismus zu züchten, sei bis jetzt unmöglich gewesen. Viele der bekannten 
Spirillosen seien Bückfaliknkrsüheiten. Der Bückfall werde durch die Immu- 
nisirung der Spirillen gegen die spirillentötesden Antikörper verursacht, Die 
Impfung gegen Spirillose sei leicht durchzuführen, da eine Einspritzung von 
abgetöteten Spirillen Immunität erzeugt. Auch durch chemische Produkte 
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wti «iae eiltlgrdeke Behuidliuig IwrbdxnKliirea; so Ttiliiiidera «od Ul« Atozyi 
Hflhnenpirilloie. 

OiieTar^t Dr. Woitlie-Serliii ImtißkUt ttW DirlM (B«a«Ulieiiehe 
bei Pferden) «Ml llire Bekandlug mit AUxj], mit der er eelir g«te Er- 
folge ejxkU Jbiat, nur »ixiS das Mittel seliig und In aiuureicliender Meege ge- 
geben werden« 

Uebertraraig 4ee BMtikMlüeher». Dr. Mantenfel-Beriin teiU mit, 
duß es neAerdingg gelungen kti da« BücklaUfleber durcb BattenUnee von 
euMr Baite ani die andere sä ftbertragen« Er li&lt es nicbt fAi ansge- 
sdüossen, daS das Bückialldeber der Batte darch Battenllnse auf Henscoea 
tUiertragen werden kann; ancb FlOhe und Wanzen können iflr die Ueber- 
tragong in Betracht kommen. An den Vortrag schließt sich, eine längere 
Diskussion. 

AetlelMie der SypkUlji« Beferenien: Pr<^. Dr. Bertarelli-Tnrint 
Pro! Dr. Hell mann -Berlin, Dr. Lands teiner- Wien, PioL Dr^lCetschni- 
kolf-Paris und Prot Dr. Z a hol otky- Petersburg. 

Als erster Beferent spricht Prof. Dr. Hoff mann Aber Parasiten 
befunde bei menschlicner Syphilis. Nach seinen Untersuchungen 
konnte die Spirocha^ pallida bei acquierierter Syphilis in fast allen Krank- 
heitsprodukten der Frühperiode mit großer Begelmäßigkeit und mehrfach au^ 
bei Späteikrankungen nachgewiesen werden. Auch in inneren Organen Ver- 
storbener wurde sie gefunden ; bei kongenital -syphilitischen Kindern und Foeten 
seien die inneren Organe oft mit Spirochaeten überschwemmt gewesen. Die 
Färbung der Spirochaete geschehe am besten mit GiemsalOsung. Die Spiro- 
chaete pallida sei unzweifelhaft der Erreger der Syphilis und besitze für die 
Diagnose dieser Krankheit dieselbe Bedeutung, wie der Tuberkelbacillus für 
die Erkennung der Tuberkulose. Eine Züchtung der Spirochaete pallida sd 
bis jetzt noch nicht gelungen. 

Prof. Dr. Zabolotkyist derselben Ansicht, wie der Vorredner. 

Prof. Dr. Metschnikow behandelt besonders die Prophylaxe 
der Syphilis. Er hat eingehende Versuche mit Affen angestellt und her- 
ausgefunden, daß eine Calomelsalbe, die mindestens 25®/o Galomel enth&lt, ein 
sicheres Prophylakticum ist, sofern sie wenige Stunden nach der Impfung 
mit dem sypnilitischen Gift angewendet wird. Noch bessere Erfolge hat er 
mit Atoxyl gehabt Eine einmalige Einspritzung einer yerdttnnten Atozyllösung 
hat genügt, um das Ausbrechen der Symjn;ome mit Sicherheit zu yerhüten. 
Die Einspritzung braucht nicht sofort nach der Infektion geschehen, es können 
bis 14 Tage dazwischen liegen. 

Prot Dr. Bertarelli, der über Nachweis und Differential- 
diagnose der Spirochaete pallida spricht, ist ebenfalls der Ansicht, 
daß die Spirpchaete pallida als i&rreger der Krankheit anzusehen ist, wenn 
ihre ZflchtunJ; auch noch nicht gelungen sd. 

Dr. Land st ein er erörtert hauptsächlich die Immunit&t and Sero- 
diagnostik bei menschlicher Syphilis. Er führt aus, daß nach Her 
Syphiüsinfektion im erkrankten Organiunus Veränderungen eintreten, die be- 
wirken, daß eine erneute Infektion nicht mehr die Entwicklung eines typischen 
Primärafiektes heryorrnfe. Bei Tieren seien im Blute Syphilisantikörper nach- 
gewiesen. Die Versuche, ein als Vakzin verwendbares abgeschwächtes Virus 
herzustellen, habe noch kein eindeutiges Ergebnis gebracht 

Daran whließt sich ein Vortrag Ton Dr. Siegel -Berlin, der die 
Spiroeluiete pallida nidit als Erreger der Syphilis anerkennt; sie habe 
keine feste tjpiscbe Form und lasse sich auch nicht von den si^rophytiseh 
Torkommenden Arten unterscheiden. 

Dr. Oitron-Berlin hält darauf .einen Vortrag über Serodlagnostik 
der Syphilis* Wenn diese auch FeUnsoltaie zeige, so sei ihre Iföglichkett 
doch TOlMg erwiesen. Sie ktane der idinisciien Diagnostik wickfcige Dienste 
l^ten und sei auch für das praktisdie Leben wichtig, z. B. beim Eingehen 
dner Ehe, bei Auswahl von Ammen, für statistische Fälle usw. 

Nachdem Oberarzt Dr. Fornet-Straßburg über dasselbe Thema ge- 
sprechen Jiai, wird zur Diskussion über das Thema ^Aetioiogie der 
Syphilis, übergegangen, die sehr lebhaft war. Am Schluß derseyMs beschließt 
die Sektion auf Antrag ren Prof. Dr. Metschnikoff, am Grabe des um 
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die Syphilisfoischiing so verdienten Dt^ Schandinn einen Krans nieder« 
zulegen. 

Meningokokken nnd yerwandte Bakterien. Beferenten: Prof. Dr. 
Y. Lingelsheim-Beathen (Ob.-Schl.), Prof. Dr. Qhon-Wien. 

Prof. Dr.y. Li n g el s h e i m ist bei seinen Stadien ttber die morphologischen 
and biologischen Eigenschaften der Meningokokken, woza er bei der Geniclratarre« 
«pidemie 1904/05 in Oberschlesien genag Gelegenheit gehabt hat, za denselben 
Besoltaten gekommen, wie Weich selbanm. Einen sicheren Nachweis der 
Meningokokken ergibt ans das Eoltarverfahren. Von anderen differential* 
diagnostisch in Betracht kommenden Bakterienarten sind sie vermöge ihres 
morphologischen, knltarellen and biologischen Verhaltens mit Sicherheit nm 
anterscheiden. 

Der zweite Beferent, Prof. Dr. Ghon, bestätigt dies.- Matatio* 
nen, wie sie andere Forscher fttr den Memngococcos-Weichselbaam be- 
obachtet haben wollen, kommen nach seiner Ansicht nicht vor. Der Meningo- 
coccas- Weichselbaum* ist der ausschließliche Erreger einer besonderen 
Form akuter Meningitis, die teils sporadisch, teils epidemisch auftritt. Dem 
Meningococcus verwandte und fttr den Menschen krankheitserregende Eigen- 
schaften besitzende Kokken sind der Micrococcus Gonorrhoeae Neisser und 
der Micrococcus tatarrhalis Pfeiffer. 

Zu Beginn der letzten Sitzung (Sonnabend, d. 23. September) erstattet 
Geheimrat Prof. Dr. Löffler Bericht Aber den Elnfloss der Serambeliaad- 
Inng anf die Mortalität der Diphtherie. Wenn auch noch heute auf 
200000 Erkrankungsfälle 20000 Todesfälle kommen, wobei allerdings nur die 
Krankenhausstatistik berücksichsigt ist, bei der es sich vielfach um hoffnungs- 
lose Fälle handelt, so kann man doch feststellen, daß die Mortalität seit der 
Einftthrung der Behringschen Serumbehandlung ganz bedeutend zurückge- 
gangen ist. 

Krankheitserregende Protozoen. Der erste Beferent: Prof. Bt, 
V. Wasielewsky, ftthrt aus, daß gelegentlich alle schmarotzenden Protozoen 
als Krankheitserreger auftreten könnten. Von schmarotzenden Amoeben scheine 
allein Entamoeba hystolytica als Krankheitserreger für den Menschen Bedeu- 
tung zu haben. Von Darmflagellaten höherer Tiere errege gelegentlich die 
Gattung Lamblia beim Menschen Darmkatarrhe. 

Der zweite Beferent, Prof. Dr. Hewlett spricht über Haemospo- 
ridia (Malaria und Piroplasmosis). Nach seiner Ansicht schwanken die Ma- 
lariaparasiten in ihrer Giftigkeit und lassen sich durch gewisse morphologische 
ünterscliiede in verschiedene Klassen einteilen. Die Piroplasmen, von denen 
man mehrere Arten unterscheiden könne, rufen das Schwarzwasserfieber 
hervor. 

Insekten als Verbreiter von Krankheiten. Beferenten: Geh. Med.- 
Bat Prot Dr. Dönitz-Berlin, Dr. Galli-Valerio-Lausanne und Prof. 
Dr. Nut all- Cambridge. 

Prof. Dr. Dönitz behandelt hauptsächlich die Zecken; sie sind 
Zwischenwirte für Spirochaeten und Piroplasmen, die sich in ihnen vermehren 
und in ihnen einen Entwicklungsgang durchmachen, nach dessen Ablauf sie 
wieder Menschen infizieren können. Sie übertragen u. a. das Texasfieber. 
Leider ist die Kenntnis der Zecken noch sehr ungenügend und ihr genaueres 
Studium daher sehr wünschenswert. 

Prof. Galli-Valerio berichtet über die Bolle der Anthropoden 
bei der üebertragung von Krankheiten. Sie kommen in dreierlei 
Weise in Betracht, nämlich als einfache Träger von Parasiten, als direkte 
Ueberträger von Parasiten und als Wirte von gewissen tierischen Parasiten. 

Der dritte Beferent, Prof. Dr. Nut all, spricht über die neuesten 
Fortschritte unserer Erfahrungen über die Bolle der biut- 
saugenden Anthropoden (abgesehen von Moskitos und Stechmücken) bei 
' der üebertragung von Infektionskrankheiten. Nach seinen Er- 
fahrungen ist Glossina palpalis im stände, den Erreger der Krankheiten, Try* 
panoBoma gambiense, zu übertragen. Der Battenfloh überträgt die Pestbazillen 
von Batte zu Batte und trägt so zur Verbreitung der Pest bei; er sticht 
auch Menschen. 

Nach einer längeren Diskussion wurden auf Antrag von Galli-Valerio 
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Lausanne (1) und Bordas-ParÜEr (2) folgende Besolutionen einstimmig an- 
genommen: 

„Der 14 Internationale Kongreß für Hygiene und Demographie spricht 
den^ Wunsch aus, daß 

1. in den HospitSlern die Frage erwogen würde, wie man die für infek- 
tiöse Kranken und fttr Obduktionen bestimmte Zimmer yor dem Eindringen 
von Fliegen schützt; 

2. die Frage der Vernichtung der Hausfliegen als Thema für den nächsten 
internationalen Kongreß vorgeschlagen wird«*^ 

Im Anschluß an die vorhergehenden Beferate spricht noch Br. 
T er ni- Mailand über Stubenfliegen und Stechmilcken in der Aetioiogie der 
Wind« und Kuhpoeken« Er zeigt, daß denselben eine Bedeutung bei der 
üebeztragung dieser Krankheiten zukommt. 

' Es folgen zum Schluß noch Vorträge von Prof. Matsushita-Kyoto 
(Japan) über die Aetioiogie der Polineuritis gallinarum und über 
JBer i-Beri; Von Dr. Eisenb er g-Krakau über den Versuch ein er Infek- 
tionstheorie; von Dr. Friedberg-KOnigsbers; über einen neuen die 
Haemolyse beschleunigenden KOrper und über Agglutine sowie 
von Oberarzt Dr. Fornet-Stiraßburg über Opsonine und Opsonin- 
bestimmung bei Tuberkulose. Bpd. 

(Fortsetzung folgt.) 



Bericlit fiber die Stitzniiff des Meeklenbiirsiselieii Medi" 

zlnalbeamten- Vereins zu Rostock am 16. Hovember 1907» 

nacliiiiittafi:s I^V Tfhr int Bostocker Hof« 

Anwesend die Kreisphysiker Med.-Bat Dr. Unruh -Wismar, Med.-Bat 
Dr. Stephan-Qüstrow, San.-Bat Dr. Mulert-Waren, San.-Bat Dr. Vier- 
eck-Ludwigslust, San.-Bat Dr. Günther-Hagenow, San.-Bat Dr. Dugee- 
Bostock sowie als Gäste die Herren Prof. Dr. Kobert-Bostock und Sled.- 
Bat Dr Schmidt- Bestock (früher Gerichtsarzt in Düsseldorf). 

Vorsitz: Dr. Unruh. Schriftführer: Dr. Dugge. 

1. Nach Begrüssnng des Vortragenden und der Gäste widmet der Vor- 
sitzende zunächst dem verstorbenen Kreisphysikus Dr.Habermann-Güstrow 
warme Worte des Nachrufes. Die Versammelten erheben sich zum Zeichen 
der Ehrung und des Gedächtnisses von den Sitzen. 

IL Hierauf erfolgt der Vortrag des Herrn Prof. Dr. Kobert: Einiges 
Pharmakognostisches für Medizinalbeamte« 

Der pharmakologische Nachweis von Arznei* und Gift- 
pflanzen kann sein 

1. maluoskopisch, wie er bis in die neuere Zeit hinein fast ausschließlich 
geführt ist, 

2. mikroskopisch, 

3. mikrochemisch. Dieser Nachweis darf nicht zurüciutehen hinter dem 
mikroskopischen. Er ist unentbehrlich für alle solche Fälle, in denen vielleicht 
die jStruktur der Pflansenzellen noch erhalten ist, in denen aber die wirksame 
Substanz durch chemische Maßnahmen entzogen oder verändert ist. 

Für den Medizinalbeamten in Betradit kommend ist vor allem der 
mikroskopische Nachweis (2). Er ist für sie wichtig: 

a) bei Apothekenrevisionen, wo zwar die chemische Untersuchung 
dem pharmazeutischen Mitgliede obliegt, der mikroskopische Nachweis aber 
doch wohl ausschließlich dem ärztlichen Mitgliede gebührt und mOelich ist. 
Seit der Apotheker seine Drogen nicht mehr selbst pulvert, sondern piuyerisiert 
bezieht und beziehen durf (früher war dies verboten), ist die Möglichkeit, daß 
ihm kostspielige Pulver schon vom Großhändler verfälscht übermittelt werden, 
sehr naheliegend und kommt tatsächlich sehr oft vor. Gerade deshalb muß 
die Apothekenvisitation jetzt stets auch mikroskopisch sein. 

b) Gerichtsärztlich (z» B. bei der Untersuchung von Pulvern, die 
zu Vergiftungs-, zu Abtreibungszwecken benutzt werden; desgleichen bei 
Untersudiung des Magen-, Darm- und Kotinhalts bei Sektionen). 

Vortragender bespricht hierauf von denjenigen Steifen, die in der kurzen 
Zeit einer Stunde abgehandelt werden können, vor 2lem A. Kristalle, B. Trichom- 
gebilde. 
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A. Kristall« mni dem Aehnlidieg. 

Sie können schon in lebenden Zellen vorhanden sein, sich ahen in jseUenen 
FUien 9M$k mit b^im Ahsterhan der Piaaaen bilden, irie ^. £. Jsm^ (Badix 
Budanae, Bad. Inolae Helenii). 

KoUeun^utei K»lk findet sich im Kbunpen oder Dilisenform ; die 
Kdstaile bangen sMrkwJUdsgerweise entweder an etnem Stiel an der Woßd 
der Zelle oder sitzen in der Basis eines Trichoms (Haschisch). 

Weiii0anrer Kalk bildet aich sl B. in Vlnosi colchki in schOnen 
Kristallen, ist aber in keiner Droge prälorxniert. 

Oxalsaurer Kalk ist lür unsere Zwecke das weitaus Wichtigste. 
Er ist uns bekannt aus dem Bodensatz des Urins, hat aber in den Pflanzen 
ganz andere und zwar sehr vielgestaltige, zu zwei verschiedenen ErystaU- 
Systemen gehörige KristalUormen, die sich auch durch ihren Kristallwasser- 
gehalt unterscheiden. Von den vielen Formen seien folgende genannt: Zu- 
nächst können die Kristidle von einem Hautchen umgeben sein und so an der 
Wand der Zelle frei hängen. Dies ist s^er bei Drogen selten. Sehr häuflg 
finden sich lange Beihen parallel gelagerten rechteckiger Oxalate, zum Zwecx 
der Besistenzverminderung, um eine Bastfaser herumgelagert, Mauersteinen 
gleichend. Diese Elemente bleiben beim Pulverisieren unzerkleinert, also auch 
in der gepulverten Droge nachweisbar. Zum Oxalsäuren Kalk gehören femer 
die sehr häufigen Baphiden bei der ScUla. 

Ferner s chwalbenschwanz ähnliche E[ristaUe, wie bei der Qnillaja. 
Dieser Nachweis ist wichtig für die Untersuchung von Schaumgetränkzusätzen, 
LiBiOBaden nsw., fär wekhe die Benutzung der Quillajarinde verbeten ist. 
Die Kristalle sind hier im Bodensatz nachweisbar, faUs Pulver oder unfil- 
triertes Dekokt der Quillajarinde benutzt ist. Auch zu Waschzwecken findet 
die QiüUaja ungemein viel Verwendung und gerade dabei reißen die spitzen 
Kristalle die zu waschenden Gegenst&nde entzwei. Noch schlimmer ist es, 
falls die Wäsche, wie in Strafiburg und Paris, mit einem Sttlck Quiilajabast 
abgerieben wird. 

Unter die kristallhaltigen Präparate gehören verschiedene braune Pulver- 
arten, welche, zu Abfuhr- und Abtreibungszwecken heimlich vertrieben werden 
und meist Bhabarber tothalten,' nachweisbar durch morgensternartige, ganz 
besonders schöne und sehr große Kristalle. Diese Morgenstern-Kristalle finden 
sich freilich auch in manchen anderen Pfianzen, -aber nie von solcher Größe. 
Ln Digitalispulver dttrfen sich überhaupt keine Oxalate, also keine Morgen- 
sterne, keine Bhomben, keiüe Mauersteine, keine Baphiden oder sonstige Kri- 
stalle finden ; finden sie sich, so ist die Fäbchung nachgewiesen. 

B. Trichome. 

a) Mit Kristallen verdnigt finden sich TriduMtne in Flores Verbasci, 
welche in ihren Antheren haarartige Auswüchse zeigen. Auf ihnen sitzen die 
Kristalle, desgleichen auf Haschisch, den Blättern und Spitzen des in- 
dischen Himfs, Haare mit Caldumkarbonatdrüsen. Dieser Nachweis ist beson- 
ders deshalb wichtig, weil es sonst eine chemische Beaktion auf Haschisch 
nicht gibt. 

b) Ohne Kristalle: Althaea, Büschelhaare, in der pulverfsiertea 
Droge noch büschelartig nachweisbar, charakteristisch für alle Malvazeen. — 
K am ala, vielfach, ja fast stets Fälschungen unterworfen. Die verfälschte 
Waare besteht nur aus 2 Gebilden, nämlich aus braunen Drüsen imd aus 
weißen, sehr dickwandigen und spitzen Büschelhaaren. Wo außer diesen 
braunroten Drüsen, körl^henartig aussehend, und Büschelhaaren noch andere 
GebUde zu sehen sind, da liegt Verunreinigung oder Fälschung vor. Die Me- 
dizinalwirkung der Haare besteht darin, daß sie den Bandwurm direkt auf- 
spießen. — Senna,' Haare mit kleinen Bauhigkeiten besetzt, eingekeilt. — 
Arnica, Doppelhaare, parallel zasammengewachsen. — Ausgelaugter Semen 
Strychni ist chemisch sehr schwer, anatomisch, z. B. bei Vergütungen, unmöglich 
nachweisbar; zwar ist die Strychninvergiftung klinisch gut erkennbar, doch 
fällt ja dieses Moment in forensischen Fällen meist weg. Hier ist für den 
forensischen Nachweis höchst wichtig, daß mikroskopisch schon mit schwacher 
Vergrößerung in der äußeren Schicht charakteristisch ungemein resistente 
Haare sich befinden, brdt, abkni<d:end, dachziegelförmig auf einanderliegend ; 
sie bleiben beim Pulverisieren unzerstört uad halten sich selbst in Leichen 
noch lange Wochen, ja Monate. — • Filix mas: Hohlräume in dem Bhizom. 
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In diese HoUr&nme spring^ ein koffeliges Gebflde Tor, Schacht sehe Drüsei 
fttr die Identifizlenuig ueser D/oge, z. B. gegenüber dem Adierfani, sehr 
wichtig. — Salria: Peitschenhaare, Drttsenhaare. — Mentha piperita; 
Oeldrflsen, in seltenen Fällen mit Mentholkristallen besetzt, und spitz endende 
Haare ; dieselben Haare finden sich auch bei den anderen Menthaartcn (crispa 
und pulegium), welche als Abortiymittel oft benutzt werden. — FloresLayan- 
dulae: Oeldrttsen und gegabelte Haare. — Absynth: T- Haare, bleiben beim 
Pulrerisieren ganz, sehen in der Aufsicht einer Magnetnadel nicht unähnlich. 
— Digitalis: Polyer, welches ja chemisch nicht gut nachweisbar ist, 1. keine 
Kristalle, 2. spitze Gliederhaare, 3. einköpfige Gliederhaare, 4. zweiköpfige 
Haare. — Belladonna und verwandte Pflanzen: lange, spitzendende Haare 
und Drttsenhaare, manchmal zusammensitzend. (Dieses letztere wird nur bei 
dieser yorkommen.) Der Unterschied zwischen Belladonna, Hyoscyamus und 
Stramonium liegt nicht in den Haaren, sondern in der Form der Kristalle. 

Der Vortragende begleitete seine Ausführungen mit der Demonstration 
yon zahlreichen, höchst instruktiven Abbildungen und schließt mit der Hoif* 
nung, daß es auch in Deutschland an der Zeit und wünschenswert sei, dem 
Me£zinalbeamten, wie es auch in anderen Ländern der Fall sei, eine inten« 
siyere Ausbildung und Fortbildung in der Pharmakognosie zu Teil werden 
zu lassen. 

IIL San.-Bat Dr. Günther-Hagenow: Sektionsbefnnd bei Tod dureh 
elektrische Ströme. 

In jüngster Zeit hatte Vortragender Gelegenheit, die Obduktion eines 
Monteurs auszuführen, der bei der Beparatur elektrischer Beleuchtungsapparate 
im Schacht zu Jeßnitz beschäftigt war und plötzlich mit einem lauten Schrei 
tot hingefallen war. Die Frage war, ob der Tod durch elektrische Ströme 
herbeigeführt war oder ein Herzschlag das Ende bedingt hatte. Ein Ingenieur 
hatte bald nach dem Unglücksfalle die Isolierung befeuchtet und versuchsweise 
die Leitung berührt; er war hier durch den Strom zu Boden geschleudert 
worden. Die Wirkungen elektrischer Eatladuogen, denen diejenigen des Blitzes 
zur Seite gestellt werden können, sind nun recht verschiedenartige; auch 
die Obduktionsbefunde sind sehr wechselnde gewesen. 

Schlockow sagt darüber: „Die Wirkungen des Blitzes sind dieselben, 
wie elektrische Entladnngsschläge und zeigen teils chemische, teils rein phy- 
siologische Wirkung. In letzterer, reflektorischer Herzlähmung haben wir die 
Ursache des Todes zu sehen. In seltenen Fällen werden Zerreißungen innerer 
und äußerer Organe durch Blitzschläge angetroffen.'' Kaspar-Liman be- 
richtet über eine Buptur des Herzens nach Blitzschlag ; ganz ausnahmsweise 
sollen Abreißungen von Gliedmaßen vorgekommen sein. Bichardson hält 
die Wirkungen durch Blitz für verschiedene, je nach Art der Entladung, je 
nachdem positive oder negative Elektrizität, primärer oder sekundärer 
Strom vorhanden war. In nicht tötUehen Fällen sind Hirnerschütterung, 
Neuropathien, Augenaffektionen, hysterische Erscheinungen und Verbrennungen 
konstatiert, unter letzteren namentlich weiß-grau umsäumte Durchlöcherungen, 
der Fußsohlen. Faedet erwähnt einen FaU, wo die durch Blitz erzeugten 
Nugillationen am Halse jenen nach Erwürgen ähnlich sahen; desgleichen fand 
sicn hinter dem Ohr eme Verletzung, fie einer Schußwunde ähnlich sah. 
Sektionen vom Blitz erschlagener Personen habe ich nicht gemacht, dagegen 
verfüge ich über drei Beobachtungen durch Blitz verletzter Personen : 1. Läh- 
mung des Plexus brachialis mit langdauemder Atrophie des Armes. In diesem 
Falle bestanden drei Tage lang ausgedehnte Blitzfiguren (vaso paralytische 
Veränderungen). 2. Ausgedehnte Verbrennung zweiten und dritten Grades. 
3. Eine nach Blitzschlag eintretende Trübung der Linse nebst zunehmender 
Atrophie derselben. 

Die Wirkung der Wechselströme mit hoher Spannung sind diesen ähn- 
lich. Als Todesursache geben die Lehrbücher plötzlichen Herz- und Bespi- 
rationsstillstand an. Es finden sich Verbrennungen einer Kontaktstelle sowie 
Erstickungsbefunde. 

Kratter erwähnt einen solchen Fall. Granzer sah Ekchymosen'^^in 
der Haut, Lungen und am Herzen. Bei "Versuchshunden fand man kapillare 
Haemorrhagien in der Mendulla oblongata. Weitere Untersuchungen sind in 
Amerika an Leichen der durch elektrischen Strom Hingerichteten gemacht. 
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Es fanden sich an der äofieren Haat Brandblasen, donklslflüssige Beschaffenheit 
des Blntes, kleine Haemorrhagien an dem Herzen und im Gehirn. 

Der Obdnktionsbef and ist also meistens nnr ein sehr dttrftiger gewesen ; 
er ist weiter ein sehr wechselnder gewesen and nar selten eindeatig genug, 
am aas dem Befände auf die Todesursache zu schließen. 

Vortragender teilt daher nachfolgenden Obduktionsbefond mit, wegen 
der Beichhaltigkeit der objektiven Veränderungen und weiter, weil die Er* 
stickungsbefunde in auffälliger Weise heryortreten : 

N. hatte an der Leitung allein gearbeitet, in seiner Nähe arbeiteten 
noch andere Personen. Da Jeßnitz ein Salzwerk ist, konnte Ton Erstickung 
wohl nicht die Bede sein. 

Bei der Sektion, die 40 Stunden nach dem Tode stattfand, mußten andere 
Ursachen plötzlicher Todesfälle mit berücksichtigt werden, so namentlich 
Embolien. Vom Sektionsbefund sei nur das wesenUichste mitgeteilt: 

Aeußere Besichtigung: Große Ausdehnung der Totenflecke, die 
an den Beinen eine mehr rosarote Färbung zeigen. Im Bereich der Totenflecke 
über dem Bücken eine Beihe Stecknadelkopf- bis linsengrofle Ekchymosen. 
In der Taille rechts hinten, entsprechend dem rechten h^teren Hosenicnopf, 
ein eingetrociuieter halbpfenniggroßer Schorf, unter dem Schorf ein flaches 
Bluteztrayasat. In der Bindehaut der Augen eine große Beihe eben sichtbarer 
bis stecknadelkopfgroße Ekchymosen. Gliedmaßen unverletzt. 

Kopf höhle: Blut von dunkelflüssiger Beschaffenheit. Großer Längs* 
blutleiter zum größten Teil leer. Stellen der Pia strotzend mit dunkelflüssigem 
Blute gefüllt. Ausgesprochenes Oedem der Pia mater. Gehirn sehr blut' 
reich, feucht glänzend, reichliche Blutpunkte auf dem Durchschnitt 

Brust und Bauchhöhle: In den Herzhöhlen wenig dunkles, flüssiges 
Blut. Entlang der hinteren Coronaria einige eben sichtbare Ekchymosen; in 
der Lungenschlagader und in den Kranzadern kein Embolus. 

Die Lungen sehr blutreich, am rechten Oberlappen alte bindegewebige 
Verwachsungen, üeber der Pleura pulmonalis hinten links nnd rechts, ebenso 
zwischen den Lungenlappen einzelne Ekchymosen. Auf der Pleura costalis links 
und rechts neben der Wirbelsäule einzelne erbsen- bis linsengroße fast rost- 
farbene Ekchymosen. Die Luftröhrenschleimhaut im ganzen Verlauf von 
rosenroter Färbung, keine Schwellung der Schleimhaut. Unterhalb der Stimm- 
bänder einzelne punktförmige Ekchymosen. 

Bauchhöhle: Milz sehr groß und blutreich, pulpöse Hyperplasie, 
Nieren sehr blutreich, Magen im Fundus eigentümlich verfärbt; von fern 
mahagonibraun aussehend. Näher betrachtet findet sich eine starke Blut- 
füUung oberflächlicher Gefäße, sowie kleinste Blutergüsse in die obersten 
Schichten der Schleimhaut. Die mikroskopische Untersuchung zeigte strotzend 
gefüllte Venen in der Umgebung des Grundes der Drüsenschläuche, sowie 
freies Blut zwischen den Drüsenschläuchen; Leber sehr groß und blutreich. 
Von rosaroter Beschaffenheit ist auch der Dünndarm, ohne daß es hier zu 
denselben Bildern wie am Magen gekommen ist. 

Der Befand zeigt also zweifellose Erstickungsbefunde. Es handelt sich 
zweifellos um schwere vasoparalytische Wirknngen des elektrischen Stromes. 

An der Diskussion beteiligten sich die Herren Kobert, Viereck 
und Stephan, welche Erlebnisse und Erfahrungen aas ihrer eigenen Tätig- 
keit vorbringen. 

IV. Auf Anregung des Herrn Unruh wird besshlossen, die vom Mi- 
nisterium in der Verordnung vom 5. April 1907 bestellten ständigen Ver- 
treter zum Beitritt in den Medizinalbeamtenverein aufzufordern. 

V. 1. Als nächster Versammlutigsort wird Schwerin, als Zeit 
Ende April n. J. in Aussicht genommen. 

2. Nach Entgegennahme des Kassenberichts witd beschlossen, für 
dieses Jahr von der Erhebung eines Beitrages abzusehen. 

3. Die Vorstandswahlen ergaben, nachdem der bisherige erste 
Vorsitzende, Medizinairat Dr. Havemann- Parchim aus Gesnndheitsrücksichten 
eine Wiederwahl abgelehnt hatte, als ersten Vorsitzenden Med.-Bat Dr. Unruh- 
Wismar, als zweiten Vorsitzenden Med.-Bat Dr. Wil he Imi- Schwerin und als 
Schriftführer wieder San.-Bat Dr. Dugge-Bostock. 

Dr. Dugge-Bostock. 
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Bericht fiber die Medlglnalbemnten -Tewammlgiig 
dem Befi:.-Be9Elrk8 Sttade am 7. Besember 1907 In filtade. 

Anwesend die Herren: Bog.-Präs. Freili. yon BeiswitznndKader- 
zin, Ob.-Beg.-Bat tob Ellerts, Prof. Dr. Tjaden ans Bremen, Pliysilnis 
Dr. Sieyeking und Abteilnngsvorsteher vom hygienischen Institut Dr. Kister 
aus Hamburg, Beg.- und Med.-Bat Dr. F i n g e r , Beg.-Ass. vonHasselbach, 
die sämtlichen Landrfite und Medizinalbeamten des Bezirks und die kreisärzt- 
lich geprüften Aerzte Dr. Brackmann aus Bremer?Orde und Dr. Vellguth 
aus Kirchtimke. 

Der Begierungspräsident eröffnete die Versamlung, begrftfite die Giste 
und übertrug den Vorsitz dem Beg.- und Med.-Bat. 

I. Neuere Forschungen fiber Immunität. Beferent: Herr Kreisarzt 
Dr. Brummuad-Siade. 

unter Zoiiilfenahme von Zeichnungen wurde zunächst die Ehrlich- 
sche Seitenkettentheorie eingehend erläutert und auch die Metschnikoff- 
sehe Phagozytenlehre einer kurzen Kritik unterzogen. 

Sodann wurden die Opsonine W r i g h t s , die Bakteriotropine Ton Neu* 
feld und Bim p au, die Aggressine und die bakteriolytischen Enzyme be- 
sprochen. Hieran schloß sich eine ausführliche Erörterung der Frage der 
Behandlung der «Bazillenträger^, besonders der chronischen Typhusträger. 
Der Beferent stellt zurzeit Versuche mit einem Silbereiweißpräparat nOmorol** 
an bei einer 65 Jahre alten chronischen Typhusträgerin, die in ihrem 11. Lebens- 
jahre Typhus durchgemacht, sich seitdem aber stets wohl gefühlt hat. üeber 
das Ergebnis dieser Versuche soll später besonders berichtet werden. 

Weiterhin wurde gesprochen über die Ophthalmoreaktion, die biologische 
Eiweißdifferenzierungsmethode, die Komplementreaktion und besonders ein- 
gehend über die SerodiagnosUk der Syphilis nach Wassermann. 

Im zweiten Teile des Vortrages wurden die wichtigsten Fortschritte 
dargelegt, die die Therapie der Infektionskrankheiten aus den neueren 
Forschungsergebnissen der Immunitätswissenschaft gewonnen hat. So wurde 
hingewiesen auf das agglutinierende Diphtherieserum von Wassermann, auf 
die Typhus- und Gholeraschutzimpfungen, auf die Serumbehandlung des Typhus, 
der Genickstarre, des Kindbettfiebers, die yerschiedenen neueren Tuberkulose- 
präparate und die Bekämpfung der Schlafkrankheit. 

in der Diskussion hob der Vorsitzende die Schwierigkeiten 
herror, weiche bei den Schutzmaßnahmen gegen sogen. Bazillenträger hervor- 
getreten seien. T J ad e n betonte besonders die Notwendigkeit der fortlaufenden 
Desinfektion am Krankenbett, Sieveking und Kister erörterten u.a. die 
Ophthalmoreaktion bei Typhus und Tuberkulose, sowie den bakteriologischen 
Nachweis der Typhuserreger und Wassermanns Serodiagnostik der Syphilis. 

IL Die bakteriologische Diagnose ansteekender Krankheiten« B,e* 
ferent : Herr Kreisarzt Dr. p i t z - Stade. 

um aus den bakteriologischen Untersuchungen, welche im Königlichen 
Medizinal- Untersuchungsamt an Ausscheidungen Eriorankter und Leichenteilen 
Verstorbener yorgenommen werden, einen möglichst großen Nutzen für die 
Feststellung und Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten ziehen zu können, 
müssen fünf Punkte beachtet werden. Diese betreffen 

1. die Kenntnis der Wege, welche die Krankheitserreger im menschlichen 
Körper einschlagen, 

2. die auf dieser Kenntnis fußende wichtige Auswahl der Untersuchungs- 
stoffe je nach der Art und Zeit der Erkrankung, 

8. die sachgemäße Entnahme, Verpackung und Versendung der Unter- 
suchunffsstoffe, 

4. die dem derzeitigen Stande der Wissenschaft entsprechende Ver- 
arbeitung der eingelieferten Materialien, und 

5. die richtige Beurteilung der Untersuchungsergebnisse. 

Diese fünf Punkte werden ausschließlich beim Typhus bezw. Paratyphus 
besprochen. Diese Krankheiten spielen der Zahl nach bei den Medizinal- Unter- 
suchungsämtem die erste Bolle ; überdies stehen sie durch die groß angelegten 
Forschungen im Südwesten des Beichs im Mittelpunkt des Interesses. Auch 
sind die für den Typhus zur Verfügung stehenden Untersuchungsmethoden so 
durchgearbeitet, wie bei keiner anderen Infektionskrankheit. Bei dieser Be- 
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spreclinng wird ganz besonders an! einige pralctisch wiclitige, aber wenig be- 
achtete PonlEte hingewiesen, wie z. B. das h&ufige Versagen von Blnt- und 
Stoliiantersucliangen bei siclieren Fäilen, anf das Vorlcommen yon Paratyphns 
neben Typhas nicht nur in der gleichen Epidemie, sondern auch beim gleichen 
Indiridanm. 

Nach der Besprechnng des Typhus folgen einige kurze Bemerkungen 
über Buhr-, Diphtherie und Tuberkolose. Schließlich wird noch etwas aus- 
führlicher auf die Genickstarre eingegangen, die zwar im hiesigen Bezirk 
selten ist, bei der aber gerade die Feststellung der ersten Falle den größten 
Wert hat. 

Zum Schluß wird auf die neuen Methoden zur Feststellung solcher In- 
fektionskrankheiten, deren Erreger noch nicht bekannt sind, hingewiesen. 

Nach diesem Vortrag, an welchen sich eine Diskussion nicht anschloß, 
wurden das vor kurzem eröffnete Medizinal - Untersuchungsamt und die dort 
aufgestellten Präparate besichtigt. Fing er- Stade. 



Berieht fiber die Yersaminlans des Pfälzischen UTedizinal- 
beamtenTerelns in Neustadt a. H. am ^ß. S^eptember 1907. 

Anwesend: Aiaf berg, Becker-Speyer, Clessin, Faber, Fiedler» 
Handschuch, Herrmann, yon Hösslin, Hofrat Kaufmann, S. Kauf- 
mann, Koch, Kühn, Rehmer, A.Bunck, Sack, Spenkuch, Stark, 
Wirsching, Wunder, Zorn. 

In den Verem wurden aufgenommen die staatsärztlich geprüften Aerzte 
Dr. Koch in Waldmohr und Dr. S a c k in Oberhausen. 

Zur Yorstandswahl stellt Böhmer den einstimmig angenommenen 
Antrag: Die bayerische Landesrersammlung wolle beschließen, daß die zweite 
Hälfte des § 6 der Statuten, wonach eine Wiederwahl der Vorstandschaft un- 
zulässig ist, aufgehoben werde. 

Hierauf tritt die Versammlung in die eingehende Beratung der Beform- 
Torschlftge für den amtsärztliehen Dienst im Königreiche Bayern ein. Der 
Vorsitzende gibt bekannt, daß die Leitsätze hierzu, welche in Nr. 19, 1907 der 
„Zeitschrift für Medizinalbeamte'' und in Nr. 41, 1907 der „Münchener medi- 
zinischen Wochenschrift*' yeröifentlicht sind, in wiederholten Beratungen 
Ton dem Gesamt Kerstan de des Bayerischen Medizinalbeamtenvereins unter Zu- 
ziehung des Landgerichtsarztes Dr. B u r g 1 - Nürnberg und des Dr. C. B e c k e r- 
München aufgestellt und yon letzterem redigiert worden sind. 

Die Versammlung schließt sich im ganzen und großen und einmütig 
diesen Vorschlägi;n an und hält sie für eine geeignete Grundlage zur Beform 
des amtsärztlichen Medizinalwesens. Sie hält folgende Abänderungen für 
wünschenswert : im zweiten Abschnitte sei Nr. 1 zu streichen. Zum dritten Ab- 
schnitt Nr. 2 betont Hof rat Kaufmann unter alUoitiger Zustimmung, daß 
die Stellen der Bahnärzte und der Armenärzte allen Aerzten freigegeben 
werden und durchaus kein Privileg für die Amtsärzte bilden sollen. 

Zu II des 4. Abschnittes wird beschlossen, daß eine Erweiterung des 
Wirkungskreises der bezirksärztlichen Stellvertreter im Verwaltungsdienste 
nicht angestrebt werden möge. 

Im 8. Abschnitt sei der ganze Teil I zu streichen. Abgesehen yon den 
Bedenken gegen den Inhalt desselben wurde noch besonders hervorgehoben, 
daß es sich mer um rein yerwaltungsrechtliche Fragen handele. 

Bezirksarzt Dr. Hörrner bringt schriftlich seine Bedenken gegen die 
gebührenfreie Untersuchung der Bentamtsinzipienten zur 
Kenntnis der Versammlung. Diesen Bedenken wird prinzipiell und besonders 
der Konseqaenzen halber zugestimmt und beschlossen, diese Angelegenheit dem 
Vorstande des Bayerischen Landesvereins zur weiteren Behandlung zu unter- 
breiten. 

Dr. Alafberg und Dr. Böhmer werden der Landesversammlung in 
München beiwohnen. Dr. Kühn. 

VerantworÜ. Redakteur: Dr. Kap mun d, Beg.- o. Geh. Med.-Bat in Minden i. W. 
J. C. C. BnuB. F«nof;L SftclUL o. F, 8elL-l* Hefbnelidnicker«! in Mlnd». 
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Bericht fiber den XIT. Internationalen Konfi:res8 

fftr ]Iyfi:iene und DeniOfi:raphie in Berlin Tom ftS. bis 

»9. S^eptember 1907. 

(Fortsetznng.) 

B. AbtelliingB-Sitaangea. 

II. Abteilang für Ernährungshygiene und hygienische 

Psysioiogie. 

Bericht über den Stand der Nataningsmittelgesetzgebang und -lieber* 
wachnng in den rerschiedenen Lftndern. Beferenten: Prof. Dr. Chasse* 
yant-Paris, Geh. Beg.-Bat Dr. K er p- Charlottenburg, Hof rat Dr. Lndwig- 
Wien, Prof. Wiley- Washington. 

Zunächst führt Prof. Ohassevant ans, daß in Frankreich die Ueber- 
wachnng der Nahrangsmittel, die den Zweck yerfolge, die Öffentliche Gesund- 
heit zu schützen und Betrug und Verfälschungen zu unterdrücken, durch drei 
Gesetze geregelt würde. Zur hygienisch wiräamen Deberwachung der Nah- 
rungsmittel und zur Unterdrückung von Betrug und Verfälschungen sei ein 
Probeentnahmedienst eingerichtet. Ferner sei eine Einheitlichkeit in dem offi- 
ziellen Analysierungsmethoden durchgeführt; es wäre wünschenswert, wenn 
darin auch eine internationale Einigung erzielt würde. 

Geheimrat Dr. Kerp spricht über Nahrungsmittelgesetzgobung und 
-üeberwachung im Deutschen Beiche und hebt die Erfolge des Nahrungsmittel- 
gesetzes vom 14. Mai 1879 hervor. Er hält es für wünschenswert, wenn Stoffe 
oder Arbeit des Verfahrens verboten werden könnten, welche einem Lebens- 
mittel oder einem Gebrauchsgegenstande den Schein einer besseren Beschaffen- 
heit oder eine gesundheitsschädliche Beschaffenheit zu verleihen vermögen. 
Der Umfang und die Art der Ausführung der Nahrungsmittelkontrolle scd ent- 
scheidend für die Wirksamkeit der Nalurungsmittelgesetzgebung. Der berufene 
Sachverständige sei der Nahrungsmittelchemiker; dies müsse bei Bestellung von 
Sachverständigen berücksichtigt werden. Notwendig sei die Einheitlichkeit des 
Untersuchungsverfahrens und der Beurteilungsgrundsätze. 

Die beiden anderen Beferenten, Prof. Dr. Ludwig und Prot Wiley 
erörterten in ähnlicher Weise die Nahrongsmittelgesetzgebung der betreffenden 
Länder. 

Der Stand der Yerwendnng von Konservierungsmitteln ffkr Nahmngs- 
und GennssmitteL Beferenten: Prof. Dr. Blauberg-Odessa, Ob.-Med.-Bat 
Prof. Dr. Grub er -München, Prof. Dr. Lehmann -Würzburg, Geh. Beg.-Bat 
Prof. Dt. Paul -München. 

Die Beferenten sprachen sich im großen und ganzen dahin aus, daß den 
Nahrungsmitteln kein Stoff zugesetzt werden dürfe, dessen Unschädlichkeit 
nicht auch für Kinder und Schwächliche sowie bei längerem Gebrauch 
unzweifelhaft nachgewiesen sei Vielfach übliche Stoffe, wie schweflige Säure, 
Formaldehyd, Borsäure u. dergl. werden als Konservierungsmittel verworfen. 

Die volkswirtschaftUchen Wirkungen der Armenkost. Beferenten: 
Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Bubner- Berlin, Prof. Dr. Blauberg- Odessa. 

Prof. Dr. Bubner versteht unter Armenkost eine aus genußmittelarmen 
Vegetabilien bestehende Kost, die zur Herstellung und Erhaltung eines nor- 
malen Körpergewichtes nieht genügt. Sie setzt den Ernährungszustand 
herab ; daraus folgen verminderte Arbeitsleistung, hohe Krankheits- und Sterbe- 
ziffern, körperliches Zarückbleiben der Kinder, starke Inanspruchnahme der 
Krankenkassen, event. auch Einwirkungen auf die Gemütsstimmungen. Solche 
Leute geben einen guten Nährboden für Epidemien ab. Ungenügende Er- 
nährung ist aber nicht immer Ursache eines ungenügenden Einkommens, son- 
dern häufig Folge schlechter Wirtschaft, falscher Ernährung, schlechter Koch- 
kunst und den Genuß alkoholischer Getränke. Wünschenswert ist es, wenn durch , 
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ein lentrales Nahnmgsamt die öffentliche Ern&limng nntenncht und kontrol- 
liert wird. 

Prof. Dr. Blanberg berichtete über praiLtieche Erfahrungen, die er 
1905 in Odessa gesammelt hatte. Damals mnfiten 40 000 Menschen ans Öffent- 
lichen Mitteln onterhalten werden. Trotzdem die täglichen Mahlzeiten nnr auf 
14 Pf. zu stehen kamen, konnte doch eine genügende Nahrung abgegeben 
werden, die aas einer Sappe bestand, in der reidilich Fleisch, Kartoffdo, riel 
Gemttse, Schweinefett and einzelne Geaaßmittel enthalten waren. Warme 
Speisen warden vorgezogen. Wegen der großen, ttberall bestehenden Un- 
wissenheit über rationelle Emährang hUt er eingehenden Unterricht über £r- 
nährangshygiene für notwendig. 

In der daraof folgenden Disknssion wird aof Antrag yon Geh. Med.-Bat 
Prof. Dr. Babner folgende Besolation angenommen: «Die Sektion spricht 
den Wansch aas, daß der Kongreß entsprechend dem Vorschlage des Herrn 
Babner die Schaffang zentraler Nahrangs&mter zam Zwecke der Erforschung 
and FOrderang der Volluernährang anregen möge.'' 

Ueber die Bedürfnisse der Nahrnngsmittelgesetsgebmig. Beferenten: 
Prof. Dr. Haeppe-Prag, Beg.- a. Geh. Med.-Bat Dr. Abel-Berlin, Dr. 
Andr6-Brüssel, Geh. Beg.-Bat Prot Dr. König -Münster. 

Prof. Dr. Haeppe betont die Notwendigkeit einer Gesetzgebung, die 
klipp and klar festsetzen müsse, daß nar bestimmte and im Gesetz genannte 
2Sasatze and Manipalationen erlaabt seien ; nar dann sei die technische Dorch- 
führang mit den hygienischen Forderangen in Einklang zn bringen. 

Geheimrat Dr. Abel ist der Ansicht, daß die deatsche Nahrangsmittel- 
gesetzgebang im allgemeinen ihren Aufgaben (Verhütang yon Gesondheits- 
sdiädigangen and Aasbeatang der Käafer) gerecht werde, daß sie aber ener- 
gischer durchgeführt werden müsse. Die behördliche üeberwachang des Nah- 
rangsmittelyerkekrs müßte nach einheitlichen Grandsätzen erfolgen; &t amtliche 
Nahrangsmittelüberwachang müßte sich auch auf die Gewinnung und Her- 
stellung der Lebensmittel erstrecken; die erforderlichen Untersuchungen 
dürften nur in öffentlichen Anstalten von geprüften Nahrungsmittelchemikem 
ausgeführt werden. 

Dr. Andr6 will die Gesetzgebung und die üeberwachung des Nah- 
rungsmtttelyerkehrs durch die Verwaltungsbehörden geregelt wissen. Er tritt 
für hohe Strafen ein und wünscht schließlich eine internationale Verständigung 
bezüglich der gesetzlichen Vorschriften und des Untersuchungsverfahrens. 

Auch Prof. Dr. König wünscht eine internationale einheitliche Bege- 
lang. Für Deutschland schlägt er einen aus den verschiedenen Interessenten 
(Vertretern der Wissenschaft, Bechtspflege, der Verwaltung, des Gewerbes und 
Handels) zusammengesetzten Beirat Tor, der alle einschlägigen Fragen prüfen 
bezw. begutachten soll. 

In der Diskussion wird ebenfalls von verschiedenen Bednern die Not- 
wendigkeit einer einheitlichen internationalen Begelung der Nahrangsmittel- 
gesetzgebung betont und aaf Antrag von Dr. Bentzen-Christiania wird fol- 
gende Besolation angenommen: „Die Sektion spricht den Wansch aus, daß 
das permanente Komitee für den nächsten Kongreß veranlaßt werde, die Frage 
zur Beschlußfassung vorzubereiten, ob es zweckmäßig sei, internationale Kon- 
ferenzen zu berufen, die internationale Konventionen über den Verkehr mit 
Nahrungs- und G^nußmitteln vereinbaren sollen.'^ 

Bezirksarzt Dr. Flink er- Wiznitz (Bukowina) referiert darauf über 
das rituelle Fasten in hygieniseher und sozialpolitischer Beziehnng and 
weist dabei auf die schädlichen Folgen desselben, die er in seiner Heimat Ge- 
legenheit hat zu beobachten, hin. In der Zeit der Fasten erreichten die Epi- 
demien eine erschrecklich hohe Sterbe- und Krankheitsziffer; es sei bei dem 
semitischem Volk, das die strengen Maßregeln selbst wünsche, schwer, Abhilfe 
zu schaffen. Hierauf spricht Dr. Tr om ms dorf -München über Mliehlemko- 
lytenprobe* Es folgen weiterhin die Vorträge von Dr. Sternberg- Berlin 
über Kost und Kfiehe im Krankenhaus und von Prof. Dr. Jürgensen- 
Kopenhagen über Erziehung zur Koehkunst und Volksgesnndheit. Letzterer 
spricht sich für die Errichtung eines diätetischen Instituts aus, dessen Leitung 
einem hygienisch und theoretisch gut ausgebildeten Arzt übertragen werden 
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rnttflse. Auf seinen Antrag wird folgende Besolntion angenommen: „Die Sektion 
spriclit den Wansch ans, daß yon Staatswegen für die Erforschung der wissen- 
schidtUchen Fragen der Di&tetilc and des wissenschaftlichen Unterrichts in der 
Diätetik und speziell der Kochkunst mehr getan werde.* 

Die Frage des kleinsten Elwelssbedarfes« Beferenten: Geh. Med.«Bat 
Prof. Dr. Babner-Berlin und Prof. Dr. Forst er- Straßbnrg. 

Prof. Dt. Bahn er ftthrt ans, daß unter den Bedingungen eines Labora- 
toriums -Versuches bei gemischter Kost 57 Gramm Eiweiß pro Tag genügten, 
um einen Erwachsen yon 70 kg auf längere Zeit im Gleichgewichtszustand und 
Leistungsfähigkeit zu erhalten. Unter gewöhnlichen Umständen, bei der Er- 
nährung ganzer Volksmassen, sei erheblich mehr notwencUg. Eier genügten 
bei mittlerer Arbeitsleistung 181 Gramm Eiweiß täglich ; unter 118 Gramm 
dürfe nicht herabgegangen werden. Das Mehr gegenüber dem Laborations- 
yersuch sei gewissermaßen ein Sicherheitsfaktor, daß der Körper bei Störungen 
in der Ernährung nicht sein Organeiweiß angreifen müsse, sondern dazu das 
im Körper zirkoBerende Eiweiß yerwenden könne. 

Prof. Dr. Förster spricht über die Bedeutung, die die Eiweißnahrung 
für die Bildung und Erhaltung der Schutzstoffe im Körper hat. Fermente, 
Produkte der inneren Sekretion (z. B. Schilddrüse) und die neuerdings gefun- 
denen Schutzstoffe gegen Infektion seien alle stickstoffhaltig und ständen in 
ihrer quantitatiyen Erzeugung im Verhältnis zur Größe des Eiweißumsatzes. 

In der Diskussion werden die yersdiiedensten Ansichten laut 
Hindhede- Skanderborg (Dänemark) und Dr. G a s p ar i- Gharlottenhurg halten 
auch bei geringer Eiweißmenge größere Körperanstrengungen für möglidi. 
Ersterer hat mit seiner Familie jahrelang pro köpf und Tag für 15 Pf. gelebt 
und sich dabei trotz großer Anstrengungen sehr wohl gefühlt. Andere Bedner 
betonen dagegen den Wert und die Notwendigkeit einer eiweißreicheren Nah- 
rung. U a. empfiehlt Strauß- Paris in ärmeren Beyölkerungsstrichen das 
Brot in Buttermilch zu backen, weil es dadurch eiweißhaltiger würde. 

Der Alkoholismus. Beferenten: Prof. Dr. Hey er- Wien, Geh. Med.- 
Bat Prof. Dr. Moeli- Herzberge -Lichtenberg, Geh.Med.-BatProf.Dr.Cramer- 
Göttingen, Dr. Triboulet-Paris. 

Prof. Dr. Meyer erklärt die Wirkungen des Alkohols auf die einzelnen 
Zellen, deren Funktion durch seine Einwirkung akut yerändert werde ; sowie der 
Alkohol entfernt sei, trete der normale Zustand aber wieder ein. Von seinen 
Wirkungen sei neuerdings der Erleichterung der Muskelarbeit und der Ver- 
stärkung der Herztätigkeit und des Kreislaufes größere Beachtung geschenkt. 

Prof. Dt. Moeli betont, daß Beschränkung des Alkoholgenusses zur 
Hebung des Wohlstandes beitrage. Femhaltung der Kinder yom Alkohol, 
yorsichtige Anwendung als Arzneimittel, Einschränkung der Trinksitten, er- 
leichterte Darbietung anderer Getränke, Besteuerung des Branntweins usw. 
sind die Vorschläge, die er zur Bekämpfung des Alkoholismus macht 

Für Prof. Dr. Gramer referiert Dr. Vogt-Hannoyer und äußert sich 
über den Alkohol als Symptom einer psycho-pathologischen Anlage. Nach 
seiner Ansicht gibt es eine endogene Ursache, wenn auch der wenig dispo- 
nierte Mensch durch Alkoholgenuß in der Jugend oder durch leichte Erhält- 
lichkeit des Alkohols zum Trinker gemacht werden könne. Er hält jede 
regelmäßige Aufnahme solcher Mengen, denen eine Nachwirkung im Organis- 
mus über die Zeit der Aufnahme zugeschrieben werden müsse, für schädlich. 

Dr. Triboulet weist auf die schädlichen Einwirkungen des Alkohols 
auf die Tuberkulose hin. Nach der Ansicht der französischen Kliniker schreite 
die Stärke der Tuberkulose im ungekehrten Verhältnis zum funktionellen 
Werte der Leber fort ; diese werde aber gerade durch den Alkohol geschädigt. 

Einwirkung des Badens auf die Gesundheit. Beferenten: Prof. Dr. 
Hueppe-Prag, Geh. Med.-Bat Prof. Dr. B rieger- Berlin. 

Prof. Dr. Hueppe bespricht eingehend den Wert des Bades als Beini^ 
gungs- und Erfrischungsmittel; er spricht den Wunsch aus, daß es wieder 
VolJusitte würde. Auch Luft- und Sonnenbäder werden yon ihm sehr em- 
pfohlen. 

Geheimrat Dr. B rieger hebt die physiologische Wirkung der Bäder 
in ihrer yerschiedenen Form und ihre therapeutisäen Erfolge hi^yor. Unter 
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anderem erwähnt er die Abh&rtnng des EOrpen, den benihigenden EinfLoß, 
den sie auf Tobsüchtige ausüben nsw. 

Die hygienische nnd therapentisehe Bedentang des Luftbades 
behandelt Dr. Grable y- Berlin und hofft, daß sich die Lnftb&der mehr nnd 
mehr einbürgern. Aach in unserem Klima sei FreüoftgymnastUc mOglich; man 
müsse sich nur daran gewöhnen. Prof. Dr. Blanberg berichtet dann über 
seine fortlaufenden StoiTweeliselantersiichnBgeB w^irend der letzten Jahre. 
Prot Dr. de Sousa-Bio de Janeiro spricht über die ErnahrnngSTerhAltBlue 
der nach dem helssen Brasilien kommenden EnropAer und Dr. Nagel- 
schmidt über experimentelle Gmnndlagen der Hydrotherapie« An ihrer 
Einwirkung auf die hämolytische Kraft des Blutserums will er den therapeuti- 
schen Erfolg derselben prüfen. 

III. Abteilung für Hygiene des Kindesalters und der Schule 
Fürsorge für Sftnglinge. Beferenten: Geh. Ob.-Med.-Bat Dr. Dietrich- 
Berlin, San.-Bat Dr. Taube -Leipzig, Dr. Szana-Temesvär. 

Qeheimrat Dr. Dietrich betont die Verpflichtung des Staates, geeig- 
nete Maßnahmen zum Schutze der Säuglinge zu treffen; einerseits müsse die 
(Gesundheit der Säuglinge geschützt werden (Belehrung der Beyölkerung, 
Wiedereinführung des Stillgeschäftes, schärfere Beaufsichtigung des Milch- 
yerkehrs usw.)* anderseits müsse in geeigneter Weise für die obdachlosen, 
elternlosen oder sonst unmittelbar fürsorgebedürftigen Säuglinge gesorgt werden 
(üeberweisung in geeignete Anstalten, Kinderasyle). 

Dr. Tau behält die Säuglingsfürsorge für eine brennende Frage der 
Armut, da Säuglingssterblichkeit und Einkommen in umgekelirtem Verhältnis 
ständen. Im übrigen spricht er sich ähnlich aus, ?de der Vorredner und betont 
auch die Wichtigkeit der Brustnahrung. 

Dr. Szana empfiehlt das sich in Ungarn sehr bewälirende System der 
Üebernalime der Säuglingsfürsorge durch den Staat. Die Versorgung gesdiieht 
prinzipiell bei der Mutter, die Stillprämien erhält, damit sie die Arbeit außer 
dem Hause aufgeben kann. 

Säuglingsheime und ihre Erfolge* Der Beferent, Dr. Keller-Straß- 
burg, wies auf die yersclüedene Entstehungsweise der Heime hin und war der An- 
sicht, daß die Persönlichkeit des Leiters die Hauptrolle spiele; er könne auch 
bei schlechtem System Ersprießliches leisten. 

Hebung des Hebammenstandes durch Fortbildung in der Säuglings- 
hygiene« Beferenten : San.-Bat Dr. Brennecke- Magdeburg, Geh. Ob.-Med.- 
Bat Prof. Dr. Fritsch- Bonn, Frau Prof. Krukenberg- Kreuznach. 

Dr. Brennecke weist auf die Notwendigkeit der Durchbildung der 
Hebammen in der Säuglingshygiene hin, wozu aber eine Hebung des Hebammen- 
standes unerläßlich sei. Es müßten dem Hebammenstande bildungsfällige, auf 
einem höheren intellektuellen und sozialen Niveau stehende Personen zugeführt 
werden, die sich als Bezirkshebammen unabhängig Ton Gunst und Laune des 
Publikums, ganz dem Dienste der Hygiene widmen könnten. 

Geheimrat Prof. Dr. Fritsch hält auch eine höhere Bildung für unum- 
gänglich nötig. 

Frau Krukenberg spricht sich in ähnlicher Weise aus. Die 
Auswahl der Hebammenschülennnen müsse nach immer strengeren Gesichts- 
punkten Tor sich gehen, anderseits aber auch für die Sicherstellung der 
pekuniären Lage der Hebammen gesorgt werden. 

Erfahrungen über das System der Schulärzte. Beferenten: Professor 
Dr. Johannessen-Christiana, Dr. Stephani-Mannheim, Dr. Göppert- 
Kattowitz. 

Prof. Dr. Johannessen erörtert eingehend die segensreichen Ein- 
wirkungen der Gesundheitskommissionen der Gemeinden und der Schulärzte in 
Norwegen. Leider sei die Einrichtung der Schulärzte nodi nicht fest organi- 
siert In Schweden sei das System der Schulärzte auch allgemein eingeführt, 
wäbirend Dänemark diese Institution nur teilweise habe und es in Finnland über- 
haupt keine gesetzlichen Bestimmungen darüber gebe. 

Dr. Stephani fordert als Grundbedingung für die erfolgreiche Tätig- 
keit des Schularztes die Tollberechtigte Mitgliedschaft eines Arztes in dem 
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maßgebenden Schnlkollegiom. Außerdem müsse das System der Sciinlärzte im 
Nebenamt meiir anerkannt werden. 

Dr. GOppert teilt mit, daß das System der Schulärzte im Nebenamt 
sich im Kampfe gegen chronische Infektionskrankheiten, wie Taberkolose, be- 
währt habe, dagegen üebertragang akuter Infektionskrankheiten nur wenig 
yerhindem könne; um die körperlichen Interessen erkrankter Kinder wahrzu- 
nehmen, genüge es nicht. 

Die Frage der üeberarbeitung in der Sohnle. Bef erenten : Prof. Dr. 
Mathieu-Paris, Pr. Cz er ny- Breslau. 

Das Referat von Prof. Dr. Mathieu wird yorgelesen. Hiemach liegt 
in Frankreich tatsächlich eine Ueberbürdung yor, woran das zu lange Sitzen 
auf der Schulbank und die Menge der häuslichen Arbeiten Schuld seien. Es 
wird dann näher auf die schädlichen Folgen der Ueberbürdung eingegangen. 

Prot Dr. Gze rny dagegen hält die üeberarbeitung bei gesunden Kin- 
dern keineswegs für erwiesen. Viele darauf geschobene Krankheitserschei- 
nungen seien auf Wärmestauung infolge schlechter Ventilation zurückzuführen. 
Er yerlangt Erziehung der Kinder zum Pflichtbewußtsein, zur Beherrschung 
des Willens und zur Subordination unter die Autorität der Eltern und Lehrer. 

Die zweckmässige Regelung der Ferienordnung* Referenten: Dr. 
Burgerstein- Wien, Geh. Med.-Rat Prot Dr. Eulen bürg -Berlin. 

Dr. Burgerstein empfiehlt: Schulbeginn Anfang September, 8Vs Mo- 
nate Unterricht, 2 Wochen Weihnachtsferien, 3 Monate Unterricht; 2 Wochen 
Ferien Ende März. 3 Monate Unterricht. Hauptferien Juli und August. 

Gteheimrat Dr. Eulenburg hält Gesamtdauer der Ferien yon 80 bis 
90 Tagen für ausreichend. In die heißeste Zeit müßten die längsten Ferien, 
mindestens 6 Wochen fallen. Weihnachten 3 Wochen, Ostern resp. Pfingsten 
ein bis anderthalb Wochen. 

Im Anschluß hieran spricht Dr. Co hn- Berlin über die Unterweianng 
der Schaljagend in den Lehren der Gesondheitspflege. Der Unterricht 
müsse sich auf alle Zweige der Hygiene erstrecken und in kurzen, allgemein 
yerständlichen Vorträgen gelegentlich der Klassenbesuche oder bei Schluß des 
Unterrichts erfolgen. 

Herstellung tadeUoser Kindermilch« Der Referent, Reg.-Rat Dr. 
Weber-Berlin, ist der Ansicht, daß zurzeit die Müchkontrolle noch nicht aus- 
reiche, so daß die Erhitzung der MÜch behufs Abtötung etwaiger Krankheits- 
keime noch nicht entbehrt werden könne. Die Zusammensetzung der Milch 
dürfe durch die Erhitzung nicht leiden. Die Wirksamkeit des Behringschen 
Verfahrens, Zusatz chemischer Mittel, müsse noch abgewartet werden. 

Es folgen Vorträge yon Prof. Dr. Weber -Washington über denselben 
Gegenstand und yon Dr. Reiß -Berlin über das Thema: Durch welche be- 
sonderen Manipulationen ist der Betrieb yon Vorzugs- oder Sanitätsmilch 
za erreichen? 

In der Diskussion beklagt Dr. Fink eist ein- Berlin, daß durch die 
unberechtigten Anklagen gegen die Erhitzung der Milch hinsichtlich ihrer 
Eignung zur Säuglingsemähning Beunruhigung ins Publikum getragen ist. 

Fürsorge für Schwachsinnige* Referenten: Prof. Dr. Weygandt- 
Würzburg und Dr. Fürstenheim- Berlin. 

Prof. Dr. Weygandt bespricht zuerst die Stufen und Arten des kind- 
lichen Schwachsinns, £e Entwicklung sowie den gegenwärtigen Stand der 
Schwachsinnigenfürsorffe und stellt dann eine ganze Reihe yon Forderungen 
auf (Verstaatlichung aer Idiotenanstalten, Hilfsschulen für leicht Schwach- 
sinnige, Fürsorge -Erziehung für sittlich gefährdete und defekte Kinder u. a.). 

Dr. Fürstenheim fordert Heilerziehungsanstalten, für die auf legis- 
latiyem Wege Kostenträger geschafft werden müßten. Das Verbrechen, die 
Prostitution, Vagabondage, Geisteskrankheiten rekrutierten sich gerade aus den 
Kreisen der Kinder, die der Heilerziehung bedürften und dadurch zu retten 
wären. 

Auf Antrag yon Geheimrat Prof. Dr. H e üb n er -Berlin wird folgende 
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Besolntion angenommen: ,Fflr geistig abnorme Kinder leichterer Grade lind 
besondere Heilersiehnngsanstalten erforderlich. Es irt die Pflicht des Staates, 
auf gesetilichem Wege die Kosten des Heilerziehnngsyerlahrens zu regeln.*" 
Es folgen noch Vorträge YonEran Berot-Berger-Paris. »Haßre- 
geln in Frankreich zur Erziehung der Kinder in der Familie 



and die Vorbereitnnff der Jungen M&dchen zur Mutterschaft''; 

von Frau WOrmann: „Einrichtung der Auskunftstpllen anSftug* 

(sheimen'' und von Prof. Dr. Blau borg- Odessa: «Schwankungen 



lings] 
in der 



chemischen Zusammensetzung der Frauenmilch bei den 
verschiedenen Individuen''. 

IV. Abteilung fttr Berufshygiene und Fürsorge für die 
arbeitenden Klassen. 

Die Ennfidung durch BenifiNiTbeit. Beferenten: Begierunjnbaumeister 
Eisner-Berlin, Beg.- und Geh. Med.- Bat Dr. Both- Potsdam, Dr. Tr^ves- 
Turin, Prof. Dr. Imbert-Montpellier. 

Beg.- Baum. Eis n er, der nach persönlichen Erfahrungen redet, ist der 
Ansicht, daß es unter normalen ümst&nden für den gesunden deutschen Arbeiter 
eine Ermüdung durch Berufsarbeit gar nicht gibt Ein genaueres Studium der 
«Ermüdung" werde aber erst eine möglichst genaue Gesundheitsgeschichte 
eines jeden Arbeiters ermöglichen. 

Geheimrat Dr. Both bespricht die verschiedenen Umstände, die eine 
vorzeitige Ermüdung herbeiführen und empfiehlt verschiedene Vorbeugungs- 
maßregeln (Anpassung der Arbeitsintensität an die Leistungsfähigkeit oes 
Arbeiters, rationelle Ernährung, Femhaltung alkoholischer Getränke, aus- 
reichende Zufuhr frischer Luft). 

Dr. Tröves hält nebst gesetzlicher technischer üeberwachung über 
Arbeit und Arbeitszeit eine planmäßige ärztliche üeberwachung für 
wünschenswert, um alle der Prophylaxis der Berufsarbeiter betreffenden Fragen 
nach den für die Praxis als dienstlich sich erweisenden wissenschaftlichen 
Methoden zu bearbeiten. 

Prot Dr. Imbert weist auf die Wichtigkeit der Frage hin und fordert 
eine mtematische experimentale Untersuchung der gewerbfichen Arbeit nach 
den Methoden des Laboratoriums. 

Zum Schloß einigen sich die Beferenten auf folgende Erklärung: «Da 
die Leistungsfähigkeit nicht blos individuell nach Konstitution, Lebensalter, 
Geschlecht und Lebensführung eine verschiedene ist, sondern auch im Leben 
des Einzelnen erhebliche Schwankungen und Aenderungen unterworfen ist, 
muß in allen körperlich oder geistig anstrengenden Betrieben mit Einschloß 
der großen kaufmännischen Betriebe, wie desgleichen in allen, in denen die 
Arbeiter besonderer Betriebsgefahr ausgesetzt sind, eine dauernde sachver- 
ständige Kontrolle nach der Bichtung hm vorgesehen sein, daß der Leistungs- 
fähigkeit im Einzelfall in geeigneter Weise Bechnung getragen wird." 

Ueberbliek über die Erfolge der Unfallverhütung* Beferenten: Geh. 
Beg.- Bat Prot Dr. Hartmann-Berlin, Pontig|:ia-Mailand, Mamy-Paris. 

Geheimrat Hartmann führt aus, daß die Zahl der Betriebsunfälle 
in Deutschland noch eine sehr hohe sei, daß sich aber eine große Pro- 
zentzahl der Unfälle durch bessere Betriebsführung, unfallsichere Gestaltung 
der Betriebseinrichtung und sachgemäßes Verhalten der Arbeiter vermeiden lasse. 

Pontiggia berichtet, daß in Italien die Zahl der Unfälle seit 13 Jahren, 
seit welcher Zeit sich die Vertreter der Industrie mit der Unfallverhütung befaßt 
hätten, erheblich eingeschränkt worden sei, wenn auch wegen der schlechten 
Statistik keine genaueren Zahlen angegeben werden könnten. Die Kategorie der 
Unfälle aber, die von der Sorgfalt der Arbeiter abhinge, habe sehr zuge- 
nommen, wie dies auch in anderen Ländern beobachtet sei' hier müsse man 
unablässig aufklärend und erzieherisch einzuwirken versuchen. 

Mamy behandelt die Unfallverhütung in Frankreich, an der sich 
die staatlichen Behörden, wie private Vereinigungen in gleicher Weise be- 
teiligten. Eine der letzteren habe ein Museum der Unfallverhütung und der 
industriellen Hygiene gegründet. Es wäre schon viel Ersprießliches geleistet, 
aber es müsse noch mehr geleistet werden. C^r\r\n]o 
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Es folgt ein Vortrag yon Begiemngsrat KOgler-Wlen ttber dasselbe 
Thema, in dem er besonders die Osterreichischen Verhältnisse berücksichtigt. 
Im übrigen spricht er sich fihnlich ans wie die Vorredner nnd empfiehlt zum 
Schluß yerschiedene Maßnahmen znr ünfallTerhtttong (aosschlieoliche Ver- 
wendung Ton geeigneten Personen bei ffeföhrlichen Arbeiten, Aasbaa der Ge- 
werbeinspektionen, soziale und ttber ünfallgefahren aufklärende Vorträge). 

Nach der Ansicht des Direktors der Arbeiteryereine fttr Hygiene der 
Arbeiter und Gewerbetreibende in Paris, Dr. Martel, der ttber dasselbe Thema 
spricht, mflssen Arbeiter zur Prttfung der sanitären Verhältnisse in den Fabriken 
nnd Werkstätten mit herangezogen werden. 

In der Diskussion rttgt Prof. Hahn-Mflnchen, daß in den Ausstellungen 
noch immer Haschinen ohne Schutzvorrichtungen aufgestellt wttrden. An die 
Arbeiter mttßten Preise verteilt werden fttr selbst erfundene und erprobte 
Schutzvorrichtungen. 

Dr. Graf -Frankfurt a. M. weist darauf hin, daß die Arbeiter durch 
die eintönige Arbeit gegen die Gefahren abgestumpft wttrden. 

Patentanwalt Haasen-Berlin möchte am liebsten die gefährliche Nacht- 
arbeit abschaffen. Wenigstens mttsse hier fttr taghelle Befeuchtung gesorgt 
werden. 

Der Vorsitzende der Sektion, Geh. -Bat Prof. Dr. Benk- Dresden, kon- 
statiert am Schlüsse der Diskussion, daß zwar in allen Ländern Fortschritte in 
der Unfallverhtttung zu verzeichnen seien, daß aber Organisationen der Arbeit- 
geber wie Arbeitnehmer alles daran setzen mttßten, die Gefahren weiter zu 
vermindern. 

Hygienische Vorbildung der Gewerbeinspektoren« Beferenten: Ge- 
werberat Dr. Borgmann-Dttsseldorf, Dr. Glibert-BrttsseL 

Dr. Borgmann hält zur erfolgreichen Bekämpfung der in den 
gewerblichen Betrieben auftretenden Gesundheitsschädigungen hauptsächlich 
technische Kenntnisse fttr erforderlich; die nebenbei notwendige Kenntnis der 
Gewerbehygiene erwttrben sich die Beamten durch die Praxis. Aufklärung 
ttber die Ergebnisse der gewerbehygienischen Forschung wttrde allerdings 
sehr empfehlenswert sein. Dem Arzt räumt Beferent neben dem Aufsidits- 
bsamten nur eine beratende Stellung ein. 

Dem gegenttber will Dr. Gilbert eine vollständige Trennung zwischen 
der technischen und ärztlichen Gewerbeaufsicht eingeftthrt wissen. Die Aerzte 
mttßten eine dem Techniker beigeordnete Stellung in der Gewerbeaufsicht haben. 

Es folgt ein Vortrag von Dr. Pach-Budapest ttber den ungarischen 
Arbeiterschutz und Gewerbeinspektion, in dem dieser konstatiert, 
daß Ungarn sich mit allen Kulturstaaten in Bezug auf Arbeiteifttrsorge ai^ 
gleicher Höhe halte, trotzdem der ungarische Arbeiterschutz bis jetst in allen 
sozialpolitischen Blättern ignoriert sei. Daran anschließend bespricht Dr. 
V. Szegedy-Maszatz-Budapest „Das ungarische Arbeiterver- 
sicherunngsgesetz.** 

Eine sehr eingehende und lebhafte Diskussion schließt sich an, in der 
sich die Ansichten der Aerzte und Techniker besonders auf deuts<^er Seite 
schroff gegenflberstehen. Erstere (insbesondere Dr. Holzmann, Prof. Dr. 
Hahn-Mttnchen, Prof. Dr. Sommerfeld-Berlin, Geh. ]fed.-Bat Dr. Both- 
Potsdam) stehen auf dem Standpunkt, daß zur Beherrschung der Gewerbe- 
hygiene volle ärztliche Kenntnisse unumgänglich nOtig sind, und verlangen 
ärztlich vorgebildete, vollamtlich beschäftigte Gewerbeinspektoren. Auch 
Friedrich-Budapest glaubt, daß eine Herabminderung der Gewerbekrank- 
heiten nur durch gewerbehygienisch vorgebildete Aerzte erreicht werden 
könne; außerdem mttsse auf ^en technischen Hochschulen Gewerbehygiene 
obligatorisch unterrichtet werden. Der Medizinalinspektor der Fabriken in 
Irland Dr. Legge betont, daß sich die von ihm gemeinsam mit den 
Fabrikinspektoren seit 9 Jahren entfaltete Tätigkeit sdir ersprießlich ge- 
staltet habe. 

Nachdem dann noch Geh. Bat Prof. Dr. Hart mann- Berlin fttr 
die Schaifnng einer gewerbehygienischen Abteilung beim Beichsgesundheits- 
amt gesprochen hat, wird eine Besolution angenommen, dahingehend, «daß der 
Kongreß sich fttr eine erfolgreiche Bekämpfung der Gesundheitsschädigungen 
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in Gewerbetrieben aussprechen mOge. Es sei notwendig, daß zur Gewerbe- 
inspektion auch Aerzte hinzugezogen werden; ärztliche und technische Ge- 
werbeinspektoren müßten sich gegenseitig ergänzen.'' Diese Besolntion ist 
auch vom Kongresse in seiner Säilaßsitznng angenommen. 

Hebnng der Hjgiene der arbeitenden Klassen dnrch die Invaliden- 
yendchernng. Beferenten: Geh. Beg.-BatBielefeldt-Lttbeck, Dr. Faster- 
Paris. 

Geheimrat Bielefeldt hebt ansitthrlich die einzelnen segensreichen 
Wirkungen, die die Geldleistungen der LiyalidenTersidierung im (befolge hatten, 
herror (durch Gewährung der notwendigen Existenzmittel ror die Familie eines 
Arbeiters Femhalten yon Not und auf Unterernährung beruhendes Siechtum, 
Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit und Gesundheit der Arbeiter, durch 
Hergabe yon Mitteln für den Bau yon Heiknstalten und hygienisch gebauten 
Arbeiterwohnungen wirksames Bekämpfen yon Krankheiten). 

Dr. Fuster spricht sich in ähnlicher Weise über französische Ver- 
hältnisse aus. 

Wie können die gesundheitliehen Gefahren bei Heimarbeitern her- 
abgesetzt werden? Beferenten: Dr. Jun gf er-Berlin, Gewerberat Trauthan- 
Bielefeld, Fräulein D o s e - Dresden. 

Dr. Jungfer führt aus, daß die gesundheitlichen Verhältnisse 
für die Heimarbeiter sich eher yerschlechtert wie gebessert hätten, und fordert 
gesetzliche Maßnahmen. 

Gewerberat Trauthan ist in bezug auf gesetzliche Maßnahmen derselben 
Ansicht. Im übrigen will er die Heimarbeit nach Möglichkeit beschränkt und 
in Fabrikarbeit überführt wissen. Er macht dann genauerere Vorschläge, in 
welcher Art und Weise die Fabrikgesetzgebung auf die Heimarbeiter ausge- 
dehnt werden müsse. 

Auch Fräulein Dose fordert eine gesetzliche Begelung. Sie hält eine 
Mitwirkung der Arbeitgeber in der Form der Selbstkontrolle ihrer Heimarbeiter, 
wodurch erzieherisch auf dieselben eingewirkt würde, für yorteilhaft. 

Die Ankylostomafmge* Beferenten: Geh. Med.-Bat Prof. Dr. LObker- 
Bochum, Dr. Br uns -Gelsenkirchen, Dr. Conti- Cremona, Dr. Delbastaille- 
Lüttich. 

Geh. Bat Prof. Dr. L ö b k e r führt aus, daß die Ankylostomiasis durch An- 
wesenheit lebender, gesclilechtsreif er Ankylostomen im Dünndarm heyorgeruf en 
wurde. Die Infekuon erfolge durch Einwanderung der Laryen durch den Mund 
oder durch die Haut, weshalb barfußgehende Menschen sehr gefährdet seien. Ihr 
Vorkommen in unseren Breitegraden hinge yon gewissen für die Entwicklung 
der Eier und Laryen erforderlichen Bedingungen ab. Eine sichere Diagnose 
kOnne nur durch mikroskopische Untersuchung des menschlichen Kotes gestellt 
werden. Abtreibung der Würmer und Vernichtung der Eier sei die widitigste 
prophylaktische Maßnalime gegen die Verbreitung der Krankheit (Extractum 
Filicis maris aether- und Thymol). Der im rheinisdi-westfälischen Kohlenreyier 
geführte Kampf habe zur Abnahme der Erkrankungsfälle um 85®/o geführt, 
welcher Erfolg aber nur durch opferwillige, anstrjengende Arbeit zu erreichen 
gewesen wäre. 

Dr. Bruns spricht hauptsächlich über Prophylaxe der Ankylostomiasis 
im Bergbau. Die Seuche sei eine Berufskrankheit der unterirdisch be- 
schäftigten Bergarbeiter und sei durch fremde Arbeiter in die deutschen Berg- 
werke yerschleppt. Als wirlcsamste Mittel empfiehlt er Feststellung idler 
Wurmträger durch periodisch sich wiederholende mikroskopische Untersuchung 
des Kotes der Gesamtbelegschaft und deren Fernhalten yon der Arbeit 
unter Tag, Deponierung des Kotes an bestimmten Stellen, am besten über 
Tag, Gelegenheit zum Umldeiden und Baden, hygienische Belehrung der 
Arbeiter. 

Dr. Conti weist auf die einschneidende soziale Bedeutung der Pro- 
phylaxe der Krankheit hin wegen der großen Ausbreitung der Seuche, 
wegen der oft beobachteten degeneratiyen Wirkung bei jungen Leuten und der 
durch sie heryorgerufenen organischen Verletzungen. Im übrigen schließen 
sich seine Ausführungen im wesentlichen denen der Vorredner an. 
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Dr. Delbaeiaille, der ittr den abwesenden Prof. Malyos-Lttttich 
spricht, berichtet ttber die Bekfimpfnng der An^lostomiasis in Belgien, die 
1903 systematisch eingesetzt habe; durch die Elnrichtong der «Dlspensaire 
des minenrs* sei erreicht, daß es fast keine Kranke mehr g&be. 

Neuere ErfiüirangeB betreifend dte StanbyerlifltiiBg tm Gewerbe- 
betriebe« Beferenten: Dr. Csimatis- Solingen, Qewerberat Dr. Jehle- 
Wien, Ingenieur Becknagel -München. 

Dt. Czimatis ftthrt ans, daß der im Gewerbetriebe entstehende ge- 
sundheitsschädliche Staub am besten am Orte der Entstehung aufgefangen und 
so abgeführt werden müsse, daß er an anderen Stellen kaum Anlaß zu Be- 
lästigungen gäbe. Bespiratoren seien nur Notbehelfe. Der Aufitlärungsarbeit 
über die Bedeutung der Staubgefahr und der Mittel zu Ihrer Bekämpfung müsse 
eingehende Beachtung geschenkt werden. 

Dr. Je hie -Wien schlägt mikroskopische Untersuchungen des Staubes 
Yor, da desse Schädlichkeit yon der Form seiner klebsten Teilchen und der 
Quantität abhänge. Ferner empfiehlt er, die Krankenkassenberichte so abzu- 
fassen, daß die ^Wirkung des Staubes auf den menschlichen Organismus mehr 
zur (Geltung komme; die der Stanbeinatmung ausgesetzten Arbeiter müßten 
getrennt geführt werden. 

Ingenieur Beknagel äußert sich über die wissenschaftliche Methode 
zur Feststellung der Staubgefahr in den yerschiedenen Betrieben. 

Im Anschluß hieran spricht noch Prof. Dr. Hahn -München über die 
Methodik der quantitatiyen Staubbestimmnng In der Fabriklnft und demon- 
striert einen dazu dienenden Apparat. 

Gefahren des elektrischen Betriebes und Hilfe bei Unglfieks- 
fSllen durch Starkstrom. Beferenten: Dr. J ellin ek- Wien, Dr. Dittmer- 
Berlin. 

Dr. Jellinek erwähnt, daß die Gefährlichkeit einer elektrischen An- 
lage, die außer yon der Spannungsgröße yon gewissen äußeren und indiyi- 
duellen Faktoren abhänge, sich in unmittelbarer (Berührung, Funkenbildung) 
und mittelbarer (Wärmebildung, Kurzschluß usw.) Weise äußere. Dabei sei 
Gleichstrom gefährlicher wie Wechselstrom. Die HilfeleiBtung bei Unglücks- 
fällen bestehe im Befreien aus dem Stromkreise, in Lagerung mit erhöhtem 
Kopf, künstlidier Atmung, Aderlaß, Lumbalpunktion, Kampfer- und 
AdrenaliniDJektionen, neuerlicher Applikation des tödlichen Starkstromes. Durch 
strenge Durchführung der Sicherheitsyorschriften, durch Belehrungen und durch 
fortgesetztes Studium des ganzen Gebietes beuge man den Gefahren am 
besten yor. 

Dr. Dittmer, der für den abwesenden Prof. Dr. Kühler- Dresden 
spricht, unterscheidet zwischen einer Gefährlichkeit in absolutem Sinne, da 
jede elektrische Energieansammlung je größer, desto nachteiliger wirke, und der 
Gefahr, daß elektrisdie Betriebseinrichtungen Ursache yon Unfällen werden. 
Diese hänge yon der Vollkommenheit der technischen Einrichtungen ab. Die 
Unsichtbarkeit des elektrischen Stromes, die Unmöglichkeit der unmittelbaren 
Wahrnehmung mit den Sinnesorganen und der beschämende Mangel an Ver- 
ständnis für die einfachsten elektrischen Vorgänge erhöhen die Gefahr. Un- 
fälie seien fast alle durch grobe Fahrlässigkeit bediofft. Unbefngtes Hantieren 
an fremden Betriebsanlagen müsse hart bestraft werden. 

Im Anschluß hieranredet noch Frau Babinowitsch-Newyork über 
eine „Methode, um yom elektrischen Strom getroffene Tiere 
wieder zum Leben zu bringen*. 

Fabrikb&der und Tolksbadeanstalten. Beferenten: Prof. Dr. Lassa r 
und Baurat Herzberg-Berlin, Dr. Baruch-Newyork. 

Prof. Dr. L a s s a r und Baurat Herzberg betonen die ungeheure soziale 
Bedeutung der "V olksbäder, auf deren Einrichtung in den yerschiedensten Formen 
(Natur-, Hallenschwimm-, Schul-, Dorf-, Soldaten-, Arbeiterbäder) energisch 
gedrückt werden müssse. Jeder Mensch müsse wöchentiich ein Bad haben. 
Ueberall müßten Einrichtungen yon Händewaschen sein, besonders auf den 
Bahnhöfen müßten sich ausreichende Bade- und Waschgelegenheiten befinden. 

Das Beferat yon Dr. Baruch wird yorgelesen. Nach seiner An ' 
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dnd die BeiiOrden verpflichtet, fttr (Gelegenheit nun Beinigen illr die arbeitendeB 
Klassen zu sorgen« Fttr Eeinignngsbftder fordert er Lage inmitten der Arbeiier- 
Wohnungen, Bau und Unterhaltung in Ökonomischer Weise, MOgliehkeit sich ia 
kurzer Zeit zu reinigen, unentgelüiche Benutzung ftti jedermann. 

Die gewerbliche Blelyergiftung. Beferenten : Geh. Beg.-Bat Dr. Wntz« 
dorf-Berlin, Dr.Mosnyund Dr. Lanbry- Paris, Dr. Teleky-Wien und 
Dr. T 6 1 h - Selmeczb&nya. 

Geheimrat Dr. Wutzdorf weist auf die große Verbreitung und die 
Gefahr der Vergiftung mit Blei, das am meisten durch den Mund in den mensch* 
liehen Körper gelange, hin und bespricht die in Deutschland zur Verhütung 
Yom Bundesrat erlassenen Vorschriften, die nicht ausreichend sein würden, 
wenn sie nicht seitens der Arbeiter durch die gewissenhafte Erfüllung der 
ihnen obliegenden Pflichten persönlicher Gesundheitspflege unterstützt würden. 

Dr. Mosny und Dr. Laubry beklagen, daß in Frankreich zurzeit nur 
fakultative und diü^er unwirksame Maßniüimen zur Verhütung der Bleiver- 
giftung bestehen. Sie fordern obligatorische Meldung sfimtlicher Fülle von ge- 
werblicher Bleivergiftung, Sanitätsvorschriften mit besonderen Begeln für jeden 
Industriezweig, medizinische und teduüsche Kontrolle der gemeldeten Fülle 
und der Ausführung der durch die Vorschriften bestimmten Maßnahmen. 

Dr. Teleky spricht über Bleivergiftung und deren Verhütung in 
Oesterroich; er hält die hier erlassenen Vorschriften noch nicht für genügend. 
Besondere Begelung für jeden Industriezweig, regelmäßige ärztliche unter* 
suchungen, eingehende Belehrungen seien notwendig. 

Dr. Töth fordert auch gesetzliche Begelung der Maßnahmen gegen 
Bleivergiftung, da die Arbeiter aus Unwissenneit und Gleichgültigkeit, die 
empfohlenen Schutzmaßregeln nicht innehielten. 

Dr. Bambousek-Prag spricht hierauf über „das Verhältnis der 
Gewerbehygiene zur Industrie und einige weit ere Worte zur 
Bleifrage% indem er auf die üngiftigkeit des Bleisulflts hinweist Er will 
Bleirückstände mittels Schwefelwasserstoft in Bleisulflt verwandeln, bevor man 
sich mit ihnen befaßt, und sie so unschädlich machen. 

In der Diskussion schlägt Dr. Poettrich-Hagen die Einrichtung 
von Eevisionsärzten vor; Dr. Kau p- Berlin empflehlt Eingaben an diejenigen 
Begierungen, die bis jetzt noch keine Verhütungsmaßregeln getroffen hätten. 

Die Berufskrankheit der Caissonarbeiter. Beferenten: Professor 
Dr. Langlois-Paris, Dr. Silberstein-Wien, Dr. v. Sehr Ott er- Wien. 

Prof. Dr.Langlois verlangt folgende Vorbeugungsmaßregeln : 1. Gleich- 
mäßige Feststellung der Geschwindigkeit der Kompression auf 4 Minuten pro 
Atmosphäre üeberdruck, 2. alimähliche Verminderung der Dekompression mit 
der Anzahl von Atmosphären, 8. Veränderlichkeit der Schichtdauer zwischen 
8—4 Stunden, je nach der Höhe des Druckes, 4. Bekompressionsapparat für 
Arbeiten bei mehr als zwei Atmosphären, 5. Buheraum an der Arbeltsstelle. 

Dr. Silber stein geht des genaueren auf die Art und Weise der Ent- 
stehung der Krankheit, die man als Agraemie bezeichnen müsse, ein; sie rufe 
Luftembolien im Gebiete des kleinen Kreislaufes, ischämisch entstandene Eüdcen- 
markslähmungen, M6ni6res sehe Erscheinungen, Muskel- und Gdenksdunemen 
hervor. Er empfiehlt ähnliche Vorbeugungsmaßregeln wie der Vorredner. 

Dr. V. Sehr Ott er spricht sich in gleichem Sinne aus. Nur völlig 
gesunde Personen dürfen zu solcher Arbeit herangezogen werden. 

Am Schlüsse der eingehenden Diskussion sind sich alle Beferenten 
über die Notwendigkeit einer Zeitdauer von 2 Minuten für den Druckabfall 
von je 0,1 Atmosphäre einig; mit Bücksieht auf die praktische Durchfülirung, 
besonders in Frankreich, verlangen sie nur IV» Minuten pro 0,1 Atmosphäre 
gleichmäßigen Druckabfalles bei gleichzeitiger Anordnung einer Bekompressions- 
kammer und Kasernierung der Arbeiter. 

Es folgen noch einige Vorträge: 1. Direktor Tolman-Newyork: Das 
amerikanische Arbeiter-Wohlfahrts-Museum in Newyork. 2. 
Gewerbeinspektor Hauk-Tetschen: üeber Manganismus. 8. Dr. Abels- 
dorf-Berlin: Die hygienischen Maßnahmen der öftentUcbou 
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Körperschaften zum Schatse der bei SabmisBlonsarbeiteii Be- 
schäftigten. 4. Dr. Teleky-Wien: Phosphornekrose. 6. Prof. Dr. 
Kober: üeber Arbeiterwohnangen. 6. Dr. Brat-Charlottenbnrg: 
Die Bedentang der Sauerstofftherapie in der Gewerbehygiene. 

(Fortsetzung folgt.) Bpd. 



MedlKinalbeamteii des Reg.- Bez. Cassel am 9. Desember 

1907 in Cassel. 

Anwesend sind: Beg.-Präsident Qraf y. Bernstor ff, Ob.-Beg.-Bat 
Frhr. v. S c h e n k , Ob.-Beg.-Bat Bu do 1 p h , Beg. u. Med.-Bat Dr. B o c k w i t z , 
Polizeipräsident Frhr. y. Dalwigk, Beg.-Bat Krause, Beg.-Bat Ho che, 
Bes.-Bat Frhr. y. Tettau, Geh. Med.-Bat Dr. Krause, Med.-Bat Dr. 
Schotten, sämtliche Kreis- und Kreisassistenzärzte des Bezirks, der Vor- 
steher der Königl. Impfanstalt in Cassel, die Chefärzte Dr. Boepke-Mel- 
sungen und Dr. Fichtner- Oberkaufungen, einige kreisärztlieh geprüfte Aerzte 
aus dem Bezirke, sowie yerschiedene Landxäte. 

Zunächst begrüßt der Herr Begierun^spräsident die Versammlung, teilt 
sodann die Personalyeränderungen mi^ die in dem letzten Jahre eingetreten 
sind und gedenkt des yerstorbenen Kreisarztes, Med.-Bat Dr. Victor in 
Hersfeld. 

I. Fortschritte auf dem Gebiet der Tuberkulosebekftmpfuig« Befe- 
rent: Chefarzt Dr. Boepke -Heilstätte Stadtwtdd-Melsungen. 

Als markantester Fortschritt in der Bdcämpfung der Tuberkulose ist 
die Entdeckung ihrer Aetiologie im Jahre 1882 durch Bobert Koch zu be- 
zeichnen. Wäre die Tuberknlosesterblichkeit seitdem nicht zurückgegangen, 
so hätten in Deutschland im Jahre 1905 nicht 122000, sondern 180—190000 
Mensdien yon der Tuberkulose dahingerafft werden müssen. Der Fortschritt 
kommt also zum Ausdruck in einem jährlichen (Gewinn yon 60—70000 Men- 
schenleben. 

In der Beurteilung der hauptsächlichsten Infektionsquelle standen sich 
die Vertreter der Cornetschen Siäubcheninfektion und die der Flug gesehen 
Tröpfcheninfektion lange Jahre schroff gegenüber. Der Fortschritt liegt in 
der Erkenntnis, daß beide Infektionsqudlen täglich neue Opfer fordern, und 
in der Einigkeit darüber, daß man Maßnahmen gegen die direkte An- 
steckung yon Person zu Person mit solchen gegen die indirekte 
Ansteckung durch die bazillär infizierte Umgebung yerbinden 
muß. Von diesem dualistischen Standpunkte aus sind die auf die prophylak- 
tische Tuberkulosebekämpfung gerichteten Vorsdüäge (Isolierung des Schwer- 
kranken in der Familie, im Krankenhause oder in der Heilstätte — eine bestimmte 
Hostendisziplin mit Vorhalten des Taschentuches yor den Mund — eigenes 
Bett für den Kranken — femer Spuckyerbote — Auffangen der Sputa in 
Taschenspuckfläschchen und Speigefäße — Desinfektion der Wohnräume, Wäsche, 
Kleider und Gebrauchsgegenstände des Kranken — feuchtes Aufwischen des 
Krai^enzimmers usw. usw.) fds unbedingt notwendig anerkannt. In der hier- 
über ebenso notwendigen Aufklärung der breiten Volksschichten haben sich 
insbesondere die Fürsorgestollen für Lungenkranke bewährt, die daher 
auch weiter die Unterstützung durch die Gemeinden und Kreise und die För- 
derung durch die beamteten Aerzte yollauf yerdienen. 

In den gegen die Tuberkulose der Haustiere, insbesondere gegen die 
an Tuberkulose erkrankten Kühe gerichteten Abwehrbestrebungen trat eine 
Unsicherheit ein, als Koch im Jahre 1901 in London die Verschiedenheit 
der Menschen- und Bindertuberkulose proklamierte und die yom 
tuberkulösenBind ausgehendeinfektionsgefahr als unbedeut- 
sam bezeichnete. Die Ergebnisse der Nachprüfung der K ochsdien Behaup- 
tung lassen sich heute dahin zusammenfassen, daß unter den Säugetiertuberk 
bazDlen zweifellos 2 Typen ~ ein Typus humanus und ein Typus boyinus — 
bestehen, die hinsichtlich ihres pathogenen Verhaltens deutliche Unterschiede 
aufweisen, und daß die Bazillen des humanen Typus ein spezifisch pathogenes 
Verhalten und eine höhere Dignität für die Spezies Mensch, die Bazillen des 
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bovinen Tvpafl beides fflr die Speiies Bind zeigen. Daraus folgt aber dorcb- 
ans nicht die unbedingte üngeiährliclikeit des bovinen Typus für den Menschen, 
wie denn auch in der Tat ausgedehntere Tuberkuloseformen (MiliartuberJculosen 
der Himh&ute) beim Menschen als durch den PerlsuchtbaeUlus yerursacht 
einwandfrei beobachtet worden sind. Maßnahmen gegen die Binder- 
tuberkulose zum Schutze des Menschen, namentlich im Säuff- 
lingsalter, sind also aufrecht zu erhalten. Die demBeichstag yorliegende 
Noyelle zum Yiehseucheugesetz verlanfft mit Becht, daB die Tötung 
von tuberkulösen Tieren bezw. ihre Eennzei^ung polizeilich angeordnet 
werden kann, daß die Milch tuberkulteer Ktthe vor der Verwertung bis zu 
einem bestimmten Wärmegrad und fflr eine bestimmte Zeitdauer zu erhitzen 
ist, daß die Milch yon mit Eutertuberkulose behafteten Kflhen auch nach dem 
Erhitzen weder als Nahrungsmittel fflr Menschen, noch zur Herstellung yon 
Molkereipiodukten verwandt werden darf. Solche Verschriften sind notwendig, 
nachdem die Desinfektion der Säuglingsmilch mit Formalin und Wasserstoff- 
superoxyd yom Publikum mit Becht abgelehnt ist und die Boyoyakzination 
der Binder keine Tuberkuloseimmunität garantiert. Aber darin hat Koch 
Becht behalten — und darin liegt audi der'^Fortsdbritt — daß der Perlsucht- 
baeUlus hinsichtlich seiner Bedeutung fflr die Entstehung der Tuberkulose 
beim Menschen weit zurttcksteht hinter dem menschlidien Tuberkelbadllus. 

Die andere auch praktisch wichtige Streitfrage betraf die Entstehungs- 
art der menschlichen Tuberkulose und ihre Eingangspforten, ob die Infektion 
hauptsächlich auf dem Atmungswege oder yom Magen- und Darmkanal aus 
zustande kommt. Man kuin heute als feststehend ansehen, daß beim Menschen 
die Lunge das Prädilektionsorgan ist, das auch dann erkranken kann, 
wenn die Infektion per os erfolgt ist, daß beide Infektionswege mOgUch sind, 
daß zwar bei Kindern die intestinale Infektion neben der aärogenen eise wich- 
tige, wenn auch prozentual geringere Bolle spielt, daß aber b^ Erwadisenen 
die weitaus flberwiegende Eingangspforte der Bazillen die Lunge ist 

Von den gesetzlichen Maßnahmen bedeutet die Anzeigepflicht der 
Todesfälle yon Lungen- und Kehlkopftuberkulose den wichtigsten FortschriU. 
Man kann das anerkennen und wird doch yom hygienisch -prophylaktischen 
Standpunkt aus auch die Anzeigepflicht bei Wohnungswechsel Schidnd- 
sflchtiger fordern mflssen. 

Mit der Anzeigepflicht steht in unmittelbarem Zusammenhang die Woh- 
nungsdesinfektion, die auch nur bei Tuberkulosefällen polizeilich ange- 
ordnet werden kann. Mit dieser Einschränkung ist zu rechnen, umsomehr 
aber durch Belehrung dahin zu wirken, daß während des oft jahrelangen Be- 
standes einer offenen Tuberkulose die fortlaufende Desinfektion der Ausschei- 
dungen des Kranken und die Zwischendesinfektion des Krankenzimmers nebst 
Betten usw. stattfindet. Je weniger das Desinfektionsyerfahren bei Tuber- 
kulose unnötig beschwert oder belastet wird, um so besser. Darum sollten 
sich alle Gesundheitsbeamte yon der Auffassung freimachen, daß bei der Tuber- 
kulose neben der Formalin- auch noch Dampfdesinfektion notwendig ist. Gkuiz 
grobe Verunreinigungen der Wohnung oder einzelner Teile mit Ansteckungs- 
stoffen fallen dem Desinfektor auf und werden dann yon ihm durch medianisch- 
chemische Behandlung unschädlich gemacht; die nicht besonders auflallenden 
Ansteckungsstoffe aber werden druch die Oberflächendesinfektion mittels For- 
maldehyd absolut sicher abeetOtet. Es ist auch flberflflssig, mit der des- 
infizierenden Dampfkraft dahin vorzudringen, wo die Tuberkelbazillett gar 
nicht hingelangen kOnnen, ins Innere yon Betten, Matratzen usw. 

In klinischer Hinsicht ist die Tuberkulose als konstitutionelle In- 
fektionskrankheit erkannt, d. h. als eine Erkrankung, die aus dem Zu- 
sammentreffen und Zusammenwirken von Disposition und Infektion entsteht. 
Es hat daher auch alles das als Fortschritt in der Tuberkulosebekämpfung zu 
gelten, was die individuelle Hygiene fordert und dadurch die Widerstandskraft 
es Einzelnen gegen die Ansteckungsgefahr erhöht. 

Fflr die therapeutische Tuberkulosebekämpfung bedeutet den größten 
Fortschritt die Frflhzeitigkeit der Diagnose und damit die Frflhzeitig- 
keit der Behandlung. Da von den klinisch diagnostizierbaren Initialfällen 
der Tuberkulose nur etwa jeder 10. Fall auch bakteriologisch als 
solcher zu erkennen ist, hat der Tuberkelbazillennachweis im Auswurf fflr die 
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Erkeaniuig der Frfthstadieii der Lungentuberkulose nur eine ganz untergeord- 
nete Bedeutung. Man darf die Diagnose der Tuberkulose nickt erst 7on dem 
positiyen Baadilenfund abk&ngig macben, sondern muß sie sckon frttber stellen; 
man kann dies in klinisch zweifelhaften Fällen durch die Anwendung der spe- 
zifischen Diagnostik in Qestalt der probatorischen Tuberkulinin- 
'ektion. Diese ma^ für die allgemeine Praxis noch immer etwas umständ- 
ich und unbeliebt sein; sie ist aber absolut sicher und bei sachgemäßer Aus* 
fUhrung und richtiger Auswahl der Fälle absolut ungefährlich. Es würde 
einen weiteren großen Fortschritt bedeuten^ wenn diejenigen Applikations- 
methoden des alten Koch sehen Tuberkulins, die ohne die gelflrchteten Fieber- 
und allgemeinen Beaktionserscheinungen einhergehen sollen, sich als genttgend 
sicher in der Diagnostik erweisen wttiden: die Cutireaktion nach Pir- 
quet und die Ophthalmoreaktion nach Calmette und Wolf f -Eisner. 

Nach umfangreichen Versuchen in der Heilstädte Stadtwald kommt der 
Cutireaktion für die Diagnose der Tuberkulose bei Erwachsenen keine Bedeu- 
tung zu, da sie bei offenbaren Tuberkulösen aller drei Stadien gar nicht selten 
ausfällt. Für die Tuberkulosediagnostik des ersten Kindesalters scheint sie be- 
deutungsToller zu sein. Mehr Beachtung verdient die Ophthalmoreaktion, 
die ebenfalls ohne alle Fieber- und Beaktionserscheinungen eintritt und ohne jede 
Schädigung am Auge abläuft. Beferent faßte seine bisherigen Beobachtungen 
dahin zusammen : Fällt die Ophthalmoreaktion positiy aus, so ist das Vorhanden- 
sein einer Tuberkulose mit großer Wahrscheinlichkeit anzunehmen; tritt sie 
nicht auf, so ist — falls es sich nicht um einen vorgeschrittenen kachektischen 
Ptliisiker handelt — ein aktiver tuberkulöser Prozeß wahrscheinlich nicht vor- 
handen. Die Beaktion erreicht also in der Sicherheit nicht die subkutane 
Tuberkulinii^ektion. (Der Vortrag wird durch Demonstration eines Patienten, 
der eine typische Ophthalmoreaktion zeigt, sowie durch Photographien eines 
mit Alt -Tuberkulin geheilten schweren Lupusfalles ergänzt) 

In der eigentQchen Therapie der Tuberkulose können nur die ge- 
schlossene Anstaltsbehandlung und die spezifische Behandlung 
mit den mannigfachsten Produkten des Tuberkelbacillns auf dem Wege der 
aktiven und passiven Immunisierung als wirkliche Fortschritte bezeichnet 
werden. Die Heilstätten mtLssen auch die zweiten und selbst die prognostisch 
günstigen dritten Stadien in ihre Behandlung hineinbeziehen. Dies können sie 
aber nur dann mit Erfolg tun, wenn sie den hygienisch - diätetischen Heilplan 
durch die spezifische Therapie ergänzen. Da die v. Behring sehen Präparate 
— Tnlase und Taberkulase — der weiteren klinischen Anwendung entzogen 
sind, bleibe man auf die verschiedenen Tuberkuline, insbesondere die Eochschen 
Präparate, angewiesen. Durch die milde, möglichst reaktionslose, 
einschleichende Injektionsmethode werden Tuberkulinschäden tunlichst 
vermieden und auch jenseits des InitisJstadiums noch Dauererfolge mit Ver- 
schwinden der Bazillen aus dem Auswurf erzielt, wie solche mit keiner anderen 
Behandlungsart erreichbar sind. Darin, daß der Medizinalbeamte auch diesen 
diagnostischen und therapeutischen Fragen sein Augenmerk zuwendet, liegt 
nicht der kleinste Fortschritt unserer heutigen Tuberkulosebekämpfung. 

(Eigenbericht.) 

Diskussion: Dr. Med er, Arzt an der Lungenfürsorgesteile- Gassd, 
macht darauf aufmerksam, daß er in der letzten Zeit auch Tuberkulininjektionen 
zu therapeutischen Zwecken angewandt habe; doch stoße man beim Publikum 
auf erhebliche Schwierigkeiten, obwohl möglichst vorsichtig vorgegangen werde. 
Auch mit der Ophthalmoreaktion hat Bedner, wenn auch zunächst üi wenigen 
Fällen, Versuche angestellt und ist zu denselben Besultaten wie der Beferent 
gdsommen; in einem Falle hat er eine Erfahrung gemacht, die er nicht ver- 
schweigen möchte. Bei einem Knaben nämlich, der mit der Diagnose Skro- 
phulose vom Krankenhaus überwiesen wurde und noch erheblidie Drttsen- 
schwellungen an beiden Halsseiten zeigte, träufelte er das von Paris bezogene 
Tuberkulosetest ein, erhielt aber eine derartige hefiige Beaktion, die Tage 
lang bestehen blieb, daß er drauf und dran war, den Knaben spezialärztlicher 
Behandlung zu überweisen. Nach ca. 4 Tagen bildeten sich dann sämtliche 
Erscheinungen allerdings wieder vollkommen zurück, ohne daß außer Umschlägen 
therapeutisch eingegriffen wurde. Nachher stellte sich heraus, daß der Junge 
auf dem Auge eine Entzündung (wahrscheinlich Phlyktäne) gehabt hatte. Es 
bedarf demnach bei den Einträufelungen in der Hinsicht einiger Vorsicht. qIc 
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Kreiflarit Dr. Werner-Schmalkaldeii bittet den Yortragendeii am 
Anskanft, ob und in welcher Weise sich die geschilderte speidfische Therapie 
der Taberknlose in die Praxis einitthien lasse and speziell, was der Mediziaal- 
beamte hierza tan könne; ferner ob die Aasübang des Verfahrens eine persön- 
liche üebangszeit in einer Anstalt zar Vorbedlngang mache and wie lange eine 
solche werde daaem müssen oder ob eine Information aas Bttche|m genttge. 
Vielleicht ließen sich die praktischen Aerzte oder Krankenhaasleiter zar Aas- 
übang der Taberkalintheraple yeranlassen. 

Dr. Boepke erwidert, daß bei den oft grandyerschiedenen lokalen and 
sozialen Verhältnissen in den einzelnen Kreisarztbezirken nicht einheitlich and 
nach einem bestimmten Schema werde vorgegangen werden kOnnen. Es sei 
aber wohl überall angängig, die praktizierenden Aerzte aaf die Notwendigkeit 
and Durchführbarkeit der spezifischen Diagnostik and Therapie der Taber- 
kalose hinzaweisen and darch Vorträge •— ey. yon erfahrenen Sachkennern — 
für die Taberkalinanwendang in der Praxis za interessieren. Qar keinen 
Schwierigkeiten kOnne die Taberkolinbehandlnng in den allgemeinen Kranken- 
häosern begegnen. So werde aach der Kreisarzt in den seiner Leitang anter- 
stehenden Srankenhäosern die spezifische Behandiang selbst einführen kOnnen. 
Die Taberkalinbehandlang erfordere natürlich eingehendes Stadiam der ein- 
schlägigen Fragen, am zweckmäßigsten ergänzt darch die Darlegangen eines 
Taberkolinpraktikers über die haaptsächllch in Betracht kommenden Gesichts- 
punkte an der JEUmd eines Krankenmaterials oder an der Hand yon Kranken- 
geschichten, Temperatarkaryen, Tabellen osw. B. stellt im Interesse der Sache 
sich, seine Erfahrung and sein großes Material jederzeit zu karzen Aosbil- 
dangskarsen in der Taberkolosediagnostik and Taberkolosetherapie zur Ver- 
fttgang. 

Med.-Bat Dr. Dreising-Cassel weist auf Baadelier-Boepke: 
.Lehrbach der spezifischen Diagnostik and Therapie* hin. 

Beg.- a. Med.-Bat Dr. Bockwitz geht aaf den Inhalt eines die 
Bekämpfong der Taberkalose betreffenden Gatachtens der Wissenschaft- 
lichen Deputation für das Medizinalwesen ein und bespricht die darin 
empfohlenen Maßnahmen einer erweiterten Krsnkenfürsorge. Er führt etwa 
folgendes aus : In dem Gatachten wird mit Becht betont, daß die HeUstätten- 
fürsorge allein zur Bekämpfung der Schwindsucht nicht ausreicht, weil sie, 
auf yersicherungsrechtlichen Grundlagen aufgebaut, nur denjenigen Fällen za 
teil wird, die sich in einem frischen, heilbaren Stadiam der Tuberkulose be- 
finden und Aussicht auf Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit bieten. Die 
weit größere Zahl der Unheilbaren und Schwerkranken bleibt unberücteichtigt 
und gerade diese bilden dadurch, daß sie überall Tuberkelbazillen ausstreuen, 
eine große Gefahr für die Allgemeinheit. Es müssen daher Einrichtungen ge- 
troffen werden, die auch den Tuberkulösen im yorgeschrittenen Stadium zugute 
kommen und mehr als bisher die allgemeine Prophylaxe der Seuche (Absonde- 
rung) zum Ziel haben. Hierzu gehören Anstalten zur Aufnahme yon Un- 
heilbaren und ganz Arbeitsunfähigen, sogenannten Heimstätten, die 
hauptsächlich den Zweck haben, die Kranken yom freien Verkehr mit Ge- 
sunden abzusondern und ihnen eine geeignete Unterkunft zu bieten. Eine 
derartige größere Anstalt ist in der Nähe Cassels im Entstehen begriffen. — 
Femer kommen spezielle Tuberkulosekrankenhäuser in Betracht, 
die für alle diejenigen Kranken yorgeschrittenen Stadiums bestimmt sind, 
die sich für die Heilstättenbehandlung nicht oder nicht mehr eignen, aber 
noch wenigstens yorübergehend arbeitsfähig sind. Solchen Kranken kann oft 
noch in einem mit allen Mitteln der Tuberkulosetherapie ausgestatteten 
Krankenhaus durch eine längere Kur als sie die Heilstättenbehandlung zu- 
läßt, Hilfe gebracht werden. — Eine wesentliche Bolle spielen außerdem bei 
der Tuberkulosebekämpfung die Abteilungen für Tuberkulöse in 
den allgemeinen Krankenhäusern. Diese Abteilangen sind als Durchgangs- 
stationen gedacht und bezwecken, abgesehen yon der Isolierung, hauptsächlich 
eine längerdauemde Beobachtung und Vorbehandlung Tuberkulöser yor ihrer 
Ueberweisung in die nach Lage des Falles geeignete Spezialanstalt. Sie müssen 
daher auch nach ihrer Einri<ätung und Ausstattung die Möglichkeit eines yoU- 
kommenen phthisistherapeutischen Verfahrens bieten. 

Ob und wie sich die Vorschläge bezüglich der Errichtung yon Spezial» 
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krmkeBlülmern Terwirklicliea lassen werden, muß die Znknnfi lehren. Jeden- 
falls yerdieaen die Vorschl&ge hinsichtlich der Aosgestaltnng der Abteilangen 
Ittr TaberkolOse in allgemeinen Krankenh&osem eingehende Beachtung und sie 

SBwinnen in Bflcksicht auf das yorhia erörterte Verfahren der spezifischen 
lagnostik und Therapie der Taberkolose doppelt an Bedeutung. Die meisten 
Knmkenh&user des Beg.-Bei. Cassei lassen in dieser Beziehung noch viel 
XU wflnschen übrig; es wftre deshalb eine dankenswerte Aufgabe der Kreisärzte, 
mit alleni Nachdruck darauf hinzuwirken, daß in genügender Weise fttr eine 
sachgemäße Unterbringung und Behandlung Tuberkulöser in den Kranken- 
häusern gesorgt wird. 

Weiter weist Bedner auf die große Bedeutung der poliklinischen 
Fttrsorgestellen für Tuberkulöse hin. Er bespricht kurz die 
Ton dem verein zur Bekämpfung der Schwindsuchtsgefahr in Cassei eingerichtete 
Fürsorgeftelle für unbemittelte Lungenkranke, die sehr yiel besucht wird und 
die wfreulichsten Erfolge ergibt. I^der sind die Bestrebungen des Vereins, 
auch in einigen Kreisstädten mit Hilfe der Kreisärzte derartige Beratungs- 
stdlen für Lungenkranke einzurichten, bisher nicht yon Erfolg gewesen, weil 
die Bevölkerung aus Mangel an Verständnis und wegen Gleichgültigkeit von 
der Einrichtung keinen Gebrauch machte. Immerhin sind neue Versuche in 
dieser Bichtung zu empfehlen; es ist anzunehmen, daß es dem gemeinsamen 
Zusammenwirken der Kreisärzte mit Aerzten, Gemeindeschwestern, Organe der 
Vaterländischen Frauenyereine und sonstigen geeigneten Personen gelingen 
wild, Fürsorgestellett auch für ländliche Verhältnisse nutzbar zu machen. 

Es wird dann noch mitgeteilt, daß nach Schluß der Versammlung zu 
einer Besichtigung der Bäume und Einrichtungen der in Gassei bestehenden 
Fürsorgestelle Gdgenheit gegeben ist, wozu die Anwesenden eingeladen werden. 

(Eigenbericht.) 

IL Ueber das gerlehtslrztliehe ObdnktiOBsyerfahren. Beferent: 
Kreisarzt Med.-Bat Dr. Heine mann- Cassei. 

Vortragender brachte zuerst einen Vergleich des früheren Begulatiys 
mit den yom 1. März 1905 erlassenen „Vorschriften für das Verfahren der Ge- 
richtsärzte etc.'' und besprach eingehend die wesentlichen Veränderungen. Er 
warf dabei auch die Frage auf, ob es sich überhaupt empfehle, einem Begulatiy 
bei der Ausführung yon Obduktionen zu folgen und kam zu dem Schlüsse, daß 
ein solches unter Vermeidung yon Jedem Schematismus trotz der Gefahr der 
Schablone yon Vorteil sei. Der Bahmen der neuen Vorsdiriften lasse es wohl 
zu, daß der Hauptgrundsatz „die Individualisierung des einzelnen Falles* mög- 
lich sei und die Gefahr der Schablone vermieden worden könne, wenn die Be- 
sonderheiten und Eigentümlichkeiten den richtigen Ausdruck fänden. Deshalb 
sei der Gebrauch eines Musterprotokolls zu vermeiden ; er erwecke auch beim 
Biehter den Verdacht der Hilflosigkeit. 

Bei der Besprechung des § 12 beschäftigte sich Beferent ausführlich 
mit der Untersuchung von Wunden und erläuterte das schichtweise Präparieren 
des yon ihm geübten Verfahrens. Auch die Behandlung des § 17 machte ein 
längeres Verweilen nötig, weil die in den Vorschriften nicht erwähnte — auch 
in den Orth sehen Erläuterungen ist nichts darüber gesagt — Luftembolie 
des Herzens bei Verletzungen des Halses, nach Operationen am Schädel In der 
Nähe des Sinus und bei Todesfällen nach geburtshilflichen Operationen und 
kriminellen Aborten des näheren besprochen wurde. Vortragender empfahl zur 
Feststellung das yon Haberda (Handbuch der ärztlichen Sachverständigkeit, 
4. Lieferung, Wien 1907) geübte Verfahren und eine von ihm angegebene 
Handhabung. Diese besteht darin, daß die Brusthöhle zuerst vorsicMg ge- 
öffnet wird; dann werden die großen Gefäße außerhalb des Herzbeutels doppelt 
unterbunden und das Herz im Herzbeutel nach Darchtrennung der Gefäße 
zwischen den Ligaturen herausgenommen. Herzbeutel wird unter dem Spiegel 
T«n reinem kalten Wasser geöffnet und ebenso der rechte Ventrikel. Ist Lnft 
in ihm enthalten, so steigen die Luftblasen im Wasser empor. 

Zum Schluß wurde das Gutachten der Wissenschaftlichen Deputation 
im Ministerialerlaß yom 8. Juli 1907 besprochen und die Stellung des Nach- 
gutachtess in gerichtlichen Fällen, in denen die Obduktion von anderen Ob- 
duzenten ausgeführt wurde, in ihren Schwierigkeiten besonders betont. 

(Eigenbericht), t 
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III. Mitwirkung der prenssisehen Aente bei der Bekftmpfitiig flber- 
tmgbarer Knuklieiten mieli dem Gesetie yom 88. Aignst 1906. Belerent : 
Kreisarzt Dr. Cauer-Sohllichtem. 

Der Vortragende weist ziuachBt auf den Werdegang des Gesetze« yom 
28. Angnst 1905 hin und erinnert daran, wie sich bei den Beratungen über 
dieses Gesetz im preußischen Landtage mehr und mehr das Bestreben geltend 
gemacht hat, die Beteiligung der Kreisärzte an der Durchführung der durch 
das Gesetz gelorderten Maßnahmen einzuschränken und dafttr die praktischen 
Aerzte heranzuziehen. Der Erfolg dieses Bestrebens war, daß die sesetzliche 
Mitwirkung der praktischen Aerzte bei der Bekämpfung der Seuche in Preußen 
eine recht erhebliche geworden ist. 

Es wird dann kurz geschildert, welche Aufgaben das Gesetz vom 
28. August 1905 nicht nur dem behandelnden Arzt, sondern auch dem prakti- 
schen Arzte als solchem stellt. 

Als wichtigste gesetzliche Aufgabe des behandelnden Arztes wird die 
Anzeigepflicht bei ansteckenden Krankheiten bezeichnet. 

JNeu fttr den behandelnden Arzt ist, daß er bei Scharlach, Diphtherie 
und Kömerkrankheit von der OrtspolizeibehOrde mit der amtlichen Feststellung 
der ersten Fälle betraut werden kann und daß er gesetzlich verpflichtet ist, 
nach Torgenommener Feststellung auf Verlangen sowohl dem Kreisarzt, als 
auch der OrtspolizeibehOrde jede gewttnschte Auskunft zu erteilen und Schutz- 
maßregeln vorzuschlagen. 

Die Feststellung der tlbrlgen flbertragbaren Krankheiten ist zwar dem 
Kreisarzt vorbehalten, doch steht dem behandelnden Arzt gesetzlich ein Ein- 
spruchsrecht gegen den Zutritt des beamteten Arztes zu seinen Kranken zu, 
wenn diese dadurch in ihrem Beflnden gefährdet erscheinen. 

Bei der Durchfilhrung der Maßnahmen gegen die Weiterverbreitung 
tibertragbarer Krankheiten ist der behandelnde Arzt in hervorragender Weise 
beteiligt. Er hat f flr die möglichste Isolierong der Kranken zu sorgen und 
hierbei stets das Wohl des Kranken im Auge zu behalten. Es ist ihm das 
gesetzliche Becht verliehen, die amtlich geforderte üeberiührung eines seiner 
Kriuiken in ein Krankenhaus im Interesse des leiblichen Wohles des Kranken 
zu verhindern und dieses Becht bei Scharlach- und diphtheriekranken Kindern 
auch dann auszutiben, wenn er ihre Isolierung in einem Krankenhause vom 
sanitätspoUzeillchen Standpunkte aus fflr ungerechtfertigt hält. Er hat endlich 
bei Diphtherie und Scharlach nicht nur die laufende Desinfektion anzuordnen 
und zu überwachen, sondern auch zu verhtlten, daß ansteckende Krankheiten 
durch das Pflegepersonal übertragen werden. 

Hierzu kommt, daß praktische Aerzte bei der Bekämpfung des Bückfall- 
fiebers mit der üeberwachung von Verkehrswegen und im Kunpf gegen die 
Kömerkrankheit und die Geschlechtskrankheiten mit der zwangsweisen Be- 
handlung von Kranken betraut werden können. Aal ihre Veranlassung darf 
in gewissen Fällen vorläufig eine Schule geschlossen werden, und wenn beim 
Herrschen übertragbarer &ankheiten die Einführung der Leichenschau nötig 
werden sollte, kann sie praktischen Aerzten übertragen werden. 

Die von den praktischen Aerzten geforderte gesetzliche Mitwirkung ist 
somit keineswegs gering. Wie hat sich nun diese Mitwirkung seit dem Be- 
stehen des Gesetzes bewährt? Leider noch sehr wenig I 

Wird noch nicht einmal der Anzeigepflicht von allen Aerzten genügt, 
so ist es kein Wunder, daß alle die neuen, durch das Gesetz verlangten Auf- 
gaben noch keineswegs von den Aerzten erfüllt werden. Es ist deshalb nötig, 
die Aerzte mehr und mehr mit den Aufgaben, welche das Gesetz von ihnen 
verlangt, vertraut zu machen durch ffinweis auf die gesetzlichen Bestim- 
mungen in jedem Fall und durch persönliche Aussprache, um so ihre 
Mitwirkung im Kampfe gegen die Seuche zu gewinnen. 

Es würde jedoch ungerecht sein, die bis jetzt noch so geringe Mitwirkung 
der Aerzte diesen allein zur Last zu legen. Einen großen Teil der Schuld daran 
tragen bei uns auch die Ortspolizeibehörden, welche ans Unkenntnis des Gesetzes 
versäumt haben, die Mitwirkung der Aerzte in Anspruch zu nehmen. Im 
Kreise Schlüchtern hat deshalb unter dem Vorsitz des Landrats eine gemefai- 
same Versammlung der Ortsbürgermeister und Aerzte stattgefunden, in welcher 
der Versuch gemacht worden ist, bei beiden die Kenntnis des^esetzes zu 
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föjrlera und eine Biehiliitie za Andei, nuk der des Gesetz U die PrAzIs flbei^ 
setzt werden kann. Es besteht die begiftndete Hoffnung, daß die AuspiSMka 
in dieser Yersanimlang Ittr die praktbcbe Dareiilillirang des Gesetzes von 
Natzen gewesen ist «nd daß im besonderen aocb die Mitwirkong der Aerzte 
im Kampfe gegen die Seacken dareh sie eine wesentliche FOrdenmg eiw 
fahren hat. (Bigenbeiiehi.) 

Diskussion: Beg.- und Med.- Bat Dr. Book witz erklftrt, daß er 
das vorliegende Thema aal die Tagesordnnng gesetzt habe, weil in yer- 
sehiedenen kFeisirztlichen Jahresberiditen darüber geklagt worden sei, daß die 
praktischen Aerzte bei der Bekftmpfang ansteckender Krankheiten za wenig 
mitwirkten and den Kreisarzt bei der Darchf flhrang der sanit&tspelizeiiichen 
Maßnahmen meist im Stich ließen. Er habe daraas den Eindruck gewonnen, 
daß sich die Aerzte im allgemeinen der ihnen darch das Gesetz übertragenen 
Pflichten nicht Toll bewoßt w&ren and keineswegs das Yertraaen Techtfertfgten, 
das der Gesetzgeber darch üebertragong yersehiedener wichtiger Belagnisse 
and Bechte aal sie gesetzt habe. Nach seiner Ansicht mttsse Jeder Arzt es 
als eine Pflicht seines Berols and seines Standes ansehen, aal dem Gebiet der 
Seachenbek&mpfang dem Krdsarzt nach Maßgabe der gesetzlidien BestUnmongen 
seine üntersttttzang za leihen and nicht nar die B^andlans des Kranken 
darohzaltthren, sondern nach die Ton letzterem der Allgemdnheit drohenden 
Gefahren abzuwenden. Es sei standesanwttrdig, diese Aalgabe za Tomach- 
Iftssigen, and wenn sich bei den weiteren ErOrterangen heraasstellen sollte, 
daß tats&chlich Aerzten des hiesigen Bezirks in dieser Hinsicht begrfindete 
Vorwarfe za machen sden, so wttrde gegebenenfalls die Aerztekunmer za 
bitten sein, in geeigneter Weise fttr Abhifie za sorgen. 

Kreisarzt Dr. Werner teilt mit, daß nadi seinen Erf abrangen die 
praktischen Aerzte aal die ihnen im Gesetz aasdrttcklidi yorbdudtenen Bechte 
keinen großen Wert legen, wenigstens für gewöhnlich nicht. Viele kennen 
wohl auch kaum die ihnen aalerlegten Verpfltchtangen. Er habe i^ederholt 
den Yersach gemacht, sie dafür za interessieren, aber keine große Gogenliebe 
gelanden. Bezttglich der den praktischen Aerzten überlassenen Feststellangen 
aer wichtigsten Infektionskrankheiten, Scharlach and Diphtherie, weist er 
daraal hin, daß nach seiner Umirage im ganzen Begierangsbezirk bis dahin 
aar in einem Falle seines Kreises eine solche Torgenommen worden war. 
Aber es sei auch nicht za vergMsen, daß die Aerzte darch die ErltÜlang der 
ihnen im Gesetz aalerlegten Pfliohten in gewisse, manchmal nicht gerfaige 
Sehwierlgkdten gerate and Gelahr laalen, in ihrer Praxis geschldigt za 
werden, wie das bei einer Scharlachepidemie deutlich warde, bei wacher 
die Leute die sonst übliche Zuziehung der Aerzte wegen der durch die Anzeige 
ihnen erwachsenden Umständlichkeiten vielfach unterließen. Es scheint nicht, 
als ob die aus Bftcksicht aul die praktischen Aerzte in das Gesetz i^braishtfln 
Bestimmungen bei diesen besondere Beachtung gelunden hjütten! Für den 
Medizinalbeamten aber und für die Bek&mplung der ansteckenden .Knank«- 
holten ttberhaupt können sie eine große Erschwerung bedeuten! 

Kreisarzt Dr. Böse lieb- Wollhagen spricht ttber die merkwürdige 
Aulfassung, welche einzelne praktische Aerzte immer noch der AnseigeiKflUmt 
entgegenbringen. Er gibt den Inhalt eines üim zugeganffonen Briefes bekannt, 
nach welchem ein praktischer Arzt in höchst eigentümlicher Weise den Schaden 
beleuchtet, den ihm angeblich die pflichtm&ßig erstattete Anzeige eines TyiAu»- 
lalles in Praxis und Einkommen gebracht hat, und worin er zum Schloß erkl&rt» 
deshalb in Zukunit niemals wieder eine Anzeige erstatten zu wollen. -^ Einer 
oder der andere der Herren werde sich vielleicht erinneru, daß er aul der 
vorjährigen Versammlung daraul hingewiesen habe, daß es so kommesi würde, 
wie der Inhalt des Brieles zeise. Seues Erachtens sei der Hauptgrund darin 
zu suchen, daß die Kosten Ittr die Desinlektion den Betroffenen auferlegt 
würden. Es wird auch gewiß nicht anders werden, solange dieee Kosten nicht 
aul die größeren politischen Verbände übernommen werden. 

Kreisassistenzarzt Dr. Wi 1 1 i c h • Cassel teilt mit, daß alle DesinfektiMie« 
in Cassel bei einer Miete bis zu 450 Mark kostenlos edolgefL 

Prd. Dr. Bildebrand*Marbarg int der Ansieht, daA eigentlich von 
den praktischen Aerntea mehr wie die Anzeigepflicht nicht gut verlangt werden 
könne, da keine bestimmten Forderungen beständen. üMker stfhe er der 
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weiteren yoiii Gtosetz yerlangten Mitwirkong der Aerzte einigermaßen skepÜ^eh 
gegenüber« 

LandratValentiner-Schlttchtem betont dem gegenüber, dnB die yom 
Gesetz yeriangte Tolle Mitwirkung der praktischen Aerzte doch wold nicht 
entbehrt werden kOnne, namentlich anch im Hinblick aal die fortlaufende Des- 
infektion und die Ueberftlhrung eines Infektionskranken in ein Krankenhaus. 

Beg.- und Med.- Bat Dr. Bockwitz weist darauf hin, daB seines Er- 
achtens auch eine moralische Verpflichtung der Aerzte in allen denjenigen 
Fftlien Torliege, wo ein gesetzlicher Zwang nicht ausgesprochen, sondern nur 
auf die Mitwirkung der Aerzte gerechnet sei, z. B. bS. der DurchftUirung der 
Absonderung, der Desinfektion etc. Dies gelte auch hinsichtlich der Anzeige 
von Verdachtsfailen bei Typhus, Kindbetifieber und Botz. 

Kreisarzt Dr. Boselieb entgegnet hierauf, daß er auf Grund lang- 
jähriger Erfalirung anderer Meinung sei; denn wenn ein Arzt, der nichts weiter 
sei ab praktischer Arzt und Helfer in der Familie, so ideal denken sollte, daß 
er das Interesse der Familie des Erkrankten in, wenn es sein muß, rigoroser 
Weise dem öffentlichen Interesse unterordnete, so werde er wohl eiiü&al in 
der Familie Arzt gewesen sein, aber nicht zum zweiten Male. 

Kreisarzt Dr. BGrner-Eschwege stimmt den Yorschlagen des Beferenten 
bei und wttnschti daß man noch weiter gehe, indem man nämlich die Aerzte 
yerwaltungsseitig öfter zur Beratung hygienischer Maßnahmen heranziehe und 
ihnen namentlich die Durchführung der fortlaufenden Desinfektion übertrage. 
Ferner wäre es angebracht, alle Vorkommnisse aus dem Gebiete der Seuchen^ 
bekämpfung in ihrem Bedrk ihnen mitzuteilen. Man solle die prakUschoi Aerzte 
als Mitarbdter ansehen und dafür ihnen großes Entgegenkommen erweisen; 
auf diese Weise werde sich ein Zusammenarbeiten erleichtern. 

Kreisarzt Dr. Werner schließt sich 4on Ausführungen an und betont 
die Pflege der KoUegiaUtftt. 

Kreisarzt Dt, C au er -Schlüchtern macht im Anschluß hieran noch einige 
Mitteilungen über die im Kreise Schlüchtern geplante Organisation des Kampfes 
gegen die Seuchen. 

Ob.-Beg.-Bat y. Schenk glaubt im Hinblick auf die hiesigen Verhält- 
nisse vor der allzu häufigen Ai^wendung von Polizeistrafen bei der gesetzlichen 
Seuchenbekämpfung warnen zu müssen. Einstweilen kOnne man wohl schon 
damit zufrieden sein, daß überall nach beendeter Krankheit eine ordnungs- 
mäßige Desinfektion vorgenommen werden könne. 

Prot Dr. Hildebrand erwidert, daß der Nutzen der Schlußdesinfektion 
nicht im Gegensatz zur fortlaufenden Desinfektion überschätzt werden dtirfe. 

Jahresbericht Aber die Tätigkeit des Untersnehuogsamtes für an- 
steckende Krankheiten für den Beg.-Bei. Cassel rem 1. IToTember 1906 
bis tu* Oktober 1907* Beferent: Kreisassistenzarzt Dr. Wolf -Marburg. 

Das Untersuchungsamt für ansteckende Krankheiten für 
den Beg.-Bez. Cassel ist am 1. November 1906 im Anschloß an das 
Institut für Hydene und experimentelle Therapie in Marburg eröffnet und 
untersteht dem Vorsteher der Abteilung für Hygiene, Herrn Prof. Dr. Bonhof f. 
Mit der Wahrnehmung der Dienstgeschäfte ist der Kreisassisteozarzt beauf- 
tragt, der im Verliinderungsfalle von dem Assistenten an der Abteilung für Hy- 
giene vertreten wird. Außerdem wird noch ein Diener beschäftigt. Dem 
üntersuchungsamt stehen drei Bäume zur Verfügung: ein Arbeits-, ein Schreib- 
zimmer und eine Spülküche, — Das Untersuchungsamt wird von sämtlichen 
Kreisen des Begierusgsbezirks unterhalten. 

Die Zahl der Eingänge betrug in dem Berichtsjahr 1089, wovon aber 
nur 1069 Proben untersucht werden konnten, da in 24 Fällen zu wenig Ma- 
terial eingesandt war; es wurde dann stets um eine 2. Probe gebeten. Es 
waren also im Monat durclischnittlich 88 Untersuchungen vorzunehmen. 

In der Hauptsache wurde das Untersuchungsamt von den Kreisärzten 
und praktischen Aerzten in Tätigkeit gesetzt, aber auch von Krankenanstalten, 
Insbesondere von den Landkrankenhäusern (in 55 Fällen) und von den Kliniken 
in Marburg (in 90 FäJlen). 

Daß durch eine derartige Handhabung des Geschäftsbetriebs eine große 
Korrespondenz bedinst ist, ist wohl verständlich; das Geschäftsbuch weist 
in dem Berichtsjahr 1624 J.-Nr. auf. Die größte Zahl der Untersuchungen 
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IfiUt avl den Monat JoU (112) und die kldnate (64) auf den Honü Norember 
1906. . 

Bei den UBtersachangen handelte es sich um den Nachweis Ton 
TaberJkolose in 478 Fällen (44<»/o), Genickstarre in 81 FäUen (2<»/o), 

Typhös „ 816 , (29 , ), Gonorrhoe „88 „ (8 » ). 

Diphtherie ,76 „ ( 7 , ), 

Im Anschluß hieran Ist noch zu erwähnen, daß die benntaten Sera 
(Typhus, Paratyphus B, Buhr, {Genickstarre) im Institut fast ausscMieflIich 
selbst bereitet sind; erst im letzten Monat sind sie Tom Institut lUr Infek- 
tionskrankheiten in Berlin beaogen. 

Betreffs der Untersuchungen bei den einselnen Krankheiten ist folgendes 
SU bemerken: 

I. Tuberkulose. 

Bei negatiyem Befund im Ausstrichpräparat wird das Sedimentierungs- 
Tcrfahren stets auffeschlossen. Von den 448 Sputumuntersnchuagen waren 81 
positiT, also 19470* Andere üntersuchnngsämter haben ungefähr dieselben 
Besultate. In dieser Zahl sind auch die Spuiumuatersuchongen fttr den Ver- 
ein zur Bekämpfung der Schwindsuchtsgefahr in Gassei einbegriffen, nämlich 
49 Fälle mit 24 V« posit. Eesultat. 

Bei der Untersuchung Yon Stuhl auf Tuberkelbazillen werden wie beün 
Auswurf Ansstrichpräparate gefärbt. Ist Urin eingeschickt, so wird zunächst 
Ton dem Sediment ein Ausstrichpräparat untersucht. Finden sich säurefeste 
Stäbchen, so wird dem Einsender mitgeteilt, daß dieser Befand noch durch das 
Tierezperiment nachgeprüft wird. Zu diesem Zwecke wird das Sediment in 
steriler Kochsalzlösung einem Meerschweinchen in die Leistengegend nach der 
Bloch sehen Methode injiziert Da es immerhin mGglich sein konnte, daß 
TuberkelbaziUen Torhanden sind, ohne daß es gelingt, dieselben im Aus- 
strichpräparate nachzuweisen, so wird das Tierezperiment bei jedem Urin 
anj^ewandt, in dem nicht allzuyiele andere tierpathogene Bakterien enthalten sind. 
Zeigen sich die Leistendrüsen nach 14 Tagen geschwollen, so werden die 
Drttsen eztirpiert und auf Tuberkelbazillen untersucht. Im anderen Fall wird 
das Tier 8 Wochen beobachtet, falls es nicht Torher dngeht, und dann getötet 
Eiter, PnnkÜoiisflttssigkeiten, Liquor cerebros|dnalis usw. werden ebenso be- 
handelt Erst nach Abschluß des Tierezperimeates wird die endgültige Ant- 
wort erteilt Bei 10 FäUen von Urinuntersuchungen bestätigte der Tierversudi 
in 5 Fällen den positiTcn Befund im Ausstrichpräparat, während in 2 FäUen 
die Versnclistiere keine Tuberlnüose zeigten; in 8 weiteren Fällen waren auch 
im Ausstrichpräparat keine Tuberkelbazillen nachweisbar. Ebenfalls negativ 
war die Untersuchung bei 4 Eiterproben und in einem Fall von tuberkulöser 
Meningitis (Liquor cerebrospinalis). . Bei 14 Punktionsflüssigkeiten konnte einmal 
durch den Tierrersuch das Vorhandensein von Tuberlnüose nachgewiesen werden. 

IL Diphtherie. 

Bcdm Nachweis der Diphtheriebazilien erfolgt zunächst die Untersuchung 
des nach L(^ffler gefärbten Ausstrichpräparates, welche schon häufig positive 
Besultate aufweist und durch ein zweites nach Neißer gefärbtes Präparat 
ergänzt wird. Das Ergebnis wird sofort mit einer Wahrscheinlichkeitsdiagnose 
mitgeteilt Gleichzeitig werden je 8 Agar- und LOffler-SernmrGhrchen mit 
dem Material beschickt und letztere nach 10—16 Stunden untersucht, wobei 
die Neißer sehe Färbung angewandt wird. Bei positivem Ausfall wird eine 
Beinknltur gezüchtet, die im Tierezperiment nachgeprüft wird. Konnten weder 
auf den LGffler, noch auf den AgarrOhrchen Diphtheriebazillen gefunden 
werden, so wird der Einsender zwar hiervon benachrichtigt, aber trotzdem das 
Tierezperiment angeschlossen, da die gleichzeitig vorhandenen Kokken die 
Diphtheriekulturen überwuchert haben k(^nnen. In diesem Falle werden die 
Basen der beiden OriginalrOhrchen mit steriler Bouillon abgeschwemmt und 
1 com davon einem Meerschweinchen nach der Ehrlichschen Vorschrift ein- 
gespritzt Bei Diphtherie gehen die Tiere spätestens nach 8—4 Tagen ein 
und zeigen die bekannten Erscheinungen; im anderen Falle werden die Tiere 
beobachtet Erst nach Abschluß des Tierezperimentes gilt der Fall als erledigt 
Wir hatten 24^0 positive Besultate. 

in. Typhus. 

3ei den Untersuchungen auf. Typhus spielt die V0Bjy4lbi>ohe Beaktion 
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«Im EwtthitMe. Bas efagisaiidie BlutsanUB wird in aber V6rdllm«B| roä 

1 : 50 mit 2 Tenohiedenen TypliiustäiiiBieii und mit Paratjpliiu B agglnäbtorl, 
in besonder« Fttlei, woni wt eine 2. Blntprobe yenrandten, anek mit Para- 
tyj^iia A, woza 20 Stnnden alte Agarkaltnren Terwandt werden. Wir wenden 
im groAen and gansen nv die makroskopische Agglutination and nur in zwd- 
felliaften F&llen die Agglutination im hängenden Tropfen an. Ist eine Aggla- 
tinstion nach 10 Minuten nicht eingetreten, so werden die BGitrchen bis zu 

2 Standen im Brutschrank bei S7^ 0. gehalten. Als positiv wird die Widal« 
sehe Probe angesdJken, wenn eine yollstlndige Agglutination heü einer Ver- 
dflnnuuff Ton 1 : 50 innerhalb 2 Stunden eingetreten ist; ist sie nicht ausge- 

gesproehen, so wird die Probe als verdächtig beieiefanet. Auch in Marburg 
it die Beobachtung gemacht, daß das Blutserum TjphOser zu den einzelnen 
Typhusstämmen sidi yerschieden verhält 

In 16 Fällen konnte auf Oruad der Widalschen Probe mit größter 
Wahrscheinlichkeit die Diagnose Paratyphus B gestellt werden, üeber 12 
Fälle berichtet lolgende TabeUe. 

Paratyphus B. 
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Ort. 
Alter. 


Beginn 

der Er- 

kiuiknng 


Verlauf 


Ende 


i 


«1 


1 


Bintaiii 
7 Jkhnslt 


20./5. 07 


Kdn schweres Xrankheits- 
bUd. Keine Roseolen. 8 
Wochen lang dttnne, miß- 
farbige Stuhle, ca. 4 Wochen 
lang Fieber bis zu 40 ^, ziem* 


Ende 
Juni 


+ 


+ 




















lieh unregelmäßig. 








2 


Eschwege 
(funile 




Fieber, Durchfall, Zungen- 
belag, einzelne Boseolen. 

bis 40,8 <»C. Darmblutungen, 
Im Septbr. BezidiT. 17./9. 
fleberfreL 










Sehnibw) 












Annste 
le J. 


6./7.07 


5./10. 07 


+ 


— " 


8 


Marie 
17. J. 


24./7. 07 


bis 40,5«. 


81./8.07 


+ 


aiu- 




Fnv Sehr. 


22./7-.07 


bis88^ 12./8 fieberfrei. 2478. 


5./10. 07 


+ 


9 


i 


48 J. 




BezidiT. 26/9. fieberfrd. 










Frie«Tioh 


9./8.07 


bis 40,9«. Dambtuten, Ve- 


10./9. 07 


+ 


» 


5 


68 J. 




nen-thrombose. 


gestorben 

(Herz- 
schwäche) 






6 


Ebe 
20 J. 


9./8.07 


bis 40,80. 14./9. fieberfrei 


6,/10. 07 


+ 


+ 


7 


Ernst 


13./8- 07 


bis 89«. 18./8. fieberfrei. 


11./9. 07 


+ 


Weh* 
geführt 


8 


Gebhaiuen 
19 J. 


20./9.07 


bis 89,5«. Mattigkeit, Frost- 
gefüh], kein DurchfaU, keine 
Boseolen, geringer Milz- 


21./10. 07 


+ 


n 




















tumor. 








9 


Biratein 
10 J. 


81./12. 06 


bis 40,2«. Durchfälle, keine 
Boseolen. 


80./1. 07 


+ 


— 


10 


Tuin 
24 J. 


26./10. 06 


Hohes Fieber, Boseolen, Milz- 
tumor, erbsenbrtthartige 
Stühle. 




+ 


+ 


11 


Sombom 
81J. 


1./1. 07 


Fieber, Brechdurchfall, Deo- 
coecalgurren, Boseolen, Her- 
pes labialis, fadfaulig rie- 


16./1. 07 


+ 


Kioht 
gefihrk 
































tumor. 








12 


Nenhof 


12./6. 07 


bis 89«. Geringer Milztumor. 
Erschdnungen eines Magen- 
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Da ia 216 Fittea ISBmat die Widalsehe Probe voiitiv wir, so gM 
dies %2% pooitiTe Berahate; diese lieiM Ziffer ist weU dadveli n erUireft, 
daß nai gelten das Blat tob Verdaehtiftllea eingeeandt ist DaB eia einmaüger 
aegatiTer Ausfall im Anlang der Erl^rankiuig nicht gegen Typhns sprim, 
beweist ancli das Torliegende Mateeial; denn hänilg ergab eine iweite Probe 
einen pMitiren Ans! all. 

Wenn genttgend Blat eingesandt wird, wird der Blntkncben ittr das 
Anreieherangsverfuiren nach Oonradi rerwandt. Bei Einsendung yon Stuhl 
odel Urin werden sofort Maladdtgrttnplatten, und zwar Je eine hi cdner Ver- 
dünnung Ton 1 : 4000, 1 : 0000 und 1 : 8000, besät und am folgenden Tage 
mit 1 cca steriler Kochsainliteunff abgeschwemmt. Drei Oesen Ton Jeder Platte 
wwden dann auf eine Drigalskiplatte gebracht, die am folgenden Tage auf 
rerdftchtige Kolonien untersucht wird. fiHnd solche Torhanaen, so imi im 
hängenden Tropfen mit Typhus resp. Paratyphus B Serum affglutiniert Bei 
positiTem Ausfall wird, wenn es sich um gramnegaÜTe St&b<men handelt, die 
betr. Kolonie auf Agar ttbergeimpft, um am andern Tage die Agglutination 
miÜLfoekopisch in derselben Yerdttnnung zu wiederholen, aber deren Ausfall 
dem Einsender berichtet wird. Ist das Besultat wieder positiv, so wird die 
Zttchtung in LakmusmoUie, Milch, Peptonwasser, Traubenzuekeragar, Neutral- 
rota^ar, Gelatine und Kartoffel vorgenommen. Erst nachdem die Beobachtung 
dieser Kulturen abgeschlossen ist. erteilen wir die endgültige Auskunft 

Da eine derartige Beinzttcntung immerhin mehrere Tage in Anspruch 
nimmt, wird Wert daraufgelegt, daB stets auch Bhit fttr die widalprobe mit- 
gesandt wird. 

Von den 100 eingesandten Proben handelt es sich in 89 Pällen um Stuhl- 
gang, Urin oder Blut, von denen 7 positiv beantwortet werden konnten, darunter 
4miu Paratyphus B. Untersuchungen auf Typhusbazülenträger sind bis Jetzt 
nur in geringer Zahl (12) erfolgt, hauptsächlich im Kreis Sclunalkaden, wo ein- 
9ial im Stuhl Typhusbazillen bei einem Manne nachgewiesen werden konnten, 
der zwei Jahre vorher Typhus überstanden hatte. 

IV. Genickstarre. 

In 81 F&llen ist Material zur Untersuchung auf epidemische Genick- 
starre übersandt Handelt es sich um Blut >o idrd mit einer M Stunden 
alten Meningokokkeukultur agglutiniert. Liquor cerebrospinalis wird sedi- 
mentiert; von dem Sediment werden je 2 Böhrchen mit Agar. Glyseriaagar, 
Blutagar und LOffler- Serum besät; femer werden einige in Alkohol fixierte 
und nach Gram gefärbte, mit Saffranin nachgefärbte Ausstrichpraparate auf 
gramnegative intracelloläre Diplokokken untersucht Das Ergebnis wird dem 
Einseader mitgeteilt Am folgenden Tage werden die verdächtigen Kolonien 
im Grampräparat untersucht. Die Untersuchungen ergaben 7 resp. 10% posi- 
tive Besultate. 

Handelt es sich um meningokokkenähalidie, gramnegative Diplokiokken, 
so wird sofort weiter geimpft auf die erwähnten Nährboden und im hängenden 
Tropfen mit Meningokokkenserum in einer Verdünnung von 1 : 20-*M) agglu- 
tiniert. War das Wachstum nach 24 Stunden noch zu ffcring, so wartet man 
mit der Untersuchung noch weitere 24 Stunden. Das beste Wachstum sieht 
man auf LOff 1er- Serum, wo die bräunlichen Kolonien leicht zu erkennen sind. 
Bei positivem Ausfall wird am folgenden Tage nochmals makroskopisch agglu* 
tiniert Nebenher wird stets zur Kontrolle auch die AgglutinaUon mit der 
Eeinkultur von Weichselbaum verglichen. Das Endresultat wird erst 
erst nach Anstellung der Agglutination gegeben. 

Aus Bachen- oder Naseasekret ist die Züchtung nie gelungen, da 
zu viel Begleitbakterien vorhanden waren. Die Untersachnng erfolgte wie 
vorher angegeben. 

Bei den Untersuchungen sind 9,6®/« positive Besultate erzielt Gerade 
auch von den Meningokokken gilt, dafi sie häufig durch langen Transport zu« 
gronde gehen, besonders wenn sie dabei der Gefahr der Austroeknung aus- 
gesetzt sind, namentlich bei Einsendung von Bachensekret Auch von anderer 
Seite wird betont, daß die Einsendungen von auswärts weniger gute Besultate 
zeigen. Diesem Uebelstande schreibt auch das Posener Untersuchungsamt 
die schlechten Ergebnisse zu; in Halle gelang b^ 63 Proben von Bachensekret 
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die Zttehtuag icefai eimlgee UmL Daher ichl&gt Krelearzt Dr. Hagemann- 
Dortmiud yor, die Watte des in Dampf sterttiderten Tanpoiitr&gers mit 
steriler KoehsalsKteiiiig anrafeachteii; da das BOhrchen durch den &ork luft- 
dicht yersehlossen ist, halt sich die Watte wochenlang feucht. Er hat lu dem 
ZwedL efai 1>esonderes Besteclc angegeben, das in dieser Zeitschrift, Jahrg. 1907, 
Nr. 15, beschrieben ist und Ton der Firma B. M a a g - Dortmund hergestellt wird. 

V. Gonorrhoe. 

Im ganzen wurden fl8 Untersuchungen auf Gonorrhoe gefordert; es 
handelte sich 29 mal um HamrGhren-, Scheiden- oder EonJunktiTalsekret, wovon 
7 als positiT beantwortet werden konnten. . Je zwei Ausstriche werden in Alkohol 
fixiert, der eine wird zur Orientierung mit yerdUnntem Methylenblau, der 
andere nach Gram gef&rbt Wenn gramnegative, intrazelluläre, typische 
Diplokokken nachgewiesen werden, wird dies in der Antwort zum Ausdruck 
gebracht Das Endresultat hängt von der Zttchtung ab, die auf Serumagar 
geschieht. Wadisen die als gramnegative Diplok<^en erkannten Koloiüen 
nicht auf gewGlmlichem Agar, so ist die Diagnose gesichert. 

In 9 Fällen wurde Urin übersandt, dessen Sediment genau wie das 
Sekret behandelt wird. Die Untersuchung ergab 21 ^U positive Besultate. 

VI. Diversa. 

Es handelte sich umPneumokokkennachweis in 11 Fällen, wovon 9 
dositiv waren. Einmal gelang es, Pneumokokken aus einem Liquor cerebrospinalis 
bei einer Meningitis zu zttchten, in einem anderen Falle aus Empyemeit^n; im 
ttbrigen handelte es sich um Sputum. B u h r material kam in 4 Falten zur Unter- 
suchung mit negativem Besultat. 

Milzbrand konnte in 2 Fällen nachgewiesen werden, während 7mal diese 
Krankheit ausgeschlossen werden konnte. 

Femer wurde noch eine Beihe von Untersuchungen von Eiter, Wund- 
sekret, Funktionsflttssigkeiten, Gallenblasen- und Wurm- 
fortsatzinhalt ausgeftthrt Aus Ohreiter von 2 verschiedenen Fällen 
konnten Proteus- resp. Pseudodiphtheriebazillen gezüchtet werden. 

An sonstigen Untersuchungen wurden noch gemacht: 

3 auf Spirochäten; 

je 2 auf Erysipel, Malaria, Tetanus; 

je 1 auf Aktinomykose, Anchylostomum, Echinococcus, 
Influenza. Trichophyton tonsurans, von denen nur die zwei letzten 
positiv ausfielen. 

Im Anschluß liieran wurden das von Kreisarzt Hagemann angegebene 
Besteck, die von Prof. v. Esmarch beschriebenen Sablimatpastillen und die 
festen Kresoltabletten (Husinol)^) demonstriert. 

Nach der Sitzung fand eine Besiehtigrnng der Fttrsorgeslelle fttr 
unhenittelte Lungenkraiike in der Giesbergstraße unter Führung von Herrn 
Dr. Med er statt. Die Bäume sind sehr zweckentsprechend eingerichtet, be- 
stehen aus einem Warte-, Wiege-, Aufnahme-, Auskleide- und Untersuchungs- 
zimmer, die sämtlich mit keimtötender Farbe gestrichen und mit Linoleum 
belegt sind. Das Ganze macht einen sehr sauberen und freundlichen Eindruck. 

Die Sprechstunde findet 4 mal wöchentlich, fttr Männer und Frauen ge- 
trennt, abends von 6—7 Uhr statt. Die Herren Dr. Med er und Dr. Witt ich 
leiten mit Hilfe von 2 Diakonissinnen den Betrieb. Es worden seit 1903 etwa 
1800 Patienten, und zwar 426 Männer, 1015 Frauen und 860 Kinder, beraten. 
Im Gegensatz zu anderen ähnlichen jSinrichtungen gewährt die hiesige den 
Hilfesuchenden auch Unterstützungen ; es wurden daher jährlich fast 25 000 1 
Milch, 4000 Portionen aus der hiesigen Krankenküche und an 8000 Eier ver- 
abfolgt. Im übrigen wird den Kranken alles gewährt, was zu ihrer Heilung 
dienen kann: Ueberweisung in Walderholungsstätten, Heilstätten, Bäder, Sana- 
torien, Unterstützung mit Betten, Zuschüssen zur Miete und dergl. 

Der Hauptwert derartiger Einrichtungen aber liegt nach der Ansicht 
des Vortragenden in. der dauernden Belehrung der Bevölkerung bezüglich der 
Gefahren, der Verbreitung und Verhütung der Tuberkulose. 
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Was noch fehlt, ist hauptsächlich eine Yerbessernnff der WohnuDgs- 
yerhSltiüsse der Patienteo. Hier ließe sich schon mit nicht alizn großen 
Mitteln mancher Fortschritt erreichen, indes fehlt es znrseit noch an genügend 
Mitteln and den Fttrsorge-Aerzten an Zeit, nm diese Frage K^sen zu kSnnen. 

Während in den früheren Jahren für jeden Patienten etwa 80 Mark im 
Durchschnitt ausgegeben worden, stellen sich jetzt die Kosten nur noch auf 
etwa 17 Mark, da yon allen Patienten neuerdings ein Beitrag zu den Pflege- 
kosten, faUs es sich um üeberweisung an Anstalten handelt, gefordert wird. 
Es ist dies um so eher möglich, als nach der Entscheidung des Bandesamtes 
ftür das Heimatswesen die Armenverwaltung Terpflichtet ist, ihren tuberkulösen 
Armen nötigenfalls noch Heilstättenbehandlung zu gewähren. 

Nach der Ansicht des Vortragenden wer^n sich die hiesigen Verhältnisse 
bezttglich der Einrichtung derartiger Fttrsorgestelien nicht omie weiteres auf 
das Land übertragen lassen. 

Nach Schluß der Sitzung fand ein gemeinschaftliches Essen im Hotel 
Boyal statt, das alle Teilnehmer bis zu den Abendstunden yereinigte. 

Dr. Wolf-Marburg. 
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Somtabend, dem SO. HoTember 1907, MV« V^* 

Bereits am Abend vor der Versammlung yersammelten sich der Begiernngs- 
nnd Medizinal -Bat und sämtliche Kreisärzte, sowie als Qäste der Kreisarzt 
Dr. Fried el zu Schwelm, Beg.-Bez. Arnsberg, der Kreisarzt a. D. Qeheimrat 
Dr. Borges- Boppard und der I^eiswnndarzt a.D. Dr. May er -Simmem im 
neuen Kurhause zu Salzig a. Bhein zu einem gemütlichen, zwanglosen 
Zusammensein, an welches sich am andern Morgen eine Besichtigung der 
Quellfassung, der Füllräume und des Badehaus es anscUoi. Die Ein- 
richtUBgen der yor einigen Jahren neuerbohrten Therme, die ein üebergangs- 
glied zwischen den slkalisch-muriatischen und den alkalisch • sulfaüschen 
Quellen ist, fanden ungeteilten BeifalL 

Der Versammlung selbst, die im Ideinen Sitzungssaal der Königlichen 
Begierung in Coblenz stattfand, wohnten außerdem Herr Ob.-Eeg.-Bat Jü r- 
gensen und der kreisärztlich geprüfte Arzt Dr. Mohr- Coblenz beL 

Da bei den letzten Sitzungen die großen Beferate die yerfüsbare Zeit 
yoUständig in Anspruch nahmen, so daß die Besprechung yon Einzelyorkomm- 
nissen aus dem laufenden Geschäftsjahr ausfallen mußte, so wurde diesmal der 
umgekehrte Weg eingeschlagen und zuerst in die Bespreelmiig der Kunlstlk 
des letzten Jahres eingetreten. 

Betreffend Heranziehung der Distriktsärzte zur schulärzt- 
lichen Tätigkeit gab der Vorsitzende, Beg.-u. Geh. M.ed.^-Bat Dr. Salo- 
m Uf eine kurze üebersicht über die liistorlsche Entwicklung der Distriktsarzt- 
stellung, einer Einrichtung aus der ersten Hälfte des yoriffen Jahrhunderts, die 
nach Inkrafttreten des Kreisarztgesetzes eigentlich überflüssig geworden ist. 
Zurzeit ist den Distrikts- (Bürgermeisterei-) Aerzten im wesen^chen nur mehr 
die armenärztliche Tätigkeit geblieben. In der daran anschließenden leb- 
haften Diskussion wurde ohne Widersprudi anerkannt, daß der Kreisarzt nicht 
in der Läse sei, die gesamte schulärztliche Tätigkeit übernehmen zu können, 
und daß der Versuch, den Distriktsärzten die gesundheiüiche üeberwachung 
der Schulkinder zu übertragen, zu empfehlen sei. 

Hierauf würden die Abänderungsyorschläge zu den Vor- 
schriften über Anlage, Bau und Einrichtungen yon öffent- 
lichen und Priyatkrankenanstalten pp. eingehend besprochen. Die 
Forderung, daß jede Krankenanstalt ein genügend dngerichtetes Operations>- 
zimmer, sowie möglichst eine besondere Abteilung ftlr Tuberkulöse haben 
müsse, wurde einstimmig befürwortet. Wünschenswert sei überall auch eine 
je nach den örtlichen Verhältnissen eingerichtete besondere Fahreinrichtung 
ftlr Kranke (BäderbahrCi Krankenwagen). Ueber die Erförderlichkeit einer 
Zentralheizung bei neuzuerbauenden Krankenhäusern gingen die Ansichten 
' auseinander. ^ 1 
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Ferner warde im Anselilafi »n den ErlaA des Herrn Ministers des Innern 
▼cm 27. Jnli 1907 die Förderung yon Spiel und Sport besprochen. 
Der Vorsitaende regrte bei dieser Gelegenheit die Ausarbeitung hygienischer 
Mostervortr&ge ittr Ereislehrerkonferenzen an. 

Bei Bespreehnng der Bnndirige betreffend amtsärztliche Atteste 
fttr Sehnlamtsbewerber wurde der Wunsch ge&ufiert, daß die früheren 
Atteste bei Jeder weiteren Begutachtung wieder yorgelegt werden sollen. Auf 
die nochmalige Untersuchung der Präparanden vor der Aufnahme ins Seminar 
Icann nicht yerzichtet werden, weil diese Tor der Aufnahme in die Pr&paranden- 
schulen noch zu unentwickelt sind, um ein hinreichend sicheres urteil über 
ihre yoraussichtliche spätere EntWickelung zu ermöglichen. Die bisherige nicht 
ttberali gleichmäßig gehandhabte Vorsicht, die Zulassung zum Examen Ton 
einer nodimaligen amtsärztlichen Unterauchung abhängig zu machen, erscheint 
entbehrlich, wenn von Seiten der SchulaufsichtsbehOrde vor der Anstellung an 
einer öffentlichen Schule in allen Fällen eine nochmalige Untersuchung durch 
den zuständigen Kreisarzt yerlangt wird. 

Im Anschluß daran wurde die Frage der tuberkulösen Lehrer 
besprochen und die Ausarbeitung eines Merkblattes fttr an offener Tuberkulose 
erkrankte Lehrer in Anregung gebracht 

Impfarstreyisionen, Feststellung anBteckeE4er Krank- 
heiten durch den Kreisarzt auf Grund epidemiologischer Tatsachen ohne 
körperliche Untersuchung der Kranken, Hebammen^NachprOfungen und 
Desinfektionen wurden aus Anlaß yon Spezialfällen kurz besprochen. Fllr 
Hebammendesinfektionen bei Kindbettfieberfäilen stellte der Vorsitzende die 
Einftthrung ekies Formulars in Aufsicht 

Bei Außerbetriebsetzung alter Friedhofe wird yor der Be- 
fürwortung der Erlaubnis anderweitiger Benutzung die Vornahme yon Probe* 
ezhumierungen empfohlen, weil in letzter Zeit menrfach Beobachtungen über 
außergewöhnlich lange Dauer der Verwesung m1 alten Friedhöfen gemacht 
worden sind. Daran anschließend wurden auch die erforderlichen Schutamaß- 
regeln fftr Leichen an ansteckenden Krankheiten Verstorbener kurz be- 
sprochen, damit in dieser Hinsicht einheitlich im Bezirk yerfahren werde. 

Fflr Sehnlbesichtigungsberichte wird ein Formular yon 
Bert eis mann -Bielefeld als besonders zweckmäßig erachtet, eine Verfügung, 
betreffend Einftthrung desselben, wird in Aussicht gestellt 

Nach kurzen Mitteilungen über den Ministerlal- Erlaß, betreffend Ein- 
Itkhrung geprüfter Thermometer für Krankenhäuser, Hebammen, 
Kreisärzte pp., teilt der Vorsitzende ferner noch mit, daß ein heryorragender 
Geologe in Coblenz sich bereit erklärt habe, mit den Kreisärzten Exkursionen 
zu yeranstalten. Alle Anwesenden beabsichtigen, dch nach Möglichkeit daran 
zu beteiligen. 

Alsdann erstattete Dr. Mayer-Simmem ein ausführliches Bef erat über 
die Bekämpfung des Typhus und seine klinisehe Differentialdiagnose 
gegenttber dem Paratyphus^ insbesondere nach den Vorträgen auf dem dies- 
jährigen internationalen Hygiene -Kongreß in Berlin. Das Beferat soll yer- 
yielfältigt und den Mitgliedern der Versammlung zugestellt werden. 

Wegen Mangel an Zeit mußten die beiden anderen Eeferenten: 
Dr. Hilgermann- Coblenz: Beferat über pathologische Anatomie und 
Bakteriologie der Genickstarre, und Dr. Vollmer- Simmern: Beferat ttiber die 
Tagung der Deutschen Gesellschaft fttr gerichtliche Medizin während der Natur- 
forscheryersammlung in Dresden, ihren Vortrag auf die nächste Versammlung 
yerschieben. Dr. Kl r c h g ä s s.e r • Coblenz. 

Verantwortl. Bedakteur : Dr. Bap mun d, Beg.- n. Oeh. Med.-Bat in Minden L W. 
J. e a Braai, H«cMal> Bielii. o. W. flea^-L. HaftaMkOniekirtl to K indau 



Digiti 



izedby Google 



Bericlite über Versammliiiigeii. 

Beilage zur Zeitschrift für Medinnalbeamte, 1908. IIL 



Bericht fiber den XIT. Internationalen Koni:res8 

f Ar Hji^iene and Demo^^raphie in Berlin vom li^. bis 

f^. September 1907, 

(Schloß.) 

B. Abteilongs-SltBiingen. 

y. Abteilang fttr Bekämpfang Ton anstekenden Krankkeiten 

und Fürsorge für Kranke. 

Einlieitlielie Begelnng der PrfifaDgsmethodik für Desinfektions- 
apparate und Desinfektionsmittel« Referenten: Qeh. Med.-Bat Prof. Dr. 
Y. Esmarck* Qöttingen, Dr. B i d e a 1 - London, Geh. Beg.-Bat Prof. Dr. P r o s • 
k a n e r - Gharlottenburg. 

Geheimrat Dr. y. Esmarch weist auf die Fehler bei der Konstruktion 
wie beim Betriebe der Dampfdesinfdctionsapparate hin, weshalb diese nach 
einer feststehenden Vorschrift bei der Ablieferung, wie periodisch im Betrieb 
geprüft werden müßten. 

Dr. Bideal, der über einheitliche Prüflingsmethodik für Desinfektions- 
mittel redet, bespricht eingehend eine von ihm angewandte Normalmethode. 
Er mißt die keimtötende Leistung des Mittels direkt mit Terdünnten Lösungen 
Ton Karbolsäure und gibt dem Mittel dann eine Wertnummer auf Grund dieses 
Vergleiches. Seine Methode sei Un Laufe der letzten Jahre von sahireichen 
Forschern mit außerordentlich gleichförmigen Ergebnissen angewandt worden. 

Prof. Dr. Proskauer weist unter anderem auf die Wichtigkeit der 
Zusammensetsung der Nährböden bei einer einheitlichen Prüfung der Desin- 
fektionsmittel hin. N 

Kontrolle der Desinfektion« Beferenten: Dr. Schmid-Bem, Dr. 
Bonjean-Paris und Dr. Czaplewski-Cöin. 

Dr. Schmid führt aus, daß die Desinfektion nur Ton einem gut ge- 
schulten, amtlich geprüften Personal unter amtlicher Kontrolle ausgeführt 
werden dürfe und nur amtlich geprüfte Apparate und Verfahren zur Anwen- 
dung gelangen sollen. Die fortiaufende Desinfektion bei übertragbaren Krank- 
heiten müsse vom Arzte angeordnet und unter Oberaufsicht des Amtsarztes 
kontrolliert werden. Das Publikum sei über Zweck und Bedeutung der Des- 
infektion aufzuklären. 

Dr. BonJean erwähnt, daß in Frankreich die Desinfektion und Kon- 
trolle derselben gesetzlich vorgeschrieben sei; nur leicht kontrollierbare Des- 
infektionsmethoden dürften angewandt werden. 

Dr. Czaplewski ist der Ansicht, daß die so wichtige Kontrolle 
auf wissenschaftlicher Grundlage beruhen und sich erstrecken müsse auf Aus- 
wahl und Ausrüstung des Personals, Beschaffenheit und Funktionieren der Desin- 
fektionsmittel und -apparate, Verhütung von Sachbeschädigung, Anwendung 
von Sicherheitsmaßregeln und darauf, &ß nichts der Des^ektion entzogen 
wurde. 

Die allgemeine DarehfllhnDig der Fleisehbesehan mit Bflekslekt anf 
Knmkheitaverliatuig. Beferenten: Prof. Dr. Oster tag- Berlin, Dr. Martel- 
Suresnes. 

Prof. Dr. Ostertag bespricht die mannigfaltigen Krankheiten, die durch 
den Fleischgenuß auf den Mensehen übertragen werden können (Wurmleiden, 
Lifektionskrankheiten, Vergiftungen) und ist der Ansicht, daß sich durch eine 
eingehende Fleischbeschau alles vermeiden lasse; deshalb müsse diese überall 
obligatorisch durchgeführt werden. 

Dt. Martel führt aus, daß nur bei einer Ausdehnung auf das ganze 
Land und bei Vorsichtsmaßregeln bezüglich des von auswärts efngeftmrten 
Fleisches die Fleischbeschau eine durchgreifende Wirkung haben könne. Die 
mit der Fleischbeschau beauftragten Inspektoren müßten in den wissenschaft- 
lichen Prüfungsmethoden immer weiter ausgebildet werden. 
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Terbreltnngsweise und Bekämpf ang der Pest. Beferenten: Geh. Hed.- 
Bat Prof. Dr. Gaffky-Berün, Prof. Dr. Kitas ato- Tokio, Dr. Thompson- 
Sidney. 

Geheimrat Dr. Gaff ky betont, daß die Verbreitung der Pest in erster 
Lide dorch Batten geschehe, und daß bei Uebertragang des Pestbacilios von 
Batte zn Batte Ungeziefer die wichtigste Bolle spiele. Der pestinfizierte Mensch 
sei dann besonders gefährlich, wenn die Ausscheidung des Krankheitserregers 
mit den Absonderungen der Atmungsorgane stattfände. Zur wirksamen Be- 
kämpfung sei sorgfältige üeberwachung der SchlffsbcTölkerung sehr wichtig, 
dann Vertilgang der Batten schon in seuchefreier Zeit. Auch Schutzimpfungen 
könnten gute Dienste leisten. 

Dr. Thompson spricht sich in ähnlicher Weise aus. 

Das Beferat von dem erkrankten Pro! Dr. Kitas ato wird vorgelesen ; 
es bringt nicht yiel Neues. 

Ueber PestrattenschüTe. Beferenten : Prof. Dr. K o s s e 1 - Gießen, Dr. 
Gi ein 8 a- Hamburg. ' 

Prof. Dr. Kos sei betont die Wichtigkeit der energischen üeberwachung 
der in den Häfen löschenden Schiffe zur Ermittlung von Pestrattenschiffen ; es 
mtlßten eingehende Maßnahmen ergriffen werden, daß die Keime weder durch 
lebende, noch durch tote Batten verschleppt würden. Auf die Vernichtung 
von mus rattus müsse besonders geachtet werden, da diese Battenart yornehm- 
lich die Verbreitung der Pest yermittele. 

Dr. Giemsa ist der Ansicht, daß eigentlich sämtliche aus pestyer- 
seuchten Häfen kommenden Schiffe yor ihrem Einlaufen in den Hafen mit 
sicheren Mitteln yon Batten befreit werden müßten. Die Schiffsführer müßten 
mehr auf das Auffinden yon toten Batten achten. Zur Battentötung sei das 
unezplosible Generatorgas einzig und allein geeignet. Flüssige Kohlensäure 
sei zu teuer, schweflige Säure schädige eine ganze Beihe yon Waren; außer- 
dem seien beide nicht ganz sicher. 

In der Diskussion macht Prof. Dr. Bitter-Kairo Mitteilung über 
das häufige Vorkommen yon Pestpneumonien in Oberägypten und warnt dayor, 
die üebertragung yon Mensch zu Mensch zu unterschätzen. 

Dr. Borei-Le Hayre hat beim Gebrauch yon- schwefliger Säure keine 
nachteiligen Erfahrungen gemacht; in Frankreich werde diese obligatorisch 
angewandt 

Prof. Dr. Tjaden-Bremen weist auf Todesfälle hin, die bei Ausgasang 
von Schiffen mit Generatorgas yorgekommen seien; ferner töte das Gas die 
Flöhe nicht. 

Demgegenüber erklärt Dr. Giemsa, daß die Todesfälle Folge der ün* 
achtsamkeit der die Vorschriften yernachlässigenden Arbeiter gewesen seien. 

Schließlich wird folgende Besolution angenommen: „Der Kongreß 
möge den Wunsch aussprechen, daß alle aus pestinfizierten Häfen ausgehen- 
den Schiffe yor der Abfahrt soweit wie irgend möglich yon Batten befreit 
werden möchten.*' 

Moderne TyphusbekAmpfang« Beferenten: Geh. Med.-Bat Prof. I)r> 
Frosch-Berlin, Prof. Dr. Alm qui st- Stockholm, Geh. Beg.-Bat Schneider- 
Saarbrücken. 

Cieheimrat Dr. Frosch -Berlin bespricht eingehend die Verbreitnngs- 
weise des Typhus (Kontaktinfektion, Bazillenträger, schiechte hygienische Ver- 
hältnisse). Das wichtigste Bekämpfungsmittel sei neben der Verbesserung 
der hygienischen Verhältnisse das Aufsuchen und die ünschädlichmachosg der 
Bazillenträger. 

Prof. Dr. A 1 m q u i s t spricht sich über die K o c h sehe Typhusbekämpf ung 
ItUB. Der Erfolg müsse beweisen, ob sie ausreiche. Dann weist er unter 
anderem auf die bestehende Gefährlichkeit der bei Beginn der Erkrankung 
ausgeschiedenen Typhusbazillen hin, ferner auf den günstigen Nälurbodeu, den 
die Bazillen in den Austern und im Algenschwamm fänden. 

Geh. Beg.-Bat Dr. Schneider schildert die Typhusbekämpfung In 
Deutschland, speziell die Tätigkeit der zur Bekämpfung eingerichteten 
bakterioiogischan Stationen (Ausführung sämtlicher bakteriologischer Arbeiten 
zur Unterstützung der Aerzte, örtliche Ermittelungen über hygienische Ver- 
hältnisse, wissenschaftliche Typhusforschung). Beferent fordert Ueberweisung 
der Elranken in ein Krankenhaus, ausreichende Anstellung amtlicher nesin* 
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fektoren, strengere Maßnahmen gegen die BaaülentrSger. Es sei wichtig, ein 
Mittel za finden, daß die AbtOtüng der Bazillen im Mensehen bereits Tor der 
Ansscheidong ermögliche. 

In der Diskussion fordert Dr. Krause- Berlin yerschärf te Anzelge- 
^Hieht, die sich auch aal die verdächtigen F&lle erstrecken mttsse. 

Es folgt ein Vortrag von Dr. WaBchkadamofl-Petersbiurg ttber 
Terbreitnng und Bekämpfnng der Pest in BnsslaDd. 

Sehotztmpfang geg«n Tjphns, Pest, Cholera« Beferenten : Prot Dr. 
Pfeif ier- Königsberg, Prof. Dr. Strong-Maniia, Prof. Dr. Wright- London. 

Prof. Dr. Pf eiff er h&lt fttr die Herstellong des ImpfstoiTes die Methode 
Ton Pfeif fer-Kolle (AbtGtung frischer Agarkiütnren bei 60^) fttr die branch« 
barste; sie habe bei Typhns in Sttd- Westafrika aasgezeichnete Erfolge gehabt 
and auch fttr Cholera und Pest Iftgen ermatigende Besnltate vor. Er bespricht 
dann die M&ngel der anderen Methoden. Der Impfstoff werde am besten sub- 
kutan eingespritzt; die intravenOse Injektion sei nicht ungefälirllch. Die 
Impfung müsse 2—3 mal wiederholt werden. 

Prof. Dr. 8 trong* spricht über Schutzimpfung gegen Pest Impfungen 
mit abgeschwächten Pestbakterien und Bakterienextrakten hätten eine starke 
Immunisierung ergeben. Impfungen mit Pestvakzine seien beim Menschen un- 
bedenklich; auch für ausgedehnte Impfungen sei die Methode verwendbar. An 
«inem Ort sei die Mortalität der Ungeimpften 62*/t>, der Geimpften Iß^/tV« 
gewesen. 

Prof. Dr. Wright schlägt Tor, auch bei lokalen Erkrankungen, die 
nicht mit einer Immunität einhergingen, während der Bemissionsstadien eine 
Immunisierung zUiYorsuchen. 

Dr. Lucksch-Gzemowitz berichtet dann über Immunisierunffsyersuche 
bei Dysenterie, die nur Erfolg gehabt hätten, wenn der Fleznerscne Dysen- 
teriebacillns yerwendet wäre. 

Prof. Dr. Za hol otny «Petersburg berichtet über Erfolge der Cholera* 
Impfungen. Von 12000 nicht Vakzinierten seien 558 erkrankt und 311 ge- 
storben, von 6887 Vakzinierten seien 6 erkrankt und 8 gestorben. 

Die KrankenTersiehening und ihr sanitärer Erfolg« Beferent San.« 
Bat Dr. Mugd an- Berlin weist auf den ungeheuren Wert der Krankenyer- 
sicherung für die Heilung und Verhinderung Ton Krankheiten hin. Wenn die 
freie Aerztewahl allgemein eingeführt sei. dann werde sich dieser Wert noch 
ungemein stdgern. Zum Schluß spricht Beferent noch die Hoffaunff aus, daß 
durch hygienische Belehrung der Krankenkassen auch das Kurpiuschertum 
bekämpft werden würde. 

Bekämpf nng der Tuberkulose, Fürsorge für Phthisiker« Beferenten: 
Geh. Ob.-Med.-Bat Prof. Di. Kirchner-Berlin, Prof. Dr. Calmette -Lille, 
Dr. Biggs-Newyork. 

Geheimrat Dr. Kirchner betont, daß die Tuberkulosesterblichkeit trotz 
der gründlichen Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung in den letzten Jahren wieder 
zugenommen habe. Wenn auch nicht erblich, so sei die Tuberkulose bei 
ihrer großen üebertragbarkeit von Mensch zu Mensch doch eine exquisite Fa- 
milienkrankheit, zumal es eine natürliche Immunität nicht gäbe, sondern Jeder 
Gesunde bei fortgesetztem Verkehr mit Kranken davon befallen werden kOnnte. 
Frühzeitige Erkennung im schulpflichtigen Alter sei sehr notwendig. Wichtig 
sei ferner etwaige zwangsweise Isolierung der Kranken und Desinfektion der 
Umgebung, Verbesserung der WohnungsTerhältnisse, Einführung zentraler 
üntersuchungsämter, Einrichtung von Lungenheilstätten und .Fürsorgestellen. 

Prof. Dr. Calmette will die Hauptätigkeit der Tuberiräiosebekämpfung 
auf die Versiegung der Quellen der Tnberkuloseansteckung gerichtet wissen. 

Dr. Biggs empfiehlt eine ausgedehntere Befugnis der städtischen Be- 
hörden im Kampfe gegen die Tuberkulose. Er fordert gesetzliche Anzeige- 
pflicht, kostenlose Desinfektion, fortwährende üeberwachung der Kranken, Ebi- 
richtung Ton üntersuchungsämtem, Ausschließung tuberkulöser Kinder aus 
den Schulen, sorgfältige üeberwachung der NahrungsmitteL 

In der Diskussion empfiehlt Geheimrat Dr. Neithardt-Darmstadt 
die Einrichtung eines Wander -Tuberkulose- Museums. Dt. Samter-Char« 
lottenburg bespricht die ausgedehnten Wohltätii^keitseinrichtungen Charlotten- 
burgs, besonders die demnächst zu eröffnenden Heime für unheilbare und solche 
Knmke, die auf Aufnahme in Heilstätten warten. ^ 1 
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Anfiiehließend hält Mo re au- Paris einen Vortrag ttber dasselbe Thema 
und ProL Dr. Ibrahim-Pascha-Eairo über den Einfluß des ägyptischen 
Klimas auf die Tuberkulose. Beg.-Bat Dr. Hamei-Berlin berichtet 
über die Ergebnisse der Heilstittenbehandlung. Heilung in 18^/o bei 
Männern, in 15*/o bei Frauen. Die Zukunft müsse zeigen, ob die Heilung 
Yon Dauer wären. Stabsant Dr. Kuhn-Berlin demonstriert eine von ihm 
konstruierte Lunge nsaugmaske cur Heilung Ton Lungenkrankheiten, die 
ein Atmen mit Widerstand bedingt Es wird dadurch eine starke Blutfflllung 
der Lungen und Beförderung des Lymphstromes erzielt Die Ausdehnung 
des Brustkorbes kann durdi solche Atemübungen in frappanter Weise 
zunehmen. 

Hierauf sprechen Dr. Engel-Bey -Kairo über die Bekänpfong der 
Lepra und Dr. Sa alfeld- Berlin über Arbeitsheiisttttea für SyphiUtiker. 
In Anbetracht, daß die idealste Behandlung der Syphilis die Krankenhausbe- 
handlung ist, glaubt er in dieser Einrichtung ein gutes Mittelding gefunden 
zu haben. 

Bekftmpftug der flbertragbaren Geniekstarre« Referenten: Eeg.-u. 
Med. -Bat Dr. Flatten-Oppeln, Prof. Dr. KoUe-Bem, Geh. Med.- Bat 
Prot Dr. Wassermann-Berlin. 

Med.-BatDr. Flatten bespricht die Uebertragung der Genickstarre 
durch gesunde Kokkenträger und fordert deroi Isolierung; daneben sei Be- 
lehrung der Bevölkerung sehr wichtig. 

Prot Dr. K olle betont, daß heute noch nicht alles geklärt wäre (j^^^- 
«eitliche Schwankungen, Ortliche Beschränkung, Ortliche und zeitliche Dispo- 
sition). Der Meningococcus sei außerhalb des menschlichen Organismus 
nicht lebensfähig. Eine günstige Behandlung der Meningokokkenträger sei 
YieUeicht durch die Kombmation agglutinierenden Serums mit Desinfizientien 
zu erwarten. 

Geheimrat Dr. Wassermann erOrtert die Gewinnung des Meningo- 
kokkenserums Tom Pferd; die klinischen Erfolge desselben und den Nutzen 
der Einstäubung mit Trockenserum in den Nasenrachenraum. 

In der Diskussion hebt Geheimrat Dr. Kirchner henror, daß die 
Isolierung der Kokkenträger nur bis zu einem gewissen Grade mOglich sei; aus- 
gedehnte Desinfektion und Anwendung des Heilserums bedinge aber schon 
eine erfolgreiche Bekämpfung. Die Begierung werde alles tun, die bisherigen 
Errungenschaften zu unterstützen und die Erfolge zu fordern, die die gesetz- 
lichen Bestimmungen gemeinsam mit der Wissenschaft in der Bekämpfung der 
Genickstarre bisher erzielt hätten. 

Terkaltungsmagsregelii bei Impflingen zur Terhfltnng weiterer An- 
steeknng. Beferenten: Beg.-Bat Dr. B reger -Gharlottenburg, Dr. Groth- 
München. 

Dr. B reg er führt aus, daß bei Gesunden nur uebertragung des Impf- 
stofes auf das Auge gefährlich sei, dagegen konnten üebertragungen auf er- 
krankte Hautstellen lebensgefährlicne £r£rankun^en heryorrufen. ExzematOse 
Kinder dürften deshalb nicht geimpft werden ; bei sonstigen Hauterkrankungen 
sei Ton Fall zu Fall zu entscheiden. Belehrung der Pflegepersonen sei not- 
wendig. 

Dr. Groth äußert sich in ähnlichem Sinne. 

Es folgen noch Vorträge Ton Tierarzt Dr. Marzer- Berlin über Immu- 
nisierung gegen die Botskrankheit und Dr. An schütz -Buenos -Aires über 
den H&lsenwnrm. 

Via. Abteilung für Wohnunffshygiene, Hygiene der 
Ortschaften und Gewässer. 

Wohnungsfürsorge für Minderbemittelte* Beferenten: Prof. Dr. 
Fuchs-Frdburff, Aldridge-Leicester, Ingenieur Cascheuz-Paris. 

Prof. Dr. Fuchs führt aus, daß m Deutschland eine Beseitigung der 
unffesunden Wohnungen nicht genüge, sondern eine umfassende Wohuungs- 
reform nOtig sei wegen des yiel schnelleren Steigens der Mietpreise als des 
Einkommens. Er macht dann yerschiedene Verbesserungsrorschläge betreffend 
Bauordnungen und Bebauungspläne, gemeinnützige Bautätigkeit, Wohnungs- 
statistik und SchneÜTerkehr. 
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Aldridge weist als yorbildliobes Beispiel an! die Einriebt aogen der 
Stadt Lirerpool bin, wo selbst im Mittelpunkte der Stadt billige Womiimgen 
geschaifen würden. Im übrigen ist er der Ansiobt, daß es nicbt genüge, billige 
und gesunde Wobnnngen an schaffen, sondern das Yelk müsse aneb systema- 
tisch in besseren Sitten ersogen werden, damit mit den besseren Wobnnngen 
kein Mißbrauch getrieben würde. 

Ingenieur Cache uz teilt mit, daß die Stadt Paris sich entschlossen 
habe, aufst&dtischem Boden Hftnser mit teuren Yorderwohnungen und billigen 
Hof Wohnungen erbauen zu lassen. Es seien fünfmal so fiel Mietgesuche ein- 
gegangen, als Wohnungen yorhanden gewesen wären. 

Es folgen Vorträge von Kamp ff meyer-Earlsruhe über Gartenstädte 
und Bey-Paris über Wohnungen für Unbemittelte« 

Darauf werden folgende Besolutionen angenommen: 1. «Der Kongreß 
ist der Meinung, daß der Kernpunkt der Frage der billigen Wohnungen in 
der Bodenfrage liege. Um der Bodenspekulation entgegenautreteo, ist es Ton 
größter Wichtigkeit, daß die GemeindeTerwaltungen, welche die höheren In- 
teressen der Ofi^ntlichen Gesundheitspflege zu yertreten haben, einen bedeu- 
tenden Besitz an Grundstücken zu billigen Preisen haben. Die Gemeinden 
sollen diesen Besitz zur Yerbesserung der WohnungsverhUtnisse yerwenden 
auf jene Weise, die nach den Yerhältnissen des Staates und des Ortes als beste 
erscheint* 

2. ,Der Kongreß hält eine durchgreifende Wohnungs- und Bodenbesita- 
reform für eine unentbehrliche Forderung der Yolksgesundheitspflege. Er 
empfiehlt bei der Ausgestaltung bestehender Ortschaften wie bei der Begrün- 
dung neuer Siedelungen, die Gedanken der Gartenstadtbewegung zu gründe zu 
legen, welche bereits in Terschiedenen Kulturländern hygienisch Torbildliche 
Ansiedelungen getroffen hat, und neue der Art zu schaffen im Begriff izt. 

Die Ledigenheime« Beferenten: Dr. Sing er- München, Beg.-Bat Dr. 
Maresch-Wien, Prof. Pagliani-Turin. 

Dr. Singer weist auf die hygienischen und sittlichen Mißstände der 
Aftermiete und des Schlaf gängerwesens hin; er empfiehlt Ledigenheime nach 
Art der englischen Bowtonhänser resp. des Stuttgarter Arbeiterheims. Der 
zu wählende Typus müsse sich nach den Umständen richten. . 

Dt. Unruh empfiehlt den Bau von Ledigenheimen besonders für Groß- 
städte und Fabrikorte. 

Prot Dt. Pagliani spricht sich des näheren über die Art der Ein- 
richtungen der Ledigenheime aus. Für Gebäude, die nur für Ledige bestimmt 
seien, passe am besten das System des Yolkshotels. 

Ueber moderne Beleuchtungsarten und ihre hygienische Bedeutung. 

Beferenten: Prof. Er ismann -Zürich, Prof. Dr. Wedding- Gr.- Lichterfelde, 
Prot Dr. Beichenbach-Breslau. 

Prof. Dr. Erismann erOrtert eingehend die Vorteile der indirekten 
Beleuchtuog, wobei das elektrische Bogenucht dem Gas yorzuzieben sei. Auf 
Zahl und j/uiordnung der Lichtquellen, Form der Beflektoren und Beschaffen- 
heit ihrer Oberfläche, Höhe der zu beleuchtenden Bäume und besonders 
Beinhaltung sei sehr zu achten. 

Auch Prof Dr. Wo d di n g hält die indirekte Beleuchtung durch elektrische 
Lampen für die beste. 

Prof. Dr. Beichenbach führt aus. daß wirtschaftliche Erwägungen 
bei der Konstruktion unserer modernen BeieuChtungsTorrichtungen in erster 
Linie maßgebend gewesen seien, daß aber wirtschaftliche VorteUe auch mit 
hygienischen Vorzügen Terbunden seien. Der Nachteil der zu hoben speziflschen 
Helligkeit ließe sich durch geeignete Aufsaugung und durch die indirekte Be- 
leuchtung beseitigen. 

Berieht über die Erfolge der meehanisehen, ehemisehen und biolo- 
gischen Abwässarlüärnng« Beferenten: Dr. Fo wie r- Manchester, Geh. Ober- 
Med.-Bat Prof. Dr. Schmidtmann-Berlin 

Dr. Fowler spricht über die Behandlung der konzentrierten Abwässer 
in den Tropen, die m richtiger Weise ausgeftUirt, auch eine^ansgezdchnete 
Beinigung ermögliche. 
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Geheimrat Prot Br. Sohmidtmann ist der Ansicht, daß es ein fttr alle 
Fälle passendes, anwendbares nnd befriedigendes Verfahren nicht g&be, die 
Methode müsse sich nach dem VerhSltaisse richten ; mit jeder ließen sidi Erfolge 
eraielen. Fllr das beste hält er das BeriesdongsTerfahreD, dem das kttnstliche 
biologische Verfahroi fast gleich käme. Für mechanische Kl&rang and Rechen- 
anlagen seien gttnstige Voiflatrerhältnlsse notwendig. Desinfektion sei nur 
bei Epidemien anzuwenden. 

Es folgen Vorträge von Dr. Easchk ad omoff -Petersburg über die 
Anwendnngswelsen der biologischen Abwasserreinigung, yon Dr. Cron- 
heim- Berfio, der eine Eeinigung der Abwässer durch Fischteiche vorschlägt 
und Puech-Maiamet, der die Beinigung der Abwässer nach dem System 
Puech bespricht. 

Die bisherigen Erfahrungen Aber Trennungssystene der Abwässer. 
Beferenten: Geh. Med.-Bat Br. Günther* Berlin, Ingenieur Boechling- 
Lopdon, Stadtbaudirektor Hof er «Baden bei Wien. 

Geheimrat Dr. Günther führt aus. daß in Deutschland sich das 
Trennungssystem in einer Anzahl Ideinerer Orte sehr gut bewährt habe. Für 
seine Einführung seien Torwiegend hygienische, in zweiter Linie technische 
Gesichtspunkte maßgebend gewesen. 

Ingenier Boechling ist der Ansicht, daß man unmöglich feste' Begeln 
für die iüiwendung des Trennungssystems niederlegen kOnne; das müsse von 
Fall zu Fall entschieden werden, was aber in erster Linie Aufgabe des 
Technikers sei. 

Stadtbaudirektor Hof er meint, daß das technisch richtig ausgeführte und 
angelegte Trennungssystem den vom hygienischen Standpunkte gestellten For- 
derungen am besten entspreche. Er geht dann näher auf die Anlage eines 
solchen Systems ein. 

Ueber den Einfluss geklärter Abwässer auf die BesehaiTenheit der 
Flflsse. Beferenten : Prof. Dr. B o r d a s - Paris, Prof. Dr. H o f e r - München, Dr. 
Kißkalt-Berlin. 

Prof. Dr. Bor das fordert eine Beinigung durch Berieselung oder 
andere Behandlung der aus Städten oder Fabriken stammenden Abwässer yor 
ihrer Abführung in die Flüsse, um die krankheitserregenden Keime zu beseitigen. 

Prof. Dr. Hofer erwähnt, daß eine akute Wasseryergiftung erst nach 
Monaten festgestellt werden könne. Die selbstreinigende Wirkung des Wassers 
hinge yon der Menge der tierischen und pflanzlichen Organismen ab. Er will 
die Fischteiche mehr wie bisher zur Klärung organischer Ahwässer herange- 
zogen wissen. 

Dr. Kißkalt erklärt, daß sämtliche Beinigungsmethoden die Zahl der 
pathogenen Keime im Abwasser yermindere, kaum aber alle vollständig be- 
seitigen. Die besten Besultate hätten die Bieselfelder, am wenigsten leiste 
die mechanische Klärung. Primäre Fäulnis dürfe im Vorfluter bei natürlicher 
oder künstlicher biologischer Beinigung überhaupt nicht vorkommen. 

Verwertung und Beseitigung des Klärschlammes aus Reinigungs- 
anlagen städtischer Abwässer. Beferenten Stadtbaumeister Metzger- 
Bromberg, Dr. Haack- Berlin. 

Stadtbaumeister Metzger betont den gerbgen Wert der Schlammrück- 
stände; hinsichtlich ihrer Verwertung und Beseitigung leiste das Berieseluogs- 
yerfahren am meisten. Eine Kläranlage dürfe nicht eher zur Ausführung 
kommen, bis die Fräse der Schlammverwertung und -Beseitigung in befrie- 
digender Weise entsoiieden sei. 

Dr. Haack führt aus, daß besonders Fett und Zellulose entfernt werden 
müßten, wenn man einen brauchbaren Dünger aus dem Schlamm herstellen 
wolle. Das lasse sich auf verschiedene Art und Weise erreichen ; unüberwind- 
liche Schwierigkeiten seien nicht vorhanden, aber das Verfahren sei noch zu 
neu, um ein abschließendes urteil zu gestatten. 

In der Diskussion empfiehlt Stadt baurat SchOnfelder-Elberfeld 
eine Differenzierung des Schlammes durch die Klärmethode vorzunehmen. 
Heine-Berlin berichtet über Verwendung von Kohlebreiklärschlamm 
zu Heizzwecken in KGpenik. Er sei zum Betriebe von Dampfturbinen 
gebraucht worden. Favre -Charkow spricht über die Frage der Schlamm- 
verzehrung in der Faulkammer. 
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Es wird darauf ioli^ende Besolation angenommen: 

,Dle zahlreichen Erf abrangen, welche in den letsten yier Jahren in 

besng auf die Beinigong der Abwässer gemacht worden sind, haben die Tom 

13. Internationalen Kongreß fttr Hygiene und Demographie an Brüssel ans- 

gesprochene Meinung bestätigt und gezeigt, 

einerseits daß es kein Verfahren gibt, welches unbedingt als das beste 

und wirtschaftlich empfehlenswerteste bezeichnet werden dürfte, 
anderseits, daß man dorchaos befriedigeade Erfolge erzielen kann, 
wenn man aas den UmstSnden angemessenste Verfahren sorgf&ltig aus- 
wählt, es den Ortlichen Bedingungen anpaßt und streng geregelt unter 
wirksamer Ueberwachung Terwendet. 
Der Kongreß spricht den Wunsch aus: 

1. ^daß die Begierungen eine ständige technische ueberwachung der 
Wftsserläufe organisieren sollten, um die Wasserläufe gegen die zunehmende 
Verunreinigung zu schützen und die Beinigong der städtischen und industriellen 
Abwässer wirksam zu überwachen; 

2. daß eine internationale Verständigung angebahnt werden mOge, um 
zu einheitlichen Methoden der ueberwachung und technischen Untersuchung 
der Wasserläufe zu gelangen.** 

Ueber Strassenhygtene. Beferenten: Dr. Guglielmlnetti-Monte- 
Carlo, Geh. Hof rat Prol Dr. Sc ho ttelius- Freiburg. 

Dr. Guglielminetti webt auf die Bedeutung des Straßenstaubes 
Md, den dieser durch die Entwiddung des Verkehrs, besonders des Auto- 
mobilismus gewonnen habe. Man müsse seine Ursache bekämpfen, am besten 
^arte Straßenbedeckung wählen, die leider zu teuer seL Er hebt dann die 
Vorzüge der Straßenteerung hervor. 

Geheimrat Dt, Scho ttelius spricht sich eingehend über die Art und 
die Gefährlichkeit des Straßenstaubes* aus ; er empfieUt als Bekämpfungsmittel 
Belehrung des Publikums, geeignetes Material und richtige Anlage der 
Straßen, rationelle Beinigung durch Besprengen mit Wasser oder durch 
Bindung des Staubes mitteis wasserlöslicher Oele, Teerung usw. 

Görz- Düsseldorf berichtet Aber die Erfolge dar Strassenteenuig In 
der BheinprofinZ) die sehr befriedigend gewesen sind. 

Böch ling-Leicester meint, die Vorteile der Straßenteerung kämen nur 
für leichte Belastung in Betracht; für städtische Straßen sei sie nicht zu ge- 
brauchen. Stadtbaurat Nieg mann -Potsdam teilt mit, daß sich Westrumit 
in der Umgegend von Potsdam nicht bewährt habe. In älmlichem Sinne, wie 
die beiden letzteren Bedner berichten auch andere. Demgegenüber betont 
Dr. Guglielminetti, daß in Frankreich auch bei schwerem Lastverkehr 
gute Erfolge erzielt seien. Er bittet, die Frage weiter zu bearbeiten. 

Erfahrungen Aber Taisperrenwasser« Beferenten: Geh. Med. -Bat 
Prof. Dr. Fränkel-Halle a. S., Prof. Dr. Graßberger*Wien. 

Geheimrat Dr. Fränkel führt aus, das Talsperrenwasser sei zwar Ober- 
flächenwasser, diesem aber vermOge seiner geringeren Anzahl an schädlichen 
Keimen und seiner gleichmäßigen Temperatur zur Wasserversorgung bei weitem 
vorzuziehen. Unter Umständen sei es sogar mGglich, von der nachträglichen 
Filtration des Wassers Abstand zu nehmen. 

Prof. Dr. Grassberg er ist der Ansicht, daß jedes zu Trinkzwecken 
benutzte Talsperrenwasser unbedingt einem Beinigungsprozeß unterworfen 
werden müsse. Die Gefahr der Verunreinigung des Wassers durch Schnee- 
schmelze, Hochwasser usw. müsse beseitigt werden. 

Neuerungen auf dem Gebiete der TrinkwasserflItrattoDstechnik, 
Beferenten: Direktor Goetze- Bremen, Ingenieur Im be.au z-Nancy. 

Direktor Goetze spricht „über Doppelsandfiltration und Vorklärung 
mit schwefelsaurer Tonerde,*' eine seiner Ansicht nach notwendige Ergänzung 
der langsamen Sandfiltration. Die Vorklärung mit schwefelsaurer Tonerde 
sei keine chemische, sondern eine mechanische Klärung des Wassers, die hy- 
gienisch unbedenklich sei. 

Ingenieur Imbeauz sagt, daß man bei der Wahl der verschiedenen 
Verfahren von den Verhältnissen abhängig sei 

Puech -Mazamet berichtet darauf übeir sein System, wo das Wasser 
von oben nach unten durch Kiesel- und Sandsdiichten in eine AnzahlKanälchen 
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fließt, was eine Tollkommene, langsame Beinigvng sichere und die Bfldnng 
dichter Membrane nicht solasse, also das Filter Ifaiger hravchhar erhalte. 

Prof. Dr. Tja den- Bremen ist der Ansicht^ daß der Arsengehalt der 
sehwefelsanren Tonerde doch nicht ganz gleichffiltig w&re. Im übrigen hSlt 
er das Doppelfilter^eriahren auch lOr sehr emp^hlenswert 

Prof. Dr. Bitter-Kairo meint, daß das System Pnech die BentenÜon 
Yon Ton nicht Terbürge. 

Osonlslemng des Wassers« Beferenten: Dr. Eil wein -Berlin, Prof- 
Dr. Conrmont-Lyon. 

Dr. Er 1 wein berichtet über die günstigen Erfolge, die man bei der 
Anwendong 7on Ozon erzielt habe. 

Prot Dr. Conrmoat hebt anch die große Bedeatnng der Ozonisiening 
herror, meint aber, daß sie nnr bei klarem Wasser angewandt werden kOnne. 
Die Kosten seien sehr groß. 

Dann folgen Vorträge von Bon Jean-Paris über die Erfahrungen, die 
man über die Sterilisation des Wassers mit Ozon gemacht hat, Schreiber- 
Friedrichshagen über Pianktonheiieitignng, Prof. Dr. Bitter-Ejdro über 
Cnpmm snlfarlenm als Algenbeseitigangsmittel. Dr. Bazzetto-Uma 
über Wasserprfifnng dnreh Protesoennntersnchnng, Prof. Dr. Glop in* Peters- 
burg über angestellte OzonisiemngsTersuche des Newawassers mit den 
Apparaten Ton Siemens & Halske. 

In der Diskussion weist Geheimrat Dr. Gärtner-Jena auf Fälle hin, 
wo im allgemeinen keimfreies Wasser durch äußere umstände, wie heftige 
Begengüsse, Hochwasser usw. keimhaltig werden kOnne. Hier sei das Ozoa- 
Torfahren sehr wichtig. 

Prot Dr. Grub er- München berichtet über einen solchen Fall. 
Im Brunnenwasser einer Stadt, das sonst keimfrei war, befanden sich bei 
Hochwasser 8—9000 Keime im cbm, während der Torbeifließende Fluß nur 2000 
Keime im cbm nachwies. Die Keime mußten also aus dem Uferboden stammen, 
durch das Hochwasser ausgewaschen und in die Brunnen gedrückt sein. Man 
war durch bei Hochwasser auftretende Massenerkrankungen an Durchfall auf- 
merksam geworden. 

Die Banehplage In den Grosstädten. Beferenten: Dr. Ascher- 
KOnigsberg. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Bubner-Berlin, Geh. Beg.-Bat Hart- 
mann-Berlin. 

Dr. Ascher wdst auf die Schädlichkeit des Bauches hin (Zunahme 
der Sterblichkeit an akuten Lungenkrankheiten, schnellerer Verlauf der Tuber- 
kulose, Nebelbilduog, kürzere Zeit der Sonnenbeleuchtung) und empfiehlt ein 
internationales Vorgehen. 

Geheimrat Dr. Bubner führt aus, daß die Büß- und Bauchgasent- 
wicklung aus Stein- und Braunkohlenbrand am schädlichsten sei. Die Luft 
enthalte auch mehr Kohlensäure, femer schweflige und salpetrige Säure. Er 
empfiehlt die größere Benutzung des Gases. 

Geheimer Beg.-Bat Hartmann hält Mängel der Feuer ungsanlage, 
ungenügendes Brennmaterial, mangelhafte Wirkung, zu starke Beanspruchung 
der Kessel für Ursachen der Bauchplage. Größere Ausnutzung der Wasser- 
kräfte, Krafterzeugung durch Gas, insbesondere Verwertung des Hochofen- 
gases seien neben Abstellung dieser Schädlichkeiten zu empfälen. 

Dr. Bey- Paris hält einen Vortrag über dasselbe Thema und Geheimrat 
Ben k -Dresden demonstriert Tafeln über den Eauchgehalt der Luft. Die 
Bußmenge an windstillen Tagen ist am größten. 

Lief mann -Halle betont die Schwierigkeiten des ein wandsfreien Nach- 
weisee des Busses in der Luft und Geheimrat Dr. Forst er- Berlin hebt den 
Wert der Wagner sehen Feuerung, die vollkommen rauchlos sei, herTor. 

Hierauf wurde folgende Besolution angenommen: 

,1. Da unter den Ursachen der schlechten Beschaftenheit der Stadt- 
luft die Büß- und Bauchgasentwicidung die erste Stelle einnimmt, yerdient 
sie eine yiel größere Berücksichtigung, als ihr bisher in der Begel zuteil 
wurde. 

2. Es sind mehr als bisher die Einwirlningen des Bauclies und des 
Busses auf die menschliche Gesundheit, das Leben der Pflanzen, die Zerstörung 
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der Eunstdenkmälex und Qeb&ude and die Verschlechternng der Atmosphäre 
(Nebelbildnng, Lichtabeorption, Benzindämple) zu nntersnchen. 

8. Eine der wichtigsten Aufgaben der Kommunal?erwaltung ist es, 
alle Bestrebungen zur Beinhaltung der Atmosphäre zu fördern, am besten 
durch VerbilUgung des Qases und des elektrischen Stromes. 

4. Es ist Sache der Technik, diese Bestrebungen in dem gleichen 
Maße zu untersttttzen, wie sie es bei der Beiahaltung des Bodens und der 
Gewässer getan hat. 

5. Es ist Sache der Öffentlichen Verwaltung, fortlaufende Luftunter- 
suchungen in größeren und industriellen Orten und in Privatwohnungen yor- 
zunehmen.** 

Dann spricht Bey- Paris über eine neue Belenehtungsart In den 
Woiinrftnmeny und zeigt an ProjektionsbUdern die falsche Konstruktion der 
heutigen Wohnungen in bezug auf die Lichtversorgung. Durch seine Beleuch« 
tungsart dringen die Lichtstrahlen direkt in das Linere der Gebäude^ auch in 
die bisher nicht erleuchteten Teile eines Zimmers. Er erreicht diesen Effekt 
durch eine eigenartig gebogene Decke und geeignete. Abschrägungen. 

Bedentang der kflnstliehen TentilatloB. Der Beferent, Baurat Buppel« 
Hamburg webt anf die Notwendigkeit des Wechsels der sogenannten tw- 
Terbrauchten Luft hin und auf die unter gegebenen Umständen nötige kttnst- 
üche Ventilation. Der hygienische Wert der verschiedenen Systeme wachse 
im fdlgemeinen mit den Kosten. 

Schließlich sprechen noch Dr. Sara so n- Berlin ttber dn neues Bau- 
system fftr Krankenanstalten and Wohnhäuser und Dr. Knorr -Berlin über 
tSdliohe Tergiftangen durch Gasbadeofen. 

VIb« Abteilung für Hygiene des Verkehrwesens und für 
Bettungswesen, 

Einwirkung der Berufstätigkeit im Terkehrswesen auf die Gesond- 
heit, Beferenten: Geh. San.-Bat Dr. Schwechten-Berlin, Dr. P6rier- 
Paris, Ministerialrat Dr. Tothf allussy-ßudapest 

Geheimrat Dr. Schwechten teilt mit, daß es eine eigentliche Berufs- 
krankheit der Eisenbahnbediensten in Deutschland nicht gebe, wenn der Dienst 
auch auf gewisse Krankheiten (Tuberkulose, Ner?enkraukheiten) von Ein- 
fluß sei 

Dr. P6rier empfiehlt die Aufstellung einer genauen Statistik, vorher 
sei alles Beden und Debattieren zwecklos. 

Dr. V. Tothfallussy verneint ganz entschieden spezielle Berufs- 
krankheiten des Eisenbahnpersonals. 

Es spricht dann Lantsheere über Augenkrankheiten der Eisen- 
bahnbediensteten« 

Ueberwaohung der YerkSstigung im Beisebetrieb« Beferenten: Dr. 
Herzfeld-Berlin, Bö dick er- Hamburg. 

Dr. Herzfeld weist auf die Verpflichtung der Verwaltung hin, für 
eine angemessene Beköstigung der Beisenden zu sorgen. Eine einheitliche 
Begelung der Beköstigung der Bahnbediensteten sei unmöglich. 

Bödicker ist der Ansicht, daß in der Ueberwachung der Beköstigung 
eine gegenseitige Ergänzung stattflnden müsse. 

Terletzungen im Eigenbahndienst« Beferenten : Hofrat Stich- Nürn- 
berg, Obersanitätsrat Dr. Bitter v. Britto-Wien. 

Hof rat Stich führt aus, daß die deutschen Eisenbahnverwaltungen in 
Bezug auf Verletzungen von Beisenden wie von Eisenbahnbediensteten am 
besten dastehen, daß aber das Verhältnis noch günstiger gestiütet werden 
müsse. Er empfiehlt dann eine ganze Belhe einerseits techiüsche, anderseits 
hygienische Verbesserungen. 

Dr. V. Britto erklärt, daß die durch den Eisenbahnbetrieb selbst ver« 
ursachten Unfälle in stetigem Wachsen seien, wobei Vorschub und Bangieren 
die Hauptrolle spielten. 

Seuehengefahr und ihre Yerhfltang im Eisenbahnbetrieb. Beferenten: 
Dr. Thierry-Paris, Dr. Beck-Mengen. 

Dr. Thierry fordert ein Verfahren, durch das eine Bebigung der 
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Wagen auch unterwegs in genügender Weise stattfinden kOnne. Er empfiehlt 
die Vakaommethode. 

Dr. Beck spricht speziell Aber Cholera nnd IVphns nnd stellte eine 
ganie Beihe Sätze auf, die in der folgenden Diskussion Ton Oeheimrat 
Dr. K i r c h n e r - Berlin Ponkt für Punkt in schlagender Weise widerlegt werden. 

Ueber die Befahren nerrenkranker Bahnbediensteter fttr den Eisen- 
bahnbetrieb« Beferenten: Dr. Placsek- Berlin, Dr. L6tienne-LouTe- 
dennes. 

Dr. Placsek weist auf die Gefahren' hin, die durch geisteskranke 
Bahnbedienstete entstehen kOnnen; er ist der Ansieht, da6 angesichts der 
Tatsache, daß sehr h&ufig Bahnbedienstete in Terantwortlicher Stellung geistig 
erkranken, der Untersuchungsmodus der Eisenbahnbeamten reforfflbedflrftig 
sei. Er geht dann noch n&her auf die Gefahren ein, die speziell durch Epi- 
leptiker und Alkoholisten drohen, und fordert eine gründlichere Kenntnis der 
eine Geisteskrankheit einleitenden Erscheinungen. 

Dr. L6tienne teilt mit, daß bei einer französischen GFesellsehaft die 
Zahl der Geistes« bezw. Ner?6Dkrankheiten 8®/o der GesamtkrankheiUfUle 
betrage. Die nerrenkranken Bahnbediensteten will er nicht ?on Jedem Dienst 
ausschließen, sondern nur an Orten beschäftigen, wo sie unschädlich sind, sidi 
aber doch nützlich machen kOnnen. 

Erste Hilfe nnd Yerkehr. Allgemeines Bettnngswesen« Beferenten: 
Prof. Dr. Meyer-Berlin, Furley-London. 

Prof. Dr. Meyer weist auf die Notwendigkeit ständiger Einrichtungen 
hin, die geeignet seien, plötzlich entstandene Gesundheitsschädigungen zu 
beseitigen oder zu mildem. Es müsse dabei den einzelnen Verhältnissen (See, 
Küste, Flachland, Gebirge, Bergwerke) Bechnung getragen werden. Sehr 
wesentlich sei die Organisation der KrankenbeiOrderung. 

Furley spricht sich ähnlich aus. 

Aerstliche Mitwirkung bei den Schutsmassregeln gegen die Ge- 
fahren des Terkehrs. Aerztiiches Bettnngswesen. Beferenten: Chefarzt 
Dr. Charas-Wien, San.-Bat Dr. Alexander-Berlin. 

Dr. Oharas ist der Ansicht, daß erste Hilfe bei plOtzUchen Unglücks- 
fällen zu dem notwendigsten Wissensinventar des praktischen Arztes gehOre; 
die Fortbildung auf diesem Gebiete kOnne nur warm empfohlen werden. Dann 
spricht er sich für Yerbessesung der Mittel zur KrankenbefOrderung ans. 

Dr. Alexander hält Bilfsstationen, die ausschließlich die erste Hilfe 
leisten und wo einstündiger Wachtdienst eingerichtet sein müsse, ftür sehr 
notwendig. 

Dann spricht Dr. Joseph- Berlin über Technik und Hygiene des 
Krankenwagens und Dr. Frank-Berlin über OfTentliehes Bettnngswesen 
in Berlin. 

VIL Abt eilung für Militär hygiene. Kolonial- und Schiftshygiene. 

Die Wasserrer sorgung für eine Armee im Felde* Beferenten: Dr. Ba- 
Y e n e z - Paris, Oberstabsarzt Prof. Dr. Bischoff- Berlin. 

Dr. Bayenez hebt hervor, daß im Felde sehr häafig, da die Armeen 
sich eben mit dem Wasser, was sie zufällig anträfen, begnügen müßten, das 
Wasser einer Beinigung unterzogen werden müsse. Für Truppen auf dem 
Marsche seien die chemischen Beinigungsmethoden und die leicht zu trans- 
portierenden Sterilisationsapparate die besten. 

Oberstabsarzt Dr. Bischoff empfiehlt Wasser kochapparate. 

Die Beseitigung der AbfallstofTe in milltftrlsehen Lagern nnd im 
Felde* Beferenten: Oberstabsarzt Prol Dr. Dieudonn 6 -Mtlnchen, Oberstabs* 
arzt Dr. Sforza-Bom. 

Prof. Dr. Dieudonn6 führt aus, daß sich hierfür keine bestimmten 
Begeln aufstellen ließen, man müsse sich nach den Verhältnissen richten. Am 
besten sei die Sehwemmkanalisation, wobei das Trennsystem Torzuziehen sei 
Für Gruben- oder Tonnensystem empfiehlt er die Anwendung yon Torfmull 

Dr. Sforza spricht sich auch für die Notwendigkeit der schnellen und 
sicheren Beseitigung der Abfallstoffe aus. Er mOchte am liebsten aJles ver- 
brennen. 
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MiMeeBerkranknngen in der Armee dnreli Nahrungsmittel« Beferen^en : 
Generaloberarzt Dr. Pfuhl- Berlin« Stabsarzt Dr. Hladik- Wien. 

Dr. Pf ah 1 spricht speziell über die MOgliohkeit der Massenerkranknngen 
fw Typhus durch isfisierte Nahrungsmittel und fordeit energische Maßnahmen 
dagegen. 

Dr. Hladik bedauert, daß die Berichte ttber derartige Massen- 
erkrankungen lu mangelhaft w&ren und wfinscht Abhilfe. 

Beziehungen der Erkrankungen an Lungentuberkulese ni funktio- 
nelleii Störungen der Herztätigkeit roniehmlieh bei Soldaten. Beferenten: 
Stabsarzt Dr. Franz -Wien, Oberstabsarzt Dr. Schultzen-Ber}in. 

Beide Beferenten weisen auf den urs&chlichen Znsammenhang von 
Lungentuberkulose und funktionellen HerzstOruogen hin, deren Wesen uQch 
weiterer Klärung bedürfe. 

Welehe Erfahrungen sind mit den Tjphuflsehutzimpfangen in der 
Armee gemaehtt Beferenten: Generaloberarzt Dr. Mus eh oid- Berlin, Piof. 
Dr. Leishman-London. 

Beide Beferenten berichten über gute Erfolge, die in der deutsehen 
Armee mit dem Kolle-Pfeif ferschen verfahren in Süd- West- Afrika, in der 
englischen im Burenkriege gemacht sind. 

Bekämpfung der Infektionskrankheiten an Bord. Beferenten : Ctoneral- 
oberarzt Dr. B u n g e - Kronstadt, Dr. D u p n y - St. Nazaire. 

Dr. B u n g e ist der Ansicht, daß die durch Kommunikation mit dem Fest- 
lande entstehenden Infektionskrankheiten leicht zu bekämpfen seien. Er empftehlt 
gegebenenfalls Desinfektion durch Gase mittels des Gl ay ton sehen Apparates. 

Dr. Dupny spricht sich eingehend über die prophylaktischen, wie über 
die Maßnahmen bei Ausbruch einer Infektionskrankheit aus. 

Ständige Gesundheitsflberwachung der Häfen. Beferenten : Professor 
Dr. Nocht- Hamburg, Dr. Buffer-Kairo. 

Prof. Dr. Nocht fordert häufigere Untersuchungen besonders bei Schiffen, 
die aus Terswchten Häfen kämen. Auf das Auffinden von toten Batten sei 
besonders Gewicht zu legen. Schiffaärzte mit mikroskopisch -bakteriologischer 
Ausrüstung könnten die Untersuchung sehr vereinfachen. Er empfiehlt zur 
Unterstützung der Aerzte ausgebildete Gesundheitsaufsdier. 

Dr. Buffer spricht über ägyptische Verhältnisse und weist auf die 
Gefahren hin, die von selten der muselmäanischen Pilger drohen. Er macht 
auch noch auf die ungeheure Gefahr aufmerksam, die die Vollendung der 
Hedjaz-Bahn für Europa mit sich bringen wird. Dagegen müßten sofort Vor- 
kehrungen getroffen werden. 

Dr. Markl-Triest fordert [in der Diskussion Ueber wachung der 
Mannschaften und Tötung aller Batten auch bei unverdächtigen Schiffen. 

Dr. Stekoulis- Konstantinopel bestätigt die von Buffer erwähnten 
schlechten hygienischen Verhältnisse, weist aber auf die wesentlichen Ver- 
besserungen der letzten Jahre hin; auch mit den Verhältnissen der Hedjaz- 
Bahn beukßten sich die Behörden. Die Maßnahmen erkennt Buffer wohl an, 
hält sie aber nicht für ausreichend. 

Ventilation und Heizung auf Kriegs- und HandelssehifTen. Beferenten: 
Oberstabsarzt Dt, Bichelot-Klel, Ingenieur Wagner -Wien, Ingenieur 
G 8 - Hamburg. 

Di.Bichelot weist auf die Notwendigkeit der künstlichen Ventilation 
auf Kriegsschiffen hin. In bezng auf Heizanlagen ist er der Ansicht, daß die 
gebräuchliche Hochdruckdampfheizung nicht empfehlenswert sei. 

Ingenieur Wagner empfiehlt eine Niederdruckdampfheizung, wie sie 
auf den Schiffen der österreichisch -ungarischen Kriegsmarine eingeführt sei. 

Ingenieur Goos glaubt, daß auf Handelsschiffen meist die natürliche 
Ventilation genüge. Als Heizung hält er die Mitteldruckdampfheizung troti 
ihrer hygienischen Nachteile für vorteilhaft. 

Wasch-, Bade- und Aborteinriehtungen an Bord der KrlegsschifTe. 
Beferenten : Generaloberarzt Dr. Dirksen- Wilhelmsbaven, Dr. B e 11 i - Padua. 

Dt. Dirksen fordert für die Bade- und Wascbeinrichtungen noch 
weitere Verbesserungen, erkennt aber das, was bis jetzt geleistet ist, an. 

Dr. Belli wünscht für Aborte kontinuierliche Spülung mit genügender 
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WMaermenge and fflr die Pissoirs Einriclitangen, die mit soliwerem IQneralOl 
befettet wftrden. 

Die Beurteilung der Tropendiensttangllohkett bei OfAileren ud 
Mannsehaften. Referent, Oberstabsarst Dr. St eudel- Berlin, betont dieNot- 
wendiglceit einer genauen Untersuchung, einer Wiederholung der Schutspo^en- 
impfung und der Ciiininprobe. 

In der Disl^ussion empfiehlt Dr. Mense-Eassel die Aufstellung einen 
allgemeinen üntersuchungsschemas, Dr. Kohlbrugge- Utrecht hftlt die Forde- 
rungen Steudels für zu weitgehend, besonders für PriTatpersonen, w&liread 
Stabsarzt Dr. H il leb recht- Gr. Lichterleide yor einer Schematisierung warnt. 

SehutipoekenimpfuBg in den Kolonien. Beferenten: Prof. Dr. Zie- 
mann-Kamerun, Dr. Külz-Togo, Dr. Kermorgant-Paris. 

Die beiden ersten Beferenten betonen die Notwendigkeit der besseren 
Durchführung des Impfgesch&fts in den deutschen Kolonien, das in den 
Iransödischen Kolonien, wie Dr. Kermorgant berictartet, schon bedeutend 
weiter Torgeschritten ist. Besondere Schwierigkeiten mache die Gewinnung 
einer haltbaren Lymphe. 

In der Diskussion empfiehlt Dr. Voifft-Hamburg die Herstellung 
von Variolavaccine. in den Kolonien durch die Aerzte selbst, Prof. Ehlers- 
Kopenhagen den Versand der Lymphe im Innern yon Kartoffeln und Dr. Kohl- 
brugge- Utrecht den Versand in Pisangstämmchen. 

Ueber Sanatorien in den Tropen. Beferenten: Prof. Dr. Plehn- 
Berlin, Prof Dr.Sandwith-London, Dr. Kohl b rüg ge- Utrecht 

Die Beferenten sprechen sich alle ttber die gflnstigen Wirkungen be- 
sonders der Höhensanatorien aus, die vor allem prophylaktisch zu gebrauchen 
seien. Ein Wechsel des Klimas während der Krankheit sei sehr gefährlich. 

Anschließend spricht Dr. Banke-Mttnchen ttber die Möglichkeit der 
Ergftnzung eines f&r die Europfter günstigen Klimas der Wohn- und Arbeita- 
rftnme und demonstriert eine von ihm konstruierte Kfiltemaschine. 

Prot Dr. Ziemann- Kamerun behandelt dann das Thema: Wie erobert 
man Afrika für die weisse und flarbige Bassei Er versteht darunter die 
soziale und hygienische Eroberung, der das tropische Klima selbst, die schlechten 
Sitten der Neger und die Tropenkrankheiten entgegenwirken. Es wird auf 
seinen Vorsciüag folgende Be Solution angenommen: 

„1. Es ist mehr als bisher eine Zentralisierung des ärztlichen Dienstes 
in den Kolonien yorzunehmen und dne einheitliche Leitung der sanitären Maß- 
nahmen zu erwirken. 

2. Den Kolonialärzten ist bei den hygienischen Maßnahmen yon der 
Begierung der ihnen gebührende Einfluß zu sichern. 

8. Die Schaffang yon Instituten fttr Tropenhygiene in den größeren 
Kolonien ist dringend wünschenswert.^ 

Herr Fttllb er n- Hamburg teilt darauf die Ergebnisse seiner Unter- 
suchungen ttber das Eindringen der Filalia in die Haut mit. 

Malariabekftmpfling. Beferenten: Prof. Boss-Liyerpool, Prof. Galli- 
V a 1 e r i o - Lausanne, Prof. Celli- Born, Prof. S a y a s - Athen, Generaloberarzt 
Prof. Dr. Buge- Kiel. 

Prof. Boss bespricht die Bekämpfung der Malaria in den britischen 
Besitzungen, Prof. Celli die in Italien, Prof. Soyas die Bekämpfung in 
Griechenland und Prof. Buge diejenige in den deutschen Kolonien und in der 
Kaiserlichen Marine. Alle Beferenten sind sich einig, daß Clunin das beste 
Mittel gegen Malaria ist. 

Prof. Galli-Valerio ftthrt aus, daß ein Weg nicht zum Ziel ftthren 
kOnne, es mttßten mehrere zusammenwirken (Vernichtung der spezifischen 
Protozoen, Immunisierung gegen diese, Schutz gegen Stiche yon Anopheles, 
Bekämpfung derselben, Bekämpfung der Ursachen der Veranlagung zur Malaria). 

Es wurden dann folgende Be Solutionen angenommen: 

„I. Der XLV. Internationale Kongreß fttr Hygiene und Demographie 
spricht den Wonsch aus, daß bei allen Begierungen, in deren Gebieten MaUria 
herrscht, der Kampf gegen die Malaria mit afien yon den Beferenten yor- 
geschlagenen Mitteln energischer als bisher in Angriff genommen wird. Im 
besonderen empfiehlt es sidi: 
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1. Die fttr die Mftlariabek&mpfiuig erforderlichen Chininpräparate im 
Staatsbetriebe herzustellen und so billig als möglich oder unentgeltliGh, ent- 
sprechend der italienischen Gksetzgebong, absageben. 

2. In den tropischen Malarialändein besondere ürztliche Beamte sa 
ernennen, die den Kampf gegen die Malaria zu leiten und statistisches und 
wissenschaftliches Material zu sammeln haben. 

n. In Anbetracht der zonehmenden Wichtigkeit der Tropenmedizin and 
-Hygiene beantragen die Unterzeichneten, daß die Sektion VU die permanente 
Eongrefileltang ersachen möge, bei kttnftigen internationalen Kongressen fttr 
Hygiene and Demographie eine besondere Sektion für Tropenmedizin and 
-fi[ygiene za bilden.^ 

Die Gelblleberbekftmpf iiBg. Bef erenten : Physikas Dr. 1 1 o • Hambarg, 
Prof. Dr. Agramonte- Havanna. 

Dr. Otto spricht über die GelbfieberbekSmpfang in andyilisierten 
Ländern, f tlr die dieselben Grandsätze gelten wie für die zirilisierten Ländern. 
Absolat sicheren Erfolg verspreche nor die Stegomyia - Bekämpf ong. 

Prof. Dr. A gramen te, der die Gelbfieberbekämpf ang in Caba bespricht, 
ist derselben Ansicht. 

Es folgen Vorträge: Prof. Moore: Die Zytologie der TrypaBOSomeBy 
Prof. Gab bi-Mesaina: Maltafleber in Italien, Dr. Bieg er- Berlin: Hygiene 
aaf BinnensehilTeny Dr. B i s s i - Bologna : Veroga Pernriana and Carrlonsehes 
Fieber, Dr. Kr aase- Berlin: Chemie des Sehlangengiftes and Sehlangen- 
giftsehatsseram, Viry- Marseille: Ernähr aag franzMscher Soldaten im 
Frieden, Dr. de Laroqaelle-Miramont: Bolle der Fliegen beider Deber- 
tmgang Infektiöser Darmkraakhelten, besonders des Typhns in der Armee. 

Beather-Both-Sidney demonstriert eine einfache Herrichtang eines 
Krankenwagens, die es ermöglicht, mehr Verwandete fortzuschaffen and ein 
Umladen eines jeden ohne Störung des anderen Torzanehmen, Dr. Br§chot- 
Paris gibt einen üeberblick Aber die Fortschritte in der Desinfektion von 
Beyierkrankenstaben, Lazaretten, fliegenden Hospitälern and Kasernen; 
Dr. Unger-BerUn demonstriert eine Vorrichtung, mittels derer eine Feld trage 
federnd gemacht werden kann, Generaloberarzt Dr. Dirks en- Wilhelmshaven 
eine fttr den Marinegebrauch bestimmte Krankentrage and Stabsarzt Stei- 
ner Wien das neue österreichisch -ungarische Verbandpäckchen. 

VnL Abteilung für Demographie. 

Sterbetafeln« Bef erenten: Prol Dr. Bahts-Charlottenburg, Professor 
Dr. Balle d-Charlottenburg, Geh. Beg.-Bat Prol Dr. Boekh-Beriin. 

Bef erenten berichten über die Sterbetafeln fttr das Deutsche Beich, über 
die preußischen und die Berliner Sterbetafeln und geben einen üeberblick über 
die Beschaffenheit und die Ergebnisse derselben. 

Lebensdauer der Befoikernng« Die Bef erenten, Leva^seur und 
Hu her- Paris, geben an, wie man am besten die mittlere Lebensdauer der Be- 
völkerung berechnet. 

Famliienstatistik* Beferenten : Dr. Steinberg- Stuttgart, March-Paris. 

Beide Beferenten heben die Wichtigkeit der Familienstatistik für die 
Kenntnis der Bevölkerungsbewegung hervor und wünschen eine bessere Durch- 
führung derselben. 

Entwicklung der Frnchtbarkelt. Beferenten: Prof. Dr. von May r- 
München, Dr. Kuczyn ski- Schöneberg. 

Prof. V. May r will zwischen ehelicher und unehelicher Fruchtbarkeit 
unterschieden wissen, wofür nach Ansicht des zweiten Beferenten Dr. Kuc- 
zinski die Gegenübersteüung der ehelich Erzeugten und unehelich Erzeugten 
ebenso wichtig sei wie die der ehelich Geborenen und der undielich Geborenen. 

Es wird dann folgende Besolution angenommen: 

„1. Der Kongreß sieht in Anschauung der bisher erzielten Erfolge die 
regelmäßige und durch ünterscheidnng von örtlichen Bezirken, Stadt und 
Land, beruflichen, sozialen und, wenn möglich, Einkommensverhältnissen er- 
weiterte Berechnung von Sterbetafeln durch die statistischen Aemter als er- 
wünscht an und bittet die anwesenden Vertreter der amtlichen Statistik in 
diesem Sinne zu wirken. 
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2. Es wSre für die ßerechniing genauer Sterblichkeitstafehl dringend 
va wünschen, daß, wie schon der internationale Kongreß in Haag 1869 empfohlen 
hat, die Sterbetafeln sowohl nach Gebarts- wie nach Altersjahren nnter- 
sehieden werden.* 

Sftngltngssterhllehkeit. 

Ueber die Methode der Sängllngsäterbliehkeitsstatistik. Beferenten: 
Prof. Dr. Pranssnitz-Graz, ProL Dr. Silbergleit-Berlin. 

Die Beferenten erklären den Begriff der Säuglingssterblichkeit und geben 
einen Ueberblick über die Beschaffung und Verarbeitong des Materiales. 

Ernfthrangsweise und deren Elnllass anf die Säaglingssterbliehkeil. 
Beferenten Dr. Neumann- Berlin, Prof. Dr. L a n d s b e r g • MfMsdeborg. 

Dr. Nenmann spricht sich über den großen Wert der natürlichen Er- 
nährung aus und empfiehlt für die ärmste Bevölkerung eine besondere Säug- 
lingsfürsorge. 

Prof. Dr. Landsberg erOrtert das statistische Verfahren zur Messung 
der Kindersterblichkeit nach der Ernährung. 

Milchkontrolle« Beferenten: Prof. Dr. Schloßmann - Düsseldorf, 
Froth -Schleswig. 

Beide Beferenten heben die Bedeutung einer guten und reinen Milch 
für die Volksgesundheit, insbesondere die Säuglingssterblichkeit hervor. 

Selbststillen der Mütter. Beferenten : Ob.-Beg.-Bat Lange- Karlsruhe, 
Dr. Z i eg ens p eck- München. 

Bäerenten betonen eindringlich den enormen Wert der Brustnahrung 
und wollen sie mit allen Mitteln wieder überall eingeführt wissen. 

Dr. Ziegenspeck fordert sogar, daß die Frauen, die stillen kOnnen, 
aber nicht wollen, mit Strafe bedroht werden, daß besonders empfindlich aber 
die bestraft würden, die vom Stillen abhalten. 

Bearbeitung der Bevölkerungsbewegung darch die statigtisehea 
Aemter im Deutschen Beiehe, einschliesslich der Mehrlingsgeburten« 

Beferenten : Ob.-Beg.-Bat Dr. Würzburger- Dresden, Dr. Prinzig- Ulm. 

Dr. Würzburger wünscht ein Merkblatt über die statistischen 
Leistungen der einzelnen Staaten in Bezug auf Bevölkerungsbewegung und 
Dr. Prinzig spricht sich über Mehrlingsgeburten aus. 

Bokrntenstatistik, Beferenten: Ob.-Be^.-Bat Evert-Berlin, Ober- 
stabsarzt Dr. S i m n - Paris, Stabsarzt Dr. Schwiening- Berlin. 

Ob.-Beg.-Bat Evert referiert über die Flüssigkeit des Begriffes „Tsug- 
lichkeit'*, der durch den wechselnden Bedarf und wechselnde Anforderungen 
beeinfiußt würde. 

Oberstabsarzt Dr. Simon empfiehlt zum internationalen Vergleiche in 
den statistischen Berichten nur die Krankheiten in Betracht zu ziehen, welche 
immer und überall die Militärtauglicbkeit ausschließen. 

Stabsarzt Dr. Schwiening stellt fest, daß in Deutschland kein Bück- 
gang in der Qualität des Aushebungsmaterials bestehe. 

In der Diskussion wird von verschiedenen Bednem die Möglichkeit 
des internationalen Vergleiches der Bekrntenstatistik angezweifelt. 

Binnenwanderung. Beferent, Beg.-Bat Feig -Berlin weist auf die 
Wichtigkeit derselben hin und schildert die verschiedenen Arten des statisti- 
schen Nachweises. 

Ans- und Einwanderang. Beferenten: Dr. Kiaer-Christiania, Beg.- 
Bat Dr. Seibt- Berlin. 

Beferenten besprechen den statistischen Nachweis der Au»- und Ein- 
wanderungen und die Bestimmungen, die in den einzelnen Staaten speziell über 
die Einwanderung bestehen. 

Hierauf spricht Prof. Dr. Johannessen-Christiania über die Sftng- 
lingssterbliehkeit in Norwegen, Dr. Grothe und Prof. Dr. Hahn-München 
über die Sftngiingssterbiiehkeit In Bajern, Engel-Bay- Kairo über die 
Schlüsse, die sich aus der Säuglingssterblichkeit in bezug auf Wohnung und 
Ernährung ergeben und Dr. Gold stein -Charlottenburg über Tolksdlehte. 
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Bernfs-Morliiditftt und Mortalität. Beierent, Geh. Beg.«Bat Prof. Dr. 
Mayet-Berlin erörtert eingehend die Handhabung nnd AneiOhrnng der 
Morbiditätsstatistik ; er trägt dann in Yertretong seines Korreferenten, Generai- 
konsnl Bitter y. Lind heim- Wien, dessen Wttnsche über die Aosgestaltiuig 
der Berufs- Morbiditäts und -Mortalitätsstatistik vor. 

Es wurden darauf folgende Besolutionen angenommen: 

„I. Der Kongreß spricht den Wunsch aus, daß in den Totenscheinen 
Beruf und Bernfsstellung des Verstorbenen möglichst genau angegeben wird. 

IL 1. Die Bearbeitung der Morbiditätsstatistik der Krankenkenkassen 
ist Aufgabe und Verpflichtung der Staatsverwaltung und die üntersttltzung der 
Privatforschung liegt daher im Interesse der amtlichen Stellen. 2. Der Kongreß 
hält es für erwünscht, daß jene Staaten, welche eine offizielle Statistik der 
Morbiditätsverhältnisse der Krankenkassen bearbeiten, Vereinbarungen ttber 
die Einzelheiten der Durchführung dieser Statistik treffen.'' 

Krankheitsschema für Krankheits- und Todesursachenstatistlk. 

Beferenten: Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Guttstadt-Oharlottenbnrg, Beg.-Bat 
Dr. Würzburg-Berlin. 

Geheimrat Dr. Guttstadt macht yerschiedene Vorschläge, um aus- 
reichende Unterlagen für eine gute Todesursachenstatistik zu bekommen. 

Beg.-Bat Dr. Wflrzburg wünscht ein gemeinsames Schema für alle 
Länder. 

Es wird dann folgende Besolution angenommen: „Der Kongreß 
empfiehlt internationale, in regelmäßigen Zwischenräumen zu revidierende Ver- 
einbarungen ttber gleichmäßige Ausweise der Sterblichkeitsverhältnisse nach 
Todesursachen.^ 

Dr. Hamburger -Berlin redet dann ttber den Zosammenhaiig der 
Minderzahl nnd Kindersterblichkeit in Arbeiterfamilien« 

Sterbliehkeit und Wohlhabenheit« Beferenten: Dr. Sing er- München, 
Prof. Dr. Neefe- Breslau. 

Beide Beferenten konstatieren, daß die wohlhabenden Klassen in bezug 
auf Sterblichkeit im ersten Kindesalter und bei Lungentuberkulose eine bevor- 
zugte Stellung einnehmen. Das statistische Material sei aber mangelhaft und 
eine genauere Bearbeitung wünschenswert. 

Sehnlhjgiene nnd Sehnlstatistlk« Beferenten: Stadtarzt Dr. Gastpar- 
Stuttgart, Stadtarzt Dr. ebb ecke- Breslau. 

Beide Beferenten führen aus, auf i^elche Art und Weise das Material 
gesammelt und verarbeitet werden muß. Es dürften bei kranken Schülern nur 
die Krankheiten berücksiditigt werden, die durch einen unhygienischen Schul- 
betrieb hervorgerufen werden kOnnen. 

Wohnnngstatistik nnd Wohnnngspflege« Beferenten: Dr. Filassier 
und Dr. Juille rat -Paris, San.-Bat Dr. Landsberg er -Charlottenburg, 
Prof. Dr. Pohle- Frankfurt a. M., Dr. B Ohme rt- Bremen. 

Dr. Filassier und Dr. Juillerat sprechen sich über Wohnungs- 
pflege und hygieniscbe Statistik der Häuser aus und empfehlen die Einführung 
eines Hänsergesundheitsregister. 

Dr. Landsberger fordert zur Abstellung der die Volluigesundheit 
schwer schädigenden Mißstände der Wohnungsfrage eine regelmäßige obllgar 
torische Wohn ongsauf sieht, die das Becht haben müßte, Mißstände, deren Se- 
seitigung auf gütliche Weise nicht gemacht werden könne, selbst auf Kosten 
des Eigentümers zu beseitigen. 

Es werden darauf folgende Besolutionen angenommen: 

„I. Der Kongreß hält die Verbesserung der Wohnungsverhältnisse für 
eine, der wichtigsten Fragen des Volkswohls. Neben den Bemühungen für 
reformatorische Maßnahmen ist vor allem die gesetzliche Einführung einer von 
allen Gemeinden aaszuübenden Wohnungsaufsicht geboten, wie sie sich berefts 
in sehr zahlreichen Orten Englands und Deutschlands praktisch bewährt hat. 

n. 1. Um genau bestimmen au können, welche Maßnahmen zur rich- 
tigen hygienischen Einrichtung der Häuser zu treffen sind, damit die Gefahr 
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▼on infolffe dieser Einrichtung entstehenden Krankheiten vermieden werde, ist 
eine ständige Sutistik über sämtliche Häuser nUer Städte ohne Bttcksicht auf 
ihre Bedentang zu Kihren. 2. Mit bezag auf die Taberknlose ist in allen 
größeren Städten eine Untersuchong ähnlich der in Paris unternommenen ein- 
zuleiten« und den Einfluß der Wohnung auf die Ermittelung und Verbreitung 
dieser Krankheit festzustellen.*^ 

Prof. Dr. Po hie und Dr. BOhmert referieren dann über die Ergeb- 
nisse der Wohnungsstatistik in Deutschland, die nach den Ansichten der letz- 
teren mit großer vorsieht benutzt werden müssen. 

Unflallhftnllgkeit und Unfkllfolge nach den neuesten Erhebungen 
Beferenten: Eeg.-Bat Schnitzler- Wien, Qeh. Beg.-Bat Dr. Klein- Berün. 

Beg.-Bat Schnitzler fahrt aus, daß in Oesterreich die Häufigkeit der 
entschädigten Unfälle gestiegen sei, daß aber das Steigen hauptsächlich ^e 
Fälle mit geringgradiger dauernder Verminderung der Erwerbstätigkeit betreffe. 
Das weibliche Geschlecht weise eine bedeutend geringere Unfallhäufigkeit 
auf; die Unfälle seien aber schwerer. 

Qeheimrat Dr. Klein weist auf die Verbesserungen der neueren deut- 
sehen Gewerbe- Unfall- StaUstik hin. 

Es wird dann folgende Besolution angenommen: «Der XIV. interna- 
tionale Kongreß für Hysiene und Demographie erklärt eine Ausgestaltung der 
Unfallstatistik der einzelnen Staaten zum Behufe unmittelbarer Vergleichbar- 
keit als sehr wünschenswert und durchführbar und begrttßt wärmstens die auf 
dieses Ziel gerichteten Bestrebungen des loternationalen Statistischen Instituts 
und der internationalen ArbeiterTersicherunffs-Koo(i:resse. 

Insbesondere ist es erwünscht, daß diejenigen Staaten, welche das gleiche 
oder ein verwandtes System der UnfaiiversicheruDg (Zwangsversicherung etc.) 
haben, sich über eine vergleichbare Art der statistischen Erhebung und^ Be- 
arbeitung verständigen, welche auch die auf die StaUstik einfiußreichen 
Grundzüge und Einrichtungen in Verwaltung und Bechtsprechung schildert. 

Zum Schluß hält Beg.-Bat Kegler- Wien einen Vortrag über die Be- 
deutung des Alkoholismns für die Arbeiterversicherung. 



Berielit Aber die amtliehe Teraanimliiiis der nedlnlnal- 

Beftmten den JEtef.- Bezirk« Binden am 3. Dezember 19079 

mittags l'/i Uhr, In Bielefeld» 

Anwesend waren die Herren: Oberregierungsrat von Wehrs, Beg.- und 
Geh. Med.-Bat Dr. Bapmund, Beg.- und Geh. Baurat Hern, Begierungsrat 
Dr. Frhr. v. Gaudy, s&mtliche Landräte des Bezirks mit Ausnahme derjenigen 
von Minden, Lübbecke, Bielefeld -Land und Büren, zweiter Bürgermeister von 
Bielefeld Dr. Stapenhorst, sämtliche Kreisärzte des Bezirks mit Ausnahme 
desjenigen von Büren, die Beg.-Assessoren v. Hoffmann- Büren u. Winkel- 
mann -Minden, sowie die staatsärztlich geprüften Aerzte Dr. Deut seh -Neu- 
haus, Dr. Brandis- Bielefeld und Dr. S e i t z - Borgholzhausen. 

Herr Ob.-Beg.-Bat von Wehrs begrüßte zunächst anstelle des durcb 
dne Urlaubsreise verhinderten Herrn BoKierungspräsidenten die Anwesenden, 
eröffnete die Sitzung und betonte die Wichtigkeit der Tagesordnung, deren 
einzigen Beratungsgegenstand die Frage bildete: Welche Abftndemngen der 
Beiirksbauordnnng liaben sieh in hygienischer und sanitfttspoliseiliclier 
Hinsieht als netwendig hemnsgestelit! Zwei Gesichtspunkte müßten bei 
den Abänderungsvorschlägen vorherrschen: 

Einmal müßten diese ausschließlich das gesundheitliche Interesse im 
Auge haben und diesem möglichst Bechnung tragen, anderseits dürften sie 
nicht über das unbedingt Notwendige hinausgehen und namentlich nicht eine 
zu große ftnanzielle Belastung der beteiligten Kreise bedingen. 

Die Beratung wurde dann in der Weise geführt, daß die beiden Befe- 
renten, Herr Landrat von Borries- Herford und Herr Kreisant Med.-Bat 
Dr. Nu nninghoff- Bielefeld, die von ihnen aufgestellten Abänderungsvorschläge 
fOL den einzelnen Paragraphen der Bezirks -Bauordnung begründeten, aber audi 
unabhängig von dieeen Vorschlägen aus der Versammlung heraus Abänderungn* 
Vorschläge an der Hand der jetzt bestehenden Vorschriften der Baq.polisei- 
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▼erordnnng gemacht wurden. Die Begpreebüng schloß sich stets sofort «a 
jeden einselnen gemachten Abändenugsvorschlag an. 

Zu § 8 (Wegfall der Banerlaubnis) Nr. 4 schlSgt Dr. ITflnning- 
hoff fttr die Teilang eines Wohnranmes in mehrere durch Einrichtung Ton 
Zwischenwänden ebenfalls die Qenehmignngspflicht Yorznschreiben, nm die 
nachträgiiche Einrichtong zu kleiner Wohn- und Schlafrfiume mOglidist au 
yerhindern. 

Geh. Bat Dr. Bapmund befürwortet diesen Zusats, wUirend die Land- 
rate Ton Borries- Herford und EOrf er- Höxter ihn nicht fllr nOtig halten. 
Herr Ob.-Beg.-Bat von Wehrs schließt sich der letzteren Ansicht an. 

Zu §4 (Antrag auf Bauerlaubnis): Geh. Bat Dr. Bapmund 
h&lt es fttr nötig, daß dem Antrage stets ein Erläuterungsbericht beizufügen 
sei, der am einfachsten durch Ausfüllung eines Fragebogens erstattet werden 
könne. Landrat Ton Borries spricht sich dagegen aus, weil diese Maßregel 
zu unnötigen Belästigungen der kleinen Bauhandwerker führen würde; selbst 
ein Fragebogen wttrae Toraussichtlich zu weitläufig sein. In zweifelhaften 
Fällen könne sich die Polizeibehörde leicht mit dem Bauunternehmer in Ver- 
bindung setzen und durch Bückfrage die erwünschte Auskunft erhalten. 

Beg.- und Geh. Baurat Hörn hält einen Erläuterungsbericht nur für 
größere Bauten für erforderlich ; für einfache Bauten habe sich ein Bedürfnis 
dazu bisher nicht herausgestellt. Geh. Bat Dr. Bapmund macht iiiergegen 
geltend, daß auch bei einfachen Bauten, i. B. bei Brunnenbauten, die ihm bei 
Diapensgesuohen vom Bezirksausschuß zur Begutachtung Torgelegt seien, sich 
fast stets das Fehlen eines Erläuterunffaberichts als Mangel hArausgestellt 
habe; die Bauzeichnungen und der Lagaplan genügten in solchen Fällen nicht, 
um ein Urteil abgeben zu können. 

Ob.-Beg.-Bat von Wehrs hält den Ton Borries*schen Vorschlag, daß' 
die Polizeibehörden sich durch mündliche Besprechung mit den Bauhandwerkern 
ins Benehmen setzen sollten zwar für zweckmäßig, glaubt aber, daß die Bei- 
fügung eines Erläuterungsberichts für manche Bauten wünschenswert sein 
könne und deshalb diese Frage in Erwägung zu ziehen sei 

Zu § 8 (Schlußbauabnahme): Med.-Bat Dr. Nünninghoff er- 
achtet es für hygienisch richtiger, die Yoxschrift über die Sclilnßbauabnalime 
so zu fassen: 

«Die Schlußabnahme muß Ton dem Ausfalle einer Torherigen baupolizei- 
lichen Prüfung der Bauausführung abhängig gemacltt werden, sofern nicht 
für Sommerbauten 3 Monate, für Herbst- und Winterbauten 4 Monate 
Terstrichen sind. Ein Beziehen Tor dieser festgesetzten Frist kann nur 
gestattet werden, wenn durch ein auf Veranlassung der Baupolizei aus« 
gestelltes kreisärztliches Gutachten nachgewiesen wird, daß daa Toraeitige 
Beziehen der Bäume keine Gesundheitsgefahr im Gefolge liaben wird." 

Ob.-Beg.-Bat ToaWehrs ist der Ansieht, daß der Begriff der Sommer- 
und Herbstbauten ein zu unbestimmter seL Beg^- und. Geh. Baurat Hörn 
wünscht die Beibelialtung der jetzigen Fassung; denn es sei ganz gleiehgttlUgi 
ob 3 oder 4 Monate nach der Bohbauabnahme Terstrichen seien, da m ja Ver^ 



fahren gebe, die Austrocknung zu besdileunigen. Wo diese angewendet wttfdeat 
ständen einem früheren Beziehen der Wohnung icaine Bedenieen entgegen« 
Nach der Bauordnung für die Stadt Minden dürfe z, B. schon 2 Wochen nach 



der Bohbauabnahme mit dem Verputz begonnen werden. 

Geh. Bat Dr. Bapmund betont, daß die Wohnungsfeuehtigkeit bei 
Neubauten weniger Ton der Fertigstellung des Bohbans, als Ten der des kneren 
Verputzes abhängig sei; er schUgt deshalb ids Fristbestimmung im § 8 Tor: 
„Drei Monate na(£ Bohbauabnahme und wenigstens Tiar Woclien nach Vollendung 
des inneren Verputzes.^ 

Diesem Vorschlaffe mißt Geh. Banrat Hörn JseJne praictische Bedeutung 
bei, da der Putz schnell trockne, namentlich wenn der BohlMMi sohoa genttgend 
ausgetrocknet sei. 

Landrat Dr. Enge Ihard-Wiedenbrück macht geltend, daß ndt Bttck- 
aicht auf- die kleinen Arbdtarwohnungen, deren Errichtung doch möglichst 
pefürdeft werden müßte, Terschftrfende fiestinnnungen über die Sehhißabnnhme 
nicht aufgenommen werden dürften. In älinliehem ffihne äußern sieh Bürger^ 
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neister Dr. 8 tape ah o rat -Bielefeld und Landrai tob Borries, der aller- 
dings das Trocmwolinen von sogenannten Mietskasernen fftr bedenklicli hUL 

Den weiteren Vorschlag des Beferenten, ein vorzeitiges Besiehen der 
Wohnnngen in jedem einzelnen Falle Ton einem kreis&rzUichen Qntachten ab- 
hängig zu machen, hält Ob.-Beg.-Bat TonWehrs weder fftr dorchitthibar, 
noch fftr erforderlicn. 

Za § 11 (Sicherheitsmaßregeln bei Bauausführungen) Ter- 
langt Geh. Bat Dr.Bapmund besondere Bestimmungen im gesundheitlichen 
Interesse der beim Bau beschäftigten Arbeiter, z. B. Einrichtung yoii Schntz- 
htttten, Wärmestellen, Aborten usw. 

Beg.-Bat Dr. Fxht. von Gaudy erklärt, daß solche, soweit sie nicht 
bereits in den roTidierten ünfallyerhfttungsyorschrlften der Uannoyerschen Bau- 
gewerksberufsgenossenschaft Tom 29. Juni 1897, zu deren Bezirk der Begie- 
rungsbezirk Minden gehOre, enthalten seien, durch besondere PolizeiTorordnungen 
getroffen werden sollen. 

Zu § 14 (Entfernung Ton Nachbargrenzen und tob Ge- 
bäuden auf denselben Grundstücken) hebtMed.-Bat Dr. Nttnning- 
hoff herTor, daß in der unter b gegebenen Vorschrift nur auf die Feuer- 
Sicherheit, nicht aber auf die Forderungen der Hygiene Bttcksicht genommen 
sei, denn es fehle in dem Falle, wo bei gegenttberstehender Brandmauer die 
Errichtung Ton Gebäuden in einer Entfernung Ton nur 2 m zugelassen werden 
kann, an der nötigen frischen Luft und an lacht fftr die an dieser Seite etwa 
liegenden Wohn- und Schlafzimmer, falls ihre Fenster gleichfalls nur nach dieser 
Seite hinführen. Es müsse deshalb in diesem Falle eine grftßere Entfernung 
gefordert werden; selbst der sonst im § 14 Torgesehcne Abstand Ton 4 m für 
Gebäude und Gebäudeteile, die in den einander gegenüberliegenden Wänden 
Oeffnungen enthalten, sei nicht genügend, sondern müsse auf 5 m erhöht 
werden, weil bei geringeren Abständen Winkel und Gänge zu entstehen pflegen, 
die zar Ablagerung Ton allerlei Abfallstofien dienen und anderseits die nach 
der betreffenden Seite hin gelegenen Zimmer, wie schon erwähnt, nicht genügend 
Luft und Licht erhalten. 

Geh. Bat Dr. Bapmund unterstützt diesen Vorschlag, während sich 
Geh. Baurat Hörn gegen eine solche Einschränkung ausspricht, da die Forde- 
rung, keine Fenster in geringerer Entfernung als 4 m Ton anderen Gebäuden 
zuzulassen, zu einschneidend sei und sich auch nur für ländliche Gebäude 
durchführen lasse. Li ähnlichem Sinne äußern sich die Landräte von Borries 
und Dr. Engelhard. Bürgermeister Dr. St apenh erst ist dagegen mit 
Bücksicht auf die in der Stadt Bielefeld gemachten Erfahrungen der Ansicht, 
daß entweder dicht aneinander oder mit größerem Abstände gebaut werden 
tiiüsse, denn bei einer Entfernung tou nur 2 m herrsche zwischen den Häusern 
stets Zugluft; desgleichen würden die engen Zwischenräume als Ablagerungs- 
stätten Ton Schutt usw. benutzt. 

Ob.* Beg.-Bat Ton Wehrs faßte die Ansicht der Versammlung dahin 
zusammen, daß ein Teil einen Abstand Ton mindestens 4 m zwischen den ein- 
selnen Häusern für nötig erachtet und gleichzeitig fordert, daß bei geringerem 
Abstand keine Wohn- und Schlafzimmer angelegt werden dürfen, deren Fenster 
nur nach solchen engen Zwischenräumen führen, während der übrige Teil diese 
Forderungen für zu weitgehend hält. 

Zu § 18b (Höhe der Vordergebäude) schlägt Geh. Bat Dr. Bap- 
mund Tor, die Bestimmung über die Höbe der Ecldiäuser, wonach diese auch 
nach engeren Seitenstraßen hin bis auf eine Länge Ton 15 m in der gleichen 
Höhe wie nach der breiten Straße zu aufgeführt werden dürfen, zu beseitigen. 
Beg.-Bat Dr. Frhr. tou Gaudy führte als Begründung zu diesem Vorschlage 
einen speziellen Fall aus Minden an. 

Bürgermeister Dr. Stapenhorst bezeichnet den § 18 für nicht mehr zdt- 
gamäß. Die Höhe eines Gebäudes dürfe die Straßenbreite nicht überschreiten. 
Die betreffende Bestimmung könne zu sehr unangenehmen Verzerrungen des 
Straßenbildes führen. 

Geh. Baurat Hörn glaubt, daß die Bestimmung im § 18 mit Bfleksicht 
auf die alten Städte festgesetzt sei. Auch er erkennt die Notwendigkeit einer 
Abänderung dieser Vorschrift an, und zwar nach der Bichtung hin, daß das 
jetzt zulässige Maß Ton 15 m auf 10 oder wenigstens 12 m ermäßigt wird. 
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Zn § 28 (Dachrinnen) hat Med.- Bat Dr. Nttnninghoff folgende 
Aenderaogen Yorgeschlagen : «Dachrinnen mttaeen tiberall angebracht werden, 
wo Tranipflaster felüt^, damit die Umfassongsmaaem des Gebäudea nicht dem 
ständigen Feucht werden bei Begenwetter ausgesetzt werden. 

Diese Forderutg halten Ob.-Beg.*Bat von Wehrs nnd Landrat 
▼ on Borries für zu weitgehend; sie würde unnötige Kosten Ternrsachen, 
ohne im gesundheitlichen Interesse notwendig zu sein. Geh. Bat Dr. Bap • 
mund war dagegen der Ansicht, daß die Aosten für Dachrinnen nicht, so 
erheblich seien, um auch bei kleineren Bauten wesentlich ins Gewicht zu faU'en; 
anderseits seien sie mit Bttcksicht auf die Verhütung der Wohnungsfeuchtig- 
keit in gesundheitlicher Hinsicht Ton so großer Bedeutung, daß sie bei allen 
Wohngebäuden gefordert werden sollten. 

Geh. Baurat Hörn bestreitet, daß der Kostenpunkt für Dachrinnen bei 
kleinen Bauten keine Bolle spiele. Das Entstehen der Wohnungsfeuchtigkeit 
kOnne durch Isolierschichten und dergleichen verhindert werden. 

Landrat Graf Korff-Schmising macht darauf aufmerksam, daß 
bei ländlichen Wohnungen Dachrinnen bis jetzt selten Torhanden seien; nach 
seiner Ansicht sei es ausreichend, wenn die Dächer genügend überständen; 
durch Dachrinnen würde außerdem das Begenwasser auf einen Punkt konzentriert 
und müsse yon dort noch besonders fortgeleitet werden. 

Beg.-Ass. Winkelmann befürchtet, daß die Dachrinnen auf dem Lande 
nicht sauoer genug gehalten würden ; die VOgel würden sie zum Nisten be- 
nutzen und durch die auf diese Weise bedingte Verstopfung der Dachrinnen 
würde gerade der entgegengesetzte Erfolg erreicht werden. 

Zu den §§ 38 (Abortgruben, Aborte), 89 (Dungstätten und 
Jauchebehältern) und 40 (B r u n n e n) haben beide Bef erenten yerschiedene 
AbänderungsTorschläge gemacht. Landrat yonBorries schlägt zunächst vor : 
»Die Entfernung zwischen Abortgruben, Jauchegruben und Dnngstätten 
einerseits und Brunnen anderseits soll bei eisernen Bohrenbrunnen 5 (sonst 
10 m) betragen. Die an besondere Vorkehrungen (Ton- oder Lehmummante- 
lonvi) geknüpfte Ausnahme ist dem Dispens vorzubehalten." 
Zur Begründung führt er aus, daß nach seinen im Kreise Herford ge- 
machten. Erfahrungen ein Dispens dann nur in 2 ^o der Fälle notwendig seL 

Ländrat KOrf er hält diese Forderung wenigstens für den Kreis Höxter 
nicht für zweckmäßig nnd Bürgermeister Dr. "Stapenhorst sie für unnötig 
mit Bücksicht auf die bald in Wirksamkeit tretende Polizeiverordnung, be- 
treffend die Anlage von Abortgruben und Dunestätten auf dem Lande vom 
14. August 1904. Gegen die vom Med.-Bat Dr. Nünninghof f vorgeschlagene 
Fassung des Schlaßsatzes im § 88 a: 

„iäia ihr Boden und ihre ümfassungswände abgedichtet sind nnd ebenso 
die Brunnen gemäß den Vorschriften in § 40 hergestellt und durch eine 
Lehm- oder Tonschicht von 80 cm Dicke bis zu einer Tiefe von 4 m 
gegen das umgebende Erdreich abgedichtet sind, braucht ihre Entfernung 
von Brunnen nur 5 m zu betragen**, 
werden Bedenken nicht geäußert. 

Landrat von Borries hält weiterhin 
f^die Vereinigung von Abortgruben und Jauchegruhen für unbedenklich 
und zweckmäßig", 
während Med.- Bat Dr. Nünninghoff sowohl in ökonomischer, als auch in 
hygienischer Beziehung eine Trennung von Abort- und Jauchegrubeninhalt für 
nötig erachtet. 

Ob.-Beg.-Bat von Wehrs fragt an. ob überhaupt schon Krankheits- 
übertragungen durch Abortsinhalt, der aufS Land geschafft sei, beobachtet 
seien. Diese Frage wird vom Kreisarzt Med.- Bat Dr. Claus unter Hinweis 
auf den Unterleibstyphus bejaht. Trotzdem hält Geh. Bat Dr. Bapmund 
zwei besondere Gruben für überflüssig, vorausgesetzt, daß ein üeberfließen von 
Jauche in die Düngerstätte nicht stattfinden kann. 

Ob.«Beg.-Bat von Wehrs bemerkt, der Standpunkt des Herrn Begie- 
rungspräsidenten sei in der Verfügung vom 7. November 1905 — IS. 2971 — 
dahin festgelegt, daß im allgemeinen eine Vermischung des Inhalts der Abprt- 
gruben und Jauchebehälter nicht erwünscht sei, daß es aber nach dem Wort- 
laute der Polizei Verordnung vom 14. August 1904 für zulässig erachtet werdein 
müsse, menschliche Auswurfsstoffe und Jauche in einer Grube aufzubewahren, 
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▼omngeaetBt, daß die Eioricktiuig so getroffen werde, dafi der Islialt der 
gemeinseliafUietai Qmbe nichl auf die Dongtiätte gelangen lEOnne. 

Landrat Ki^rfer betont die Unstimmigkeit, die über dleeen Ponirt 
zwischen der Bezirlubaaordnnng und der Torber erw&bnten PoliadTerordnang 
Tom 14. Angnst 1904 bestehe; erstere mttsse daher im Sinne der letiteren nm- 
.geftndert werden« 

Zn § 88-c schlägt Laadrat TonBoiries folgende Zositze Tor: 
^1. Aborte mttssen yerschließbar sein, 

2. Badezimmer mit Aborten, die mit Wasserbecken nnd Wasserspttlang ver- 
sehen sind, dürfen unmittelbaren Zugang zu Schlafräumen haben/ 
Krdsarzt Med.- Bat Dr. Benthaus hält den letzteren Zusatz in Ort- 
schaften, die keine Kanalisation haben, für bedenklieh. Betreffs des ersten 
Yorschlages ist Geh. Bat Dr. Bapmund der Ansicht, daß eine solche Be- 
stimmung in eine Wohnungspolizeirerordnung und nicht in die Bauordnung 
gehöre. 

Zu § 89 beantragt Med.-Bat Dr. Nttnninghoff folgende Abänderungen : 
„1. Dungstätteu dürfen nach Öffentlichen Straßen oder Wegen nicht an- 
gelegt werden. 
2. Falls ihr Boden und ihre ümfassungswände durch eine Lehm- oder Ton- 
schicht Yon mindestens 30 cm Dicke gegen das umgebende Erdreich ab- 
gedichtet sind, und auch die Brunnen gemäß den Vorschriften in § 40 
hergestellt und dnrch eine Lehm- oder Tonschicht yon mindesten dO cm 
Dicko bis zu einer Tiefe yon 4 m gegen das umgebende Erdreich abge- 
dichtet sind, braucht ihre Entfernung vom Brunnen nur 5 m zu betragen.* 

Außerdem beantragt er in § 89 noch den Znsatz: 
„Dangstätten, Jauchebehälter und Aborte dttrfen nicht unmittelbar unter 
oder neben den Fenstern Ton Wohn- und Sclüafzimmern liegen, sondern 
mllssen von diesen mindestens 8—5 m entfernt bleiben. Wenn die Fenster 
in einem höheren Stockwerk liegen, kann die Entfernung geringer be- 
messen werden;* 
Ob.-Beg.-Bat ▼. Wehrs ist der Ansicht, daß zum Erlaß der unter 1 
Yorgesehlaffenen Bestimmung kein hinreichender Grund yorliege. 

Landrat yon Borries schlägt zu § 89 folgende Zusätze yor: 
.Dungstätten und Schweinepferche mttssen yon den zum Wohnen 
dienenden Gebäudeteilen 5 m entfernt bleiben, wenn diese im Brdgeschoß 
Fenster oder Tttren nach diesen Anlagen zu haben; im ttbrigen muß es 
bei der bisher gültigen Entfernung yon 2 m bleiben, diese aber auch fttr 
Schweinepferche gelten. 
2. Jede Kttchen- und Schmutzwasserleitung, die nicht unmittelbar in 
eine Kanalisation oder in eine dem Bauherrn gehörige Wiese mttndet, muß 
mit einem wasserdichten Senkkasten yersehen sein, in dem sich die schweren 
Bestandteile der Abwässer absetzen. Der Senkkasten muß fttr jede Kttchen- 
anlage mindestens 0,15 cbm Fassungsraum unterhalb der Anslaufstelle 
haben. Die Auslaufstelle muß mit einem festgemauerten Siebe yersehen 
sein, dessen LOcher und Schlitze nicht weiter äs 5 mm sind. Der Senk- 
kasten ist durch eine feste, abnehmbare Platte abzudecken und an jedem 
Montage auszuschlämmen.^ 
Den Vorschlägen 2 und 3 des Med.-Bat8 Dr. Nttnninghoff und dem 
ersten Vorschlage des Landrats yon Bor ri es stimmt Geh. Bat Dr. Bapmund 
zu, während Geh. Baurat Hörn, sowie Landrat Graf Korff-Schmising 
die Entfernung der Dangstätten usw. yon 5 m fttr yiel zu weit halten, letzterer 
eraditet 2 m selbst bei großen Bauernhöfen fttr ausreichend. 

Med. -Bat. Dr. Nttnninghoff macht darauf aufinarksam, daß schon 
jetzt die Entfernung meistens 3 m betrage; die Forderung lasse sich auch um 
so eher durchfuhren, als meistens die iLttche und nicht Wohn- oder Schlaf- 
räume nach Dttngerstätten hin liegen. 

Darauf läßt Landrat yon Borries die Forderung yon 5 m Entfernung 
fallen. Zur Begründung seines zweiten Vorschlages teÜt er mit, daß auf seine 
Veranlassung im Kreise Herford bereits SOO Senkkasten angebracht seien, die 
pro Stttck nur 15 Mark kosten. Ihre Einrichtung sei namentlich mit Bttcksicht 
auf den Zustand der Chausseegräben nOtig; sie habe sich auch selir bewiUirt. 
Ob.-Beg.'Bat yon Wehrs hält die Bestimmung, daß die Senkkasten 
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«B Jedem Montago ausziuelilammeB seleBf Ittr lohwdr dncÜWirlter; Jadenfallfl 
•ei eiae KoatroUe anßerordeatUoii aohiriearig. 

Landrat Dr. Engeiiiard ist der Ansicht, daß Senkkasten mur ffkf^solche 
Häuser zweckmifiig seien, die an Ki dsstraBea liegen ; im Kieise Herlord mOge 
dies meistens zntriffen, in anderen Kreisen sei es aber nicht der Fall. 

Wegen der Torgeechrittenen Zeit mußte die BespMohnBg über die 
weiteren AbändeningsTorschläge der Herren Belerenten abgekürat werden. 

Zu § 40 (Brunnen) waren vom Landrat von Benies folgende Ab- 
Sndeningsyorschl&ge anf gestellt: 
1. Wo Kttchen- nnd Schmatzwasserleitnngen nSherals5maa andere 
Bronnen als eiserne Böhrenbmnnen herantreten, müssen sie mindestens 
40 em tief im Erdboden verlegt und aas glasierten Tonmafienröhren von 
15 cm Lichtweite mit Fechstrick- and Zementabdichtang hergestellt sein.* 
Zur Begrttndang wird angeführt, die mindeste Entfernung von V* ^ 
biete keinen Schute, anderseits sei es nicht angSnidg^ sie lu erweiten, des- 
gleichen seien die jetzigen Bestimmungen über die Dichtung der AbWässer- 
mtung zu unbestimmt. 
Zu § 40b: 
„Li diesem Falle (bei einer Tiefe des Wasserspiegels ven mehr als 8 m 
Ton der ErdobeTÜ&che) darf der Brunnen bis unter nicht unterkellerte 
Etlehen und Waschküchen Teichen, wenn deren Fußboden wasserdicht 
mit einem vom Brunnen abgewandten Chef alle angdegt ist, und wenn deren 
Abwässer guten Abzug haben. <* 

Zu g 40c: 
^Windenbruunen sind jedoch zulässig, wenn der Wasserspiegel tiefer 
als 8 m unter der Erdoberfläche liegt, und der Brunnen so ▼ollständlg 
ttberdeckt ist, daß das Bruunengehänse nur durch die erforderlichen 
mechanischen Einrichtungen zum Aufwinden und Ausgießen des Schöpf- 
eimers durchbrochen wird.** 
Ziisatz zu § 40. Med.-Bat Dr. Nttnninghoff hält ebenfalls die im 
§ 40 gemaolite Konzession, daß, wenn die Undurchlässigkeit der Sohle nnd 
Wandungen yon Küchen- und Schmutzwasserableitiingea in suverttssiger' Weiae 
geaiehert und eine (s^efährdung des Bronnens durch Uebeißießea aus den 
Leitungen ausgeschlossen ist, diese Leitungen in einer Entienmng bis M cm 
▼on dem äußeren Bande angelegt werden können, f ttr zu weitgehend. In solchen 
Fällen mOsse die Entfernung ebenfalls 5 m betragen, oder aber die Leitungen 
mtkßten unterirdisch in glasierten Tonröhren, deren Mafien durch Pedistricke 
abgedichtet sind, angelegt sem. 

G^. Bat Dr.Bapmund ist der gleichen Ansicht. Betreffe der Zieh- 
und Schöpfbrunnen mttsse fttr Neuanlagea aus gesundheitlichen Btti^ichten 
an dem bisherigen Verbot derselben festgehalten und sie nur ausnahmswdse 
bei tieferem Wasserstand als 8 m gestattet werden, falls es sich um wenig 
bemittelte Besitzer handele. Bemittelte Besitzer können auch eine Druck- 
pumpe anlegen, deren Kosten gar nicht so hoch seien, wie immer behauptet 
werde. Nach diesen Grundsätzen sei auch bisher im Bezirksausschuß bei der 
Dispenserteilung verfahren. 

Zu § 48 (Zum dauernden Aufenthalt von Menschen be- 
stimmte Gebäude), waren Ton beiden Beferenten Vorschläge gemacht: 
a) Zu § 48 b : „In jedem zum Aufenthalt Ton Menschen bestimmten Baume 
muß mindestens yon einem Fenster der obere Teil zum Oeffnen eingerichtet 
sdn.^ (Landrat Toh Borries.) 

„Ihre Fensterfläche muß mindestens ^lio der Bodenflädie betragen, bei 
bestehenden Wohnungen und in Bäumen mit abgesclirägten Decken min- 
destens Vi**" Oied.-Bat Dr. N ü n n i n g h o f f). 
Geh. Bat Dr.Bapmund stimmt diesen Vorschlägen zu, während Geh. 
Baurat Hörn vor der Aufnahme einer Mindestforderung für die Fenster warnt; 
dadurch würden die Bauunternehmer veranlaßt, nur solche Fenster in Vor- 
schlag zu bringen, die gerade den Anforderungen genttsfen. 

Zu § 48 c (Höhe der Wohnräume) istMed.-Bat Dr. Nünniugholf 
der Ansicht, 

„daß bei Umbauten von alten Ketten oder bei Anbauten an 
diese eine lichte Höhe von 2,50 m zulässig sein dttrite, falls sonst 
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teohnisdie SehwierigkeiteB entstehen: die Zaltssnng einer 8olch«i Aus- 
nahme mllsse allerdings yon der GenauBigiing des Besirksansschiisses ah- 
hingig sein.'' 
Weiterhin wtnseht er zu § 48d (Fußböden) den Znsati: 
„Der Faßboden mnß dnrch gnte und dauerhafte Holsdielnng oder in 
anderweitiger sweckmäßiger Weise (Estrleb, Plattenbelag, Zementbeton 
iwisehen äsemen Trägem mit Linolenmbelag osw. vom Erdboden ge- 
pennt sein« Lehm oder sonstige Fenohtlgkeit annehmende FnßbOden 
sind sa rerbieten." 
Endlich erachtet er eine Größe der bewohnten Bäume nach der. Be- 
wohnerzahl Ittr erforderlich und schlägt folgenden Zosats vor: 

„Es mttssen 10 cbm Lnftraom resp. 8 qm Grundfläche fflr jeden Er- 
wachsenen und 5 cbm Luftraum und 2 qm Grundfläche fttr jedes Kind 
unter 10 Jahren gerechnet werden. ** 

„Die Schlaf räume mttssen so beschaffen sein, daß die ledigen, ttber 14 Jahre 
alten Personen, nach Gesehlechtern getrennt, in besonderen Bäumen resp. 
Abschlägen scblafen kOnnen, und daß jedes Ehepaar fflr sich und seine 
noch nicht 14 Jahre alten Kinder einen besonderen Schlafraum oder einen 
besonderen Abschlag im Schlafraum besitzen." 

„Zum dauernden Aufenthalt Ton Menschen bestimmte Kellenäume Ton 

einer Tiefe bis zu 50 cm unter der Erdoberfläche dttrfen ihre Fensterfläche 

nicht nach Norden oder nach bebauten flOlen haben/ 

Ob.-Beg.-Bat von Wehrs erklärt, daß eine solche Bestimmung nicht 

in die Bauordnung, sondern in eine Wohnungspolizeiordnung gehören. Geh. Bat 

Dr. Bapmund hält eine Bestimmung ttber die Beschaffenheit der Faßböden in 

den Wohn- und Schlafräamen fttr sehr erwttnscht. 

Za§43f (Bedürfnisanstalten in Wohngebäuden) beantragt 
.Landrat von Borries: 

„Bei jedem Wohnhause muß mindestens ein, bei Mehrfamilienhäusern muß 
mindestens auf 2 Familienwohnungen ein Abort vorhanden sein.*' 
Zu § 43 g (Wohnräume und Stallungen) sind yon den Beferenten 
nachstehende Zusätze Torgesdilagen: 

„Von St&lien im Kellergeschoß darf innerhalb des Hauses kein Zugang 
zum Woiinhaus ftthren. Dies Geschoß ist durch eine wasserundurchlässige 
Schicht im Mauerwerk gegen das Durchdringen der sich an der Stallsohie 
ansammelnden Feuchtigk^t zu schfltzen.^ (Landrat von Borries.) 
„Stallungen mttssen vom bewohnten Teil des Hauses resp. der Wohiinng 
entweder durch einen Gang getrennt, oder die Wände zwischen Stauung 
und Wohnung mttssen wasserdicht in Zement bis 1 m Höhe hergestellt 
sein.«' (Med.-Bat Dr.Nttnninghoff.) 
Zu § 43 h TEeller unter Wohnräumen) wttnscht Medizinal «Bat 
Dr.Nttnninghoff den Zusatz: 

„Da, wo derartige Zugänge (Ton Wohn- und Schlafzimmern nach Kellern) 
bestehen, ist ihre Beseitigung in den Schlafzimmern anzuordnen, weil sie 
als gesundheitsgefährdend zu wirken imstande sind. Ebenso dttrfen auch 
sogenannte Kartoffellöcher in den Schlafstuben unter den Betten nicht an- 
gelegt werden ; bei bestehenden Wohnungen mttssen sie, weil gesundheits- 
gefährlich, beseitigt werden." 
Die Forderung wird unter Hinweis auf die Gesundheitsgefährdung durch 
derartige Kellerausgänge und Kartoffellöcher begrttndet* 

Geh. Bat Dr. Bapmund bemerkt hierzu, daß die Bauordnung sich nur 
auf Neubauten beziehe; die Anlage sog. Kartoffellöcher sei schon jetzt im § 43 
▼erboten, die Beseitigung etwa vorhandener lasse sich auf dem Wege polizei- 
licher Verfttgang erreichen. 

Li bezug auf die bisherigen Ausftthrungsbestimmungen zur 
Bauordnung hat Med.*Bat Dr.Nttnninghoff auch noch einige Vorschläge 
gemacht: Zu Nr. 20 (Anlage von Brunnen) soll nach seiner Ansicht noäi 
hinzugeftt((t werden, daß der Brunnen eine hohe und freie Lage haben muß, 
um aäne Veronreinigang bei starken Begenfällen darch Bttchfluß oder Stauung 
▼on Oberflächenwasser zu Terhttten. Auch Qaellen mttßten, soweit sie als 
Trinkwasserentnahmestellen dienen, in der Bauordnung berttdnichtigt und 
demzufolge yorgesdirieben werden, daß sie ebenfalls niindestens bis auf S m 
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Tiefe yon der Obeiflaclie wasseididit, sei es darch Eisenrohre, kieine StoUen, ein* 
gebaate Kammern, Bnumeiistaben usw. eingefaßt und oben imgedeckt sein 



Zu Nr. 23 der Aasführiingsbesiimmangen empfiehlt er endiieli einen Zn« 
sata, wonaßb ,Cttchen and .Wohnsimmer, in denen au gleicher Zeit aneh ge- 
kocht wird, sogen. Kttchenstnbeny mit Schlafzimmern nioht dnrehiTüren 
Terbnnden sein dürfen.* 

£in gemeinsames Mittagessen, an dem sich fast s&mtliche Anwesenden 
beteiligten, bildete den Sdiloß der Versammlung. 

Dt. Bitter -LUbbecke. . 



Bericht Über die Tenammlams der If edlsinalbeamten de» 

Beff.-Bes. ]:4fine1iiirs am 17. DeBember 1907 im g^itamnss« 

«aale der JbLönig:!. Besierung: mm I^ilnebarg;« 

Anwesend waren die Medisinaibeamten des &eg.*Bez. mit Ausnahme yon 
Med.-Bftt Dr. Halle in Burgdorf. Der Herr Begierungspr&sident und Heit 
Geh. Med.-£at Dt. Liebrecht von der Hannovenchen Landesyersiehernngs- 
anstalt wohnten der Sitaung größtenteils bei. Ferner nalimen teil die Land- 
räte von Lüneburg, Oldenstadt und Isenhagen und ein pro physic geprüfter Arzt. 

L Nach Begrttßnng durch den Herrn Bef^ierungsprftsident hielt Kreis- 
arzt Dr.DreTes-Waisrode seinen Vortrag: ^Wie ist eine planmftsslge Be- 
kämpfung der Tuberkulose im Beg.-Bez. Lflueburgy im besonderen auch 
auf dem Lande zweckmässig zu gestalten?^ Det Bedner faßte zunächst zu- 
sammen, was bisher zur Bekämpfung der Tuberkulose geschehen ist und 
welchen Einfluß diese Maßnahmen in der Statistik erkennen lassen. Wenn 
auch bereits ein Fortschritt bemerkbar ist, befriedigt derselbe doch noch 
nicht. Die bisher im Beg.*Bez. zur Bekämpfung der Tuberkulose wirkenden 
Anstalten richten ihr Augenmerk nur auf besondere Gruppen der Bewohner 
(Versicherte) und ihre direkte Hilfe ist zeitlich begrenzt. £s müssen deshalb 
Vorkehrungen getroffen werden, durch die allen Lungenkranken dauernd Bat 
und Hilfe geschaft werden kann. Beferent bespricht einige bisher gemachte 
Vorschläge, wie die Errichtung fliegender Kommissionen, die Vermeidung der 
Aerzte auf dem Lande, die Heranziehuns der Desinfektoren und legt die 
Nachteile und Schwierigkeiten bei der Ausführung dieser Vorschläge dar. 
Von den bisher üblichen Einrichtungen, den Fürsorgestellen und Heimstätten, 
will Beferent die ersteren beibehalten wissen, wiUirend er besondere Heim- 
stätten für Tuberkulose für entbehrlich, ja inhuman hält, wenn in dieselben 
nur Unheilbare aufgenommen werden und diede Einrichtungen dann gewisser- 
maßen als Sterbehäuser dienen. Zweckmäßiger erscheint es Beferent, an 
Krankenhäuser Tuberkulose-Abteilungen anzugliedern. Die GesundheÜshehörde 
i|oll nach dem Beferenten den Mittelpunkt bilden für den Kampf gegen die Taber« 
kulose, da sich Landesrersicherungsanstalt und Armenrerband dazu nicht 
eignen; ersterehat nur Interesse für die Versicherten und letzterer läßt dann 
JEU leicht den Verdacht entstehen, als ob die Fürsorge eine Armenunter- 
stützung seif und dies muß auf jeden Fall yermieden werden. Beferent glaubt, 
daß sich die Sache so gestalten ließe, daß jeder Kreisarzt für seinen Kreis die 
Eürsorge für die Lungenkranken zu übemelime& habe. Er soll Kranke und 
Ejrankheitsyerdächtige untersuchen, entweder in der Sprechstunde, oder bei 
gelegentlicher Anwesenheit am Ort; dann soll er auch die Wohnungen sich 
ansehen und für jede mögliche Verbesserung Ton Wohnung und Ernährung 
3orge tragen. Er habe ferner durch Einwirkung auf den Einzelnen und dur^ 
<$ffentiiche Vorträge dafür zu sorgen, daß die Kointnis von dem Wesen dw 
Krankheit, den allgomeiaen hygieäsdien Forderungen und den bei Tuberlnüose 
nötigen Vordichtsmaßregeln weiter yerbreitet werde. Unterstützt soll der 
Kreisarzt bei .dieser Arbeit werden durch Krankenpflegerinnen bezw. Schwestern. 
Diese müssen für diesen Beruf durch einen kurzen Kursus vom Kteisarit be« 
sonders yorgebildet werden. Die praktischen Aerzte für die Tuberkulose- 
Fürsorge direkt mit heranzuziehen, hält Beferent nicht für ratsam, da der 
praktizierende Arzt nicht unabhängig genug Y<m Publünim ist Wohl aber 
sollen die praktischen Aerzte im Verein mit den Schwestam Kranke tei Fttr- 
sorgestellen zuw«sen, bis allmählich sich die Kenntnis y0» dieser Sfadchtung, 
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Mudi durch eine gewlflte Reklame, low^t yerbreitet hat, daß die Leute Ton 
telbet konuneB. Die Fibaorgeetelle lelbBt hätte den Krankea Anikiärang 
und Bat aa ertefleo, hätte Verhaltongsmaßregeln fttr die Kranken selbst an- 
aaordaen» oder dieeeibea aa Vertfne, Kaaaea lud Ajutaltan cur Hifeleiatang 
aa tiberweisen; den praktischen Aerzten soll sie Anslranft und Naehrieht ftfoer 
difr Ton ihnen aageiriesenen Kranken geben, selbst aber keinerlei Kranken- 
behandlang anstlben. Die daroh eine derartige Einrichtnng für den Beg.« 
Bes. entstehenden Kostea bereohnet Befereat ant mnd 9000 ICsrk jährlich. 

In der Diskussion teiiU annftchst H. Oeh. Beg.*Bat Dr. Liebrecht 
seine Eilahrangen tlber die Ton der LandesTersichemngsanstalt HannoTer ge- 
troffenen Einrichtungen aar Bekämpfang der Taberkalose mit. Bedner macht 
aufmerksam auf das 5n näclisten Jahre im Umlauf kommende Wandertuberkulose- 
museuB, wie es im Grofiheraogtum Hessen bereits eingerichtet ist Ferner 
weist Bedner auf die Schwierigkeiten liin, die die Fftrsorgestellen zu tber- 
winden haben, besonders auf dem Lande, und die hauptsächlich auch darin 
bestehen^ daß diese Stellen nicht in Anspruch genommen werden, um den 
BJeimstätten den Charakter Ton Sterbehäusem au nehmen, ist im Heidehaas 
bei Hanno? er die Maßnahme getroffen, daß auch heilbare Kranke anigenommen 
werden. Bedner hält gleichlalls Tuberkuiose-Abteilangen an Krankenhäuaem 
f ftr aweckmäßig« 

Bog.« und Geh. Med.-Bat Dr. Hölle r hält die Einrichtung Ton Fttr- 
sorgestellen auch auf dem Lande ffir zweckmäßig. Er meint, daß den 
einzelnen Kreisen die Entwicklung und Gestaltung der Tuberkulose -FiUsorfl^e 
zu überlassen sei, und hält eine weitere Zentralisation fttr nicht nötig. Die 
Kreisärzte wttrden wohl als alleinige Fttrsorgeärzte zu sehr belastet sein. 

Li der weiteren Diskussion, an der sich fast alle Anwesenden beteiligten, 
wird erwähnt, daß in Lttneburg oereits eine Fttrsorgestelle besteht, daß der 
Zuspruch aber ein recht gerbiger ist. Notwendig sei, daß zuerst Schwestern 
oder Krankenpflegerinnen fttr das Land gewonnen wttrden. Die Frage, ob 
die Fttrsorgestelle auch behandeln soll, wird Temeint, die Notwendigkeit, 
Anfangsstadien der Tuberkulose Krankenhäusern zur Beobachtung zu über- 
weisen betont und darauf hingewiesen, daß die Fttrsorge sich auch der Kinder 
ganz besonders anzunehmen hat Am Schlüsse der Diskussion faßt der Vor- 
sitzende das Besultat des Vortrages und der Dlskossion dahin zusammen, daß 
Fttrsorgestellen auch auf dem Lande wttnschenswert und möglich seien, daß 
Zentrausation fttr den ganzen Beg.-Bez. nicht erwttnscht sei, jeder Kreis solle 
fax sich und nach seiner Eigenart arbeiten. Der Träger der Tuberkulose- 
Bekämpfung muß der Kreisarzt sein. Notwendig fttr den Kampf sind in erster 
Linie Schwestern auf dem Lande. 

IL yyBie In den UndUelten Ortsehaften des Begtenmgsbeilrks U^ 
sftgUclt der Beaeitigiing der Abwiaser und AbfUbteffs bestehMden Zm- 
slinda und VersehUge zur Terbessernog derselben*^^ H. Kreisarzt Br. 
Meyer« Gifhorn. Nach kurzem, geschichtlichen Ueberbllck ttber die Art der 
Abwäsaerbeseitigang Tom Altertum (Cloake maxima)' durch das Mittelalter 
bia aar Neuzeit weist der Bef erent auf den Unterschied der Abwässerbeseitl- 
gong in der Stadt und auf dem Lande hin. Gilt es in der Stadt, die Ab- 
wässer ffiOgliehst schnell hinaus au bringen, so mttssen de auf dem Lande 
liagere Zeit aufbewahrt werden zur gelegentlichen landwirtsohaftlichen Vor* 
Wendung. Nachdem Beferent die einzelnen Abwässer und Abfsllstoffo und 
ihre gegenwärtige Behandlung auf dem Lande, insbesondere in seinen Kreisen, 
besprochen hat, nennt er die Forderungen, die er bei den OrtsbesichtigungeB 
ateUt Zur geordneten Ableitung des Begenwassers mttssen zu beiden Seiten 
der gepflasterten oder chaussierten Dorfstraße Gräben mit dem nötigen Gefälle 
angcSflgt werden. Wflnschenawert sind erhöhte Fußst^ge zu beiden Seiten 
det Suaße und gepflasterte Straßenttbergänge.. Fttr die Kttchenabwässer Ter^ 
lam^ Befereat Gruben mit Vft Stein Sterken Wänden und 80 cm dicker 
Lehmaohieht. Dia Gruben dttxlen nicht zu klein sein, etwa 2 m lang und {e* 
1 m breit, und tiet Darch entaprechende Vorrichtungen (Abschluß, Entlttftnngs- 
röhr, achter Deckel) ist daf^ zu sorgen^ daß keine Gerttehe aus der Grube 
in die Kllehe aurttokströmen, erentL wären auch Chemikalien ^ zu gebrauchen 
(Kattfüsbi BiaaTkriol^ Simol). Fttr die Aborte Torlangt Beferent die durch 
dia Banftsdonng TorgMchdeaenen VerUitnisse. Die alten Vemitegruben sind 
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m beseiligea. In Arbeiterii&iueni irill Beferent wenigstens einea Abort ttr Je 
«frei Famiiien. Aach fftr die Stalinngen genigt es, weaii die Fordemnfeti 
4er Baaordnoog im § ^ Abs. 6 eiitliit sind. Nach der Bauordnung ist aooh 
ftlr die Dnngst&tten üadarchlttssigkeit rorgesehrieben, diese wird aa besten 
erreicht, wenn der Boden 25— BO cm mit Lehm aolgelttUt and gepflsstert 
wird. Die Dnngstätte maß so groß sein, daß der Mist wenigstens V« J^^ 
lagern kann. Gerechnet wird Ittr das Stück Großfieh B qm Fiiche und fttr 
die Jaadiengrabe 0,5 cbnu Für die sogen. Pressekohlen der Zackerrtben- 
sehnitael schreibt Beferent Anlage außerhalb der Ortschaft airf den Feldern 
TOT, wegen des starJron GeruclMHi, der sich in diesen Kuhlen bildet Für 
Molkereiabwisser empßehlt Beferent als am sweckmißigsten Beinigung durch 
das Bieselyerfahren, iftfit aber auch in geeisneten F&lien das Sedimentier-, das 
biologische Verfahren gelten, ist aber entschieden dagegen, daß die Abirtsser 
4a Gruben gesammelt werden. Fttr den MttU schreibt die Bauordnung gleich- 
falls undurchl&ssige Graben yor, die 10 m Tom Brunnen entftoit sein müssen. 
Falls Asche in denselben aufbewahrt werden soll, dann mflssen sie feuersicher 
angelegt seht. Um seine Fordemngea durchsuführen, bespricht Beferent tot 
jeder Ortsbesichtigung mit dem GemdndeTorsteher die Punkte, auf die es 
ankommt. Er zieht den Ghandarm zur Besichtigung zu, damit dieser apfiter 
bei der Beyison weiß, auf was er zu achten hat Befereat empßehlt, im all- 
gemeinen langsam und rorsichtig Torzugehen und zu versuchen, ehne Zwanff 
aosaukommen. Nicht bei jeder Ortsbesichtigung soll man gleich alle MSngd 
zu beseitigen suchen. Beferent wirft dann die Frage auL auf welchen gesetz- 
lichen Grundlagen diese Forderungen stehen? Soweit Bauordnung, Gesetze 
und Verfügungen ttnzelne VerhältniBse regeln, besteht keine Schwierigkeit, 
wie aber bei Forderungen, die im Interesse der Öffentlichen Gesundheitspflege 
zu stellen sind und die nicht durch PoUzeiyerordnung oder dergleichen ge- 
schützt werden ? Hier fragt es sich, ob eine Gefahr für Leib, Leben, Gesund- 
heit oder Vermögen besteht Ist dies der Fall, dann tritt das Landrecht B. H, 
Tit 17, § tO und das Gesetz über die Polizeiirerwaltung Tom 11. M&rz 1850, 
in die neuen Proyinzen durch KOnigl. Verordnung rom 20. September 1867 
dngeftthrt, in Kraft Es w&re aber wttnschenswert, wenn eine PolizeiTerord« 
nung erlassen würde, durch die die immer wiederkehrenden Forderungen bei- 
den Ortsbesichtigungen geschützt würden. Zum Schluß weist Beferent noch 
auf die Nützlichkeit und Zweckmäßigkeit Ton Öffentlich^ Vortrftgen, z. B. in 
landwirtschaftlichen Vereinen, hin. 

In der Diakusslan wird die Zweckmäßigkeit det rom B^erenten auf- 
gestellten Forderungen allgemein anerkannt Eine lingere Debatte entspint 
dch über die rechtliche Grundlage für diese Forderungen und ob man unbe» 
sonderen berechtigt ist, auf einem Hof Aenderungen iron Zustanden zu ver«* 
langen, durch die andere Personen nicht belästigt werden. Von den anwesenden 
Herren Landräten wird der Standpunkt rertrettfi« daß polizeiliche Anordnungen 
auf Grund des Laadrechtes getroffen werden kOnnen, sobald aach kreisärztUchen 
Gutachten eine Gefahr auch nur für einen einzeliien zunächst besteht Der 
Vorsitzende spricht sich zum Schluß dahin aus, daß ein Torsichtiges Vorgehen 
sich empfehle. Wo Güte aber keinen Erfolg habe, sei auch einnud Zwang 
angebracht Dr. Sorge-Lttchow. 



Berlelit über die SpKtJahravemammlmtff des Badtnehen 
atsmtsArstllehen Terelma am SS. Nov. 1907 Jbn MTembiirg:. 

Anwesend sind 86 Mitglieder« Der Vo-rsitzende, Med.-Bat Becker* 
Offenburg, begrüßt die Versammlung und gibt zunächst der tiefen Tranev 
Ausdruck, die auch die Mitglieder des staatsäratlichen Vereins beim Ableben 
des allyerehrten Großherzogs Friedrich befaBen hat Er teilt mtti 
daß er dieser Trauer in je einem Beileidsschreiben an Ihre Künigliche Ho- 
heiten, die Großherzogin Ww. Luise und Greßherzog Friedrich IL Ausdruck 
▼erliehen habe. Die oeiden Beiisidschreiben sowie die darauf eingegan* 
genen Antworten werden rerlesen. Die Versammlung erhebt sieh Ten den 

Aus dem Oesehftftsberleht geht hervor, daß der Verefa 106 Mitglieder 
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8&Ut Q«ttorbea sind im Laufe des Beiiehtsjahiea drei Hitflfeder: Dt. 
HofmamirTaiiberUBehoiBheiiii, Dt. Krieiohe-Breiiach und Dr. Glats- 
Tribnrg. Der Vorsilzeiide widmet ibneii einen waimen Ntehinl; die An- 
weeenden einen ihr Qedenken dnreh Erheben Ton ihren Sitien. 

Anagetreien durch Wegsag ist 1 Mitglied. Neu aalgenommen wurde 
der.Großh. fiesirkgant Dr. Seite in Eberbadi. 

Dee weiteren teilt der Vorsitzende mit, daß er, entsprechoid denBe- 
«chlttssen der letsten Yersammlong eine Eingabe an das Großh. Ministerium 
der Justiz-i des Kultus und Unterrichts gerietet habe, dahingehend, es möge 
den Bezirks&rzten auch fttr solche Termine, in denen aus irgendeinem Grunde 
ein Gutachten nicht mehr Terlangt wird, eine GebQhr bewillist werden. Eine 
Entscheidung sei darauf bisher nicht erfolgt. (Ist inzwischen In zustimmendem 
Sinne ffeschcnen.) 

Ebenso sei eine Eingabe an das Großh. Mbisterium des Innern ab» 
l^eschickt worden, folgenden Inhalts: 

»Es solle den BeziiksSrzten gestattet sein, statt der gelegentrjch 
Torzunehmenden Visitationen der Pflegdunder, Geisteskranken usw. jährlieh 
oder alle zwei Jahre sämtliche Gemeinden ihres Bezirks gegen Bezug 
der geordneten Diäten und Gebtthren zu besuchen." 

Hierttber liegt eine Entscheidung noch nicht Tor. 

Bezftglich der gestellten Anträge in bezug auf Begutachtung in 
Unfall» und Invaliden-Sachen wurde zur Tagesordnung tibergegangen. 

Aus dem rom Bechner des Vereins. Dr. Brauch «Lahr, erstatteten 
Kassenbericht ergab sich, daß der Verein einen Kaesenbestand von 
1029 M. 98 Pf. besitzt. Die Einnahmen betrugen 269 M. 83 Pf^ die Aus- 
gaben 57 M. 49 Pf. Die von den Kollegen Dr. Hirt und Dr. Yieser ge- 
prtlfte Bechnung wurde als richtig befunden und dem Bechner die Entlastung 
ausgesprochen. 

Bei der hierauf folgenden Neuwahl wuide der Gesamtvorstand in 
seiner seitherigen Zusammensetzung wiedergewählt : Dr. B e c k e r - Offenburg als 
Vorsitzender, Dr. Heinemann -Konstanz als St^lrertreter, Dr. Brauch- 
Lahr als Schriftführer und Bechner. 

Nach Uebergang zum wissenschaftlichen Teil der Tagesordnung hielt 
der Stadtschularzt Dr.Stephani in Mannheim den angekündigten Vortrag 
ttber Hjgieiie der Schule dnreh den Schularzt. 

Bedner bespricht zunächst vom historischen Standpunkt aus die Ent- 
wickelung der Schulhygiene sowohl in den einzelnen deutschen Staaten, als 
auch im Ausland und schildert, wie man der hygienischen Ueberwachung der 
Schiller in letzter Zeit fortschreitend mehr und mehr Aufmerksamkeit ge- 
schenkt und schließlich in den yerschiedensten Städten spezielle Aerzte als 
Schulärzte ernannt habe. Bisher seien diese Aerzte noch fast durchweg im 
Nebenamt als Schulärzte angestellt; nur in rereinzelten Fällen sei ein Schul- 
arzt im Hauptamt angestellt. Die Aufgaben des Schularztes werden durch 
eine Dienstanweisung geregelt, die sich zumeist an das sogenannte Wies- 
badener System anlehne. Seine Aufgabe in Mannheim bestehe zunächst darin, 
alle neueintretenden Schiller auf ihre Körperbeschaffenheit und Gesundheit zu 
prttfen, um festzustellen, ob ein Schüler reif für den Schulbesuch ist oder ob 
er zurückgestellt werden soll, ob er besonderer Ueberwachung oder Berück- 
sichtigung bedarf, z. B. Ausschluß von Nebenfächern, Anweisung bestimmte- 
Plätze, Ueberweisunff in die Hilfsklasse. Für jedes Kind wird ein Gesundheits- 
bogen angelegt Alle 14 Tage hält der Schularzt in der Schule eine Sprech- 
stunde ab, wobei er mehrere Klassen besucht und die Kinder, die dessen be- 
dürfen, einer genauen Untersuchung unterwirft. Bei diesen Besuchen hat der 
Schularzt auch eine Bevision der Schulräume und deren Einrichtungen — 
Heizung, Beleuchtung, Ventilation, Eeinhaltung — yorzunehmen. 

Die Behandlung kranker Kfaider ist nicht Aufgabe des Schnlarztei; 

Bedner legt eine Anzahl gedruckter Formulare, die sieh beimTschul- 
ärztlichen Dienst als praktisch erprobt haben, vor. Zum Schluß erwähnt 
Bedner nodi, daß sich die Geschäfte des Schularztes in Mannheim derart ge- 
steigert hätten, daß die Anstellung eines weiteren Schularztes als Assistent 
nötig wird. (Beicher BeifaU.) 
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Der Yorsitzettde verbreitet sich sodann aosltthrlieli tlber die Anf- 
gaben, die den Besirkslnten aif dem Gebiete der scliallntlieliett Ueber- 
waelmog safalien sollen und mttssen. Er litiert lunftchst alle die Yerord» 
nnngen, die die Aufsicht der Besiiksirste tlber die Schulen regeb. Er 
betont» daß diese Verordnungen nicht genügen, weil sie sich in der Haupt- 
sache auf die Eiorichtongen der Schnlhansbaaten erstrecken und eine inten- 
sivere gesundheitliche Ueberwachung der Schüler ausschließen. Die gelegent- 
lich der sanitätspolizeilichen Ortsbereisungen Torzunehmenden Untersuchungen 
der Schulkinder Anden zu selten statt; sie sind auch mangels eines bestimmten 
Untersuchungsplanes nicht wertvoll genug und ohne ttttckwirkung auf die 
Fürsorge des Elternhauses« 

Daß eine derartige schulärztliche Ueberwachung auch der Schttler not- 
wendig ist» unterliege keinem Zweifel; die Frage sei nur die, in welchem Um- 
fang diese Ueberwachung stattfinden soll. Da müsse man zunächst unter- 
scheiden zwischen Schulen in großen und mittleren Städten und Ideinen Städten 
und auf dem Lande* 

Für große städtische Qemeindewesen ist die Anstellung von Schulärzten 
nach dem Wiesbadener Typus unerläßlich, weil eine ausgiebige gesundheit- 
liche Ueberwachung der Schulkinder infolge der oft bedeiüdich ungünstigen 
häuslidien VerhUtnisse dringend notwendig erscheint. 

In kleinen Städten und auf dem Lande werden gerade durch den 
Landaufenthalt eine Beihe von gesundheitlichen Gefahren von selbst aus- 
geschaltet; es genügt hier eine vereinfachte gesundheitliche Ueberwachung. 
Die Untersuchung uier Neuaufzunehmenden und Abgehenden, Batserteilung 
an die Letzteren bezüglich der Berufswahl, einmalige Besichtigung aller 
JUassen im Jahr mit nesonderer Untersuchung der Ueberwachungsschüler 
wären neben Prüfung der baulichen Einrichtungen die Hauptaufgaben des 
überwachenden Arztes. 

Daß eine derartige schulärztliche Ueberwachung mOglich ist, beweist 
deren Durchführung m Sachsen -Meiningen, Hessen und neuerdings in 
Württemberg. 

Es erscheint keinem Zweifel zu unterliegen, daß die gesundheitliche 
Ueberwachunff der Schulen zur ureigensten Domäne des Qesundheitsbeamten, 
die der Bezirksärzte gehOrt Die allgemeine erweiterte DurchftUirung dieser 
Aufgabe bringt jedoch eine solche Arbeitshäufung mit sich, daß die vom 
Schuarzt zu lösende Aufgabe in den sroßen und mittleren Städten vom 
Bezirksarzt nicht mehr gelOst werden kann Und daß hier die Anstellung 
yon Schulärzten nach dem Wiesbadener Modus als eine selbstverständliche 
Sache erscheint. 

Anders licfft die Frage in kleinen Städten und auf dem Lande. Nur 
wenige Bezirke beschäftigen im Großherzogtum den Bezirksarzt dienstlich 
yoU und ganz. Für die meisten Bezirks&rzte ist die Erweiterune ihrer 
dienstlichen Aufgaben aus verschiedenen äußeren und inneren Gründen 
erwünscht. 

Es geht dies auch zweifellos auf der im vorigen Jahre an das Großh* 
Ministerium des Innern gerichteten Eingabe über Ermöglichung geregelter 
Besuche in allen Orten des Dienstbezirks hervor. 

Auch für die Mittelschulen dürfte eine vereinfachte gesundheitliche 
Ueberwachung genügen, da hier Elternhaus und Hansarzt für die Gesundheit 
dieser Schüler erhöhte Sorgfalt an den Tag leffcn. Es unterliegt auch keiner 
Frage, daß die Lehrerkollegien die schulärztliche Ueberwachung durch den 
Bez&Ksarzt bevorzugen. 

Wenn so in kleineren Dienstbezirken die Bezirlcsärzte für ihre Person 
allein die Aufgaben des Schularztes lOsen konnten, so konnten in größeren 
Dienstbezirken die Bezirksassistenzärzte und die pro physikatn geprüften 
Aerzte mit herangezogen werden. In allen Bezirken, auch in den großen, 
müßte dem Bezirksarzte eine Art von Oberleitung oder Oberaufsicht, wie 
man es nennen mag, über die gesamte gesundheitliche Schullürsorge gewahrt 
bleiben. 

In der darauffolgenden Diskussion stimmt Dr. Kugler-Mannheim den 
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Ansfflhniiigeii des Yoraitaenden im aUgemeinen bei, betont aber fpezIeU, daß 
in dner Stadt wie ülannbeim, die Uebernahme schni&rztUcfaer Funktionell daxeb 
den Bezirksarat wegen Gesob&ftsftberliäafang aosgesdilosaen sei 

. Dr. T. Längs dorf -Emmendingen häit es für dringend notwendig, 
daß den Bemksinten unter allen Umständen die OberMtong des Schmlarst- 
wesens übertragen wmle. 

Dr. Kaiser-Karlsrahe rertritt ebenfalls die Anschauung, daß die 
Besirksfirste die Sache in die Hand behalten sollten. In den meisten Stellen 
hätten die Bedrksfirzte auch Zeit dazu; aber auch in den großen Städten 
sollten sie sich die Oberaufsicht nicht entreißen lassen. 

Dr. Kl ehe -Bruchsal schließt sich im allgemeinen den Yorrednem an; 
er betont, daß die Bedrksärste nicht nur in den sroßen Städten, sondern auch 
in großen Landbeairken überlastet seien und daß für die Funktionen des 
Schularztes dem Bezirksarzte wenig Zeit bleibe. Er wünscht Entlastung des 
Bezirksarztes Ton den Nebenämtern und verlangt SchreibaushUfe für ihn. 

Dr. Heine mann -Konstanz ist sich der Wichtigkdt der Frage bewußt 
und meint auch, die Bezirksärzte sollten sich die Sache nicht ans der Hand 
winden lassen. Es fragt sich nur, ob die Uebernahme der schuläntlichen 
Beaufsichtigong dorch den Bezirksarzt auch möglich ist Auch er hält einen 
Teil der Bezirksärzte für überlastet und müßten diese berechtigt sebi, das 
eine oder andere Nebenamt abzugeben. 

Dr. T bemann -Wertheim hält in anbetracht der Torgeschrittenen Zeit 
und der Schwierigkeit der exakten Beantwortung dieser Frage durch Äe 
heutige Yersammlnng die Bildung einer Kommission zu eingehender Beratung 
und Beriehterstattnng an die nächste Versammlung für wünschenswert Sein 
Antrag findet die Unterstützung der Kollegen KrOll-Lahr und Kugler« 

Der. Vorsitzende richtet hierauf folgende Fragen zur Beschluß- 
fassung an die Versammlung: 

1. Ist es angezeigt oder wünschenswert, daß den Bezirksfirsten die 
schulärztliche Ueberwachung, eyentuell im erweiterten Maße, verbleibt oder 
zugeteilt wird? 

2. Ist die Versammlung mit der Bildung einer Kommission zur Durch- 
beratung des Gegenstandes dnverstanden ? 

8. Wird der Vorsitzende ermächtigt, die Wahl der Kommissionsmit- 
glieder selbst zu übernehmen? 

Sämtliche Fragen werden im zustimmenden Sinne beantwortet 

Der Vorsitzende erteilt hierauf den Vortragenden Herrn Dr. Ste- 
phani das Schlußwort 

Derselbe gibt zunächst seiner Freude darüber Ausdruck, daß sein Vor- 
trag zu so reger Diskussion Anlaß gegeben habe, auch er hält dafür, daß es 
ton großem werte sei, wenn der Schularzt ein staatlicher beamteter Arzt 
wäre, schon mit Eücksicht auf die Stellung des Schularztes dem Lehrer- 

Sersonal gegenüber, die olt genug Schwierigkeiten biete. Manches sei auf 
em (Gebiete der Schulhygiene noch zu wünschen, so ein gewisser Einlaß des 
Schularztes auf die Unterrichtshygiene, z. B. Stundenplan, Pause, Ferien, 
Einführung der Hygiene als Unterrichtsgegenstand usw. 

Der Vorsitzende spricht dem Eedner den aufrichtiffen Dank der 
Versammlung für seinen interessanten Vortrag aus und schließt, nachdem 
noch seitens des Geh. Med.-Bat Dr. Klehe-Bmchsal ein Wunsch wegen der 
Berichterstattung vorgebracht worden war, die Versammlung. 

Ein gemeinsames Mahl hielt den größten TeU der Kollegen in gemüt- 
licher Vereinigung einige Stunden beisammen. Beck er -Offenburg. 

Verantwortl. Bedakteur : Dr. Bapmun d, Reg.« u Geh. Med.-Kat in Minden i. W 
J. 0. 0. BmiM, F«nof L SIcIul u, T. Beh^-I«. HoflNiekdrttektrti ip. MübAml 
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Berichte über VersammlmigeiL 

Beilage zur Zeitschrift fttr Medinnalbeamte, 1908. IV. 

Bericht ftbc^r die amtllelie Tersammlnns: der MediBinal- 
Beamten des Besr.-Bes. I^lesrnltz Tom SO. NoTember i907« 

Beginn: 1 Uhr mittags. Anweaead: Beg.-Piäsident Frh. yonSeherr- 
Th088, Geh. Ober-Ited.-Etat Prof. Dr. Schmidtmann-BerÜB, Ober-Beg.-Bat 
ükert, OberBeg.-Bat yonNeele, Beg.- and Geh. Med«-Bat Dr. Schmidt« 
die Begieraagsräte Dr. Werner, yon Braunbehrens, Wild, Beg.« nnd 
Schalrat Bath, Bog.- Assessor yonTrotha, and samtliehe 18 Kreis&rate 
des Begierangsbezirks mit Aasnahme des darch Krankheit Torhinderten Kreis« 
arztes, Med. -Bat Dr. Hassenstein-Sagan; aoßerdem der Kreis -Assistenz- 
arzt Dr. Kiew e- Hirschberg and der kreisärztlich geprüfte Dr. Klippel- 
Neosalz. 

Vor Eintritt in die Tagesordnong begrüßt der Herr Begiernngs- 
Präsident die erschienenen Herren, insbesondere den Herrn Geh. Ober-Med.- 
Bat ProL Dr. Schmidtmann; letzterer dankt fttr die freondliche BegrUfiong. 

I. Inwieweit kann die Telksseknle mr Terbesseraog der Gesimd« 
heitspHege auf dem Lande beitragen? 

Der Berichterstatter, Geh. Med.- Bat Kreisarzt Dr. Köhler-Landeshat, 
weist in der Einleitong seines Berichtes aof die ländlichen Schalirerhältnisse 
hin. Es sind für die Schalen in ihren baalichen, gesandheitlichen, wie 
Betriebsverhäitnissen so feste and allgemein als gültig angenommene Grand- 
eätze aafgestellt and darch den Ministerialerlaß vom 15. November 1895 für 
ländliche Schalbaaten im Bereich des ganzen Staates aar Norm erhoben 
worden, daß es möglich ist — bereite Mittel überall Toraasgesetzt — fast 
ideale Schalverhältnisse za schaffen. Gleichwohl gibt es überafi noch Schalen, 
die aach geringen Anforderangen der Scholgesandheitspflege nicht ent- 
sprechen. Anträge, diese Schalen za beseitigen and an ure Stelle neae, 
den Anforderangen der Hygiene entsprechende za errichten, ist Tielfach von 
yornherein als aassiehtslos za bezeichnen, da die wirtschaftlidie Lage der Be- 
yölkerang and die Lelstangsfäliigkeit der Baopflichtigen einerseits, die Bei- 
tragskosten des Staates anderseits mit solchen Forderangen nicht in Einklang 
tu bringen sind. 

Und doch ist der hygienische Aasbaa der Schale in ihrer äaßereo, wie 
inneren Aasstattang and in ihrem Betriebe die anabweisliohe Yorbedingang 
zur LOsang der Aafgabe, verbessernd aof die Gesandheitspflege der ländlichen 
Bevölkerang einzawlrken. 

Die Berichte der Kreisärzte über die Ortsbesichtigang and die 
yorgefandenen hygienischen Verhältnisse aaf dem Lande laaten je nach den 
Provinzen and Bezirken, in denen sie aosgeftthrt werden, sehr verschieden, 
alle aber stimmen darin über ein, daß aaf dem Lande and in dra kleinen 
Städten über die Grandbedingangen einer gesanden Lebensftthrang eine an- 
glaabllche Unkenntnis herrsche and für die Gesandheitspflege 
ein äaßerst geringes Verständnis and Entgegenkommen vorhanden sei. 

Wohnhäaser and Wohnangen, die den Anforderangen in gesandheitlicher 
Beziehang sreradeza Hohn sprechen, wie sie in Gegenden Oberschlesiens, West- 
preaßens, Posens and besonders Hinterpommerns vorhanden sind, gibt es im 
Begierangsbezirk Liegnitz nicht, wohl aber eine große Zahl von Wohnstätten, 
die aach geringen Anforderangen der Wohnangsh^ene nicht genügen. Nicht 
selten, selbst in größeren Baaemhöfen, ist das Wohnzimmer zugleich Schlaf- 
raam für Erwachsene and Kinder, in dem aach das Fatter für das Vieh, be- 
sonders für die Schweine gekocht wird — and die Aasstattang des Zimmers 
eän wüstes Darohdnander von allerlei Geräten, Kleidern, Lebensmitteln; dabei 
Sehmatz in allen Ecken and Enden, die Laft darin überlützt, mit Wasser- 
dampf gesättigt, übelriechend bei festverschlossenen, womöglich vernagelten 
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Feneten. Und wie die Wohnung, so die Bewohner: 8chmntz am Leibe, 
an den Kleidern, in Haaren nad Händen, die selbst beim lAeikeo, bei der 
Batterbereitnng, der Zarttstong der Speisen and landwirtschaftUcben Eraeng- 
nisse waüff oder gar nicht gereinigt na werden pflegen. Und wie das Hans, 
soder Hof: Der Misthaiuen dicht unter den Fenstern des Wohnraumes, das 
8tioh des Haulens aasgelaugt duroh Begengtlsse, von Jauche umspfilt, die 
nach allen Sichtungen abfließt, den Hof yerun reinigt, die StraBe überschreitet 
und in den Dorfbach mUiidet; die St&lle dunkel, muffig und unrein, neben 
der Dongatätte, vielleicht in unmittelbarer Nähe, die Wasserentnahmestelle, 
ein Röhren-, SchOpf- oder Kesselbrunnen ; der Brunnenkessel ausgesetzt mit 
Fddsteinen, überdeckt mit schadhaften Brettern, die Jeglicher Verunreinigung 
Ton oben her den Zugang gestatten, oder es dient bei dem Mangel einen 
eigenen Brunnens zur Deckung des Wasserbedarfs der yielfach verunreinigte 
Dorfbacb, ans dem am frfthen Morgen, als dem geeignetsten Zeitpunkte und 
der geringsten Verunreinigung, das Wasser geschöpft wird. 

Daß der Abort fehlt, ist ein seltenes Vorkommen, aber die Ausrüstung 
dieser Znfluchtstätten oft recht mangelhaft: ein defektes Bretterhans, oft 
ohne Tür, die Abortgrube ein einfaches bis an den Sitz gewöhnlich geftdltes 
Erdloch, der Sitz verunreinigt, so daß seine gefahrlose Benutzung afi kflnst- 
lerische Leistung aufzufassen und zu bewundem sei. 

Unter solchen Verhältnissen ist es auch mit der Krankenpflege Abel 
bestellt. Nicht überall gibt es geschulte Krankenpflegerinnen. Gewöhnlich 
liegt die Krankenpflege in den Händen der Angehörigen, die das Verkehrteste 
und Widersinnigste darin leisten, den Bat kloger Frauen und Männer be- 
nutzen und erst kurz vor dem Tode eines Kranken oder nach dem Tode, wenn 
die Erkrankung eines anderen Familiengliedes droht, die HiJfe eines Arztes 
in Anspruch nehmen, der dann allzuoft festzustellen Gelegenheit hat, daß der 
Kranke an einer tibertragbaren Krankheit leidet oder gestorben ist und die 
Krankheit bereits andere Familienglieder ergriffen hat oder zu ergreifen im 
Begriff steht. — Ebenso tlbel steht es mit der Versorgung der Siechen 
und Gebrechlichen; die Krankenhäuser sind gewöhnlich in dem kläg- 
lichsten Zustande. 

Dieses mit dunkeln, aber der Wirklichkeit entsprechenden Farben ent- 
worfene Bild der hygienischen Verhältnisse auf dem Lande läßt 
sich noch düsterer gestalten durch Hinznfüffung der nicht einwandsfreien Zu- 
bereitung von Nahrungs- und Genußmitteln, des unsauberen Betriebes in 
Fleischereien und Bäckereien, in Gastwirtschaften, des Alkoholmißbrauchs und 
durch Beschreibung des Dorf Schmutzes auf Straßen und Gassen. Es 
genügt Jedoch um zu zeigen, wie groß das Gebiet der Uebelstände ist, das 
von den Bestrebungen zur Besserung der Gesnndheitspflege mit Mühe und 
Geduld bearbeitet werden muß. Leicht ist aber diese Arbeit nicht, und auch 
nicht in kurzer Zeit zu beendigen, dafür bürgt die unglaubliche Unkenntnis 
der Landbevölkerung über die Grundbedingungen einer gesunden LebensftÜbirnng. 

Wie kann die Schule nun für Besserung der hygienischen 
Verhältnisse auf dem Lande wirken? 

,Die öffentliche Gesundheitspflege hat sich zu beschäftigen mit den Be« 
Ziehungen aller Erscheinungen, Ereignisse und Einrichtungen zu dem Wohl- 
befinden einer größeren Menschengrnppe und in ihrer prakUschen Anwendung 
dahin zu wirken, das gemeinsame Wohlbefinden zu vervollkommnen nnd zu 
steigern/ 

Der Schule auf dem Lande ist nun auch zunächst eine größere Menschen- 
grnppe überwiesen, die sich zusammensetzt aus Kindern vom 6. bif zum 
vollendeten 14. Lebensjahre, auf die sie erziehlich einwirken, die sie zu einer 
harmonischen geistigen und körperlichen Eutwickelun^ für -das Leben führen 
soU. Diese Emwirkung wird indirekt einen wohltätigen Einfluß auszuüben 
vermögen auf alle, die mit dem Kinde in engerer Beziehung stehen, auch auf 
das Haus, dem das Kind angehört und dadurch allmählich zur Besserung der 
gesundheitlichen Verhältnisse beitragen können. 

Das Kind aus elenden Lebens- und Wohnungsverhältnissen, ans enger, 
dunkler, schmutz^er Stube, in der ein wüstes Durcheinander von allerlei 
Gegenständen herrseht, empfängt schon ans dem Aeußeren des Sehulhaues 

Digitized by VjOOQIC 



der Hedixtnalbeamten des Reg.-Bez. LiegnItE. 67 

mit seinon banlicheii Einrichtangeii einen nicht zu nntersehitzenden Eindnick, 
der sick mit dem Eintritt in das geräumige, iichterfüllte Schulzimmer, mit der 
Belcanntschaft des Schulhofes und seinen sauheren Einrichtungen erhöht und 
mit der fortschreitenden Entwickelung des kindlichen Verstandes yon Jahr zu 
Jahr yertief t 

Mit der Erkenntnis, daß es bessere und weitere Lebensbedingungen 
und Verhältnisse gibt, als die sind, die es im elterlichen Hause kennen gelernt 
hat, rerbindet das Kind die zweite Wahrnehmung, daß jedes Ding in der 
Schule im Gegensatz zu der bisher gemachten Erfahrung nur seiner Be« 
Stimmung gemäß benutzt, daß alles wohl geordnet ist. 

So tritt ihm in dem Aeaßern der Schule zum ersten Male die Ordnung 
entgegen, in die es allmählich eingefügt, an eine bestimmte Lebensordnung, 
an Regelmäßigkeit gewöhnt wird, die allein zu einer gedeihlichen Weiter- 
entwickelung führen kann. A.uf diese Weise zieht die Schule Ton Jahr zu 
Jahr eine große Zahl yon Kindern in das Bereich der Ordnung und gewinnt 
dadurch einen Eioflaß auf die Gestaltung großer Volkskreise, die durch Ge- 
wöhnung an die Ordnung zu einer besseren Lebenshaltung gelangen. 

und mit der Erziehung zur Ordnungsliebe muß die Er- 
ziehung zur Beinlichkeit Hand in Hand gehen. Wir wissen, daß der 
bcHte Schatz gegen die Erwerbung übertragbarer Krankheiten in der Bein- 
lichkeit des menschlichen Körpers und seiner ümgebang begründet ist; wir 
wissen aber auch, daß in dem Zusammensein einer großen Zahl für übertrag- 
bare Krankheiten empfänglicher Kinder eine große Gefahr im Schulleben lie^, 
daß die Schale zur Verbreitung emer Reihe yon Infektionskrankheiten bei- 
tragen kann« wenn nicht besondere Vorsichtsmaßregeln getroffen und beob- 
achtet werden. Daraus aber folgt, daß die Kinder zur Reinlichkeit durch 
Unterricht und Belehrung erzogen werden müssen, daß sie anzuleiten sind, 
Kleider und Wäsche sauber zu halten, für Sauberkeit des Körpers zu sorgen, 
daß sie auf die Gefahren aufmerksam zu machen sind, die im Staube und im 
Bodenschmutz die Gesundheit bedrohen und mit dem Genuß unreiner Nahrung, 
yon Abfällen alier Art, insbesondere mit dem Genuß unreinen Wassers yer- 
knüpft sind. 

Sitzen nun die Kinder in Räumen, deren Wände und Decken dick be- 
schmutzt und deren Tische und Bänke mit Staub bedeckt sind, so dürfte der 
Hinweis des Lehrers auf die Segnungen reinlicher Lebenshaltung yöllig 
wirkungslos sein; ist aber die Schule in ihrer äußeren, wie inneren Ein- 
richtung yon Haus und Hof und allem, was mit dem Betriebe in Verbindung 
steht, yorbildlich, so wird die Erziehung zur Reinlichkeit den Kindern 
nicht nur für die Zeit des Schulbesuchs zum Segen gereichen, sondern auch 
für das spätere Leben, und die empfangenen Unterweisungen werden yon den 
Kindern ninausgetragen yon der Schule in das Elternhaus und auf weitere 
Kreise erziehlich wirken können. 

So schafft die Schule durch die Erziehung zur Ordnung und Rein- 
lichkeit zunächst die Grundlagen der Gesundheitspflege auf dein 
Lande. Sie lehrt aber auch die Kinder auf die eigenen Funktionen, Gewohn- 
heiten und Leistungen aehten, um yor Schaden behütet zu werden; sie prüft 
die Sinne, lehrt das Kind sehen und hören, yerlangt yon ihnen grade Haltung 
beim Lesen und Schreiben, im Turnunterricht Elastizität und Gewandtheit der 
körperlichen Bewegung und yerbindet mit diesem Verlangen die Erlänternag, 
weshalb die gerade Haltung — zum Schutze der Augen — , die körperlichen 
üebungen — zur Kräftigung und Beseitigung der Schwerfälligkeit — ge* 
boten sind. 

Und so übt sie ihren wohltätigen Einfluß aus durch die Kinder rück* 
wirkend auf das Elternhaus und für das spätere Leben bessernd und fördernd 
in gesundheitlicher Beziehung. 

Das Schülermaterial, das alljährlich der Schule zugeführt wird, so yer- 
schieden nach Veranlagung und Begabung, wohlerzogen oder ungezogen, zer- 
fahren, mehr oder weniger unstät und zügellos, Je nach der Erziehung — , 
stellt der Schule die sehwere Aufgabe, Ordnung und Stetigkeit durch ihre 
straffe Disziplin, durch Unterwerfung des ländlichen Willens unter den Willen- 
yerständiger Lehrer zu schaffen, übls, sich yordrängende Eigenschaften nieder 
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zuhalten, gute und wertvolle lienrorsiüiebeii und ra fördern sowie mit Berück- 
fldditigang der Anlagen Ueberbftrdnng oder Ueberanstrengnng der kindlichen 
Krftfte zn vermeiden. Gelingt ihr dies, so wird die Schule ein Faktor in der 
Qevtaltnng gektig normaler Mensohoi nnd der Gewinn fttr das Yolkawohl 
außerordentlich grofi; liegt doch in diesen Bestrebungen zugleich die Er- 
ziehung zur Sittlichkeit, deren Yemachlässiguag und Anßerachtlassen 
der Yolksgesundheit fortgesetst Wunden schlftgt. 

Daß auf dem Lande der Alkoholmißbrauch, sei es Schlemmen in 
Branntwein oder Bier, weit yerbreitet ist, daß sogar in einzelnen Gegenden 
den Säuglingen zur Beruhigung der „Lutscher" faa Schnaps getränkt in den 
Mund gesteckt wird, daß größere Kinder yon Bier- und Schnapsgenuß nicht 
fem gäalten werden, ist eine bekannte Tatsache; ebenso bekannt ist, wie 
degenerierend der Alkoholmißbrauch auf den menschlichen Organismus einzu- 
wirken yermag. Für das Kind aber — wie die Erfahrung lehrt — ist der 
Alkohol, sei es, daß er als Schnaps, Bier oder Wein genossen wird, ein starkes 
Gift, das au den schwersten Erkrankungen des kindlichen Nervensystems und 
anderer wichtiger Organe Veranlassung gibt und als Genußmittel fttr Kinder 
völlig aussuschalten ist. 

Wenn die Schule nun darauf hfaiweist, daß Alkohol fttr Kinder Gift ist, 
angetan, die Arbeitslust, die Aufmerksamkeit, das Gedächtnis zu schädigen, 
und diese Mahnung bei Gelegenheit immer und immer wiederholt wird, so darf 
man erwarten, dal die Mahnung nicht auf steinigen Boden f&llt, sondern fttr 
das spätere Leben durch Maßhalten im Alkoholgenuß sich ntttzlich erweist; 
damit wäre aber fttr die Volkswohlfahrt wesentliches gewonnen. 

Die Schule ist nicht unwesentlich an der Verbreitung epidemi- 
scher Krankheiten beteiligt; denn es unterliegt keinem Zweifel, daß das 
erkrankte Kind, sei es ün Anfangsstadium, auf der Höhe der £[rankheit oder 
in der Zeit der Genesung, die Hauptquelle fttr die Verbreitung ttbertragbarer 
Krankheiten in der Schule und durch die Schule ist, daß die Uebertragung 
entweder von Kind zu Kind erfolgt oder auch durch Vermittelung von Staub 
und Schuleinrichtungen. Es steht aber auch fest, daß bei der Bekämpfung der 
Seuchenverbreitung die Fernhaltung der erkrankten Lehrer und Schüler die 
wdtaus wichtigste Aufgabe ist, zu deren Lösung Behörden, Aerzte, bakterio- 
logische üntersuchungsanstalten und Lehrer sich vereinigen mttssen, femer 
dw die Gefahr der Verbreitung durch gründliche Beinhaltung und durch den 
hygienischen Ausbau der Schule in allen ihren Teilen bekämpft werden kann. 

Im Anschluß an das Eeichsgesetz vom 80. Juni 1900 und das Preußische 
Gesetz vom 2S. August 1905, betreffend die Bekämpfung ttbertragbarer Krank- 
heiten, und seine Ausftthrungsbestimmungen bat der Herr Minister der geist- 
lichen Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten am 9. Juli d. J. eine An- 
weisung erlassen, durdi die die Verbreitung ttbertragbarer 
Krankheiten durch die Schule verhtttet werden soll. 

Nach ausftthrlicher Besprechung der 18 Paragraphen dieser Anweisung 
äußert sich der Berichterstatter in folgender Weise : 

Die Anweisung gibt die beiden gangbaren W e g e an, die dazu ftthren 
können, die Verbreitung ttbertragbarer Krankheiten durch die Schule zu ver- 
httten, einmal die Sorge fttr die Beinhaltung der Schule in allen ihren 
Teilen, zum anderen £e strenge Absonderung und Fernhaltung der Kranken 
VOA den Gesunden. 

unter den in der Anweisung aufgeftthrten einheimischen Krankheiten 
wird das Kindesalter besonders heimgesueht von Diphtherie, Keuch- 
husten, Masern und Scharlach, den sogenannten Kinderseuchen. 
Es liegt auf der Hand, daß die Schule, der Versammlungs- und Aufenthaltsort 
der Kü&der, bei der Verbreitung dieser Krankheiten in weit höherem Grade 
wirkt, als bei solchen, die nicht eine so ausgesprochene Vorliebe fttr das 
Kindesalter zeigen. Mumps, Bötein, Windpocken sind verhältnismäßig harm- 
lose Erkrankungen, die zweifellos durch die Schule verbreitet werden; sie 
können aber besonderer Maßnahmen entbehren, ebenso wie die parasitären 
Hautkrankheiten. Dagegen ist der Verbreitung der Tuberkulose 
und des Darmtyphns, soweit ihre direkte üebertragbarkeit durch Bazülen 
in Frage kommt, eine größere Aufmerksamkeit zuzuwenden, als 
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diea bishar geschieht. Ebenso Terdient die Erknuikiing einei Sehttlkindes an 
epidemischer Qenickstarre der sorgi&itigsten Beobachtung, wiewohl es 
noch lEcineswegs feststeht, ob nnd inwieweit die Krankheit durch die Schale 
yerbreitet wird. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß bei strenger sorgfältiger Beobachtung 
der in der Anweisung gegebenen Vorschriften die fchule nicht unwesentlich 
dazu beitragen kann, die Verbreitung infektiöser Krankheiten zu rerhftten, 
einmal durch Belehrung, sodann durch strikte Befolgung des gesetzlich Ge- 
botenen und durch streng gettbte Kontrolle. Arbeiten Behörden, Aerzte und 
Lehrer in yerständiger Weise Hand in Hand, so muß es gelingen, die Infektions- 
träger in der weitaus größten Zahl aus der Schule fernzuhalten und die Be- 
teiligung der Schule an der Verbreitung anstedcender Krankheiten auf ein 
geringes Maß herabzusetzen. Geschieht dies, dann steht die Schule mitten im 
Dienste der öffentlichen Gesundheitspflege als ein Faktor, Volksseuchen zu 
unterdrücken und die Gesundheit zu schlitzen, aber nur dann, wenn sie in 
ihrer inneren, wie äußeren Ausstattung und in ihrem Betriebe Torbildlich ist 
und wenn den Lehrern mehr, als seither geschieht, Gelegenheit gegeben 
wird, sich hygienische Kenntnisse ucht nur während ihrer Ausbildung 
zn erwerben, sondern diese auch später — etwa in Fortbildungskursen -^ 
zu erweitem und zu yertiefen. Nur dann werden sie in der Läse sein, den 

L18 der Anweisung yom 9. Juli d. J. zu erftdlen, d. h. ihre Schiller Aber die 
Mleutung, Verhütung und Bekämpfung ttbertragbarer Krankheiten aufzuklären 
und die Eltern der Schtüer ftlr das Zusammenarbeiten mit der Schule und fttr 
die üntersttttzung der zu treffenden Maßregeln zu gewinnen. 

Das Gebiet der Uebelstände in gesundheitlicher Beziehung auf dem 
Lande ist jedoch so groß und das Verständnis fttr die Gesundheitspflege und 
die Grundlage einer gesunden Lebensführung so gering, daß die Schule nur 
als ein Faktor anzusehen ist, bessernd au diese Verhältnisse einzuwirken, 
daß aber zur Erreichung dieses Zieles sich die yerschiedenen Faktoren 
zu gemeinsamer Tätigkeit yereinigen müssen. 

Es werden gesetzliche Bestimmungen nicht felilen dürfen; Behörden, 
Aerzte, Vereine, die es sich zur Aufgabe gestellt haben, Volkshyg^ene zn 
pflegen, sind dabei nicht zu entbehren. Vor allem aber muß auf die Tätig- 
keit des Kreisarztes bei diesen Dingen gerechnet werden, der nach der 
Dienstanweisung der Hygieniker seines Bezirks sein soll, der dazu berufen ist, 
die hygienischen Anschauungen in das Volk hineinzutragen und es zn gesund- 
heitsgemäßer Lebenshaltung zu erziehen. 

Soll er dieser Aufgabe gerecht werden, alle die Verpflichtungen ge- 
wissenhaft erfüllen, die ihm durch die Dienstanweisung auferlegt werden, so 
ist der nicht yollbesoldete Kreisarzt durch ausreichende Besoldung yon dem 
Ballast der ärztlichen Praxis loszulösen, der es ilim unmöglich macht, seine 
yoUe Kraft den Pflichten seiner amtlichen Stellung zuzuwenden. Die Furcht, 
daß die größere Bewegungsfreiheit ihn übermütig machen und zu unerfüllbaren 
Forderungen führen wird, erscheint ganz unbegründet. 

Der yerständige Kreisarzt wird nur das Mögliche zu erreichen 
suchen, nur die Abstellung des Notwendigen yerlangen und so im Verein mit 
allen Faktoren, die es sich zur Aufgabe gestellt haben, die Gesundheitspflege 
zu fördern, für das Volkswohl eine fruchtbringende Tätigkeit 
entwickeln können. 

Diskussion: 
Nach Schluß des Beferats dankt der Herr Begierungspräsident dem 
Beferenten für seine Ausführungen, üeber die Hygiene auf dem Lande sei 
auf der letzten Landrat - Konferenz am 5. Oktober 1907 (zufolge Erlasses des 
Ministers der geistlichen, Unterrichts und Medizinalangelegenheiten, des Innern 
und der Landwirtschaft vom 22. Jani 1907 — M. d. g. A. Nr. 6898 I, M. d. L 
IIb Nr. 1570, M. f. L. I. G. e. Nr. 8798) eingehend verhandelt worden; die Ver- 
hältnisse dort ließen manches zu wünschen übrig. Der yerdienstvoUen Tätig- 
keit der Kreisärzte sei yiel zu yerdanken, es sei auch yiel geschehen. Der 
Begierungsbezirk Liegnitz gehört nicht zu denen, in welchen abhilfsbedürftige 
Verhältnisse herrschen. Eine große Zahl gemeinnütziger Vereine, die Kranken- 
pflege, Kleinidinderpflege und dergleichen helfen mit Die Gtofahirliege aber 
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Mcht nahe, dafi die Kreiitate etwas m weit gehen, wiewohl er mit dem 
Beferenten daUn ttbereinetimme. daß ei andere als verständige E^reistete nicht 
gebe. Die Kehrseite der MedaÜle sei: Wer trftgt die Kosten, wenn Ton den 
Gesondheitsbeamten sanit&tspolizeiliche Maßnahmen durchgedrückt werden? 
Aborte n. B. auf dem Lande von gleicher Beschaffenheit wie faa den Städten 
zu yerlangen, gehe wohlpnn weit, und das gewaltsame Durchsetzen derartiger 
Forderungen wirke auch auf dem Lande in mehrfacher Beziehung auf die 
Stimmung der Bevölkerung ungünstig ein. Die Schulbesichtigungen und ihre 
Ergebnisse, im besonderen aber auch die Wasseryerhältnisse auf dem Lande, 
seien von ihm stets sorgsam verfolgt worden. Man mttsse auch nach kosten- 
losen Einrichtungen fttr die Hygiene suchen und als solche fasse er die 
Schiüe auf; sie soll hygienisches Verständnis erwecken. Wie weit könnten 
die Organe der Schul Verwaltung mit den Kreisärzten zusammen dahin wirken ? 
Durch Sorge fttr Beinlichkeit der Schulzimmer und ihrer Luft, durch Belehrung 
der Lehrer und Schttler ttber Wundbehandlung, Yerhtttung von ansteckenden 
Krankheiten, Aufnahme geeigneter Stoffe ins Lesebuch, Beräthaltung von Yer- 
bandmitteln in den Schulen und dergL mehr. 

Die Herren möchten sich nunmehr hierzu äußern. 

Kreisarzt Dr. Leder -Lauban: Die Beinlichkeit der Schttler hat sich 
schon sehr gebessert; Waschgelegenheit habe er Jedoch in den Schulen ver- 
mißt, dagegen schon Zahnpflege vorgefunden. Die Eltern seien nicht mehr 
zu erziehen, nur die Kinder. Die Lehrer mttßten in Hygiene unterrichtet 
werden und in ihr unterrichtend durch die Kinder auf die Eltern zu wirken 
suchen. 

Geh. Med.- Bat Dr. Schmidt macht darauf aufmerksam, daß Med.-Bat 
Dr. Leder einen großen Verein fttr Volksgesundheitspflege in Lauban ins 
Leben gerufen habe. 

Der Herr Begierungs-Präsieent ist fttr ein Zusammenwirken der 
Sehulorgane und Kreisärzte; er verspricht sich viel von der Teilnahme dar 
Kreisärzte an den Kreislehrerkonferenzen. 

Beg.- und Schulrat Buth: Im Seminar werden durch Unterricht ttber 
den Bau des mensdilichen Körpers und ttber Gesundheitspflege die jungen 
Leute gelehrt, wie die Lehrer durch dio Kinder auf die Eltern einwirken 
können, femer erhalten die Seminaristen Kurse ttber die erste Hilfe bei 
ünglttdnfällen. Bei der ersten und zweiten Prttfnng wird nachgeforscht, ob 
de das, was sie im Seminar gelernt, auch betätigt hätten. Eine Prüfungs- 
arbeit lautete z.B.: „In welcher Weise haben Sie gesundheitlich zu wirken 
gesucht?'' Auch die Kinder erhalten Unterricht ttber den menschlichen 
Körper und seine Gesunderhaltung. 

Auf eine Frage des Herrn Begierungs- Präsidenten teilt der Vorredner 
mü, daß die Leeebttcher schon jetzt Abhandlungen ttber Gesundheitspflege 
enthalten, diese sollen noch vermehrt werden. 

Kreisarzt Dr. Steinberg-Hirschberg empflehlt gleichfalls Aufnahme 
solcher Artikel in die Lesebttcher; er vermißt ein genttgendes Verständnis der 
Lehrer fttr die Frage der Verhtttung der Weiterverbreitung von ansteckenden 
Krankheiten. Der uhalt der Leeebttcher mttßte darauf hin kontrolliert werden, 
ob er dem jetzigen Stande der Wissenschaften entspricht, ins- 
besondere sollte 9ku£ die SeuchenttbertraKung durch die Bazillen des Typhus 
hingewiesen werden. Anch er ist fttr Vorträge der Kreisärzte in den Kreis- 
lehrerkonferenzen und wttnscht, daß der Lehrer den Kindern an der Hand der 
Bilder von den Pilzen klarmache, wie die Ansteckuns bei ttbertragbaren Krank- 
heiten vor sich gehe. Eine der wichtigsten Kapitd sei die Tuberkulose- 
bekämpfung in der Schule. 

Geh. Med.- Bat Dr. Schmidt hält gleichfalls die sachverständige Be- 
lehrung durch Vorträge seitens der Medizinalbeamten in den Kreis -Lehrer- 
konferenzen fttr äußerst wichtig; er macht hierbei darauf aufmerksam, daß er 
in den Jahresberichten der Kreisärzte Angaben ttber die Beteiligung der 
Krebärzte an diesen Konferensen fast durchweg vermißt habe. 

Geh. Ober-Med.-Bat Prot Dr. Sehmidtmann erklärt, daß er sehe, im 
Beg.-Bez. Liegnitz sei die Frage der Schulhygiene in den sichersten Bahnen; bei 
dem Lehrstoff ttber diese Fächer sei zu unterscheiden zwischeurdem fttr S.e- 

Digitized by V^ 



der MedfaEfauübMiftteii des Beg.-Bez. lÄegaiiz, 71 

minare und dem fflr Volksschalen. Es mtlsse der Lehrer bygieniseli 
geschnlt, und seine Lehrbücher darehgesehen werden, ob de dem neneeten 
Stand der Wissenschaft senflgen. Der Lehrer mache den Stoff fttr dio Kinder 
mundgerecht; dann erst kämen die Lesebücher der Schüler in Betracht. Die 
Schale sei gewissermafien der Indikator der Knltarstufe der Gesundheitspflege 
in einem Orte. Darum müsse die Schule selbst vorbildlich yorgehen durch 

f rundliche Beinlichkeit« Beschaffung Ton Waschgelegenheit, besonders aber 
adurch, da6 allmählich hygienisch schlechte Schullokale in hygienisch 
einwandfreie yerwandelt würden. 

Die Schule sei der Reflex der allgemeinen Gesundheitspflege; aber auch 
ins Volk müsse die Aufklärung über Volkshygiene getragen werden. £r 
empfiehlt die Bildung von Ortsgruppen des Vereins für Gesund« 
heitspflege. In der Zentrale des Vereins werden Demonstrations- 
objekte mit dem erforderlichen Text beschafft werden, Volksredner sollen 
ausgebildet und ausgesandt werden. Auch die Kreisärzte sollten sich die 
Gründung solcher Vereine angelegen sein lassen; sie sollen aber auch zum 
gleichen Zweck Verbindung mit den landwirtschaftlichen Vereinen suchen. 

Ober -Beg.- Bat vonNeefe: Im Beg.- Bezirk Liegnitz beetehe schon 
längere Zeit eine Verfügung, wonach zweimal wöchentlich eine Reini- 
gung der Schule, also im Sinne des § 2 der Anweisung des Hinisterial- 
Erlaases vom 9. Juli 1907 stattzufinden habe. Das Verständnis für schul- 
hygienische Fragen auf dem Lande habe zngenommen; die Leute sehen den 
Nutzen der Schulbesichtigungen ein und zeigten sich mitgegenkommend. Die 
Kreisärzte nehmen schon jetzt reiciüich an Kreislehrerkonferenzen telL 

Begierungs-Präsident: Auch die Frtm;e der Schnlaborte finde 
lebhafte Aufmerksamkeit in der Begierungsinstanz. 

Geh. Med. -Bat Dr. Schmidt: Daß die Vereine für Volkshygiene so 
weoig Boden gewinnen wollen, liege an der übergroßen Zahl fachlicher Vereine. 
Die Landräte seien alle paar Jahre immer wieder zur Unterstützung derartiger 
Bestrebungen angere^ worden, hätten aber in der Begel berichtet, oaß 
einegewisse Uebersättigung in der Begründung yon Vereinen eingetreten 
sei Immerhüi sei es nützlich, daß die Sache hier wieder zur Sprache ge- 
bracht werde. 

Med. -Rat Dr. Erbkam- Jauer: Die auf den Kreislehrerkonferenzen 
zur Verhandlung stehenden Themata interessieren den Kreisarzt wenig und 
geben ihm keine Gelegenheit, sich schulhygienisch zu äußern. 

Begierungs-Präsident wünscht yon den Kreisärzten Vonehläge 
Ton Themen, die auf den Konferenzen zu behandeln wären. 

Med.-Bat Dr. Erb kam -Jauer hat auch gefunden, daß die Propaganda 
für Vol]£8hygiene-Vereine auf sohlechten Boden gefallen sei. 

Geh. Ober -Med.- Rat Prof. Dr. Schmidtmann meint, es sollten der- 
artige Vortri^^e in Anlehnung an bestehende Vereine gehalten werden, in 
denen ein Interesse für diese Frage vorauszusetzen wäre. 

Darauf wird die Diakassion über den Gegenstand geschlossen. 

Nachdem Tom Geh. Med.-Bat Dr. Schmidt einige Bemerkungen 
über die Neuanlage Ton Apotheken im Beg.-Bez. Liegnitz, sowie über die Er- 
stattung des Jahresberichts gemacht sind, begaben sich sämtliche Teilnehmer 
der Versammlung nach dem Auguste Viktoriaheim, um dieses zu besichtigen 
und dort den Vortrag des Kreisarztes Dr. Lemke-Liegnitz über die Ein- 
richtung und den Be&ieb der Anstalt entgegenzunehmen. Einleitend hatte 
schon Torher H. Begierungspräsident hierzu folgendes bemerkt : 

Es existieren in Liegnitz mehrere Kinderkrippen. Vom Vaterländischen 
Frauen -Verein, an dessen Spitze Frau Begierungs-Präsident steht, ist Tor 
wenigen Jahren ein Kinderheim in der Karthaus - Vorstadt erbaut worden; 
es hat bald erweitert werden müssen, trägt die Bezeichnung «Auguste 
Viktoriaheim** und solle nun auch den Säuglingen dienen. Das Heim 
wurde am 5. Oktober eröffnet; es repräsentiert einen Wert Ton 120000 Mark 
und ist nur mit zwei Hypotheken Ton 18000 bezw. 20000 Mark belastet. Die 
sweite Hypothek wurde nur aufgenommen, weil Geld billig TOn der Stadt zn 
haben war. Ein Teil der Zinsen kommt duroh^Vermietnng Ton Wohnungen 
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keniie. Kiader Tom S&aglfaijnelter Mi za 14 Jahren werden dort tagsftber 
Tweorgt; anfierdem sind 14 Waiaeakinder danemd untergebracht 

IL Die SingUngeftnorKeBtelle des Airvste Ylktorla- Helms im 
LIegttitf. 

Kreisarzt Dr. Lemlce-LiegDitz: Es ist eine bekannte Tatsache, daß 
Im preußischen Staate die Gesamtmortalit&t in den letzten 20 Jahren stetig 

fesunken ist; von 1000 Einwohnern starben im Torigen Jahrhundert bis zum 
ahre 1886 jährlich 80—85 Personen, heute 20—21. Zum nicht geringen Teil 
beruht diese erfreuliche Tatsache auf den staunenswerten Entdeckungen der 
letzten beiden Jahrzehnte ttber die Ursache und das Wesen der Krankheiten, 
namentlich der infektiösen und der darauf sich aufbauenden praktischen Maß- 
nahmen; wir wissen heute, daß ?iele Krankheiten yermeidbar sind, und haben 
Selemt. ihnen mit Erfolg entgegenzutreten. Fast gänzlich unberührt yon 
em allgemeinen Absinken der Mortalität ist dieSäuglingssterb- 
lichkeit geblieben; wie vor 80. 40 Jahren sterben auch heute noch yon 
1000 Lebendgeborenen zirka 200, d. h. ein Fttnftel yor Vollendung des ersten 
Lebensjahres. Fast scheint es, als ob es ein unyeränderliches Naturgesetz sei, 
daß nicht jedes menschliche Indiyiduum zur Entwickelung kommen kann, daß 
wir da mit einer Tatsadie zu redinen haben, die menschlidier Beeinflussung 
entrückt ist. 

Biese so hohe Säuglingssterblichkeit zeigt Jedoch die merkwürdigsten 
Schwankungen. Im ganzen preußischen Staate starben im Durchschnitt der 
letzten 5 Jahre yon 1000 Säuglingen 190 yor Vollendung des ersten Lebens- 
jahres, im Beg.-Bez. Aurich nur 100, im Bezirk Wiesbaden 184, in Berlin 202, 
in den Bezirken Breslau und Uegniüs, welche die grOßte Mortslität aufweisen, 
je 260. Von den ehelichen sÜein starben im Bezirk Aurich 97, in Breslau 
248; yon den unehelichen allein in Aurich 172, in Berlin 308, in Danzig 
417, in Dortmund 494, also fast 500. Im ganzen preußischen Staate betrug 
die Sterblichkeit bei den ehelichen Säuglingen 179, bei den unehelichen 881. 
Von den künstlich ernährten starben fünfmal soyiel als yon den Brust- 
kindern. Nach einer Statistik in Bromberg, dessen Einwohner nach ihrer 
sozialen Lage in 8 Klassen geteilt wurden, starben in Klasse 8 (Inyalidenrente- 
Empfäoger 67^0« ^ Klasse 1 (Offiziere und höhere Beamte) 0®/«, obwohl in 
Klasse 1 der höchste Prozentsatz der künstlich ernährten Kinder war. In 
Dresden ist seit dem Jahre 1888 die Sterblidikeit der unehelichen Kinder 
wesentlich kleiner als die der ehelichen; seit diesem Jahre durften nur Zieh- 
kinder aufgenommen werden, nachdem die Wohnung der Zieheltern yon einem 
Stadtinspektor für hygienisch einwandfrei befunden worden war ; um die Er- 
nährung Icümmerte sich noch niemand. Die ZiehJdnder Dresdens wohnen 
seitdem durchschnittlich besser als die Arbeiterkinder; die Todesfälle an der 
Öholera infantum r- dem kindlichen Hitzschlag nach Auffassung des Dresdener 
Autors -^ hörten bei den Ziehkindern fast auf. 

Die mitgeteilten Zahlen zeigen, daß ein Neugeborenes, yom ersten Tage 
an in die denkbar günstigsten Lebensbedingungen yersetzt, an sich keine Ver- 
anlassunfif, ich mödite sagen, keine Möglichkeit hat zu sterben; zustatten 
kommt ihm dabei seine natürliche Immunität gegen fast alle Infektionskrank- 
heiten gerade im zartesten Alter. Anderseits ist aber der Orsanismus des 
Säuglings überaus empfindlich, yiel empfindlicher als der Erwachsener gegen 
alle die Schädlichkeiten ist, die die Ungunst äußerer Verhältnisse mit sich 
bringen; eine Summierung mehrerer solcher Schädlichkeiten bedeutet für ihn 
fast sicheren Tod. Es ist die hohe Säuglingssterblichkeit nicht durch ein 
unabwendbares Naturgesetz bedingt, sondern es sterben im preußischen Staat 
20% alier Säuglinge, weil sie in der Außenwelt nicht die ihnen zussgenden 
Existenzl>edingungen finden. 

Angesichts dieser Tatsache und der Bedeutung, die eine so hohe Kinder- 
sterblichkeit für Staat und Volk hat, haben yor zirka 5 Jahren auf Anregung 
Ihrer Msjestät der Kaiserin teils neu entstandene Vereine, teils schon be- 
stehende, in erster Linie die „Vaterländischen Franonyoreine**, die Bekämpfung 
der Säuglingssterblichkeit sidi zur Aufgabe gemacht. 

Auch in Liegnitz hat der Vaterländische Frauenyerein die Bekämpfung 
der SäuglingssterblichkeÜ in sein Programm aufgenommen und ufaktisclL damit 
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am 1. Oktober 1907 begonnea« Der sa beeekreitende Wes war ein tot« 
geeehriebener; die so hohe Brnpflndliehkett der S&agUiige beraht mm grOAtea 
Teil auf der EmpftadlichMt and noeh geringen Leisinngsfähigkelt ihrer Ver* 
daaongsorgane. Wer jedem Säogünge yom ersten Tage an eine dmn kind- 
lichen Organismus angepaßte einwandfreie and zweckm&ßige Nalirang geben 
kann, wird das Uebel an der Warzel anfassen. In erster Linie gilt es also, 
eine einwandfreie Säaglingsmilch an beschaffen. Leider ent- 
spricht die heatige Marktmilch fast durchweg nicht den geringsten Anforde- 
rungen, die man an eine hygienisch einwandfreie Säuglingsmiich stellen muß. 
Einersdts enthält sie bei der ttblichen Fütterung der Kühe mit frischen Gr&sem 
und allen möglichen industriellen Bttckständen Stoffe, die den kindlichen Yer- 
dauungskanal reizen, anderseits ist sie infolge unreinlicher Gewinnung, un- 
zweckmäßiger weiterer Verarbeitung und Aufbewahrung in hohem Qrade 
bakteriell verunreinigt und Eifolgedessen zum Genüsse für Säuglinee 
ungeeignet. Längere Sterilisation tötet zwar die Bakterien, kann aber nicht 
die infolge Zersetzung entstandenen Stoffe unschädlich machen; außerdem ist 
es ja bekannt, daß durch längeres Kochen das Milcheiweiß eine fttr seine 
Verdaulichkeit nicht gerade günstige Veränderung erleidet, so daß eine der- 
artige Milch skorbutartige Erscheinungen bei den Säuglingen hervorruft. Die 
neuen Forschungen lassen es sosar fraglieh erscheinen, ob es zweck- 
mäßig ist, die Milch gleich nach der Gewinnung prophylaktisch zwecks besserer 
Konservierung kurz zu sterilisieren resp. zu pasteurisieren, einerseits weil das 
Milcheiweiß immerhin eine gewisse Veränderung erleidet, anderseits weil da- 
durch gewisse antibakterielle Stoffe, die in der Milch ebenso gut wie im 
Blute vorhanden sind, zerstört werden und infolgedessen ein nachheriges Bak- 
terienwachstum um so undngeschränkter stattfinden kann. Es ist eine 
bekannte Tatsache, daß normales Blut die meisten Bakterien in kurzer 
Zeit abtötet, während auf 60® erhitztes Blut einen guten Nährboden für 
Bakterien abgibt. 

Es kommt also alles darauf an, die Säuglingsmilch von vornherein in 
einwandfreier Weise zu gewinnen und einwand&ei weiter zu verarbeiten, so 
daß sie möglichst in ursprünglichem Zustande zum Genüsse des Säuglings 
konunt. Folgende Vorscnriften dürften allen Forderungen, die der Hygi- 
eniker für die Gewinnung einer Säuglingsmilch stellt, genügen : 

1. Die Kühe müssen vor ihrer Einstellung auf ihren Gesundheitszustand 
tierärztlich geprüft und vor allem mit Tuberkulin geimpft werden, jedes 
Vierteljahr sind die Kühe einer tierärztlichen Nachuntersuchung zu unter- 
ziehen. 

2. Die Kühe müssen mit gutem Trockenfutter gefüttert werden, nicht 
mit BückstXnden von Molkereien oder gewerblichen Fabriken. 

8. Die Kühe und der Stall müssen reinlich gehalten werden. 

4. Das Melken hat in einem besonderen, möglichst mit Fliesen aus- 
gelegten und leicht zu reinigenden Baum geschehen. Vor dem Melken sind 
die Euter zu reinigen. 

5. Das Stallpersonal, besonders die Melkmädchen müssen gesund sein 
vnd dürfen insbesondere nicht an ansteckenden oder ekelerregenden Krank- 
heiten leiden. Größte Beinlichkeit ist dem Personal zur Bedingung zu machen ; 
yor dem Melken hat es die Hände gründlich zu reinigen und eine reine Schürze 
vorzubinden. 

6. Sämtliche Gefäße sind täglich zu reinigen bezw. auszukochen. 

7. Die gewonnene Milch muß sofort auf Eis gebracht werden und in 
eisgekühltem Zustande in verschlossenen Gefäßen verbleiben bis zur Abgabe 
an den Konsumenten. 

In der Praxis lassen sich meistens nicht alle diese Forderungen erfüllen; 
yon einigen Punlcten darf jedoch unter keinen Umständen abgesehen werden, 
das sind in erster Linie Gesundheit und Tuberkulosefreiheit der 
Kühe, Fütterung der Kühe nicht mit Molkereirückständen 
wegen der Gefahr der Tuberkulose- üebertragung, Gesundheit des Per- 
sonals und möglichste Beinlichkeit im ganzen Betriebe. Einen 
Maßstab für die gute Beschaffenheit der Milch gibt die bakteriologische ünter- 
nnchung. Allein die Stadt Newyork hat bis jetzt durch Polizeiverordnung eine 
regelmäßige bakteriologische .Untersuchung der Säuglingsmilch angeordnet und 
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beanstandet eine Ifüdi, die mehr als lehntonsend Keime ia einem Kafoikareaü- 
meter enthält Hygieusch tadellos ist eine Milch erst dann, wenn sie weniger 
als 10000 Keime in einem Knbiluentfaneter enth&lt. 

Ein unter derartigen Kantelen hergestellte Müeh hat aber den KachteiL 
daß sie teuer ist, In der Begel mindestens doppelt so teuer als die gewöhn- 
liche Marktmilch. Die S&uglingsfttraorge hat sich deshalb dahin erstrecken 
mtkssen, daß eine solche Milch yon minder Bemittelten — und deren £[inder 
sind Ja am meisten gef&hrdet — zum Marktpreise der gewöhnlichen Milch 
abgegeben wird. 

In Liegnitz waren die Wege hierzu geebnet, da eine Anstalt zur Ge- 
winnung yon Säuglingsmilch bereits bestand. Wenn diese Anstalt bei der 
Gewinnung der Milch auch nicht streng alle Forderungen der Hygiene berück- 
sichtigt, so kann die Milch doch als gute Sänglbgsmilch bezeichnet werden. 
Aus dieser Anstalt bezieht der Vaterländische Erauenverein die Milch fttr 
80 Pfg. das Liter und gibt sie an wenig Bemittelte fftr 15 Pfg. das Liter ab, 
also noch 1 Pfg. billiger als der Marktpreis der gewöhnlichen Milch beträgt 
In manchen Städten ist man noch weiter gegangen, man hat sogenannte Milch» 
ktichen eingerichtet in denen die lüldi mit der nötigen Menge Wasser' 
gemischt und sterilisiert in gut verschlossener Flasche also gebrauchsfähig 
abgegeben wird. So bestechend dies Verfahren im ersten Augenblick aussieht, 
so hat es sich doch als unpraktisch erwiesen. Die Kosten für die Einrichtung 
einer derartigen Milchkttche, die eine Beihe recht kostspieliger Apparate er- 
fordert, und der Unterhalt derselben sind ganz erhebliche; sie stehen in keinem 
rechten Verhältnis zu dem Nutzen einer derartigen Verabreichung der Säug- 
lingsnahrung. Es besteht bei diesem Verfahren sogar die Gefahr, daß weitere 
Volksschichten, wenn den Müttern für ihre Säuglinge eine Flasche in die 
Hand gegeben wird, deren Inhalt und Zusammensetzung ihnen unbekannt ist, 
die Kenntnis einer rationellen Säuglingsemährung allmählieh ganz abhanden 
kommt Auch in Liegnitz wurde von der ££irichtung einer Milchküche 
abgesehen. 

Mit der Verabreichung einer einwandsfreien Sänslingsmilch allein kann 
jedoch die hohe Sterblichkeit nicht hinreichend bekämpft werden« Zwei Ur- 
sachen sind es durchweg, die allen hygienischen Maßnahmen so hinderlich 
im Wege stehen: Armut auf der einen, Unyerstand und Gleichgültigkeit auf 
der anderen Seite. Auf keinem Gebiete spielt der menschliche ünyerBtand 
eine größere und unheilFollere Bolle als auf dem der Säuglingsemährung. Ein 
großer TeU der Kinder geht nicht an dem Mangel einer einwandäfreien Milch 
zugrunde, sondern daran, daß die Milch im Hause falsch behandelt 
wird, femer in falscher Mischung und unter Zutaten, die yon den kind- 
lichen Verdauungswerkzeugen noch nicht yerarbeitet werden können, yerab- 
reicht wird. Ein jeder Arzt erlebt es ja täglich, welche Mißgriffe gerade bei 
der Säuglingsemährung begangen werden wie hartnäckig gerade dabei Ge- 
wohnheiten und Anschauungen haften. Eine yerhängnisyolle Bolle spielt 
dabei der nicht entschuldbare Bat der Nachbarn und alter Weiber, eine 
unglückliche der halbberechtigte Bat der Hebammen. Ich erlebte es in 
meiner früheren Praxis und ich sehe es jetzt als Fflrsorgearzt wie häufig 
gerade yon den Hebammen den Sänfslingen in den ersten Wochen und 
Monaten bei der geringsten Störung Kindermehle und andere Zutaten yer- 
ordnet werden« Es liegt mir selbstyerständlich yöllig fern, den Hebammen 
kgend einen Vorwurf zu machen; Unwissenheit kann man niemandem zum 
Vorwurfe machen. Wenn aber den Hebammen yerboten würde, Kindern in 
den ersten Monaten selbständig irgendwelche Surrogate zu yerordnen, würden 
meines Erachtens dadurch mehr Menschenleben gerettet werden, als z. B. 
durch Verbot der inneren Wendung. 

Bine rationelle Säuglingsfürsorge muß also in zweiter Linie eine 
dauernde sachgemäße, d.h. ärztliche Kontrolle über die Säug- 
linge ausüben, um jeder fehlerhaften Ernährung yorsubeugen und jeden 
Mißgriff im Keime zu ersticken. Zu diesem Zwecke sind yon allen Vereinen, 
die sich mit Säuglingsfürsorge beschäftigen, sogenannte Säuglingsfürsorge- 
stellen gegründet worden, in denen die Säuglinge in bestimmten Zwisdien* 
raunen eben Arzt yorgestellt werden. Es läßt sich selbstyeiständlidi kttk 



der Mediziaalbeamtes des Beg.-BeB. liegiiiU. 75 

Zwaig ausüben, daß die Matter Uire gesimdeii Säuglinge regelmfißig Tontellen; 
man kann aach nieht erwarten, daß die schwer arb^tenden Frauen der weniger 
bemittelten Klassen sich der Mlihe nntersieUen, ihre Sftoglinge nach der Fttr- 
sorgestelle zu bringen. Aerztlicher Bat und Belelining sind heutzutage auch 
keine Lockmittel mehr, die die infolge der Ejrankenkassengesetzgebung hin- 
reichend mit ärztlichem Bäte yersehenen ArbeiterbevOlkerung nach der Fttrsorger 
stelle ziehen könnte. Ein Mittel aber gibt es, durch welches man alle Säug- 
linge bestimmter Bevölkerungsklassen zur Inanspruchnahme der FttrsorgesteUe 
zwiflgen kann. Das ist, die Säugiingsmilch zu einem billigeren Preise als der 
Marktpreis der gewöhnlichen Milch beträgt, nur an die Säuglinge zu verab- 
reicheu, die regelmäßig der Kontrolle der Fttrsorgestelle unterstellt werden. 
Für eine wöchentliche Milcherspamis ?on SO^-öO Pfennig wird es wenige 
Mütter der minderbemittelten Klassen seben, die nicht gerne allwöchentlicb 
einen Gang nach der Fürsorgestelle madien. 

In Liegnitz ist die Fürsorgestelle am I.Oktober 1907 und zwar in 
den Bäumen des Auguste -Viktoriaheims eröffnet worden. Zuerst 
wöchentlich, seit geraumer Zeit wöchentlich zweimal, an jedem Montag und 
Donnerstag ?on 1—2 Uhr, werden dort Sprechstunden abgehalten. In der 
Begel allwöchentlich einmal werden die Kinder zur Untersuchung bestellt. 
Für leden Säugling wird ein besonderes Aktenblatt angelegt, in welches das 
Ergebnis der Untersuchung regelmäßig eingetragen wird ; (Beferent gibt Akten- 
blätter herum, aus denen zu ersehen ist, daß gute Erfolge erzielt wurden). 
Jeder Säugling wird bei jeder Vorstellung zuerst gewogen; die Wage gibt 
bei Säuglingen den besten Maßstab dafür ab^ ob einem Kinde die Nahrung 
zusagt und es gedeiht. Dann kommt das Kind zum Fürsorgearzt und hier 
erhält die Mutter nach Untersuchung des Kindes die Verordnung über die 
für das Kind passende Nahrung und zugleich Anweisung auf die nötige Quan- 
tität Säagiingsmilch ; letztere muß von der Mutter der buchführenden Dame 
im Voraus bezahlt werden, wofür Gutscheine abgegeben werden, auf Grund 
deren die Milch täglich von der Anstalt selbst oder ?on dem Wagen, der täg- 
lich die Straßen der Stadt durchfährt, in Empfang genommen werden kann. 
Obgleich der Vaterländische Frauenverein 15 Pfg. am Liter zugibt, scheint es, 
als ob man mit dem Preise noch herabgehen muß. Bei einer Geburtenziffer 
in Liegnitz von 1700—1800 lebenden Kindern im Jahre dürften mindestens 
25% — i<^ glaube, daß diese Zahl eher zu niedrig, als zu hoch gegriffen 
ist — , also zirka 450 Säuglinge, der Fürsorge bedürftig sein. Nimmt man an, 
daß Ö0*/o davon mit der Brust ernährt werden, so bleiben 225 übrig, die stark 
gefährdet sind. In Kontrolle stehen jetzt zirka 50 Kinder. Vielleicht läßt 
sich der kaum erschwinglichen Kosten wegen der Versuch machen, fi^anz ge- 
sunden Kindern gewöhnliche Milch zu verabfolgen aus einem Milchbetriebe, 
der sich einer gewissen Kontrolle unterstellt, die die Milch nicht verteuert 
und es ermöglicht, sie zum Marktpreise von 16 Pfg. oder nur wenig 
darüber herzustellen. Würde die Fürsorgestelle die Milch dann mit 10 Pfg. 
pro Liter abgeben/) so würde der Vaterländische Frauenverein nur 6 Pfennige 
gegen 15 Pfennige pro Liter zusetzen, für die Mutter aber wird eine Differenz 
von 6 Pfg. zur Marktmilch herauskommen gegen 1 Pfennig bei der bisherigen 
Säuglingsmilch. 

Eine Behandlung kranker Säuglinge findet nicht statt; 
selbst Störungen der Verdauungsorgane werden, sobald sie nicht durch 
rein diätetische Maßnahmen bald verschwinden, einem Arzt zur Behandlang 
überwiesen. 

Die nichtärztliche, umfangreiche Arbeit während der Sprechstunden, das 
Wiegen der Kinder, Ausfüllen der Aktenblätter, Abgabe der Milchmarken usw. 
wird in uneigennütziger Weise von den Vorstandsdamen des Vaterländischen 



1) Anm.: Das ist, wenigstens für die Wintermonate, inzwischen hier 
durch ein Abkommen mit der Liegnitzer Molkerei erreicht worden; sie liefert 
jetzt die Milch dem Vaterländischen Frauenverein statt zum Marktpreise (16 Pf.) 
das Liter zu 15 Pfg., diese wird in der Säuglingsfttrsorgestelle zu 10 Pfg. 
abgegeben. Dr. S c h m Ldjt. ^ 
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FraaesTereiBS gelebtet. Die mituter aotwendiffen Besnehe im Haase der 
Säaglinffe, tob denen Zweifel bestellt, ob ihnen fie Mttch in richtiger WeiM 
Terabtoigt wird, wird dnrch eine DiakonisseB-Schwefter des StftdtischeB Eranen- 
Tereinn im Nebenamte bee orgt. 

Betreife des Fllrsorgearstes kOnnen Zweifel entstehen, ob es besser 
sd, einem EUnderarste oder einem Hygieniker, also dem Ejreisarzte, das Amt 
ansuTertranen. Jegliche Behandlang kranker Sftaglinge soll und maß fort- 
fallen. Nar fttr Qroßstädte, in welchen die Fttrsorgestellen zugleich mit 
einer Poliklinik fllr Kinder verbanden sind, kann der Einderarzt in Frage 
kommen. Wo dies nicht ist, also in allen kleineren Städten, ist der Hy- 
gieniker die geeignete PersGolichkeit. Er allein kann aUe die Faktoren, 
die für die Säaglingssterblichkeit za berücksichtigen sind, wie die Milch- 
zaleitnng, den Zastand des Trinkwassers, Ziehkinderwesen, Wohnangs- nnd 
Ortsyerhätnisse überschaaen; er allein kann sich ein urteil darüber büden, 
welche Momente in dem gegebenen Orte besonders za beachten and zu be- 
kämpfen sind. 

Zwei Panlcte sind noch za erwähnen: 

Erstens die Qewährang Ton Prämien, also von wöchentlichen 
üntersttttzangen an Mütter, die ihr Erwerb den Tag über aaßerhalb des Haases 
hält and die nar aas diesem Grande ihre Kinder nicht selbst stillen kOnnen. 
Es Uegt aaf der Hand, daß eine derartige FOrderang der natürlichen 
Emähraog des Säaglings am leichtesten and einfachsten die Kindersterb- 
lichkeit erdrücken würde, leider ist die Sache sehr kostspielig. In Lieg- 
nitz beschränken wir ans yorläaftg daraaf, Müttern, die schlecht genährt 
sind and aas Mangel an Nahrang das Kind absetzen wollen, darch ^Beihilfe 
▼on Milch and anderen stärkenden Mitteln das Stillgeschäft noch mOglich 
za machen. 

Als zweiter Pankt kommt das Zagrandegehen der Säaglinge infolge 
mangelhafter, im Sommer überheißer Wohnangen in Betracht. Eine Abhilfe 
ist schwierig, solange keine Wohnangsordnang existiert. Zwei Möglichkeiten 
wären za beschreiten : erstens nach Art der Taberkalosefürsorge Wohnungs- 

feldza Schüsse zar Beschaffung einer anderen Wohnang za gewähren oder 
äaglingsheime za gründen resp. za erweitern event. anter Benatzang 
Ton schon bestehenden Krankenhäasern, die ja in den Sommermonaten meisten- 
teils schwächer belegt sind; in solchen Säuglingsheimen konnten infolge mangel- 
hafter Wohnang gefährdete Säaglinge während der heißesten Monate anter- 
gebracht werden. Der Kostenpunkt würde nicht so erheblich sein, da ein 
Säugling für wenig Geld yerpflegt werden kann. — 

Nach Schluß des Beferats wurde ein Bandgang darch das 
AugusteViktoria-Heim unternommen. Dasselbe besteht aus 6 geson- 
derten Abteilungen : 1. einer Abteilung für Waisenkinder (z. Z. 16), 2. einer sog. 
Kinderkrippe, in der z. Z. 18 Säuglinge ?on Müttern, die ihre Arbeit aaßerhalb 
des Hauses hält, den Tag über gewartet und gepflegt werden, 8. einer sog. Spiel- 
schule für nicht schulpflichtige Kinder (z. Z. 28), 4. einem sogenannten Kinderhort 
für schulpflichtige Kinder (z. Z. 14) und 5. den Bäumen der Säuglingsfürsorge- 
stelle. Die Bäume aller dieser Einrichtungen machten einen freundliches, 
wohnlichen Eindruck. Drei Schwestern haben die gewaltige Arbeit zu be- 
wältigen. In den Bäumen der Fürsorgestelle gab an der Hand der Einrichtung 
und der Akten der Fürsorgearzt noch nähere Erklärungen über den Betrieb 
der Liegnitzer Ftürsorgestelle. 

III. Nach der Besichtigung gab auf Veranlassung des Vorsitzenden der 
Vorsteher des Medizinid-Üntersuchungsamtes Kreisarzt Dr. Lemke noch 
einige Anleitungen über die Einsendang infektionsyerditehtigen Typlras- 
Materialg zur bakteriologischen Untersaehnng, Es sei erwünscht, wenn alle 
für den betreffenden Fall gelieferten Gefäße, also für Blut, Auswurf, Stuhl, 
Harn, mit Inhalt yersehen würden. Hauptsächlich käme es aber auf das Blut 
an. Die Blutröhrchen mOchten stets möglichst gefüllt werden, während bei 
Stuhl und Urin etwa ein Kaffeelöffel yoll genüge. Zu stark mit diesen Ex- 
krementen gefüllten Gefäße gingen beim Transport oft entzwei, wodurch die 
Untersudiang vereitelt würde. 
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MacMem sehliefilich noch dieAbbaltnog einer Fr1lliJahr8Ter>amm- 
lang beschlossen worden war, vereinigte sidi die große Mehrsahl der Teil- 
nehmer gegen 4^* Uhr nachmittags m eSiem Mittagessen im neuen Bessoorcen- 
gebäude, Lnisenstraße. Dr. 8 c h m i d t. 



Begr.- Bes. K5iiissbc»rgr im Sltsiiiigrasaale der Kttnigliehei 
Bester ang: mu KSniffsbers am 9. De 



Berieht fiber die Tersammliiiiff der Medlslnalbeaiiiteii des 

-. -. . ^. »le der Kttnigflic:" 

Desember 1907. 

Der Versammlang wohnte Se. Königliche Hoheit Prins Friedrich 
Wilhelm von Preufien beL 

Anwesend waren die Herren Begierangsprftsident yonWerder, Ober- 
Beg.-Bat Bergmann, Beg.- und Geh. Med.-Bat Dr. Katerban, die Herren 
Dezernenten der Scholabteilong, Geh. lCed.-Bat Prof. Dr. Pf eil f er , die Mehr- 
sahl der LandrSte des Bezirks, der Qerichtsarzt und die Medizinalbeamten 
des Bezirks, einige Assistwten der UniTersit&tsinstitate und kreis&rztlich ge- 
prüfte Aerzte. 

Die Versammlung wurde von dem Herrn Begierungsijr&sidenten 
unter Hinwels auf die Wichtigkeit der Medizinal?ersammlungen im allgemeinen 
und der heutigen Tagesordnung eröfCaet. Hierauf wurde in die Tagesordnung 
eingetreten. 

L Anweisiuig nr Verhiltwig der Verbreitung flbertragbarer Kraak- 
keiten durch die Schule« Beferent Kreisarzt Dr. Bimek-Pr. JE;7lau. 

Nach Inkrafttreten des Beichsseuchengesetzes und des (Gesetzes betr. 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten yom 28. August 1905 war die Auf- 
hebung der alten Anweisung vom 14. Juli 1884 notwendig, da diese auf 
Grund des alten Begulativs enassen war. § 1 der neuen Anweisung erkennt 
ausdrftcklich die Verpflichtung der Schule an, der Verbreitung ansteckender 
Krankheiten entgegenzutreten. In § 2 werden sehr dankenswerte allgemeine 
Bestimmungen angeführt, jdie in dem alten Erlaß gefehlt haben. Nicht nur 
die Schulräume, sondern auch das ganze Schulgrundstttck soll einer fort- 
währenden Sauberhaltung unterliegen, namentlich die Umgebung der 
Brunnen und Bedürfnisanstalten. Nach dieser Bichtung hin ist zwar seit In- 
krafttreten des Kreisarztgesetzes viel gebessert worden, doch bleibt, wie 
in bezug auf die allffemeüie Beinigung der Schulräume, noch yiel zu tun 
übrig. Bedner empfidilt die möglichst aussedehnte Anwendung des staub- 
bindenden Oels, mit dessen Einführung einzelne Schulen seines Kreises recht 
guten Erfolg gehabt haben, zumal die Kosten nicht übermäßig hoch sind. 
Auch wäre es wünschenswert, wenn die SchulaufsichtsbehOrde bei jedem Neu- 
bau ehies Schulhauses grundsätzlich auch die Brunnenanlase einer gründ- 
lichen Prüfung unterziehen würde; die regelmäßige bakteriologische Unter- 
suchung des Trinkwassers wird allerdbgs noch lange ein frommer Wunsch 
bleiben. Die Krankheiten, welche wegen ihrer Uebertragbarkeit besondere 
Anordnungen, insbesondere Schulausschließung der Schüler und 
Lehrer für die Schule nötig machen, sind in § 8 in zwei Babriken angeführt, 
und zwar unter a neben den gemeingefährlichen Seuchen Diphtherie, Genick- 
starre, Bückfallfleber, Buhr, Scharlach und Typhus. Im Absatz b sind angeführt 
außer den Übrigen nttbertragbaren* (also anzeigepflichtigen) Krankheiten noch 
Fa?u8, Keuchhusten, Krätze, Masern, Mumps und Windpocken. Die Schutzmaß- 
regeln unterscheiden sich wesentlich yon den früheren, da sie nicht nur auf die 
Schüler, sondern auch auf die Lehrer ausgedehnt Werden. Die betr. Kranken 
dürfen die Schuiräume überhaupt nicht betreten ; diese Bestimmung ist auch auf 
Krankheitsverdächtige ausgedehnt, soweit es sich um die gemeingefährlichen 
Krankheiten und Typhus handelt. Neu ist die Bestimmung, daß die Orts- 
polizeibehörden dem Schulleiter Jede ansteckende Erkrankung eines Lehrers 
oder Schülers mitzuteilen haben, g 5 bescbäftigt sich mit den noch gesunden 
Personen aus verseuchten Familien. Auch hier sind Schüler und Lehrer von 
der Anordnung getroffen^ Sie yerbietet Urnen, den Schulraum zu betreten, so- 
weit und solange eine Weiter?erbreitung der Krankheit hierdurch zu be- 
fürchten ist 
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Diese Besiimmang klingt swar lehr weitgeliend, wird aber in dem 
nftchsten Paragraphen erheblich beeehrftakt Der AbtaU 8 dieses Paragraphen 
weist die Schule an, daranf hiaanwirkcn, daß der Verkehr der ?om Uaterricht 
aosgeschlossenen Kinder, also sowohl der kranken, als auch der gesunden, 
mit anderen Kindern, insbesondere auf Straßen und Plätzen, yermieden werde. 
Die Bestimmung ist zwar zweckmäßig, doch wird sie erst nach langer Zeit 
Aussicht auf Erfolg haben, wenn das Verständnis iflr das Wesen der an- 
steckenden Krankheiten in weitere Kreise gedrungen sein wird. Zum Schlüsse 
des I 6 werden Lehrer und Schiller dayor gewarnt (weshalb nicht Verbot?}, 
Behausungen zu betreten, in welchen Kranke sich befinden, die an einer der 
in § 8a {^zeichneten Krankheiten leiden oder gelitten haben. Verboten ist 
die Begleitung dieser Leichen durch Schulkinder und das Singen der Kinder 
am offenen Grabe. Die Bestimmung cur Wiederiuiassung snm Schul- 
unterricht sind im nächsten Paragraphen geregelt und sind last w5rtlich dem 
alten £rlaß entnommen; es muß jetzt Jedoch vorher der Nachweis geliefert 
werden, daß die erkrankt gewesenen Personen gebadet, ihre Wäsche, Kleidung 
und personlichen Gebrauchsgegenstände yorschriftsmäßig gereinigt besw. 
(nicht »und*') desinfiziert sind. Wie frtther heißt es, daß die genannten 
Personen die Schule wieder betreten dürfen, wenn nach einer «ärstlichen* 
Bescheinigung eine Gefahr für Weiterverbreitung nicht besteht; besser wäre 
es gewesen nach kreisärztlicher Bescheinigung. Daß bei gesunden Personen 
aus verseuchten Familien die Desinfektion stattzufinden hat, ist nur folse- 
richtig. Die folgenden Paragrapben handeln von Soaderbestimmnngen, so § 7 
von der HeÜserumeinspritzung bei Diphtherie zur Immunisienug. Das Verfahren 
der Immunisierung bietet al&rdings keinen sicheren Erfolg, wenigstens nicht 
für längere Zeit. Die Bestimmung (§ 8), daß die mit an Diphtherie, Genick- 
starre, Scharlach erkrankten Personen in Bertthrung Gekommenen sich in den 
nächsten Tagen tätlich Bachen und Nase mit einer desinfizierenden Flttssigkeit 
spttlen sollen, wird erst allmähiich zur Einführung gelangen k5nnen. Fort- 
dauernde Unterweisung und Belehrung durch den Kreisarzt wird hier erst 
Verständnis für die Maßregeln erwecken. In § 9 wird Isolierung der an 
Kömerkrankheit leidenden Kinder angeordnet; sie sollen von den gesunden 
Kindern genttgend weit entfernte Plätze angewiesen erhalten und haben Be- 
rtthrung mit den gesunden Schülern tunlichst zu vermeiden. Diese Maßregel 
wird sich bei dem häufigen Platzmangel in den Volkschulen nicht immer 
durchführen lassen ; man wird sich in den meisten Fällen damit begnttgep, die 
betr. Eiader an die Ecken der Bänke zu setzen. Die Bekämpfung der 
Tuberkulose ist durch die Bestimmung des § 10 geregelt. Es wird schwer 
sein^ da, wo Schulärzte nicht vorhanden sind, den Verdacht auf Tuberkulose 
auszusprechen und die Untersuchung durch einen Arzt cu veranlassen. Das 
Spucken in die Speigefäße seitens der Schulkinder wird sich nicht leicht 
durchführen lassen. Noch viel schwerer aber wird die Forderung zu erfüllen 
sein, daß an Lungen- und Kehlkopftuberkulose Leidende vom Schulonter- 
richt auszuschließen sind, wenn und so lange Tnberkelbazillen im Auswurf 
vorhanden sind. Wer soll für ländliche Volksschulen diese Untersuchung 
vornehmen? Die Bestimmungen des § 11 dürften wohl niemals auf Wider- 
stand stoßen. 

Korreferent Kreisarzt Dr. LemhOfer-Pr. Holland: Als wesentlichste 
Schutzmafiregel ist die Schulschließung anzusehen; detaillierte Bestim- 
mungen darüber sind in den §§ 12 — 17 der Anweisung angegeben. An 
Aenderun|;en gegen früher sind folgende zu nennen: Hinzugekommen sind in 
erster Beihe die gemeingefährlichen Seuchen, dann die übertragbare Genick- 
starre; letzteres erscheint im Hmblick auf die große Verbreitung in einigen 
Teilen der Monarchie notwendig. Ob die Schfießung bei Mumps, der nur 
selten epidemisch auftritt, und bei Keuchhusten geri^tfertifft erscheint, ist 
fraglich; bei Keuchhusten könnte es vorkommen, daß die Schule monatelang 
geschlossen bleibt. Daß eine Sohulschließung bei Granulöse nicht in Frage 
kommt, ist nach den bisherigen Erfahrungen selbstverständlich. Sehr wesent- 
lich ist die neue Bestimmung, daß schon bei Verdacht von gemeingefährlichen 
Krankheiten und Typhus die Schule unverzüglich geschlossen werden solL 
Als wichtigste Aenderung ist aber die Bestimmung anzusehen, daß die Anord- 
nung der Schulschließung bei höheren Lehranstalten und bei Lehrerbfldnngi- 
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anstalteB Ton dem Direktor, im übrigen in Laadkreisen toh dem Landrat, in 
Stadtkreisen vom Bürgermeister zu treffen ist Die jetsige Fassung ist prä- 
ziser and zweckmäfilger ais die frühere; der Kreisarzt maß ?or jeder Schal- 
Bchließong gehört werden. Daß auch dem Patronate bezw. Earatorium in 
der Begel schon Tor Schließang der Anstalt von der Sachlage Kenntnis zu 

gdben ist, ist Ittr die Medizinaibeamten nar yon untergeordneter Bedeutung, 
ie Schließung yon Pensionaten usw. beim Ausbruch ansteckender Krankheiten 
soll nur im äiSersten Notfall geschehen, weil sie die Gefahr der Verbreitung 
der Krankheiten in sich schließt. Diese Bestimmung, welche in dem frtüieren 
Erlaß nicht enthalten war, bedeutet einen entschiedenen Fortschritt. Auch 
die Vorschrift, daß der Vorsteher der Schule in den Fällen des § 12 an den 
zur Schließung d^r Schule befugten Beamten unverzüglich zu berichten bat, 
ist neu* Falls in einer Ortschaft eine Krankheit epidemisch auftritt, so 
kommt die Schließung von Schulen oder einzelner Schulklassen in Frage, 
üeber diese Maßregel hat die SchulaufsichtsbehOrde zu entscheiden, unter 
dieser hat man doch wohl die Schulabteilung der Begierung zu yerstehen.i) 
Da es jedoch yorkommen kann, daß unter diesen Umständen kostbare Zeit 
verloren gehen kann, so dürfte doch wohl der Landrat vertretungsweise damit 
zu beauftragen sein. Hinsichtlich der Schließung einer Schule bei Gefahr im 
Verzuge sind die Bestimmungen im ganzen Seselben geblieben. Vor der 
Wiedereröffnung, welche auf Grund eines Gutachtens des Kreisarztes an- 
geordnet wird, muß eine gründliche Beinigung oder Desinfektion der Schule 
oder Schulklasse soi^e der dazu gehörenden Nebenräume erfolgen. 

Am Schlüsse der Anweisung wird empfohlen, die Schüler gelegentlich des 
naturwissenschaftlichen Unterrichts und bei sonstigen geeigneten Veranlassungen 
über das Wesen der ansteckenden Krankheiten aufzuklären und die Eltern 
für das Zusammenarbeiten mit der Schule und für die Unterstützung der von 
ihr zu treffenden Maßregeln zu gewinnen. Voraussetzung dabei wird bleiben, 
daß die angehenden Lehrer in den Seminaren genügende Unterweisung über 
das Wesen der ansteckenden Krankheiten erhalten; aber selbst dann wird es 
noch viel Zeit und Mühe kosten, bis die Aufklärung der Angehörigen gelungen 
sein wird. 

Bei der sehr lebhaften D iskussion wurde ganz besonders eingehend die 
Frage der Schulschließung besprochen. Es muß unterschieden werden, a) Er- 
krankungen der Lehrer und Schüler, b) Erkrankung einer im Schnlgebäude 
wohnhaften Person, c) Epidemien in den Ortschaften. An der Hand eines 
Falles aus dem Kreise Heüsberg wird nachgewiesen, wie schwierig es ist, in 
gefahrdrohenden Fällen auf die Entscheidung der Schulabteilong der Begierung 
zu warten. Es wird auch auf die Schwierigkeit der Anslegung hingewiesen, 
da eine Anzalii der Erkrankungen, z. B. Masern weder anzeigepflichtig, noch 
überhaupt in den beiden Seuehengesetzen aufgeführt sind. Vom Herrn Be- 
gierungspräsidentea wird über diese Punkte folgende Auskunft erteilt: Die 
Sciüießong der Schule ist keine polizeiliche Maßregel, da sonst eine Handhabe 
für eine Beihe von Krankheiten fehlen würde, sondern eine Schutzmaßregel, 
welche der Unterrichtsminister anordnet. Der Herr Minister wendet sich nur 
ui die ihm unterstehenden Organe, also an die SchulanfsichtsbehOrde. Bei 
Gefahr im Verzuge muß der Landrat als Organ der Schulabteüong die 
Schließang der Sdaule anordnen und dann an die Schulabteüung berichten. 
Der ministerielle Erlaß hat zweifellos gesetzliche Kraft. — Die Ansichten 
über die Zweckmäßigkeit der Schulschließung gehen wohl auseinander; man 
kam jedoch zu dem Schlüsse, daß die Schulschließung wenig Einfloß auf den 
Ort mit bereits bestehender Krankheit hat, dagegen sehr einfloßreich in bezog 
auf noch nicht verseuchte Ortschaften ist. Die Ausschließnng der Kinder 
dieser Ortschaften ist daher die wichtigste Maßregel. Was die Tuberkulose 
in der Schule betrifft, so betont Pfeiffer, daß die Gefahr der Verbreitung 
der Tuberkulose durcn Schulkinder nur gering ist, da nur wenige an offener 
Taberkulose der Lungen leiden; viel widitiger ist die Tuberkulose des 



1) Inzwischen durch Min.-Erlaß vom 25. Januar 1908 abgeändert; auch 
in diesen Fällen ist der Landrat, in Stadtkreisen der Bttrgermeuter zuständig. 
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Lehrers, der durch seiaeii baiilleiihaltigeB Answiirf eise Gefahr Ittr HoBderto 
Ton Menechealebeii werden ktan. 

IL MIloh- und Molkereihygleiie« BefercDt KreisarEt Dr. Saehrendt- 
Bastenborg. Unter Hinweis auf die Milch als Nahrangsmittel fflr Kinder nnd 
Erwachsene bertthrt Vortragender knrz die betrügerischen Maßnahmen, die 
snm Zweck der Eraielong eines Beingewinns mit der Milch Torgenommen 
werden. Wichtiger als eine geringe Düferens im Fettgehalt erscheint die 
Forderung auch reiner, d. h. nicht yerschmutzter und noch gesunder, d. h. nicht 
krankmadiender Milch. Durch Unsauberkeit (Bodensats) ist die Milch un- 
appetitlich und ekelerregend; ihr Genuß kann aber auch direkt gefährlich 
werden durch Uebertragung ansteckender Krnnkheiten. Die Infektion der 
Milch ist möglich im Hanse des Lieferanten (Infektionskranke, Baullenträger), 
beim Melken, endlich auch durch Spülung mit inilsiertem Wasser. Wie you 
kranken Menschen auf yerachiedenen Wegen, tou denen nur die wichtigsten 
erw&hnt sind, Krankheitskeime in die Milch gelangen kOnnen, so ist auch 
eine Uebertragung unmittelbar durch kranke MUchktQie mOglicL Hier konunt 
in erster Linie die Tuberkulose in Betracht; besonders gefährlich ist die sog. 
offene Taberkulose, also Euter-, Nieren-, Gebarmuttertuberkulose sowie Tuber- 
kulose der Atmungsorgane. Es sind dies Fälle, in denen Tuberkelbazillen 
direkt pit den Sekreten ausgeschieden werden und in den Stall, yon dort aus 
in die Milch gelangen. Dieser äußerlichen, d. h. gewissermaßen auf dem Um- 
wege des Stalles erfolgende Infektion der Milch legt Peels, der Direktor 
des Beichs- Seruminstituts in Botterdam, auf dem IH. internationalen Müch- 
kongreß im September d. Js. die größte Bedeutung bei, während man nach 
seiner Ansicht kein Becht hat, Tiere, die ohne klinuche Abweichungen, etwa 
wegen sonstiger lokaler Drttsentuberkulose auf Tuberkulin reagieren, der 
Milchproduktion zu entziehen. P. hält auf Grund seiner Betrachtungen die 
klinische Untersuchung durch den Tierarzt, und nicht die Tuberkulinreaktion 
für das maßgebende. Der Satz : »Nur gesunde Kühe kOnnen gesunde Milch 
liefern,*^ hat auch Verständnis bei den Landwirten des hiesigen Bezirks ge- 
funden. Hierbei ist zu erinnern an die Grttndung der Herdbuchgenossen- 
schaft und an die Verpflichtung verschiedener Sammelmolkereien, ihre Herden 
regelmäßig untersuchen zu lassen. Sehr yiel weniger ist man der wichtigen 
Frage einer einwandsfreien Milchversorgung nähergetreten. Die zahlreiehen 
Genossenschaftsmolkereien, welche in den letzten Jahrzehnten entstanden sind, 
haben hierin eine Wendung zum besseren herbeigeführt; alierdinffs ist durch 
die Verteilung der Magermilch an die Produzenten die Gefahr heraufbeschworen, 
daß infektiöse Stoffe aus der Haushaltung eines Genossen (Typhus) auf alle 
beteiligte Haushaltungen tibertragen werden. In der Tat hat man solche 
Epidemien schon beobachtet. Fttr solche Molkereibetriebe rind folgende hy- 

S ionische Forderungen aufzustellen: Waschgelegraheit und waschbare 
rbeitskleider fttr das Personal, Beinigung der Gerätschaften in fließen- 
dem Wasser, sauberer Wandanstrich, tadellose Decke und Fußboden, genttgende 
Helligkeit, Trennung der Verkaufs- und Betriebsräume, einwandfreies Wasser, 
Sauberkeit sämtlicher Bäume, Apparate und Geräte, einwandsfreie Abwässer^ 
beseitigung, gesundes Personal. Eine fortlaufende KoDtrolle durch den Ejrds- 
arzt ist notwendig; dieselbe hat sich auf alle vorbezeichneten Punkte nu er- 
strecken. Um in die Milch etwa hineingelangte Krankeitskeime zu töten, 
wäre theoretisch das beste Abkochen sämtlicher Milch in den Molkereien; dies 
läßt sich deshalb nicht durchitlhren, weil die Milch dann durch Anbrennen 
und Annahme von Kochgeschmack wertlos werden wttrde. In manchen Be- 
gierungsbezirken ist die Erhitzung der Magermilch auf 86* vorgesehrieben. 
Die Kontrolle, ob dies geschehen ist, läßt sich sehr leicht durch die Guajak- 
tinktur, auch durch Leim durchfuhren. Es sind jedoch Anzeichen vorhanden, 
daß man von dieser hohen Erhitzung der Milch in Molkereien allmählich ab- 
kommen wird. W e i g m a n , Vorstiäer der Versuchsstation fttr Molkereiwesen 
in Kiel, empfiehlt von der Hochpasteurisierung abzugehen und sich der Niedrig- 
oder Dauerpasteurisierung zuzuwenden, d. h. einer andauernden einstftndigen 
Erhitzung auf 05—70 ^ Der Erfolg betreffend Abtötung der Keime soll derselbe, 
die Verkäsungsfähigkeit, die Aufrahmung und der Geschmack der Milch besser 
sein. Daß die Verunreinigong der Milch oft durch ihre Behandlung im Stall 
geschieht, ist oben bereits gesagt worden. Auf die sog. Stallhygiene ist daher 
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dfts Hauptaagenmerk sa riohteB; sie erstreckt sich auf Einriclitiuig und Ans- 
stattiug des Stalles^ Ftttteroog sart nnd Sauberkeit der Tiere, anl das Melk- 
persoaai aad die Melkgefäße. Solche EiarichtaBgen sind natürlich sehr kost- 
spielig nnd werden sieh erst mit der Zeit dorchftthren lassen. Immerhin lassen 
steh aach unter bescheidenen Verhältnissen lolgende Maßregeln durchfuhren: 
Beine Euter, saubere Hände und Kleidung der Melker, tadellose Gefäße, 
sofortige und andauernde Milchktthlung, auch auf dem Transport, bei 6 —80, 
FemlMütUBg der abzugebendmi Milch aus Wohn- und Schlafsimmem, oft er- 
neuerte Streu, leichte Abführung der flüssigen und Öfteres Entfernen der festen 
Abgänge« lieferung von Milch aus infisierten Häusern ist zu yerbieten. Der 
iiteniaüonale Milchkongreß hat sich fttr gesetzliche Vorschriften zur gesund- 
iMitlich zweckmäßigen Einrichtung der Ställe mit tierärztlicher Aufsicht und 
Qatersuchung mindestens in dreimonatlichen Zwischenräumen ausgesprochen. 
Ferner wurde eine gesetzliche Begelung des Milchverkaufs gewünscht. Dem 
Snisarzt gibt außer einer etwa besonders erlassenen Begierungsyerfttgung 
nur der § 79 der Dienstanweisung Handhaben, die Molkereibetriebe zu über- 
waebesir Es geschieht dies am besten gelegentlich der Ortsbesichtigungen, 
wenn auch merkwürdigerweise in dem Torgeschriebenen Protokoll nichts von 
MolkereieB und Miohhandlungen aufgeführt ist. Gründlich kann eine solche 
Beyision nicht sein; dazu müßte man die Molkerei schon vor Beginn des Be- 
triebes und dann in demselben sehen. Wir müssen yeisuchen, durch wieder- 
holten Hinweis auf die Mängel nnd durch häufige Anregung allmählich Ver- 
besserung zu erreichen. 

Korreferent, Stadtkreisarzt Dr. W i 1 1 i n g - Königsberg i. Pr. : Während 
der Beferent die ländlichen Verhältnisse geschudert hat, will der Korreferent 
den MilchYertrieb in einer großen Stadt schildern und wählt hierzu das Bai- 
sniel Ton Königsberg i. Pr. Im ganzen sind hier einschließlich der größeren 
Yororte ^00 Milchwirtschaften bezw. Verkaufsstellen yorhanden, zu denen aber 
eine Anzahl solcher Produzenten gehOrt, die täglich nur geringe Mengen bis 
m 10 1 hlnuBter ?ericaufen. Außer den Milchverkaufswagen aus den Molkereien 
kommen noch ca. 150 ländlidie Wagen von Besitzern resp. deren Bediensteten 
•der Fäeiiteni; die Wiigen legen täglich einen Weg bis zu 4 Meilen und 
darüber zurick. Der verkauf begimit morgens vor 6 Uhr und ist gegen 
11 beendet Die Behandlung der Mildi in den größeren Molkereien ist eine 
▼erschiedene. Die morgens zuerst eingelieferte, also meist frische, wird nur 
ftlbiert und ^nn zum Verkauf gestellt; dabei gehen nicht ganz unbedeutende 
ITttimengeB der Mikh Tcrioren, bis zu 0,2 ^/o. Die später gelieferte Milch 
wild flkriert,nit dem Marsapparat sterilisiert,* bis auf 6—8® abgekühlt und 
dann kühl aufbewahrt In den Verkaufsräumen befinden sich yerzinnte Blech- 
behälter mit ca. 40 1 Inhalt. Die Kinder- oder Vorzugsmilch wird besonders 
behandelt; Vortragender schildert die Einrichtung der Stallungen und der 
weiteren Einrichtungen. Die Kontrolle des Milchhandels wird in K. wie folgt 
ausgeführt: Die Molkereien unterstehen der Beaufsichtigung durch die land- 
wirtschaftliche Versuchsstation, die Geschäftsstellen der durdi die polizeilichen 
IMsferiktsvorsteher Lediglich für die Milchkontrolle sind ein Wachtmeister 
md ein Schutzmann ausgebildet, welche die Kontrolle mittels Aräometer aus- 
üben. Diese Kontrolle ist ja bekannUich sehr unvoUkommen, doch haben die 
Kontrollbeamten durch längere üebung einen scharfen Blick für Verfälschungen. 
Im Verdachtsfalie wird V> ^ Milch entnommen und der Prof. Klien sehen 
üntersuehungsaastalt übergeben. Die Verfälschungen, die teils im Hanse des 
Prodoaenten, teils unterwegs ausgeführt werden, bieten dem Erkennen geringe 
Schwierigkeiten. Im Vorjahre haben 12962 Aräometeruntersuchungen statt- 
gefunden; in 260 Fällen wurden Proben dem üntersuchungsamt überwiessn. 
In ca. 60 Fällen sind Bestrafungen eingetreten, deren Hohe zwischen 5---80 M. 
Geldstrale schwankte; in einem Falle wurde auf 8 Wochen Gefängnis erkannt; 
in 4 Fällen auch auf Publikation des Urteils. Die frühere Polizelyerordnung 
int im Jahre 1904 durch eine neue ersetzt worden, die den Anregungen der 
QsBundheitskommission folgte. Die zum Verkauf gestellte Milch darf sowohl 
in den Verkaufsstellen, als auch auf den Wagen keine höhere Temperatur als 
16* haben. Mageffmiich wird als solche bezeichnet, welche in ihrem Fett- 
gehalt nicht den polizeilichen Voraussetzungen der Vollmilch entspricht. Da- 
Ist dirdkt Terboten worden, die SodalOsung als Beinigungsmittel für die 
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Milchgef &fie in benaiiea. Der Gebraaeh Ton Holigefftfien ist mit einer ge- 
wissen EuiBcliränknng gestattet, doeb werden solche nicht benntit Bei Ge- 
l&6en Ton 2 nnd mehr Liter Inhalt maß die Oeftanng so groß sein, daß die 
Hand eines Erwachsenen sie passieren kann. Miichgefftße mit mehr als 10 1 
Inhalt müssen festen Verschloß nnd einen Zaplhahn haben. Vortragender 
yermißt in der Pol.-Verordn. noch die Vorschrift, daß aneh Verkftnfer nnd 
Verkäuferinnen weiße Aermellatzschttrsen tragen müssen nnd daß diesdbea 
nicht an Hantansschlägen leiden dürfen. (Gewünscht wird eine strengere 
tierärztliche Kontrolle derjenigen Staliangen, ans welchen SanlUts- oder 
Kindermilch gewonnnen wird. Zum Schluß wird noch mitgeteilt, daß für K. 
die Errichtung einer liilchkttche geplant wird. Den ganaen Milchhaadd »i 
lentralisieren mit der Stadt als Untemeiunerin, dürfte noch lange ein frommer 
Wunsch bleiben. 

Diskussion: 

Dr. Pf elf f er betont, daß man nicht uferlose Forderungen stellen dürfe 
und keine Lnxusmolkereien fordern solle. Folgende Anforderungen sind 
unbadiDgt zu stellen: Qesnndheit der Tiere (Eutertuberkuiose), Gesundheit 
der melkenden Leute, grOßte Sauberkeit; es wäre yielleicht zweckmäßig, 
kleine Geldprämien hierfür auszusetzen. Endlich müssen die Brunnen aller 
Gehöfte, die Milch produzieren, einwandsfrei sein. Die Pasteurisierung der 
Milch muß nach Möglichkeit rermieden werden; die frische Milch muß sofort 
gekühlt werden. Mangel an Eis ist nirgends Torhanden. Der kleine MÜch- 
verkäufer ist, da die häufigsten Fälschungen und Verschmutzungen bei ihm 
Torkommen, hysienisch am bedenklichsten. Die möglichste Zentralisation des 
Milchyerkaufs ist anzustreben. Es wird femer die Notwendigkeit her?or- 
gehoben, etwaige Bazillenträger unter den melkenden Personen festzustellen 
und dauernd zu überwachen. 

Im Schlußwort wird yon dem Herrn Eegierungspräsidenten her- 
vorgehoben, wie schwierig es sei, die theoretischen Forderungen in der Prads, 
besonders bei kleinen Leuten, durchzusetzen. Die Hauptsacne sei, die Bevöl- 
kerung zur Eeinlichkeit zu erziehen. 

Nach Schluß der Versammlung vereinigte ein gemeinsames Bssen die 
Teilnehmer in der KOnigshalle. Dr. Israel-Fischhansen. 

Berielit Aber die ¥11. Tersammlans der Medisinalbeamitom 

des Begrierong^nbeBlrks Potsdam am M. Desember 1907 

im Sitsang^ssaale dcfs Teitower Kreishanses in Berlin» 

Vor der ßitzuno, welche für nachmittags 8 Uhr anberaumt war, fand von 
12 bis 2 Uhr eine Besichtigung des Budolf Virchow-Kranken- 
h aus es unter Führung des Herrn Yerwaltungs-Direktors Geh«.Eegierungsrats 
Dr. Ohlmüller statt. 

Anwesend waren die Herren: Beg.-Präsident von der Schulenburg, 
Ob.-Beg.-Bat vonJagow, Eeg.- und Geh. Med.- Bat Dr. Bot h, ständiger 
Hilfsarbeiter Med. -Bat Dr. Meyen, die Medizinalbeamten des Bezirks 
mit Ausnahme des erkrankten Med.-Bats Dr. Ben da- Angermünde, der 
Leiter des Medizinal - Untersuchungsamts, Kreisarzt Dr. W. Meyer und 
sein Assistent, der Kreisassistenzarzt Dr. Heinze; ferner der Landrat 
vonOraevenitz aus Perleberg, der Kreisassistenzarzt Dr. Kurpjmweit 
aus dem Kultusministerium und die Mehrzahl der kreisärztlich goffUften 
Aerzte des Bezirks« 

Nachdem der Herr Begieruags-Präsident die Versammlung be- 
grüßt und seine Freude darüber ausgesprochen hatte, daß er ihr selbst bei* 
wohnen kOnne, da er gern aus den Aeußerungen der Praktiker neue Anregung 
schöpfe, wurde in die Tagesordnung eingetreten. 

L Hygieniselw lafordernngen an die Baupolizei -Ordnung ftr das 
platte Land. 

Hierzu hatte Kreisaiat Dr. Nickel- Perleberg gemeinsam mit Heg.« und 
Geh. Med.- Bat Dr. Both folgende Leitsätze aufgestellt: 

„Die Damilsibiii feit nachzumelMs aneh bei: Neu», Enrai^rungs- nnd 
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ümbanteii tob Abtritt- and Jauehegraben, Dnngfstätten, SfihUmmfangen and 
TOB Brunnen. 

Die Polis6ibeh5rde ist Terpflichtet, bei der Bebannng eines Gnindstttcks 
den Nachweis eines einwandfreien Trinkwassers nnd einer ordniingsmfißigen 
EatwSsserang des Grundstücks zu yerlangen. 

Wohngeb&nde mttssen gegen aufsteigende Bodenfeuchtigkeit geschützt 
sein. Die Errichtung Ton WohngebSuden in nicht eingedächtem üeber« 
schwemmungsgebiet ist unstattliaft. 

Bauart und Baumaterial sind so zu wählen, daß sie üirerseits dne 
dauernde Wandtrockenheit gewährleisten. 

WohngebSude müssen vor dem Beziehen gehörig ausgetrocknet sein. 
(Bohbauabnahme, Schlußabnahme.) 

Wohnräume mttssen eine Mindesthöhe von 2,5 m haben. 

Der Fußboden des Erdgeschosses muß mindestens 80 cm über dem Erd« 
boden liegen. 

In Wohnräumen dürfen Fußböden aus Mauersteinen oder Fliesen, aus 
Lehm, Ton oder Feldsteinen nicht yerwendet werden (Mauerstein* oder Fliesen- 
pflaster zulässig für Küchen, Spebekammern und Flure). 

In Wohnräumen soll die Fensterfläche im lichten Mauerwerk mindestens 
i/io der Bodenfläche betragen. Jeder Wohnraum soll mindestens ein direkt ins 
Freie führendes, zu öffnendes Fenster haben. 

Besondere Ventilationsschächte sind bei größeren Versammlungsräumen 
zu fordern. 

Ofenklappen sind verboten. 

Kellerräume dürfen zu dauerndem Aufenthalt für Menschen nicht Tcr- 
wendet werden. 

Mädchengelasse und Knechtekammem sollen nicht unter 16 cbm Luft* 
raun haben. 

Bäume, die zur Herstellung und Aufbewahrung tou Nahrungs* und 
Qenußmitteln dienen, dürfen nicht als Schlafräume verwandt werden. 

Nicht zu Wohnzwecken baupolizeilich genehmigte Bäume dürfen ohne 
besondere Erlaubnis naehträglieh nicht zu Wolinzwecken eingerichtet werden. 

Soweit nicht du^ch den Anschluß an öffentliche Wasserleitungen, durch 
die Nähe öffentlicher Brunnen oder das Recht zur Mitbenutzung nahe gelegener 
(höchstens 50 m entfernter) privater Brunnen oder Wasserleitongen f ttr den 
Bedarf von einwandfreiem Trinkwasser in ausreichender Weise gesorgt ist, 
muß jedes bewohnte Grundstück mindestens einen Brannen haben. 

Die Brunnen müssen so angelegt werden, daß jede Verunreinigung durch 
Zuflttsse von oben oder von den Seiten her ausgeschlossen ist. 

Die Anlage offener Dreh-, Zieh- oder Schöpfbrunnen ist unzulässig. 
Bestehende Anlagen dieser Art sind innerhalb einer festzusetzenden Frist in 
geschlossene Brunnen umzuwandeln. 

(Gewerbliche Anlagen, insbesondere solche, welche die Herstellung oder 
Verarbeitung von Nahrungs- und Qenußmitteln zum Gegenstand haben, müssen 
mit einem oder mehreren Brunnen oder mit ausreichender Trinkwaeserleitung 
versehen sein. Die Zahl der Brunnen oder Schöpfstellen hängt von der Größe 
und dem Umfang des Betriebes der gewerblichen Anlage ab und wird von der 
die Bauerlaubnis erteilenden Behörde bestimmt. 

Für jede Familienwohnung ist ein Abtritt vorzusehen. 

Für Massenquartiere bleiben besondere Bestimmungen vorbehalten. 

Die Fäkalien sind, soweit sie nicht in unterirdischen Entwässerungs- 
anlagen abgeführt werden, in dichten undurchlässig hergestellten und dicht 
verdeckten Gruben oder in dichten Behältern (Tonnen, Kübeln, Kästen, Zink« 
eimem usw.) zu sammeln. 

Die Wandungen der Abtrittgruben dürfen nicht gleichzeitig Wohnhaus- 
iundamente sein. Innerhalb der ümfassungswände eines Wohnhauses dürfen 
Abortgruben nicht angelegt werden. 

Von den Nachbargrnndstücken sollen die Abtrittgruben mindestens 2 m 
entfernt bleiben. Dasselbe gilt von Dung* und Jauchegruben. 

Abtrittgruben müssen vom Brunnen mindestens 10 m entfernt sein. Sie 
dürfen nicht vor dem Hanse nach der Straße hin angelegt werden. Dasselbe 
gilt von Janehe* und Dungstätten. ^ t 
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Bei Bölirenbnumeii tob mehr elf 10 m Tiefe luuui aaeh Aahtang iee 
Kreiearztes die Entfernang bis auf 5 m herabgesetst werden. 

Auf den Gmadstücken der Gast- nnd Sebankwirtaehaltea lind akdeeteDi 



zwei Abtrittzellen (je eine für Mlnner nnd für Franen) rftonlieh getieins an« 
zulegen. Ebenso maß ein Pissoir Torhaaden sein, das in einer diehten U»« 
wehrnng eine nndnrchlässige Binne nnd einen dichten Behilter inm Anifangen 
des üfins enthält. Das gleiche gilt Toa Grundstudien, auf denen gewerbliche 
Anlagen betrieben werden. 

Müll und Kehricht sind so za lagern, daß ein Yerst&nben nnd Zerstreuen 
ausgeschlossen ist. 

Hausabwässer müssen in dichten Binnen Tom Wohnhanse fortgeleitet 
werden. Sie müssen, falls sie nicht unmittelbar zu Düagungszwecli;en Ver- 
wendung finden, in undurchlässigen Gruben (auch Jauchegruben) oder Be- 
hältern in ausreichender Entfernunff Ton dem Brunnen gwammelt werden. Die 
Ableitung derselben wie anderer übelriechender, sich bicht zersetzender oder 
schädlicher Flüssigkeiten in den Binnstein (Straßeuffraben) oder in Öffentliche 
oder private Gewässer oder Teiche ist ohne besondere polizeilidie Erlanlmis 
verboten. 

Ftür die Ableitung der Tagwässer ist in ausreichender Weis* Sorge zu 
tragen. 

Viehstallungen sind mit undurchlässigem Faßboden herznstellan. Die 
flüssigen Abgänge sind in undurchlässigen Gruben zu sammeln. 

Der Stalidung ist in besonderen Dunggruben za sammeln. 

Bei Neuanlagen yon Brunnen ist der Kreisarzt zu hOrea. Uelier die 
Konstruktion der Abtritt-, Dang- und Jauchegruben wie Schmutzwasserleituttgen 
und ürinbehälter im Sinne vorstehender Bestimmungen bestimmt die Obth 
Polizeibehörde." 

Kreisarzt Dr. Nilckel bespricht die Unzulänglichkeit der Jetrt nodi 
gültigen Baupolizeiordnung yom 15. März 1872, welche für die gesnadhaitlichen 
Vorschriften nur zwei Paragraphen (§§ 12 und 18) übrig hat; er wünscht be- 
sondere Bestimmungen: 

1. für das Wohnhaus, 2. für die Wasserversorgung und 8. für die Be- 
seitigung der flüssigen und festen Abfallstoffe. 

Das Wohnhaus soll zunächst trocken sein und den nötigen Wärme- 
schutz gewähren, die Wohnräume sollen genügend hoch und ausreiehend be- 
leuchtet sein, und der Faßboden soll die sichere Ausführung der DesinfektioB 
gestatten. 

Für jede Wohnung soll die genügende Menge eines einwandfreien Trink- 
und Gebrauchswassers vorhanden sein. Die Brunnen sollen so an- 
gelegt werden, daß eine Verunreinigung von oben und von den Seiten her 
ausgeschlossen ist. Die Abfallstoffe sollen so weit entfernt lagern, daß ein 
Eindringen in das Brunnenwasser unmöglich ist 

Die Abfallstoffe sollen so auf bewahrt werden, daß eine Verseuchung 
des Bodens und eine Verschmutzung der Höfe nicht stattfinden kann. Dem 
entsprechend sind besondere Vorschriften für die Anlage von Aborten und 
Stallungen, für die Ableitung der fittssigen Haus- und Stallabgäage und für 
die Aufbewahrung von Dung, Müll und Kehricht zu treffen. 

Diskussion. 

Begierungspräsident: Es sei ihm angenehm, daß gerade dieses 
Thenui auf die Tagesordnung gesetzt sei Die jetzige BaupoUzeiordnang 
genüge nicht; diese Ansicht bestehe nicht nur seit langem bei ihm, sondern 
habe auch schon bei seinem Vorgänger bestanden. Eine Aenderang. sei nur 
zurückgestellt, weil die Baupolizeiordnung für die Vororte viel Arbeit niMihe. 
Es sei sehr erwünscht, wenn die Kreisärzte za den Schluflsätzen alle ihre 
Meinung aussprächen. Der Entwurf werde später herausgegeben werden, und 
den einzelnen Herren zugehen, damit sie auch schriftlich ihre Meinung kond- 
geben könnten. Bei der Formulierung von Vorschlägen solle man sich aber 
immer vor Augen halten, was auf dem Lande wirklich durchführbar aei Der 
Vortragende habe sich in anerkennenswerter Weise dahin bemüht, in allen 
Fällen sei es ihm aber doch nicht gelungen. So könne man vielleieht ileli^ 



um nur eins herauszuziehen, bei jedem Gehöft einen Brunnen ^^laage^. 
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KreieanI Dr.Meyer-Belsii bemerkt, daß seine Erlahriaigeii. zwar erst 
Yoa knrser Daaer seien, aber, da Typhasepidemien in diese Zeit bineinfieleoi 
woUe ^ sieh sa der TorUegenden Frage äaßem. Bei den Onsbesiohtignngen 
habe er sict immer sagen mtlssen, daß die jetzigen VerhSltoisse unhaltbar 
aeien. Die Oonggniben treten vielfach nicht nur an die Hänser heran, sondern 
seien sogar dirdU wie Schwalbennester angebaut. Man könne manchmal ia 
dea aiigreazendSB iftänmen kanm atmen. Auf Grand der Banpolizeiordniuig 
TOB IWBL sei kein Wandel za Schaftes. Man mttsse auch immer ?on Fall 
%m. FaU entscheiden. So kOnne man bei einem i am großen Hofe nicht ver- 
laogen, daß die Dungsrube 10 m vom Hause entfernt sei, aber das Bestehen 
TOB nicht dichten Graben, Ton nicht zementierten, dürfe nicht weiter geduldet 
werden; In einernenen Baupolizeiordnnng mttsse die Vorschrift enthalten sein, 
daß jedes bebaute Girondstttck eine dicht zementierte Grube besitzen müsse, 
sonst kßnne keine Typhusbekämpfung Frfolg haben. Sie kann nur dann er-^ 
folgreidi seiv, wenn die Abg&nge sicher beseitigt werden kOnoen. Feraer 
müsse eine Mintetgrenze für die Eotfernang der Grabe Tom Hanse festgesetzt 
W9tim^ dafür getMIgteu naoh seiner Erfahrung ß m. Auch die Wasser- 
TersorgBBg lasse Tie&ch zu wünschen; an Vorsehliften darüber mangele es, 
md es>^ müßte« aoch hier festgegründete Vwb&it&iMe geschaffen werden. Die 
Imm^o. auf dent Lande n^lßten erst lernen, was hygienisch sd; sie das- zu 
lehren, sei auch Aufgabe der neuen Baupotiaeiordnung.. 

0er* Befie^rungeprättdent bittet um weitere Disknsslmi. Man 
solle die Landlevte dasm aufmerksam maehen, daß sie Dangstoffe Terlieren,. 
daß em ihr eigeaer Vortett sei^ didite Gruben zu bauen.. In der Formulierang 
TOB Bestimmungen werde man ab^r sehv fiMrsichtig sein müssen ; selbst 
bei den Vof scMftgev, die man für unbedingt nOtig halte, werde man sich eine 
große Dispensbefagnis Torbehalten müssen. 

]Ced.*Bat Dr. Elton betont, daß unter den Thesen keine Torhandien sei, 
die e&e .fäuciiegrube Torschreibe. Eine derartige Vorschrift, die das ausdrück- 
lich Teriange, müsse noch hineingenommen werden. 

Fesnex müsse auf die GrundwasserTerhältnisse Bücksicht genommen 
werden. Wo z. B. der höchste Grandwasserstand mindestens 2 m unter dem 
Erdboden stehe, könne unter Umständen Ton einer gedichteten Grube abge* 
sehen werden. 

Kreisarzt Dr. Voigt bittet in einer neuen Baupolizeiordnung zuerst die 
Forderung aufzustellen, daß bei jedem Haas zanächst ein Abort vorhanden sei 
und sodann eine zementierte Grabe. Er habe z. B. bei einem Wohnhaas für 
40 Personen keinen Abtritt gefunden. Er finde mit seinen Verbesserungs- 
Torschlägen Entgegenkommen, aber die gesetzlichen Grundlagen für die Ver- 
besserungen seien nicht immer Torhanden. Sehr nötig sei auch eine Bronnen- 
ordnnjkgt Er habe bisher immer bei öffentlichen und bei Schulbrannen eine 
solche Besdiaffbnheit Terlangt, daß sie Tor Verunreinigungen jeder Art ge- 
schützt seien. Wenn das in der neuen Verordnung aasgesprochen würde, so 
sei schon Tiel erreicht. Wenn dann noch Jauchegruben Torgeschrieben würden 
und. die Jauche sich nicht mehr auf die Straße entleerte, so wäre sehr Tiel 
erreicht 

J)9t Begierungspräsident bemerkt, daß die Polizei schon jetzt 
betagt sd, die grobe Veranreinigong eines öffentlichen Branens, der zu jeder- 
maana Benutzong da sei, zu Terhindern, das könne der Kreisarzt Terlangen. 
Was Schulbrunnea betreffe^ so werde die Schulaufsichtsbehörde in der Lage 
seift, zu Terlangen, daß der Bronnen so beschaffen ist, daß eine Gefahr nicht 
TOfkaBdeB ist 

Geh. MJsd^Bai Dr. Botk: Der KrMsarzt Bi. Meyer habe die Dichtig^ 
hnü dei Grabe« betont. Das sei allerdings der springende Pankt der Hygiene 
des pkttSB: Landes^ daß die FakaUen überall in wasserdichten Grabai ge- 
sammelt werden. Auch die Jauchegraben seien in den Leitsätzen berück- 
sleiiliili Denr Fovderangen einer Brunsenordnnng vü dadarch Bechnung 
zu tragen^ daß. der &eisarzt. bei Neuanlagen gehört werden soll. In 
de»: IisitsitzeB* sei seines Eraehteas die mittlere Linie gefunden, auf der 
UtaMraltHBCi. l^ftcbnik nnd Hygiene sich Tereinigea kömten^ Die immer 
rap^ Wifdandeii. Weehpolbeaiihungen z^^echeB Stadt nad Land /lege^ nn» 
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die Pfliclit auf, der Hygiene des Ltndei immer größere Aufmerkiamkeil 
lusawendea. 

Med.-Bat Dr. Bütow: Es bestelle eio großer Unterschied swischen 
öffentlichen nnd privaten Bronnen. Bei Oifentlicnen Bronnen habe er niemids 
Schwierigkeiten gehabt, wenn ttberhaopt die Beseitigong der Schäden möglich 
war. Anders sei es mit den Priyatbronnen, da sd keine direkte Handhabe 
vorhanden, om einzogreifen. Es gebe aoch Höfe, die die 10 m Eatfemoiig 
von den Abortgroben nicht einhalten könnten, eine Entfemong, die fttr Böhren- 
bronnen mit Becht erm&ßigt sei Femer müsse aof die Bodenbeschaifenheit 
Bftcksicht genommen werden. 

Kreisarzt Dr. Scholz wünscht, daß aoch von denjenigen Bäomen, die 
onmittelbar neben Verkaofsraomen liegen, aosgesprochen wird, daß sie nicht 
als SchlafrSome benotst werden dürfen, da bei Erkrankongsfällen die pflegende 
Matter oder dergleichen immer zwischen Krankenzimmer ond dem onmittelbar 
benachbarten Verkaofsraom hin- ond hergehe ond so Uebertragongea vermittle. 

Kreisarzt Dr. Meyer- Beizig betont, daß die Kreisärzte des plattes 
Landes vor allem Wert aof Wasserversorgong ond Abwässerbeseitigottg lege« 
mflßten. Wenn die Senkgroben überall zementiert sein müßten, wenn sie nfehft 
näher als 6 m an das Haos herantreten dürften, dann sei man in der Sanienuig 
der Dorfbewohner om bO% vorgesdiritten. 

Kreisarzt Dr. Wilhelm: Die Leitsätze repräsentierten das, was die 
Kreisärzte in hygienischer Beziehong von einer Baopolizdordnong fordeia 
müßten. Was & Begierong davon dorchführen könne, sei ihre Sache. Kr 
bitte, die Leitsätze insgesamt anzonehmen. 

Kreisarzt Dr. Nickel (Schloßwort) bittet, die Leitsätze in der vor* 
liegenden Form anzonehmen. 

Der Begiernngspräsident erklärt die Diskossion für beendet. Er 
sei bereit, die Yorsdüäge in wohlwollendster Weise zo. prüfen. Der Entworl 
werde nach Fertigstellong den Kreisärzten zogehen, ond sie sollten dann, wo 
ihnen einzelne Bestimmongen nicht genügten oder zo wdt gingen, andere 
formolierte Vorschläge geben, aber dch dabd immer die Frage vorlegen, ob 
sie praktisch aoch dorchführbar seien. 

n« Ueber Seharlaehbekftmpfiing« 

Med.-Bat Dr. Meyen hatte folgende Ldtsätze aofgestellt: 

1. Die sdt Erlaß des Seochengesetzes gemachten Erfahrongen bestätigen 
die Schwierigkdt der Scharlachbekämpfong. 

2. Dorch das klinische ond epidemiologische Yerhalten der Scharlach- 
erkrankongen kann die erfolgrdche Handhabong der Schotzmaßregdn 
erschwert werden. 

8. Die Stdlonffnahme der Medizinalbeamten kann dazo bdtragen, die Sehar- 
lachbekämpfang nach Lage der gesetzlichen Bestimmongen molgrdcher 
zo gestalten. 

Beferent versldcht an der Hand der bdgefttgten graphischen Dar 
Stellongen mehrere schwere Scharlach -Epidemien der letzten Zeit mit Idch*. 
teren, aber langdaoemden Häofongen der Krankheit. Bd den ersteren waren 
aoßerordentliche Maßnahmen erforderlich; zweifellos worde der Verlaof da- 
dorch abgekürzt. Die erhebliche Sterblichkeit ond die zahlreichen ond 
schweren Nachkrankhdten mancher Epidemien machen sowohl den beratenden 
Aerzten, wie den Medizinalbeamten doppelte Vorsicht zor Pflicht. 

Die Bekämpfong war nicht nor bei den schweren, sondern aoch bei den 
Idchten Formen erschwert. Bei den letzteren war kaom die Hälfte der Fälle 
gemddet Neben Scholinfektionen veranlaßten Haos- ond Hpfinfektionen dn 
schldchendes Wdterkriechen. Vor Scholschließongen scheote man sich, weil 
ehie wesentliche Förderong der Welterverbrdtong dorch die Schole nicht in 
die Aogen flel. 

Die Isolierong worde nicht streng beachtet, war aoch bei den schweren 
Erkrankongen nicht immer sofort möglich, wdl es an Bäomen fehlte. 

Aoßerordentlich lehrrddi ond schwierig zo bekämpfen war eine Schariaeil- 
Epidemie in Bomstedt- Bornim in onmittdbarer Nähe von Potsdam. Ihre 
explodonsartige Aosbrdtong im Aogost ond September hattr verschiedene 
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86 Beriekt Aber die yenuunlttig 

üffMkea. EIbibaI iMuiddte ea aioli an dae lekkla Font Ton BdiMrtoA. m 
W0aig beaektet wurde, m daft &rztliclie Behandlung nieht sUttfnnd. 0m k«ke 
MoruLit&t der Epidemie tpriclit nicht gegen diese FesttteUnng. Brfihnuif»- 
gemäfi treten aaeh sn leichten Fftliea ?on Scharlach tddhcbe Ktf np ll h mfci e «— » 
z. a Nierenentaftndongen, gerade weil sie nicht yorsiehtig behandelt wwtai. 
Se wnrdea Kinder mit schwachem Anaschiag, wie anch im Abschajwnn gsst nd fam 
anfier Bett gefanden. Aach lieft sich sieht yerkenaen, dail dto gesetottoM 



gefanden« Aach lieft sich sieht yerkenneai 
Bestimmung, wonach bei Schariach, Diphtherie und KAmerkraiikheit 4ln 
Senehenbek&mpf ang der OrtspoliseibehOrde and dem behandelnden Arst msidM 
ftberlaasen bleibt« die erfolgreiche Handhabung erschwert Bfau Ansah! tob 
sehnlpilichtiffen Kindern Im Amtsbesirk Bomstedt besuchte die Schuten ia 
Potsdam. Nach den gesetsüchen Bestimmungen konnten diene Kinder ni€it 
rem Schulbesuch lurttekgehalten werden, sofern sie nicht aus Behnufungun 
waren, in denen Scharlach festgestellt war. Abgesehen tou dem Schulbessek 
bestanden weitere rege Besiehnngen in gesundheitlicher Hbeleht swlsAum 
Stadt und Land. Viele Familien aus Bornstedt sUid bei der Versorgittg dnr 
städtischen Be?51kerung mit Nahrungs- und Genuftmitteln betdiigt und eise 
ständige Arbeitagelegenheit eines groAen Teils der lindliehen Berölkennf 
bedhigt einen nicht unerheblichen täglichen lebhaften Verkehr mit der Stnit. 
Sine wesentliche Aufgabe bei der Bekämpfung der Epidemte lag denuneh ia 
der Beschränkung der WeiterTorbrdtung nach dem benachbarten Stndtgebint. 
Ein Stillstand in der Verbreitung der Seuche wurde besonders bemerklieh wmA 
der Schließung der Schule und des Kinderheims, des eigentUehen SeuchenlmdM. 
Wesentlich trug zur Bekämpfung die Aufstellung einer Baracke bei, in weldM 
fast sämtliche später Erkrankten aufgenommen wurden, bis die Wittemsf die 
Verpflegung in der Baracke erschwerte. 

Audi die LSsung der Kostenfrage in bemg auf die Atffstellttng der 
Baracke und die Behandlung und Verpflegung der dniin unterfebmekleB 
Kranken machte schliefiiich noch Schwierigkdten. 

Dies in kursem die jüngsten Erfahrungen. Sie besütifen, dnA mehr nln 
bei anderen Seuchen Jeder einnelnen Scharlach -Epidemte ete bestimmterar 
Charakter zukommt. 

Klinische Erschdnungen, wte Hänflgkelt der Kterenentsttndungeu ssit 
Wassersucht, Herzlähmung, Drttseneiterung, septische Formen oder Geienk- 
entattndungen kOnnen dieses Gepräge bewirken. Eine allgemetee MortaUtit^ 



ziifer läflt sich nicht angeben. In der gemefuTerständlichen Bdehnug der 
Anweisung zur Auaftthmng des Seuchengesetses, einer Schüdemag der ual- 
schen und epidemiologischen Verhältnisse der Krankheit, ist darauf fingewieseu. 



indem gesagt wird, daß die Sterblichkeitszürer 2 bis 80 V« beträgt 

Die bedeutende Tenazität des Kontagiums, welches te 
Stande unbestimmte Zeit in einem einmal infizierten Baum lebend und ia« 
fektionsfähig sich erhalten kann, die aufierordentlkhe Konta«loaltifc selhek, 
auch Keimträger, welche in Betracht zu ziehen sind, obwohl der Scfe nrln e i- 
Erreger vorläufig unbekannt ist, bilden die epidemiote gi ssi i s a Seiiwierii^- 
keiten, welche yerstärkt werden durch eine selir weehMlade ginnkheits 
Intensität, d. h. den Verlauf leichter und schwerer F|pid— im ne b e n und 
nacheinander. 

Mit diesem Verhalten lassen sich dte nsnlMUmnMBnnf rb nn IfaSnahmen 
schwer in Einklang bringen, welche f^r Scharlaeh gemehsnm mit Diphtherto 
und KOmerkrankheit in iul)geschwächtep Form zur Gteltung kommen. 



Die beamteten Aerzte dürfen Ermitteinngen nur te .besonderen Fällen* 
Yornehmen. Auch Isolierung und Desinlsktlen bleibt den vorschläuen der be- 




regionäres 
kämpfen ist, wozu Maßnahmen zur Verfügung stehen. 

Scharlach sollte, solange weder diagnostisch noch therapeutisch dte 
klinischen und epidemiologischen Schwierigkdten zu beseitigen sted, nicht eine 
Ausnahmestellung einnehmen, sondern mit den übrigen übertragbaiea Kmak« 
holten gleich hoch bei der Bekämpftug bewertet werden, fite erOrtertea 
Schwter^keiten weisen auf die Mitwirkung des Medizinalbeninten hia. Er 
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wird die Verbreitong von Scharlaeherkrankang^ii besondears idiarf beob- 
achten mftssen. 

Der Begriff «boBondere Fälle' nach §§ 7 und 9 der Anweisuig snr 
Ausführaag des Seachengesetzes wird weit aaazndehneii seiiL Es erscheint 
wichtig, daß der beamtete ktzt sich des Einrerstäadaisses der znst&adigea 
Torgesetsten oder mafigebenden Behörde dahin yersichert, daß er die l3e» 
rechtigang hat, Ermittelaogen über einzelne Krankheits- and TodesfäUe Tor- 
zunehmen, soweit dies im Interesse der Senchenbekämpfong für geboten zu 
erachten ist. 

Bei Unstimmigkeiten mit den behandelnden Aerzten dürfte Ton diesen 
seitens der Poliseibehi^rde eine schriftliche Erklärung einzufordern sein, daft 
für genügende Isolierung der Scharlaohkranken die Verantwortung übernommen 
wird. Tatsächlich wurde in den beobachteten Epidemien erreicht, daß die 
Aerzte dies bereits auf dem Meldebogen zum Ausdruck brachten. 

Die üeberführungsmöglichkeit in Unterkunftsstätten ist durch In*- 
stallierung von Baracken zu erleichtem. Nicht nur hierbei, sondern auch bei 
Beschaffang der zur wirksamen Bekämpfung unbedingt notwendigen Desin- 
fektionseinrichtungen kann der Medizinalbeamte seinen Einfluß betätigen. 

In § 29 der Anweisung für Scharlachbekämpf ang sind die Aufgaben der 
Gesundheitskommission bei epidemischer Verbreitung betont Ihre Stellung 
zur Seucheabekämpfang entspricht noch nicht überall dem, Was nach Masgabe 
der gesetzlichen Bestimmungen und der Qeschäftsanweisung zu erwarten wäre. 
Der beamtete Arzt kana ihre Mitwirkung anregen, insofern er in der Lage 
ist, außerordentliche Sitzungen derselben zu yeranlassen. Er hat dann Gelegen- 
heit sich Ton dem Umfange einer Scharlach • Epidemie zu überzeugen, ohne 
daß ein amtlicher Auftrag zur Untersuchung yorliegt. Bei den beooachteten 
Epidemien kam die Tätigkeit der Kommission zum Teil in erfreali<^her Weise 
zur Geltung. ^; 

In § 81 der Scharlach- Anweisung ist endlich die SchÖeßong der 
Schulen bei epidemischer Ausbreitung und die Wiedereröffnung nach dem 
Erloschen der Krankheit der Beurteilung des beamteten Arztes unterworfen. 
Nach den Beobachtungen und Erfahrungen ist der Schulbesuch in dnem Ter- 
Beuchten Ort bei Scharlach nicht selten dann von größtem Nutzen, wenn es 
sich um zahlreiche latente oder leichte Fälle handelt. Bei schweren Sdiar- 
lach - Epidemien ist ein möglichst früher und möglichst langer Schnlseblnß als 
wirksamstes Bekämpfungsmittel nicht zu entbehren. So wird und muß der 
Medizinalbeamte auch bei der Scharlachbekämpfung das Heft in der Hand be- 
halten, soweit es nach Lage der gesetzlichen Bestimmungen irgend zulässig 
Ist Der Erfolg der Bekämpfung ist häufig dayon abhäng^. 

Diskussion. 

Geh, Med.- Bat Dr. Both: Der § 5 der Ausführungsbestimmungen, 
der die Mitwirkung des praktischen Arztes einfahrt, habe dazu geführt, daß 
bei Scharlach -Epidemien erst, wenn sie groß geworden sind, ein sanitätspoli- 
zeiüches Einschreiten erfolge. Er weist dann auch auf einige Unstimmig- 
keiten zwischen den Ausführungsbestimmungen und den Vorschriften der 
Anweisung vom 7. Juli 1907, soweit die Schließung und WiedererOifoung 
der Schulen in Frage kommt, hin. Zur Forderung der Kenntnis des Seuchen- 
gesetzes und der Ausführungsbestimmungen empfiehlt er AmtsTorsteher- Kon- 
ferenzen und einen weiteren Ausbau der Gesundheitskommissionen. 

Med.- Bat Dr. Bütow macht Mitteilungen über die Epidemie in Born- 
stedt und Bormio. Während sonstige Epidemien sich auf 20—80 Wochen 
ausgedehnt hätten, habe diese nur 10—11 Wochen gedauert, dabei aber fast 
dieselbe Anzahl yon Todesfällen gehabt, sei also audi recht schwer gewesen. 
Wenn sie trotzdem so Icurz abgelanfen sei, so sei dies wohl zu einem Teil 
den hygienisdien Maßnahmen zuzuschreiben. Vor allem habe der Schulschluß 
sehr gut gewirkt, femer die Aufstellung einer Baracke, die für die Absonderung 
unbedingt nOtig sei. Die Milchhandlungen seien ganz besonders geeignet, die 
Krankheit zu übertragen. Femer müsse man sehr auf Nachkranldidten (Ohr- 
eiterungen u. a.) achten, da das Bestehen solcher die Seuche unter Umständen 
noch nach Wochen wiener aufflackern lassen konnte. ^ ^ 
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Kreisassiäteosftnt Dr. K n r p j n w e i t : Die Bedmang eines praküscheii 
Arztes, der anf Scharlach - Ermitteiang geschickt werde, sei unter ümstSadett 
triel teurer, als wenn der Medidnalbeamte den dienstlichen Auftrag dazn hätte. 
Es empfehle sich, wie es in manchen Ostlichen Kreisen tliblieh sei, daß der 
Kreisarat generell vom Landrat erm&chtigt wftrde, bei jedem ersten Scharlach- 
fall selbst Ermittelungen rorzunehmen. 

^Kreisarzt Dr. Aust: Betreffs der üebertragung von Scharlach stehe 
man oft vor einem Bfitsel, wenn man nicht eine große Anzahl von „Halser- 
krankungen" als mindestens scharlachyerd&chtig auffasse. Die Lehrer sollteii 
alle mit irgendwdchen Symptomen ron .Halskrankheiten* Behaftete als 
scharlachyerdftchtig vom Schulbesuch ausschließen und der Polizei melden, so 
daß dann auch der Erdsarzt dayon Kenntnis erhalte. 

Eeferent Med.-Bat Dr. Meyen (Schlußwort): Die Aeußerungen in der 
Diskussion bestätigen die Wichtigkeit des Gegenstandes, dem in Zukunft mehr 
Aufmerksamkeit zu schenken sein wird. 

III. Die Simulation yon GelstesstSrnng In der Haft« 

Gerichtsarzt Dr. Marx spricht über die Simulation yon GeistesstOnmg 
in der Untersuchungshaft. Er berichtet zun&chst über die gegenwärtigeii 
Anschauungen der Psychiater über die Simiüation yon Geistesstörung. Dem- 
nächst erörtert er, warum Gefängnisarzt und Psychiater in ihren An- 
sichten über diesen Gegenstand so yielfach auseinandergehen. Er weist 
darauf hin, daß in der Einzdzelle des Untersuchungsgefängnisses eine zielbe- 
wußte Simulation leichter durchzuführen ist, als m den Krankensälen einer 
Irrenanstalt. Marx schildert dann eine Beihe yon Fällen dgener Erfahrung, 
in denen Untersuchungsgefangene Geisteskrankhdt zu simulieren yersuchten. 
In allen Fällen gelang es, die Simulanten zu überführen, die ihrersdts daiui 
selber direkt oder indirekt die Simulation dagestanden. Es werden dann in 
Kürze die Momente besprochen, die im Einzelfalle gestatten, die Diagnose auf 
Simulation zu stdlen. 

Zum Schluß geht Marx noch auf die Simulation der Epilepde und 
epileptischen Anfälle ein; er hebt femer noch heryor, daß im Untersuchungs^ 
sefängnis yon wirklich Geisteskranken die Geisteskrankhdt nicht selten andi 
dissimuliert wird. Ea handelt sich dabei yor allem um solche Getangene, 
welche die zdtlich begrenzte Strafe einem zdtlich unbegrenzten Aufenthalt 
in der Irrenanstalt yorziehen. 

Direktor Dr. Zinn: Die Beobachtung, daß geisteskranke Verbrecher 
ihre Krankhdt dissimulieren, machen wir auch in den Anstalten, sodaß mit- 
unter Schwierigkeiten entstehen bezüglich der Frage der Entmündigung usw* 
In der Anstalt sehen wir reine Simulation yon Geisteskranken sehr selten, 
in der Untersuchungshaft ist die Simulation als solche eben häufiger. Wir 
sehen andersdts Fälle yon Simulation yon Geisteskrankheiten bd Kranken, 
die mit der Bechtspflege durchaus garnidits zu tun haben. Das sind aber 
dann immer wieder Schwachdnnige, die ans ganz nichtigen Gründen zu ihrer 
Grundkrankheit alle möglichen Symptome hinzu simulieren. Was die Symptome 
betrifft, so fehlt dem erregten Geisteskranken jedes ErmüdungsgefflhL 
Wenn aber ein angeblicher ^Maniacus*' die ganze Nacht schläft, sobald er In 
sdner Einzdzelle ist, so ist er schon damit entlaryt. Gewohnheitayerbrecher 
ziehen es oft yor, eine beschränkte Zdt im Ghefängnis zu bldben, als auf un- 
bestimmte Zeit in die Irrenanstalt zu gehen. Manche yerwahren dch gerade- 
zu dagegen, als geistekrank zu gelten. 

Der Herr Begierungspräsident schließt die Versammlung mit 
Dankesworten an die vortragenden. 

Nach Schluß der Versammlung yerdnigte sich ehte größere Ansahl der 
Medizinalbeamten im nahegelegenen „Weihenstephan**. 

Dr. Meyen- PotsdauL 

Verantwortl. Bedaktenr : Dr. Bap mund, Beg.- u. Geh. Med.-Bjtt in Minden i. W 
J. C. G. BroBS, K«rmo^ WUHul. m. F. Sek^L. H«fbiiendnick«ni Ir UioänL 
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Berichte Aber Tersanunlimgen. 

Bdilage zur Zeitschrift fttr Medimalbeamte, 1908. V. 



Berielit ftber die amtlielie Tersammliuifi: der lledlsiiisl- 

beamten des Beg.-Bes. CHlit am 2. DesemDer 1907 mittag« 

lü Uhr (C^ebftade der I^esetresellsehaft) in Boim. 

An der Venwumliuie nahmen teil: Die Henen B^.-Prä8. Dr. Sie in •? 
meiater, Ober.Beg.-Bat Fink, Beg.- n. Geh. Med.-Bat Dr. Baaak, Land-» 
rat Graf T. Galen -Bonn, Oberbürgermeister Dr. Spiritns-Bonni Bttgeoid* 
neter Dr. T. Gartzem-Bonn. ärztlicher Beigeordneter Dr. Kraatwig-COlB| 
Geh. Med.-Bat Prot Dt. Pellman n-Bonn, Geh. Med.-Bat Pro! Dr. Finkler«^ 
Bonn. Prot Dr. Sie gert-COln, Priratdozent Dr. Seiter-Bonn, PriTatdozent 
Dr. £88 er- Bonn, s&mtUche Hedizinalbeamten dez Bezirks mit Anznahme 
der verhinderten Kreisärzte Dr. Bseh-WaltraptCöln und Dr« Herwig« 
Bheinbach. 

Nachdem Herr Beg.-Prä8. Dr. Steinmeister die Versammlang be« 
grftfit hat, wird in die Tagesoränong eingetreten. 

I« Dia Genleksianre mit bezenderer Berllekzielitiguig llirez Auf- 
tretens in CiUu Kreisarzt Med.-Bat Dt. Schnbert-Cöln. 

Der Vortragende gibt zunächst eine kurze üebersieht über die Ver* 
breitong der Genickstarre in den beiden letzten Jahrzehnten. Soweit Preußen 
in Betracht kommt, sind die veröffentlichten Zahlen nicht einwandsfrel ; nach 
den standesamtlichen Angaben betragen die Todesfälle im Darchsduiitt der 
Jahre 1889—1901 : 260; nach den Meldangen der Kreisärzte kunen dagegen 
in den Jahren 1899—1905 in der Monarchie mit großer Begelmäßigkeit etwa 
120 Erkrankangen vor. Das Jahr 1905 brachte 8764 Erkrankangen, von 
denen allein 8149 aaf den Beg.-Bez. Oppeln entfallen. Imfolgenden Jahr 
sank die Erkrankangsziffer aaf 2095 Erkrankungen: davon ist die Bhein- 
provlnz mit 831 Fällen beteiligt, von denen der größte Teil anl den Bezirk 
Düsseldorf bezw. die Ortschaft Hamborn im E^reise Bahrort entfällt. Noch 
höhere Zahlen sind im laufenden Jahr zu verzeichnen; bis zum 1. Augtist sind 
2854 Personen erkrankt. Unter den verschiedenen befallenen Bezirken kommen 
der Beihe nach Arnsberg mit 7^, Düsseldorf mit 488, Münster mit 269, 
Oppeln mit 121, Posen mit 104 und Cöln mit 100 Erkrankungen; man sieht 
hieraus, wie die Krankheit ihren Schwerpunkt nach dem Westen verschoben 
hat, der früher verhältnismäßig wenig befallen war. Eine Ausnalime hiervon 
macht nur die Stadt Cöln, hier kam es ün Jahre 1885 zu einer Epidemie von 
111 Erkrankungen (mit 87 Todesfällen), an die sich i^ folgenden Jahre 
84 Erkrankungen (9 Todesfälle) und im Jahre 1888 : 26 Erkräniningen (5 Todes- 
fälle) anschlössen. In den folgenden Jahren schwankten die Erfriwkungsziffem 
zwischen 1 und 8. Das laufende Jahr brachte bis Ende Dezember^) 79 Er- 
krankungsfälle. 

Daß eine Krankheit mit so viel rätselhaften Erscheinungen wie die 
Genickstarre das Interesse der Forscher in hohem Maße in Anspruch nalun, 
ist klar; die Ergebnisse aller Untersuchungen brachten indessen keine Klar- 
heit in die Sache. Wenn ein französischer Arzt im Jahre 1840 sich äußerte: 
L'^tiologie de cette affection est resiöe envelopp6e d'ombres imjp^netrables, so 
konnten Ziemssen, Häser und Hirsch bis in das Jahr 1886 diesen Aus- 

Srnch als noch zu Becht bestehend wiederholen. War es auch bekannt, daß 
e ärmeren BevOlkeruagsklassen und unter diesen hauptsächlidi das Jugend- 
liebe Alter vorwiegend befallen wurden — die Militärepidemien bleiben hierbei 
außer Betracht — , sowie daß die Krankh^t meist im Winter oder Frühjahr 
ihren Höhepunkt erreichte, so war das Wesen der Krankheit doch unbekannt 
geblieben; als feststehend konnte indessen gelten, daß sie verschleppbar und 
ansteckend sei. Die bakteriologischen Untersuchungen der verschiedensten 
Forscher haben das Dunkel aufzuhellen versucht, ohne daß es indessen ge- 
lungen wäre, die Natur des Krankheitserregers festzustellen. Erst dem Ein-* 

^) Die Zahlen sind nachträglich bis zum Jahresschluß ergänzt^ ^ 
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grbtfen der pifeußischen MedizinalTerwaltiiiig beim Ausbruch der obenchle- 
BJ3Gheii Epidemie ist es sa yerdankeii, daß sie durch Entsendung yon nam- 
haften Aerzten ud nnter Aniwendnng yen bedeatenden Mitteln die hai^t- 
sfichlich im Yordergronde stehende Frage nunmehr einer endgültigen LOsong 
sngefflhrt hat 

y. Lingelsheim hat festgestellt, daß der yon Weichselbanm nn- 
erst gefundene Keningococcos intracellolaris der Erreger der Genickstarre ist ; 
er nannte ihn deshalb Meningoooocns. Femer fand er, daß dieser Krankheits- 
keim auch bd gesunden Personen ans der ümgebnng der Knmken yorkommt 
nnd awar auf der Schleimhant des Nasenrachens. Die Ansaben dieses For- 
sehers haben allgemeine Anerkennung gefanden. Ueber die Zahl der mit 
Oenickstarrekeimen behafteten Personen, die sogen. Keimtr&ger, lauten die 
Angaben aus yersehiedenen Orten allerdings sehr yerschieden; sicherlich sind 
sie aber zahlreicher, als die Kranken selber. Die Kokken yersehwinden im 
allgemeinen bald wuder aus dem Bachen; sie sind einmal bis nur Dauer yon 
82 Tagen nachgewiesen; yermutlich kOnnen sie in RinsellMlen aber noch 
llnger haften; fftr ihren Wirt werden sie nur sehr selten yerhingnisyolL 

Prüfen wir hiemach die Verbreitungsart der Krankheit, so ist nicht zu 
bestreiten, daß gelegentlich eine unmittdbare üebertraffung yom E^ranken auf 
Gesunde stattfindet; solche F&üe sind beschrieben yon Hirsch, Leichten- 
stern und Krohne. Treten Mehrerkraakungen in einer FamiUe auf — das 
kommt yielleicht in 1/6 aller FUle yor — so ist die Möglichkeit der Ent- 
stehung yon einer gemeinsamen Quelle allerdings weder zu bestreiteB, noch 
bewiesen. In weitaus den meisten Fällen kommt es zu einer indirekten Ueber- 
tragung, ohne daß sich die Wege immer nachweisen ließen, iän besonders 
schönes Beiroiel hat Kreisarzt Bieger aus Brieg in dem klinischen Jahr- 
buche yerOfKutlicht, Ein LederarbSter aus der Umgegend yon Brieg, in 
dessen Familie 4 Erkrankungen yorgekommen waren, kehrte nach l&ngerer 
Arbeitspause in die Fabriz zurttä; nun erkrankten zun&chst mehrere 
Kinder seiner Arbeitsgenossen und dann noch weiter mehrere Personen, im 
ganzen 2 Erwachsene und 18 Kinder, die zu der Fabrik in Beziehungen 
standen. Daß die indirekten üebertragungen in der Begd durch Keimträger 
gdegentlich auch durch unerkannt gebliebene Erkrankungen yermittelt werden, 
muß als sicher angenommen werden. Ansteckung durch leblose G^enstände 
ist bisher nicht beobachtet; Wollenweber führt eine Infektion in der 
Familie eines Kohlenabladers darauf zurttd[, daß die Kohlen aus dem Bpidemie- 
herd in Hambom stammten« Die Schulen spielen bei der Verbreitunff der 
Krankheit im allgemeinen keine besondere Bolle; daß Badeanstalten hierbei 
beteiligt sein konnten, wie Kollege Med er meint, ist immerhin denkbar, aber 
noch nicht sicher genus erwiesen. Die yon Med.-Bat Dr. Springfeld auf- 
gestellte Theorie, daß die E^mnkheitskeime sich yiele Jahre lang an 
einem bestimmten Ort untätig halten kOnnen, um gelegentlich wieder heryor- 
zubrechen, leidet unter anderem daran, daß die frflheren Krankheitsfälle nicht 
sicher genug festgestellt sind. 

Auch wenn man alle EntstehuagsmOglichkeiten ins Auge faßt, wird man 
im gegebenen Falle, namentlich bei den sporadischen^ Erkrankungen, yielfach 
eine bestimmte Erklärung nicht abgeben kOnnen. 

Wenn es zu einer stärkeren Verbreitung der Krankheit kommt, ent- 
fallen die meisten Fälle auf die Winter- oder Frühjalirsmonate; auch werden 
meistens die ärmeren Familien heimgesucht. Man hat dies auf das dichtere 
Zusammenleben und die Ungunst der sanitären WohnungsyerhiUtnisse zurflck- 
gefflhrt, eine Ansicht, die wohl etwas fttr sich hat, aber die Sache nicht hin* 
reichend erklärt Viele Autoren heben heryor, daß grade Jcräftige und bltthende 
Personen befallen werden ; unter Leichtensterns }24 Kranken hatte keiner 
Zeichen yon Bachitis, Skrofulöse, Phthisis oder überhaupt einer chronischen 
Krankheit, was doch nicht grade dafür spricht, daß ungünstige sanitäre Ver*- 
hältnisse auf sie eingewirkt hätten. In diesem Punkte hat uns die Ent- 
deckung des Meningococcus der LOsung der Frage nicht yiel näher gebracht» 

Daß das jugendliche Alter hauptsächlich befallen wird, ist bekannt. 
In der oberschlesischen Epidemie stieg die Häufigkeit der Erkrankungen bis 
zum 4. Lebensjahre und fiel dann gleiclimäsig bis zum 15. Jahre, um späterhin 
unregelmäßig zu werden; das noch nicht schulpflichtige Alter war weitaus 
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am häufigsten erkrankt Im Stadtkreis Eattowitz sowie 1906 in Dnisbnrg- 
Bukrort lag der HOkeponkt der Erkrankungen dagegen im Sftnglingsjal]^. 
Wahrscheinlich ist letzteres die BegeL 

In Cöln trat der erste Fall im Janaar anf, der 2. im Febraar; ron da 
ab stieg die Kurve bis zum Monat Angost mit 22 FAllen; die übrigen Monate 
brachten nnr wenig Erkrankangen. 2/3 aller FfiUe entfielen auf die 8 Sommer- 
monate; es war also das Bild einer ansgesprochenen Sommerepidemie. Bis 
zum 31. Dezember worden 79 FftUe gezählt, Ton denen die meisten bakte- 
riologisch sichergestellt werden konnten. 

Mehrerkranknngen kamen 5 mal rot: 

1. Am 28, März erkrankte ein Säugling, am 30. März seine Matten 

2. Am 7. April und 10. Mai je dne Erkrankung bei 2 Familien auf 
demselben Stockwerk. 

8. Am 26. April und 28. April erkrankten 2 Kinder. 

4. Am 6. Mal erkrankte ein Arbeiterkind: am 11. März war ein Bruder 
nach 5 wöchigem Krankheitslager an Hydrocepnalus gestorben; am 18. Mid 
erkrankte ein zweiter Bruder mit leichteren, aber charakteristischen Erschei- 
nungen. 

5. Am 12. Dezember erkrankte ein Arbeiterkind im 2. Stockwerk. Am 
17. Dezember ein anderes im 1. Stockwerk desselben Hauses. 

Dem Stande nach wurden wohlhabende Familien nur selten befallen^ im 
übrigen meist Arbeiterfamilien; von Verkehrspersonen waren darunter 2 Kelmer, 
2 Kutscher, 1 Friseur, 1 Hausierer, 1 Schuster. Nicht yertreten war die Post 
und das EisenbahnverkehrspersonaL 

Woher die Krankheit gekommen ist, hat sich sicher nicht erkennen 
lassen, yermuüich ist sie aus dem Kohlenreyier der Buhrgegend eingeschleppt 
worden. Auch zwischen den einzelnen Erkrankungen hat sich — abgesenen 
Ton den Mehrerkrankungen — ein Zusammenhang nicht herausgestellt. 

Die Verteilung über die Stadt war im allgemeinen eine zerstreute, doch 
lieE sich in 2 Stadtgegenden erkennen, daß hier eine gewisse Anhäufung statt- 
gefunden hatte; es waren dies die Umgebung der Seyerinstraße in der Alt- 
stadt und die Umgebung des Barbarossaplatzes in Alt- und Neustadt. Der 
Kern der alten Stadt war im ttbrigen nicht befallen. Von den Vororten blieben 
einzelne frei, in anderen kamen dagegen mehrere Erkrankungen yor. 

Von den 79 Erkrankungen entfiden 56 auf das männfiche und 28 auf 
das weibliche Geschlecht. Unter 41 befallenen Schfllem befanden sich 
32 Knaben und 9 Mädchen und zwar in der Stadt 28 Knaben und 5 Mädchen, 
in den Vororten 4 Knaben und 4 Mädchen. 2 mal wurden Schttler derselben 
Schulklasse befallen, einmal gleichzeitig, das andere Mal nach einem Zwischen- 
raum yon mehreren Monaten. 

Das schulpflichtige Alter war am stärksten befallen; die Hälfte der 
Erkrankten waren Schiller. Im ersten Lebensjahr standen nur 2, im zweiten 
nur 1 Kind. Als Ursache dieses yon andern Beobachtungen abweichenden 
Verhaltens wird yermutet, daß die Erkrankungen der Säuglinge wahrscheinlich 
mit den in den Sommermonaten häufig auftretenden Kinderkrämpfen yerwech- 
selt wurden. 

Ueberhaupt war die Diagnose yielfach sehr schwer; 56 mal bestätigte 
sich der ausgesprochene Verdacht nicht und selbst unter den festgestellten 
Fällen war die ursprüngliche Diagnose oft eine recht schwankende ge- 
wesen. Als abortiye Erkrankungen wurden 2 angesehen. Das Ergebnis der 
Nachforschunsen auf Keimträger war sehr ungleich. Manchmal fand man, 
daß alle Gesdiwister befallen waren, in anderen Fällen einzelne oder keine. 
Die Annahme, daß die Zahl der Keimträger 10—20 mal so groß sei, wie der 
Kranken, scheint demnach nicht ganz begrttndet. In der SdEulklasse, in der 
2 SchtÜer gleichzeitig erkrankten, befanden sich unter 52 SchtQem 13 Keim- 
träger; in anderen Klassen 1 oder 2. Die Mortalität der Erkrankten betrug 
68,3%, außerdem behielten 3 schwere Folgezustände; ein yollkommen gflnstiger 
Ausgang wurde nur bei 21 yon 79 erzielt. 

Die Bekämpfung der Krankheit bestand in der sofortigen Ueberftthrune 
der Erkrankten in das Augustahospital, yorausgesetzt, daß die Krankheit no(£ 
rechtzeitig erkannt wurde; ferner in der Desinfektion der Wohnuni^ und ge- 
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gebenenfalli der Schule. Beitlglieh dei Ketmtr&gei war maa achließlieh dahm 
gekommeB, die mit Keimen behaxteten Personea vom Sehalbesuoh aneiiisohliefieii 
and. wenn ang&ngig, auch yon den Arbeitebetrieben; in besonders gearteten 
F&llea worden sie auch in einem Krankenhanse untergebracht Erwünscht 
wäre eine Beetimmong, nach welcher die Leichen der in der Wohnung Ver- 
storbenen alsbald ans dem Hanse yerbracht werden mttfiten. 

Die Öffentliche Bekanntgabe der Erkrankungen durch die Presse hat 
sich als sweckm&ßig erwiesen. (Eigenbericht) 

Diskussion: Der Herr Beg-Präsident wünscht eine ErU&mng 
darüber, ob es sich bei dem diesjährigen Auftreten der Genickstarre in Cöln 
nach ftrztlicher Ansicht um eine «Epidemie* gehanddt habe. Meder*Cöln- 
Nord mochte von einer Epidemie milder Art sprechen, gegen welche die 
sanitätopoliseüichen Maßnahmen nur wenig genützt hab^ Das für den 
Winter erwartete Wiederaufflackem der Krankheit ist nicht eingetreten. 
Demgegenüber hält Krautwis-COln an seiner, auch der OeffentUchkeit gegen- 
über yertretenen Ansicht fest, daß bei einer über das Jahr yerteilten £kraa- 
kungsziffer von etwa 85 Fällen bei einer BeyOlkerung yon 480000 Einwohnern 
und mit einer Sterblichkeit yon 65,8^0 nicht gut yon einem epidemischen 
Auftreten der Krankheit die Bede sein kOnne. Es ist auch zu bedenken, daß 
das Wort «Epidemie* in der OeffentUchkeit gleich eine andere Deutung er- 
fährt und yiel schädliche Aufregung in der BeyOlkerung heryorzurufen pflegt 
Andere Krankheiten, bei deren gdiäuften Auftreten auch nicht gleich yon 
epidemischer Verbreitung gespro(äen werde, hätten eine größere Verbreitung 
und absolute Mortalität, z. B. Masern und Keuchhusten. Der Herr Begie- 
rungspräsident kommt auf die yom Vortragenden erwähnte Betrach- 
tung der Leichen durch Schulkinder zurück. Der Sarg kann auf Veranlassung 
des beamteten Arztes sogleich geschlossen werden. Die Ausführung dieser 
Maßregel muß yon Polizeibeamten beaufsichtigt werden. Von den Stadtyer- 
waltungen wird bei Begräbnissen yon Kindern, die an übertragbaren Knmk- 
heiten gestorben sind, jetzt immer die Tdlnahme der Sdiulkinder yerboten. 
Finkler- Bonn: Weldie Aufregung schon das Auftreten yereinzelter Fälle 
yon Genickstarre in der BeyOlkerung henrorgerufen, g^e daraus henror, daß 
schon bei Beginn des Sommersemesters an i£i die briefliche Anfrage gerichtet 
worden sei, ob ein üniyersitätestudium in Bonn mit Bücksicht auf die in OOln 
herrschende Genickstarre gefährlich sei! Die Frage der Spezifität der Meningo- 
kokken ist Finklers Ansicht nadi noch nicht ganz geklärt. Der Meningococcus 
iutracellularis ist selir empfindlich und hält sich nur kurze Zeit in der AiSenwelt 
Auch ist das Anlegen einer Kultur sehr schwierig; sie ist aber zur Gewinnung 
einer sicheren bakteriolop;i8chen Diagnose nOtig und wird nur durch frischeres 
Material ermöglicht Dies gilt auch besonders bei der Untersuchung der 
Bückenmarkspunktionsfiüssiffkeit, zumal bei der aus der Leiche entnommenen. 
Auf Kokkenträger zu fahnden, hat nur dann Wert, wenn ein sicherer Krank- 
heitefall erst festgestellt ist; es erwächst sonst dem Bakteriologen eine über- 
flüssige Arbeit Die Zahl der festgestellten Kokkenträger wird dayon ab- 
hängen, ob dier üntersucher gefundene Kokken für die speziflschen hält oder 
nicht Finkler selbst hat in der Umgebung der im Bonner Institut zur 
Untersuchung gelangten 6 Fälle yon Genickstarre keinen einzigen Kokken« 
träger gefunden. Die yom Ministerium yorgeschriebenen Gefäße zur Auf- 
nahme yon Untersuchun|;sobjekten hält Finkler für ungeeignet, weil 
unhandlich. Busak teilt diese letztere Ansicht Finklers. Es wird 
demnächst in diesem Sinne an den Herrn Minister berichtet werden. Auch 
er ist der Ansicht, daß man bei dem diesjährigen Auftreten der Genickstarre 
in COln nicht yon einer Epidemie sprechen kOnne. Eine generelle Vorschrift, 
welche sofortige Schließung des Sarges der an dieser Krankheit gestorbenen 
Personen anordnet, ist nidat erforderlich, da die Leiche nicht als derartig 
ansteckungsfähig angesehen werden kann. Der Herr Begierungsprä* 
sident hält cdne möglichst baldige Schließung des Sarges als Mittel zum 
Zwecke für yorteilhaft, da in diesem Falle die Schulkinder yom Betreten 
des Hauses eher abgehalten würden. Med er- OOln -Nord hat nur bald 
nach dem Tode, aber nie nach mehr als 12 Stunden danach durch Punk- 
tion des Wirbelkanals an der Leiche Flüssigkeit erhalten, wohl aber, selbst 
nach mehr als 24 Stunden nach dem Tode, durch Punktion yom Hinterhaupte- 
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loehe am. Auch er spricht sich wie Fink 1er vngttnstig Aber die fttr hak- 
teriologische üntersixchiuigsohjekte bestimmten (^flfie aus, Meerheck- 
Mftlheim a. Bh. berichtet knrz ttber 4 vor einigen Tagen in Bergbch-Qladbach 
aufgetretenen Genickstarreerkranknngsf&üe bei Fabrucarbeitem desselben Be- 
triebes. Die Erkrankten hatten nicht cdne gemeinsame Abeitsstitte; wohl aber be- 
nntsten zwei Ton iluen eine gemeinsame Kantine. Krantwig-COln Termifit, 
daß heute nicht so klar das ausgesprochen ist, was Flügge auf der Ver- 
sammlnng des Deutschen Vereins für Öffentliche Gesundheitspflege in Bremen 
festgelegt habe, daß jeder Mensch, der mit (Hnidatarrdbraiaken zusammen- 
gekommen ist, als Kokkentrfiger anzusehen wSre. Daß man nicht h&ufiger 
Kokkentrager findet, ist aus technischen Gründen zu erkl&ren. Es ist not- 
wendig, die Untersuchung auf Kokkentr&ger Ton Bakteriologen an Ort und 
Siello Tomehmen zu lassen. Dieser Ansidit ist auch Siege rt- Cöln, derrer- 
laagt, daß die Kulturen direkt am fraglichen Kokkentr&ger angdegt werden. 
Nidbt derS^ranke ttbertr&gt die Krankheit, sondern der Koklmtrftger; des- 
halb muß sich Tor allem auf diese die Auänerksamkeit richten. Diä 20 mal 
mehr Arme erkranken, wie Beiche, liegt daran, das es 20 mal soviel Arme 
wie Beiche gibt. Siegert steht dem Erfolg hygienischer Maßnahmen bei 
der Genickstarre sehr skeptisch gegenüber und mOehte seinerseits dayor 
warnen, durch Becriffe wie »Epidemie* Furcht in die BerOlkerung zutragen; 
aus diesem Grunde hSlt er auch die VerOifentlichung der F&lle durch dif 
Presse nicht für richtig. Demgenüber weist Krautwig-COln davauf hin, 
daß im § 29 der »Anweisungen* eine Belehrung der Bevölkerung vorgesehen 
ist. Da eine unnötige Beunruhigung zu vermeiden ist, muß & Mittelweg 
eingesehlagen werden. In OOln wird in der Begel jeder Fall ohne Kom- 
mentar von der Gesundhdtspplizei der Presse mitgeteilt. Busak hält, 
da der Kranke in den ersten Tagen dar Erkrankung doch Krankheitskeime 
im Nasenrachenräume beherberge und sie verstreuen kOnne, eine üeber- 
Weisung des Erkrankten in das Krankenhaus für notwendig. Wenn Siegert 
erklärt, daß er noch nie eine sichere Ansteckung durch (inen GtonicksUrre- 
kranken gesehen habe, so muß darauf hingewiesen werden, daß ja auch nicht 
jeder Kokkenträger die Krankheit überträgt Alle Schwierigkeiten, die bei 
Leichenbegängnimen entstehen« würden aus der Welt geräumt werden kOnnen, 
wenn jede Leiche in ein Leidienhaus überführt werde« Die Versuche, eine 
Begräbnisordnung auszuarbeiten, sind bislang noch auf Widerstand gestoßen. 
Seit er -Bonn: Die Zahl der Kokkentrager wird stets zu hoch angegeben; 
sie geht bei genauester bakteriologischer Untersuchung und Ausscheiden jedes 
unsicheren Befundes herunter. Es muß nicht nur der mikroskopische, sondern 
auch der kulturelle Nachweis erbracht werden. Es würde vor Absendungen 
des zu untersuchenden Materials dem Institut vorher telephonisch Mitteilung 
zu machai sein. Hillebrand-BergheLoi: Auch in den bakteriologischem 
Fortbildungskurse für Medizinalbeamte im Institut für Infektionskrai&heiten 
in diesem Sommer sind den Teilnehmern des Kurses die intrazellulären 
Meningokokken nicht mit Bestimmtheit als die Erreger der Genickstarre 
bezeichnet worden. Schuber t-COln bemerkt in seinem Schlußwort, daß 
Lingelsheim durch gelungene Infektion von 5 Affen mittelst Beinkulturen 
von Meningokokken die Beweiskette, daß diese die Erreger seien, ge- 
schlossen habe. Er tritt für eine weitgehende Aufklärung des Publikums über 
den Stand der Seuche ein. Eine sofortige bakteriologische Untersuchung des 
Materials ist unbedingt notwendig. 

n. Bas Yerhalten der Erinnerung bei Epilepsie. Prof.Dr. Aschaffen- 
burg-COln. 

Vortragender erOrtert den BegrüT der Bewußtlosigkeit im Sinne des§ 61 
Str.-G.-B., der als Bewußtseinstrübung ausgelegt werden müsse. Die neuere 
Forschung hätte ergeben, daß der früher als ausschlaggebend betrachtete Maß- 
stab des Verhaltens der Erinnerung um so stärker erloscht, je tiefer die Be- 
wußtseinsstörung ist. An einer Bähe von Beispielen sucht Vortragender dar- 
zutun, wie sich die Erinnerung verhalten kann. Sie kann vOUig erloschen 
sein und zwar auch dann, wenn die Handlungen während des epileptischen 
Zustandes durchaus besonnen erscheinen und keinerlei Schluß auf den Geistes- 
zustand des Handelnden zulassen. 

Häufiger ist die Erinnerung eine partielle. Es bestehen SMnnerungs- 
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inaelB, die Itr die foreiiliflGhe BenrieUiing batoaden dann wichtig werden, 
wenn ein Angeklagter gleichgilltiffe Dinge weiß, die Haaptereigniese aber var- 
ffeeeen zu haben Mhauptet. In ueeem Zaeammenhang ut besonders wichtig 
&e Ankntlplanff der im DSmmennstand begangenen Handlungen an Ereignisse 
ans früherer oder der dem Anfall unmittelbar Toraagehenden Zeit 

Ob die Erinnemng dorchans klar erhalten sein kann, erscheint fraglich. 
Wahrscheinlich fehlen auch bei scheinbai guter Erinnerong Tiele Einzelheiteii. 
Im Anschloß an diese Anseinandersetznng, die durchweg durch Beispiele 
Ton nicht forensischen FUlen illustriert wird, besnricht Aschaffenburg 
dann weiter die retrograde Amnede, wie sie besonaers nach Erhlngungsrer- 
suchen und SchftdelTerletsungen bekannt geworden ist Es kommen aber auch 
epileptische Znstinde yor, in denen die Amnesie zum Teil auf die Zelt For 
dem Anfall zurftckgoht Umgekehrt mOohte Tortragender die Aufmerk- 
samkeit auf die retrograde Ergänzung hinlenken, worunter er die AusffiUuBg 
der tatsichlioh bMtehenden Brinnemngslllcken durch gleichgttltige Ereignisse 
rerstaaden wissen wilL So kann es kommen, daß ein &»llepüker glaubt, Keiae 
Erinnerungslücke zu haben, da wo tatsächlich ein Ausfall einer gewissen Zeit 
besteht 

Das Verhalten der Erinnerung nach epileptischen Anf &llen ist im Laufe 
der Jahre für die Beurteilung immer schwimger geworden, glddizeitig mit 
der sich erweiternden Diagnostik der EpOepile. Aber anderseits ist auch 
Tieles Uaier geworden; wir wissen manche Zustftnde jetzt richtiger zu 
beurteilen, wie das bei der frftheren schemaUschen Auffassung yon dem Ver- 
halten der Erinnerung angenommen wurde. rEiffenberichtl 

Diskussion: Pellmann-Bonn: Der Begriff und die Beurteilung 
der Epilepsie sind schwieriger geworden. Da es sich bei der Erinnerung 
immer um eine eigene subjdctiTe Angdegenheit handelt, so muß in diesen 
Fällen der Sachrentändige zuerst ein ürtdl darttber zu gewinnen suchen, ob 
in der Tat Epilepsie vorfiegt. Diese Diagnose ist nur dann zu stellen, wenn 
es sich um periodische Störungen handelt Auch während des ^ileptischen 
Anfalles selost besteht ein Zustand eines eigenen Bewußtseins, das aufhOrt, 
wenn der Kranke aus dem Zustande unklarer Erinnerung in den gesunden 
übertritt Die retrograde Amnesie ist mehr als Symptom des Shoks als der 
Epilepsie aufzufassen. Bei der Korsakowschen Psychose &idet man in 
ähnlicher Weise wie bei der Epilepsie eine unbewußte Ergänzung der Er- 
innerungsbilder. Das Vorkommen solcher Erinnerunirsbrttcken wird häufig 
beobachtet liegt Epilepsie vor, so kann in dieser Hinsicht dem zu Beur- 
teilenden ein gewisses Vertrauen entgegengebracht werden, daß er nicht ab- 
sichtlich täusm. Ungar- Bonn: S M Iftr den Sachverständigen dne oft 
recht schwierige Aufgabe, dem Bichter derartige Fälle klar zu machen. In 
einem Falle hat Ungar sich yor Gericht dahm ausgesprochen, daß der In- 
kulpat ein Epileptiker sei und die MOfflichkeit bestehe, daß im gegebenen 
Moment ein Dämmerzustand vorgelegen habe. Es ist aber zur Verurteilung 
des Begutachteten gekommenen. In manchen Fällen ist das „veränderte 
Bewußtsein" (Siemerlin g) nachzuweisen. Der serichtsärztUche Begutachter 
ton Epileptikern sollte weitherzig sein. Verhältnismäßig viele Epileptiker 
werden infolge allzugroßer Aenffstiüchkeit der Sachverständigen verurteilt 
Die kriminellen Hanfiungen vieler Epileptiker fallen mindestens unter den 
Begriff verminderter Zurechnungsfähigkeit. Aschaffenburff hat ebenfalls 
üble Erfahrungen in foro ffcmsicht wenn es sich darum handdte, mit (Gewiß- 
heit zu entscheiden, ob em epileptischer Zustand vorgelegen habe, der die 
Bedingunffcn des § 51 Str.-G.-B. mflllte. Er pflegt in der Begd sein Gut- 
achten diuiin zu formulieren, daß der Inkulpat ein Epileptiker sei, bei dem die 
in FrM^e stehenden Zustände vorkämen. In dem betreffenden Falle sprächen die 
und die Umstände dafOr, daß er an dem betreffenden Tage einen Dämmer- 
zustand gehabt habe, so daß die Wahrscheinlichkeit fflr das Vorliegen der 
Bedingungen des § 51 Str.-G.-B. beständen. Die Frage der retrograden Am- 
nesie kann auch forensisch eine praktische Bedeutung gewinnen, wenn ein 
Täter verurteilt wird wegen eüier Tat, die in normalem Geisteszustände verttbt 
ist, deren er sich aber nicht mehr erinnert, da sie zeitlich in den Bereich 
einer retrograden Amnesie gefallen ist. r^ T 
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III. Ueber die Bolle der Siugrlliigsmileh in dei^ Sängliiigefllrgerge« 

Prof. Dr* Siegert-Odln. 

Vortragender prttft die heute allgemeiii gttltigen Anschaanngeii betr. 
der Gefährlichkeit der Kuhmilch bei der kttnetlicheii Em&lunuig. Diese 
kommen in 8 Thesen nun Anstrag: 

1) Bei der heutigen, auch sorgfaltigen Gewinnung der Kuhmilch — 
Produktion, Transport und Handd — wird die Kuhmilch derartig bakteriell 
infisi^rt, daß sie gesnndheitsschfidlich resp. gefährlich ist 

2) Eine wätere erhebliche Verschlechtemng erlitt sie bei der Ver- 
arbeitung zur Säuglingsnahrung im Hause. 

8) Die sterilisierte, tote Milch ist minderwertig, nur die rohe, lebende 
Milch ToUwertig. 

Aus 1 und 2 ergibt sich die Forderung nach fast absolut aseptischer 
Kuhmilch und Lieferung derselben in sterilen Einzelportionen an die Kon- 
sumenten, also eine gewiltige Verteuerung der Milchproduktion und Kompli- 
zierung der Verarbeitung. Auch aus These 8, die nur yon wenigen, allerdings 
sehr .beachtenswerten Paediatem nach Behrings Vorgang aufgestellt wird^ 
folgt die Forderung nach aseptischer Bohmilch aus dem Musterstall. 

Vortragender weist nach, daß eine einigermaßen sorgfältig produzierte 
Milch schon heute durchaus ungefährlich bleibt bis zum Konsumenten und 
ebenso bei diesem, wenn sie richtig behandelt wird; dies beweist die allerseits 
erhobene Tatsache, daß im Hause der Beichen auch bei fehlendem Milchregu-i 
latiT der kflnstlidi genährte Säugling an Verdauungsstörungen selbst fm 
heißen Sommer nicht stirbt, wohl aber in Massen die Prolet£rierkinder, bei 
denen eine Schädigung der Milch unyermeidlich ist und diese zum tOtlichen 
Gift macht 

Die überhitzte Wohnung, Maingel an Wasser, an Verständnis fttr die 
Pflege und an Pflege selbst fahren bei dem durch Bßtze schwer geschädigten 
Säugling und bei weitgehender Versclunutzung yon Flasche, Sauger, Kind und 
Hände der Pflegepersonen zuj^ todlichen Verdauungsstörung. 

Die soziale Lage entscheidet, nicht der Gehalt an niditpathogenen 
Keimen. in einer erwiesenermaßen heute schon oft recht wohl zulässigen Menge. 

Notig wird also neben einem guten Milchregulatiy und seiner tatsää- 
lichen Anwendung, neben der Lieferung yon sterilen Einzelportionen und gutem 
Ausgangsmaterial die SäugUngsfUrsorge mit ihrer StiUpropaganda, Mutter- 
belehrung, SäuglingskontroUe Und mit Förderung der sozialen Lage der Üir 
unterstellten Pfleglinge. These 3 ist heute absolut unbewiesen in jeder Be- 
ziehung; eine aseptische Bohmilch bleibt eine durchaus unnötige, utopische 
Forderung. Die Bolle der SäuglingsmÜch in der Säuglingsfürsorge liegt klair; 

Die Verabfolgung der Säugluigsmilch ist nur dann wirksam, wenn sie 
dient als eine der Waflen der auch ohne sie sehr leistungsfähigen Säüglingsr 
fttrsorge. 

Was diese leistet, auch ohne Säuglingsmilchanstalten, beweist die Ge- 
meindewaisenpflege auf der HOhe modemer Entwicklung, welche die Sterblidi- 
keit der unehelicmen Kinder unter die der ehelichen herabsetzt. 

Haben aber die ehelichen Kinder der Unbemittelten weniger Becht 
auf Leben und weniger Becht auf SäugUngsfflrsorge r 

Von sachyerständigen Aerzten organisiert, yon der Begierung, den Ge- 
meinden gefordert, wird sie dann die heutige gewaltige Säu^ingssterblichkeit 
eindämmen, wenn ihr eine Verbesserung der Ihcistenzbedingungen, auch der Un- 
bemittelten, die Durchführung ihrer Forderungen gestattet : natürliche Ernäh- 
rung, Pflege des Kindes durcSi die Mutter, Lmt und JAdht in gesunder Woh- 
nung. (Eigenbericht.) 

Diskussion: Finkler-Bonn: Die Gewinnung einer aseptische!^ 
Milch, die übrigens stets ein Traum bleiben wird, ist nicht so notwendig, 
wie yielfach angenommen wird. Es ist schließlich gleichgültig, ob die 
Milch aseptisch oder mit einigen Keimen in das Haus geliefirt wird; denn 
auch eine, aseptische Milch würde in den Häusern der Protarier der Ver- 
derbnis anheimfallen. Eine keimarme Milch wird garantiert durch eine 
gewisse Vorsicht im Stalle. Die Behringsche Ansicht yon der Aufnahme 
yon Immunkörpern durch den Genuß roher Milch ist hypothetisch und 
wissenschaftlich noch sehr zweifelhaft, schon deshalb^ weil anzq^iehmen 
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ist, dftfl bei der Verdannng des Kaseiis die SohutsstoiTe sagmude gehen. Man 
ist dayon ahgekemmeiL die rohe Mileh aUein auf den Schild in heben. Aber 
anch der Wert der lOicliBterilifliening ist Tielfach übertrieben werden« Ueber 
die anfinstellende Erldtmngsgrenie m man sich noch nicht recht Uar; denn 
eine längere Zeit Aber 100* erhitste Milch dttrfte wohl als gesnndlieita- 
BChSdlich angesehen werden mfissen. Bei einer Erwftrmnng bis 90—100* 
werden in 10 bis 16 Minuten alle pathogenen Keime, wird anch der Mlleli- 
sftnreerger abgetötet, während Sporen yon Henbasillen nnd der Battersfinre- 
erreger leben* Da es aber praktisch schwierig ist, die Milch konstant fttr 
einige Zeit auf 90—100* sn halten, so scUftgt Finkler Tor, die UBA 
schnell auf 100* an erhitsen nnd rasch wieder äznkflhlen. Mittelbar spielt 
die Wohnungsfrage eine große Bolle bei der Müchbenrteilnng; man denke 
nnr daran, wie leicht im heißen Sommer in einem ensen Wohnraum eine 
Wiimestannng eintreten kann. Die Proletarierfran ist mcht immer imstande, 
die gelieferte Milch sofort abnkochen; anch stellt sie oft die Milch nicht 
ktÜiL Oerade in der Vemachlässignng Ton Kleiniffkeiten bei der Mflch- 
Bubereitnng fttr den Sftngling liegt eine große Gefahr, die ohne Kostenmnf- 
wand leicht yermieden werden konnte. Vor allem yersprioht sich Finkler 
Erfolg yon einer dnrch Aerzte geleiteten Fftrsorge. Alle Schwierigkeiten 
würden dnrch das Selbststillen tlbciwnnden werden. In dieser Hinsicht konnte 
mehr geschehen, als bisher geschehen ist Finkler mOchte den sogen, lakto- 
genen Mitteln nicht jede mrksamkeit absprechen. Aendemngen in der Er« 
nihmng haben immer einen großen Einfluß auf die Milchproduktion der Frauen. 
Eiwdflaufnhr steigert hei Tieren die Milchsekretion. Aus diesem Gründe emp- 
flehlt Finkler, nihrenden Frauen Eiwdßiulagen su geben. Die Bungescne 
Ansicht yon der sunehmenden UnfShigkeit der Mütter zum Nähren ist jetst 
stark erschlittert Es müssen mehr praktische Erfahrungen über Mittel ge* 
sammelt werden, welche imstande nnd, die Nährfähigkeit der Frauen su 
'Kern. In dieser Bichtung konnten die Kommunen dnrch Bewilligung Ton 



GMdmitteln zur Klärung der Frage beitragen. Krautwiff-COln: Siegerts 
Ausführungen haben das Problem der Säuglingsfraee nicht klarer gemacht 
Bis yor wem halben Jahre noch Ist yon den Kinderärzten die bdcterielle 
Verunreinigung der Milch als der wesentlichste Faktor bei der Kindersterblich- 
anffcsehen worden. Die schlechten Wohnungsyerhältnisse der Armen spielen 
w<ml eine Bolle, aber mehr eine mittelbare, sekundäre. Die Beleben sind im- 
stande, ihren Aindem bessere Milch zu yerabreiehen. Eher zu ändern rind 
die Mllchyerhältnisse, als die Wohnungsyerhältnisse. Siegerts Annahme, 
daß die unehelichen Kinder jetzt eine geringere Sterblichkeitsziffer aufweisen, 
als die ehelichen, ist eine irrige. SOhle-waldbroel berichtet über günstige 
Erfahrungen, die er als praktischer Arzt in einem Vororte Berlins mit Unter- 
weisung der Mütter ffcmacht hat Man muß darauf hinausgehen, die bei der 
Zubereitung der MildEi yorzunehmenden Manipulationen so emfach als mOglich 
zu ffcstalten. Es muß eine sauber gewonnene Milch geliefert, aber es muß 
ancn übertriebenen Anforderungen an den Milchlieferanten entgegengetreten 
werden. Die Kühe dürfen nur mit einwandfreiem Futter gefüttert werden. 
Die Hauptsache in der Säuglingsemährungsfrage bleibt die Sauberkeit bei 
der Milchberdtung im Hause. Busak-COln: Die Städte COln und Bonn 
haben schon sdt langer Zeit eine MilchpoUzeiyerordnung yerlangt Es ist 
anch im hiesigen Bezirk nach yiden Beratungen eine MilchpoUzeiyerord- 
nung ausgearbeitet worden. Nachdem der Entwurf dem Herrn Oberpräsi- 
denten yorgdegen hatte, beabsichtigte dieser durch eine Polizeizerordnung 
für die ganze Proyinz die Frage zu regeln. Aber auch dazu ist es nicht 
gekommen, da nunmehr in den zuständigen Ministerien die Polizeiyerordniing 
ausgearbeitet werden solL Sie ist in nächter Zeit zu erwarten. Dabd ist 
auch eine Begelung der Fütterungsfrage yorgesehen. In COln ist die Einrich- 
tung der Mutterberatungsstellen möglichst zu beschleunigen. Ungar-Bonn: Bei 
der hohen Mortalitätsziffer der Säuglinge spielt nicht selten auch ein strafbarer 
Mangel an Sorgfalt yon selten der Angehörigen eine Bolle. Auch kommt manch- 
mal eine Pflichtyersäumnis der Hebammen in dieser Bichtung yor, beispielsweise 
indem sie den Müttern yon der natürlichen Ernährung abraten. Aus diesen 
Gründen hat auch der Vertreter der gerichtlichen Medizin Interesse an der Frage 
der Säuglingsfürsorge, y. Gartzen-Bonn berichtet über die Erfolge der 
Mutterberatungsstdle in Bonn. Es wurden Siillprämien in^orm yon Milch 
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nnd Bargeld gewahrt Seit der Einfflhnuig der Mntterberatiugsstelle in Bonn 
ist die Zahl der Stillpramien auf das dreiiache gestiegen, die Zahl der ver- 
abreichten Säaglingsmilchpprtionen auf V<» herabgegangen. Anck die Qualität 
des Personals in der Armenpflege ist von Bedentnng. Seit 1906 ist die Sterblich- 
keit der unehelichen Kinder yon 22<^/o auf 14^0 gesunken. Die Stadtverwaltung 
gewährt armen Säuglingen auch Strümpfe, Windeln und andere Kleidungs- 
stücke. In Bonn haben die Aerzte der Einführung der Mutterberatungstellen 
keine Schwierigkeiten entgegengestellt, sie im Gegenteil unterstützt. Kraut- 
wig-OOln: Die ärztlichen Verhältnisse liegen in Cöln anders als in Bonn, 
wo die Aerzte auch an die Polikliniken gewöhnt sind. Eine Mütterberatungs- 
stelle ist nicht denkbar ohne gleichzeitige ärztliche Behandlung, zum mindesten 
der an Magen- und Darmstörungen erkrankten Kinder. Diese Art der Ein- 
richtung der Mutterberatungsstellen müßten die Aerzte überall zugestehen. 
Meder-Cöln: Eine gerichlJiohe Leichenöffnung wird angeordnet, wenn der 
Arzt, welcher den Totenschein ausstellt, die Todesursache als unbekannt be- 
zeichnet. Dies geschieht aber nicht häufig. Der etwaige Wechsel in den 
Pflegestellen macht es unmöglich, das Schicksal jedes einzelnen Haltekindes 
zu verfolgen. Die Sterblichkeit wechselt in den einzelnen Jahren erheblich. 
So war z. B. das Jahr 1907 kein schlechtes „Haltekinderjahr''. Meerbeek- 
Mülheim a./Bhein: Die Sterblichkeit der Pflegekinder auf dem Lande ist 
geringer, als die in der Stadt Ob.-Beg.-Bat Fink: Die Frage der Unter- 
bringung der unehelichen Kinder ist aSu schwierig und in Com ganz unzu- 
reichend gelöst. Es müssen Findelhäuser gebaut werden. Siegert-Cöln 
kommt darauf zurück, daß sich die Ansichten über die Bolle, welche die Milch 
bei der Säuglingssterblichkeit spielt, geändert hätten. Auch in der Stadt 
Frankfurt a. M. sieht man nicht in der Milchabgabe, sondern in den Mutter- 
beratungsstellen, der Propaganda für das Stillen und in der Säuglingskontrolle 
den Schwerpunkt der Säuglingsfürsorge. Städtische Säuglingsmildianstalten 
tragen zum Zurückgehen der natürlichen Ernährung bei. Die Stadt Cöln 
leistete ohne Mutterberatungsstelle wenig. Das Brustkind ist unabhängig von 
der sozialen Lage der Eltern. Im Volke besteht zu wenig Interesse an der 
Erhaltung des Lebens des Kindes. Heute, wo die Gemeindewaisenpflege und 
Gteneral- Vormundschaft eingeführt sind, sind für die unehelichen Kinder die 
weitgehendsten Forderungen erfüllt ; es gilt nun auch für die ehelichen Kinder 
zu sorgen. 

Der Herr Begierungspräsident dankt allen Bednem und bittet, 
auf der nädisten Mefizinalbeamtenversammlung die Frage der Säuglingssterb- 
liehkeit und Fürsorge nochmals aufzurollen unter besonderer Berücksichtigung 
der ländlichen Verhältnisse. Dr. Lo hm er- Cöln* 



Berielit über die Mediginalbeamten - Versammlniig 
des Beg«-Bc$s. AUc^nstein am 6. Februar 1908 in Aiienstein. 

Anwesend die Herren: Beg.-Präsident Dr. G ramsch, Gber-Beg.-Bat 
Jachmann, Beg.- und Med.-Bat Dr. S o 1 b r i g , sämtliche Kreisärzte, mit Aus- 
nahme des durch Krankheit behinderten Kreisarztes Med.-Bat Dr.Henne- 
rn e y e r in Osterode, sowie die kreisärztlich geprüften Aerzte Dr. Dobczynski 
aus Allenstein, Dr. Berneick aus Gilgenburg, Stabsarzt Dr. Bernstein aus 
Sensburg und Dr. Müller aus Johannisburg. 

Der erste Teil der Versammlung bestand in einer Besiehtigong der 
neuerriehteten Lungenheilstätte ^^Frauenwohl^ bei Allenstein durch die 
Medizinalbeamten. Der leitende Arzt der Heilstätte, Herr Dr. Krause, gab 
zunächst an der Hand von Plänen eine üebersicht über den Bau und die !Ean- 
richtung, sowie den Betrieb der Anstalt. Dieselbe ist im Herbst 1907 f ertig- 
gestdlt, liegt in einem Teile des weit ausgedehnten Stadtwaldes, der hier mit 
Hochwaid (Kiefern) und Unterholz (Fichten) bestanden ist, in vollkommen gegen 
Wind geschützten Lage und etwa 8 km von der Stadt. Die Anstalt ist mit 
einem Kostenaufwand von 800000 Mark von dem Ostpreußischen Verein zur 
Errichtung von Lungenheilstätten für 100 weibliche Lungenkranke erbaut, 
enthält: in dem Hauptgebäude die Zimmer für die Kranken, sämtlich. mit der 
Lage nach Süden, von denen 80 als Kassenkranke (gegen einen Verpflegungs- 
satz von 8,50 M.), 20 als Pensionäre (gegen einen Verpflegungssatz von 4,50 M.) 
aufgenommen werden kOnnen, die ärztlichen Zimmer, Lesezimmer, Speisesaal usw. 
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ZvL beiden Seiten liegen die Liegehallen mit direktem Zagang rem Hauptgebäude. 
In einem Seitotiflftgei sind Küche, W&scher&ume, Masehinenhaus untergebracht. 

Eine eingehende Besichtigung der Anstalt unter der Leitung des Att- 
staltsarstes befriedigte die Medfidnalbeamten in hohem Maße. Die Heilstatte 
erftdlt idle vom hygienischen Standpunkt an eine solche lu stellenden Be- 
dingungen, ohne irgendwie in den Felder luxuriöser Einrichtungen zu lalktt«. 

Beg.- u. Med.-Bat Dr. Solbrig brachte dies in einem kunen Dankwort 
an den Leiter der Anstalt zum Ausdruck. 

Der zweite Teil der Versammlung fand in dem Sitzungszimmer der 
Königlichen Begierung statt. Der neuemannte BegierungsprSsident liefi sich 
die Teilnehmer der Versammlung yorstellen und begrüßte alsdann die Medizinal- 
beamten seines Bezirks. Der Vorsitzende, Beg.-u.Med.-Bat Dr. Solbrig, 
dankt im Namen der Medizinalbeamten und gab zun&chst einen Bückblick auf 
das verflossene Jahr. Es folgten die Vorträge: 

L Errichtung Ton FOrsorgesteUen für TuberknlSse. Beferent: Med.- 
Bat Dr. Eberhardt; Korreferent: Kreisarzt Dr. Heyer. 

Med.-Bat Dr. Eberhardt yerbreitete sich über die geschichtliche Ent- 
wicklung der zu einer wirksamen Bekämpfung außer den Lungenheilstätten 
erforderlichen Einrichtungen, nämlich 

1. der Auskünfte- und Fürsorgestellen, deren Aufgabe es ist, nach MOg- 
liclikeit Frühdiagnosen zu stellen und sämtlichen Tuberkulösen mit Bat und 
Tat behilflich zu sein zur größtmöglichsten Nutzbarmachung der zur Be- 
kämpfung der Tuberkulose vorhandenen Einrichtungen; 

2. der Kinderheilstätten, Erholungsheime, Musterstationen und Ferien- 
kolonien iür tuberkulösegefährdete Kinder; 

3. der besonderen Krankenhäuser bezw. besonderen Abteilunffen oder 
Bäume in allgemeinen Krankenhäusern für Tuberkulöse im vorgeschrittenen 
Stadium der Krankheit, welche sich nicht für eine Heilstättenbehandlung 
eignen und deshalb eine besondere Gefahr für ihre Umgebung bilden. 

Außerdem betont der Beferent den Uebelstand, der sich aus der gesetz- 
lichen Bestimmung, daß nur die Tode«fälle von Lungen- und Kehlkopftuber- 
kulose anzeigepflichtig seien, ergebe, und stellte die Forderung auf. daß die 
Anzeiffepflicht zur wirksamen Bekämpfung der Seuche auch auf Erlcran- 
kungsfäUe ausgedehnt werden müsse. 

Der Korreferent besprach die Ausgestaltung und den Betrieb der 
Fürsorgestellen im einzelnen, wobei er genauer auf die in Königsberg unter 
sachkundiger Leitung des Kreisassistenzarztes Dr. Ascher stehende Fürsorge- 
stelle einging. Er bezeichnet als die Hauptaufgaben der Fürsorgestellen: 

1. den Stand der Krankheit festzustellen, ' 

2. den Kranken und seine Familie über das Wesen und die Ansteckungs- 
gefahr aufzuklären, den Tuberkulösen hygienisch zu erziehen, 

8. dem Kranken Mittel und Wege anzugeben, wie er seine Gesundheit 
wiedererlangen kann. 

Um allen Konflikten ' mit den praktischen Aerzten aus dem Wege au 
gehen, ist nach dem Beispiel von Königsberg eine Untersuchung des Kranken 
und seines Sputums in der FürsorgesteUe zu unterlassen und soll einzig und 
allein Bat und Unterstützung erteilt werden. Die Sputum -Untersuchungen, 
die in Königsberg durch das hygienische Institut der Universität vorgenommen 
werden, könnten anderwärts am besten in den Medizinaluntersuchungsämtem 
erfolgen. 

Das Streben muß dahin gehen, in allen Städten wenigstens Fürsorge- 
stellen zu errichten, zu deren Leitung an erster Stelle die Kreisärzte, unter- 
stützt durch die Gemeindeschwestern, berufen seien. Da ohne Geldmittel audi 
bei bescheidenem Vorgehen nichts zu erreichen ist, sollte zunächst die Gründung 
eines Fürsorgevereins ins Auge gefaßt werden überall da, wo man an die 
Errichtung von Fürsorgestellen herangehen wolle. 

In der sich anschließenden Diskussion wirft der Vorsitzende 
folgende Fragen auf: 

1. Ist die Einrichtung von Fürsorgestellen für den hiesigen Begierungn- 
Bezirk notwendig? 

2. Wie ist der Betrieb derselben zu gestalten? 

Zu 1. ist nach der Statistik Ostpreußen diejenige Provinz, die mit am 
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wenigsten Tnberkolose-Todesf Slle anizuweisen hat. Immerhin kann man damit 
rechnen, daß anf den Besirk AUenstein jährlich 600 Tuberkulose -Todesfälle 
und dementsprechend 6000 Erkruikungsfälle kommen. An sich ist deshalb 
auch für den hiesigen Besdrk mit seinen einfachen Verhältnissen und nur 
kleineren Ortschaften die Einrichtung von solchen Fttrsoxgestellen nichts üeber- 
flüssiges, zumal wenn man bedenkt, wie wenige der Tuberkulosen in ärztlicher 
dauernder Behandlung sich befinden. Die Einrichtung und der Betrieb der 
Fttrsorgestellen muß sich aus kleinen Anfängen allmählich weiter entwickeln. 

S^rdsarzt Med.-Bat Dr. Stumm berichtet über die kürzlich ia der Stadt 
Lyck durch Zuschuß Ton 500 M. seitens der Stadt errichtete Fflrsorgestelle, 
die sich dadurch von anderen derartigen Einrichtungen unterscheide, daß die 
Kranken zu jedem der ansässigen Aerzte geh«i können; auch die Unter- 
suchungen aiü Tnberkelbazillen nimmt jeder einzelne Arzt hier yor. Soweit 
bis jetzt zu übersehen ist, kann man mit dem Erreichten zufrieden sein. 

Der Vorsitzende und Dr. D ob czynski äußern ihre Bedenken gegen 
eine solche Einrichtung, namentlich gegen die Sputum -Untersuchungen durch 
jeden praktischen Arzt. Es wird, soweit die Fürsorgestellen nicht sdbst diese 
Untersuchungen yomehmen, für erwünscht gehalten, daß das hier zuständige 
Me^zinaluntersuchungsamt in Gumbinnen damit belvaut wird. 

Kreisarzt Dr. y. Decker äußert seine Bedenken gegen die Statistik, die, 
da sie auf den Angaben der Standesämter beruhe, auf redit schwachen Füßen 
stehe. Die Verhältnisse auf dem Lande seien noch schlechter als in den 
Städten wegen der ungesunden Wohnungen, des Mangels ärztlicher Hilfe usw., 
so daß die Fürsorgestellen auch auf dem Lande notwendig sind. 

Der Eegierungspräsident bemerkt, daß mit gewissen Unrichtig* 
keiten in den Angaben der Standesämter überall zu rechnen sei, darauf allein 
also die niedrige Ziffer der Tuberkulose "- Sterblichkeit nicht beruhen könne. 
Einstweilen sei darauf hinzuarbeiten, daß die größeren Städte des Bezirks 
Fürsorgestellen der angegebenen Art einrichten und daß die Kreisärzte — 
nachdem sich alle bereit erklärt hatten — in ihren Wohnorten zunächst mit 
der £änrichtung yorgehen, zu welchem Zwecke sie sich mit der Kreisyerwaltung, 
dem Magistrat und den Frauenyereinen in Verbindung setzen möchten. Ueber 
das Erreichte werden die Kreisärzte ersucht werden, nach Jahresfrist zu 
berichten. 

n« Infektionskrankheiten und Schule« Beferent : Kreisarzt Dr. Lemke; 
Korreferent: Kreisassistenzarzt Dr. Holz. 

Die Leitsätze des ersten Beferenten lauten: 

„1. Die Bedeutung der Schule für die Verbreitung der Infektionskrank- 
heiten wird im idlgemeinen überschätzt. Die Schule ist aber doch in einem 
nicht unbedeutenden Grade geeignet, die Infektionskrankheiten unter den 
Schulkindern zu yerbreiten. 

2. Für diese Verbreitung ist die Hauptquelle das kranke Kind (im 
Prodromalstadium, als leichter ambulanter Fall, in der Bekonyaleszenz). 

3. In der Begel infiziert das kranke Kind direkt ein gesundes. Gesunde 
Zwischenpersonen (z. B. Geschwister) spielen eine untergeordnete Bolle. Etwas 
wichtiger ist die indirekte üebertragung durch Schulstaub und Schulutensilien. 

4. Die Tuberkulose ist den Schülern besonders gefährlich.*' 

Der Vortragende führt aus der Statistik Zahlen über das Vorkommen 
der yerschiedenen Infektionskrankheiten in den yerschiedenen Altersklassen an 
und kommt besonders auf die Kirchnerschen Angaben über die Zunahme 
der Tuberkulose -Sterblichkeit im schulpfiichtigen Alter zu sprechen, die in 
einem bemerkenswerten Gegensatz zu der allgemeinen, nicht unerheblichen 
Abnahme der Gesamtsterblichkeit an Tuberkulose in Preußen steht. Er geht 
dann auf die einzelnen Krankheitserreger, die Inkubationszeit bei den yer- 
schiedenen Infektionskrankheiten, die Art der üebertragung, Ansteckungsfähig- 
keit und Infektionsgefahr ein. 

Der Korreferent spricht über die Bekämpfung der Infektionskrank- 
heiten in der Schule und durch die Schule. Er erwähnt die für Preußen 
gültigen Vorschriften über Einrichtung ländlicher Schulen, die Anweisung zur 
Verhütung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten durch die Schulen yom 
9. Juli 1907, die er nach ihren wesentlichen Bestimmungen erörtert, und die 
als ein bedeutsamer Fortschritt anzusehen ist, die nach der Dienstanweisung 
dem Kreisarzt obliegenden Pflichten hinsichtlich der Schulbesichtigungen, 
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geht daan^^'aiil die FordenugeiiJ ein,! [die im?A]lgeiiieiaen hygieoiiehen 
Interesse «n die Schnleii und deren Einrichtongen in stellen sind, nm danach 
die spodellen Maftnahmen fftr die YerhlltaBg der Verbreitang ansteckender 
Krankheiten durch die Schalen zül erOrtem. Forderungen, wie sie aolge- 
stellt sind Ton gar in eifrigen Hygienikem und die darin gipfeln, dafi 
jedes Schalkind em waschbares üeberUeid yor Beginn der Schale anlegt, a. a. 
sind in der Praxis andnrchffthrbar. Die Hauptsache bleibt, die ersten Fälle 
ansteckender Krankheiten frtthseitig la erkennen and la isolieren. Zu den 
bisherigen Bestimmangen mflsse eine solche hiniatreten, die bei frischer Lues 
die Lehrer and Kinder Tom Schalbesaeh aosschliefie. So wichtig die Schliefiang 
der Schale beim Anftreten der ersten Fälle sein kOnne, so WMig Erfolg ver- 
spricht sie, wenn es bereits la einer Epidemie gekommen seL Im Kreise 
£fensbarg hat der E^rebant ttber die Schließang Ton Schalen in dem Zeitraum 
von 1901 bis 1906 folgende Erfahrung gemacht: in 20 von 40 Fällen war diese 
Mafiregel ohne Erfolg, die Epidemien (es handelte sich um ICasem, Diphtherie 
und S<äarlach) nahmen an Ausdehnung weiter zu, in 12 Fällen war die Wirkung 
zweifelhaft und nur in 8 Fällen gelang es, die Krankheit auf ihren Herd lu 
beschränken. 

Die Beaufsichtigung der Schalen durch den Kreisarzt nach dem fünf- 
jährigen Turnus, so erwünscht und forderlich sie auch im allgemeinen schul- 
hygiraischen Interesse sei, genügt in keiner Weise, um den G^esundheitszustaad 
der Schulkinder zu beaufsichtigen, ffierzu bedarf es der Anstellung und Mit- 
wirkung von Schulärzten. Ist eine solche in den Städten durchführbar, so ist 
dies auf dem Lande in dem Umfange, wie es an sich erforderlich ist, kaum 
möglich. Immerhin müßte wenigstens dahin gestrebt werden, daß alle Schalen 
jährlich zweimal hins ic htlich des Gesundheitszustandes revidiert werden. 

Schließlich sind Belehrungen, Unterweisungen der Schüler und angehenden 
Lehrer in hygienischen Fragen eine wichtige Forderung. 

Die Leitsätze des Korreferenten lauteten: 

,,1. Zur wirksamen Bekämpfung der Infektionskrankheiten in der Schule 
ist die frühzeitige Anzeige und Isolierung des ersten Falles einer Übertrag« 
baren Krankheit das Haupterfordemis. 

2. Die Lehrer müssen Tornehmlich zur Bekämpfung der Infektions- 
krankheiten in der Schale herangezogen werden; es ist unerläßlich, daß die 
Lehrer auf den Seminaren durch Aerzte, die akademisch gebildeten auf den 
Universitäten in der Schulhygiene unterwiesen werden. 

8. Die Schulkinder sind durch die Lehrer im Anschluß an den natur- 
wissenschaftlichen Unterricht, die Eltern durch ärztliche Vorträge . über die 
wichtigsten Fragen der Schulgesundheitspflege aufzuklären. 

4. Die Anstellung von Schulärzten ist für Städte ein dringendes Be- 
dürfiiis, auf dem platten Lande mit dünner Bevölkerung ist diese Maßnahme 
im Verhältnis zu den erreichbaren Erfolgen zu kostspielig. 

5. Die Schließang von Schalen auf der Hohe einer Epidemie erreicht 
selten den Zweck, eine Weiterverbreitung übertragbarer Krankheiten zu 
verhindern. 

6. Zur Verhütung der Uebertragung von Lungen- und Kehlkopftuber- 
kulose in den Schalen ist die Ausschließung von tuberkulösen Lehrern erforder- 
lich, solange die Gefahr der Weiterverbreitang besteht.^ 

In der sich anschließenden Diskussion bemerkt der Vorsitzende, 
daß gegen die Leitsätze im allgemeinen keine Einwendungen erhoben werden 
konnten. Bezüglich des Satzes 4 dos Korreferenten sei auf die von der letzten 
Versammlung der Preußischen Medizinalbeamten auf Grund des Kirstein- 
schen Vortrages einstimmig angenommenen Forderung, daß auch auf dem 
Lande Schulärzte anzustellen sind, die alljährlich einmal jede Schule und 
jedes Schulkind zu besichtigen und zu untersuchen haben, hinzuweisen« Dies 
Amt müsse in erster Linie dem Kreisarzt übertragen werden. Die den Schal- 
gemeinden hierdurch erwachsenden Kosten, die für jede Schale nicht mehr als 
20 Mark pro Jahr betragen würden, seien nicht schwierig aufzubringen. 

Med.-Bat Dr. Eberhardt erwähnt die neue Schalarzteinrichtung in der 
Stadt AUenstein. 

Kreisarzt Dr. Wollermann und Kreisarzt Dr. v. Petrykowski 
berichten, daß an ihren Wohnorten demnächst Schulärzte angestdlt werden 
Eollen. 
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in. Mftoh Schiiiß der üiaknBskm wird sdiens des YorsitBeiideii Mf 
einige neuere Verfügangen elc «ilmerksnm gemilcht nnd anl eine An* 
frage am der Versamminng aal die große Bedentang und denNutaen der 
Beteiligung der Qemeindeacliweatern an der Bekftmpfnng des 
Traehoma magewiesen. 

Med.-Bat Dt. Stumm, Kreiaarzt Dr.Lemke und Ereiaarat Dr. Woller* 
mann beat&tigen ana ihrer Erfahrung, daß der Behandlung durch die Schwestern 
nach Anweiaung der Trachom&rate ein gut Teil der bkher eraielten Erfolge 
znauaehreiben sei. 

Wdterliin macht der Beg.-Prft8ident aufmerksam auf eine Ton 
Prof. Winter in Königsberg geplante Massenbdehrling des großen Publikums 
über die Gefahren des Qebfirmutterkrebses. 

Nach Schluß der Versammlung yereinigten sich samtliche Teilnehmer 
mit dem Herrn Begiemngspr&sidenten zu einem gemfltlichen Hittagessen im 
Zifilkasitto. Dr.Solbrig-Allenstein. 

Bericht über die TersammilaBg: des PIXlBl«ehem Mediminal- 
der OAmbjriniighalle In Neustadt a. H. 



beamtemTerelns Im 

^. am 17.! Janmar 11^08. 

Afnwes^'nd 'die Herren: Alafberg, BayersdOrfer, Becker- 
Kirchheimbolaaden, B076, Dehler, Kreismedizinalrat Demuth, Drey« 
fuß, Faber, Frank, Handschuh, Herrmann, Med.-Bat r. HOr- 
mann, y. HOßlin, Kern, Koch, Kühn, Böhmer, Bunk, Schmitt, 
Schwink, Spenkuch, Spieß, Stark, Weber, Ked.-Bat Zahn, Zorn, 
Zwercker. 

L Der Vorsitzende, Bezirksarzt Dr. Alafberg-Ludwigshafen, er- 
stattet den Oeschiftsbericht, wonach der Verein z. Z. 54 Mitglieder zählt. 
Er beffltlckwflnscht dann die Mitglieder y. Hörmann und Zahn zu der ihnen 
gewordenen Allerhöchsten Auszeichnung und bespricht hierauf eingehend die 
Beratungen der in München abgehaltenen Beratungen der Landesyersammlung 
Über die Beform des amtsärztlichen Dienstes in Bayern. 

Es erfolgt hierauf die Bechnungsablage, welche einen Kassen- 
bestand yon M. 184,27 aufweist. Nach Prüfung der Bechnungsführung durch 
2 anwesende Mitglieder wird dem Bechner EaUastnng erteilt und als Beitrag 
für den Pfälzischen Medizinalbeamten -Verein pro 1906 wieder M. 1.— fest- 
gesetzt. 

II. Die YoratandswaU führte zu längeren Erörterungen. Auf der einen 
Seite wies der Vorstand, insbesondere der Vorsitzende, wiederholtauf die 
Satzungen des Bayerischen Medizinalbeamten-Vereins und gleidizeitig auf die 
ausgesprochene Stellung hin, welche die Vorstandschaft dieses Vereins ent- 
sprechend dem § 6 dieser Satzungen einnimmt, durch den eine Wiederwahl 
dea bisherigen Vorstandes des Kreisyereins absolut ausgeschlossen ist. Auf 
der andere Seite wurden yon einer größeren Anzahl yon Mitgliedern Gegen- 
gründe gegen die Zweckmäßigkeit und Znlässigkeit des § 6 ins Feld geführt. 
Schließlich wurde mit allen gegen die beiaen Stimmen des Vorstandes 
beschlossen, die Neuwahl bis zur definitiyen Erledigung des bezüglichen An- 
trages des Pfälzischen Medizinalbeamten -Vereins in der nächsten Qeneralyer- 
aammlung des Bayerischen Medizinalbeamten- Vereins zu yerschieben. 

m. Die Sauglingsfttrsorge« Dnr Beferent Bezirksarzt Dr. Bohmer- 
Bergzabem, hob einleitend heryor, daß in der Pfalz, wo die Brustemährung über- 
wiegend ist, die Säuglingssterblichkeit zwar relatiy gering ist, daß aber das 
Bestreben sein müsse, in den Orten mit höherer Sterblichkeit, wie Ludwigs- 
hafen und Speyer, diese herabzudrücken und in den Bezirken mit günstigen 
Verhältnissen diese zu erhalten und möglichst zu fordern. Im Anschluß an 
die Ministerial-Entschließung yom 9. Dezember 1907 besnrach Beferent zunächst 
die Wichtigkeit der Verbesserung der WohnungsyerhältDisso und betonte, daß 
die Cholera infantum in größter Ausdehnungjfin den Armen-|!und Arbeiter- 
yierteln mit großer Wohnungsdichtigkeit und schwerer Durchlttftbarkeit yor- 
kommt Er yerbreitete sidi über die Beratungsstellen ffir stillende Mütter und 
die Organisation der Fürsorgestellen, welche zwar in größeren Städten der 
Amtsarzt nicht selbst werde leiten können, zu deren Gründung aber die An- 
regung yon ihm ausgehen müsse. Bei der detaillierten Schilderung der Tätig- 
kdt m den Fürsorgestellen und in den Sprechstunden der Amtsärzte hebt 
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Ralereiit henror, daß d«r SingUngiMhiits im w«Miiiüeli«D idottisck ist mit 
der aUgemeiaen Ansbreitiuig dee Stfllau und geht auf die EimelbelieB des 
StOlffeschftfti ein. In besng auf die T<m den Amteftrstes an beitimmteB 
WoenentageB alundialteBdeB Spieehitosdeii bemerkt Befereat, daß die Spredi- 
rtonden, wenn sie flireii Zweck erreiehen solleii, nicht nnr am Amtwitit, sendem 
auch in den größeren Orten dee Besirks erentnell ron den beilrksintlichen 
Stdlyertretem oder T<m praktiechen Aersten abgehalten werden mttßten. nnd 
schlSgt nnr Popnlariaiening des Singlingnehutsee wie anch anderer hTgieniecher 
Bestrebungen die Grftndanff Ton Gmndheitsaaisehflsaen in den Landgemeinden 
Tor. Außerdem müßten m Hebammen durch stets wiederholte Ermahnungen 
der Amtsirate auf ihre Pflicht liingewiesen werden, die Ton ilinen entbundenen 
Frauen aum StUlen zu yeraalassen : sie müßten sur Ausdauer bei StUlyenuchen 
angehalten und Aber die iweckmifligste Art der künstlichen Em&hrung auf- 
gekllrt werden. 

Femer bespricht Beferent die Stülprftmien als unerl&ßliches AgitatioBa- 
mittel und notwendig zur ünterstfltzung armer Mfltter, sowie die Miloikflchen, 
weiche im Kampfe segen die Siuglingssterblichkdt nicht entbehrlich süid, 
aber nur mit behOrdlUher Konzession eniehtet werden und die Mflch nur auf 
firztliche Anweisung abgeben dflrften. Die Amtsärzte mflßten auf strenge 
Kontrolle des Verkärs mit Milch dringen und zu der Erziehung der Land- 
bcTOlkerung zu größerer Beinlichkeit bei der Milchgewinnung mitwirken. Der 
Beaufsichtigung der KostUnder, des Ammenverdingwesens, der Nutzbar- 
machung iet sozialen Gesetzgebung und dem Ausbau der Gewerbeordnung 
zum Schutz von Schwangeren und WOduerinnen webt Beferent eine wichtige 
Bolle zu; zum Schluß bespricht er die Notwendigkeit der besseren Aubt 
bildung der angehenden Mediziner in der Pathologie nnd Therapie des Säog- 
Ungsalters. den Nutzen der Miorkblätter und empflehlt fftr größere Fabrik- 
bemebe die Errichtung von Krippen, wo die Kinder unter Tags untergebracht 
und von den arbeitenden Mllttem in der Arbeitspause gestillt werden konnten. 

Der Vorsitzende spricht den besten Dank fflr das eingehende 
Beferat aus und hebt, indem er die Debatte erOibet, henror, daß bei ziel- 
bewußtem, unermüdlichem Vorgehen und entsprechenden Aufwendungen Erheb- 
liches in der Bek&mpfung der Sftuglingssterblichkeit erreicht werden kOnne. 
Er yerweirt auf die VerhUtnisse der Stadt Ludwigshafen mit der so großen 
GeburtszüTer (fast der größten im deutsd^en Beiche), mit den für die Sftnelinge 
schweren Gefahren des dortigen Klimas in den Sommermonaten und den 
gesundheitlidien Nachteilen &er dicht zusammenwohnenden IndustriebeTöl- 
kerung. Trotzdem sei es gelungen, im letzten Jahre die Säuglingssterblich- 
keit dort Ton 28 auf 19 Prozent herunterzubringen, ein Ergebnis, das besser 
sei, als in den übrisen bayerischen Städten, und welches errächt wurde durch 
reichliche Stülnränüen und sonstige Unterstützungen der Wöchnerinnen, durch 
sorgfältige Ueberwachung der S[ostkinder und nicht zum wenigsten durch 
strenire Müchkontrolle. Es sei auch weiter im Werke die ErOfiiung eines 
Säuffllngsheimes und die Aufstellnng Ton KinderkontroUärzten zur regel- 
mäugen ueberwachung der sämtlichen Pflege- und unehelichen Kinder. 

Die lebhafte Tidseitige Beteilung an der weiteren Diskussion ließ einer- 
seits die Wichtigkeit erkennen, die man der Frage der Säuglfngsfürsorge bei- 
mißt, anderseits keinen Zweifel darüber aufkommen, daß der Bezirksarzt in 
seiner gegenwärtigen Stellung nicht in der Lage ist, durch Abhaltung Ton 
Sprechstunden auf dem Lande die Mütter in Fragen der Säuglingsemährung 
usw. regelmäßig zu beraten. 

Wenn auch die Verhältnisse in der Pfalz an und für sich günstig seien, 
so sei doch die bewährte Mithilfe aller Aerzte nach wie vor von der größten 
Wichtigkeit: unerläßlich sei es femer, daß die Hebammen Ton den Amts- 
ärzten eindringlich zu ihrer Pflicht angehalten werden, wo mOglich alle Mütter 
zum Stillen zu bringen. Gewissenhafte Hebammen werden auch auftretende 
Hindemisse rechtz^g erkennen und dem Amtsarzte zur möglichsten Be- 
kämpfung mitteilen. 

IV. Med.-Bat Dr. Zahn berichtet hierauf über den jetzigen Stand- 
punkt der HebammenaufiBieht* Er knüpft an die Entschließung der KgL Be- 
gierung der Pfalz yom 27. Oktober 1907 an, nach welcher von den Leitem der 
Wiederholungskurse für Hebammen regelmäßig geklagt wird, daß die Heb- 
ammen zu geringe Kenntnisse besitzen und häufig nicht im Besitze einer 
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IHenetanweieiing, eines Lehrbaehes und der nötigen Ger&tsehaften sich be- 
finden oder dafi die G^ätscheften in einem yersehmatsten oder nnbranehbaren 
Zustande sind. Diese Mingel konnten nicht in dem beanstandeten um- 
fange bestehen, wenn alle Bezirks&rzte die ihnen obliegende Aufsicht über die 
Hebammen in entsprechender Weise ausüben würden, um eine Besserung her- 
beizuführen, haben die Bezirks&rzte künftig über das Ergebnis der alljäirlich 
yerzunehmenden Hebammenprüfunffen bis 1. Noyember gesonderten Bericht zu 
erstatten und diesen durch das k^. Bezirksamt zur kgl. Begierun^ in Vorlage 
zu bringen; außerdem sollen besondere VormerkungsbOgen über die einzelnen 
Hebammen angelegt und geführt werden. In diese sind zunächst die persön- 
lichen Verhältnisse der Hebammen, Ort und Zeit der Hebunmenprüfunir und 
die hierbei erworbene Note, sodann s&mtliche für die Beurteilung der Tfitig- 
keit der Hebammen belangreichen Tatsachen, namentlich auch die Ergebnisse 
der Ton den Bezirksftrzten Torgenommenen Prüfungen sowie die yon den Leitern 
der Wiederholungskurse mitgeteilten Wahrnehmungen und die hierauf er- 
lassenen Verfügungen kurz niederzulegen. 

Zahn demonstriert hierauf eine Anzahl solcher Vormerkungsbögen, die 
ihm zugesandt worden sind, worunter sich auch einer yon der Thiem eschen 
Buchdruckerei in Kirchheimbolanden befindet, und gibt an, dafi auch er einen 
solchen entworfen hat und yon den Herren Kollegen Alafberg und Kühn 
prüfen und yerbessem ließ. Er empfiehlt diesen Vormerkungsbogen und teilt 
mit, daß der yon der Verlagshandlung Göhring in Frankenthal zu be- 
ziehen sei. Zum Schlüsse bemerkt er, daß diese Verlagshandlung gesonnen 
ist, ihr Lager yon Formularen aller Art zu yergrößem, und yersproimen hat, 
einen gewissen Prozentsatz des Beinyerdienstes aUjihrlich an die Kasse für 
hilfsbedürftige pfälz. Arzteswitwen abzuliefern. Die Herren Kollegen werden 
deshalb ersucht, ihren Bedarf an Formularen womöglich bei dieser Verlags- 
handlung decken zu wollen. 

Der Vorsitzende spricht auch für dieses Beferat den Dank der 
Versammlung aus und schließt nach kurzer Debatte die Sitzung. 

Dr. Kühn. 

Bericht über die S^ltenmg des ärstUeh-hyslemiflcheil Vereins 
im raisass-IiethrimKen Tena 7. Deseimber 1907 im ^tvassbnrs« 

I. TorfUinuig eines neuen HodeUs einer Hebammentnsehe sowie 
einer Weehentasehe. 

Beg.- und Med.-Bat Dr. Hecker zeigt eine yon Prof. Klein und ihm 
entworfene Hebammentasdie yor, deren allgemeine Einführung demnftchst be- 
antragt werden soll. 

Die, wie ein Handkoffer auseinanderzuschlagende, mit Wachstuch über** 
zogene Tasche steht in einer 10 cm hohen emaillierten, graduierten Schale, 
WMche zur Zubereitung antiseptischer Flüssigkeiten dient. Das ganze ist mit 
einer Segeltuchhülle umgeben, an welcher außen zwei Seitentaschen angebracht 
sind für Sdiürze und Handtuch. Der Inhalt besteht aus folgendem:* 

1 Hochhalter aus'] Emaille, innen 1 Badethermometer, 

graduiert, 1 Gummiballon zu Klystieren für 

2 Mutterrohre aus Glas (in Gummi- Kinder (mit weicher, biegsa,mer Spitze), 
t&schchen). 1 Paar Gummihandschuhe (in Gummi- 

1 Nabelschnurschere (mit ausein- tSschchen), 
anderzunehmenden Armen), 1 Warzenhütchen, 

1 Sparten mit sterilen Nabelbandchen, 1 Afterrohr aus Glas, 

1 männlicher Katheter ans Neusilber, 1 Seifendose, 

1 Glaskatheter (in Gummitäschchen), 1 Paket Salizylwatte (in yernickel- 

1 Nelaton-Katheter (in Alnmium- ter Büchse), 
dose), 1 größere Flasche für Lysol, 

1 Stethoskop, 1 Kleinere Flasche für Hoffmanns- 

1 Handbürste (in Alnminiumdose), tropfen, 

1 Nagelreiniger, f Tube Boryaselin, 

1 Nagelknipser (oder Nagelschere), 1 graduiertes Meßglas. 

1 Körperthermometer, 

Das (Gewicht der gefüllten Tasche beträgt 4,6 kg, der Preis (bei Streiß- 
gnth in Straßburg) 48 Mark. r^ T 
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Damit die Hebammen bei den ip&teren Woehenbesnchen nicht die g«use 
Tasehe mitsnneiunen bianeheBf hat Berichterstatter eine Wochentaeche an- 
gegeben« welche er gldchfalls Torzeigt Sie ist nwdteilig, abwaschbar, mit 
SegeltachhlUle nnd Tragriemen yersehen und enthttt folgende Qegenstinde: 

1 innen graduierten Hochhalter, 1 Nagelfeile (fai Metalldose), 

2 Glasmntterrohre (in Gnmmitisch- 1 Tnbe Borraselin, 
chen), 1 Sanghfttchen, 

1 KOrperthermometer, 1 Ballonspritse fttr Klystiere, mit 

1 Badethermometer, weicher Ghunmispitse, 

2 Katheter ans Glas (in Gummi- 1 kleines Paket Watte, 
ilschchen), 1 Temickelte Desinfektionssehale. 

Die kleinen Gegenst&nde sind in einer waschbaren Tasche nntergebracht, 
welche in der Desinfeküonsschale Fiats findet. Die ganse Tasche wiegt mit 
Inhalt 2,5 kg und kostet etwa 25 Mark. Dieser Preis wflrde sich noch ver- 
ringem, wenn die Hebamme zur FtUlong der Wochentasche den Inhalt ihrer 
Hebammentasche mitbenntst. 

IL Die BekAaipfling der eeseUeelitgkrankkeiten. 

a) Prof. Dr. Wolf f : Die üeberwaelinng ier Prostitntloii. 

Die Frage der üeberwachnng der Prostitation ist in der Hauptsache 
eine hygienische. Die yenerlschen Krankheiten müssen wie die übrigen In- 
fektionskrankheiten behandelt werden. Die Hauptquelle der Syphilis ist die 
Prostitution; jeder famili&re FaU, auch die S. insontium ist, wenn man nadi 
seiner Abstammung sucht, auf die Prostitution zurückzuführen. Die Geschichte 
lehrt, daß alle Versuche die Prostitution auszurotten, und zwar die gewalt- 
samsten sowie die müdesten, olme Ausnahme mifiglückt sind. 

Da also die Prostitution nicht aus der Welt zu schaffen ist, müssen wir 
unser Hauptaugenmerk auf diese konzentrieren und sie überwachen. Das ein- 
fache Beglementieren genügt nicht. Auch die geheime Prostitution in allen 
ihren Formen und Abarten mufi yerfolgt werden. Nur bei gleichzeitiger An- 
wendung sämtlicher zu Gebote stehender Maßnahmen kann ein befrie£gendes 
Ergebnis erzielt werden. 

Aus der Torgezeigten Kurte, welche die Summe der venerischen Er- 
krankungen darstellt, ergibt sich, daß ein Steigen der Totalkurre durch eine 
Zunahme der erkrankten Frauen bedingt ist, welche wieder eine Folge des 
energischen Vorgehens gegen die Winkelprostitution ist. Eine sich stets mit 
großer Begehn&oigkeit wiederholende Erscheinung ist, daß mit dem Steigen 
der Weiberkurye jedesmal die Männerkurye, und speziell die Gfarnisonkurre, 
sinkt. Dieser Antagonismus der beiden Kuryen ist ein Beweis, daß cUe Begle- 
mentierung wirkungsyoU durchgeführt ist. 

In Straßburg wurde der erste Versuch einer üeberwachung — allerdings 
in einer ganz unzureichenden Weise — durch Verordnung yom 18. Aufirust 1815 
gemacht. Eine monatliche Untersuchung wurde angeordnet, die Geheim-Prosti- 
tution aber ganz unberücksichtigt gelassen. Die Wirkung war gleich 0. Die 
Männer- und Frauenkuryen blieben sich nicht nur parallel, sondern die Männer- 
kurye stieg zogar zu einer absoluten Höhe, welche sie seitdem nie wieder er- 
reicht hat. 

Als 1889 der erste Versuch gemacht wurde, auch gegen die Geheim- 
Prostitution yorzugehen, stieg sofort die Frauenzahl, während die Männerzahl 
immer weiter abna&m. Der Prozentsatz der yenerischen Erkrankungen, welcher 
früher 0,4<^/o betragen hatte, sank auf 0,17 ^/o. 

Als die Aufsicht, welche bis dahin die 4 Kantonalpolizeikommissare — 
jeder für seinen Bezirk — auszuüben hatten, 1853 in einer Hand yereinigt 
wurde, besserten sich die Verhältnisse noch weiter. 1858 erließ der Präfekt 
ein Beglement, welches auch dem heutigen Verfahren noch zugrunde liegt. 
So lange dies energisch angewendet wurde, wirkte es yorzüglich. Die Ziffer 
der Erkrankungen ging 1859 auf 0,105 <*/o der Einwohner zurück. 

Unter dem EjMserreiche wurde gegen die geheime Prostitution gar nicht 
mehr eingeschritten. Die Zahl der im Spitale internierten Weiber ging auf 
ein Minimum zurück, während die Zahl der Männer in dem Maße zunahm, 
daß sie die der Weiber überstieg. Nach 1870 wurden yon der neuen Ver- 
waltung die bestehenden Bestimmungen zunächst kaum gehandhabt. Erst als 
infolge der hohen Zahl der Militärkranken das Gouyemement sich beschwerte. 
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fand eine energische Anwendang derselben statt Die Frequenz der Garaison- 
erlcrankangen fiel infolge dessen yon 12,5 ®/o auf 2,7<^/o. 

Ans dem Vorstehenden ergibt sich, daß man durch geeignete Einwirkung 
eine sehr bedeutende Abnahme der yenerischen Erluranicungen herbeiltthren kann. 

Von den beiden Systemen nun, der Einstlwohnenden^ oder der Kaser- 
nierung, ist letsteres yoiauziehen, und zwar aus folgenden Gründen^ 

1, Eine Entziehung der Kontrolle ist *unmöj;lich. 

2. Die Hauswirte sind durch ihr eigenes Citeresse darauf angewiesen, 
Verstöße gegen die Verordnungen zu yerhttten. 

8. Die Straße wird gesäubert 

4. Die Diffusion der yenerischen Krankheiten in Familien, wdiche die 
Einzelwohnenden beherbergen, wird yerhütet 

5. Das schlechte Beispiel für die heranwaclisenden Mfidchen wird 
beseitigt. 

6. Auch prophylaktische Maßnalunen gegen Gonorrhoe und Sypiiilis 
sind möglich. 

Der Vortragende hat seit lOJaliren systematisch die intermittierende 
Behandlung der syphilitischen Mädchen eingeführt, ohne Bezidiye abzuwarten. 
Jede sypliuitische Prostituierte wird während der ersten 8—4 Jalue nach der 
Ansteckung 2— 8 mal im Jahre einer Isjektionskur unterworfen. Die Zahl der 
aypliilitischen Ansteckungen in der Garnison ist seitdem enorm gesunken. 

Gegen die Kasemiernng ist eingewendet werden; 

1. Die Kasernierten lieferten einen größeren Prozentsatz yon Er- 
krankungen. 

Dies stimmt mit den hiesigen Erscheinungen nicht flbereia, würde 
sich übrigens dadurch erklären, daß die Kasenderten sich weniger der 
Untersuchung entziehen können. 

2. In den Bordellen sollen die schweren Formen der Erlcrankungen 
yorkommen. 

[vß^^!3P>ie hiesigen Beobachtungen ergeben gerade das GegenteiL 
8. Die Wirte sollen die Frauenzimmer ausbeuten. 

Das ist bei den hiesigen Bestimmungen ansgesdilossen. Der Wirt 
darf den Prostituietten nur Wohnung und Speise gegen eine yon der Polizei 
festgesetzte Taxe yerabreichen^ unter Ausschluß geistiger (betränke. 

4. Die Zalü der Ansteckung in den Bordellen St eine größere. 
Sie schwankt yon 1 : 4 bis 1:7. 

5. Die BordeUe yerleiten die männliche Jugend zur Unzucht. 

Das geschieht in höherem Maße durch herumziehende Frauenzimmer, 
durch Animierkneipen, Nachtkaffees, Tingeltangel usw. 

Die Abolitionisten sollten demnach sich hüten, alles umzustoßen, ohne 
die Folgen zu bedenken. Nicht auf Abschaffung der reglementierten Pro- 
stitution, sondern auf die Prophyluce derselben sollten sie ihr Augenmerk 
richten. 

Die Wohnungsfrage der ärmeren Klassen, die Promiskuitätsfrage in den-^ 
selben, die Hebung des Familienlebens, die Beschränkung des Kneiplebens, die 
Publikation yon unsittlichen und obskönen Bildern, Büchern und Schaustellungen, 
die Erlernung yon Berufen und Handwerken für Frauen, die bessere Bezahlung 
der weiblichen Arbeit usw., das sind die wichtigen Punkte, welche der Besse- 
rung dringend bedürfen. 

b) Priyatdozent Dr. Adrian: Ue allgemeine und indiyidnelle Pro- 
phylaxe der Syphilis« Die prophylaktische Therapie umfaßt die Summe 
therapeutischer Eingriffe, die darauf gerichtet sind, einmal die Syphüis mit 
Bücksicht auf die gesunde Umgebung zu steriHsieren. d.h. für andere, nicht 
infizierte, unschädlich zu machen, sodann aber auch den yon dem Leiden Be- 
fallenen einen kräftigen Schutz eegen Bückfälle, die ihm selbst, seiner um« 
gebung, seiner Nachkommensdbiafi gefährlich werden können, zu yerleihen. 
Beides erreicht man am besten durch eine energische, nicht nur die yorhandenen 
syphilitischen Erscheinungen in Angriff nehmende, sondern auch die syphilitische 
Infektion, d. h* die Kranlueit als solche berücksichtigende Behandlung. Hierbei 
sind folgende Punkte besonders zu beachten: 

1. Eiczision des primären Schankers. 

Obgleich durch Schaudinns Entdeckung der Spirochaete pallida diu 
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ifttlisdtige Steheriuig der Diagnoee nO^icli ist, seheineB die AiuacliteB, eme 
Allgemeiniiilektion dnrdi Ezziiioii anfludteD ni kOanen, gtring ni seiD. 

2. Mit der Kar wartet maa am besten bis sum Aasbrache der Sekimdir- 
symptone. Eine PriLTentiTbehaBdliuig ist uuitlts. 

8. Bei gewissen eztragenitalen Lokalisationen des prim&ren Gtosehwflres, 
wo es dacavl ankommt, eine eminent inIdctiOse Qnelle mOgliebst bald xa rer- 
Btopfen, auch bei Schwaagersebaft, am die Erkrankong des Fotos zu yerliflten, 
kann die SSziision Tersacnt werden« 

4. Ueber den Wert der Atoxylbehandlang steht das urteil noch nieht fest. 

6. Prophylaktische, in regelmSßigen Zwisehenriomen — g v onabliXiigig 
▼on etwa vorhandenen oder nS^t Torhandenen speaifischea l&seheinang^eii — 
▼orsanehmeiMie antisypliilitisehe Karen bei sypliiiitischen Prostitiiierten liaben 
sich selir bewährt. 

6. Bezüglich der Daaer der Infektiosität der Syphilis ist zu berllek- 
aiohtigen, daß im aligemeinen die Gefahr am so geringer ist, je langer der 
Zeitponkt der Ansteckong zorückliegt Die Gefiüir der üebertragnng auf die 
Nachkommenschaft überdauert aber oft den Zeitponkt der direkten Anstednugs- 
ffefahr betrftchUidL Selbst eine Ghunmi-Gesehwolst kann übrigens noch in- 
fektiös sein, wenn korze Zeit seit dem Verschwinden der letzten ßymptcmie 
der sog. kondylomatOeea Periode yerflossen ist 

7. Für ErteUong des Heiratskonsenses kommt Tor allem das Alter der 



Syphilis ond die Anzahl der yoranffeganffenen Koren in Betracht. 

Im allgemeinen wird man die Ehe gestatten dürfen, wenn mindestens 

5 Jahre seit der Infektion yersangen, in den letzten 2 Jahren keine £r- 
scheinongen mehr aofgetreten sLid, ond die Kranken energische ond gründ- 
liche Koren dorchgemaoht haben. Unmittelbar yor dem fängehen der Ehe 
ist der Sicherheit wegen noch eine antisyphilitische Kor dorchzomachen. 

S. Da die akqoirierte Syphilis im S&oglingsalter meist durch die Amme 
erfolgt, ist diese, sowie ihr Kind, aof das genaoeste zo ontersochen. Hat die 
Amme yorher ein fremdes Kind ges&ogt, so kann sie yon ihm infiziert worden 
sein, sich bei der ersten Untersochong im Inkobationsstadiom befinden, und 
dann nach Aosbroch der Schills den S&ogling anstecken. Daher mofi man 
sich yon der Gesondheit eines solchen, yorher yon der Amme ffes&ogten fremden 
Kindes überzeogen. Das yon einer Amme infizierte Kind daif nie einer zweiten 
gesonden Amme angelegt werden. 

9. Bei der hereditären Syphilii handelt es sich om eine Infelction 
des Fotos in otero, ond zwar entweder beim Zeogongsakte oder yon eiiiem 
der beiden Eltern, oder post conceptionem yon irgend einer Seite her. 

Da die Patienten sich erfahrongsgemäß nor selten an das Verbot der 
Heiiat, bezw. der Konz^tion halten, ist oft dorch prophylaktische Merkoriali- 
sierong der früher syphilitischen Ehestandskandidaten, onmittelbar Tor der 
Heirat, noch ein gesondes Kind zu erzielen. Ist die Konzeption erfolgt — 
gleichgültig, ob eine rein pateme, spermatische Infektion, ohne yorangcj 
Ansteckong der Motter yoriiegt, oder die Motter allein Trägerin der 
ist -— so kann durch eine energische Behandlong der Motter ein lebensfi 
Kind zor Welt kommen. Eine solche Kor ist ebenfalls indiziert, wenn die 
Infektion der Motter erst nach stattgehabter Konzeptioa erfolgt ist — sogen, 
postkonzeptionelle Sfyphilis — , femer da, wo zahlreiche yorangegaagene Fehl- 
geborten oder die Polyletalität der Nachkommenschaft eine loetisohe Infektion 
der Eltern wahrscheinlich machen, aooh wenn irgendwelche Anzeichen yon 
Syphilis fehlen. Ist die Syphilis eines Kindes nicht erkannt worden, oder er- 
scheinen bei einem Ammenkinde erst im Verlaofe der Stillperiode loetische 
Erscheinongen. so ist das Kind sofort abzusetzen, ond die Amme mindestens 

6 Wochen zo beobachten, bezw. einer Kor zo onterziehen, wenn Erscheinongen 
der Syphilis bei ihr aof treten. 

Die indiyidoelle Prophylaxe der Syphilis. Selbst bei yülliger 
geschlechtlicher Abstinenz kann man Sjphilis au anderem Wege erwerben. 
Ein onbedingt sicheres ond zoyerlässiges Mittel, dorch welches der einzelne 
sich gegen dne syphilitische Infektion schützen kann, gibt es nicht, und wird 
es in absehbarer Zeit auch nicht geben. Notwendig ist yor allem Pflege und 
Beinigung der Geschlechtsorgane, welche übrigens durch die Zirkumzinon er- 
leichtert werden. Auch den sogenannten ^Schutzmitteln** p^ondoml kommt 
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eine gewisse prophylaktisdie Wirkung sn. Den von Metsclmikoff nnd 
MaisonneaYe empfohlenen Einreibungen des Gliedes mit Kak»nel«SaU>e (1 ; 8) 
Pf fiyentiy — gegen Ansbnieh der Syphilis r- oder knratiY — bei erfolgter 
Anstedkang in den ersten Standen duiaeh — seheint, nach dem Tlerrersache, 
ein gewisser Erfolg beisawohnen. 

Gegen die eztrageaitale Infektion gibt es natftrlich ebensowenig eine 
sichere Prophylaxe wie gegen die geschlechtliche Uebertragnng. Prophy- 
laktische Schntsimpfangen gegen Syphilis, dordi Immonisierang mitteb eines 
abgeschwfichten Vims, •— im Sinne der Jenner sehen SehntzpockenimpfiUig ~ 
haben bisher noch keine Ansicht anf Erfolg. Aach eine präTontiTe oder 
kuratiyeSernm- Therapie, im Sinne Behrings, steht noQh ans. 

Da aUe ImmonisiemngSYersache sich praktisch nicht bewährt haben, 
werden wir neben den oben erw&hnten Maßnalimen der allgemeinen and indi- 
Yidaellen Prophylaxe, bei erfolgter Infektion, das Qaeeksilber auch femer noch 
als das sicherste Heilmittel anzusehen haben. 

c)Dr, Bemmer: AofklAningi Belehriuif und soiiale Bekfcmpfting 
der GeseUechtskrankkeiten. 

Obgleich die große Verbreitong sowie die Gef&hdichkeit der Geschlechts- 
krankheiten dringend eine Bekfimpning erfordern, ist es doch erst seit Be- 
gründung der „Deatschen Gesellschaft nur Bekimpfunff der Geschlechtskrank- 
heiten** möglich geworden, die Prttderie und das falsche Schamgeitthl so weit 
zu überwinden, dafi eine öffentliche Erörterung stattfinden konnte, welche sich, 
der Wichtigkeit des Gegenstandes entsprechend, in Wort und Schrift immer 
lebhafter zu gestalten l^ginnt 

Zunächst muA das große Publikum aufgeklärt Werden über die schweren 
Gesundheitsstörungen und die Tidfach unh&baren, zum Sieehtam führenden 
chronischen Erkrankungszustände des weiblichen Sexualappasates, auf Grund- 
lage latenter (Gonorrhoe des Mannes, und über die unhiellbaren, das Familien- 
glück oft untergrabenden Folgeznstände früherer sypliilitischer Erkrankungen. 
Die Aufldixunff und Belehrung muß natürlich dem Alter, sowie dem Bildungs- 
grade entspredien, und in sittlich ernster Weise geschehen. Dies könnte etwa 
in folgender Weise durchgeführt werden : 

' Unterweisung des männlichen Jugend im letzten Jahre der Volksschule 
sowie in der Mittelschule auf physiologischer Grundlage; In den oberen 
Gymnasialklassen auf Grund anatomisch-physiologischen Unterrichts, desgleichen 
in den Seminarien und Fortbildungsschiüen. 

Abhaltung Ton Vorträgen auf de» Hochschulen für sämtliche Studierende 
über die Geschlechtskrankheiten und deren Folgezustände. 

Auch beim Militär sollten solche Belehrangskurse abgehalten werden, 
wozu sich in den Wintermonaten wohl die Zeit erübrigen lieSe. 

^ei allen derartigen Besprechungen wäre auf die ursächlichen Be- 
ziehungen des übermäßigeil Alkoholgenusses zu den geschlechtlichen Infektionen 
hinzuweisen. 

Bei Mädchen hätte die Belehrung in Form eines erweiterten Gesundheits- 
unterriohtes zu erfolgen. 

Für die Verbreitung der betreffenden Kenntnisse in den großen Massen 
sind die Merkblätter yon großem Werte. Dieselben wären namentlich im An- 
schluß an entsprechende Vorträge zu yerteilen. Für die kurze Unterweisung 
der Laien ist Bernsteins Merkbüchlein »Batgeber für Männer** — Verlag 
Ton G. Fischer & Com., Cassel und Letodg ~ sehr zu empfehlen. Dasselbe 
enthält alles Wissenswerte und verhütet dasu nach Kräften die Kurpfuscherei. 

Außer der Belehrung und Aufklärung ist noch von größter WichtijBfkeit 
die Hebung der Moral, des moralischen Denkens und Empfindens, Abhänung 
durch körperliche üebungen, Sport jeder Art, Tarnspiele und namentlich energi- 
sche Erziehung zur Nüchternheit 

Von Bedeutung sind auch 4^' üeberganff zum Industriestaate, die Ent- 
völkerung des platten Landes und Bildung soff. Industriezentren, mit ihrer An- 
häufung unverehelichter Personen bddenei Geschlechts, die Erschwerung der 
Ehe durch den yerschärften Kampf um das Dasein, die zunehmende weibliche 
Konkurrenz im Handel und Industrie sow^e auch im Staatsdienste^ das dadurch 
bedingte Sinken des Einkommens der männlichen Personen auf oaer unter das 
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EgJstemmfaiiMttm, die mehr oder weniger weit unter dem Bedarfumiiiinum 
bleibende Benlüang der weibliclien Arbeit, die Teaerang s&mtüclier Lebens- 
bedflrfnisBe, die mäst ongentlgende EntlOlmnng der mittleren nnd nnterea 
Beamten nnd Angestellten, sowie vieler Arbeiter, femer die Wolmnngsnotluiid 
das Wolmongselend mit allen ihren tranritfen Folgen, die Betätigung der 
Matter anßernalb des Hauses an dem Erwerbdeben nnd infolgedessen Vemacli- 
lissigong der Endehnng« 

Besondere BerflcKsichtigaag erfordert aneh die Alkoholfrage, sowie die 
Dienstboten- nnd Kellnerinnentrage. 

Wenn aneh die sfimtlichea iiierin inbegriffenen Sehftden nie gans au be- 
seitigen sein werden, sind sie doch durch sidbewnStes energisches Zosanunen- 
arbeiten sämtlicher Faktoren, der PriTatea, der Gemeinden, des Staates, einer 
Mildemng fähig. 

Ein schweres Hindernis der Eindämmnag der Qeschlechtskrankheitea 
bildete bisher die soiiale G^etsgebnng. Bis snr letiten NoTelle des Krankea- 
yersicherongsgesetzes 70m 26. Kai 1908 hatten die Krankenkassen das Becht, 
den GFeschlechtskranken das Krankengeld Torznenthalten. Dadurch, daß die 
Natur des Leidens bekannt wurde, yerloren die Betreffenden außerdem aaeh 
nicht selten ihre Arbeit Kein Wunder, wenn sie da ihre S^rankheit yerheim- 
lichten und bei Apothekern oder Kurpfuschern Hilfe suchten. Namentlieh 
letitere mit ihren mangelhaften diagnostischen und therapeutischen Kemii- 
nissen bilden eine grofle (Mahr hinsichtlich der Verbreitung der Geschlechts- 
krankheiten. 

Aber auch die Verhältnisse der Krankenhäuser stehen noch nicht auf der 
Höhe. Nicht nur daß deren Bettenzahl oft zu gering ist, so daß Gtoschleehts- 
kranke, die der Aufnahme drii^^end bedurft hätten, wegen Baummangels ab- 
gewiesen wurden, mußten sich diese auch vielfach als Sjranke zweiter Klaawe 
behandeln lassen. 

Femer ist darauf BUcksicht zu nehmen, daß nicht weibliche Geschlechte- 
kranke mit Prostituierten zusammengelegt wttden. 

Zugegeben muß auch werden, daß die Ausbildung der Aerzte nicht 
durchweg auf der HOhe steht Abhilfe dürfte hier nur zuschaffen sein, wenn 
diese Disziplin als offizielles Ezamenfach ebgefflhrt wtrde. 

Ein Punkt, welcher auch der Erwähnung bedarf, ist die Auslage tob 
Bildern und sonstigen Reproduktionen, welche die Sinnlichkeit erregen und 
mit Veianlassunff werden zu sexuellen Perversitäten sowie zum irregoläreB 
G^chlechtsTerkehre. 

Die Prostitution ist nach aUe dem nicht aus der Welt zu schaffen. Die 
Unterdrttckung der offiziellen Prostitution läßt nur die geheime anwachsen, 
wie die trüben Straßenverhältnisse mancher Großstadt beweisen. Anstatt also 
dem utopistischen 2Siele nachzustreben, die Prostitution zu beseitigen, sollte 
man für geordnete soziale und hygienische Verhältnisse unter den Prostituierten 
sorgen; denn je besser die Prosütution in dieser Beziehung bestellt ist um so 
geringere Gefahren bietet sie den Personen, welche mit ihr verkehren. Nament- 
lich sollte man den Prostituierten jederzeit die Möglichkeit offen halten, in 
ein moriüisches Leben zurttckzukehren. 

Vorbildlich ist in dieser Beziehung das Vorgehen der Berliner Sitten- 
polizei, welches durchaus allen humanen Anforderungen entspricht An die 
gefallenen Mädchen werden dort Merkblätter verteilt und ihnen Arbeitsstellen 
nachgewiesen. 

Wenn nach alledem nun der irreguläre Gtochlechtsverkehr nie ganz zu 
beseitigen sein wird, ist es um so mehr Pflicht des Arztes, namentlich auch 
als Hyg^enUcer, im Interesse der sozialen Hygiene, der Volksgesundheit immer 
von neuem zu versuchen, durch Belehrung und Aufidärung, sowie durch Hin- 
weis auf soziale Mißstände zur Milderung der gesundheitlichen Schäden des 
irregulären Geschlechtsverkehrs beizutragen. 

Dr. Heeker-Straßburg i. Eis. 

Verantwortl. Redakteur: Dr.Bapmund, Bog.- u. Geh. Med.-Bat in Minden i. W. 
J. a a BnuBS, HtnofL aSebi. «. F. UkLrh. HrflwieMmcktwt ia Miaäm, 
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Bericlite über VersammlmigeiL 

Beilage zur Zeitschrift fttr Medizinsdbeamte, 1908. VI. 

Protokoll über die au 3. November 1907, Tomt. 10 IJlir, 

im irrossen SdtBang^saaie der Kgl. Befl;ieriin|r mu Dansig 

stottgefondene ¥ersammliiiis der Ifedizinal-Beamteit des 

Besiernnfl^Abesirks. 

Zagegen sind : Beg.-Präsident r. Jarotzki, Ober-Beg.-Bat y. K a m e k e , 
Beg.-Bat N e n m a n n , Beg.- n. Med.-Bat Dr. S e e m a n n , sämtliche Kreisärzte, 
außer des durch Krankheit beliinderten Kreisarztes Med.-Bats Dr. Kämpf e- 
Karthaus; sämtliche Kreisassistenzärzte, die kreisärztlich geprttften Aerzte: 
Dr. Daniele wski-Hochstttblan, Dr. Lebram-DanzigySan.-Bat Dr. Bleyer- 
Eibing, Dr. Göhlmann, Oberarzt der Proyinzial - Irrenanstalt Conradstein, 
sowie Korps- Generalarzt Dr. Böttcher, Stadtarzt Prof. Dr. Petrnschky, 
Direktor des städtischen hygienischen üntersachnngsamts, Dr. Wallenberg, 
IMrektor des Stadtlazaretts, Dr. Köstlin, Direktor der Hebammenlehranstalt, 
sämtlidi in Danzig; Marine -Stabsarzt Dr. Sohler, znrzeit Leiter der Cholera- 
üeberwadiiingsstelle zu Einlage und Veterinärrat Prensse. 

I. Geschlftliehes^ mitgeteilt Tom Vorsitzenden, Beg.- n. Med.-Bat 
Dr. Seemann: 

1. Nur solche Bechnungen, die ans den Staatskassen bezahlt werden, 
sind Ton den Kreisärzten zn prttfen. 

2. Für die Mitteilungen über yorznnehmende Ortsbesichtignngen an 
den Begiernngs- nnd Mediäialrat empfehlen sich Postkarten wie sie Kreisarzt 
Dr.lB^eige benutzt. Es erfolgt Verteilung solcher Karten. 

3^ Als Bezugsquelle fttr Aktendeckel wird die Inanspruchnahme der 
M tili er sehen, vorm. Wedeischen Hofbuchdruckerei in Erinnerung gebracht, 
da sie solche s. Z. auf Veranlassung der Medizinalbeamten auf Vorrat gear- 
beitet hat. 

4. Der Preußische Medizinalbeamtenyerein hat beschlossen, einen ünter- 
sttltzungsfonds fttr Medizinalbeamte zu gründen. Bege Beteili- 
gung erscheint nach den Beschlüssen der letzten Hauptrersammlung des ge- 
nannten Vereins wünschenswert. 

6. Es wird ein Verzeichnis der Bücher des yerstorbenen Kreisarztes 
Dr. Herrmann herumgereicht, auf einzelne Werke besonders aufmerksam 
gemacht und diese zum Kauf empfohlen. 

6. Mit Bücksicht auf eine jüngst ergangene Umfrage, betreffend die 
Möglichkeit der üebertragung der Bartflechte bei Anwendung des Alaunsteins 
in Barbiergesch&ften wird das Ergebnis der Umfrage bekannt gegeben und 
angefragt, ob danach yon der Versammlung polizeiBche Maßregeln in dieser 
Beziehung für angezeigt erachtet werden. 

Prof.Dr. Petruschky hält eine Inf ektion, bezw. die Uebertragung der 
Bartflechte durch den Alaunstein infolge der nicht unerheblich desinfizierenden 
Kraft des Alauns in so konzentrierter Form für fast unmöglich und deshidb 
polizeiliche Maßregeln für unnötig. Da auch die yon den &eisärzten ein- 
gegangenen Berichte keine einzige Erfahrung yon Uebertragung der Bart- 
fleäte durch Anwendung des Alaunsteins gebracht haben und die eine Hälfte 
der Berichterstatter gegen eine Erweiterung der bestehenden Polizeiyerordnung 
auf das Verbot der gemeinsamen Benutzung yon Alaunsteinen in Barbierläden, 
die andere nur aus uieoretischen und ästhetischen Bttcksichten sich dafür aus- 
gesprochen hat, so kommt die Versammlung zu dem Beschluß, daß eine Er- 
wdterung der Polizeiyerordnung nicht erforderlich sei. 

n. Erfahrungen und Torschläge bezüglich der Handhabung des Ge- 
setiesy betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, yom 
28. August 1905 nebst den dazu gehörigen Ausführungsbestimmungen. 

a) Der erste Beferent, Kreisarzt Dr. Brinn, bemerkt nach kurzer Ein- 
leitung zu § 1 betreffs der Anzeige yon Todesfällen, daß der Arzt dazu 
oft nicht in der Lage ist, da er yon dem Tode nichts erfährt. Daß der Haus- 
hfldtungs -Vorstand selbst eine Anzeige macht, wird wohl noch lange 6in 
frommer Wunsch bleiben. Nur der Standesbeamte erfälirt mit Sicherheit yon 
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dem Tode. Es ist deshalb wttnseheiiswert, daß die Standesbeamten mit Weianag 
yersehen werden, daß sie jeden Todesfalls eines an ansteckender Krankheit 



Verstorbenen dem Kreisarst ansoadgen haben, wie es jetst Ar den Baiirk 
Danzig bereits bei Todesfiilen im Wochenbett Yorfleschrieben ist An! diese 
Weise werden die Medizinalbeamten oft yon Erkranlningen in Kenntnis geaetst 



werden, yon denen sie sonst nichts erfahren, da bei Kindern hiailg, a. B. bei 
Scharlach, ärstliche Hilfe anf dem Lande nicht nachgeanoht wird. In demjenigen 
Standesamtsbezirken, in denen obligatorische Leichenschau eh^^ihrt Ist, be- 
steht diese Verpüichtong übrigens schon, da der Standesbeamte gehalten Ist, 
den Leichenschanscheia eines an ansteckender &ankheit Verstorbenen dem 
Kreisarzte sogleich einzusenden. 

Beferent macht weiterhin darauf aafmerksam, daß die Anaeige bei 
Wohnangswechsel ebenfalls oft unterbleibt Erbedanert femer. daß die 
arsprttnglich im Gesetz yorgesehene Anzeige bei yorgeschrittener Taberknloee 
später yom Landtage gestrichen ist; desgleichen h&it er fftr erforderlich, daß 
nach der Verdacht auf Typhös anzeigepflichtig gemacht wird, da sonst die 
im § 6 anfffestellte Forderung, Ermittelangen bei ^^hosyerdacht anzostellen, 
nicht ansfllorbar ist. Die Masern bitte er nach gern als anzeigepflichtig g»- 
sehen, and zwar deshalb, weil sie mit Scharlach yom Pablikom leicht yer- 
wecliselt werden; die ganze Mitwirirang des Kreisarztes bei Masern bemhe 
jetzt nur darin, daß er yon dem Landrat wegen eines etwaigen Schnlschlnsaea 
yorher gehört werden maß. Bei einer schweren Epidemie wird er an den 
Begierangs- Präsidenten zu berichten haben, and dieser aof Grand der |§ 6, 
7, 11 der allgemeinen Aasftthrangsbestimmangen seinerseits wieder an den 
Herrn Minister, der auch erst einen Beschluß des Staatsministeriums herbcd- 
führen muß, ob Masern in das Gesetz zeitweise einzureihen sind, ein recht 
umständliches Verfaliren, yon dem bisher nur wenig Qebraudi gemacht 
worden ist. 

Im § 6 ist strikte yorgesdirieben, daß der beamtete Arzt den behaadelii- 
den Arzt so rechtzeitig benaclirichtigt, daß er spätestens sieichzeitig mit ihm 
in der Wohnung des Kranken sich einzuflnden yermag. Diese nach der An« 
Weisung fflr den Kreisarzt yerbindliche Bestimmung immer einzuhalten, lat 
unmöglich. Bei gutem Einyernelunen mit dem Arzte werden sich Ja Weite- 
rungen nicht ergeben, aber es können doch einmal Weiterungen entstehen. 
So z. B. wenn der Kreisarzt aufs / Land kommt, einen Typhuskriuiken be- 
sucht und dabei erfährt, daß etwa im Nebenhause ein anderer Kranker oder 
mehrere liegen, die yon anderen Aerzten beliandelt werden; soll er nun 
erst nach Hause fahren die Kollegen benachrichtigen und nach einem Tage 
wieder hinfahren? Deshalb wäre in den Bestimmungen etwa einzuschalten: 
„A.usnahmen sind in dringenden Fällen zulässig, der betreffende Arzt ist dann 
unter Angabe yon Gründen sofort zu benachriditigen.'* 

Zu § 8 bemerkt Beferent, daß man die UeberfUhmng yon Kindern, die 
an Diphtherie und Scharlach erkrankt sind, in ein Krankenhaus gegen den 
Widerspruch der Eltern nach Möglichkeit zu yermeiden suchen muß. Sie ist 
auch gesetzlich nicht zulässig, wenn der behandelnde Arzt eine ausreichende 
Absonderung in der Wohnung fflr sichergestellt hält, mögen die Wolmungs- 
yerhältnisse noch so jämmerliche sein ; denn in den Bestimmungen heißt es : 
,. . . . des beamteten Arztes oder behandelnden Arztes.*' Es genflgt iJso 
der Widerspruch des behandelnden Arztes, um die üeberftthrung zu yerliindem. 
Die Bestimmung, daß bei Tjphus und Buhr die Absendung nicht eher auE- 

Sehoben werden darf, als bis sich die Stuhlentleerungen der Kranken bei zwei 
urch den Zeitraum einer Woche yoneinander getrennten baiiteriologischen 
Untersuchungen ab frei yon Bohr- bezw. Typhusbazillen erwiesen hiül>en, Ist 
nach Ansicht des Beferenten nicht durchführbar. Wer soll die Proben ent- 
nelimen ? Der Kreisarzt f Der prakt Arzt kommt meistens nicht melir in der 
Bekonyaleszenz liin. Die Angehörigen f Das ist zu gefäliriich, man wttrde 
auch Täuschungen ausgesetzt sein. 

Nach § 9 ist die zwangsweise Behandlung Granulöser and 
deren Unterbringung in einem Krankenhause nur zulässig, wenn zur Heilnng 
der Fälle die Vorniuime einer Operation erforderlich und zu deren Vornahme 
der Kranke seine Zustimmung erteilt hat Soll diese Bestimmung genau be- 
achtet werden, so wttrde man gerade in den schwersten Fällen michtlos sein, 
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denn nr Vonahme dner Operation wird man von den Kranken resp. den 
Eltern — es handelt sich doch meistena am Kinder — die ZoBtimmnng kaum 
erlangen. 

Zu § 12« Beferent hält in bezog aof die Anordnungen der notwendigen 
sanitätspoliseilichen Maßnahmen den direkten Verkehr der Kreisärzte mit dem 
An^Yorsteher fttr den praktischsten nnd raschesten Answeg. Er möchte des« 
halb den Landrat gewissermaßen aasgeschaltet wissen. Natttrlieh müsse dieser 
als oberste QesondheitspolizeibehOrde seines Kreises ttber alle Vorgänge auf 
dem Gebiete der ttbertragbaren resp. gemeiogefährlichen Krankheiten orientiert 
sein; er wird dies aber einmal bei nicht epidemischem Auftreten durch die 
wöchentlich durch seine Hand an den Herrn Begierungs- Präsidenten zu er- 
stattende Meldung und bei epidemischem Auftreten außerdem noch durch die 
eb^alls durch se&e Hand gehende, im § 85 der Dienstanweisung Torgeschriebene, 
ausiflhrliche Berichterstattung an den Herrn Begierungs-Präsidenten. Für den 
Verkehr mit dem Amtsvorsteher hat Beferent ein Formular entworfen, um 
diesem den Gtochäftsyerkehr zu erleichtern,. desgleichen je ein Formular für 
die Maßnahmen bei Scharlach und Diphtherie und bei Typhus, die er zur Be- 
sprechung Torlegt 

Zum Schluß betont er noch, daß man bei der üebernahme der Kosten 
für die fortlaufende und Schlußdesinfektion auf öffentliche Mittel so liberal 
wie möglidi yorgehen solle, denn wenn die Leute die Mittel selbst bezahlen 
mfißten« würden sie in ungenügendem Maße angewandt werden. 

in der sich anschlieDcnden Diskussion gibt der Herr Begierungs- 
präsident wertvolle Belehrungen über das Verhältnis zwischen Ortspolizei- 
behOrden und Landrat, insbesondere über den Geschäftsgang zwischen diesen 
Behörden untereinander und in bezug auf die sanitätspolizeilichen Anordnungen 
des Kreisarztes. 

Dr. B rinn schlägt noch vor, daß die Kreisärzte den Amtsyorstehem 
Vorträge über das Gesetz und ihre polizeilichen Pflichten bei der Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten halten, was yon der Versammlung gut geheißen wird. 

Der Vorsitzende bemerkt, daß nichts im Wege stehe, sich be- 
stimmter Formulare für den Geschäftsgang zu bedienen; die Verhältnisse in 
den einzelnen (Stadt- und Land-) Kreisen sei aber zu yerschieden, als daß yon 
der Begierungszentralstelle solche Einzelfall -Anweisungen erlassen werden. Sie 
würden für den gewünschten Zweck zu allgemein ausfallen und sich nicht 
wesentlich yon den schon erlassenen „Anweisungen^ unterscheiden. 

&eisarzt Dr. Birnbacher hebt heryor, daß der Landrat nicht Orts- 
polizdbehörde sei, aber bei ansteckenden Krankheiten die Funktion der Orts- 
polizeibehörde übernehmen könne und zwar yon Fall zu Fall. Er empfiehlt 
die im Beg.-Bez. Gumbinnen üblichen Formulare, bei denen der Landrat nicht 
aosgeschaitet ist. 

Dr. Brian hat, weil zu unpraktisch, yieles yon diesen im Begierungs- 
bezirk Gumbinnen gebräuchlichen Maßregeln gestrichen. 

Herr Begierungs-Präsident betont, daß der Landrat, wenn er 
ea für notwendig halte, die Polizeigewalt auch für eine ganze Epidemie an 
■ich ziehen könne. Er hält es für am zweckmäßigsten, piobeweise in einem 
Kreise die B rinn sehen Vorschläge durchzuführen; etwa sich herausstellende 
Mängel könnten dann hinterher beseitigt werden. 

Kreisarzt Med.-Bat Dr. Bichter hat ähnliche Einrichtungen in seinem 
Kreise bereits getroffen, über deren Zweckmäßigkeit er in 1—2 Jahren be- 
richten wird. 

b. Der zweite Beferent, Kreisarzt Dr. Feige, macht folgende Vor- 
schläge: 

I 1« Es ist nicht nur die Erkrankung, sondern auch der Todesfall zu 
melden. Dez behandelnde Arzt erfährt den Todesfall oft nicht, die Polizei 
unterläßt die Meldung, wenn sie überhaupt Kenntnis erhält. Es wäre daher 
wünschenswert« wenn die Standesbeamten angewiesen würden, dem Kreisarzt 
jeden Todesfall an einer der im Beichsseuchengesetz und im Landesseuchen- 
gesetz genannten Krankheiten mitzuteilen. Beferent geht jetzt so yor, daß er 
Dei jeder Meldung einer ansteckenden Krankheit die Polizei um Mitteilung 
des Ausgangs der Erkrankung ersucht. 

Nach 1 8 sind yon den Krankenanstalten nur die Krankhdts- und Todes- 
fälle anzuzeigen, welche sich in der Anstalt „ereignen'^, d. h. also, wenn ein 
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Mensch answftrts erkrankt und sodann in das Krankenhans gesohsiFt wird, 
dann braacht das Krankenhans den Fall nicht anzomelden. Es kommt aber 
oft genng vor, daß ein Arit gerofen wird and sofort die üeberweisnng des 
Kranken in eine Anstalt veranlaßt; er hUt sich dann nicht fttr den behandelnden 
Arst nnd unterläßt die Meldung. Trotndem muß dann das Krankenhaus gemiß 
§ 1, Abs. 2 den Fall anzeigen, da ein Wohnungswechsel yorliegt. In den 
Ausführungsbestimmungen ist der deutlichere und treffendere Ausdruck nYor- 
kommen* gebraucht, allerdings nur für Seeschiffe. 

I 4. Es ist dringend zu empfehlen, daß auch die Kreisärzte die für die 
Polizei vorgeschriebenen Listen führen, wegen größerer üebersichtlichkeit. 

I 6« Es ist eine Verfügung wünschenswert, wonach der Kreisarzt be- 
rechtigt, aber nicht yerpflichtet ist, jeden Fall von Kindbettfieber und Typhus 
an Ort und Stelle zu untersuchen. Durch Einholung der Ermächtigung des 
Landrats geht oft viel kostbare Zeit verloren. Wenn die Hebamme einen 
Eieberfall anzeigt, so ist der Kreisarzt auf Grund des § 67 der Dienstanweisung 
zur Kontrolle der Hebamme zur Beise berechtigt. 

Der Ausdruck „die ersten Fälle von Diphtherie, KOmerkrankheit und 
Scliarlach'' ist vom Herrn Minister dahin erläutert, daß zu verstehen ist, «der 
erste Fall von Körnerkrankheit, der erste Fall von Diphtherie, der erste 
Fall von Scharlach.** Sobald eine Epidemie herrscht, — und das ist wohl liier 
meist der Fall — ist für Medizinalbeamte § 82 der Dienstanweisung maißgebend ; 
denn vom Staat wird bei der ersten Feststellung nur die Besichtigung des 
einen Falles bezahlt, nicht aber die der übrigen, die Kosten hat viehnehr die 
OrtspolizeibehOrde zu tragen. Nun ist z. B. Scharlach angezeigt, und zwar 
mehrere Fälle. Der erste Fall, den man aufsucht, entpuppt sich als Masern. 
Dann müßte der Arzt nach dem Wortlaut der Allgemeinen Bestimmungen 
wieder nach Hause fahren, ohne die übrigen Fälle besichtigt zu haben ; besucht 
er diese dennoch, so tut er- es unentgeltlich oder auf Kosten der Polizeibehörde. 
Beferent glaubt nicht, daß diese Anordnung dem öffentlichen Interesse entspricht. 
Es kann nun vorkommen, daß in einem Orte ein TyphusfaU gemeldet wird; 
man benachrichtig den behandelnden Arzt und besucht den Kranken. Dort 
erfährt man, daß im Nebenhause ein weiterer Typhusfall vorgekommen ist, der 
aber noch nicht gemeldet ist. Eine Feststellung ist erwünscht, die vorherige 
Benachrichtigung des behandelnden Arztes unmöglich. In diesem Falle ist 
wohl der Kreisarzt berechtigt, den Kranken zu besichtigen, ohne vorherige 
Mitteilung an den behandelnden Arzt. 

Auch kommt es z. B. bei Kindbettfieber vor, daß die Hebamme zugleich 
mit der Meldung mitteilt, ein Arzt sei nicht zugezogen worden. Wenn man 
nun hinkommt, so erfährt man, daß gestern Dr. X. dagewesen sei. Auch in 
diesem Falle hat wohl der Kreisarzt das Becht, ohne Mitteilung an den be- 
handelnden Arzt die nötigen Feststellungen zu machen. 

Femer kommt es vor, daß der bdiandelnde Arzt bei der Meldung mit- 
teilt, der Zutritt des beamteten Arztes bedeute eine Gefährdung des Kranken. 
Kommt man aber hin, so ist der Kranke bereits außer Gefanr, ja, die An- 
gehörigen fordern den Kreisarzt auf, sich doch den Kranken einmal anzusehen. 
Hier brauche man kein Bedenken zu tragen, den Kranken zu besichtigen, trotz 
der Erklärung des behandelnden Arztes. 

Nach der neuen Anweisung über die Schulen vom 9. Juli 1907 in Ver- 
bindung mit § 82 der Dienstanweisung ist der Kreisarzt woU jetzt berechtigt, 
zur Feststellung der unter § 3 der Anweisung genannten Krankheiten Favus, 
Keuchhusten, Körnerkrankheit, Krätze, Lungen- und Kehlkopf tuberkulöse, 
Masern, Mumps, Bötein und Windpocken auch ohne Ermächtigung des Land- 
rats Beisen zu unternehmen, da nach § 12 der Anweisung hier stets der 
Kreisarzt zu hören ist. 

Nach 1 89 1 ist die üeberf ührung von diphtheriekranken Kindern in ein 
Sjrankenhaus gegen den Widerspruch der Eltern dann nicht gestattet, wenn 
nach Ansicht des beamteten Arztes eine ausreichende Absonderung ip der 
Wohnung sichergestellt ist. Dies ist in den A. B. dahin erläutert, daß der 
beamtete Arzt und der behandelnde Arzt übereinstimmen müssen. Bei Wider- 
spruch des behandelnden Arztes ist die Ueberführung unzulässig. 

Nach 1 85 8 sollen die Hebammen bei Kindbettfieber 8 Tage lang außer 
Kurs gesetzt werden. Es empfiehlt sich, diese Bestimmung so milde wie mOg- 
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Uch zu handhaben and sie mehr zur Strafe bei la später Meldung oder anderen 
ünregelmäßigkiBiten anzuwenden. 

Ein schwieriges Kapitel ist die bakteriologische üntersnchnng. Bei 
jedem ersten Pall entnimmt wohl der Kreisarzt selbst den StnU nnd das Blut. 
Wie aber ist es mit den folgenden Fällen? Oft genug sieht der Arzt den 
Kranken nur einmal; er kann nicht im voraus wissen, welche Krankheit Tor- 
liegt« so daß er wohl meist die Vexsandgefäße nicht zur Hand hat. Der Amts- 
und Gemeindevorsteher weigert sich mit Becht, die Entnahme persönlich zu 
bewirken, ein Amtsdiener findet sich meist nur an dem Ort, wo der Amts- 
Torsteher wohnt; auch ist der Amtsdiener wegen mangelnder Vorbildung nicht 
die geeignete Person für die Entnahme, denn er kann sich dabei leicht selbst in- 
fizieren. Den Anp;ehörlgen die Entnahme zu überlassen, ist aus vielen Gründen 
nicht ratsam. Die Entsendung des meist weit entfernt wohnenden Desinfektors 
verursacht große Kosten. Koch schwieriger ist die bakteriologische Unter- 
suchung bei dem als Bazillenträger entlassenen Typhuskranken, wo die Unter- 
suchung 10 Wochen lan^ wöchentlich wiederholt werden soll. Die Des- 
infektion der Abgänge bei den Bazillenträgern wird wohl stets ein frommer 
Wunsch bleiben. 

Was die Feststellung von Krankheiten durch praktische Aerzte betrifit, 
so scheint der Minister nadi den neuesten Erlassen diese sehr beschränken zu 
wollen. Oft kennen auch die Aerzte kaum das Gesetz, noch viel weniger 
die A. B. und die Auskunft, die sie der Polizei geben, wird dann recht mangel- 
haft ausfallen. 

Der Kreisarzt hat den Betroffenen seine Anordnungen schriftlich zu 
geben. Die gemeinverständlichen Belehrungen enthalten keine Desinfektionsvor- 
schriften; es ist aber wohl ausgeschlossen, daß der Kreisarzt jedesmal die ganze 
Desiofektionsanweisung abschreibt. In der Stadt Dirschau erhalten bei Schar- 
lach, Diphtherie und Typhns die Angehörigen jedesmal einen Abdruck der 
Belehrungen und der Desinfektionsanweisung. Im Begierungsbezirk Marien- 
wer4er ist eine Kommission zusammengetreten, die eine kurze Desinfektions- 
vorschrift mit den Straf bestimmungen zusammenstellen soll; ein gleiches ist 
für den Begierungsbezirk Danzig vorzuschlagen. Sowohl die Desinfektions- 
anweisung, wie die Belehrungen sind für die Bevölkerung viel zu lang und 
ausführlidi. In meinem früheren Bezirk hatte ich für Diphtherie und Schar- 
lach und für Typl^^ ^ganz kurze Anweisungen drucken lassen. ^ der Des- 
infektionsanweisung verwirrt die große Menge der Desinfektionsmittel; es 
empfiehlt sich, jedesmal nur ein einziges Mittel anzugeben. 

I 9. Zu den Personen, welche gewerbsmäßig Unzucht treiben, können 
Vorkommendenfalls auch Dienstmädchen und Kellnerinnen gerechnet werden. 

§ 12. Nach § 12 der Dienstanweisung sollen alle Berichte an den 
Begierungs-Präsidenten dem Landrat vorgelegt werden. Es empfiehlt sich daher, 
bei Anordnungen wegen ansteckender Krankheiten für gewöhnlich den Landrat 
uranz auszuschalten und direkt mit den Polizeibehörden zu verkehren. Der 
Landrat ist dankbar, wenn ihm Schreibarbeit erspart wird, außerdem erfährt 
er aber genug über den Gesundheitszustand durdi die wöchentlichen Krank- 
heitsnachweisungen, die durch seine Hand gehen. Femer aber — und das ist 
das wichtigste — ^ wird durch den direkten Verkehr mit den Polizeibehörden 
jede Verzögerung vermieden. Ob ein Formular zur Vermeidung des Schreib- 
werks erforderlich ist, ist fraglich ; jedenfalls muß das dem einzelnen Kreisarzt 
überlassen werden. 

Nach § 14, Abs. 2 des Beichsgesetzes soll das Krankenhaus, in das die 
Infektionskranken geschafft werden, ein geeignetes sein, d. h. es muß eine Isolier- 
station besitzen. 

c) Der dritte Beferent, Kreisarzt Dr. Birnbacher, hält, wie die beiden 
Vorreferenten, es für wünschenswert, daß die Standesbeamten jeden Todesfall 
nebst der Todesursache dem Kreisarzt mitteilen. Nach Lage der jetzt vor- 
geschriebenen Anzeigepfiicht soll der Haushaltungsvorstand den Abzug eines 
Kranken jedesmal anzeigen, sobald dieser an übertragbarer oder gemeingefähr- 
licher Krankheit leidet, was meistens nicht zu geschehen pfiegt. Die Gemeinde- 
schwestern sollen auf das Gesetz vom 28. August 1906 hingewiesen und darüber 
besonders instruiert werden. Die Kartenbriefe sind nicht praktisch, da sie 
b«m Oeffnen an beschriebenen Stellen oft einreißen. Für die Ortspolizei- 
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behöTden müßten kttrsere «AnweiiiiiigeB'' aiugearbeitet weideiii aaeh wJSatem 
die OrtspoliieibeliOrden zur ständigen LiBtenItthnuig über die FfiUe ansteekeader 
Krankhäten ansiihalten« 

In der Anweisung zur Verlitltang der Verbreitung übertragbarer Krank- 
heiten durch die Schulen 70m 9. Juli 1907 sind epideinisch auftretende SqUI- 
blasea leider nicht enthalten. 

d) Der Yierte Referent, Kreisarzt Med.-Bat Dr. Bichter, hat «eise 
Ausführungen in folgende Leitsätze zusammengefafit : 

1. Es hat sich namentlich bei Typhus das dringende Bedtirfois ergebea, 
auch Verdachtfälle meldepflichtig zu machen, wie das bei Kindbettfieber durcli 
die Meldung der Hebammen bereits tatsäclilich der Fall ist Viele, namentlich 
jüngere Kollegen, zögern nämlich mit der Typhusdiagnose oft überaus lange, 
so daß 14 Tage bis 3 Wochen yergehen, ehe der Typhus gemeldet wird. 
Während dieser langen 2Seit haben alle möglichen Wege offen gestanden, auf 
denen die Ansteckung weiter verbreitet werden konnte. 

2. Die Meldepflicht ist auch auszudehnen auf Erkrankungen an 
Lungen- und Kehikopftuberkuiose. Mindestens ebenso wichtig wie die 
Wohnungsdesinfektion nach Todesfällen an Tuberkulose, ist sie bei dem 
häuflgen Wohnungswechsel allmählich yerarmender Tuberkulöser. Zu einer 
Zeit, da man sich überall anschickt, die Tuberkulose durch Einrichtung Ton 
Fürsorgestellen in größerem Maßstabe zu bekämpfen, bedarf man dringend 
einer Handhabe, um die Wohnungsdesinfektion in großem Maßstabe durch- 
zuführen. Denn die Tuberkulose ist yorwiegend eine Wohnungskrankheit. 

3. Da die Todesfälle an übertragbaren und gemeingefUfflichen Krank- 
heiten tatsächlich sehr häufig nicht gemeldet werden, weU auch die Aerste 
oft nichts davon erfahren, so dürften die Standesämter wenigstens für Todes- 
fälle an Kindbettfieber und Typhus zur Meldung, und zwar unmittelbar an 
den Kreisarzt heranzuziehen sein. 

4. Bei Epidemien von Masern, Keuchhusten, Körnerkrank- 
heit, Diphtherie, Scharlach usw. ist solange gemäß Dienst-Anw. §82b 
zu verfahren, bis dieser Paragraph event aufgehoben wird, was im Literesae 
der Selbständigkeit der Kreisärzte sehr zu bedauern sein würde. 

Da nur der erste Fall solcher Seuchen ärztlich festgestellt werden soll, 
und da nur die Kosten für Feststellung des ersten Fdles auf die Staats* 
kasse übernommen werden, so empfiehlt es sich nicht, zu diesen Feststellungen 
praktische Aerzte heranzuziehen, vielmehr ist tunlichst sogleich der zustfinfin 
Kreisarzt damit zu beauftragen. Findet dann der Kreisarzt, daß die SeucEe 
bereits eine größere Verbreitung gewonnen hat. so verfährt er gemäß § 82 b 
und liquidiert die entstandenen Kosten nacn den bestehenden Nonnatir- 
bestimmungen für die Dienstreisen der Staatsbeamten unmittelbar an die 
Staatskasse. 

5. Der Kreisarzt ist für gewönlich nur Gutachter. Die Ortspoliaei- 
behörden sind nur an seine tatsächlichen Feststellungen, aber nicht an seino 
Vorschläge zur Bekämpfung der Seuchen gebunden. Dafür tragen sie aber 
auch die alleinige Verantwortung, sobald sie nicht streng nadi den Vor- 
schlägen des Kreisarztes verfahren. 

6. Für gewöhnlich findet ein unmittelbarer Verkehr zwischen Kreisamt 
und den Ortspolizeibehörden seines Kreises statt. Der Landrat übernimmt die 
polizeilichen Funktionen nur in Ausnahmefällen, z. B. bei gefährlichen Seuchen, 
Epidemien, die mehrere Amtsbezirke betreffen, bei Vakanzen und wenn die 
Polizeibehörden sich ihrer Aufgabe nicht gewachsen zeigen. 

7. Erforderlich ist die Setzung einer Frist zur Mitteilung des Ver^ 
anlaßten seitens der Ortspolizeibehörden auf Grund der DieastanweisuBff 
§ 14, Abs. 4. 

8. Zur Entnahme von Proben für bakteriologische Untersuchungen 
sind, wie auch zar laufenden Desinfektion am Krankenbett, vorerst die Geaneinda- 
Schwestern auszubilden und regelmäßig heranzuziehen. Ergibt sich, daß diese 
Kräfte nicht ausreichen, so müssen dem Kreisarzt Hilfskräfte in der Person 
von Gesundheitsaufsehem nach englischem System, je nachdem vollbesoldet 
oder im Nebenamt, beigesellt werden, die ohnehin zur üebemahme kleinerer 
Dienste schon jetzt für viele Kreise notwendig geworden sind. 

9. Der Ausschluß der jugendlichen Personen hat sic^ jedesmal auch 
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auf den Konf irnandeiiaiiierriclit za entreeken. Nicht selten sind die Gebt- 
licben der Ansidit, daß dieser von der Bestimmung des Gesetzes nicbt berttbrt 
wftrde; mindestens wird Öfter die Erfahrung gemacht, daß der Konfirmanden- 
Unterricht wdter besteht, w&hrend die betreffenden Kinder zum Schnlonter- 
rickt nicht zngelassen werden. 

10. Bei Körnerkrankheit ist stets nnd in erster Linie die Benntzans 
bMonderer Waschger&te, namentlich Handtücher, nnd besonderer Bett- nnd 
Leibwftsche anzaordnen. Das schließt in sich, daß der Kranke für gewöhnlich 
ein eigenes Bett benutzen mnß. Anfifftlligerweise findet sich diese Bestimmnng 
nirgends im eigentlichen Texte der Anweisung zur Bekämpfung der Krankheit, 
sondern nur in Anlage 5 dieser Anweisung auf Seite 85. Es dtirfte sich 
empfehlen, sie als die m. A. wichtigste auch in den Text selbst aufsunehmen. 

Es erfolgt nunmehr die Diskussion fiber einzelne der wichtigsten der 
Von den Beferenten aufgestellten Thesen. 

1. These Dr. Bichter und Dr*Brinn, betreffend Verpflichtung 
der Standesbeamten, jeden Todesfall an ttbertragbarer oder 
gemeingefährlicher Krankheit dem Kreisarzt ungesäumt an- 
naneigen. 

Vorsitzender: Todesfälle im Kindbett sollen bereits von dem Standes- 
beamten gemeldet werden. 

Beg.-Bat Neumann findet durch die Bichter-Brinnschen Vor- 
■ehläge eine außerordentliche üeberlastung der Standesbeamten unvermeidlich. 

Dr. GOhlmann schlägt Yor« zunächst nur fttr einzelne Todesarten eine 
Meldung der Standesämter an die Kreisärzte obligatorisch zu machen. 

Med.-Bat Dr. Bichter schließt sich diesem Vorschlage an und wünscht 
ihn bei Typhus und ähnlidien Krankheiten durchgeführt zu wissen. 

Vorsitzender hält den Nutzen für nicht sehr sroß; eine obligatori- 
sche Leichenschau würde dagegen das Gewünschte erreichen. 

In der weiteren Verhandlung kommt es zu folgender Beschlußfassung: 

,Wo die obligatorische Leiäenschau nicht eingeführt ist, sollen die 
Standesbeamten beautragt werden, jeden Todesfall |an Scharlach, Diphtherie 
«ttd Typhus den Kreisärzten mitzuteilen.'' 

2. These Dr. Bichter, betreffend den Mangel der Anzeigepflicht 
lür Erkrankungen an Lungen- und Kehlkopf tuberkulose. Eine 
lebhafte Debatte entspinnt sich über die Frage, was i^ yorgeschrittene Tuber- 
kulose anzusehen sei 

Vorsitzender: Geheimrat Dr. Kirchner hat in der Festschrift des 
Hygienekongresses .Die gesetzlichen Bestimmungen der Seuchenbekämpfung 
im Deutschen Beiche'* den Begriff ^vorgeschrittene Tuberkulose** erörtert. 
Seiner, des Vorsitzenden. Meinung nach beginne die Infektionsgefahr und damit 
die Notwendigkeit der Anzeigepflicht in dem Augenblick, wo eine geschlossene 
Tuberkulose zur oflhen werde und somit Krankheitserreger yon Kranken zer- 
streut würden. 

Prof. Dr. Petruschky hält auch die Ausdehnung der Anzeigepfiicht 
auf tuberkulös Erkrankte für ein Bedürfnis. Tuberkulose mit Auswurf müsse 
anzeigepflichtig sein, es sei denn, daß eine dreimalige bskteriologische Unter- 
suchung Tuberkelbazillen nicht ergibt. 

Kreisarzt Dr. Es eh rieht: Man solle nicht zu weit gehend da man 
sonst bei den praktischen Aerzten auf große Schwierigkeiten stoßen werde. 

Med.-Bat Dr. Bichter schließt sich den Ausführungen von Petruschky 
an nnd hält die Anzeigepflicht bei Tuberkulose besonders mit Bücksicht aä 
die Notwendigkeit der Desinfektion für sehr wichtig. 

Dt, Brinn steht auf demselben Standpunkt. 

Prof. Dr. Petruschky: In Norwegen unterscheidet man zwischen rein- 
lichen und unreinlichen Tuberkulösen; die letzteren kommen ins Krankenhaus. 
Es i^rde auch für uns ein Segen sein, wenn diese Kategorie Tuberkulöser 
zwangsweise abgesondert werden könnte. 

Kreisarzt Dr. Feige hält die dreimalige Untersuchung des Auswurfs 
anf Tnberkelbazillen für zweckmäßig zur Entscheidung, ob die Aufnahme eines 
Kranken in eine Anstalt erforderlich sei. 

Vorsitzender schlägt vor, statt »Torgeschrittene** «ansteckende* 
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J'ormeii der Taberkolose zu. sagen, weil diese auch die nOiireiiiliGheii*' Knuikea 
mitbetrftfen. 

(Generalarzt Dr. Böttcher h&lt den Ausdruck „▼orgeschritten'' fto 
konekter. 

Die Fassung der These: ^Anseigepflichtig sind die ansteckenden Eoimen 
der Lungen- und Kehlkopftuberkulose, besonders unreiniiche Eruike mtkssen der 
Sanitätsbehörde angezeigt werden^ wird znj Abstimmung gebracht und aag»- 
nommen. 

8. Der Vorschlag Yon Br, Brinn und Dr. Bichter: Anzeige- 
pflichtig ist der verdacht auf Typhus, wird yon Prot Dr. Pe- 
trus chky befürwortet Dr. Köstlin bittet den Begriff „Verdacht'' nfther 
zu bestimmen. 

Vorsitzender: Mit dem Verdacht bei Typhus würde es sich genau 
so yerhalten, wie mit dem Verdacht auf Cholera. Bei der Anzeige des Ver- 
dachtfalles müßte der Kreisarzt zunächst den „Verdacht*' feststellen und dann 
Material yon dem Erkrankten zur bakteriologischen Untersuchung zur „Fest- 
stellung** der Krankheit einsenden. Bei dieser Gelegenheit werden Master der 
yon der Firma Lautenschläger zu liefernden Aufnahmegefäße gezeigt. 

San.-Bat Dr. Bleyer: Zur Anzeige yon Typhusyerdaicht wird ein Arst 
sich schwor entschließen und sich daher leicht der Gefahr der Bestrafung aus- 
setzen, wenn Typhusyerdacht anzeigepflichtig würde. 

Prof. Dr. Petruschky: Bestraft werden könnte natürlich ein Ant 
nicht, wenn er Typhusyerdacht nicht hegt oder nicht äußert, wenn auch aua 
der Lage des Falles hinterher angenommen werden könnte, daß Thyphun- 
yerdacht bestanden haben muß. 

VorsitzendcT: Hauptsächlich ist es notwendig, daß die Aerzte in 
die Lage gesetzt werden, die bakteriologische Untersuchung ohne daß ihnen 
Kosten entstehen, herbeizuführen. Dafür müßten die Kreise durch Beiträge 
zur Unterhaltung der bakteriologischen Anstalt sorgen. 

KreisasslBtenzarzt Dr. Boerschmann: Sobald ein Arzt Untersuchnngs- 
material entnimmt, und es behufs bakteriologischer Untersuchung an ein In- 
stitut einsendet, hat er Verdacht und müßte dann auch folgerichtig gleichzeitig 
diesen Verdacht auf Typhus der Ortspolizeibehörde anzeigen. Sn übrigen 
könnten die praktischen Aerzte •— sie mtLßten nur dafür honoriert werden — 
erfolgreich durch Stellen yon Frühdiagnosen bei der Bekämpfung des Typhus 
mitarbeiten, und zwar würde es sich um drei Untersuchungen handeln, die 
jeder Arzt bequem ausführen könnte: 1. die Wi da Ische Beaktion mit dem 
Fi ck er sehen Diagnostikum, 2. die Diazo- Beaktion und 8. die Untersuchung 
auf Hypoleukozytose. 

Dr. Brinn hält die Anzeige des Verdachts auf Typhus für die Aerzte 
ftlr keine große Gewissensfrage. 

Vorsitzender: Der Kreisarzt erfährt das positiy e Besultat auf Typhuz 
gemäß gesetzlicher Vorschrift durch das untersuchende Institut. 

Kreisassistenzarzt Dr. Langner hält auch die Anzeigepflicht des Ver- 
dachts auf Typhus für notwendig. 

Dr. Köstlin schlägt noch yor, die These so zu formulieren: Bs ist 
wünsdienswert, Typhusyerdacht anzuzeigen. Die Abstimmung ergibt eine 
Mehrheit dafür, desgleichen wird noch hinzugefügt : mit Bücksicht darauf, daß 
der Kreisarzt auch bei Verdacht auf Typhus Ermittelungen anzustellen hat. 

4. Die Thesen Dr. Bichter: 

a) „auf Benutzung der roten Meldeformulare kann nicht bestanden werden*, 

b) „die gelegentlich mündliche Meldung eines Falles muß hingenommen 
werden,^ 

werden ohne Debatte gutgeheißen. 

6. These Dr. Brinn: In den Ausführnngsbestimmungen zu § 6, 2, Abs. 3 
ist hinter „in der Wohnung des Kranken einzufinden yermag*^ zuzusetsen: 
„Ausnahmen sind in den dringenden Fällen zulässig; der betreffend^ be- 
handelnde Arzt ist dann unter Angabe yon Gründen sofort zu benachrichtigen.'^ 

Prot Dr. Petruschky Mfalägt telephonische Benachrichtignag yor. 
Dr. Brinn hält das für nicht praktisch und nicht überall möglieh. 

Vorsitzender: Es ist im Laufe der ganzen Zeit seit Erlaß des 
Seuchengesetzes bei der hiesigen Begierung nur einmal yon: einem Arzt in 
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PoBuneni eiae Beschwerde über einen Kreisaist eingegangen, daß er nioht 
ndtig benaehiichtigt worden sd, and die war nnbegrtbidet. 

San.-Bat Dr. Bleyer empfiehlt den Zusatz: In dringenden P&llen kann 
der Beamte anch ohne Benachrichtignng des behandelnden Arztes den Kranken 
besuchen. 

Die Abstimmung ergibt die Annahme der These mit dem Zusatz Yon 
San.- Bat Dr. Bleyer. 

6. These Dr. Br in n: Die Forderung, dafi die Absonderung bei 
Typhus und Buhr erst aufzuheben ist, wenn sich die Stuhlentleerungen 
des Kranken bei zwei diurah den Zeitraum einer Woche yoneinander getrennten 
Untersuchungen als frei von Buhr resp. Typhusbazillen bewiesen haben, ist 
in der l&ndUchen Praxis zurzeit nicht immer durchführbar. 

üeber diese These wird nicht abgestimmt. Hierzu bemerkt: 
Vorsitzender: Nach Ministerialrerfügun^ werden Desinfektoren und 
nach Gemeindeschwestern in der Bntnahme infektiösen Materials aosgebildet, 
die geistlichen Gemeindeschwestern bei Gelegenheit ihrer Ausbildung in der 
Desinfektion, andere Krankenpflegepersonen gelegentlich ihrer Ausbildung 
zwecks staatlicher Prüfung. Vie ZM der Personen, die Material zur bakte- 
riologischen Untersuchung einsenden können, wird also immer größer. 

Prof. Petrus ehky macht auf einige Schwierigkeiten bei der laufenden 
Desinfektion am Krankenbett aufmerksam. Die Hausgenossen des Kranken 
müßten dunit manchmal betraut werden. 

7. These Dr. Bichter: Epidemien ren Masern, Keuchhusten, 
KOrnerkrankheit, Diphtherie, Scharlach usw. sind gemäß Dienst- 
anweisung § 82 b zu behandeln. Es wird bei allgemeinem EinTerstftndnis nicht 
abgestimmt. 

Vorsitzender: Dafi zur Feststellung je beim ersten Fall yon Schar- 
lach, Diphtherie, und Granulöse praktische Aerzte zugezogen werden, geschieht 
hauptsächlich der Kostenersparnis halber. Bei gehäuften Fällen und Epide- 
Boden hat der Kreisarzt die Ermittelungen anzustellen. 

8. Die nachstehenden Thesen Dr. Bichter werden ohne Debatte für 
beachtenswert erldärt: 

«) Es empfiehlt sich, daß die Kreisärzte bei ihren schriftlichen Anordnungen 
an die Polizeibehörden diesen dne Frist zur Mitteilung des Veranlaßten 
auf Grund D. A. § 14, Abs. 4 zu setzen, damit sie, die Kreisärzte, 
erfahren, was geschehen ist. 

b) Für den Danziger Bezirk empfiehlt es sich, den Kreisärzten freie Hand 
zu geben, nicht nur die ersten, sondern alle Fälle Ton Typhus und Kind- 
betdeber oder von Verdacht dieser Eriuankungen an Ort und Stelie 
zu untersuchen. 

0) Der Ausschluß der jugendlichen Personen Tom Schulbesuch hat sich auch 
auf die Konfirmanden zu erstrecken. 

9. Die Kreisärzte Med.-Bat Dr. Bichter, Dr. Feige und Dr. Brinn 
werden sieh als Kommission mit den angeregten Fragen über diesen PuDkt 
äw Tagesordnung beschäftigen und in der nächsten Mefizinalbeamtenyersamm- 
lung, wenn nicJit schon früher, darüber berichten. 

10. Kreisarzt Dr. Eschericht fragt an, ob und wann die Dienst-An- 
weisung für die Hebammen Polizei -Vorschrift werden würde. 

Der Vorsitzende glaubt, daß die Hoffnung yerfrüht sei und weist 
darauf hin. daß ein Hebammen - Gesetz und ein neues Hebammen -Lehrbuch 
in Vorbereitung sei 

Zu einer Aeußeruns in der Diskussion, betr. das Verhalten der Heb- 
mnmen bei ansteckenden [Krankheiten in ihrer Praxis, daß den Hebammen auch 
sum Zwecke ihrer Bestrafung die Berufstätigkeit untersagt werden solle, be- 
merkt der Vorsitzende, daß dies ganz und gar nicht angändg sei. Nur 
rein sanitätspolizeiliche Gründe kämen in Betracht. Im Bestra&n yon Heb- 
ammen müsse man yorsichtig sein. 

11. Im Anschluß an das Beferat Dr. Birnbaoher wird yon Prot Dr. 
Petruschky der Schlußsatz des § 2 der Anweisung zur Verhütung der 
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Terbreltaig ttbertnclMTar KraaklielteB dareh die Sehilea ▼em 9. JiM 1907 
besprochen. Der Lelirer sei iiiolit berafen, des Wessef der ScholbmuieB i» 
Frobea sa enteehmeB luid bekfceii<dogisoh uilersachea sn lassen; des sei 



Sache eiaeB SachFersiftadigeOi L e. des Medisiaalbeamten. 
m. Uastimmlgkeiten Im HetemmeMlehrtaeh« 

a) Erster BeferentKrelsarat Dr. Feige: Maa muß swar ia hohem Maße 
aaerkenaen, daß das PreußUehe Hebammealehrbnch tob 1904 sehr sorgfUtig a«a- 
gearbeliei und gaaa dasii aagetaa Ist» die Hebamme für ihrea MhwierigeB 
und deraeaTollea Berof so yorsabereitea, wie man es sich aar wttnsehea mau 
ladessen ist es ein großer Fehler« daß noch nicht ein Jahr nach Heransgabe 
des Lehrbaches rerflossea war, als bereits Eialagebogea erschienen, die meltf- 
fache Widersprüche mit dem nrsprtinglichea Texte enthalten. Koch schlimmer 
ist es, daß dnrch die fortwährenden Aendernngen sich der Hebammen dne 
große Unsicherheit bem&chtigt; sie wissen schließlich nicht mehr, was reraltet 
nnd was Jetst Vorschrift ist. Dies gilt yorzflglich fttr die unter dem früheren 
Beffime ausgebildeten Hebammen, die sich snm Teü nnr schwer an die nenen 
nna strengen Vorschriften gewOlmen kOnnen. Vielfach schl&gt auch das Lehr^ 
bach einen zu hohen Ton an, den die mebt einfachen Frauen nicht rerstehen 
können, wenn sie nicht in einem Wiederholongskurs darauf gedrillt werden« 
Es ist deshalb unbedingt erforderlich, daß in regelmäßigem Wechsel simtlicAe 
Hebammen bei den jeteigen hohen Anforderungen Wiederholnngskurse 
durchmachen; leider hat aber der Landeshauptmann an die Lanorftte dn 
ScJireiben gerichtet, wonach wegen üeberftülung nur solche Hebammen aum 
Wiederholungskurs einberufen werden sollen, welche in swei auf^ander 
folgenden Jahren die Nachprüfung mit «kaum geaflgead* oder mit »nioht ge^ 
nllgend'' abgelegt haben. So segensreich die Nachprüfungen wiiken« so smd 
sie doch nicht unstande, einen Wiederholungskurs zu eraeteen; es ist wohl 
nicht ansunehmen, daß eine Hebamme, die die Note «nicht genügend* erhalten 
hat, durch Selbststudium sich weiter fortbildet. W&hrend in der Einleitung 
des Hebammenlehrbuches mit Eecht betont wird, daß bei jeder Segelwidrigkeit 
sofort ein Arzt ZDZuziehen ist (S. 1), wird schon auf der n&chsten Seite gesagt, 
daß die Hebamme auch Kenntnis Ton der allgemeinen Krankheitslehre haben 
soll. Das erscheint in diesem Grade nicht richtig. Von Lungenschwindsucht, 
Lungenentzündung, Typbus, Pocken und dergL (§§ 77—82) brauchen die 
Hebammen nichts zu wissen; die langen Abhandlungen hierüber stehen in 
Widerspruch mit der Forderung, bei jeder Begelwidrigkeit einen Arzt rufen 
zu lassen; auch rermehren sie unnötigerweise den Ballast im Hebammenlehr- 
buch, das kürzer angelegt sein müßte, um verstündlicher zu sein. Auch die 
Frauenlcrankheiten sind ilel zu weitläußg behandelt; desgleichen können die 
Abhandlungen über Kulturen yon Bazillen (§ 103), erste Hilfe bei Unglflcks- 
fiUen (§ 119) fortfallen. Bedner kommt dann auf einzelne ünstimnügkeiten 
des Lehrbuches zu sprechen, z. 6. in bezug auf den Gebrauch dea Katheters 
(§f 9B und 194), die Beschaffenheit des Mutterrohrs (§ 94), das nicht nnr eine 
einzige große, sondern mehrere kleinere AusflußOffnungen haben müsse, das 
Auricoohen der Ger&te (§§ 92 und 113a) usw. 

Die Anwendung Ton Sublimat (§ 114) hält Beferent für unglücfcaelig 
wegen der damit yerbundenen Vergiftungsgefahr und der durch lungeren G»* 
brauch bedingten Bauheit der Hände. Die Anzahl der Hebammen wurd inunei 
großer, welche um die Erlaubnis bitten, Lysol bezw. KresolseifenlOsnng be- 
nutzen zu dürfen. 

Beferent wünscht weiter eine Beschränkung der mitzunehmenden (Geräte 
(§ 194), damit die Hebammen nicht eine Menge meist unnötiger Sachen, 
wenigstens bei Wochenbesucben, mitzuschleppen brauchen ; für das Leinenbaad 
zur Unterbindung der Nabelschnur (§ 194) empfehle sich statt gläserner oder 
metallener Behälter eine Blechbüchse mit seitlichem Einschnitt, aus dem das 
Band etwas hervorrage; die Beutel für die Bürsten müssen aus Stoff her> 
gestellt werden, der sich auskochen lasse, und die Gummihandschuhe stärker 
sein. Die Empfehlung des Soxleth - Apparates (§ 268) ist nach Ansicht des 
Referenten ein zweisdmeidiges Mittel; denn wenn er nicht ganz sorgftltlg' 
bedient werde, sei er erst recht eine Brutstätte für Mikrokoldcen ; ein 
gewöhnlicher Kochtopf sei dann tausendmal yorzoziehen. 

Die Dienstanweisung der Hebammen (§ 25) verlange, daß die WOehaerin 
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S, ja 10 Tftge lang tSgUch aweimsl, miiideBt«!! ab«r dmnil bracht wi^es 
goll. Et fragt »iät wm^ ob Laadliebaiiuiien, die diese Besuche antorlassea, 
eatschnldigt sind, wenn sie angeben, dafi sie nicht mehr mit Gespann abgeholt 
worden seien. 

Nach § 2 der Dienstanweisong soll das Tagebuch dem Ereisarat am 
Jahresschluß «eingeliefert*', nach der Anweisung zur Ftihrnng des Tagebuches 
«yorgelegt* werden. Es fragt sich nun, ob der Kreisarzt die Tagebücher be- 
halten sdl, entsprechend dem Ausdruck „Einliefern*', oder ob er sie der Heb« 
amme zurückgeben soll, entsprechend dem Ausdruck: „Vorlegen*. Beferent 
ist der Ansicht, daß das Tagebuch Eigentum der Hebamme ist und derselben 
jiarftckgegeben werden muß, ganz abgesehen yon dem Ballast, der durch die 
Tagebttcher der Beeistratur des Kreisarztes einverleibt wird. In Spalte 4 des 
Tagebuches empfiemt sich audi die Beantwortung der Frage nach der Länge 
des Kindes. 

Da in nächster Zeit wieder eine neue Auflage des Lehrbuches erscheinen 
soll, sei es wünschenswert, daß die gerttgten Mißstände beseitigt wtlrden; yor 
allem müsse mit der unglttckseligen Einrichtung der Einlagebogen bezw. Deck- 
blätter gebrochen werden, weil dadurch nur Verwirrunff in den KOpfen der 
Hebammen entsteht. Etwaige Berichtigungen werden yiel besser von den Kreis- 
ärzten gelegentlich der Nachprüfungen den Hebammen zur Kenntnis gebracht, 
auch sdion deswegen, weil oft genug die Hebammen den Wortlaut nicht 
yerstehen. 

Leitsätze. 

1. Das jetzt benutzte Hebammen -Lehrbuch behandelt mehrfach Punkte, 
die für die Hebammen unwesentlich oder für die Ausübung ihres Berufes ge- 
fährlich sind, zu ausführlich. 

2. Die häufigen Aenderungen des Lehrbuchs durch Deckblätter sind zu 
yermdden, da sie Verwirrung hervorrufen und oft genug mit dem ursprüng- 
lichen Texte in Widerspruch stehen. 

8. Das Lehrbuch ist mehrfach in einem Ton gehalten, der für die 
Passungskraft der jetzigen Hebammenschttlerinnen nicht verständlich genug ist; 

b. Der Korreferent Bt, KOstlin, Direktor der Provinziallehranstalt 
in Danzig, betont, daß vieles in dem neuen Hebammenlehrbuch nur durch Kom- 
promiß der Kommissionsmitglieder zustande gekommen sei, und demzufolge 
der eine dies, der andere jenes daran auszusetzen habe; auch hätte er sich man- 
dhes anders gewünscht, so z. B. das wichtigste Kapitel für die Hebamme, dis 
Desinfektion und die Verhütung yon Infektionen. Daß die Sublimat-Desinfektion 
schlecht vertragen Wird, kann er nach den in der Provinzialheüanstalt ge- 
machten Er&duungen nicht zugeben, trotzdem die SchtUerinnen sich hier in 
8 Monaten mehr desinfizieren müssen, als später in Jahren. Kotwendig sei 
allerdings, daß die Schülerinnen sich ihre Hände stets gut abtrodsnen und mit 
Alkohid und Olyzerin zu gleichen Teilen einreiben. Dagegen erscheinen dem 
Beferenten die Desinfektionsvorschriften selbst teilweme direkt fehlerhaft: 
Eine Schale mit 1 Liter Wasser zur Seifenwaschung sei gänzUch unzurddhend 
zum Bdnigen der Hände; es müsse entweder eine volle, mehrere liter fassende 
Sehüssel oder ein Wechsel des Wassers während der Bdnigung gefordert 
werden. Der Nagelreiniger werde zweckmäßiger zwischen die Sdfenwaschung 
hinein benutzt ; vor allem müsse er aber ebenso wie die Bürsten vor der Wasdiung 
xurecht, d. h. ins Wasser gelegt werden. Femer sei es besser, wenn die 
Hand nach der Seifenwaschung nicht abgetrodmet werde — in der Praxis der 
Hebammen gebe es keine sterilen Handtücher ^ sondern der etwaige Seifenschaum 
müsse äjuSk Alkohol wie bd der verschärften Desinfektion besdtigt werden. 

Die Vorschrift im § 152, wonach die Hebamme bd der inneren ünter- 
radiung in gewissen Fällen auch den Mittdfinger vorsichtig in die Sdidde mit 
hineinschieben kann, ist nach Anlaß des Korreferenten unhaltbar, denn die 
Hebamme darf doch dnen bisher am Damm gdegenen Finger (§ 148) nicht 
nachschieben, ohne sieh yon neuem desiniidert zu haben. 

Wird femer bdm Einführen des Katheters nach der Vorschrift des 
Lekrbuohs verfahren, d. h. der Katheter am unteren Drittd mit 2 Finger an- 
gelaßt, so streift er toldcher an Unterlagen, Oberschenkeln u. dergL an; er 
muß deshalb in der desinfiderten Hand eingerollt dnceführt werden. 

Dm im § 212 gelorderte Fühlen nadi NabdsdmnrumscUinginig sd 
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Bieht Mir «berfliksng, sonden stfihrlick; ttborfitnig, da m M lodcerar 
Sehlinge sweeklos, bei straffer Umichliiguig umnOglieli aei, and geflUnUek, 
da der Eiliger dea SdieideBdagaBg leicht ianidere. 

Die Abeeifong der Gesdüeelitsteile bei Begiaa der GFebart (§ 172) irt 
bei Gebnrtea. die nur einige Standen daaerten, gtaalich aaiarcdehm; es maA 
Öfters wiederholt werden. 

In § 474 ist bei Erkraakang aa ansteckenden Krankhettea im WolmhaM 
ider Hebamme oder in einem Hanse, in dem sie dienstlich la tan hat, nicht 
nur die Bertthrnng mit solchen Eraalcen, sondern doch auch mit derea 
Aagehörigea za yermeiden. Außerdem maß dasselbe aadii bei aafter- 
dieastlichea, z, B. ireaadschaftUchea Besaehea der Hebamine Torge- 
sdirieben werden. 

KOstlin verlangt ferner neben der Hebammeatasche noch eiae Tiel 
kleinere einfachere Woohenbettstasche. 

Gegenüber der Forderoag der Befereatea betreib Einfftgnag eiaer 
Frage nach der Länge des Kindes bemerkt der Korreferent, daß ia dem neaen 
Tagebach bereits in Spalte 4 c eine solche Frage yorgesehen seL Dagegea 
bem&ngelt er die Aaffahning der Zwillingsgebarten anter 2 laafeadea Nom- 
mera, während es sich doch nar am dne Qebart handelt; feraer müßte 
in Spalte 2 c nicht bloß die Stande, sondern aach der Tag des EintrdfeBS der 
Hebamme angegeben werden, denn vielfach ist es nicht derselbe Tag wie bei 
der Gebart 

Betreffs der Meldepflicht der Hebammen beim Wocheabettftel>er 
wird betont, daß in der Praxis Jede 4. Wöchnerin mindestens 1 Tag fiebert, 
oime daß es etwas Ernstes aaf sich hat. iäne gewissenhafte Hebamme mflßte 
daher aach § 481 mindestens bei jeder 4. Gebart einige Tage paosierea and 
hieranter schwer leiden, während die gewissenlose, der niemand eia Vergehen 
nachweisen kann, frei aasgeht. Nach der Aasgabe 1904 des Lehrbachs natte 
der Arzt za entscheiden, ob Kindbettfieber vorliegt and Anzeige erstattet 
werden maß. Diese Vorschrift hat aber, wie Bange bei der diesjälirigen 
Versammlang der „Vereinigang zar Förderang des deatschen Hebammenweseaa* 
in Dresden mitgeteilt hat, Sciüffbrach erlitten, indem die Aerzte in der An- 
zeigepflicht versagten and die Meldangen von Erkrankongen aa Paerperalfieber 
stark abnaluaen, ja stellenweise nar Meldangen von TodesfäUen, nicht von £r- 
kraniningen einliefen. Die neae Bestimmang dürfte aber ebenfalls verfehlt sein. 
Daß in dem neaen Lehrbach schon nach einem Jahr Abäaderaagen nötig 
waren, ist zwar bedanerlich, war aber schon wegen der veränderten Meldepfiioht 
erforderlich ; die Einf tthrang der Deckblätter f ttr diese Abänderongen hält dar 
Korreferent im Gegensatz za den ersten Beferenten fftr selir zweckmäßig, da 
aaf diese Weise die Hebammen sofort erkennen können, wo cdne Aenderang 
eingetreten ist. 

Daß das Lehrbach vielfach einen za hohen Ton fftr die Hebammen an- 
schlägt and mehrfach Punkte za aosffthrlich behaadelt, welche aawesentlieh 
oder fftr die Aasttbang ihres Berafs gefährlich sind, ist fftr die alten Heb- 
ammen and fftr das jetzige Schftlerinnenmatwial wohl zatreffead; maa hatte 
jedodi gehofft, daß allmählich besser vorgebildete Elemente dem Hebammea- 
stande zageffthrt wftrden. Leider hat aber die Hebammenrdorm mit dem neaen 
Lehrbach von hinten angefangen ; denn erst maß die Lage des Standes 
gebessert werden, dann werden sich aach ganz von selber bessere Ele- 
mente melden, fftr welche das Hebammen- Lehrbach geeignet ist. Zarzeit ist 
das Schftlerinnenmaterial angeeignet zam Hebammenberaf, trotz der wieder- 
holtea Anweisung an die Kreisärzte bei der Aaswalü der Schülerinnen mit 

größter Strenge vorzagehen. Das Material konnte sich eben nicht bessern, 
enn Frauen, welche sich einmal so verantwortungsvollen und schlecht bezalii- 
ten Berufe widmen, relcrutieren sich naturgemäß aus den ärmsten ^eisea, 
werdea diese aber abgewiesen, so finden sich ttberhaupt keine Frauen, und der 
Hebammenmangel wird noch größer. Das Schftlerinnenmaterial ist audi in 
andererer Beziehung miserabel; größtenteils melden sich Fraaen von kranken 
Ehemännern, Trunkenbolden und ^beitsscheuen sowie gesdiiedene Frauen. Nach 
einer Zusammenstellung der Aufnahme -Prftfungsergebnisse der letatea drei 
Jahre ist voa dem in die Danziger Hebammenlehranstolt aufgeaemmenen 
Schttlerinnen reichlich die Hälfte der dorthin gesandten SchtUefJ^en dertttig 
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Bohwaeh befnadeB, daß sie dem ünterrieht nicht genflgend folgen konnten, 
üa die Proyins mit genügend yiel Hebammen nnd zwar mit gnt dnrebgebil- 
deten au yenorgen, bleibt somit nichts anderes ttbrig, als den Schtderinnen 
ihre Schnlkenntnisse w&hrend des Earsns unter einer geprüften Lehrerin anfzn- 
irisehan, was jetat noch in der Danaiger Anstalt w&hrend der ersten 6 Monate 
des Earsns in wöchentlich 4 Standen geschieht Selbstyeistftndlich sei dies nar 
ein traoxiger Notbehelf, es bleibe nach wie vor sa fordern, da6 die Sdililerinnen 
schon im ßesiti von genttgend Schalkenntnissen in die Anstalt kommen. 

Der Ansicht der Beferenten, daß die Krankheitslehre, Taberkalose, 
Langenentaftndong etc., Franenkrankheiten, Abhandlang über Ealtar der Ba^ 
Zillen wegfallen könnten, kann EOstlin nicht beistimmev. Warum soll man 
die Fraaen ttber das im anklaren lassen, was jetzt jeder einigermaßen gebildete 
'Mensch, was Jede Krankenpflegerin kennen maß. Wenn die Hebamme bei 
jeder Begeiwidrigkeit den Arzt verlangen soll, so darf sie doch nicht absidit- 
lich so bünd in der Welt heramgeftthrt werden, daß sie nichts von den gang- 
barsten Begelwidrigkeiten kennt. 

Zam Schlaß bemerkt der Eorreferent betrefls der Wieder h olan gskarse, 
daß diese wenigstens drei Wochen daaem müßten, wenn sie Erf<Mg haben 
sollen. Seit 1905 sind aach Earse yon solcher Daaer fttr Westprenßen ein- 
geführt, da aber an jedem Earsos höchstens 25—80 Hebammen teilnehmen 
können, so werden 10—12 Jahre daaem, wenn jede Hebamme einberafen wer- 
den sollte, da in Westprenßen Aber 900 Hebammen vorhanden sind. Bei den 
jetzigen beschränkten Anstaltsr&omen ist sar nicht daran za denken, die Zahl 
der Wiederholongskorse za vermehren ; selbst wenn in einer neaen Anstalt 
mehr Eorse abgehalten werden können, werden sie nie aasreichen, am alle 
IBEebammen ja nicht einmal die Bedürftigen in wenig Jahren fortzabilden. Es 
müssen also immer bei einem Teil der schwächeren Hebammen mehrere Jahre 
bis aar Einberafang vergehen; damit diese nicht anaasgenatzt bleiben, em- 
pfiehlt es sich, daß ihnen das Darcharbeiten des Lehrbachs aiigetragen wird. 
Aach in der kreisärztlichen Dienstanweisang (§ 61) ist in Erkenntnis dessen 
aar davon die Bede, daß möglichst die Festigang der angenflgenden Eennt- 
nisse darch Teilnahme an einem Wiederholangskarsas aofzasreben ist, während 
bei den übrigen vierteljährliche Nachprüfangen bis zar Erfttllang der ge- 
stellten Anforderangen stattfinden sollen. Bei den Wiederholangskarsen ist 
aach mit der großen Schwierigkeit za rechnen, daß viele Hebammen die Ein- 
berafang nicht Folge leisten ; seit dem Jahre 1900 sbd z. B. von 568 nar 
885 = 68^0 ersdiienen. Der Prozentsatz hat in den verschiedenen Jahren 
zwirnten 72 and 54,7 Vo geschwankt; einige Male sind sogar so viele aas- 
geblieben, daß der Wiederholangskarsas aasfsilen maßte. Der Korreferent bittet 
deshalb die Ereisärzte, nar solche Hebammen in Vorschlag za bringen, die 
aach wirklich erscheinen, damit stets eine volle Zahl der Teilnehmerinnen 
erreicht werde. Hoffentlich werde endlich die ersehnte Hebammenreform, 
welche die Hebammen genügend vor Armat and Sorge sdliützen soll, kommen ; 
dann werde man aach von selber ein besseres Schlüerinnenmaterial erhalten 
one Freade an anseren Hebammen erleben. Bei den jetzigen Verhältnissen seien 
jedoch die Forderangen in bezag aaf Aaswahl, Aasbildang, Aafsicht and 
Fortbildong der Hebammen aadorchftthrbar. 

In der Diskassion bemerkt der erste Beferent, daß die Hebamme 
lieht Kindbettßeber meldet, sondern nar, daß die Körperwärme bei der Wöch- 
nerin mehr als 83<^/o beträgt. Der Korreferent erwidert, die Hebammen 
hätten dann doch immer Verdacht aaf Kindbettfieber. 

rV. Der Vortrag des Kreisarztes Dr. Eschericht: „Die kreis* 
ärzt[llche üeberweisang des Verkehrs mit Nahrangs- and Ge- 
naßmitteln im Bahmen der Dienstanweisang*", maßte, da die 
Zdt schon za weit vorgeschritten ist, aasfallen; er wird ftür die nächste 
Medisfaalbeamten -Versammlang reserviert. 

Seh laß der Sitiong 8 Uhr nachmittags. 

Nach der Sitiang find em gemeinsames Mahl im Danziger Hof 
statt, an dem sich amsh der Herr Begieroagspräsident sowie naheza alle 
Gäste beteiUgtea. 
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TerMMMlttss ^er MedisiaallieaMtaM «es .^ 

Besirk« Osnmtoftek mm »1. HoTember 1907 Im Siteaai 
MMÜe der Kdnlcl* Beclerans in Ouaateftek. 
Besüu 11 Vhx Toratlites«. 

Anweittid Herr Bag.- «. G«k Mad^-Bat Dr. Orisar alt VwnitiBadcr, 
10 EMsiiste, 1 KrtitMiistaisarsi, 5 •taato&niUck geprfilto Aerste. 

Dor Vorsitsende teilt soniekit mit, daft der Herr fiegiftnuicipriil- 
dent aiiB Gtemndiieitwflelaicktei leider Terhiaderi aei* der Yerauunlnag b«^ 
sawolmeB und dafi er ilm beauftragt habe« dea Tettnebmem lefaie QrfiM lud 
die besten Wttnacbe für daen gedeibliebea Fortgang der VerbaadliiBgeB a« 
fibermitteln. 

Vor Eintritt in die eigentliche Tageiordnnng fand aodann noeb eine 
korie Diflkofsion ttber die in den letiten Jabrea im bietigen Beiirke beobacb- 
teten maagelbaften Impfremitate statt, welche naebeinatimaiigerAnaielit 
aller Anwesenden nur durch die Beschaffenheit der gelieferten Lymphe yer- 
arsacht sein kOnnen. 

L Ueber die Besettigmng der Abwisser« Der Referent, Med.-Bat Dr. 
Heilmann, Kreisarst in Melle besprach nach l&ngeren einleitenden Streif- 
2ftgen durch alle möglichen Gebiete der Hygiene und Medisiaal» und Sanit&ts- 
poBaei in fesselnder nnd origineller Wdse sdn eigentliches Thema. Zunächst 
werden die Faktoren bebandelt, welche ohne menschliches Zutva nater natflr- 
lichea Verhältnissen die Selbstreinigung der ofienen Wasserl&nfe uad in den 
Boden gelangter Schmutswisser bewirken, als mechanische, chenUsche nnd 
biologische vorginge. Dem Vorgehen der Katar solle der Mensch bei der 
Abwisserbeseitignng resp. UnschMÜchmachung folgen nnd nicht durch gewalt- 
same Eingriffe die Natur in ihrem aweckmftssigen Wirken stören. Alle kflnst- 
lichen, durch Zusats ron Chemikalien bewirkten Beinigungs- Verfahren fftr 
Abwässer haben in der Praxis fast ToUstlndig versagt; sie schaden durch 
Störung der natttrlichen Beinigungsfaktoren vielfach mehr, als sie ntttsea. 
Nach des Vortragenden Ansicht sind daher alle chemischen Zusltae an usge- 
reinigten Abwässern fflr gewöhnlich au unterlassen, nur der Zusats von fSSk 
nur Fällung der suspendierten Bestandteile kann manchmal vielleicht nfttiliefa 
sein, s. B. zur Vorbehandlung sehr konaentrierter Bieselwässer bei manchen 
Bodenarten. Eingehendere Besprechung ibden darauf noch Bieselfelder, die ver- 
schiedenen Arten des biologiscnen Verfahrens ; die mechaaisch wirkenden Klär- 
verfahren. Einielne Anlagen werden aa der Bland von Zeichnunffen ausf fthrlich 
erläutert, s. B. die Kläranlagen der Stadt Gassei und die Abwässer -Eeiai- 
.gungsaalage des ürsulinerinnen- Klosters in Haste bei Osnabrfick. 

In der dem Vortrage folgenden Diskussion erwähnten dann der Vor- 
sitzende und Dr. Weithöner-Buer noch sanitäre Uebelstäade, die dnrob 
Jaacheabfluß ehier grofiea Schweinemästerei in Buer, Kreis Melle, verursacht 
werden und die Mairegeln zu ihrer Abhilfe. 

n. Hierauf besichtigte die Versammlung dÜs vor einigen Monaten hier 
neu eröffnete Medizinal- üutersuebnvgsstelle der Königlichen Regierung in 
der Mftnsterstraße. Kreisassistenzarzt Dr. Vial llbems&m die Ftthmng ffir 
die Besichtigung des zwar kleinen, aber in jeder Art vorzüglich und sweck- 
mäfiig eingerichteten Instituts. Im Anschlüsse hieran hielt Herr Dr. Vial 
dann einen sehr instruktiven Vortrag ftber Mikroorganismeii als Kraakbeita- 
erreger und die Methoden, deren sich die moderne Bakteriologie au ihrer 
Feststellung bedient. Geschickt ausgewählte Demonstratiouea unterstQtaten 
das Verständnis des Vortrages. 

Nach Schluß der Verhandlungen fand sich die Mehrzahl der Teilnehmer 
um 8 ühr zu einem gemdaschaftlichen Mahle in den Bäumen des Großen- 
CSub zusammen. Stadtarzt Dr. Bitter-Osnabrttck. 



Bericht ftber die amtliche Tersamiimliuas der Medi»imsJ- 
beamten des Reg:« Bemirks Chrfori im Bleieherede 
(Kr. Orafisehafi Hohemeteim) ama Sl. Mftrm 1908. 

An der Versammlung nahmen sämtliche Kreisärzte des BegierUBjn- 
Besirks mit Ausnahme des durch Krankhdt am Erscheinen verhinderten Kr«s- 
arztes in MtUühauseu teiL Seitens der Königlichen Begierung warea ersdüenen: 
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]Ug.->PrMdeiit TOB Vidier, Ober*Beg.-Bat TonNatsmer, Beg.- und Med.- 
Bat Dr. DtttBchke, Beg.- Bat Mein ecke und Geh. Beg.- und Oewerbe-Bat 
Bitteraliaiiseii, imer BerghaaptmaDB Scliarf nnd Geh. Bergrat Benn- 
hold aiiB Halle a. S., der Bevierbeamte Bergrat Bichter, Gewerbeinspektor 
Gtewerberat Tobias ans Kordhanseo, der Direktor des flakaliachen Sauberg- 
werkes, Bergrat Zirkler ans Bleicherode aebst s&mtlichea oberen Beamten 
des Werkes, Knappschaftsarzt Sanitätsrat Dr. Er dm eng er -Bleicherode, 
Kreiswandarzt a. D. Dr. Oswald-Mühlhaasen and der Landrat des Kreises 
Grafschaft Hohenstein Schaeper sowie Beg.- Assessor Dr. M aller* Kor d- 
haasea and der Bürgermeister der Stadt Bleionerode. 

Von 9 Uhr Vormittags an erfolgte eine Besiehligang des amfangreichen 
Anfienwerkes, wobei anter der sachkandigen Führang des Bergrats Zlrkler 
die gezeigten Wohlfahrtseinrichtangen aaf dem Kaliwerk Bleieherode and 
di» getroffenen Maßnahmen aar Bettang im Bergwerk Veranglttdcter im Berg- 
wer&betriebe das besondere Interesse der Medizinalbeamten erregten, ebenso 
wie die in hygienischer Hhisicht yortrefflüche Einrichtang der «Kaae'' ein- 
stimmige Anerkennang fanden. 

An die Besichtigang des Aoßenwerks schloß sich die Befahrang des 
zirka 600 Meter anter Tage liegenden Schachtes an, verbanden mit Besichtigang 
des gesamten Betriebes anter Tage, der manchen interessanten Einblick hin- 
sichtlich der Wetterftthrang in den einzelnen Stollen, der Beseitigang der 
Fftkalien, des Arbeiterschntzes and der Fürsorge für Veranglückte gewahrte. 

Berichterstatter mOchte aach an dieser Stelle nochmals der Bergbehörde 
den Dank der Medizinalbeamten des Beg.-Bez. Erfart für das ebenso originelle 
wie opolente Frühstück aasspreehen, welches den Teilnehmern der Versammlang 
ia der wanderT<^en Krystalgrotte eines Stollens bei magischer Belenchtang 
600 Meter anter der Erde dargeboten warde and bei dem zwischen dem Berg- 
hMptmann nnd dem Herrn Begierangs-Prfisidenten Begrüßnngsansprachen 
aasgetaascht warden. 

Im Anschlaß an die Aasfahrt erfolgte im Hofe des Aaßenwerkes eine 

«hotographische Anfniüime der Mitglieder der Versammlang in der bei vielen 
'eilnehmern überaas komisch wirkenden Grabentraoht mit Stock and Lampe^ 
welche amsomehr imnonierte, als bereits 8 Standen nach erfolgter Aufnahme 
die ersten, tadellos gelangenen Abzüge den einzelnen Teilnehmern znr Erinnerang 
an die Zosammenkonft von der aafmerksamen Leitang des Werkes überreicht 
werden konnten. 

Kus nach 1 Uhr begannen nnnmehr im Saale des Werkhaases die aaf 
der Tagesordnnng angekündigten Vorträge über ^Die gesnndheitliehe Beaof- 
•lehtlgiuig dor Bergwerksbetriebe dareh die Krels&rzte.^ 

Beg.-PrSsident ron Fidler eröffnete die Versammlang mit begrüßenden 
Worten anter dem emeaten Aasdrack des Dankes an die Bergbehörde für die 
liebenswürdige Aafnahme and sachverständige Führang and Übertrag dem 
Bog.- nnd Med.* Bat Dr. Dütsehke hieraaf die weitere Leitang der Ver- 
kandlang. 

Beff.« and Med.- Bat Dr. Dütsehke wies aaf die zanehmende Be- 
deatong des Bergbanes im Beg.- Bez. Erfart hin, in dem in den letzten Jahren 
ia den Kreisen Grafschaft Hohenstein and Worbis eine Beihe bedeatender Kali- 
bergwerke in Betrieb gesetzt seien, welche mit gesnndheitlichen Sdi&digangen 
nnd Gefahren nicht nar für die im Betriebe selbst tätigen Arbeiter verbanden 
seien, sondern anoh aaf die ümgebang der Werke nnd die benaohbarten Flaß- 
läofe schädlich einwirken können. Vor aUem fordere der statbtisch nachge- 
wiesene Herabgang des Invaliditätsalters der Bergarbeiter znr Mitarbeit an 
der Gewndheitspßege aaf; es gehöre aach nach den Bestimmongen der Dienst- 
anweisang für die Kreisärate za deren Fliehten, der gesandheitlichen Ueber- 
waehang der Bergwerksbetriebe ein besonderes Interesse entgegenzubringen, 
weshalb die Tagesordnung sich nur mit dieser Materie befasse. 

Als erster Berichterstatter sprach Kreisarzt Dr. Curtius in Groß- 
kamsdorf (Kr. Ziegenrttck) Knappschaftsarzt der Maximilianhütte in unter- 
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wollenbora über die ScUdlgiing«]i im Bttriprerkgbetrleli. (Der Vortniir M 
in der heutigen Hummer dieser Zeitschrift abgedruckt.) 

Der zweite Berichterstatter Kreisarst Dr. Kraemer-Worbis schUderta 
die ElnHasse der Bergwerksbetriebe auf die Umgebmtg in hygienlselier 
Besiehung. 

Bei einer Besprechung der hygienischen Schädigungen im Bergbaube- 
triebe in bezug auf die Umgebung wird man sich zu bescn&ftigen haben mit 
den Grubenabwässem bezw, der aus den Aufbereitungsbetrieben resultierendes 
Abwässern in ihrer Beziehung zu Elußläufen und Bodenyerhaltnissen und mit 
den auf *die Umgebung schädlich wirkenden gasförmigen Stoffen. Die Tiel- 
seitigen Schädigungen durch den Grubenbau selbst sollen nicht Gegenstand 
dieser Besprechung sein. 

Die Abwässer der Steinkohlengruben sind durchweg durch dnen hohen 
Gehalt an Kochsalz ausgezeidinet und so gelegentlich geeignet, Grundwasser- 
schädigungen herbeizuführen; aus dem sog. Waschwasser der geförderten 
Steinkohlen, zumal wenn diese yiel Schwefelkies enthalten, können SchweM- 
säure und Eisensulfit übergehen; mehr noch als alles dies stellt der Geiialt 
dieser Abwässer an feinem schwebenden Kohlenschlamm eine hygienische Be- 
lästigung dar, die oft Einschaltung sog. «Klärteiche'' fordert Die Abwässer 
der Braunkohlengruben enhalten außer Eochsalz allerlei Humussubstanzen und 
reichlich flockige Schwebestoffe, manchmal noch namhafte Mengen an Eisen- 
snlf at ; besondere Bedeutung beanspruchen die Abwässer der sog. Braon- 
kohlenschwellerei. Als besondere schädliche Beimengungen der Kohlenabwässer 
sind Chlorbaryum und Chlorstrontium zu nennen. Besondere Besprechung Ter- 
dienen noch hauptsächlich die Abwässer aus den Zinkblendegruben, femer ans 
den sog. Kiesabbränden, die Schädigungen durch Soolwasser aus Mutterlaugen 
und dann vor allem die aus den Kaliaufbereitungsbetrieben. Hervorragend 
interessiert bei letzteren die Frage der unschädlichen Ableitung der Erdlaagen« 
d. h. der Stoffe, die beim sogenannten Karnallitprozeß entstehen, bei dem Beli- 
karnallit auf Chlorkalium und Kaliumsulfat verarbeitet wird und die im 
wesentlichen Chlormagnesium, dann schwefelsaure Magnesia, geringer Chlorkaliom 
und Chlomatrium enthalten. Wenn man auch gewisse Grenzzahlen für die 
zulässige Ableitung dieser Erdlaugen in die Flttsse in bezug auf erlaubten 
Härtegrad und Chlorgehalt des Vorfluters festgestellt hat, so lassen sich 
allgemeingtUtige Normen hierfür doch nicht festsetzen; immerhin sind tegeL- 
mäßige Untersuchungen der Flußwftsser, besonders auf ihren Chlorgehalt 
unerläßlich. Die durch Verhärtung und übermäßigen Chlorgehalt der Flußwässer 
hervorgerufenen Schädigungen Uegen zwar nicht in erster Linie auf rdn 
hygienischem, sondern vielmehr auf gewerbofaygienischem Gebiete; sie erfer- 
dern aber trotzdem die volle Aufmerluamkeit auch der Medizinalbehörde. 

Von den schädlichen Gasen aus den Bergwerksbetrieben erfordern die seg. 
brennenden Halden besonderes Interesse; dann sind hygienisch wichtig namentlich 
die schwefligen und arsenigen Säuredämpfen sowie die aus den verschiedenen 
metallischen Aufbereitungbetrieben resultierenden Salzsäuredämpfe. 

An die beifällig aufgenommenoi beiden Vorträge schloß sieh isine 
lebhafte Diskussion an. 

Beg.- und Med.- Bat Dütschke wünscht eine Nutzbarmachung der 
Krankheltsstatistiken der Knappschaftsärzte ftlr die Kreisärzte nnd dne 
größere Inanspruchnahme der örtlichen allgemeinen Krankenhäuser für erkrankte 
Bergarbeiter, deren üeberführung nach den manchmal entlegenen Knappsehalts- 
krankenhäusem zuweilen Nachteile im Gefolge haben könnte. 

Berghauptmann Scharf will gern die Mitarbeit der Kreisärzte auf dem 
Gebiete der allgemeinen Bergwerksgesundheitspflege begrüßen, weist aber an 
Beispielen auf die sachlichen Schwierigkeiten dieses Zusammenarbeitens hin. 
Die vom 1. Berichterstatter an Stelle der bis jetzt üblichen Petroleumlampe 
für die Bergleute empfohlene Azetylenlampe sei nicht ungef ährlidi ; jedenfaUa 
hätten sich bei ihrem Gebrauche Unglücksfälle ereignet. Der Bergarbeiter 
brauche eine Lampe, die er wie rohes Eisen behandeln könne ; eine derartige Be- 
handlung vertrage die Petroleumlampe, während die Acetyienlampe die aarteste 
Behan41ung erfordere. Ferner habe die Azetylenlampe den Naditeil, kein 
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Aaxeiger iflr gefährliche Gase in eeiii, wie die Petroleamkmpe. — Die Eigen- 
art der yerschiedeneii Bergwerksbetriebe erfordere dieser Eigenart angepaßte 
Einrichtongen. So sei die scidennige Benachiichtigiuig der Belegschalt bei 
WetterstOrangea für Kolüenbergwerke von nngleich größerer Bedaitnng als 
lür Stdnsalzbergwerke mit ihrer darchaos guten Luft — Die Trinkwasserfrage 
sei für Kalibergwerke gleichfalls weniger wichtig, da die Arbeiter hier ein 
Tiel geringeres Darstgefühl hätten als in den Steinkohlengraben« Von ge- 
siuidheitlicher Bedeutung sei es anch, daß in Kalibergwerken etwa frei 
werdende Kohlensftare bald chemisch gebunden würde. 

Kreisant Geh. Med. -Bat Dr. Haebler ans Nordhaosen h&lt eine 
jh&nfigere Besichtigung der Bergwerksbetriebe durch die Ereisärte auch ohne 
besonderes Ersuchen der BergbäiOrde lür erwünscht, weist auf das Versiegen 
der Brunnen in einer Ortschalt seines Amtsbesirkes unter dem Einflüsse eines 
Bergwwkbetrlebes hin und bespricht die Uebelstände der Ableitung ?on 
Erdlaugen in einen Elnß unter Bezugnahme auf einen besonderen Fäl, in 
dem sich der Kreis-Ausschuß im Anschluß an das Gutachten des Kreisarztes 
gegen die Einleitung der Abwässer in den Eluß entsdiieden, der Bezirks -Ana- 
achuß aber die Entscheidung mit der Begründung aufgehoben hatte, daß eine 
Verunreinigung des Flußwassers bis zu 600 mg Kochsalz im Liter nicht be- 
aastandet werden kOnne. Nun sei die Verunreinigung sogar in der Elbe bis 
Bach Hamburg hin nachweisbar. 

Geh. Bergrat Bennhold-Halle a. S. hebt seinerseits die durch die um- 
fangreichere Zuziehung der Kreisärzte entspringenden Schwierigkeiten heryor. 
Die Verhütung der den Bergwerksarbeitern im Betriebe drohende Gefahren 
müsse als eine technische Frage yorzngsweise den Bergfachmännern yorbehalten 
bleiben. Dagegen sei die Mitarbeit der Kreisärzte auf dem Gebiet der allge- 
Bieinen Bergwerk- Gesundheitspflege nur wiUkommen zu heißen. In anderen 
Bezirken sei unter den Kreisärzten eine gewisse Misstimmuns über ilkre geringe 
oder nicht erfolgte Zuziehnnff zur Beratung einschlägiger fragen entstanden^ 
mit Unrecht! denn die Kreisärzte hätten yon der ihnen nach der Dienstan- 
weisung -zustehenden Befugnis, die Anregung zu gemeinsamer Tätigkeit zu 
geben, keinen ausreichenden Gebrauch gemacht. Die Erfahrungen der Kna^p- 
Bchaftsyereine für die Bergwerkshygiene nutzbar zu machen, stände nicht im 
Machtbereich der Bergbehörde; auch fehle es an zusammenfassenden Vor- 
arbeiten. So wertyoll die Sanitätsberichte der Knappschaftsyereine wären, so 
seien sie doch lückenhaft, weil sie in kleineren Bezirken ganz fehlten. 
Den sich für diesen Bericht Interessierenden sei eine direkte Verbindung mit 
den Knappschaftsärzten zu empfehlen. Eine üeberlastung der Knappschafts- 
laa^ette ande wohl zuweilen statt, doch geschehe nur die Ueberführung der yon 
BiMtriebsunfäUen heimgesuchten Bergleute auf Veranlassung der zuständigen 
Berufsgenossenschaft nach diesen Lazaretten, während bei allgemeinen Krank- 
hdten der Benutzung der örtlichen allgemeinen Krankenhäuser nichts im 
Wege stände. 

Kreisarzt Cur t ins weist auf dieEbführung der Azetylenlampe in den 
zu seinem Kreise gehörenden Groß-Kamsdorfer Gruben hin, die sich dort be- 
währt habe. Die Bergleute könnten bei ihr besser söhen, etwaigen Unfällen 
durch deutlicheres Erkennen des Arbeitsfeldes eher begegnen als bei der 
dunklen Petroleumlampe. Doch sei die Azetylenlampe nur da zu empfehlen, 
wo keine Wetterstörungen in Betracht kämen; er wolle weder in dieser 
Frage, noch sonst yerallgemeinem. In manchen Braunkohlengruben scheine 
die Wasseryersorgung der Gruben sehr schlecht zu sein, während die Bleiche- 
rodear staatlichen Gruben in jeder Beziehung ein Musterbetrieb seien. Ganz 
kurz streift Bedner die Hygiene der Arbeiterkasernen (Krätze, Granulöse, 
Abort), als ganz auf dem Gebiete der Fachkenntnisse des Kreisarztes liegend; 
erwiÜ diese Kenntnisse der berufenen örtlichen Gesundheitsfachleute nur dort 
yerwertet wissen, wo sie nutzbringend sein können. 

Bergrat Eichter-Nordhausen hält eine Kontrolle der im Bergwerk- 
gefährdungsbezirke gelegenen Brunnen durch Gendarmen für besser als durch 
£ehrer, wie sie für den Begierungsbezirk yorgeschlap^en sei, zumal jene sich 
durchaus bewährt hätten. Die auszuführende chemische Probe nach yorg<^ 
Bcb^bener Methode sei einfach. Nach deu Angaben des Beichsgesundheitsamts 
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400 mg Eocli8tli ia 1 liter WftBsei zulisiig. Bedner begrftOt all 

Beiierbetmter gern die üiUrbelt des Krefsarstes nater Herrorlieoaag 4ea 
bisherigen gaten EuiTeraelimeBS. 

Ott. Bergrat Bennhold wUl eine etwaige irrtflmliche Ansiegong seiner 
früheren Ansftthrangen yorbengen, als ob er dfo Mitarbeit der Krdslrste auf 
dem Gebiete der Bergwerk- Gesoadheitspflege etwa abgelehnt h&tte. Er wider- 
strebe ihrer Mitarbeit dorchans nicht; doch müßte seines Erachtens der £rfol|^ 
ihrer Mitwirkong erst abgewartet werden. 

Ereisarst Kraemer ffthrt auf Wunsch des Begiernngs-Pribideaten eine 
Methode nur Feststellnng des Chlorgehalts des Flaßwassers zur Bestlmmq»g 
Iflr die Einleitung der Erdlaagen salissigen Grenze vor (Selbstbeiielit). 
Er empilehlt dabei in BerttcksicEhtigong dessen, daß die üntersnehangea Im 
allgemeinen nor dorch daranf eiageHbte Laien erledigt werden, als dafa^e 
Methode die Verwendnng der fttr allgemeine Zwecke fachmännisch empfohlenea 
Tabletten ans dem Merckschen Wasserantersnchiingskaste^. Fttr die 
besonderen Zwecke empfiehlt sich. z. B. bei der Ciilorbestimmnng, eine leha- 
fache Verdflnnnng des zu nntersacnenden Flnßwassers mit destilliertem Wasser: 
so würden durch die betreffende bekannte Beaktion bd Verbrauch 1 Silber- 
nitratublette 100 mg, bei Verbrauch Ton 2 Tabletten 200 mg Chlor usw. ia 
1 Liter Wasser unschwer nachgewiesen werden können. Aehnlich eiafaek 
würden bei Verdünnung des Flußwassers mit destilliertem Wasser zu gleichen 
Teilen durch Verbrauch von 1 Seifentablette 8 H&itegrade, durch Verbrauch 
Ton 2 solcher 16 H&rtegrade usw. festgestdlt. Bedner glaubt, daß sich diese 
einfachen Methoden zur chemischen Analyse des Flußwassers ohne Schwierig- 
keit den Befisionsbeamten beibringen ließen und in praktischer Beziehung 
genügendes leisten dürften. 

Wegen vorgerückter Zeit mußte die weitere Diskussion abgebroehoa 
werden; es erfolgte mit einem herzlichen «Glück auf'^ um 8Vt Uhr nachndttaga 
der Schluß der Versammlung, welcher ein gemeinsames Mittagsessen m 
«Batskeller'' nachfolgte. Der anregende Verlauf der Versammlung am 21. Mira 
und die maacherld gewonnenen interessanten Einblicke in den Bergbaubetrieb 
werden für die Teilnehmer stets eine angenehme Erinnerung bleiben und haben 
jedenfalls dazu beigetragen, die Beziehungen zwischen der BergbehOide and 
den Medizinalbeamten zu festeren und für die dienstlichen Interessen zu be* 
sonders ersprießlichen zu gestalten. 

Dr. Ebhardt-Langensalza. 



Bericht Aber die Tersammlang der Medlstiialbeamtem der 
ProTlnx gleUeswIg-Holsteim in Alton» »m 5. April 1908. 

Anwesend sind: Beg.- und Geh. Med.- Bat Dr. Bertheau (Vorsitzender); 
die Kreisärzte Med.-Bat Dr. Bahrs-Sonderburff; Med.-Bat Dr. Bruhn- 
Segeberg; Med.-BatDr. Cold«Meldorf; Med.-Bat Dr. y. Fischer-Benzon- 
Flensburg; Geh. Med.-Bat Dr. Ha Hing- Glückstadt; Med.-Bat Dr. Horn- 
Tondem; Med.-Bat Dr. Hunnius-Wandsbek; Dr. Knuth-Apenrade; Dr. 
Krefting-Plön; Med.-Bat Dr. y. Meurers-Bendsburg; Dr. Beimann- Neu- 
münster; Dr. Bohwedder-Batzeburff; Dr. Schow-Neustadt; Stadtarzt Dr. 
SchrOder-Altona; Dr. Schutt -Eckernförde; Med.-Bat Dr. Suadicani- 
Schleswig; Geh. Med.-Bat Dr. Wen ck- Pinneberg; die GerichtsSrzte Dr. 
Keidhardt-Altona und Prof. Dr. Ziemke-Kief; die &ei8a8sisteiizftrzte 
Dr. Sie ck- Oldesloe und Dr. Stakemann- Tondem; die Stadtassistenz&rzte 
Dr. Herford-Altona und Dr. Wandel-Kiel. 

L Beg.- und Geh. Med.-Bat Dr. Bertheau erläutert die Terfügnagea. 
die seit der yorjährigen Versammlung erlassen sind. Hierbei entsp&nt sich 
über die jüngst herausgekommenen ^iweisungen zur einheitlichen Begelung 
des Desinfektionswesens für die Proyinz eine längere Diskussion. 

IL Ueber IntelUgensprüftaBgea. Gerichtsarzt Dr. Neidhar dt- Altena: 

Alle Defektpsychosen (aageb. Schwachsinn, Dementia hebephreniea, 
paralytica, arteriosclerotlca, traumatica, seailis, dieKorsakow sehe Krankheit, 
die symptomatisch bei der Dementia senilis yorkommt, die Dementia der Hiia- 
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Byphilifl «sd der PolyBenritii alkoholic» und infeeiioBa) haben gemeinsam die 
&tellJgeni8t0ningen. Die Intelligenz setzt sich zusammen ans der Erinnemngs- 
lihigkeii nnd der EombinationsfiJiigkdt. Die Erinnemngsftliigkeit umfaßt 
daa eigentliche Ged&chtnis -— die Eeprodnktion ron LftngstTergangenem — 
«Bd die Merkffthigkeit, das Erinnern yon Jttngstyergangenem. Die Prülong 
das dgenüiehen Gedächtnisses hat ebenso wie die Prüfung des positiTen 
Wisseiminhaltes weniff Wert. Ged&chtnisstOrnngen — nSmuch Gedächtnis- 
Itteken und Gedfichtnisyerfälschnngen — kommen anter den Defektpsychosen 
hanptsftchlich nor vor beim Korsakoff (Konfabulation) und bei der Paralyse, 
wenn bereits Wahnideen Torhanden sind. Ihre Feststellung ist einfach. Viel 
wichtiger ist die Prüfung der Merkfähigkeit. Ein Merkdefekt besteht, wenn 
der Explorand eine ihm mit einem gewissen Bhythmus vorgesprochene sedis- 
bis achtstellige Zahlenreihe, z. B. 6, 1, 8, [5] •— 9, 4, 2, [3] nicht unmittelbar 
nachsprechen, oder eine ihm zum Merken aufgegebene einfache Zahl, z, B. 
881 nach Verlauf von 5—10 Minuten, die durch anderweitige Unterhaltungen 
auszufüllen sind, nicht wiederholen und eine ihm vorgezeichnete geometrische 
ilgur, nachdem sie ausgelöscht ist, nach 5—10 Minuten nicht wieder nach- 
zdchnen kann. 

Die Kombinationsfähigkeit besteht aus der Fähigkeit, Begriffe zu bilden 
und dieselben unter einander zu übergeordneten Begriffen zu verJuiüpfen. Ihre 
Prüfung geschieht folgendermafien: 

1. Begriibfragen, z. B.: Auf dem Tische liegen Aepfel, Pflaumen und 
Kirschen; im bezeichnet man diese mit einem Wort? 

2. Subtraktionsfragen, z. B.: 89—17 = P 

8. Benennungsfragen (Abstraktion), z. B.: Ich habe jemandem ein Leid 
zugefügt, er flndet Gelegenheit, mir wieder ein Leid anzutun, er tut es aber 
nicnt» wie nennt man das? 

4. Unterscheidungsfragen, z. B.: Welcher Unterschied ist zwischen Fluß 
und Teich, Leiter und Treppe, Irrtum und Lüge [schwerer, weil abstrakte 
Begriffe]? 

5. Gleichunffsßragen, z. B.: Ich denke mir eine Zahl, wenn ich 9 hinzu- 
zähle, bekomme idb 17; welche Zahl habe ich mir gedacht? 

6. Ebbingh aussehe Probe: Ergänzung fortgelassener Silben in einer 
einfachen Erzählung. 

7. Fragen mit obgleich und weil, z. B.: Obgleich es heute regnet, 
will • • •? [ich doch ausgehen]; weil es heute regnet, kann ich . . .? [nicht 
ausgehen] (Ziehen). 

Voraussetzung für die Feststellung eines Eomblnationsdefektes ist, da6 
man den Ezploranden ruhig stellt, seine Aufmerksamkeit fesselt und ihm die 
Antworten tunlichst leicht macht Die Schwerfälligkeit g&nzlich Ungebildeter 
im Kombinieren ist nicht identisch mit einem Eombinationsdefekt. Es mufi 
der Verlust des bei dem betreffenden Individuum früher yorhanden gewesenen 
KombinatioBSTermOgens festgestellt werden. Der Nachweis eines Kombinations- 
oder Merkdefektes rechtfertigt die Annahme des Bestehens einer der genannten 
Defektspychosen. [Autoreferat]. 

An der Diskussion betdligen sich Prof. Dr. Ziemke und Stadt- 
assistenzarzt Dr. WandeL 

III. ProL Dr. Ziemke- Kiel erläutert anläßlich eines von ihm begut- 
achteten Falles die Gesichtspunkte, die für die Unterseheidnng der Titalen 
ud postmertalen Terbrennnng an der Leiche maßgebend sind. Er macht 
darauf aufmerksam, daß es mOglich ist, einen Menschen durch Verbrennung 
fast Tollkommen, ohne daß Spuren von ihm zurückbleiben, aus dem Wege zu 
räumen, und berichtet über eigene derartige Beobachtungen. Die Verbrennung 
dient entweder zur Verdeckung einer anderweiten gewaltsamen Tötung oder 
wird als Mittel zur gewaltsamen Tötung benutzt, in allen Fällen, wo Ver- 
brannte zur Obduktion vorliegen, ist die Kardinalfrage, welche aus dem 
anatomischen Befunde beantwortet werden soll, ob die verbrannte Person noch 
am Leben war, als sie der Brandwirkung ausgesetzt wurde. Hierzu können 
sowohl äußere, wie innere Befunde herangezogen werden. Unter den äußeren 
kommen die Brandröte, die Brandblasen und die in den Brandsdiorfen bei 
Lebendverbrannten vorhandenen strotzendgefüllten Gefäßnetze ftür die Beur- 
teilung in Betracht Bei der Untersuchung der inneren Organe ist auf Buß- 



Digitized by VjOOQIC 



180 Bericht Aber die Versammliuif 

MpintioB, »qI Fettembolie und auf Kohle&ozydblatbfldnng im Henen in achte«. 
Epidnrale BlntergftsBe und die dareh die HitBettaire herrorgenileBeii etgeB« 
tttmlichen Körperhaltnngeii sind lediglich auf phyaikaliBchem Wege entstaodeBe 
LeichenTerfindenuigeD, yor deren Dentong als Zeichen der Titalen Verbrenning 
man sich hüten maß. Zar Erlftaterang dee Vorgetragenen wird eine Bdhe 
von Abbiidangen Verbrannter demonstriert. (Antoreferat). 

IV. Med.- Bat Dr. y. Fisch er-Benzon-Flensbarg erOrtert aal Grand 
der beiden bezgl Ministerialerlasse das Terhlltnis der Kreisinte in den 
TertragBkommiislonen« Hierbei wird die Befttrchtong aasgesprochen, dafi ein 
Einspringen in gesperrte Kaasenarztstellen die Medizhialbeamten in einen fftr 
ihre amtliche Tätigkeit nachteiligen Konflikt mit den pralctischen Aerzten 
bringen kOnne. 

Ferner wird aof seine Anregang eine Kommission eingesetzt, am für 
amtliche Atteste einheitliche Sätze za yereinbaren. Es sollen dunit die jetzt 
in den Honorarforderangen bestehenden Ungleichheiten, die im Pablilcam aaf- 
fallen müssen, beseitigt werden. 

V. Med.- Bat Dr. Sa adicanl- Schleswig berichtet über eine yon ihm 
behandelte Vergiftung eines Drogisten mit 0,5 Stryehnin. Die anfiüiglich 
äoßerst schweren Krampferscheinangen haben sich nach Aasheberang des 
Magens and eingeleiteter Chloroformnarkose bald berahigt, and nach 6 Tagen 
hat Patient aas dem Krankenbaas entlassen werden kOnnen. Beferent Wirt 
diesen gttnstigen Aasgang nach so hoher Dosis daraaf zarflck, da0 das Gift 
aaf yoüen Magen genommen and ärztliche Hülfe schnell zar Stelle gewesen 
ist. Prof. Dr. Ziemke fügt dem noch hinza, daß wohl aach die schwere 
L?tolichkeit des Giftes mit za der gttnstigen Wendang beigeträgen habe. 

VI. Stadtarzt Dr. SchrOder-Altona teilt einen Fall yon EokalyptosSl- 
Vergiftnng mit Der Vortrag ist aasftthrlicher in Nr. 8 der Aerztlichen Sach- 
yerständigen-Ztg. erschienen (s. Beferat darüber in Nr. 10 dieser Zeitschr., S. 371. 

VII. Kreisarzt Dr. Bohwedder- Batzebarg berichtet über die Darch- 
seachang einer Lehrerwohnang mit einer der Gattung Carpoglyphas zu- 
gehörigen Hausmilbe, einem kalkstaabgroßen Tierchen, das makroskopisch 
nur an seiner Fortbeweeong als lebendes Wesen za erkennen ist. Sehr 
wahrscheinlich sind die Milben mit dem Hea ins Haas gekommen and yon dem 
über der Wohnung befindlichen Heuboden durch Lücken in der Decke der 
guten Stube in die Wohnuog yorgedrungen. Als man sie zuerst bemerkte, 
war ihte Zahl eine so große, daß sie die Polstermöbel und Kleider, ihre 
Lieblingssitze, wie besät yoll besetzt hatten. Nachdem der Lehrer auf eigene 
Hand Zacherlin - Verstäubungen und Schwefel- wie Formaldehydräucherungen 
yergeblich gegen die Plase yersucht hatte, wurde auf Empfehlung des Herrn 
Direktors der Dahlemer Biologischen Anstalt für Land- und Forstwirtschaft, 
an den Beferent sich in der Angelegenheit gewandt hatte, eine Zimmerdeain- 
fektion mit Schwefelkohlenstoff — 100—200 g pro Zimmer, je nach Größe — 
unter Leitung des amtlichen Desinfektors yorc^enommen, und zwar ließ man 
das Mittel nach sorgfältiger Abdichtung aller Zimmerritzen einen yollen Tag 
ein?rirken. Die Tiere wurden hierdurch zwar erheblich dezimiert, aber lange 
nicht alle getötet, und auch mit einer zweiten gleichen Desinfektion, die man 
alsbald folgen ließ, erzielte man keinen yollen Erfolg. Indes werden die über- 
lebenden Milben durch den Schwefelkohlenstoff in ihrer Lebenslcraft geschwächt 
worden sein; denn sie wurden immer seltener, ohne daß za ihrer Vemichtong 
etwas anderes geschah, als daß man ihnen durch eine sorgfälüge Beinhaltung 
der Wohnung die Nahrung schmälerte. Jetzt, dreiyiertä Jahr nach ihrem 
ersten Auftreten, hat es Mühe gekostet, die in einem Glase zar Demonstration 
mitgebrachten 10 Milben einzufangen. 

VIIL Gerichtsarzt Dr. Neidhar dt- Altena hat einen Arbeiter, dem im 
Jahre 1888 eines Bruchleidens wegen eine Bente zuerkannt war, nachunter- 
sucht und, weil yon einem Bruch nichts za finden war, für yoll arbeitsfähig 
eridärt. Der hierauf erlassene, auf Bentenentziehung lautende Bescheid der 
Berufsgenossenschaft ist yom Schiedsgericht wieder aufgehoben worden, lüit 
der Begründung, daß der Mann 1887 tatsächlich und juristisch einen Bruch 
gehabt habe, eine Operation, die ausschließlich den Bruch habe heilen können, 
nicht erfolgt sei, und ihm daher die Bente nicht genommen werden könne. 

Dr. Bohwedder-Batzeburg. 
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Kveisveriiiiiliiiiilmis: des Bayertsehen UfedlBtnalbeaiiiteii- 
T^ereins für j^ehwaben and Neabar^ am 9. April 1909 in 

Ans^sbnrff. 

Vorsitzender: stellrert. Ereisyorsitzender Bezirksarzt Dr. Neidhardt 
in Zasmarshansen. 

1. Beratung nnd Diskussion fiber das HetMunmenwosen nnd die 
Hebammenreform nach der Henkeischen Arbeit. 

Ein offizielles Referat fand nicht statt. Med. -Bat Dr. B Ohm- Augs- 
burg trag die markantesten Stellen ans der Henkeischen Arbeit vor. Die 
Ton anderer Seite empfohlene höhere Vorbildung der Hebammenkandidatinnen 
fand in der Versammlang keinen Fürsprecher; eine gute Volksschule sei 
ToUständig genttgend. Trotz Erhöhung der Gebühren der Hebammen sei die 
Einnahme derselben doch sehr kärglich und werde dies voraussichtlich bleiben, 
da diejenigen Frauen, welche Hebammen bedürfen, in überwiegender Mehrzahl 
der nichtbesitzenden Klasse angehören. Bei so geringer Entlohnung sei niehi 
darauf zu rechnen, daß sich bessere Elemente der weiblichen Mitteischul- Be- 
sucher dem sehr mühsamen Hebammengeschäft zuwenden. Eine Zweiteilung 
des Hebammenstandes wurde aber als direkt verfehlt betrachtet. Auch be- 
fürchtete man, daß äebammen mit Mittelschulvorbiidung jene niedrigen Ver- 
richtungen, auf denen nicht selten das Wohlbefinden der Wöchnerin und das 
Gedeihen der Kinder beraht, nicht mehr vornehmen, sondern daß sich entweder 
zwischen Hebamme und Mutter eine dritte Person einschieben würde, wodurch 
die Gefahr für Mutter und Kind erhöht werde, oder daß diese Verrichtungen von 
Familienangehörigen übernommen würden. Auf eine wesentliche Vermehrung 
des Einkommens durch die Vermehrung der gehobenen Geburten sei auch 
nicht zu rechnen, da die Eigenartigkeit des Geschäfts hier eine bestimmte 
Grenze ziehe. 

Die verlängerte Zeit der Ausbildung fand allgemein Anklang; doch 
gab man sich der Beftirchtung hin, daß dadurch die Auswahl der Kandidatinnen 
noch mehr erschwert werde. Es sei daher äußerst wünschenswert, daß 
öffentlii^he Kassen die Kosten der Ausbildung ganz oder teilweise übernehmen, 
unter den jetzigen Bißstimmungen falle es sehr schwer, eine Hebamme zur 
Teilnahme an den Wiederholungskursen zu veranlassen oder gar zu zwingen. 

Allgemein bedauert wurde die ärmliche Lage der Hebammen, wenn sie 
durch irgend eine Veranlassung erwerbsunfähig werden. Nicht selten fallen 
sie der Armenpflege zur Jiast. Es wurde empfohlen, den jüngeren Hebammen 
die Selbstversicherung für die l9validität anzuraten. Von anderer Seite wurde 
hervorgehoben, daß bei dem zukünftigen Gesetze für Invaliden- 
versicherung der Privatbeamten vom ;Beiche aus auch der 
Hebammen gedacht werden sollte. 

2« Das amtsärztliebe Gebährenwesen. 

Die Höhe der Gebühren für Einzelleistungen, wie sie durch die K. A. V. 
vom 17. November 1902 bestimmt wurde, sei vollständig genügend. Schwierig- 
keiten mache aber die Auslegung der K. A. V. durch die einzelnen Eegierungs- 
organe. Hier herrsche eine derartig häufig widersprechende Erklärung, daß die 
Amtsärzte im Ansetzen ihrer Gebühren vollständig hilflos würden. Hat doch 
das Oberste Gericht in Bayern einzelne Bestimmungen der K. A. V. „dunkel'' 
geheißen. 

Nebenbei mach^ sich bei einzelnen Sparten das Bemühen geltend, den 
Kreifif der gebührenfreien Gutachten und Zeagnisse immer mehr zu erweitern. 
So habe eine Begierungssparte die Ausstellung von amtsärztlichen Zeugnissen 
für Bewerber von Staatsanstellungen als Olfizialangelegenheit erklärt, weil der 
Staat ein Interesse daran hat, daß er gesunde Beamten bekommt, während 
eine andere Begierungssparte dem Bewerber für eine Staatsansteilung die 
Bezahlung der amtsärztlichen Zeugnisse auferlegt, weil der Bewerber ein 
lebhaftes Interesse daran hat, daß er die Staatsanstellung bekommt. 

Allgemein wurde betont, daß die bezirksärztlichen Gebühreü von Seiten 
Dritter um ein vielfaches überschätzt werden. 
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8« Aendenuf der Satnagn des iMiytrlidlMi MedfatoaUiwtini" 
TerelAS (Aofhebnng dei § 6 Abi. 2, welehar die Wiedenrahi der aHrefeeidea 
VoritandBchait Teibieiet). 

Auf Antrag BOlim-Aagsbiug wird der echwlbiaehe KrefsrereiB für die 
Aofhebnng dieses Paregraphen BÜmmea. Dagegen werden die Sehwaben na 
ihrem bew&brten Kreisrerbande lesthalten. Gerade die niehste Zoknnit 
bringe eine derartise Erweiterong der bwirln&ntliehen Kompetennen, dnfi 
eine Aossprache in dem Kreiayerein not wendig leL Je mehr die amtsintiiehe 
Ftlrsorge von der Errichtung antomatiach wirlnamer Hygiene •Einriehtungea 
auf die anthropoiogiiche Sphäre hinttber gehe (Rchnlkinder, KoetUnder, SAg- 
ünge usw.), desto mehr werde die Eedentong der Person des Bezirksantaa 
sich geltend machen und desto mehr werde das Bedftrinis nach systematischer 
Znsammenarbeit hervortreten. Die Landesyersammlnng sei lüersn weniger ge- 
eignet; liier konnten nor grundlegende prinaipielle Fragen erörtert werden. 

4. Diskussion ttber das neue Clehnltsregulntfr und dessen Bfnlaan 
auf die pekunüre Stellung der bnyerlsekeu Amtsinle« 

Im Vergleich zu anderen Fächern mit Hochschulbildung hat die Slaatn- 
mediain Ittr Menschen die geringste FOrdening erhalten. Bei dem Umstände, 
daß der bayerische Beairksarat durchschnittlidi mit 43 Jahren zur Aart^iiny 
komme, sei dn Anlangsgehalt mit nominell 8000 IL in gering. In Wirklichkeit 
erhalte der bayerische Bezirksarst nicht das Gehalt der Amtsrichter, weil in 
diesen 8000 M. des Bezirksarztes das Aversum fttr das Bureau (Eiete, Gerate, 
Heizung, Beleuchtung, Beinigung) inbegriffen ist Sehr wenig hoflnungsreicli 
sprach sich die Versammlung auch fttr die kommenden PensionsbestiflunnngeB 
aus. Es sei zu befttrchten, daß die Pension noch geringer würde, als sie jetit 
schon ist. 

Man beriet die Mittel und Wege, welche geeignet erscheinen, die 
pekuniäre Seite des amtsärztlichen Standes zu heben. 

Wahl eines Krelsyorsitienden. 

An Stelle des frttheren Kreisrorsitzenden, Landgerichtsarztes Dr. Uti- 
Augsburg, welcher zum KreiBmedizinalrat und Begierungsrat in Landshut 
befördert wurde, wurde Bezirksarst Dr. Graßl-Lindau ^««tifftglg gewählt. 



Bericht Aber die am 10» Jaul 1908 (kltflatfr Haal dee oberem 

Mnsenms) abgehaltene WIE» JahresTersamimInmg: de« Wflrt- 

temberg^lsehen lledlBlmalbeanitemTerelBUu 

Anwesend waren als Gäste die Herren Präsident r. Nestle undMini- 
steriabat Friedel, sowie folgende 49 Mitglieder: Andrassy-Böblingen, 
Cam er er- Stuttgart, ^u benhof er- Vaihingen a. E., D rächt er- Crailsheim, 
Finckh-Tettnang,Fricker-Nagold, Gaupp- Göppingen, Gaupp -Schorndorf, 
Gnant-Neresheim, Georg ii- Geislingen, y. Gussmann-Stut^fartyHärlin- 
Neuenbttrg, Herrmann-Sulz, Heller-Baclcnang, Haag-Heilbronn, Jäffer- 
ülm, Eern-Ettnzeisau, K emmier -Weinsberg, Eoch-Zwiefalten, Korn- 
merell^Waiblingen,E ÖS tun- Stuttgart, Kraus s-Eirchheim, Kurrer-Horb, 
Lang-BAsigheim, Ludwig- Leonberg, Luib -Mergentheim, Lutz-Saiügau, 
Mayer-MQnsiDgen, Mutschler-Aalen, Pf äff iin- Urach, Pf eilsticke r* 
Gmünd, Pfleiderer-Enittlingen, Eembold- Waldsee, BOdelheimer- 
Lauphcäm, Born borg- Nürtingen, Scheef-Bottenburg, Scheurlen-Stutt- 

§art,Seeger-WelzheinLSchmid-Brackenheim,Schneckenburger-Tntt- 
ngen, Seh Ott -Weinsberg, Si gel- Stuttgart, Sigmundt-Sp ' " 
Späth- Esslingen, Stein brttck-Beutliegen, Sttssklnd-Hall, y 
Esslingen, Weißenrieder-Maulbroon, Zeller-Ludwigsburg. 

I. Gesehlftliches: Zunächst begrüßte der Vorsitzende, Med. -Bat 
Dr. KOstlin, die Versammlung mit folgenden Worten: 

M. H.I Zu der heutigen 7. JahresTersammlung unseres Verdnen heiße 
ich Sie herzlichst willkommen und .danke Ihnen für Ihr ziJilrdches Erscheinen, 
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cUs ftm besten Zeugnis gibt Yon dem Interesse, das Sie nnsera Beratungen 
entgegenbringen. 

Gans besonderen Danlc mOebte icb aber nocb nnseren beiden Olsten, dem 
Herrn Pr&sidenten y. Nestle and dem Herrn Ministerialrat Friedel, zum 
Ansdmck bringen dafftr, da6 die beiden Herren anch dieses Jahr die Gtte ge- 
habt haben, unserer Einladung zur Teilnahme an unserer Jahresyersamnünng 
Folge zu leisten; ihre Anwesenheit wird uns diesi|ial ganz besonders wert^ 
▼oll sein. 

Wenn ich Ihnen nun zunächst einen kurzen Bericht über derzeitigen 
Stand unseres Vereines erstatten darf, so habe ich Ihnen hierflber folgendes 
mitzuteilen: 

unser Verein z&hlt zurzeit 98 Mitglieder, 8 mehr als im Voijahre. 

Neu eingetreten sind im letzten Jahre, in der Bdhenfolge ilires 
Ebitritts aufgezählt, folgende Herren: 

1.' Medizinalrat Dr. Eanlc, Direktor der Heilanstalt Weißenau. 2. Ober- 
amtsarzt Dr. K S s 1 1 e - Wangen. 3. Oberarzt Dr. £ o c h - Zwief alten. 4. Ober- 
amtsarzt Dr. Weissenrieder-Maulbronn. 6. Dr. Schwarzkopff, prakt 
Arzt in Stuttgart 6. Oberamtsarzt Dr. Dr achter- Crailsheim. 7. Ober- 
amtsarzt Dr. Föhr-Marbach. Oberamtsarzt Dr. Stoll-Tflbingen. 

Ausgetreten sind die Herren: 1. Sc hnon- Mergentheim. 2. Dr. Dttn- 
ges-SchOmberg und 8. Medisinairat Dr. FOhr sen.-Marbach. 

Leider haben wir in diesem Jahre auch eines unserer Mitglieder durch 
den Tod yerloren, Oberamtsarzt Dr. MttUberger yon Crailsheim, der am 
6. Koy«nber ▼• J. hier im Ludwigsspital gestorb^ ist; ich bitte Sie, sich zum 
ehrenden Angedenken an den yerstorbenen Kollegen yon Düren Sitzen zu er- 
heben. (GesjBhieht.) 

Indem ich die neueingetretenen Kollegen herzlichst bei uns willkommen 
beifle, mOchte ich gleichzeitig dem Wunsche Ausdruck geben, da6 sie sich in 
unserem Vereine recht wohl nihlen, und daß sie unsere Versammlungen künftig- 
hin recht fleißig besuchen mOgen. 

Auf das erdgnißreiche Vorjahr, in dem die Naturforscheryersammlung, 
der Deutsche Medizinalbeamtenyerein, sowie die neugegrflndete Deutsche G^ 
Bellsohaft fftr gerichtliche Medizin sleichzeitig hier in l^uttgart getagt haben, 
und wobei au<m unser Verein mannTsfache repr&sentatiye Aiägaben zu erfttUen 

f:ehabt hatte, ist nun wieder ein Jahr der Buhe 'gefolgt, indem in unserem 
nneren und äußeren Vereinsleben besonders bemerkenswerte Ereig- 
nisse nicht yorgekommen seien. 

Auch auf dem Gebiete der Medizin'algesetzgebung haben sich 
Im letzten Jahre große Neuerungen nicht yoUzogen; aus der Zahl der im 
Laufe des Jahres 1907 erlassenen G^etze und Verordnungen sind als wich« 
tigste heryorzuheben: Die Ministerialyerfügungen über den Verkehr mit Arz- 
neimitteln in Krankenanstalten, ttber die Abgabe yon Arzneimitteln auf An- 
yreisung mittels Fernsprechers, beide yom 8. Januar, ttber den Verkehr mit Ge- 
heimmitteln yom 1* Aus. und Hber die Beförderung yon Leichen yom 7. August, 
■owie die BekanntmacEung des Reichskanzlers, betreffend die Desinfektions- 
anweisungen fflr gemeingätfthrliche Krankheiten yom 11. ApriL 

Bealliglich des Ortes und der Zeit der diesjUurigen Hauptyersamm- 
luns des Deutschen Medizinalbeamtenyereins liegen bestimmte 
Besenlttsse zurzeit noch nicht yor; diese werden erst gefaßt werden bei der 
am 28. Mai in Kassel stattfindenden Vorstandssitzung. 

Im Vordergrund des Interesses der wttrttembergischen Medizinalbeamten 
flteht immer noch die Frage der Begelnng der Dienst- und Gehalt- 
yerh&ltnisse der Oberamtsftrzte. Bei unserer dritten Jahresyersamm- 
lung im Jahre 1904 hat sich unser Verein erstmals mit dieser Frage befaßt: 
die Beferenten waren damals die beiden Kollegen Jäger und Georgii; auf 
Grund der yon diesen erstatteten Beferate ha^n wir unsere Wünsche in einer 
Denkschrift zusammengefaßt, die wir dem K. MediziaalkoUegium zur Kenntnis- 
nahme und Berücksichtigung yorgelegt haben. 
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Im Jahre 1906 ist sodann der erste von dem K. lOnisterinm des Lmem 
ausgearbeitete Gesetzesentwurf erschienen, und es wurde daraufliin den Ober- 
amtsftrsten Gelegenheit gegeben, sich einzeln über dessen Bestimmungen zu 
&u6em; seither haben mt in der Sache nichts weiter mehr gdiOrt 

Nachdem nun aber inzwischen anlSBlich der Besprechung der Schulajrst- 
Irage in Württemberg auch der arztliche Landesvereio, und zwar in einer, 
den Interessen der Medizinalbeamten entgegenstehenden Weise, zu dem Gesetz- 
entwurf Stellang genommen hatte, wurde auf unserer letzten Vereinsyersamm- 
lung beschlossen, an das K. Ministerium des Innern die Bitte zu richten, nun 
den Gesetzentwurf nach seiner endgültigen Feststellung und yor seiner Vor- 
lage an die Ständekammer nochmals zur Kenntnisnahme zugehen zu lassen und 
uns damit Gelegenheit zu geben, uns wiederholt über ihn äußern zu können. 

Dieser unserer Bitte hat das E. Ministeiium denn auch in bereitwillig- 
ster Weise entsprochen; idi möchte daher nicht yersäumen, ihm hierfür unsem 
elirerbiÄtigen Dank zum Ausdruck zu bringen. 

Die Beratung des neuen, in mancher Hinsicht wesentlidi yerbesserten 
Entwurfes bildet nunmehr den Hauptgegenstand unserer heutigen Tages- 
ordnung. 

Lassen Sie mich meinen Bericht schließen mit dem Wunsehe, daß unsere 
heutigen Beratungen erfolgreich sein mögen, und daß unsere Hoffnungen be- 
züglich einer zeitgemäßen Neuregelung unserer Dienst- und Gehaltyerhältnisse 
in einer uns alle befriedigenden Weise in Erfüllung gehen mögen. 

Sodann wurde yom stellyeitretenden Kassierer Dr. Sig e 1 die Abreehnimg 
yor gelegt: 

Die Einnahmen betragen im Jahre 1907 (mkl. üebertrag) . . . H. 327.03 
Die Ausgaben (inkl. 150 M., die auf der Sparkasse angelegt 

wurden „ 17588 

80 daß der Kassenbestand am 31. XIL 1907 „ 151.14 

betragen hat. 

Auf der Sparkasse waren am 81. XII. 1907 angelegt . . . . M. 886.60 

Das Vereinsyermögen betrug also am 31. XU. 1907 ....•» 486.74 

Auf Antrag des Vorsitzenden wurde beschlossen, zu den Hauptyersamm- 
Inngen des Deutschen Medizinalbeamtenyereins jeweils 1—2 Vertreter als 
Delegierte zu entsenden, denen die Beisekosten ersetzt werden sollen« 

n. Auf Antrag des Vorsitzenden wurde beschlossen, für die Robert 
Kooh- Stiftung einen Beitrag in der Höhe yon M. 100 zu bewilligen. 

III. Neuwahl des Vorstandes. Der bisherige Vorstand wurde durch 
Akklamation wiedergewählt. Der Vorsitzende, Med.-B.at Dr. Eöstlin, nahm 
die Wahl dankend an und glaubte die Versicherung aussprechen zu dtirfen, 
daß auch der Schriftführer, San. -Bat Dt, Cless, die Wahl wieder annehmen 
werde. 

IV. Beratung des neuMi Gesetzentwurfs betreffend die Diesslyer- 
hftltnisse der Oberamtsärste. Med. -Bat Dr. Haag-Heübronn erstattete ein 
eingehendes Beferat, an das sich eine lebhafte Diskussion schloß! 

Eine Veröffentlichung des Beferats und der Diskussion muß yorerst. 
unterbleiben, da der Gesetzentwurf dem Verein yom K. Ministerium des 
Innern nur in ganz yertraulicher Weise zur Kenntnisnahme zugestellt wor- 
den ist. 

Nach Schluß der Versammmlung fand eine zwanglose Vereinigung der 
Mitglieder im Stadtgarten statt. 

Dr. Sig el -Stuttgart 



Verantwortl. Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.-u. Geh. Mea.-Rat in Minden i. W 
J. a C. Bmns, HtnogL S&chfl. o. F. ScIl-L. Hofbuehdnick««r«l la Ifindta. 
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Bericlite über Yersammlimgen. 

Beilage mr Zeitschrift fttr Medionalbeamte, 1908. VH 

Bericht über die amtliehe Versammliiiiff der Büreis- 

Medistnalbeamteit des B€$|i:.- Bezirks MAnster am 

18. Dezember 1907 sn Beeklin^hansen. 

Anwesend: Beg.-Pr&8. Wiikl. Geh. Ob.-Beg.-Rat von Gescher, Beg.- 
nnd GeJt Hed.-Eat Dr. Krammacher, Beg.-Bat Heintzmann, jDlrigent 
der Abtdlnng fttr Kirchen- and Scholwesen, Beg.-BatSchlaegeryBeg.-A88. 
Dr. yon Hallern als Vertreter des Oberpräsidenten (sämtlich ans Mttnster 
i/W.); Landrat Gral y. Merveldt nnd Oberbürgermeister Heuser aus 
Beeklinghausen ; Begierungsbanmeister Dr. Im ho II ans Essen, Beg.-As8.Frh. 
TonDincklage; Kreis- und Kreisassistensärate des Begierungsbeairks. 

I. GesehftftUehes. 

Der Herr Begierun gspr äsident eröffnet die Sitsans um 9 Ühr morgens, 
begrüßt die erscliienenen Gäste und teilt mit, daß er Be(£linghausen als Ort 
der gegenwärtigen Zusammenkunft gewählt habe, um den Medizinalbeamten 
(Megenheit zu geben, die von der Emschergenossenschaft erbaute Kläranlage 
unter sachverständiger Führung des Begiernngsbaumeisters Dr. Im ho II zu 
besichtiffen. Er erwäbnt alsdann die unter den Medizinalbeamten stattgehabten 
PersonalTeränderungeo, hebt die gehobene Stellung, sowie die größere InitiatiTe 
der Kreisärzte herror, dankt ihnen lür ihre rege Tätigkeit und spricht seinen 
besonderen Dank aus lür ihre Ireudige und stets bereitwillige Unterstützung 
des Vereins der Fürsorge für Lungenkranke im Begierungsbezirk Münster. . 
Nach einem Appell an die Kreisärzte, überall für die Einrichtung yon Fürsorge- 
steilen einzutreten, übergibt der Begierungspräsident den Vorsitz in der Ver- 
sammlung dem Beg.- und Geh. Med.-Bat Dr. Krummacher, der yerschiedene 
ffescliäftllche Mittdlungen macht und zunächst auf § 98 der Dienstanweisung 
Efaiweist. Er bemerkt, daß der Kreisarzt die Haltekinderstellen nur 
nach Bedarf und tunlichst unvermutet zu besichtigen habe. Unter Haltekindem 
seien nur diejenigen in Kost und Pflege untergebrachten Kinder zu verstehen, 
welche noch nicht 6 Jahre alt seien. 

Er weist dann daraul hin, daß lür die in das Ende des alten resp. in 
den Anlang des neuen Jahres lallende Woche 2 Wochennachweisungen 
über ansteckende Krankheiten einzureichen seien, die eine lür die 
Zeit vom 29. Dezember bis 31. Dezember 1907, die andere vom 1.— 4. Januar 
1908; die Wochennachweisungen seien im allgemeinen pünktlicher und zwar 
so zeitig einzureichen, daß sie am Dienstag in Münster seien. Die Einhaltung 
der lestgesetzten Termine lasse überhaupt des öfteren zu wünschen übrig. Im 
Sinne des Abs. 2 des § 85 der Dienstanweisung ersucht er, im Falle der epi- 
demischen Ausbreitung einer Seuche dem Begierungspräsidenten ohne Auf- 
forderung ungesäumt zu berichten. 

Es empfehle sich, bei Epidemien die Lokalpresse im Auge zu bebalten, 
damit Entsteflungen und unnötige Beunruhigungen der Bevölkerung vermieden 
würden. 

Das Ermittelungsverfahren bei ansteckenden Krankheiten sei 
vielfach gründlicher zu gestalten und beim Typhus mehr als bisher auf die 
Bedeutung der Kontaktinfektionen zu achten. Bei den Milchinfektionen habe 
sich die Notwendigkeit ergeben, festzustellen, welche Häuser mit der infizierten 
Milch versorgt gewesen seien. 

Nach verschiedenen anderen für die praktische Durchführung der 
Dienstanweisung bestimmten Bemerkungen wird zum zweiten Punkt der 
Tagesordnung übergegangen. 

II. Die Anweisung zur Terhfttung der Verbreitung übertragbarer 
Krankheiten durch die Sehulen vom 9« Jali 1907. Beferent: Kreisarzt Dr. 
y. Becklinghausen-Tecklenburg. 
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Die Anweismig zur Verhütung der Verbreitung ttbertrAgbarer Krank- 
heiten Yom 9. Juii 1907 bedeutet insofern eine erhebliche VerJ^semng des 
yeriahrens beim Ausbruche von i^idemien, all sie eine Reihe allgemeiner 
hygienischer Grundsätze aufstellt, die bisher nicht genügende, zum Teil gar 
keine Beachtung gefunden hatten. Der Beferent unterzieht yersehiedene Para- 
graphen der Anweisung einer kritischen Erörterung und bemerkt zu § 2, dafi 
namentlich die Bedürfnisanstalten eine besondere Aufmerksamkeit bean- 
spruchen, da sie in ihrem baulichen Zustande und in ihrer Bdnhaltung häufig sehr 
yemachlässigt werden. Während bislang die Verantwortung für die Beinhai- 
tung der Schulgrundstücke nicht Sache der Lehrerschaft war, geht diese 
durch § 14 der Anweisung auf die Lehrer über. Da der Ldurer keine Exe- 
kutive hat^ bleibt es abzuwarten, ob er bei yorhandeaen lüßständen dnr^ 
den Gemeindeyorsteher oder Ortsschulinspektor die nOtige Unterstützung 
finden wird. 

Als wesentlich neu ist die Empfehlung zu betrachten, das Wasser der 
Schulbrunnen in angemessenen Zwischenräumen bakteriologisch unter- 
suchen zu lassen. Um einen Ueberblick über den Znstand der Brunnen zu 
bekommen, macht Beferent folgenden Vorschlag: In einem bestimmten Zeit- 
abschnitt, etwa in 1 oder 2 Jahren ist das Trinkwasser sämtlicher Schulen zu 
untersuchen. Die als einwandfrei befundenen Brunnen können aus der Kon- 
trolle ausscheiden und sind nicht eher wieder zu untersuchen, als bis in ihrer 
Umgebung Veränderungen eingetreten sind, die eine Verschlechterung des 
Wassers befürchten lassen. Die Brunnen mit einem nicht einwandfreien Wasser 
sind in bestimmten Zeiträumen weiter zu untersuchen und dauernd unter Kon- 
trolle zu halten. 

Im § 8 werden diejenigen Krankheiten namhaft gemacht, die eine 
Ergreifung besonderer sanitärer Maßnahmen notwendig machen. Eine yer- 
j^ldchende Betrachtung der Krankheitseinteilung der Anweisung yom Jahre 
1884 mit der heutigen Einteilung ergibt, daß Masern und Scharlach aus 
Qruppe a nach b, d. h. aus der gefährlichen in die minder gefährliche Gruppe 
yersetzt sind. Neu aufgenommen in die Gruppe a sind die übertragbare Genick- 
starre, der Aussatz, das Gelbfieber, die Pest und der Typhus. Neu aufgenommen 
in die Gruppe b sind außer Masern und Scharladi Fayus, Krätze, Milzbrand, 
Mumps, Botz, Tollwut, Windpocken und endlich die Lungentuberkulose, wenn 
und solange Tuberkelbazillen im Auswurf enthalten sind. Vielleicht besitzt 
die Aufnahme der Lungentuberkulose im ansteckenden Stadium die ein- 
schneidendste Bedeutung für die Praxis, namentlich im Hinblick auf die Lehr- 
personen, die sich wahrscheinlich nur unter schweren Seelenkämpfen entschließen 
werden, yon einem eyentuellen positiyen Ausfall der Sputumuntersuchung ihrer 
yorgesetzten Behörde Mitteilung zu machen. 

Die §§ 7—11 handeln über Vorsichtsmaßregeln, die beim Aus- 
bruch bestimmter Krankheiten yorgesehen sind. Hinsichtlich der bei Diph- 
therie yorgesehenen Schutzimpfung derjenigen Personen, die mit dem Er- 
krankten in Berührung gekommen sind, muß darauf hingewiesen werden, daß 
diese immunisierten Personen die Diphtherie weiter zu yerbreiten im stände 
sind, ohne selbst zu erkranken. Läät sich yermuten, daß die immunisierten 
Personen Diphtheriebazillen mit sich herumtragen, so sind sie ebenso yom 
Unterricht fem zu halten wie nicht immunisierte. 

Der § 13 sieht die Schulschließung bei Pensionaten, Konyikten, 
Alumnaten, Internaten etc. nur im äußersten Notfall yor. Diese Einschränkung 
ist deshalb sehr zweckmäßig, weil die Schließung einer solchen Anstalt su 
einem explosionsartigen Auftreten yon Infektionskrankheiten Veranlassung 
geben könnte. ^ 

Zu § 14 bemerkt Beferent, es sei notwendig, daß die Orts- und Kreis- 
schulinspektoren, sowie die Kreisärzte die Schulyorsteher in ihren durchaus 
nicht leichten Pflichten unterstützen. 

Bei § 17 yermißt der Vortragende, daß der Konfirmanden- und Kommunioa- 
unterricht nicht namentlich aufgeführt ist. 

Der Beferent hatte folgende Leitsätze aufgestellt: 

„1. Der Schulzwang legt dem Staate die Verpflichtung auf, alle Maß- 
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nahmen zu treffen, die geeignet sind, den mit dem Scholbeeudi yerknüpfte» 
Gfefahren yorzabengen. 

2. Die im § 6 Torgesehene Beinigiug bezw. Desinfektion ist nach großen 
Ifasem-, Bötein-, Kenclmasten- und Windpockenepidemien nur dann yorzu*« 
nehmen, wenn diese Krankheiten die Anwendung besonderer Vondohtsmaßregeln 
notwendig erscheinen lassen. 

ä. Die allein dem Scholrorstoher auferlegte Verpfiichtnng fftr die Be- 
obachtung der yorgeschriebenen Sicherheitsmaßregeln bedarf einer Mitwirkung 
speziell des Schalarztes. Bis zur allgemeinen Einftthmng yon Schalärzten 
müssen anch die Orts- und KreisscholSispektoren, sowie die Kreisärzte sich 
die Durchführang der Vorschriften der ministeriellen Anweisnng angelegen 
sein lassen. 

4. Die entstehenden Kosten sind, weil die Verhütung der ansteckenden 
Krankheiten im öffentlichen Interesse liegt^ als orts- bezw. landespolizeiliche 
anzusehen.** 

Der Korreferent, Kreisarzt Dr. Wolters in Coesfeld, behandelte die 
§§ 4, 5 und 6 der Anweisung, welche die Femhaltung yom Schulbesuch be- 
treffen, und zwar die Femhaltung der Lehrer und Schüler, die an einer der 
in Bede stehenden Krankheiten leiden, sowie der gesunden Lehrer und 
Schüler aus Behausungen, in denen solche Erkrankungen yorgekommen sind 
und femer die Wiederzulassung zum Schulbesuch. Der Ausschluß erkrankter 
Lehrer und Schüler ist bei s&mtlichen in der Anweisung erwähnten Krank- 
heiten, bei der Kömerkrankheit jedoch nur solange die Kranken deutliche 
Eiterabsonderung haben, yorgeschrieben, ferner bei Erscheinungen, welche nur 
den Verdacht yon Aussatz^ Cholera, Eleckfieber, Gelbfieber, Pest^ Pocken, Botz, 
Bückfallfieber oder Typhus erwecken. Hierin liegt eine bedeutende Erweite- 
rung und Verschärfung der früheren Bestimmungen, indem neu hinzuge- 
kommen sind Aussatz, Gelbfieber, Genickstarre, Pest, Fayus, Lungen- und 
Kehlkopftuberkulose, Milzbrand, Mumps, Botz, Tollwut und Windpocken, 
femer an Keuchhusten Leidende überhaupt, nicht nur, solange er krampf- 
artig auftritt. 

Besonders erfreulich ist mit Bücksioht auf die Bekämpfung der Tuber- 
kulose die Tatsache, daß jetzt Lehrer und Schtder, die an Lungen- und Kehl- 
kopftuberknlose leiden, die Schulräume nicht mehr betreten dürfen. Die 
Wirksamkeit dieser Bestimmung wird noch unterstützt durch den § 10 der 
Anweisung, wonach darauf zu halten ist, daß Lehrer und Schüler, welche unter 
Erscheinungen erkrankt sind, die den Verdacht der Lungen- und Kehlkopf- 
tuberkulose erwecken, einen Arzt befragen und ihren Auswurf bakteriologisch 
untersuchen lassen. 

Eine Sicherheit dafür, daß Tuberkulöse die Schulräume nicht be- 
treten, wird sich allerdings kaum erreichen lassen, ebensowenig wie bei den 
anderen Krankheiten, weläe nicht schon durch die Folgeerscheinungen das 
Zuhausebleiben yerursachen, da alle diese Krankheiten nicht anzeigepflichtig 
sind. Infolgedessen iiat der Absatz 2 des § 4, wonach die Ortspolizeibehörden 
angewiesen sind, yon jeder Erkrankung eines Lehrers oder Scnülers an einer 
der in Abs. 1 bezeichneten Krankheiten dem Vorsteher der Anstalt unyerzüg- 
lich Mitteilung zu machen, wenig Wert. Auch scheint dem Korreferenten die 
Fassung des Absatzes 2 § 4 zu Mißyerständnissen Anlaß geben zu können, 
weil es darin heißt, daß die Erkrankungen an einer der im Absatz 1 bezeich- 
neten Krankheiten mitzuteilen sind, und dies so aufgefaßt werden könnte, als 
wenn damit nur die in Absatz 1 namentlich genannten Krankheiten ge- 
meint sind, während nach Auffassung des Korreferenten die sämüidien im 
§ 3 genannten Krankheiten, sowie die Erscheinungen in Frage kommen, welche 
den Verdacht auf die besonders heryorgehobenen Erkrankungen erwecken. Der 
Vortragende schläft yor, den Abs. 3 des § 4, den er für praktisch unwirksam 
hält, da niemand ihn auf sich zu beziehen braucht, fallen zu lassen und im 
Absatz 2 zur Vermeidung yon Mißyerständnissen die hier genannten Krank- 
heiten genauer zu bezdcmien. 

Bedeutend wirksamer wird der § ö der Anweisung sein, der yon dem 
Schulausschluß gesunder Lehrer und Schüler aus Behausungen handelt, in 
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denen Erkrankangen an einer der im § da genannten Krankheiten Tor» 
gekommen sind. 

Da Masern und BOteb nicht mehr su den Krankheiten gehören, die den 
Schttlaniwchlnß der gesunden Gesdiwister zur Folge haben, werden in Zaknnft 
Schnlschließiingen bei Masemepidemien ans schnltechnischen Qrflnden Tiel 
weniger häoüg erforderlich sein als Irflher. — Sehr au begrüfien ist die Be- 
stimmong, daß seitens der Schule darauf hinanwirken ist, den Verkehr der 
vom Schmnnterricht femgehaltenen Schiller mit anderen Kindern — insbesondere 
auf öffentUchen Strafien — nach Möglichkeit einsuschr&nken. Neu und sehr 
wichtig ist femer die Anordnung, daß Lehrer und Schüler davor zu wamen 
sind, Behausungen zu betreten, in denen sich Kianke der im § 3a bezeich- 
neten Art oder Leichen yon Personen befinden, welche an einer dieser Krank- 
heiten yerstorben sind, sowie das Verbot der Begleitung dieser Leichen durch 
Schulkinder und des Sinffens am offenen Grabe. Bei der Besprechung des § 6 
empfiehlt der Vortragende, die Wiederzulassung zur Schule bei den schweren 
und bei yereinzeltem Auftreten der leichten Erkrankungen möslichst Iiinans- 
znschieben, w&hrend bei gehäuftem Auftreten der leichten Krankheiten weniger 
strenge verfahren werden kann. 

Der Korreferent hatte seine Ausführungen in folgenden LeitsStzen 
zusammengefaßt : 

„1. Von der giOßten Bedeutung für die Verhütung der Verbreitung über- 
tragbarer Krankheiten durch die Sdiule ist eine strenge Durchführung der 
Bestimmungen, wonach die an solchen Krankheiten leidenden Lehrer und Schüler, 
sowie gesunde Lehrer und Schüler aus Behausungen, in denen übertragbare 
Krankheiten vorgekommen sind, die Schulräume nidit mehr betreten dürfen. 

2. Damit die für die Beobachtung dieser Bestinftnuugen verantwortlichen 
Schulvorsteher (bei einklassigen Schulen der Lehrer), ihren Verpflichtungen 
nachkommen können, ist es erforderlich, daß sie von dem Vorkommen über- 
tragbarer Krankheiten bei den Lehrern und Schülem in deren Behausungen 
in Kenntnis gesetzt werden. 

3. Durch die neue Verordnung wird auch die Fernhaltung von Lehrern 
und Schülem, welche an Lungen« und Kehlkopftuberkulose erkrankt sind, vom 
Schulbesuch angeordnet. Die bezüglichen Bestimmungen sind für die Be- 
kämpfung der Tuberkulose von großer Wichtigkeit und nach Möglichkeit 
durclizuführen.^ 

Diskussion. 

Landrat Graf von Merveldt bemerkt zu § 4, Abs. 2: Die einzelnen 
Krankheiten seien, abgesehen von der Körnerkrankheit, genügend bezeichnet, 
und zu § 17, daß der Konfirmandenunterricht nicht besonders hervorgehoben 
zu werden brauche. Hinsichtlich der Aufstellung der Sjpeigefäße ist er der 
Ansicht, daß sie nicht zweckmäßig sei, da daduräi die Kinder an das Spucken 
gewöhnt würden. Diese Anschauung sei auch auf einer Konferenz der Amt- 
männer und Kreisschulinspektoren des Kreises Becklinghausen, u. a. vom Kreis- 
arzt vertreten worden. 

Beg.-Präs. von Gescher wünscht eine Meinungsäußerung darüber, ob 
wirklich eine Gewohnheit durch Speien veranlaßt werden könnte. Er selbst 
glaube nicht daran, wenngleich im Auslande sich die Leute das Speien viel- 
fach durch Spielerei angewöhnten. 

Beg.- und Geh. Med.-Bat Dr. Krummacher bemerkt, daß die Kinder 
im allgemeinen selten gewohnheitsmäßig spucken. Die Aufstellung von Spei- 
gefäßen empfehle sich aber schon allein aus erzieherischen Eücksicmten. 

Med.- Bat Dr. Többen stellt fest, daß er in der vom Grafen Merveld t 
erwähnten Versammlung nicht gegen, sondem für die Auf Stellung von Spei- 
gefäßen gesprochen habe. Kreisarzt Dr. Schlautmann weist gleichfalls auf 
das erzieherische Moment bei der Aufstellung von Speigefäßen l3n. S[reisazzt 
V. Becklinghausen aus Teklenburg will zwischen Spucken und Aushusten 
unterscheiden und für die Kinder, die an Auswurf leiden, besondere Gefäße auf- 
gestellt wissen. 

Beg.-Präs. von Gescher hält diese Unterscheidung für praktisch 
unwichtig. 
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Kreisarzt Dr. Wolters bemerkt 2U § 4, Abs. 2, daß er n Mißyerstäad- 
nisseii Anlaß geben könne. 

Beg.-Fris. yon Gescher: Die OrtspolizeibebOrde solle Yon jeder Er- 
krankung, wie sie im § 8 genannt werde, Anseile machen. Es seien wohl 
sämtliche im § 8 genannten Krankheitsfälle gemeint; auch die Körnerkrank- 
heit mttsse nnbescfiänkt angezeigt werden. 

Beg.- und Geh. Med.-Bat Dr. Krammacher gibt eine nähere Srlänte- 
rnng des § 3 and Itthrt aas, daß man zwei Grappen anterscheidea müsse: 

Grappe a) amfasse diejenigen Krankheiten, bei denen nicht nar die er- 
krankten, sondern auch gesande Lehrer and SchtQei aas Behaasangen, in 
denen Fälle der Krankheiten vorgekommen sind, vom Schalbesach lemza- 
halten seien. 

Die zweite Grappe b amfasse diejenigen Krankheiten, bei denen nar die 
erkrankten Lehrer and Schüler yom Schalbesach femzahalten sind. 

Landrat Graf von Meryeldt: Man hätte bei der Fassung des § 4 
besser gesagt statt: ^.Absatz l** „die in § 3 genannten Krankheiten^. Man 
könne auch Verdachtsfälle daranter fassen. Kreisarzt Dr. Boegershaasen: 
Yerdachtsfälle seien als Erkrankungen anzusehen. 

Beg. -Präs. yon Gescher: Verdachtsfälle seien keine Erkrankunffen. 
Ansteekungsyerdächtig könne auch derjenige sein, der keine Symptome dar- 
biete. Einstweilen mttsse man auch den Veidacnt dieser Krankheiten als 
maßgebend fttr die Vorschriften des § 4, Abs. 2 ansehen. Auch bei Verdachts- 
fällen seien die Vorsteher der Anstalten zu benadirichtigen. 

Med.-Bat Dr. Helmin g schlägt yor, fttr jede einzelne Krankheit ein 
besonderes Heftchen zu verfassen. Aus der Anweisung könne man sich nicht 
immer genügende Klarheit verschaffen. 

Beg.- und Geh. Med. -Bat Dr. Krummacher hält diese Maßnahmen 
nicht für notwendig und empfiehlt den Kreisärzten als zuverlässigen Berater 
für zweifelhafte Fälle das Buch des Geh. Ob.-Med.-Bats Prof. Dr. Kirchner: 
i^Die gesetzlichen Grundlagen der Seuchenbekämpfung im Deutschen Beiche.'' 

Be^-Bat Heintzmann: Die Schulaufsichtsbehörde habe angeordnet, 
daß die Kreisschulinspektoren die Anweisung mit den Lehrern besprechen 
sollten. Die Teilnahme der Kreisärzte an den Lehrerkonferenzen sei sehr 
dankenswert, da die Kreisschulinspektoren allein eine Erklärung der Anweisung 
nicht vornehmen könnten. Falls ein Lehrer die Vorschriften ignoriere, so müsse 
man ihn sofort zur Bede stellen. 

Beg..- Präs. von Gescher wünscht in solchen Fällen sofortige 
Meldung. 

Med.- Bat Dr. Többen bemerkt zu § 2: Die Beinhaltung der Schul- 
lokalitäten sei geregelt im Begierungsbezirk Münster durch eine Polizeiverord- 
nung vom 8. Juni 1878. Diese Verordnung, auf welche sich die Amtmänner 
und Gemeinden stets beriefen, sei veraltet und bedürfe auf Grund des § 2 
einer Bevision, da den Schulwärtern eine willkürliche Beinigung der Schul- 
lokale nicht überlassen werden könne. 

Beff.« und Geh. Med.-Bat Dr. Krummacher: Nach der neuen Vor- 
schrift seien drei verschiedene Arten der Beinigung vorzunehmen, das täglidie 
einfache Auskehren, das zweimal wöchentliche Feuchtaufwisehen und die 

gründliche Generalreinigung, die mindestens dreimal im Jahre stattzufinden 
abe. Sehr bewährt habe sich das Tränken der Fußböden mit einem staub- 
bindenden Fußbodenöl, das etwa alle drei Monate wiederholt werden müsse. 
Falls das Oelen der Fußböden vorgenommen würde, könne das Sprengen unter- 
bleiben, da geölte Fußböden das Sprengen nicht vertrügen. 

Nach Lage der Sache sei es immerhin zweckmäßig, daß die Schulauf- 
sichtsbehörde für den Begierungsbezirk eine besondere Anweisung erlasse. 

Beg.-Bat Heintzmann: Die Polizeiverordnung von 1878 sei zweifellos 
veraltet und einer Bevision zu unterziehen. Kreisarzt Dr. Schlautmann 
äußert sich in demselben Sinne. Med.-Bat Dr. H eisin g hält das feuchte 
Auskehren der Schulen für besser als das feuchte Aufwischen. 
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Kreisarzt Dr. Besserer betont die Wichtigkeit der bakteriologischeii 
üntersnchnn^ bei der Feststellang der Taberkiüose. Bei der Frage der 
Peosionierang eines der Taberknlose yerdächtigen Lehrers mttsse nicht nur 
die mikroskopische Untersuchung des Aoswarfes, sondern auch ein TierTersnch 
yorgenommen werden. Es müsse außerdem festgestellt werden, ob der be- 
treffende Lehrer dauernd oder yorübergehend mit Tuberkelbaziilen «behaftet'' sei. 

Beg.-Pr&s. yon Gescher erörtert die Frage, was es heiße, dauernd 
mit TuberkelbaziUen behaftet zu sein. Ein großer Prozentsatz der Menschen 
beherberge bekanntlich Taberkelbazillen, die Bazillen würden aber, solange ea 
nicht ^zu einer offenen Tuberkulose gekommen sei, nicht ausgeschieden. Es 
würde eine HSrte sein, einen Lehrer, der zwar Tuberkelbaziilen beherberge, 
aber nicht an einer offenen Tuberkulose leide, yom Unterricht auszuschließen. 

Beg.- und Geh. Med.-Bat Dr. Krummacher: Die Ausschließung solle 
nur dann erfolgen, wenn und solange Tuberkelbaziilen ausgeschieden werden, 
wie es namentUch bei Kayernen der Fall sei. Aus demselben Grunde würden 
ja auch die Leute in die Krankenhäuser gebracht. 

Med. -Bat Dr. Hei sing kommt- noch einmal auf die Beinigung der 
Schulen zurück und meint, man solle dafür sorgen, daß kein Schmutz in die 
Schulen hereinkomme. Kreisarzt Dr. Schlautmann: Es sei angeregt, 
die Scharreisen yor den Treppen wegzunehmen und sie durch breite Beste zu 
ersetzen. Zu § 13 der Anweisung erwähnt er, daß es unter Umständen zweck- 
mäßig sei, die Schüler aus Pensionaten und Konyikten etc. zu entlassen und 
zwar unter bestimmten Kautelen, z. B. unter der Voraussetzung, daß die 
Polizeibehörde der Heimatsorte benachrichtigt werde. 

Beg.- und Geh. Med.-Bat Dr. Krummacher stellt zwei Bemerkungen 
des Beferenten richtig: 

1. diejenige, daß der Schulyorsteher nicht y erpflichtet sei, das Wasser bak- 
teriologisch untersuchen zu lassen. Dagegen spreche § 14 der Anweisung ; 

2. die Bemerkung, daß die Schulkinder nicht häufig yon Tuberkulose be- 
iallen würden. 

Nach Kirchner starben im Jahre 1905 in Preußen yon 100 im Alter 
yon 10—15 Jahren gestorbenen Knaben 17,75, yon je 100 in demselben Alter 
gestorbenen Mädchen 31,43 an Tuberkulose. 

Beferent: In § 2 der Anweisung stehe, es empfiehlt sich, das 
Wasser untersuchen za lassen, yon einer Vorschrift sei keine Bede. Nach 
seiner eigenen Erfahrung aus der Praxis sei die Morbidität und Mortalität der 
Schulkinder an Tuberkulose eine sehr geringe. 

Beg.- und Geh. Med.-Bat Dr. Krummacher: Die Örtliche Statistik 
spiele hier keine Bolle, nur die Gesamtstatistik habe einen Wert. 

Beferent bemerkt zu § 15, daß der Lehrer nur im Fälle eines epi- 
demischen Auftretens der Krankheit berechtigt sei, die Schule zu schließen; 
er bemängelt nochmals zu § 17 das Fehlen der Erwähnang des Konfirmations- 
und Kommunionunterrichts. 

Korreferent yerzichtet auf weitere Ausführungen. 

Beg.- und Geh. Med.-Bat Dr. Kr um mach er führt zusammenfassend 
aus, es seien zwei Arten yon Schulschließungen zu unterscheiden: 

1) bei Erkrankungen im Schulhause; 

2) bei Epidemien. 

Bei einer Erkrankung im Schulhause sei die Schließung yon dem Landrat 
resp. Oberbürgermeister, bei höheren Bildungsanstalten yom Direktor auszu- 
sprechen. Bei Epidemien könne ausnahmsweise der Schulyorsteher die Schul- 
schließung anordnen. 

Den Leitsätzen des Beferenten könne man sich im großen und ganzen 
ansehließen, mit Ausnahme yon Leitsatz 2 und 4. 

Ad 2: Es heiße im § 6 a, daß die erkrankt gewesenen Personen yor 
ihrer Zulassung gebadet und ihre Kleidung und persönlichen Gebrauchsgegen- 
stände yorschriftsmäßig desinfiziert bezw. gereinigt würden. 

Ad 4. Dieser Satz könne nicht bestehen bleiben. Die Absonderung in 
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der Familie des Schnldieners oder Lehrers liege im Interesse dieser Personen 
uud ilirer Familie. Die Kosten Itönnten deshalb nicht ans orts- oder landes- 
polizeüichen Mitteln beschafft werden. 

Die Kostenfrage sei überhaupt die schwierigste bei der ganzen Seachen- 
bekämpfong. Die Kosten seien in Zukunft yon den Kommunen zu tragen. 
Man unterscheide orts- und landespolizeiliche Kosten. Die landespoüzeilichen 
seien die Kosten, welche entständen durch Beteiligung des beamteten Arztes, 
durch Feststellung der ersten Fälle von Scharlach, Diphtherie und Körner« 
krankheit und durch die bakteriologische Feststellung der ersten Fälle. Orts- 
polizeiliche Kosten seien diejenigen, welche verursacht würden durch die 
bakteriologische Feststellung der weiteren Fälle und die Desinfektion bei Er- 
krankungen in einer Wohnung im Schulgebäude, wenn der Lehrer nicht im- 
stande sei, diese Kosten selbst zu tragen. 

IIL Ueher die neue Klftranlage in Reekllnghanseii. Beferent: Beg.- 
Banmeister Dr. I m h o f f - Essen. 

Kläranlagen haben den Zweck, Mißstände der Vorflut zu verhüten. Sie 
wollen den Teil der Beinigungsarbeit übernehmen, der die eigene Beinigungs- 
kraft des Gewässers übersteigt. Man maß streng zwischen Verschmutzung 
und Verseuchung der Voiflut unterscheiden. Früher suchte man nach einem 
Verfahren, daß sowohl die Verschmutzung, wie auch die Verseuchung gleich- 
zeitig verhindert. Auf diesem Gedankengang sind die Klärverfahron begründet 
gewesen. Heute steht man auf dem Standpunkt, gegenüber der Verschmutzung 
zu reinigen, gegenüber der Verseuchung zu desinfizieren. Kein Beinigungs- 
verfahren kann auch gleichzeitig desinfizieren. Das wichtigste ist die Einzel- 
desinfelction am Krankenbett, daneben die ständige Desinfektion des Abwassers 
aus den Infektionsabteilungen von Krankenhäusern. Die Beinigungsanlage soll 
so eingerichtet sein, daß man bei einer Epidemie gelegentlich das gesamte 
Abwasser desinfideren kann. Die heutigen Anschauungen darüber sind auf 
den^. Untersuchungen von Dunbar begründet« Nach semem Vorschlage setzt 
man dem Abwasser eine Chlorkalklösung 1 : 5000 zu. Sie ist nach 2 stündiger 
Einwirkung imstande, jedes Abwasser genügend zu desinfizieren. 

Noch wichtiger, als die Desinfektion ist eine Gewinnung des Trink- 
wassers, die jeden schädlichen Einfloß von verseuchtem Oberflächenwasser 
ausschließt. 

Der Verschmutzung der Vorflut wird durch Beinigung des Abwassers 
vorgebengt. Unter dem Schmutz des Abwassers versteht man in der Haupt- 
sache den Gehalt an organischen Stoffen. Sie sind zum Teil gelöst, zum Teil 
ungelöst. Die Abwasserreinigung bezweckt nun, diese Stoffe aus dem Wasser 
herauszunehmen und zwar nur soweit, als es bei der betreffenden Vorflut nötig 
ist. Man muß die Hoffnung als unerfüllbar betrachten, irgendein Verfahren 
zu finden, womit man jedes Abwasser bis zum äußersten reinigen könnte. 
Die Kosten der Abwasserreinigung wachsen ganz bedeutend mit der Wirlmng. 
Nimmt man wenig Schwebestoffe heraus, so hat man ein billiges, nimmt man 
mehr heraus, so hat man ein teureres Verfahren. Aus wirtschaftlichen Gründen 
wird man nur das unbedingt nötige verlangen. 

Die heutigen Beinigungsverfahren können in drei große Gruppen ein- 
geteilt werden. Die erste Gruppe umfaßt die S i e be oder B e c h e n. Diese halten 
die gröbsten Stoffe durch mechanisches Greifen aus dem Wasser zurück und 
nehmen etwa ^jit der organischen Stoffe aus dem Wasser heraus. Die nächste 
Gruppe umfaßt die Becken und Brunnen. Hier handelt es sich um großen 
Wasserräume, die vom Abwasser dnrchfiossen werden. Der Schlamm setzt 
sich durch seine Schwere am Boden ab. Diese Absitzbecken nehmen ungeföhr 
V« der gesamten organischen Stoffe aus dem Wasser heraus. 

Die dritte Gruppe bilden die biologischen Anlagen. Wenn man hinter 
den Becken und Brunnen noch biologische Körper baut, so bleibt in diesen 
Körpern noch ein weiterer Teil der organischen Stoffe zurück. Während die 
Becken nur die mehr oder weniger ungelösten Stoffe zurückhalten, erstrecken 
die biologischen Körper ihre Wirkung auch auf die gelösten organischen Stoffe. 
Man kann bei biologischen Anlagen die Leistung beliebig hoch treiben und 
die Wirkung der besten natürlichen Bodenberieselung erreichen, allerdings 
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luter entsprechender Erhöhung der Kosten 1 Gewöhnliche Siehanlagen werden 
nur an den allergrößten StrOmen in Betracht kommen, Rieselfelder und große 
biologische Anlagen aber nur an sehr leistongsschwachen Gewissem. In 
den meisten Fällen werden Becken und Bmnnen, die das Wasser mOglichBt 
yoUständig entschlammen, den Anforderungen entsprechen. Li aUenFällen, wo 
man nicht unbedingt sicher ist, daß sofort eine biologische Anlage notwendig 
ist, wird man sunftchst Becken oder Brunnen erbauen. Wenn es sich dann 
bei der Kontrolle des Betriebes als notwendig erweist, können nach und nach 
die biologischen KOrper hinsnkommen. 

Die Anlage in Becklinghausen ist eine mechanische Kläranlage nach 
dem Absitzyerfiüiren. Es ist dieselbe Einrichtung wie beim Absitzbecken, nur 
mit dem Unterschied, daß das Wasser nicht ruMg steht, sondern der Länge 
nach durch das Becken strOmt. 

Die Absitzwirkung ist abhängig Ton der Aufenthaltsz^it und der Becken- 
tiefe. Die Beinigungswirkung ist am ersten und zweiten Tage sut, dann aber 
treten andere Erscheinungen auf. Der Schlamm geht allmählich in Fäulnis 
ttber und zwar im Sommer früher als im Winter; auch das Wasser wird faulig; 
während es bisher in frischem Zustande zugeflossen ist, fängt es Jetzt an, llbei 
zu riechen und wird schwarz. Die Abfittsse in dem Faulraum befinden sich 
in einem Zustande, daß man sie nicht ohne weiteres in die Vorflut fließen 
lassen kann. Man ist genötigt, biologische KOrper aufzuführen, die dem 
Wasser seine unangenehmen Eigenschaften wieder nehmen. Der einzige, aller- 
dings sehr wichtige Nachteil des Faulyerfalirens ist der, daß das Wasser im 
Faulraum faulig wird. Im flbrigen hat dieses Verfahren große Vorteile. Der 
Betrieb ist sehr bequem, der Schlamm troduet leicht und zeigt nur wenig 
Gteruch. Man hat danach gestrebt, den Schlamm so häufig aus dem Wasser 
herauszunehmen, daß er gar nicht zum Faulen kommt. Tatsächlich gelingt 
es, das Wasser yoUständig frisch zu erhalten, wenn man den Schlamm z. B. 
alle 2—8 Tage herausnimmt. Leider besteht aber der große Nachteil, daß 
der Schlamm nur sehr schwer getrocknet werden kann, auf den Schlamm- 
plätzen jahrelang liegen bleibt und dort die flbelsten Gerflehe yerbreitet. Je 
häufiger man aber Schlamm im Interesse der guten Klärwirkung herausnimmt 
um so großer wird seine Menge. 

Das Ergebnis dieser üeberlegungen ist: Bei Faulräumen erhält man 
zwar wenig Schlamm yon günstiger Beschaffenheit, aber fauliges Wasser. Bei 
Absitzbecken erhält man zwar frisches gut gereinigtes Wasser, aber yiel und 
wässerigen Schlamm. Das Prinzip der EecklSighäuser Anlage ist: „Frisches 
Wasser und trotzdem wenig Schlamm.** Sie besteht aus 6 Brunnen, 
yon denen je 3 in ihrem oberen Teil zu einem Absitzbecken yerbunden 
sind. Den Schlamm kann man aus dem Faulraum bei 1 m üeberdruck 
mit natürlichem Gefälle auf den daneben liegenden Schlammtrockenplatz 
fiießen lasseo. Es hat sich herausgestellt, daß die Zwischenwände zwischen 
dem Absitzbecken und dem Faulraum sehr dicht gemacht werden müssen. 'Die 
Gase, die yon unten aus dem faulenden Schlamm aufsteigen, finden durch die 
kleinsten Oeffnungen ihren Weg in das Absitzbecken. Wenn diese Gkublasen 
auch nicht schaden, sind sie immerhin ein Schönheitsfehler, der bei den neueren 
Anlagen yermieden ist. In jedem Brunnen ist ein Spülrohr angebracht^ um 
den Schlamm mit Wasserleitungswasser aufwühlen zu kOnnen. Ein nachteiliger 
Einfiuß auf die £[lärwlrkun^ hat sich dabei nicht ergeben, sondern es zeigte 
sich, daß gelegentliches Aufwühlen die Fäulnis beschleunigt. In technischer 
Beziehung ist £e Hauptsache, daß der Schlamm sich im Famraum konzentriert 
und mOguchst wenig wässrig ist In Becklinghausen bekommt man einen 
Schlamm yon 80 ^o Wassergehalt. 

Ueber einen Punkt läßt sich hinsichtlich der Becklinghäuser Anlage ein 
(Jrteil noch nicht abgeben, nämlich über den Einfloß der Kälte. Bei gewöhn- 
lichen Absitzbecken konunt es yor, daß die Wirkung im Winter gelegentlich 
sehr gestört wird. Wenn plötzlich kaltes Wasser zufließt, sinkt dieses zu 
Boden, hebt sogar den frisch abgelagerten, noch wärmeren Schlamm in die 
Höhe und treibt ihn aus dem Becken heraus. Eine ähnliche Störung ist auch 
in Becklinghausen möglich, wenngleich sie in den bisherigen 10 Betriebs- 
monaten noch nicht festgestellt wurde. Wenn sich der erwartete Nachteil 
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•rgibt, wird ouui an den Scblitiea, weLobe die einiige Yerbindniig swischeii 
AMtsranm und Eaalraum bilden, einen Versehlnß anbringen. Wenn dann 
plOtslich sehr kaltes Wasser ankommt, werden die Schlitze suange geschlossen, 
bis sich die Temperataren wieder ausgeglichen haben. 

Eine Zosammenfassuog des praktischen Betriebsergebnisses bietet fol- 
gendes Bild: 

Man hat in Becklinghansen in den 10 Betriebsmonaten stets irisches 
Wasser im Abflaß gehabt. Schlammfladen ans dem Eanlranm sind niemiJs in 
das Absitabecken anfgestiegen. Die Anlage ist ToUständig ohne Maschinen 
betrieben worden. Zar Bedienang ist ein Arbeiter beschäftigt gewesen. Die 
flüssige Schlammenge hat in den Faalbrannen anf den Eopl and Tag berechnet 
BOT 0,1 1 betragen. Bis jetat warden etwa 150 cbm dickflüssigen Schlammes 
heraosgelassen. Dieser Schlamm warde von den Landwirten abgeholt, die 
50 Fig. lär den Wagen bezahlten. 

Inzwischen hat die Emschergenossenschaf 1 4 weitere Anlagen der gleichen 
Art erbaat. Unter diesen sind die gr()ßten : Bocham mit 180000 and Essen N. W. 
mit 50000 Einwohnern. Die Baakosten haben 1,60 bis 8 M. aal den Kopf 
der Beyölkerang betragen. Die neaeren Anlagen weisen zwar manche Ver- 
besserangen anf, in allen wesentlichen Teilen jedoch warde das in BeckUng- 
haasen angewendete Verfahren beibehalten. Dr. T b b en • Münster. 



Berieht fiber die Hm ÜO. April 1908 in Beg^eniibiirgr 

abg^ehaltene JFHhreaversaminlaiig: des oberpfftlEisieheii 

Medisinalbeamtenvereiiis« 

Von den 82 Mitgliedern waren 22 erschienen. 

Die Versammlang warde yom Vorsitzenden, Bezirksarzt Dr. 
Orandler-Neamarkt, eröffnet. 

I. Zon&chst hielt Herr K. Kreismedizinalrat Dr. Dorffmeister yon 
Begensbarg einen Vortrag : Karzer Bericht über das Deslnfektionswesen. Er 
empfiehlt für größere Betriebe Desinfektionsapparate, bei welchen in einem 
loftyerdünnten Baame FormalindSmpfe zar Wirkang kämen. Diese Apparate 
h&tten gegenüber den Apparaten, welche mittels strOmenden Wasserdampfes 
die DesinMktion bewerkstelligten, den Vorteil, daß die za desinfizierenden 
Geffenstände nicht verdorben würden, besonders würden Leder- and Pelzwaren 
nicht angegrüfen. 

Zar Desinfektion im Kleinen eigne sich bis jetzt am besten das Aatan; 
wenn in manchen Fachschriften über mangelhafte Desinfektion dnrch Aatan 
geklagt werde, so liege das an der mangelhaften Handhabang des Verfahrens. 
Es zeichne sich dadarch aas, daß es beqaem and handlich sei es sei; nicht 
feaergefahrlich, so daß es überall, z. B. in Kleiderschrankes, Koffein etc. 
za verwenden sei; aaßerdem kOnne man es ohne Apparat anwenden. 

Es sei anbedingt wirkangsvoll, wenn es richtig angewendet werde ; man 
müsse hohe Holzgeflße nehmen, kaltes Wasser anwenden and tüchtig am- 
rühren. 

Bisher habe der hohe Preis der allgemeinen Verwendang entgegengestanden ; 
hierin sei in letzter Zeit. eine Bedazierang eingetreten, so daß sich der Preis 
aaf 1 Mark pro 10 Kabikmeter stelle. 

Andere Desinfektionsmethoden, wie Kalkformaldebyd- Desinfektion oder 
Formalinhypermangan- Desinfektion seien nicht so zaverlässiff, besonders letztere 
sei feaergefahrlich and ansicher wegen der leichten ZersetzBchkeit des Kalinm- 
permanganats. 

IL Aenderongen der Satsangen« Nach § 5 der Stataten maß alle 
8 Jahre der Aasschaß gewechselt werden and kann erst nach einer weiteren 
Wahlperiode wieder gewählt werden. Diese Bestlmmang wird für anzweck- 
mäßig gehalten, da es für den Verein von größerem Nutzen sei. wenn der 
AossdioiS längere Zeit die Leitang habe. Es wird beschlossen, sie fallen za 
lassen. 
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III. Stünmeii la den BeekenelieB BefomiTonelilif ^n* Dfeeer Fimkl 
wnrde Ton der Tagesordnnog abgeteilt. 

IV. H. E. Beurksarzt Dr. Boecale-Stadtamliof spracli zam Ent- 
würfe des bayer. GehaltsregiilatiTB. Er befttrwortet die Eiiireiliiuig der 
Bezirksärzte in EQasse XI, wofftr der Staat die amtlichen (}ebtthren (Zeug- 
nisse etc.) einziehen solle. 

In St&dten mit mehr als 40000 und weniger als 100000 Einw. Sinreihniig 
in Klasse IX; in Städten mit mehr als 100000 Einw. Einreihong in Klasse VIT; 
femer Einreihnng der Kreismedizinalräte in Klasse VI mit dem Bang Ton 
Oberregierongsräten und Titel Obermedizinalrat. 

Bei der Diskussion ttber diesen Punkt wnrde die Einziehiing 
der Impfgebtthren durch den Staat befttrwortet und statt dessen Erhöhung des 
pensionsfähigen Einkommens beantragt; femer wurde yOllige Abtrennung der 
Priratpraxis Torgeschlagen, nur Krankenhaus- und Bahnarztprazis sollte den 
Amtsärzten gesidiert bleiben; ebenso die Tätigkeit als Schularzt 

Die Versammlung einigt sich dahin, es solle bei der Landesrersammlnag 
beantragt werden, beim Landtage eine Petition einzureichen: es mOgen die 
Bezirksärzte, den Landgerichtsärzten gleich, in Klasse IX eingereiht werden. 
(Verzicht auf Impfgebtthren, Zeugnisgebtthren, Prlyatpraxis). 

V. Hebammenwesen« Der Vorsitzende, Bezirksarzt Dr. Grundler- 
Neumarkt, beantragte längere Ausbildung, Verpflichtung der Hebammen, Jede 
Temperatursteigerung bei Wöchnerinnen ttber 38,5 ® zur Anzeige zu bringen, 
Schutz der Hebammen gegen das Pfoschertum. 

Wegen der Schwierigkeit des Themas wurde von einer eingehenden Be- 
sprechung Abstand genommen, zumal die Zeit zu weit yorgerttckt war; es 
wurde beschlossen, das Thema einer späteren Versammlung vorzubehalten. 

VI. Amtsftrztllehes OebAhrenweaen. Die Beratung darttber wurde 
abgesetzt. 

Vn. Wegen vorgerttckter Zeit konnte H. Bezirksarzt Dr.Oberweiler- 
Eschenbach seinen Vortrag: Ueber die Beziehungen der mensohltchen ssr 
tterisehen Tuberkulose, nur in einem kurzen Auszage zu Gehör bringen. 

Nach dem Vortrage mahnte der Vorsitzende Dr. Grund 1er in einem 
kurzen Schlußworte, der Sache des MedizinalbeamtenTereins auch fernerhin, 
wie bisher, das größte Interesse entgegenzubringen. 

Dr. M ü 1 1 e r - Begensburg. 



Bericht fiber die FjrfibJalirsTersammlaiig; des Bttdieelieni 
fltaHtoftrztliclieii Vereins Hm 1« Mtti 1908 im Btthnhofelaötol 

sn Offeiibnrg^. 

Anwesend sind 29 Hitglieder. 

Der Vorsitzende, Hed.-Bat Dr. Beck er -Offenburg, begrttßt die Ver- 
sammlung und ganz speziell auch den anwesenden Referenten des Großherzog- 
lichen Mbiisteriums d.i., Herrn Ob.-Med.-Bat Dr. Haus er •Karlsruhe. 

Zum gesehifUielien Teil der Tagesordnung teilt der Vorsitzende mit, 
daß auf die Eingabe des Vorstandes an das Groflh. Ministerium der Justiz, des 
Kultus und Unterrichts, dahingehend : „Es wolle für ein Gutachten im Termin 
die Gebtthr auch dann bewilligt werden, wenn aus irgendeinem Grunde das 
Gutachten nicht mehr begehrt wird**, eine zustimmende Antwort einge» 
gangen sei. Der Wortlaut des Erlasses soll sämtlichen Mitgliedern mitge- 
teilt werden. 

Auf ein Schreiben des Komitees zur Begründung einer Eobert Koch- 
Stiftung wird beschlossen, 50 Mark an dieses Kondtee einzusenden. 

Als neues Mitglied wird Dr. Beizer-Baden, pro physicatu geprttft, 
aufgenommen. 

Der Vorsitzende referiert sodann ttber das Besultat einer erweiterten 
Vorstandssitzung vom 8. April in Karlsruhe, auf welcher das Thema: 
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„Die BetelUguDg der Bezlrksänte bei der gchuläntUelieB BeaiiMelitlguDg«^ 

eingehend beraten worden war. 

Die Vorachläge dieser Kommission worden yon der Versammlang ein- 
stimmig angenommen. 

Die Bescblüsse der Kommission sind folgende: 

Die gesnndbeitliclie üeberwachnng und Beanfsichtignng der Schalen 
nnd Schüler muß den Bezirksärzten nach Maßgabe der bereits bestehenden 
gesetzlichen Bestimmungen and Verordnungen auch an den Orten yer- 
bieiben, an denen besondere Schalärzte im Hanpt- oder Nebenamt ange- 
steUt sind. 

Bezüglich der Frage, ob die Bezirksärzte mit den Fonktionen eines 
Sehnlarztes nach dem Wiesbadener Typus betraut werden sollen, war die 
Kommission der Ansicht, daß man hier zunächst unterscheiden müsse zwischen 
den Verhältidssen der großen und mittleren Städte einerseits und den kleben 
Städten und den Laadorten anderseits ; lerner sei noch eine Untemeheidung zu 
machen zwischen Mittelschulen und Volksschulen. 

Die Kommission neigte zu nachstehender Auffassung: 
In großen städtischen Gemeinwesen— Städte, die der Städte- 
ordnung unterstellt sind — ist die Anstellung y,on besonderen Schul- 
ärzten geboten. Die Bezirksärzte sind angesichts der großen Anforde- 
rungen, die hier an die Schulärzte gestellt werden, aus Mangel an Zeit nicht 
hl der Lage, solche Stellen zu übernehmen. 

In kleinen städtischen Gemeinwesen dagegen, die sich gewöhnlich 
auch mit kleineren Dienstbezirken decken, soll den betr. Bezirksärzten die schul- 
ärztliche Beaufsichtigung tunlichst übertragen werden, da sie hierzu die ge- 
nügende Zeit haben und eine Erweiterung der dienstlichen Aufgaben im 
Interesse des Dienstes selbst gelegen ist. 

Ebenso soll die schulärztliche Ueberwachung der Volksschulen 
auf dem Lande, die ja als die eigenste Domäne des Gesundheitsbeamten zu 
betraditen ist, den Bezirksärzten übertragen werden. Diese gesundheitliche 
BeauMchtigung braucht nicht so intensiy zu sein, als in den größeren Städten, 
da der Aufenthalt auf dem Lande eine Beihe yon gesundheitli<£en Störungen für 
die ^nder ausschließt, die sich durch die Aufenthaltsyerhältnisse der Kinder in 
der Stadt ergeben. Es würde genügen, wenn der' Bezirksarzt einmal jährlich 
sämtliche Schulen seines Bezirks besucht und dabei mit Hilfe des Lehrers ein 
Verzeichnis derjenigen Schüler aufteilt, die fortlaufender gesundheitlicher 
Ueberwachung (Ueberwachungsschüler) bedürfen. 

In größeren Landbezirken könnte sich der Bezirksassistenzarzt mit 
dem Bezirksarzt in die schalärztliche Beaufsichtigung teilen ; eyentuell könnte ein 
Teil der Aufgaben auch dnem pro physicatu geprüften Arzt übertragen werden. 
Die Oberaufsicht hätte immer beim Bezirksarzt zu yerbleiben. Diese schul- 
ärztliche Beaufsichtigung wird aber auch für den Bezirksarzt in anderer Hin- 
sicht scdir wertyoll sein. Nicht nur wird er über Verbrdtung ansteckender 
Krankheiten genauer als seither unterrichtet werden und wkd auch deren 
Bekämpfung besser in die Wege leiten können, sondern er wird auch wichtige 
Beobachtungen machen üi bezug auf die Biologie der betreffenden Beyölke- 
rungsklassen, ein Umstand, der für den Gesundheitsbeamten yielfach als recht 
wichtig angesehen werden muß. 

Die Ueberwachung der Mittelschulen, mindestens aller staatlichen, 
soll ausschließlich den Bezirksärzten übertragen werden, auch in den großen 
Städten, in denen Schulärzte an den Vollcsschulen angestellt sind. 

Die häusliche und hausärztliche gesundheitliche Ueberwachung der Be- 
sucher yon Mittelschulen, die durchschnittlich schon beim Eintritt 10 Jahre alt 
sind, ist durchweg eine gute und braucht daher auch die schulärztliche Ueber- 
wachung derselben keine intensiyere zu sein, als in den Volksschiden auf dem 
Lande. Untersuchung der Neueintretenden, einmalige jährliche Besiditigung aller 
Klassen, Bdehrung der Abiturienten wären mer die Aufigaben des Be- 
zirksarztes. Tn den größeren Städten des Landes finden sich zwei oder auch 
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drei Oefondheitsbeunte, die sieh auch hier wieder in den Dieait teflea 
kQsnteii. 

Diese Begelnng der schiüftrstlicheia Beaufdchtigiiiig ist auch die den 
Lehrerkollegien solcher Schnlen angenehmste. 

Die anwesenden Kollegen änflerten sich durchweg natimmend su den 
Kommissionsbeschlllssen and wird der Vorsitsende beaaftragt, dies Ergebnis 
der Beratung Großh. Ministerium des Innern als Material rar Kenntnisnahme 
za überweisen. 

Der Vorsitzende teilt schließlich noch mit, daß die HerbetTersamnüiing 
am 17. November d. J. stattfinde und daß damit gleichseitig die Feier des 
30jfthrigen Bestehens des Vereins yerbonden seL 

Ob.- Med.- Bat Dr. Haus er richtet mm Schloß noch das Ennchen as 
die Kollegen, ihre Bestellungen auf Impfstoff Iftngstens Ms Samstag der der 
Impfung yorausgehenden Woche einsnreicheB, da die Versendnnff ein erheb- 
liches Ctesehift sei und sich tunlichst an dnem bestimmtes Zeitpunkt (Somtag) 
ab?dckeln müsse. 

Damit ist die Tagesordnung erledigt; der Vorsitzende schließt demra- 
folge die Versammlung. 

Dr. B e c k e r - Offenburg. 



Verantworti. Redakteur : Dr. Rap mu n d, Reg.- u. Geb. Med.<Rat in Minden i. W 
J. C C. Bmni, n«noffL Sichi. u. F. 8ch.-L. HofbochdrockAr«! in 1ilnd«a 
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Bericlite über Yersanmümigeii. 

Beilage mr Zeitschrift fUrMedidnalbeamte, 1908. Vm. 

Bericht fiber die Tersmniiilniis: des MedisinHlbeHmten- 
Tereins des Be^ •- Bes. Oöln Hm 16.]!lHi 1908 in g^ie^bnrff. 

Anwesend waren 18 Medizinalbeamte, nämlich Beg- und Geh. Med.-Bat 
Dr. Bnsak, sämtliche Kreisärzte des Bezirks mit Ausnahme der beorlaubten 
Kreisärzte Dr. Stoff eis -Wipperfürth nnd Dr. SOhle-Waldbroel, femer 
Qerichtsarzt Geh. Med.-Bat Dr. ü n g a r - Bonn, Kreiswnndarzt a.D. San.- Bat 
Dr. Aeckersberg.- Berg - Gladbach, sowie der staatsärztlich approbierte Arzt 
Dr. Hagen- CQln-Sülz. 

Der Vorsitzende begrüßt die Yersammlnng nnd gedenkt des ver- 
storbenen Kreisarztes Med.- Bat Dr. Herwig-Bheinbach, dem zu Ehren die 
Yersammlnng sich yon den Plätzen erhebt. 

L Geschäftlicher TeiL 

1. Die Bechnnng wird nach Prüfung durch Med.-Bat Dr. Eickhoff 
genehmigt nnd Entlastung erteilt. 

2. Der Jahresbeitrag für 1908 wird auf 1 Mark festgesetzt. 

8. Als Schriftführer wird Dr. Meder-Cöln, als zweiter Yordtzende 
Gbh. Med.- Bat Dr. Esch-Waltrup wiedergewählt. 

II. Meldepflicht der Hehammen bei Fieber im Wochenbett. Kreis- 
assistenzarzt Dr. L h m e r - Cöln. 

Die Ende des Jahres 1905 in die neue Auflage des Hebammenlehrbuchs 
aulsfenommenen Bestimmungen des § 481 nahmen die Entscheidung, ob und 
wann die Hebamme Fieber im Wochenbett zu melden habe, dem behandelnden 
Arzte und verpflichteten die Hebamme selbst, zu melden, und zwar auf Grund 
der Feststellung einer objektiven Erscheinung, die sie mit Leichtigkeit er- 
mitteln konnte, der Temperaturerhöhung über 88®. Daß damit eine große 
Yereinfachung in der Präzisierung der Anzeigepflicht geschaffen war, uHrd 
wohl von keiner Seite geleugnet; bestritten aber wird vielfach, besonders von 
praktischen Aerzten und Geburtshelfern, die Durchführbarkeit dieser Yor- 
schriften. So behauptet Poten in seinem bei der Yerhandlung der Yereinigung 
zur Förderung des deutschen Hebammenwesens im Jahre 1907 gegebenen 
Beferat, daß £e Hebamme nach dem Lehrbuch etwas als Kindbettfieberverdacht 
zu melden habe, was noch gar nicht kindbettfieberverdächtig zu sein brauche ; 
denn der Begriff E^indbettfleber sei ein ganz unbestimmter, weder klinisch noch 
bakteriologisch zu umgrenzender. Die Anzeige eines jeden Kindbettfieberfalles 
beim Kreisarzte entbehre einer wissenschafwchen und rechtlichen Grundlage 
und sei wieder zu beseitigen; auch sei sie nicht geeignet, die Geburts- und 
Wochenbetthygiene zu fördern. 

Dem gegenüber vertritt der Yortragende den Standpunkt, daß in allen 
Fällen, in denen die Wöchnerin fiebert, solange das Fieber nicht als das 
Symptom einer harmlosen Erkrankung anzusehen ist, man den Fall so auffassen 
kann und gesundheitspolizeilich auffassen muß, als ob es sich um den Beginn 
einer infektiösen Wochenbetterkrankung handelt. Der Ausdruck „Kindbett- 
fleberverdacht'' ist hier aber noch nicht identLsch mit dem ,,Kindbettfieber- 
Terdacht* im Sinne des preußischen Seuchengesetzes. Demnach hat der Kreisarzt 
nicht die Yerpflichtung, in jedem dieser Art Fälle auch an Ort und Stelle 
Ermittelungen anzustellen. 

L. weist an der Hand des Aktenmaterials der städtischen Gesundheits- 
polizei in Cöln nach, daß früher, als die Initiative zur Anzeige auch der Heb- 
ammen von den Aerzten ausgehen sollte — die allerdings, solange das Begu- 
lativ in Gültigkeit war, wenn sie die Anzeige unterließen, nicht bestraft werden 
konnten — der Meldepflicht in einer ganz ungenügenden Weise nachgekommen 
wurde. So betrug in Cöln-Stadt im Jahre 1904 die Zahl der polizeilich (ärzt-^ 
lieh) gemeldeten Kindbettfiebertodesfälle 19, die der standesamtlich gemeldeten 
84 und im Jahre 1905 die der polizeilich gemeldeten 20, die der standesamtlich 
gemeldeten 85. Für das letztgenannte Jahr ist außerdem aktenkundig fest- 
gestellt, daß viermal bei sicheren Kindbettfiebererkrankungsfällen eine Anzeige 
von Arzt oder Hebamme überhaupt nicht oder so spät erfolgte, daß praktisch 
die Meldung zwecklos war. r^^^r^T^ 
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Nach Einftthrong der neuen Vorschriften des Hebammenlehrbaohes ge- 
stalteten sich die Verhältnisse wesentlich günstiger. Im Jahre 1906 Terliielt 
sich die Zahl der polizeilich (ürstlich) gemeldeten Todesfälle an Kindbett- 
ileber zu den standesamtlich gemeldeten wie 100 : 100, im Jahre 1907 wie 
88 : 100. Das könnte freilich auch auf das Inkrafttreten des Landessencheii- 
gesetzes zurückgeführt werden. Aber wie stark daran doch die anders ge- 
regelte Meldepflicht der Hebammen Anteil hat, geht daraus henror, daß im 
Jahre 1906 im Kreisarztbezirk COln-Nord von 34 Eindbettfieberf allen, an 
denen Hebammen beteiligt waren, bei denen allen aber, was in den grofistiUlti- 
schen Verhältnissen liegt, auch ein Arzt zugezogen worden ist, 82 Fälle, 
d. h. 94% kreisärztlich gemeldet, und zwar 27 Fälle, d. h. 79<^/o zuerst durch 
die Hebamme zur Kenntnis des Medizinalbeamten und dadurch zur Kenntnis 
der Polizeibehörde gelangt sind. Nur 22 dieser Fälle sind yon Aerzten und 
Hebammen gemeldet Von den 37 Kindbettfiebererlorankungsfällen in demselben 
Bezirke und Jahre insgesamt sind nur 26 Ton Aerzten gemeldet, d. h. 70,37« 
oder mit anderen Worten: fast Vt ^^^ Erkrankungsfälle sind von den Aerzten 
nicht gemeldet worden. Die Meldung der Hebammen erfolgte mit drei Aus- 
nahmen an demselben oder an dem nächstfolgenden Tage nach dem Auftreten 
der in Frage kommenden Temperaturerhöhung. Im Jahre 1907 sind 90% 
der Kindbettflebererkrankungsfälle zuerst von den Hebammen mitgeteilt worden, 
y« der Fälle sind ärztlich nicht gemeldet worden. Allerdings ist anzunehmen, 
daß auch yon den Hebammen nicht alle meldepflichtigen Fälle gemeldet werden. 

Weiterhin bezieht sich der Inhalt des Vortrages auf das Verhalten des 
Kreisarztes den zur Meldung yerpfiichteten Hebammen gegenüber. Die Er- 
füllung der Vorschriften des § 481 muß den Hebammen möglichst leicht ge- 
macht werden. Nach der Vorschrift ist es nicht erforderlich, daß die Hebamme 
persönlich die yorgeschriebene Meldung an den beamteten Arzt erstattet. Sie 
kann das auch schriftlich oder telephonisch tun. Immerhin ist die mündliche 
Berichterstattung yorzuziehen. Der Name des etwa schon hinzugezogenen 
Arztes wird gleich mitgemeldet, desgleichen seine Auffassung über den Fall; 
oder diese wird yon ihm telephonisch erbeten. Die Ermittelungen erstrecken 
sich fast immer nur auf das Verhalten der Hebamme, über das der Ehemann 
oder eine Verwandte der Entbundenen in der Begel Auskunft zu geben yer- 
mögen, so daß in den meisten Fällen der beamtete Arzt mit der Erkrankten 
gBLt nicht in Berührung kommt und doch erfährt, worauf es ihm ankommt. 
Wenn sich anfangs außer dem Fieber keine Allgemeinsymptome zeigen oder 
beispielsweise es sich lediglich um eine Lungen- oder Brnstdrüsenentzündung 
handelt, so wird der Hebamme gestattet, ihre Tätigkeit weiter im yollen Um- 
fange nachzugehen. Es wird ihr eingeschärft, dem beamteten Arzt weitere 
Nadiricht zu geben, möglichst die erkrankte Wöchnerin erst am Schlüsse ihrer 
täglichen Wochenbesuche zu yersorgen, tunlichst ihre Kleidung nach diesem 
Besuche zu wechseln und peinlichst darauf zu achten^ ob bei einer ihrer 
anderen Wöchnerinnen eine Temperatursteigerung auftritt. Verdichtet sich 
der Verdacht, daß Kindbettfieber yorliegt, so muß die betreffende Hebamme 
die Pflege aufgeben, dem behandelnden Arzt hieryon Mitteilung machen und 
für Ersatz in der Wochenpflege sorgen, was in der Stadt fast immer ohne 
Schwierigkeiten sich ermöglicheü läßt. Sie hat sich dann sogleich zu baden, 
ihre Hände auf das eingehendste zu desinfizieren, ebenso ihre Kleidungsstllcke, 
Wäsche und Instrumente, worüber sie eine mündliche Belehrung erhält. In 
Cöln wird nach erfolgter Desinfektion die Hebamme, wenn sie zuyerlässiff ist, 
in der Begel sofort wieder zur Aufnahme ihrer Tätigkeit in yollem ümfiinge 
zugelassen. Bisher hat sich dies Verfahren durchaus bewährt. Auf diese 
Weise wird die gewissenhafte Hebamme yor materieller Schädigung geschtttst 

Auf dem Lande dürfte es mitunter Schwierigkeiten haben, eine geeignete 
Wochenpfiegerin als Ersatz zu bekommen. Hier muß Abhilfe geschaffen werden. 
Vielleicht könnte die Proyinzialyerwaltung zur Ausbildung geeigneter Personen 
finanzielle Beihilfe gewähren. 

Diskussion. 

Eng eis -Gummersbach spricht sich ebenfalls gegen eine Karensseit 
aus, die bei unserer heutigen Desinfektionsmethode entbehrlich seL £. lUt 
die Hebammen sich baden (eyent. in einer Bütte), mit schwarzer Seife sich 
abseifen und sich zu Hause desinfizieren. Zur Pfiege der kranken Wöchnerinnen 
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siiid in sekem Kreise entweder Krankenschwestern oder Laienpflegerinnen 
Torhanden. 

Schabert-Göln ist auch dafür, daß den Hebammen alle unnötigen 
Unbeqaemliehkeiten erspart werden. Er hält es daher für fibertrieben und 
die Beschwerde für dorchans gerechtfertigt, wenn sich eine Hebamme in der 
Hebammen -Zeitung darttber beklagt, daß bei ihr wegen Wochenbettfiebers 
einer ihrer Wöchnerinnen die Wohnung desinfiziert worden ist und ihr die 
Kosten auferlegt worden sind« 

Zur Be&igong der Hände weist er die Hebammen an, daß sie eine 
Stande lang Wäsche waschen sollen; das sei die beste Händerdnigong. Aach 
er läßt die Hebammen nach der Desinfektion sofort aar Praxis wieder ztl 
"Eine Lttcke in unseren Bestimmungen sei die, daß die Hebamme bei eiterigem 
Ausflusse bei der Entbundenen nicht ohne weiteres zur Meldung und Aufgabe 
der Pflege Terpfliehtet sei, wenn kein Fieber yorhanden sei; und doch k5nne 
hier eine Uebertragung yon Krankheitskeimen stattflnden. 

Geh. Bat B u s a k • Oöln : Aus den Jahresberichten der Kreisärste des Be- 
zirks ergibt sich, daß alle Kreisärste nicht länger die Hebamme bei Wochenbett- 
fieber suspendieren. Er hält das auch für durchaus entbehrlicL Eine wesent- 
liche Besserung der Hebammenyerhältnisse sei yon der Annahme des Hebammen- 
gesetaes za erwarten, das hoffentlich in seiner beantragten Fassung auch 
angenommen werde. Das Hebammenmaterial werde dadurch hoffentlich ein 
besseres, wenn er auch zugeben müsse, daß er bei den Hebammenentlassungs- 
prüfungen in Cöln sehr freudig überrascht gewesen sei über die Kenntnisse und 
Ldstungen der Hebammen. Namentlich sei es idchtig, für die Hebamme ein 
lOndesteinkommen zu fixieren, auch alte abständige Hebammen pensionieren 
zu kOnnen. 

Aeckersberg.-Berg-Gladbach meint, wenn auch nicht alle Wochen- 
betterkrankungen zur Anzeige kämen, so müßten doch unsere sanitätspolizei- 
lichen Maßnahmen genügen, denn das kettenweise Vorkommen yon Wochenbett- 
fieber in der Praxis derselben Hebamme werde jetzt nie mehr beobachtet. 
Er wünscht, daß das Fiebermessen gründlicher erfolge und genauer yorgescheieben 
werde. Die Hebamme müsse während des Messens der Körpertemperatur neben 
der Wöchnerin sitzen und achten, daß das Thermometer gut liege und die 
Achselhöhle geschlossen werde. Als Kuriosum führt er an, daß er beobachtet 
habe, daß manche Hebammen anfingen, überhaupt nicht mehr innerlich zu 
untersuchen; das sei doch eine nicht unbedenkliche Folge der sanitätspolizei- 
lichen Maßregeln. 

Geh. Bat Busak stimmt hinsichtlich der Bemängelung der Technik der 
Fiebermessung zu; dieser Punkt sei bei der Ausbildung und auch bei den 
Nachprüfungen besonders zu berücksichtigen, auch bei einer Neufassung des 
Lehrbuches. Meerbeck-Mülheim wünscht ebenfalls Kautelen gegen un« 
genaue Messung. Wenn die innere Untersuchung auch möglichst selten aus- 
zuführen sei, so halte er doch eine innere Untersuchung für notwendig. Med er 
hebt heryor, daß yor allem an die schweren Geburten und die Placentar- 
lösnngen sich Wochenbettfieber anschließe; daraus gehe schon heryor, daß 
meist die Hebamme gar nicht die Schuld trage. 

L ohmer fragt an, wie sich die Desinfektion der Hebammen auf dem 
Lande gestalte. Gcä. Bat Busak erwidert, daß hier tunlichst die Des* 
Infektion im Krankenhause erfolge, und Dampfdesinfektion der Kleider und 
der Listrumente. Wo das nicht angän^g sei, müsse sich die Hebamme zu 
Hause in einer Bütte baden und die Kleider zu Hause auskochen. 

Lohmer fragt, in welchem Umfange die allgemeine Desinfektion bei 
Wochenbettfieber stattfinde. Geh. Bat Busak hält eine Wohnungsdesin- 
fektion für entbehrlich. 

Med er plädiert für Desinfektion der Leib- und Bettwäsche, da diese 
eyent. bei einer anderen Entbindung wieder yerwendet werden könne. 

Lohmer macht darauf aufmerksam, daß yon der Firma „Nestl6s 
Kindermehl'' den Hebammen sehr handliche Thermometer zugegangen seien, 
die aber absolut ungenau und unbrauchbar seien. 

Nach Schluß der Debatte yerzichtet Lohmer auf ein Schlußwort, da 
seine Ausführungen ja auf einen nennenswerten Widerspruch nicht gestoßen seien. 

IIL Ln weiteren Verlauf der Versammlung bespricht Geh. Bat Busak 
einige Einzelheiten in der Berichterstattung der Kreisärzte, und macht 
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IL a. darauf auffflerksam, daß auf jedem Bericht an den Herrn Begiemngs- 
pr&sidenten neben dem Hinweis auf die betreffende Yerfügang auch eine kurze 
Inlialtsangabe yermerlct werden mttsse; anch finde die neue Bechtschreibuns^ 
nicht immer die erforderliche Berttcksichtigang ; endlich unterzieht Qelu Bat 
Bnsak den neuen Ministerial- Erlaß über die Pauschalierung der Beise- 
kosten einer eingehenden Besprechung. 

Meerbeck und Engels machen auf das bei der Firma J. C. C. Br uns 
in Minden ersddenene Formular znm Beisetagebuch aufmerksam, dessen Babri- 
sierung eine gute üebersicht gewährleiste. Dr. Lohmer-COln. 
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In der 1. Sitzung stand das Thema: Zur Praxis der Entmündl|rvM|r 
wegen Geisteskrankheit und GefstesBchwäehe^) zur Verhandlung. Zuntehst 

Srach PriTatdozent Oberarzt Dr. Jahrm&rker über die Fragestellunff fftr 
itmündigungsgutachten, die bei den einzelnen Gerichten rerscliieden gehandhabt 
wird, und yenangt 

1. eine präzisere Fragestellung, 

2. daß der entscheidende Bichter nach Möglichkeit auch der yemehmende 
Bichter ist, 

8. daß der Gutachter auch eine spezielle Diagnose der Geistesknuik- 
hdt stellt. 

Bei dieser Frage trifft man Gegens&tze der richterlichen Ansichten 
hinsichtlich des Satzes : „nicht zu besorgen yermag infolge yon Geisteskrankheit 
oder Geistesschw&che,*' da diese Begriffe einmal yom juristischen, dann yom 
medizinischen Standpunkte aufgefaßt werden.— Auch bei der Pflegschaft begegnet 
man zwei sich diametral gegenüberstehenden Auffassungen; einerseits wird 
bei jeder Art und jedem Grad yon geistiger Erkrankung eine Pflegschaft an- 
geordnet, anderseits kommt bei yorhandener Unfähigkeit zur Besorgung der 
gesamten Angelegenheit nur die Entmündigung zur Anordnung. Die Pflegschaft 
ist für yiele Kranke yorzuziehen, well der komplizierte Entmündigungsapparat 
außer Betracht bleiben kann. Ferner gibt es Kranldieitszustände, auf welche 
der Begriff der geistigen Gebrechlichkeit auch yom ärztlichen Standpunkt An- 
wendung finden kann, bei denen eine ünfäliigkeit der gesamten Angelegenheiten 
nicht in Frage kommt, (z. B. bei ganz unscheinbaren Hirnyeränderungen). Es 
kann auch Fälle geben yon Geisteskrankheit, in denen man bei dem Stand der 
Krankheit und der speziellen Lage der Lebensverhältnisse die Frage nach der 
Unfähigkeit yerneinen, die nach der Unfähigkeit zur Besorgung e&zelner An- 
gelegenheit aber bejahen muß. Eine Vernehmung des Kranken sollte nur dann 
stattfinden, wenn wirklich eine Verständigung möglich ist, worüber nur der 
Arzt entscheiden kann. Die Folgen einer Vernehmung für den Kranken sind 
nicht so sehr zu fürchten; vielmehr ist das Festhalten in der Anstalt oline 
richterliche Vernehmung sehr oft keineswegs leichter und weniger aufregend. 
Im Interesse der Kranken und durchaus erwünscht vom ärztlichen Standpunkt 
ist bei yorübergehender Erkrankung in sehr vielen Fällen die Anordnung der 
Pflegschaft; während bei einer vom Kranken bekämpften Unterbringung fftr 
unabsehbare Zeit die Einsetzung einer Vormundes zu erstreben ist. — An 
2. Stelle äußerte sich Privatdozent G^richtsassessor Dr. jur. Wedemeyer, 
nachdem er die Vorgeschichte des § 6 des B. G. B. gegeben hatte, über diese 
Fragen; er befürwortet ebenfalls eine präzise Fragestellung des Bichtera, 
kann aber die Begriffe „Geisteskrankheit und Ge^tesschwäche*^ nicht im 
medizinischen Sinne auffassen. Er hält es femer für zulässig und zweckmäßig, 
dem Sachverständigen die Fräse vorzulegen, welche Entmündigung er für 
zweckmäßig hält, und aus welchen Gründen, wobei aber zu vermeiden ist, den 
Grad der Krankheit nach Entwicklungsstufen des normalen Menschen ana- 
zudrücken. Als Voraussetzung der Entmündigung ist zu fordern, daß der 
Geisteskranke eine erhebliche Einbuße in der Fähigkeit aufweist, sich in seinen 
kranken Lebensverhältnissen richtig zu verhalten, und zwar muß die Unfähigkeit 
so weit gehen, daß die Interessen des Kranken selbst, seiner Angehörigen oder 



^) Der Vortrag ist beim Verlag von B. G. El wer t-Marbur^ erschienen» 
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dritter ohne Entmündigung erheblich gefährdet werden. Verfasser schlägt 
folgende Fragestellung yer : „Es soll ein Gutachten darüber abgegeben werden, 
ob der zu Entmftndiffende geistig erkrankt ist, und ob und in wie weit er 
infolge dieser Erkrankung seine Angelegenheiten nicht su besorgen yermag. 
Ist der SU Entmündigende noch fähig, nach Art eines Minderjäirigen ttber 
7 Jahren unter Mitwirkung eines Vormundes seine Angelegenheiten zu besorgen 
oder ist es geboten, die Geschäftsfähigkeit ganz auszuschließen/' Bei vor- 
aussichtlich Yorttbergehender geistiger Erkrankung wird am besten, so weit es 
irgendmöglich ist, yon den Angehörigen des Kranken alles aufgeboten, um das 
Ehischreiten der VormundschaftsbehOrde zu ersparen. Ist aber ohne den gesetz- 
lichen Vertreter nicht auszukommen, dann möglichst Pflegschaft, nicht Entmün- 
digung, die auf Unheilbare zu beschränken ist Aber auch bei entmttndigungsreifen 
(Geisteskranken ist die Pflegschaft zuzulassen, die aber hier nur als ein 
Proyisorium aufzufassen ist. Bedner tritt daher dafür ein, daß in solchen 
Fällen, sobald die Heilung in absehbarer Zeit nicht mehr zu erwarten steht, 
das Entmündigungsverfahren eingeleitet werden muß. 

Am 2. Sitzungsabend erörterte Gymnasialdirdctor Prof . Dr. Aly: ,,Die 
gexuelle Aufklftrniig der Jngend<<. 

Der Vortragende nimmt zunächst Stellung zu der Frage, ob unsere 
Jugend wirklich sittenloser ist als in früheren Zeiten, oder ob wenigstens die 
Gelahr einer zunehmenden Entartung näher rückt, kann aber auf Grund einer 
langjährigen Erfahrung den pessimistischen Anschauungen, die besonders in 
medizinischen Kreisen auftreten, nicht beipflichten. Jedoch gibt er zu, daß die 
Schamlosigkeit der Unzucht, und insbesondere die perverse Nuance der Zeit, 
zumal in den Großstädten, eine ernste Gefährdung bedeuten, besonders gefährdet 
sind die Alumnate. — Namentlich auf 3 Gebieten ist die Jugend großen Gefahren 
ausgesetzt, nämlich durch das zügellose Treiben der Straße, die Gewissenlosigkeit 
eines Teils der Presse und die nicht minder gewissenlose Skrupellosigkeit 
mancher Buchhändler. Daher ist es notwendig, die Jagend vor dieser Ver- 
führung zu schützen, bis sie physisch und moralisch erstarkt ist, um aus eigener 
Kraft dem Schlechten widerstehen zu können. Um die Ausschreitungen auf 
dem Gebiete des Buchhandels zu bekämpfen, müßte in allen Städten eine 
Kommission von ernsten Männern, darunter Ktlnstler, einffesetzt werden, die 
in zweifelhaften Fällen die Entscheidung trifft. Die Behandlung des sexuellen 
Gebietes in der Presse muß dezent bleiben. Um alle diese Gefahren zu verhüten, 
bedarfs eines gemeinsamen Zusammenwirkens vom Staat, Schule und Familie. 
Polizei und Gericht haben die obenerwähnten Ausschreitungen einzuschränken. 
Die Schule hat die Juffend durch strenge Zucht. Gewöhnung und Vorbild zu 
ernster Arbeit zu erziehen, die durch gymnastiscne Uebungen und Aufenthalt 
in der frischen Luft unterbrochen wird. Der Verfasser kann das Bestehen der 
Ueberbürdungsgefahr der Schuljugend nicht anerkennen. 

Die wichtigste Aufgabe hat die Familie, nämlich die Pflegestätte eines 
frommen, gemütsvollen, sittlichen und arbeitsfrohen Lebens darzustellen und 
die Kinder in diesem Sinne zu erziehen. Die sexuelle Aufklärung ist in erster 
Linie Aufgabe der Familie, weil sie individuell gegeben werden muß; die 
Schule darf nur ergänzend eintreten. Die Erörterung dieses Themas im An- 
schluß an den regelmäßigen naturwissenschaftlichen Unterricht ist unbedingt 
zu unterlassen, da die Aufklärung mehr Schaden als Nutzen stiften kann. 
Sie muß der Famlie überlassen bleiben, die den rechten Augenblick erkennt 
und eventl. den Hausarzt mit dieser Aufgabe betrauen kann. Eine Belehrung 
der Mädchen hält der Vortragende für nicht so dringend nötig, da hier die 
Mutter einen größeren Einfluß hat Die Hauptsache ist, daß Eitern, Lehrer 
und Aerzte die Augen aufhalten und die ihrer Pflege anvertrauten Kinder 
unbefangen und gewissenhaft beobachten. Dagegen kann die Schule den 
abgehenden Schülern nach bestandenem Examen cdiae Belehrung durch einen 
Arzt über die Gefahren des Geschlechtsverkehrs zu teil werden lassen. 

Der Korreferent, Prof. Dr. med. Hildebrand, ftüirt aus, daß die 
Gründe welche für die Notwendigkeit der sexuellen Aufklärung angeführt 
werden, nicht stichhaltig sind. Wenn auch wirklich Schädigungen durch 
jugendliche Verirrungen hervorgerufen werden können, so ist die Zahl nicht 
so groß, als behauptet wird ; vor allen Dingen darf nicht verallgemeinert werden* 
An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, daß bei Jugendlieben Neurasthenikern 
die volkstümlichen Aufklärungsschriften (Abschreckungstheorie) mehr schaden 
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als die Ezsesse selbst. Daher wird man, da Soh&digiingen wirklich selten sind, 
wegen dieser wenigen Fälle sich zn einer allgemeinen Einfftlming. der sexaellen 
Anfidärong nicht entschließen icOnnen. Femer wird diese frflhzeitlffe Anfklärnng 
im Kindesalter anf die Verbreitung der Geschlechtskrankheiten keinen Einfluß 
ausüben. Endlich ist kaum anzunehmen, daß die ganze Moral der Jugend 
durch die sexuelle Aufklärung gehoben wird. Infolgedessen wird der Schluß 
wohl berechtigt sein, daß die Aufklärung im EindesaUer nicht nur nichts nützt, 
sondern sogar schaden kann. Denn der Geschlechtstrieb ist ein elementarer 
Trieb, der sich nicht durch ein gesprochenes Wort zurückdrängen läßt. Dadurch 
daß man die Kinder auf Dinge aufmerksam macht, die ihnen bisher fern lagen, 
wird man ihre Phantasie nur erreeen. Dazu kommt noch die Schwieriskeit 
der Ausführung; zahlreiche Vorschläge sind überhaupt nicht diskutabel O^-B. 
Yon Frl. Lischnewska. Wenn auch andere Vorschläge wesentlich milder sind, 
so besteht hoch immer die Schwierigkeit, wo man aufhören soll; denn einmal 
muß man doch aufhören, da man doch schließlich nicht den Geschlechtsyer- 
kehr selbst den Kindern erldären kann. 

üeber alle Dinge kann man eben Kindern gegenüber nicht reden; man 
soll vielmehr darauf bedacht sein, das Schamgefühl der Kinder nicht zu 
verletzen. 

Der Einwand, daß dadurch, daß man den Kindern eine Unwahrheit sagt, 
das Verhältnis zwischen Eltern und Kindern getrübt wird, ist nach der Ansicht 
des Beferenten nicht stichhaltig. Wie oft ist es notwendig, dem Alter der 
Kinder entsprechend die Antwort zu erteilen; warum soll nun gerade in 
sexuellen Dingen immer die Wahrheit gesagt werden? 

Wie soll man nun die Kinder ohne sexuelle AufJdärung vor den ihnen 
drohenden Gefahren bewahren? Hier seien folgende Maßnahmen genannt: 

1. im allgemeinen : Vor Kindern alle Dinge fernhalten, die ihre Phantasie 
erregen, die öffentliche ünsittlichkeit bekämpfen, z. B. die unsittlichen Zustände 
auf den Straßen, Schmutz in Wort und Bild. 

2. im speziellen: Die sexuelle Hygiene des Einzelindividiums in den 
Vordergrund stellen, Beinhaltung des KOrpers, Beseitigung von Ausschlägen 
in der Gegend der Geschlechtst^e und von Würmern, geeignete körperliche 
und geistige Anstrengung, Beschäftigung des Kindes in der freien 2^t, gute 
Lektüre. . 

Vor allen Dingen ist eine Besserung der ungünstigen sozialen Verhältnisse, 
namentlich der Wohnungsverhältnisse notwendig; gute geräumige Wohnungen 
heben die Sittlichkeit der Bewohner. 

Die AufJdärung über die Gefahren der Geschlechtskranldieiten ist nach 
der Ansicht des Beferenten sehr wichtig und unbedingt notwendig; sie wird 
am besten in das letzte Vierteljahr vor dem Abiturientenexamen verlegt. 

Diskussion. 

Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Mannkopf f ist der Ansicht, daß eine Auf- 
klärung auf diesem Gebiete wohl schon früher notwendig sei; wenn dies nicht 
im Anschluß an den naturwissenschaftlichen Unterricht möglich sei, so solle 
man doch einen biologischen Unterricht in den höheren Klassen einrichten 
oder Kurse über Hygiene. Wenn in diesem Bahmen die Aufklärung stattfände, 
würde alles Sensationelle fortfallen. 

Geh. Beg.-Bat Prof. Dr. Hartwig erzählt von seinen Erlebnissen als 
Direktor einer höheren Lehranstalt in Frankfurt a. M., wo bereits Vorträge 
nach dem Abiturientenexamen stattfinden, die bei den ehemaligen Schülern 
große Anerkennung gefunden haben. Er ist der Meinung, daß eine Aufklärung 
über die Gefahren der Geschlechtskrankheiten schon vorher, z. B. in der Prima 
wünschenswert sei, wofür eigentlich die Familie zuständig sei. Da diese aber 
häufig versage, müsse die Schule dafür eintreten. 

Privatdozent Dr. jur. Wedemeyer weist darauf hin, daß es einzig 
und allein auf die Persönlichkeit desjenigen ankommt, der die Aufklärung 
übernimmt, um einen Erfolg sicher zu stellen, und sucht den Hauptgrund für 
die jetzigen Verhältnisse in der überhandnehmenden schlechten Literatur. 

Prof. Dr. jur. Andree verlangt, daß den Schülern sowohl, wie den 
Studenten die üeberzeugung beigebracht werden müsse, daß auf diesem Gebiete 
die größte Moralität herrschen müsse. 
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Prof. Dr. phil. Natorp betont, daß bei der Aofklftnug namentlich 
auch die ethische Seite hervorgehoben werden maß. 

Qteh. Med. - Bat Prof. Dr. med. Friedrich ist in Bezug auf die Zunahme 
der geschlechtlichen Yerirrangen der Jagend anderer Ansicht und tritt dafflr 
ein, daß in allen Kreisen dardi Aafklärang auf diesem Gebiete eine Besserung 
herbeigeführt werden muß. Namentlich muß den jungen Studenten in den 
ersten Wochen seines Studiums durch mehrere Vorträge die Gefahren des 
Geschlechtsverkehrs geschildert werden ; dasselbe gilt fttr alle jungen Leute, 
die in das Leben hinaustreten. 

Geh. Med. - Bat Prof. Dr. T u c z e k sieht eine Hauptursache in den häufigen 
geschlechtlichen VerLrrungen eine psychische Abnormität ; femer macht er den 
Alkoholgenuß mit dafttr verantwortlich, daß der Jttngling der Prostitution in 
die Hände fällt. 

In dem Schlußwort hoben beide Beferenten nochmals hervor, daß sie sich 
hauptsächlich gegen eine frühzeitige Aufklärung ausgesprochen hätten. 

• Dt. Wolf- Marburg. 

Berieht ttber die 83. Tevsammlniiic des Dentsclieii Tereims 

fftr dffemtlielie Cresnndheitspfleice in UTiesbadem Tom 

16.— 19. S^eptember 1908. 

Während bei den Versammlungen der letzten Jahre wohl nicht mit Un- 
recht ttber mangelhaften Besuch Klage geftthrt worden war, lac[ in diesem 
Jahre kein Grund dazu vor. Die herrliche Bäder- und Kurstadt, in der man 
stundenlang unter dichten und schattigen Platanen wandeln kann, die Stadt, 
die sich so verheißungsvoll hinstreckt an den weichen Höhenlinien des Taunus- 
gebirges, hatte es vermocht, eine große Anzahl von Besuchern anzulocken, so 
daß mehr als 400 auf der Liste der Anwesenden verzeichnet standen. Unter 
diesen 400 war noch nicht der vierte Teil Aerzte oder Medizinalbeamte; weit- 
aus die größte Mehrzahl der Versammlungsteilnehmer bestand aus Verwal- 
tungsbeamten und Technikern. Das Interesse dieser Berufskreise an den Be- 
strebungen der öffentlichen Gesundheitspflege ist jedoch auf das freudigste zu 
begrtlßen. Denn nur durch fortwährendes Zusammengehen und Zusammen- 
arbeiten lassen sich die gewünschten Erfolge erzielen. 

Nachdem durch den Ortsausschuß in jeder Weise die besten Vor- 
bereitungen getroffen waren, fand am 15. September abends eine gesellige 
Vereinigung zur Begrüßung statt. Bei dieser Gelegenheit soll gleich er- 
wähnt werden, daß auf Wunsch des Vereins die Stadt von allen öffentUchen 
Begrttßungsveranstaltungen und insbesondere von einem Festessen abgesehen 
hatte, ein Beschluß, der allerseits sehr wohltätig empfunden wurde und Nach- 
ahmnng verdient. An Stelle hiervon war mit Becht mehr Wert auf die 
geistigen Genflsse gelegt, von denen besonders die von der Stadt Wiesbaden 
dargebotene Festschrift „Die öffentliche Gesundheitspflege in Wiesbaden* 
SU erwähnen ist, im Auftrage des Magistrats herausgegeben von Dr. H. Ba bi- 
so n, dem Leiter des Statistischen Amtes der Stadt Wiesbaden. Das 176 Seiten 
starke, sehr geschmackvoll ausgestattete Buch wurde allen Versammlungs- 
teünehmem eingehändigt und wird ihnen stets eine greifbare Erinnerung sein 
an die schönen Tage in Wiesbaden. Die einzelnen Abschnitte, reich ausge- 
stattet mit bildlichen Darstellungen, verdienen allgemeines Interesse, weit ttber 
den örtlichen Bahmen hinaus ; besonders lesenswert sind die Abhandlungen 
ttber die Wasserversorgung und über die Kanalisation. Im Abschnitt 8 sind 
allerdings die den Arzt besonders interessierenden Abschnitte Heilpersonal, 
Pflegepersonal, Arzneiversorgung gar zu kurz und wenig liebevoll behandelt 

Erster Sitzungstag Mittwoch, den 16. September. 
Schon vor der auf 9 Uhr festgesetzten Zeit sah man eifrige Hygieniker 
nach dem Sitzungssaale streben, nach dem auf steilem Httgel in der Nähe des 
Kurhauses gelegenen Paulin enschlößchen, das im Grttn der Parkanlagen und 
hohen Bäume einladend winkte. Um 9 V> Uhr eröffnete der Vorsitzende, Pro- 
fessor Dr. Schottelius^ Freiburg i. B. die Tagung, gab einen inirzen U eber- 
blick ttber die Tagesordnung und wies aufPettenkofers Ausspruch hin, 
daß die öffentliche Gesundheitspflege sich mit allem zu beschäftigen habe, was 
zur Förderung der körperlichen und geistigen Gesundheit diene. 
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Als Vertreter der Begierang begrttßte der Beg.- und GeL Medidiitlrat 
Dr. Pfeiffer die Versammelteii, indem er dem Verein die Bereitwilligkeit 
der Eönigl. Begierang, die wichtigen Bestrebungen zu nnterstÜUen, Imndgab 
and gleiäseitig die bahnbrechende and fahrende Stellang des Vereins aner- 
kannte. Der Oberbürgermeister t. Wiesbaden, y. Ibell, betonte das nOtige 
Zasammenwirken yon Theorie and Praxis, and Dr. Lttaers, der Vertreter 
des Vereins der Wiesbadener Aerste, ftthrte aas, daß nar ein guter Hygieniker 
ein guter Arat sein kann; er ?rttnschte, daß das Salz des Eochbrunnens zum 
attischen Salze für die Verhandlungen worden mOge, — ein Wunsch, der sieh 
wohl im großen und ganzen erfüllt hat. 

Der Geschfiftsführer des Vereins, Dr. Pröbsting-Cöln. erstat- 
tete den Bechenschaftsbericht für das abgelaufene Gesch&ftsjahr. 
Die Mitgliederzahl betrug 1730, von denen 163 ausgeschieden sind, und zwar 
24 durch Tod. Von den Toten gedachte der Vorsitzende, der wegen zu leiser 
und undeutlicher Aussprache leider vielfach unyerstfindlich blieb, besonders 
des Begründers der Deutschen Gesellschaft für Voiksb&der: 0. Lassar in 
Berlin; auch Moritz Schmidt in Frankfurt a. M., v. Esmarch in Kiel, 
y. Voit in München wurden dankbar erw&hnt. Der Geheime Oberbanrat 
Dr. ine. und Dr. med. h. c. Baumeister aus Karlsruhe wurde einstimmig 
zum Ehrenmitgliede ernannt. 

I. Darauf sprach Geh. Med.-Bat Prof. Dr. y. Esmarch, Göttingen 
über Städtisehe Gesundheitsftmter und ihre Aufgaben, wobei er unter 
Zugrundelegung ausführlicher Leitsätze etwa Folgendes ausführte: Mit dem 
Anwachsen der Stfidte und ihrer hygienischen Einrichtungen macht sich mehr 
und mehr das Bedürfnis einer üntersuchungs-, Begutachtungs- und üeber- 
wachungsstelle geltend, das am besten durch ein st&dtisches üntersuchnngsamt 
erfüllt mrd. Diese Aemter wachsen an Zahl bereits fortwährend, und wo sie 
in größeren Städten noch fehlen, stehen diese gesundheitlich nicht auf der 
Höhe. Die Aufgaben dieser (Jntersuchungsämter sind selir yerschieden; es 
handelt sich im wesentlichen um die Untersuchungen yon Nahrungsmitteln 
(Beichsgesetz yom 14. Mal 1879), um bakteriologische Untersuchungen jeder 
Art, und um allgemein hygienische Untersuchungen. Als solche sind beson- 
ders zu erwähnen: Untersuchungen der Luft, Heizung, Wohnungen, Gewerbe- 
betriebe usw. Femer gehören dazu Begutachtungen yon hygienischen Ein- 
richtungen und die forUaufende Ueberwachung städtischer Einrichtungen, also 
besonders yon Schulen, Krankenhäusern, Schlachthöfen, Wasseryersorgnngs- 
und Abwässer - Anlagen, Bädern, Markthallen und Desinfektionsanstalten. Auch 
die Ausbiidung städtischer Angestellter im Desinfektionswesen, im Samariter- 
dienste, in der Wohnungspflege, sowie die Anregung zur Einführung gesund- 
heitlicher Maßregeln auf allen Gebieten sollen den Untersuchungsämtem zufallen, 
nicht minder die Sammlung und Verwertung statistischer Ermittelungen auf 
dem Gebiete der Gesundheitspflege und meteorologische Beobachtungen, auch 
Sammlung yon Modellen, Apparaten und Literatur. Die Ausstattung der 
Aemter richtet sich nach den örtlichen Verhältnissen ; auch können schon yor- 
handene Anstalten weiter ausgebaut werden. Die Leitung des Amtes muß 
einem yielseitig gebildeten Hygieniker, am besten natürlich einem Arzte über- 
tragen werden, der sich persönlich in jeder Weise zu der nicht leichten 
SteUung eignet; kleinere Aemter können im Nebenamte yersehen werden. 
Die Kosten der ersten Einrichtung und der Unterhaltung werden yon der 
Stadt getragen werden mtlssen. Gegen entsprechende Vergütung sollen auch 
benachbarte Kreise und Priyatpersonen die Tätigkeit des Amtes in An- 
spruch nehmen. Alle im öflentlichen Interesse liegenden Tätigkeiten des Amtes 
sollen kostenlos geleistet werden. Es bestehen bereits 184 Nahrungsmittel- 
untersuchungsstellen, darunter 95 kommunale; die priyaten sucht man allmäh- 
lich zu beseitigen. 

Von den zwölf Bednern, die in der Besprechung das Wort ergriffen, 
waren weitaus die meisten Aerzte. Prof. Dr. Erismann-Zürich sprach über 
Einrichtungen in Zürich, die dort schon lange in der yon Esmarch ge- 
wünschten Weise bestehen. Sanitätsrat Dr. B ab now- Schöneberg erwälinte 
die schwierigen Geldyerhältnisse und meint, der Vortragende habe nur die 
individuelle Hygiene berücksichtigt, die soziale Hygiene dagegen ganz yer- 
nachlässigt, die doch die Grundlage sein müsse. Kreisarzt Dr. Kr lege. - 
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Barmen wies auf die zweckmäßige Vereinigung von Kreisarzt- nnd Stadtarit- 
stellen hin, wodurch eine Zersplittening yermieden werde. Prof. Dr. TJ ad en- 
Bremen empfahl den Anschluß an die Königlichen Medizinal -üntersnchongs- 
stellen, die doch zn solchen Zwedcen vorhanden sind; sie kOnnen weiter 
ansgebant werden unter Beteiligung der Gemeinden. Auch wird geraten, die 
Lusgenftlrsorgestellen den Untersungsstellen anzugliedern und die Aufklarung 
des Publikums anzustreben. 

Die übrigen Redner brachten nichts Erwähnenswertes; sie beschränkten 
sich auf persönliche und Örtliche Verhältnisse. In seinem Schlußworte meinte 
y. Esmarch, er sei in sdnen Anforderungen wohl zu bescheiden gewesen; 
auch wundere er sich, daß die Vertreter der Städte nicht das Wort zu der 
Angelegenheit ergriffen hätten, da gerade sie doch besonders dabei betei- 
ligt seien. 

II« Die WasBerrersorguig In Iftndliehen Bezirken« Geheimer Ober- 
baurat Schm ick -Darmstadt. 

Von der Voraussetzung ausgehend, daß die städtischen (Gemeinwesen, 
besonders im Süden und Westen des Beiches wohl alle eine genügende 
WasBeryersorgung hätten, meint der Vortragende, daß man sein Augenmerk 
besonders auf die Wasserverhältnisse auf dem Lande richten müsse. Seine 
Leitsätze waren im wesentlichen folgende: 

Die Anlage von Wasserversorgungen in ländlichen Bezirken ist beson- 
ders idchtig wegen der meist mangdhaften Wasserentnahmestellen und wegen 
des Fehlens jeder ordnungsgemäßen Entwässerung. Undichte Brunnen liegen 
in der Nähe von Düngerstätten, verunreinigte Bachläufe durchfließen die 
Dörfer; in hoch gelegenen Orten fehlen nicht selten die Brunnen vollständig. 
Es treten infolge dessen Krankheiten bei Menschen und Tieren auf, die viel- 
fach noch durch mangelnde Beinlichkeit gefördert werden. Vom Lande in die 
Städte werden die Krankheiten verschleppt durch Milch, Butter, Gemüse usw., 
auch durdi das Treiben kranken Viehes in die Schlachthäuser der Städte. Durch 
eine ausreichende Wasserversorgung wächst der Wasserverbrauch; dadurch 
wird die Beinlichkeit größer; auch Schadenfeuer können leichter unterdrückt 
werden. 

Die baulichen Herstellungen bei Wasserversorgungen in ländlichen Be« 
zirken erfordern dieselbe Gewissenhaftigkeit und dasselbe technische Können 
vde bei städtischen Anlagen, hauptsächlich auch deshalb, weil in den Geldaus- 
gaben möglichste Beschränkung walten maß, ohne daß die Güte der Aus- 
führung dadurch leidet. Daher sind nur tüchtige, auf diesem Gebiete besonders 
erfahrene Ingenieure mit der Bearbeitung der Entwürfe und der Bauleitung 
zu betrauen, oder staaUiche oder kommunale, besonders zu diesem Zwecke 
gebildete Wasserversorgungsämter. 

Die Menge des Wassers soll nicht zu gering bemessen werden, wenn 
auch anfangs der Verbrauch nicht so erheblich sein wird. Wassermesser sind 
nur dann gerechtfertigt, wenn der Verbrauch über das erlaubte Maß oder die 
vorhandene an und für sich ausreichende Wassermenge hinaus steigt. Sorg- 
fältige Ausgestaltung der Quellenfassungen, der Hochbehälter und der Zu- 
leitungen ist besonders wichtig. Die Kosten des Baues können vielfach für 
die einzelnen Gemeinden vermindert werden durch Zosammenarbeiten mehrerer 
Gemdnden oder ganzer Bezirke (Gruppenwasserversorgungen). 

Für den Betrieb müssen eingehende Vorschriften aufgestellt werden, wenn 
notwendig, mit den Bestimmungen des Zwangsanschlusses. Zur Sicherung 
einer ordnungsmäßigen Unterhaltung sind alle 8 bis 5 Jahre darch das Land- 
ratsamt Prüfungen fertiger Anlagen durch Ingenieure, Aerzte und Verwal- 
tungsbeamte zu veranlassen. Der KreisfeuerwehrinspelEtor ist anzuhalten, die 
Feuerhälme bei Feuerwehrübungen zu prüfen. 

In Württemberg gab es schon vor 60 Jahren ein Banamt für Wasser- 
versorgung ; für das ganze Deutsche Beich haben wir jetzt die bewährte An- 
leitung des Staatssekretärs des Innern für die Wasserversorgung. Als Bei« 
spiel einer Gruppenwasserversorgung wird die Bauhe Alp in Württemberg 
angeführt. 

Die übrigen Einzelheiten des Vortrages bieten für den Medizinalbeamten 
nichts wesentlidi neues. 

In der Besprechung ließ Pjrofessor Dr. Gärtner aus Jena, „des 
trocknen Tones satt*, den Humor in erfreulicher Weise zu seinem Bechte 
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kommen, indem er salüreidlie Beispiele von hOclist bedenkliolien Wisser- 
yersorgiingen kleiner Städte nnd Sommerfrischen anffthrte. Er wies fexner 
daran! liin, daB man auch in der WasserTersorffongstechnik ebenso sehr unter 
den nKorpfnschern'^ zu leiden habe wie in der Heilkunde. Die Techniker 
wurden ermahnt, sich mit der Ventilationsfrage der Leitungen su beschafügen, 
sowie mit der Frage des Bostons der Bohre, das besonders in Thüringen lur 
Kalamität geworden seL 

Kreisarzt Medisinairat Dr. Nickel aus Perleberg besprach die Wasser- 
versorgung seines Kreises und neigte der Versammlung eine große Anaahl 
trefiliiäer, geradezu künstlerischer JPhotographien von ländlichen Brunnen, die 
er selbst auf seinen Dienstreisen angefertigt hatte, wo ihn der photographische 
Apparat vielfach begleitet. So mangelhaft diese ländlichen Brunnen vom ge- 
sundheitlichen Standpunkte aus sind, so schOn sind die Landscliaftsbilder, 
die der Künstler -Photograph daraus geschaffen hat; das Verfahren, den 
photographischen Apparat allgemeiner auf den Dienstreisen zu verwenden, 
verdient entschieden Nachahmung. Im übrigen meinte Medizinalrat Nickel, 
daß man gegenüber den Angaben der Bauern wegen ihres Wassers stets sehr 
mißtrauisch sein muß; sie loben ihr Wasser immer. In den letzten 6 Jahren 
hat er 4900 Brunnen besichtigt, davon waren 1100 Abessynier, SSOO'Kessel- 
brunnen aus Zement, Mauersteinen, Feldsteinen und Holzbohlen. Für ländliche 
Verhältnisse sind nach seiner üeberzeugung besondere Brunnenordnungen not- 
wendig, die wichtiger sind als die Bauordnungen. 

Direktor S eher tel- Hamburg verlangte, daß der Bezug des Wassers in 
keiner Wdse erschwert und für genügende Hausanschlüsse gesorgt werde. 

Dr. Seit er -Bonn erldärte, ein Qesetz müsse die (}emdnden zwingen, 
sich an allgemeine Wasseranlagen anzuschließen oder in anderen Fällen an 
benachbarte Gemeinden Wasser abzugeben. 

Physikus Dr. Vers man n-Hamburg machte darauf aufmerksam, daß in 
Hamburg seit 8 Jahren eine Brunnenordnung besteht, die sich sehr bewälurt hat 

Auch Dr. Chaplewski-Cöln stimmte für eine Brunnenordnung und 
führte einige Beispiele von schlechten Wasserleitungen an. 

Im Schlußworte ermahnte Geh. Oberbaurat Seh mich noch einmal zur 
Anlegung von Wasserleitungen, die auch in den kleinsten Gemeinden mög- 
lich sind. 

Die Sitzung wurde erst kurz vor V>B Uhr geschlossen; der Saal hatte 
sich jedoch schon lange vorher erheblich geleert. 

Es möge schon hier erwähnt werden, daß an sämtlichen Sitznngstagen 
eine nicht unerhebliche Anzahl von Damen den Verhandlungen mit Aufmerk- 
samkeit folgte. 

Am Nachmittage von S^s Uhr an fanden in drei Abteilungen je nach 
Wahl Besichtigungen statt, die von fachkundigen Führern geleitet wur^ 
den. Abteilung I besichtigte das Landeshaus, die Gutenbergschnle. den Kanal- 
den Marktkeller und die Badeeinrichtungen verschiedener Badehäuser. Die 
Abteilung U besichtigte das Bathaus, das Brausebad auf dem Markte, die 
höhere Mädchenschule und die Kaiser Wilhelms -Heilanstalt; Abteilung EI 
die Biederbergschule, die Ziethenschule, das Brausebad in der Boonstraße, die 
Bheinstraßenschule mit dem Volksbade. 

Für die Nichtteilnehmer an den Besichtigungen war durch Freikarten 
Gelegenheit zum Besuche des Kurhauses mit Konzert nachmittags und abends 
gegeben ; zur Vorstellung im Königlichen Theater am Abend standen Eintritts- 
karten zu ermäßigten Preisen zur Verfügung, so daß der erste Tag — wie 
auch die darauf folgenden — zur allgemeinen Zufriedenheit verliel 

Zweiter Sitzungstag, Donnerstag, den 17. September. 

Nach einigen geschäftlichen Mitteilungen durch den Geschäftsftlhren 
Dr. Pröbsting, von denen eine Einladung zur Besichtigung des Ferienheims 
in Niedernhausen und eine Einladung zur Besichtigung der Vulkanolwerke 
nach Würzburg zu erwähnen ist, folgte 

III. der Vortrag über die Ursachen der Nervosität und Ihre Be- 
kämpfung von Geh. Med -Bat Prof. Dr. A. Cr am er- Göttingen. 

Es wird dem Berichterstatter, der ohne Lob und Tadel nur sadilich 
berichten soll, hierbei schwer, seine ruhige Nüchternheit zu bewahren, anstatt 
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2M. ftufiem, daß dieser Vortrag entschieden den Qlanzpnnkt der sämtlichen 
Yeranstaltongen bildete; man spürte den Geist eines Mannes, der weiß, was 
er zu sagen hat, und der fttr jeden etwas Wertwolles zu sagen hat Der 
reiche Beifall, der den Bedner auszeichnete, bewies, daß er es rerstanden 
hatte, die Versammlang za packen und sie aas ihrer sonstigen reichlich 
philosophischen Buhe herauszureißen. Es war ein Vortrag, so recht fttr das 
Leben, mit reichen und geistTollen Ausblicken ttberall hin, wie ihn eben nur 
ein Mann geben kann, der frei und furchtlos, offen und klar in das Leben 
hineinschaut, der die Menschen mit ihren Höhen und ihren Tiefen kennt und 
sich seine herrliche geistige Klarheit durch nichts trttben läßt. 

Die yon Gramer aufgestellten Leitsätze sind folgende: 

L Ursachen. 

1. Bei dem Zustandekommen der Nervosität spielen fast stets mehrere 
Ursachen eine Bolle. 

2. Im allgemeinen sind es angeborene (endogene) und erworbene 
(exogene) Ursachen, die sich gegenseitig in ihrer schädlichen Wirkung ergän- 
zend, die NerTosität herbeiftthren. 

8. Bei einem nicht geringem Teile der Fälle spielen dabei noch ausge- 
sprochen psychogene Faktoren hinein. Die Veranlagung zu einer leichteren 
Ssychogenen Beeinflußbarkeit kann angeboren sein. Sie tritt aber meist erst 
entlieh hervor, wenn exogene Ursachen ihren schädlichen Einfluß entfalten. 

4. Die endogenen Ursachen der Nervosität beruhen meist auf von der 
Aazendenz ererbten Schädlichkeiten, also auf Schädlichkeiten, die vor der 
Keimbildung eingewirkt haben (erbliche Belastung). Die Schädlichkeiten, die 
nach der KeimbUdung einwirken, spielen eine weniger wichtige ätiologische 
Bolle (angeborene Veränderungen). 

5. Die exogenen Ursachen können sehr verschiedenartig sein, wirken 
meist zu mehreren ein und haben ein um so leichteres Spiel, Sire schädliche 
Wirkung zu entfalten, je mehr ausgeprägt eine endogene Veranlagung vor- 
handen ist 

n. Wirkung der Ursachen. 

Der Nervosität liegt in den meisten Fällen eine Störung im Stoffwechsel- 
gleichgewicht der Hirnrinde zugrunde, die in einer Ermüdung der Neurone 
zum Ausdruck kommt. Die Selbststeuerung des Stoffwechsel der Neurone 
hat gelitten. Es handelt sich also im wesentlichen um eine Erschöpfung des 
Zentralnervensystems. 

in. Bekämpfung der Nervosität, a. Prophylaxe. 

1. Eine Prophylaxe, die sich gegen die endogenen Ursachen richtet, 
kann zum Teil durch den weiteren Ausbau der hygienischen Bestrebungen der 
Qegenwart erreicht werden. 

2. Die Prophylaxe kann sich mit Erfolg gegen nicht geringen Teil der 
exogenen Ursachen richten. Der Kampf gegen diese Schädlicnkeiten hat schon 
nach der Geburt zu beginnen. 

b. Bekämpfung der Nervosität. 

1. Li leichteren Fällen genttgt Gelegenheit zur Erholung und Aus- 
spannung. 

2. Li schwereren Fällen muß auch den Minderbemittelten in ausgedehnter 
Weise die Möglichkeit fttr eine stationäre Behandlung geschaffen werden. 

Besonders schöne und wertvolle Gedanken des Vortragenden hier noch 
anzuftthren, erscheint nicht zweckmäßig; hoffentlich wird Gramer dem viel- 
fach geäußerten Wunsche der Versammlung nachkommen und den im edelsten 
Sinne populären Vortrag bald im Drucke erscheinen lassen. Auf diesen 
Druck wird ausdrttcklich hingewiesen. 

Die Besprechung konnte den Eindruck des Vortrages weder ab- 
schwächen, noch verstärken. 

Dr. D OS quet- Berlin bedauert die geringe Anzahl der vorhandenen 
Volksnervenheilanstalten ; außerdem sind diese Anstalten, die man viel billiger 
bauen kann, zu teuer. Er empfiehlt die Anlegung von Hallen, in deren kleinen 
Abteilungen, die der Bedner mit dem gesdimacklosen Namen „Boxen^ be- 
zeichnet, die einzelnen Kranken liegen; diese Abteile haben verstellbare 
Fenster, so daß die Kranken Tag und Nacht im Freien liegen können. 

Professor v. Drigalski- Halle spricht unter allgemeiner Unaufmerk-4 
samkeit und Unruhe in teilweise unverständlicher Art wenig zur Sache^ l 
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Dr. Lennh off -Berlin erkennt den positiven (behalt und den schönen 
und ermntigenden Optimismas des Vortrages an. 

I?« Die hyglenisehen Grundsätze fftr den Ban ron Yolkssehnlen. 

Der Vortragende, Stadtbaorat B. Behlen ans Mflnchen, hat besonders 
den Baa yon Stadtschalen im Auge, and wenn aach seine Aasftthrongen ffii 
den Mediainalbeamten nichts wesenlJich Neaes bringen, da im allgemeinen die 
Grandsätze der Schalgesandheitspflege b^andelt werden, so yerdienen es die 
wichtigsten Leitsätze dennocli, hier wiedergegeben za werden. 

Bei dem Bau yon Volksschalen sollen die hygienischen Grandsätze den 
Vorzag yor den Grandsätzen schaltechnischer Art haben. Als Baaplatz maß 
ein trockener and lastig gelegener Platz aasgeftthrt werden. Straßen oder 
Plätze in der ümgebang müssen breit angelegt sein ; inbezag aaf die Himmels- 
richtang ist die räne Nordlage entschieden za wiederraten. 

Einreihige Baaten yerSenen den Vorzug yor zweireiliigen, und bei der 
Baukonstruktion ist besonders auf dauernde Trockenheit der Umfassungs- 
mauern und auf durchgehende Isolierung der Kellergeschosse zu achten; die 
Decken dürfen nicht aus Material hergestellt sein, das einer Zerstörung oder 
Veränderung durch Oxydationsprozesse ausgesetzt ist Wände und Decken 
sollen möfflichst glatt und leicht desinfizierbar sein; die Fußböden sollen dicht 
und fugeuos sein. Die GrOßenyerhältnisse der Schulzimmer richten sich nach 
der Zahl der Schulkinder; auf ein Kind sind mindestens 4 Kubikmeter zu 
rechnen. Die Kleiderablage soll nicht im Schulzimmer oder in den Gängen 
untergebracht sein, wenn nicht besondere Schränke dafür yorhanden sind. Am 
besten ist ein besonderer yom Schulzimmer und yom Gange zugänglicher 
Baum für die Kleiderablage. Als Mindestmaß für die Eensterfläche ist V» ^^ 
Bodenfläche anzunehmen. FaUs künstliche Beleuchtung nOtig ist, empfiehlt 
sich das indirekte System. Sämtliche Bäume des Schulhauses müssen mit 
Heizungs- und LWungsyorrichtungen yersehen werden, die jederzeit rasch und 
zuyerlässig wirken. Wasser zu Trink- und Beinigungszwecken muß überall 
reichlich yorhanden sein. In jedem Stockwerke sind gutgelüftete Spülklotets 
anzulegen. Auf die Herstellung yon Turnsälen muß besondere Sorgfalt yer- 
wendet werden. Auch Turnsäle übereinander sind mOglich, ohne daß der 
Schulbetrieb gestört wird. 

Die Erholungsräume der Schulhäuser müssen groß, und, soweit Gänge 
und Vorplätze als solche dienen, genügend gelüftet sein; Schulgartenanlage 
und ein trockener Hofraam, der teilweise mit Bäumen bestanden ist, dürfen 
nicht fehlen, ebensowenig eine weite, offene Turnhalle. Im Kellergeschoß ist 
ein Schulbrausebad erwünscht. Die äußere und innere Gestaltung des Schul- 
hauses muß derartig künstlerisch schön sein, daß sie auf den Geschmack und 
die Phantasie anregend wirkt, wobei jedocn Lazusbauten yermieden werden 
müssen. 

In der Besprechung warnt Stadtbaurat Schilling aus Trier yor 
einer allzugroßen Beyorzugung der hygienischen Grundsätze gegenüber den 
schultechnischen. Femer meint er, die sogenannten fugenlosen Fußboden 
neigten sehr zur Staubbüdung ; die besonderen Garderobenr&ume yergrößerten 
die Kosten und den Baum der Schulhäuser, und die sogenannten geltkfteten 
Garderobenschränke röchen erfahrungsgemäß sehr schlecht. Möglichste Ein- 
fachheit sei in jeder Weise zu empfehlen. 

Br, Seit er- Bonn stimmt für die Kleiderablage auf den Gängen. Er 
wendet sich gegen die abgeblendeten, matten Glassdieiben, die zuyiel Licht 
wegnehmen, und rät zu Benutzung des weißen Kathedralglases, das sehr yiel 
Licht durchläßt Inbezug auf die Lage des Schulhauses hält er die Lage nach 
Westen für die beste. Br erinnert daran, daß Vorrichtungen zum Hände- 
waschen auf den Aborten sehr nötig sind, und empfiehlt zum Schlüsse den 
Trinkspringbrunnen. 

Stadtbaurat Pete rs-Erf ort hält die indirekte Beleuchtung der Schul- 
klassen für überflüssig und teuer. 

Stadtbaurat Schönfeld er- Elberfeldyerlangt V^ Lichtfläche besonders 
für die (großen) Schalen der großen Städte. Aborte in jedem Stockwerke 
hält er nicht für nötig, da sie sich sehr schwer lüften lassen, dagegen sind 
Turnhallen im Dachgeschoß möglich. Schulbrausebäder sind oft ttberflOnsig, 
da den Kindern die yorhandenen Volksbrausebäder zagängUch gemacht wer- 
den können. 
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Professor Dr. Petraschky-Danzig hebt hervor, daß Über die Abort- 
anlagen innerhalb der Schnlgebände vielfach Klagen geführt worden seien; 
Professor G&rtner-Jena beldagt die vielfach vorkommende üeberheizong 
der Klassenräome. 

Stadtbaorat P erger- Mannheim hält viele von den Forderungen 
Behlens für entbehrUoh, ohne daß dadurch die Schulgesundheitspflege leide. 

Am Nachmittage wurden wiederum Besichtigungen vorffcnommen, und 
Ewar in 4 Abteilungen. Die Mehrzahl der Versammlungsteilnehmer beteiligte 
sich an der Besichtigung der Grundwasserwerke in Schierstein mit Enteisenungs- 
und Ozonisierungsuilage. Eine andere Abteilung besichtigte das stftdtisdie 
Krankenhaus und die Öffentliche Desinfektionsanstalt, den Sinderhort und den 
Bäckerbrunnen, während andere sich in das Hospis cum heiligen Geist begaben, 
danach in das Metropolebad, in die orthopädischen Anstalten des Sanitätsrats 
Dr. Staffel und die des Dr. Guradze usw. Besichtigt wurden femer das 
Schlachthaus mit der Säuglingsmilchanstalt, das Armenarbeitshaus und die 
Kehrichtverbrennungsanstalt. Abends fand im Kurhause ein Konzert und 
Feuerwerk statt 

Dritter Sitzungstag, Freitag, den 18. September. 

Zu Beginn der Sitzung wünscht Oberbürgermeiser Fuß aus Kiel, daß 
der Cr am ersehe Vortrag die möglichste Verbreitung fände und daß er be- 
sonders auch den Stadtverwaltungen zugänglich gemacht werde, allerdings 
unter mOgliclister Vermeidung der Fremdwörter. 

Prof. Dr. Erismann aus Zürich bittet, die nächste Versammlung in 
Zürich zu halten und ladet in herzgewinnenden Worten ein zur Fahrt nach 
dem schonen Limmatathen. 

Danach hält Stadtbauinspektor Dr. Ing. Küster-Breslau seinen Vor- 
trag über: 

V. Die hygienische Bedeutung städtischer Markthallen, Uire Ein- 
riehtmig nnd ihr Betrieb« 

Nach einigen geschichtlichen Ausführungen, von denen zu erwähnen ist, 
daß als Vorläufer der Markthallen schon im Mittelalter die „Lauben*^, Säulen- 
hallen an den Märkten, gebaut wurden, nach der MitteUung, daß 21 deutsche 
Städte Markthallen haben, von denen die älteste in Metz, aus der französischen 
Zeit, besteht, spricht der Vorsitzende zuerst über den Zweck der Markthallen. 
Sie sollen die Waren vor den Witterungseinflüssen und vor dem Verstauben 
flchützen und müssen deshalb auch seitUch geschlossen sein. Sonnenstrahlen 
dürfen nicht eindringen, deshalb ist Oberlicht zu vermeiden.; am besten ist 
hohes Seitenlicht; auch weißes und farbiges Kathedral^as ist empfehlenswert 
Die Hallen müssen möglichst massiv gebaut sein ; mit Eisenfachwerk hat man 
in Hannover keine guten Erfahrungen gemacht (1902); durch die massive 
Bauart werden die waren am besten gesen Wärme und Frost geschützt. Die 
Heizung ist schwierig und kostspielig; deshalb sind nur wenige Markthallen 
mit Heizvorrichtungen versehen ; auch Kühlanlagen in den Kellern finden sich 
nur selten, obgleich sie sehr nOtig sind. In den rings umschlossenen Hallen 
muß für genügenden Luftwechsel gesorgt werden, was am natürlichsten durch 
Fenster mit großen Lüftungsflügeln geschieht. Für die Kellerräume ist eine 
künstliche Lüftung durch VentÜation notwendig, die nach Möglichkeit auch 
für gewisse Teile der Halle anzuwenden ist, um stärkere Gerüche bald und 
gründlich zu entfernen. Störender Zug darf durch die Lüftung nicht ent- 
stehen. 

Galerien sind vom gesundheitlichen Standpunkte aus nicht einwandfrei, 
weil durch den Verkehr auf ihnen Staub erzeugt, der sich auf den unten aus- 
gestellten Waren ablagert Die Staubentwickelung muß überhaupt nach Mög- 
lichkeit vermieden werden; die Fußboden und die unteren Teile der Wände 
müssen mit Schläuchen abgespritzt werden kOnnen, jedoch darf der Fußboden 
licht zu glatt sein, damit die Gefahr des Ausgleitens vermieden wird. 

Ein großer Vorteil der Markthallen liegt auch darin, daß der Marict- 
verkehr von der Witterung ganz unabhängig wird ; femer ist die Verkaufszeit 
auf den ganzen Tag mit kurzer Mittagspause ausgedehnt Es kann dahw 
jeder seine Einkäufe zu einer Zeit besorgen, die ihm am besten zusagt. Das 
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Leben der Hansfianen, die Tormittags ohne dies mit Arbeit ttberhäuft sind, 
gestaltet sich dadurch ruhiger. 

In den Markthallen ist eine strenge Aufsicht möglich. 

Durch den Ban von Markthallen dürfen die Waren jedoch nicht yer- 
teaert werden, da sonst die Lebenshaltung der BeyOlkerung verschlechtert 
wttrde; die Bauten sind deshalb einfach herzustellen. Die Platzmiete muß 
durch die bessere Zufuhr-, Aufbewahrungs- und Verkaufsgelegenheit ausge- 
glichen werden; auf offenen Märkten yerderben erfahrungsgemäß etwa 10 ^o 
der Waren^ was fttr eine Stadt von 100000 Einwohnern etwa den Verlust 
Yon 1 Million M. ausmacht. 

Die Markthallen müssen durch öffentliche Verkehrsmittel möglichst leicht 
von allen Stadtteilen aus zu erreichen sein. Die Stadtverwaltung kann durch 
Anstellung städtischer Verkauftsvermittler ^wischen Groß- und Kleinhandel 
den Verkär überwachen und die Preisbildung günstig beeinflussen. Die Hauen 
sollen keine Binnahmequelle für die Stadtverwaltung bilden; tatsächlich sind 
geringe üeberschüsse auch nur in Berlin, Leipzig und Danzig erzielt worden. 
Die Nebeneinnahmen aus den mit den Markthallen verbundenen — alkohol- 
freien — Gastwirtschaften sollen der Verbilligung der Standmieten und damit 
auch den Waren zugute kommen. Auch Wohlfahrtseinrichtungen und Unfall- 
stationen empfehlen sich im Anschlüsse an die Markthallen. 

In der Besprechung empfiehlt Stadtbaurat Schönfelder-Elber- 
feld die Verwendung von mehrstöckigen Gebäuden, die oberen Stockwerke 
könnten als Kleinwohnungen vermietet werden. Gegen diesen letzten Vor- 
schlag wenden sich mit Bücksicht auf die allgemeine Hygiene San.-£at Dr. 
Friedemann -Berlin und Bog.- und Med.-Bai Dr. Deneke-Magdeburg; 
der zuletzt genannte tadelt auch den Kellerverkehr der Vorkosthandinngen 
als sehr schädlich und gesundheitswidrig. 

Beg.- und Geh. Med. -Bat Dr. Bornträger- Düsseldorf warnt vor den 
Hunden, die sich in den Markthallen in der unangenehmsten Weise bemerkbar 
machen. 

Stadtbaurat Schilling- Trier hält die Heizung der Markthallen nicht 
für so kostspielig und für dringend notwendig, besonders für die Waren, 
weniger für die Käufer. Die vorgeschlagene Heizung der Kellerräume mit 
Gas verschlechtere die Luft und schaffe Explosionsgefahr. Für die Kühl- 
anlagen empfiehlt er kleine Grundflächen und mehrere Stockwerke überein- 
ander. 

Senator und Polizeidirektor Dr. Ger 1 and -Hildesheim hält die Markt- 
hallen für mittlere und kleinere Städte weder für nötig, noch fttr praktisch; 
derselben Ansicht ist Stadtrat Hof mann -Leipzig, der ebenfalls meint, 
es sprächen viele praktische Gründe gegen die Markthallen, deren Siegeslanl 
durchaus kein ungehemmter sei. Eine scharfe Kontrolle der Läden sei aller- 
dings notwendig. Im Anschlüsse hieran erwähnt Professor Dr. Lassar- 
Cohn- Königsberg, daß Königsberg in der Tat schon aus vielen praktischen 
Gründen auf eine Markthalle verzichtet habe: Markthallen für den Klein- 
verkauf sind nach seiner Ansicht völlig verfehlt. Auch die Hausfrauen 
machten ihre Einkäufe stets lieber auf offene Märkten. — 

Die Tagung wurde um 11 Vi Uhr geschlossen. 

Die nächste Versammlung findet in Zürich statt. 

Am Nachmittage wurde von einer Anzahl Teilnehmer die Augenheil- 
anstalt in der Kapellenstraße besichtigt; etwa 50 Herren und Damen begaben 
sich in Wagen zu dem Kreuz- und Schläferskopfstollen des städtischen Wasser- 
werkes und lernten auf dieser Fahrt auch die eigenartige Schönheit und Lieb« 
lichkeit der Taunusberglandschaft kennen. Gegen Abend fand eine gesellige 
Zusammenkunft auf dem Neroberge statt. 

Der nächste Tag, Sonnabend, der 19. September, brachte einen gemein- 
schaftlichen Ausflug nach dem Niederwaldenkmal unter Leitung der Kur- 
verwaltung. 

Dt. Pilf, Kreisassistenzarzt in Wiesbaden. 

Verantw. Redakteur: Prof. Dr.Bapmund,Beg.-u. Geh. Med.-Bat in Minden i. W. 

J. G. 0. Bnins, Herzogl. SSchs.ii. Fürstl. Sch.-L. Hofbachdraoker«i in ICinden. 



Digitized by 



Google 



Digitized by 



Google 



Digitized by 



Google 



Bericlite über Tersammlimgen. 

Beilage rar Zeitschrift fttr Medizinalbeamte, 1908. IX. 

Berieht ttber dl<$ 80. TeMammlaiic 

Bentscher Hatarforscher mtd Aerste in Cöln 

vom «1.— «6. I§k»ptember 1908. 

A. yerhaadlimgen der XXIX. Sektion. fttr Hygiene and 
Bakteriologie. 

Erste Sitzung: Montag, den 21.September 1908, nachm. 8 ühr. 

1. Hygienlsehe Anfordenuigeii an FloMbadeaiutalten« Der Vor* 
trageade, Dr. Schrammen- Cöln, bespricht die Bedenken gegen Fioßbade- 
anstalten. Man wirft diesen yor, daß sie aar Verbreitung yon Infektions- 
krankheiten, namentlich yon Typhus beitragen. In Wirklldikeit trifft dieser 
Vorwarf aber nur schlecht angelegte and mangelhaft betriebene Anstalten. 
Vergleicht man die Zahl der jährlich yon der Beyölkerang genommenen FlaB- 
bäder mit der Zahl der auf sie zarückgeführten Typhasfälle, so zeigt sich, 
daß aaf yiele Millionen Bäder hier and da ein Typhasfall kommt, der einem 
Flaßbade zar Last gelegt wird, jedoch läßt sich ein zwingender Beweis dafür 
last niemals erbringen. In Wirklichkeit ist die Infektiosität gat angelegter 
and geleiteter FlnBbadeanstalten wohl kaam jgrößer, als die eines hygienisch 
einwandfreien Hallenschwimmbades. Eine Flaßbadeanstalt entspricht allerdings 
nor dann den berechtigten Forderangen der öffentlichen Gesandheitspflege, 
wenn sich nicht mehr regelmäßig Kolibazillen in 0,01 ccm Flnßwasser 
nachweisen lassen. Die Strömung maß rasch sein; yor gelegentlicher Ver- 
anreinigang durch Kanalwasser und Hafenabfällen muß der Badeplatz 
durchaus geschlitzt liegen. Die Badeanstalt selbst darf bezüglich Uirer hygi- 
enischen Verhältnisse einem einwandfreien Hallenschwimmbade nicht nadi- 
stehen. Die ausgeliehenen Badeanzüge sind nicht nur einfach zu trocknen, 
sondern auch zu waschen. 

8. Zur Hygiene der HaUensehwImmbäiler« Priyatdozent Dr. S e 1 1 e r - 
Bonn: Durch gemeinsames Schwimmbassin können Krankheiten übertragen 
werden, jedoch ist die Möglichkeit sehr gering. Von Bedeutung sind dabei 
Hautexantheme und Typhus. S. spricht über Erfahrungen aus dem Viktoriabad 
in Bonn. Dort wird das Wasser unten entnommen und oben wieder nach 
Durchlüftung zugelüiirt. Am ersten Tage zeigt sich gewaltige Erhöhung der 
BakterienzahL um so höher, je stärker die Frequenz ist. Während der Buhe- 

«ausen und der Nacht wächst die Zahl noch mehr. Am zweiten und dritten 
'age steigt die Zahl nicht mehr, so daß die Badenden eine Vernichtung 
der Keime yerursachen. Die Keime rühren yon der menschlichen Haut her. Vor 
Benutzung fand sich Bacterium coli nicht, nachher wurde es nachgewiesen* 
Dorch Baden in einer Wanne kann die Zahl der nach Abdouchen yon der 
Haut abgegebenen Keime genauer bestimmt werden. 

Nach starker Benutzung steigen organische Substanz und Chlorgehalt 
Am Abend des ersten Tages ist das Wasser schon trübe; dies steigert dch im 
Lauf der nächsten Tage sehr. Es ist zu yerlangen: Häufiger Wechsel, im 
Sommer bei normaler Frequenz 4 Füllangen wöchentlich, im Winter 8» Es ist 
darauf zu halten, daß sich die Badenden yorher abseifen. Die Möglichkeit 
einer üebertragung yon Infektionskrankheiten durch Schwimmbassinwasser muß 
ab sehr gering angesehen werden ; sie ist in einem gut geleiteten Schwimmbad 
nicht größer ^e überall da, wo yiele Menschen zusammenkommen. Am idealsten 
würde es sein, wenn man das Bassin täglich füllen und während der Badezeit 
noch beständig frisches Wasser zulaufen lassen würde. Für kleinere Städte 
würde aber eine solche Forderung zu weit gehen. 

Die Filtration und Wiederbenutzung des Badewassers nach englischem 
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Master ist nicht sa empfehlen ; wenn aneh die hygienischen Bedenken schwinden, 
die ästhetischen bleiben bestehen. 

S« Zum Kolinaehweis im Wasser (nach Petrnschky-Pusch oder 
Ejckmann). Prof. Dr. Petruschky-Danzig: Die Anreicherongsmethode 
nach Ejckmann soll eine Unterscheidnngsmethode zwischen Kalt- und Warm- 
blttterkoli sein. Die Zdchtang bei 45^ ist keine Verbesaemng, da es nicht 
bewiesen ist, daß die wachsenden Eolistämme Warmblttterkoli sind. Bedner 
hat aas Froschdarm thermostabilen Coli gezüchtet. Bei geringer Anzahl ent- 
wickelt sich Bacteriam coli nicht Eolistämme, die bei 87* gefanden wurden, 
während die Proben bei 45* negatir aasfielen, wachsen in Beinkoltar bei 45 ^ 
Die Ejckmannsche Methode läBt das Wasser besser erscheinen, als es ist. 
Als Anreicherangsilllssigkeit empfiehlt Bedner gewöhnliche Booillon. Er macht 
den Vorschlag, die Flaßyeranreinigang ttberall kartographisch darzustellen, 
um ständig yerunreinigende Stellen zu finden. 

4. Nati- und AbwässerTerhältnisse im Buhrkohlengebiet. Ingenieur 
Schot t-Cöln: Das Wasser wird aus der Buhr erst entnommen; die Ab- 
wässer fließen in die Emscher. In den Brunnen, die nahe an der Buhr liegen, 
ist nur filtriertes Flußwasser, während es fttr Grundwasser gehalten wird. Die 
Wasserförderung ist groß ; der Bahr wird mehr entzogen, als noch darin bleibt 
Der kiesige Grund, in denen die Wasserwerlcsbrunnen liegen, filtriert schlecht 
Oberhalb der Entnahmestelle liegen größere Gemeinden, die die Abwässer in 
die Buhr lassen, ohne daß genügende Beinigmigsanlagen yorhanden sind. 
Das Wasser ist hygienisch bedenklich. Diese Wassermengen Hießen in die 
Emscher ab, die dadurch sehr stark yerunreinigt wird. Die Abwässer werden 
gereinigt, aber es wird bei den Verfahren nicht auf die Natur des Wassers 
' Bttcksicht genommen. Seh. macht den Vorschlag, die Emscher ab Schmntz- 
kanal auszubauen. 

Gemeinschaftliche Diskussion über die yorstehenden Vortrage: 

Dr. K ü s t e r - Freiburg : Bei starker Bewegung nimmt das Wasser Sauer- 
stoff auf und dadurch wird die Keimzahl yerringert. 

Dr. Br uns -Gelsenkirchen: Zar Bestimmung des KoUtiters nach Ejck- 
mann sind 24 Stunden nicht genügend. Bruns wendet diese Bestimmung 
an der Buhr an. Die Wasseryersorgung des Buhrkoblengebiets ist schwierig; 
man weiß genau, daß das Trinkwasser natürlich filtriertes Buhrwasser ist, in 
dem in manchen Fällen in 10 ccm Kolibazilien nachweisbar sind. Das Wasser 
ist zu 95®/o Nutzwasser für Gruben und Industriebetriebe; durch exakte 
Beinigung werde man das Wasser sehr yerteuem. Beim Steigen der Buhr 
steigt die Keimzahl, beim Fallen fällt sie. 

Dr. Czaplewski-Köln: An Flußbadeanstalten sind strenge Anforde" 
rangen zu stellen, sie müssen stets oberhalb der Stadt liegen. Das Flußwasser 
enthält mehr Schmutzstoffe, als Wasser aus einem Hallenschwimmbad bei 
starkem Betriebe. Bei der Untersuchung des Hohenstaufenbades (Cöln) ist die 
Bakterienzahl auf der Nichtschwimmerseite höher, als auf der Schwimmerseite ; 
daher wäre es zweckmäßig, an der tiefsten Stelle zu füllen und an der höchsten 
ablaufen za lassen. Das Stehenlassen des Bades über 1 Tag läßt sich ans 
pekuniären Büduichten nicht immer yermeiden. 

Dr. Kall e- Wiesbaden: Im Gegensatz zur Bahr geben die Bohrungen 
nahe dem Bheine stets Grundwasser, da der Grandwasserstrom yom Gebirge 
kommt Die Bakterienyernichtang kann durch Herabfallen aus größerer Höhe 
in feiner Verteilung geschehen. Dabei wirken außer Luftsauerstoff audi Elek- 
trizität (Bdbung des Wassers), eyent das Sonnenlicht. 

Prol Dr. Kruse-Bonn weist auf die Bedeutung der Kontrollein- 
richtungen hin. 

Schlußwort. Di. Schrammen: Bei nukroskopischer Betrachtung 
sieht man, daß der Filterrückstand aas dem Bheinwasser aus Erdteilen und 
Algen, der im Hallenschwimmbad aus Epidermisschuppen und Epiphyten besteht. 

Dr. Seiter hält den Vorschlag yon Ozaplewski, das Wasser unten 
einzuführen und oben zu entnehmen, für technisch schwer durchführbar. 
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Dr. Petras cliky': Die Pittlanff des Kolititers bei 87 <* nbt genauere 
Resultate. Es ist ein großer Unterschied in der Beurteilung eines Trinkwassers, 
ob Coli darin ist oder nicht. 

Schott betont, daß eine Gefährdung im Buhrkohlengebiet stets yor- 
handen ist. 

5. Sänglingssterbliehkeit in Frankfurt. Dr. Hanauer- Frankfurt: 
In Frankfurt ist die Säuglingssterblichkeit sehr niedrig, im Jahre 1907 a. B. 
nur 13,8 ^/q. Auch im ganzen yorigen Jahrhundert ist dies der Fall gewesen, 
und zwar nicht nur in Frankfurt a. H., sondern auch in den hessischen Stadt- 
und Landicreisen. Die Ursache bilden günstiges Klima und Wolüstandsyerh&lt- 
nisse, sowie niedrige Qeburtsziffer. In Frankfurt a. M. kommen dio Wohlstands- 
Terh&ltnisse nicht in Betracht, da in den niederen Kreisen der Wohlstand nicht 
besser ist, als an anderen Orten. Referent fahrt die geringe Säuglingssterb- 
liclikeit auf die gttastige Beschaffenheit der Wolinungen zurttck (sehr wenig 
Einsimmer-, meist Zwei- bis Drei - Zimmer Wohnungen), da in Frankfurt bisher 
eine Öffentliche Fürsorge für Säuglinge nicht yorhanden war und erst Jetzt 
anfängt Auch entspricht die MUchkontrolie nur den allgemeinen Anforde- 
rungen; die sog. Kurmilch ist den Armen zu teuer. Die Kommune muß ein- 
greifen, was jetzt jedoch erst in den Anfängen begriffen ist. 

Diskussion. 

Prof. Dr. Kruse-Bonn hält nicht für bewiesen, daß die Wohnungen 
einen Einfluß haben, da die besseren Wohnungen und bessere Ernährung 
parallel gehen. 

Dr. Petruschky-Danzig fragt an, ob die Untersuchung der Milch 
chemisch oder bakteriologisch stattflndet. 

Dr. Kall e- Wiesbaden ist der Ansicht, daß Wohnung und Wohlstand 
parallel gehen. Mütterberatungsstellen sind nOtig. 

Dr. Hanauer (Schlußwort): Da auf dem Gebiet der Emährung yon 
selten der Kommunen nichts geschehen ist, so muß die geringe Säu^ings* 
Sterblichkeit auf günstige Wohnungsyerhältnisse zurückgeführt werden. Die 
MüchkontroUe wird in Frankfurt a. M. chemisch durch ausgebildete Polizei- 
beamten besorgt. 

6. Ueber yorteiUiafte kßrperliehe Erziehung. Dr. Wim m er -Wien: 
Die Bückstöße bei Bewegungen, cue gegen einen Widerstand stoßen, sind auf 
den größten KOrperquerschnitt dadurch abzulenken, daß die Knochen in den 
Querschnitt eingerichtet sind und bleiben. 

Eine Diskussion findet über diesen Vortrag nicht statt. 

7. Dr. Br uns -Qelsenkirchen demonstriert an Stelle yon Dr. Frank- 
Wiesbaden Trypanosomen aus Binderblut bei einem Bind, das nie aus 
Deutschland herausgekommen war. Das Tier war unter Milzbrand und rausch- 
brandähnlichen Ersdieinungen yerendet. 

Zweite Sitzung: Mittwoch, den 28. September 1908, yorm. 9 Uhr. 

8. Ueber eigene Beobachtungen an parasitischen Saprosoen. 

Dr. Lindner-Cassel: Er fand im Sumpf wasser Vorticellen, yon denen er 
parasitisches Wesen annimmt und denen er pathogene Wirkungen zuschreibt. 
Die Dauerformen dayon sollen die sog. Mies eher sehen Schläuche im Tier- 
fleisch sein. 

Keine Diskussion. 

9. Dr. Weich ar dt- Erlangen macht teclinische Mitteilungen Aber 
einen Pipettenauftots und Pipettengestell für genaue Abmessung mit Tropf- 
Torrichtung, um gleich große Tropfen zu erzielen. 

In der Diskussion bemerkt Dr. Küster- Freiburg, daß der 
Weichardtsche Plpeitenaufsatz für den Laboratoriumsgebrauch zu um- 
ständlich sei. Er empfiehlt einen yon ihm konstruierten Pipettenaufsatz. 

W.eichaidt (Schlußwort): Der Aufsatz ist nur für spezielle Zwecke 
konstruiert. 
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10. GrnndUigeii der natttrliehen Immmiität. Prof. Dr. Er nse-Bonn (Vor- 
tragender) und Dr. Bürgers- Bonn : Zum Teil bemlit die natürlidie Immunität 
auf der Piiagozytose. Die Phagozyten sind sehr schnell überall dort, wo eine In- 
fektion stattfindet, und zwar um so reichlicher und schneller, je weniger viru- 
lent die Bakterien sind. Darch Keimzählung ist die Bedeutung der Freßzellen 
als Eampfzellen sicher gestellt. Diese Eampfzellen sind Leukozyten und E^do- 
thelien, namentlich in der Leber bei Infektion des Blutes, in der Lunge bei 
Infektion auf dem Luftwege. Diese Phagozytose ist die primäre, später werden 
durch die Entzündung sekundäre Leukozyten angelockt. 

Die Phagozytose ist wesentlich von der Mitwirkung der Säfte abhängig 
(Opsonintheorie). Im Serum sind Alexine, die auch, wenn das Blut an der 
Gerinnung yerhindert wird, im Serum gefunden werden. Nur das Alezin 
gegen liüzbrand entsteht erst bei der Gerbnung durch Zerfall der Blutplätt- 
chen. Die Alexine sind im Eörper ungleich yerteilt, im Auge, in der Zerebro- 
spinalflttssigkeit finden sie sich nicht, im subkutanen Gewebe wenig. 

11. Ueber Angrifllstoire (Aggressine). Prof. Dr. Eruse und Dr. Bür- 
ge r s • Bonn (Vortragender) : Bs sind dies Stoffe, die das Bakterien Wachstum im 
Eörper zu fördern vermögen. £s gibt chemische und bakterielle Aggressine. Die 
bakteriellen Aggressine hemmen im Beagenzglasyersuch die Bakteriolyse stark, 
weniger stark die Wirkung von Immunserum im Tierkörper. Sie hindern die 
Phagozytose und wirken auch durch negative Leukotaxis. Ferner wirken sie 
auch befördernd auf Infektion durch artfremde Bakterien ; ihre (Wirkung 
ist jedoch keine Giftwirkung. Es gibt lösliche und festhaftende Aggressine. 
Als letztere ist die Eapselsubstanz beim Milzbrand anzusehen. Die Aggressine 
wirken außerdem durch Ablenkung der tierischen Alexine oder durch Ver- 
stopfung der gefährdeten Stelle im Bakterienleib. 

Diskussion: Dr. zur Nedden-Bonn: Am Auge treten die Alexine 
am leichtesten in das Eammerwasser, schwerer in den Glaskörper, gar nicht 
in die IJnse über. Dies erklärt den Verlauf der infizierten Augenyer- 
letzungen. 

Dr. Eindborg- Bonn betont den Zusammenhang zwischen Blutgerinnung 
und Bakterizidie; die Wirkung bakteriziden Serums kann durch Fibrin auf- 
gehoben werden. 

Prof. Dr. Eruse (Schlußwort): Es ist kein Beweis für die Entstehung 
der Alexine bei der Gerinnung, daß sie durch Fibrin absorbiert werden können. 

12. Ueber ein neues menschenpathogenes Inylslbles Virus berichtet 
Dr. Dörr- Wien: In Dalmatien und der Herzegoyina gibt es ein sogenanntes 
Hundsfieber, welches das ähnliche Verbreitungsverhältnis wie das Gelbfieber 
zeigt. Die Erankheit wird durch den Stich einer Mückenart übertragen. Durch 
einwandfreie Versuche am Menschen wies Dörr die Entstehung der Erankheit 
auf diesem Wege nach, ebenso daß ein Generationswechsel des Erregers in der 
Mücke erfolgen muß. Der Erreger wurde nicht gefunden. 

Eeine Diskussion. 

13. Priyatdozent Dr. Friedberger- Eönigsberg L Pr. : Wirkung von 
Misehnngen des Atoxyls mit der Thioglykolisäure. Bewegungshemmende 
und abtötende Wirkungen auf Trypanosomen. 

Diskussion. Dr. Blumenthal regt an, die Versuche mit den yon 
ihm gefundenen Beduktionsprodukten des Atoxyls fortzusetzen. 

Dr. Friedberger: Geheimrat Ehrlich hat gleichfalls eine Beihe 
Beduktionsprodakte des Atoxyls gefunden, denen eine starke Wirkung im 
Tierkörper zukommt. 

14. Ueber Dysenterie und Dysenteriesernm. Prof. Dr. Eruse- Bonn: 
Die Dysenterie ist eine Infektion und keine Toxikose. Das wird bewiesen 
durch massenhafte Vermehrung der Bakterien in der Darmwand. Die Infektion 
bleibt lokalisiert; die Allgemeinwirkungen sind aus der Erankheit des Darmes 
zu erklären. Die stark opsonisierende und bakterizide Wirkung des Buhr- 
serums ließ den Versuch der Behandlung damit als gerechtfertigt erscheinen; 
der Erfolg hat dem Becht gegeben. Das Dysenteriegift zeigt 8 Bestand- 
teile: eins, das besonders auf äminchen wirlit und Lähmungen hervorruft, 
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eins, das beim Meerachweinchen Kollaps and eins, das bei Hunden ünterhant- 
nnd Darmblntnngen bewirkt. Die Ersoneinnngen beim Mensclien sind wesenUidi 
anders. 

Diskussion: Dr. DOrr (Wien) hftlt an der Anifassnng als Toxi- 
kose fest 

Prof. Dr. Kruse: Die Wirlning auf den Darm ist beim Menschen eine 
Ortliche Infektion, bdm Kaninchen wirkt sie yom Blute aus. 

15. Zur Theorie derJPAtoxylwirknng. Dr. Weit he- Gr. Lichterfelde: 
Atoxil wirkt im Körper, wie Versuche im Kaiserlichen (Hsundheitsamte ergaben, 
als ganzes Molekfil, nicht infolge seiner Arsenkomponente und wird auä als 
ganzes Molekttl wieder ausgeschieden. Die Wirkung ist nicht eine Wirkimg 
auf die Trypanosomen selber, sondern auf die ZeUen, die dann die Trypa- 
nosomen abtoten. 

16. üeber MUclistreptdkokkeik Prof. Dr. Petruschky-Dansig fand in 
Tieler Milch hftuftg Streptokokken, denen er fttr die Sftu^prlingsenteritis pathogene 
Bedeutung zuschreibt Die Streptokokken haben entschieden pathogene Eigen- 
schaften, wie Redner an sich selbst yersucht hat Da diese StreptokoUcen 
in Milch an den yerschiedensten Orten gefunden werden, musses sich um sehr 
Tcrbreitete Erkrankungen der Ktthe handeln. Bedner empfiehlt die Verwendung 
Ton MilchkonserYen fttr Kinder. Im Gegensatz zu Schlossmann stellt er 
den Satz auf, dafi der Hygieniker auch die Frage der Milchversorgung fttr 
Säuglinge in den Bereich seiner Ffthigkeit ziehen muß. 

Diskussion: Dr. Kruse-Bonn: Die in der Milch yorkommenden 
Streptokokken sind nicht immer pyogen, meist sind es Müchsfturebildner, die 
der Form des Pneumococcus fthnlich sind (Streptococcus lacteus.) 

Dr. Czaplewski-KOln schließt sidi im wesentlichen Kruse an. Der 
Nachweis der Streptokokken in der Milch ist nicht schwer. Der Streptococcus 
lacteus (Kruse) ist yielleicht mit den Euterkokken identisch; Jeaoch sind 
die Euterkokken nicht ungeffthrlich. 

Dr. Seifert- Leipzig : Milchstreptokokken als Eitererreger kOnnen nur 
durch das pathologisch -anatomische Bild nachgewiesen werden, um die kranke 
Milch aas dem Handel zu entfernen, muß man die Milch als Teil eines warm- 
bltttigen Tieres auffsssen, wodurch sie unter das Fleischbeschau -Gesetz fallen 
wttrde und eine mit Eiter yerunreinigte Milch yom Handel ausgeschlossen 
werden kann. 

Dr. Petruschky (Schlußwort) h&lt an der Identitftt der Milch- und 
pyogenen Streptokokken fest. 

17. Ueber MeningokokkentrSger. Priyatdozent Dr. Seiter-Bonn: 
Nach Bemerkung zur Technik der Untersuchung teilt Bedner F&lle mit, be. 
denen die Meningokokken Iftnger als ein Jahr sich im Nasenrachenraum befanden! 
Es war die zweimalige Untersuchung negatiy gewesen, jedoch traten spftter 
wieder Meningokokken im Nasenrachenraum aui Therapeutische Versuche 
mit Trockenseram, Pyocyanase etc. waren yergeblich. Bei der großen Ver- 
breitung der Träger ist eine Isolierung unmöglich, das einzige Mittel ist die 
Verbreitung eines Merkblattes, wie yonFlttgge angegeben, worin sie auf die 
Gefahr fttr sich selbst und fttr ihre Umgebung aufmerksam gemacht werden 
and wie sie eine Uebertragung der Erreger yon sich auf andere yermeiden 
kOnnen. 

Diskussion: Dr. Bruns- Gelsenkirchen hat ebenfalls das monatelange 
Haften der Kokken beobachtet Während des Höhepunktes der Epidemie sind 
Kokkenträger yiel häufiger, als bei der Abnahme der Krankheit. 

Kreisarzt Med. -Rat Dr. Schubert- COla: Keimträger wurden in den 
Familien in Vs do' VSXLe beobachtet, regelmäßig aber in den Schulen. In 
einem Falle war eine Uebertragung durch diese wahrscheinlich. 

Dr. Mayer« Wttrzburg fand in einem Fall Pausieren der Meningokokken- 
»usscheidung und späteres Wiederauftreten. Es scheint analog den Typhus- 
bazillenträgem auch periodische Kokkenträger zu geben. Die Äokken treten 
im Anschluß an meteorologische Einflttsse auf und yerschwinden wieder. 
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Dr. Gsaplewski-Cöln berichtet über Erfahrungeii ans der Cainei 
Epidemie. NamenUich ist ein Fall wichtig, wo ein an Pnenmonie erkranktes 
Kind als Kokkentrager anftrat. Trotzdem Anzeichen yon Meningitis absolut 
nicht bestanden, fanden sidi im Pnnktat Meningokokken. 

Dr. Brnns berichtet ttber einen Fall der üebertragnng dorch Meningo- 
kokkentrSger. 

Dr. Czaplewski macht Mitteilangen znr Technik der Meningokokken- 
nntersnchiingen. 

Dr. Seit er (Schloßwort) kann einen Zusammenhang mit meteorologischen 
Einflttssen nicht konstatieren. 

Dritte Sitzung am Freitag, den 25. September 1908. 

18. Ueber die -Prfiftuig yon chemisehen DesinfektionsmlttelB. Dr. 
Schneider-Hamburg stellt als Anforderung an Desinfektionsarbeiten,'' dafi 
beschrieben sein mttssen: 

1. Nährboden, 2. Art der Testbakterien, 8. Alter derEultur, 4. Zubereitung, 
des Testmaterials und die angewandte Menge, 5. Herstellung und Konzentration 
der Desinfektionsmischung, 6. Menge der Mischung, 7. Temperatur und Be- 
brtttune, 8. Dauer der Beobachtung der Nährböden, 9. Angabe der desinfizierenden 
Kraft des Mittels, mit dem das Mittel yerglichen wird, 10. Ausschaltung der 
entwickelungshemmenden Wirkung des ifittels, 11. möglichst Angabe der 
chendschen Zusammensetzung, namentlich bei neuen Mittdn, 12. ttbersichtlich 
zusammengestellte Yersuchsprotokolle. 

Diskussion: Dr. Wesenberg yerteidigt sich gegen den Vorwurf, 
er habe ungenau gearbeitet. Dr. Schneider antwortet darauf. 

Dr. Czaplewski-Cöln gibt die im bakteriologischen Laboratorium ii 
Cöln angewandte Methode der Prüfung yon Desinfektionsmitteln an. Es werden 
abgemessene Mengen Kulturen mit KochsalzlösuDg yer rieben und mit 
der gleichen Menge des Desinfektionsmittels in [doppelter Konzentration yer- 
mischt. Für angetrocknetes Material benutzt er nach Angaben des Unter- 
zeichneten anstatt der Granaten mit ihrer ungleichmäßigen Oberfläche Glas- 
kugeln yon bestimmter gleichmäßiger Größe. Nach Einwirkung des Desinfek- 
tionsmittels streicht er je eine Oese auf Serumplatte aus. 

Dr. Küster -Fräburg: Von der Mischung sind größere Mengen 
0,5 bis 1 ccm auszusäen. 

Dr. Czaplewski: Man kann 10 Tropf en auf 10 Platten aussäen, das 
ist V* <^cm. Die Wachstumshemmung wird aufgehoben durch Verdünnung 
beim Ausstreichen und durch die chemische Bindung mit Eiweiß. 

19. Dr. Kind borg -Bonn demonstriert eine Methode des Typhns- 
nachweises mittels Fuchsin -MalachitgrOnagar. 

Diskussion: Dr. Mosenberg (Typhusuntersuchungsanstalt Idar), 
24 Stunden sind für die erste Kultur zu lange. 

Dr. Kindborg: Es sind nicht genau 24 Stunden erforderlich. 

Dr. Ozaplewki hat gleiche Versuche angestellt mit befriedigendem 
Besultat. Wichtig ist eine Austitrierunj des Zusatzes yon Säurefuchsin. 

Dr. Kindborg: Die einzelnen Präparate des Säurefuchsins sind sehr 
yerschieden. 

B. GexnelnsohafUlohe Sitanng der Abteüung fftr innere Medisin, 

Pathologie und H7glene. 

Montag, den 21. September, nachmittags 5 ühr. 

üeber experimentelle enterogene Tuberkulose. Geh. Med.- Bat Prof. 

Dr. Orth-Berlin: Die Einwände die gegen die bisherigen Methoden der 

Tuberkelbazilleneinführung gemacht wurden, daß ganz zweifelsfreie Besultate 

nicht zu erzielen seien, yeranlaßten Ort h in Gemeinschaft mit Lydia Babi- 

no witsch, die Tuberkelbazillen den Meerschweinchen per Klysma einzuyerldben 

und eine Autoinfektion durch den Kot dadurch zu yerhüten, daß die Tiere bis 

zum Halse in einen undurchlässigen Sadc gesteckt wurden. Es fand schon 

nach 3 Tagen bei üeberimpfung yon Organteilen auf Meerschweinchen bei 

Blut und Lunge positiye Besultate. Bei den Tieren, die spontan eingingen, war 
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miliftre Taberknlose der Lange und der regionftren Lymphdrüsen yorhanden 
während der Darm in der Hälfte der Fälle unverändert war. Es können also 
beim Tier Taberkelbazillen aus dem Darm in den KOrper gelangen, ohne daß 
sich Darmyerändernngen finden. 

Es folgten noch einige Vorträge ftber Taberknlose, die jedoch nor ein 
rein klinisches Interesse haben. 

O. Gbemelnaame SltBnng mit den Abteilungen für G^n&kologie 
nnd Kinderheilknnde. 

Dienstag, den 22. September, nachmittags. 

Ueber die Fürsorge für aneheliehe Kinder. Dr. Kell er -Berlin nnd 
Dr. Beicher- Wien. Zanächst erstattet Dr. B e i c h e r das Bef erat im Auftrage 
des aaf der Natarforscherversammlang in Dresden zum Studium der Frage der 
Schaffang eines Findlingsgesetzes und der Findlingsfttrsorge gewälilten Komitees 
(Leopold-Dresden, Bubner a.Heabner-Berlin). Hierauf spricht Dr. Kell er - 
Berlin : Die Fürsorge erstreckt sich aof Bekämpfung der Kindersterblidikeit und 
Verhütung der Verwahrlosung. Die Bedeutung der Stillprämie beruht darauf, 
dafi durch diese viele Mütter zum Besuch der Säuglingsberatungsstelle bewogen 
werden, sodaß durch Belehrung auf sie eingewirkt werden kann. Den arbeiten- 
den Müttern müssen kommunale Einrichtungen die Sorge für das Kind abnehmen. 
Gesunde Kinder sind möglichst bald in Familien unterzubringen und zwar in 
den ersten Lebensjahren üi der Stadt, später auf dem Lande. Der üebelstand 
bei diesem System ist, daß dem Kinde nur dann geholfen wird, wenn die 
Mutter ihm Hülfe zu bringen wünscht. Die Grundfehler aller Findelhäuser 
nnd ähnlichen Einrichtungen ist, daß die Mutter yom Kind getrennt wird. 
Die besonders gefährdeten Elinder sind yom Staat aus unter Aufsicht yon 
Arzt und Pfiegerinnen (Leipziger System) zu stellen. Die Einrichtung einer 
Berafeyormundschaft ist zu empfehlen. 

Dr. Beicher gibt eine geschichtliche Uebersicht über die Entwicklung 
des Findlingswesens. Vorteilhaft ist die Berufeyormundschaft, die in Gemein- 
schaft mit der Armonyerwaltung für die Kinder zu sorgen hat. Sehr wichtig 
ist die üeberwachung bei unehelichen Kindern in kleinen Gemeinden, da die 
Gemeinde für sie zu zahlen hat und sie deshalb als Gemeinschädlinge ansieht. 

Die Vortragenden hatten eine Beihe yon Leitsätzen aufgestellt, die im 
wesentlichen die Berufsyormundschaft und eine üebernahme der Fürsorge durch 
größere zahlungsfähige Verbände fordern. 

Diskussion: Prof. Dr. F e e r - Heidelberg : Die Versammlung soll 
dafür eintreten, daß yom Staate aus für die unehelichen Kinder etwas getan wird. 

Dr. Escherich-Wien: Die Findelhäuser trifft der Vorwurf, daß sie 
leicht zu Seuchenherden werden können und das Band zwischen Mutter und 
Kind zerrissen wird. Säuglingsberatungsstellen sind nOtig, jedoch nur für 
gesunde Kinder. 

Dr. Bommel -München lenkt die Aufmerksamkeit auf die Ammenkinder. 
In der Beratungsstelle läßt sich die Trennung zwischen gesunden und kranken 
Kindern nicht durchführen. 

Prof. Dr. Siegert-Cöln: Für ältere Kinder ist yielfach die Einzelyor- 
mundschaft besser. Die pekuniäre Seite der Fürsorge soll durch große Ver- 
bände, die Beaufsichtigung durch kleinere Verbände geleistet werden. Auch 
kranke Kinder sind den Beratungsstellen zuzuführen. 

Dr. Schult e-Oöln: Die ärztliche Bean&ichtigung der Ziehkinder 
hat sehr gute Erfolge. Die Einrichtung einer Berufsyormundschaft ist dem 
Ermessen des Amtsgerichts überlassen. Bis zur Einsetzung eines Vormundes 
führt der Vorsitzende des Waisenrates dieses Amt. 

Prof. Dr. Schloß mann- Düsseldorf: Bei der Beform des Krankenyer- 
sichemngsgesetzes muß dies Gesetz auf die außerehelichen Mütter ausgedehnt 
werden. 

Dr. Weißwanger -Halle: Es ist dafür zu sorgen, daß die Mutter 
das Kind möglichst lange bei sich behält. In Fabriken sind Stillstuben, bei 
nur zweistündiger Mittagspause auch Fabrikküchen einzurichten. 

Prot Dr. Soltmann-Leipzig: Die Hauptursache ist die Herabmin- 
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demng der Kiaderaterblichkeit. Dabei dürfen luelielJche yon ehelichen nieht 
nnterMhieden werden. Fttr uneheliche und ans besonderer Veraniasenng (Orts- 
anne usw.) ftlr eheliche Kinder ist eipe Qeneralvormiudschalt einsoriditen. 

Dr, Ben top: Die Stillstaben sind yon den Gemeinden einxnrichten; 
die Mutterschaft -versichernng ist auch anf Dienstboten auszudehnen. 

Dr. K Ottgen -Dortmund: Die Meldung einer unehelidien Geburt soll 
im Interesse einer schnellen Fürsorge sofort nach der Geburt durch die Heb- 
amme geschehen. 

Dr. Escherich erklärt, er yerstände unter gesunden Kindern solche, 
die gesund in Behandlung kommen. 

Schlußwort: Dr. Keller: Die Fftrsorge soll sich nicht nur auf 
uneheliche Kinder erstrecken, jedoch soll fttr diese Zwangsaufsicht eingeführt 
werden. 

Dr. B eich er: Das Thema des Beferats beschr&nke sich nur auf die 
unehelichen. 

Die Versammlung nahm eine Besolution im Sinne der Vortragenden an. 

Die mit dem Kongreß yerbundene Ausstellung bot namentlich in hygie- 
nischer Hinsicht sehr yiel des Interessanten, woyon ich nur das Wich- 
tigste kurz erwähnen kann. Sehr schön und belehrend waren die yom 
biüsteriologischen Laboratorium und der Desinfektionsanstalt (Direktor Dr. 
Gz a p 1 e WS k i) yeranstaltete Ausstellung. Die dort befindlichen Desinfektions- 
apparate stellten den Werdegang der Formaldehyddesinfektion yon der ein- 
fachen Methylalkohollampe bis zu dem modernen Autan- und Festoformyer- 
fahren dar. Femer waren auf dieser Ausstellung allerhand Apparate zu bak- 
teriologischen und mikroskopischen Arbeiten (Spezial- Modelle des Laboratoriums) 
sowie Präparate yon in- und ausländischen ansteckenden Krankheiten. 

Weiter waren auf der Ausstellung die Firmen Leitz und Winckler 
mit den neuesten Errungenschaften im Mikroskopenbau yertreten und gaben 
Gelegenheit, sich yon den gewaltigen Fortschritten der letzten Jahre zu 
überzeugen. 

Ebenso zeigte die Firma Lautenschläger unter yielen anderen 
Apparaten einen Wasseruntersuchungskasten, der die ganzen zur chemischen 
und bakteriologischen Wassemntersuchung erforderlichen Apparate und Che- 
mikalien, letztere meist in Tablettenform enthielt. 

Von allgemein hygienischem Interesse war ferner noch die Ausstellung 
yon Modellen fttr Tropenhäuser und Krankenbaracken. Die betref- 
fende Gesellschaft hatte auch auf einem nahe gelegenen Grundstück 2 yon 
Ozaplewski angegebene, nach dem Shedsystem konstruierte Infektions- 
baradcen aufgeschlagen. Diese Baracken, je für 5 Betten konstruiert, können 
durch einfaches Auseinandersetzen zu jeder beliebigen Einheit zusammen- 

gestellt werden. Sie sind sehr scbnell aufgeschlagen und abzabrechen, haben 
n Innern eine sehr gute gleichmäßige Beleuchtung. Die Betten sind yonein- 
änder durch Boxen geschi^en, so diu jeder Kranke für sich isoliert ist. Es 
kann daher eine Baracke zur Unterbringung yon Kranken und Krankheitsyer- 
dächtigen zugleich benutzt werden, hk der einen Baracke befand sich eine 
Ausstellung yon Gerätschaften und Lehrmitteln des Zweigyereins yom Boten 
Kreuz Cöln, die andere war im Innern yoUstiudig als Krankenbaracke ausge- 
stattet 

D. Allgemeine SitBiing der xnedislnlsolieii Hanptgruppe. 

Dienstag, den 24. September 1908, nachmittags, 
üeber Yakilnetherapie. Prof. Dr. W r i g h t - London : Bedner bespricht 
zunächst die yerschiedenen Arten yon Scbutzstoffen, die der Körper bei In- 
fektion bildet. Dies sind 1. Agglutinine, 2. bakterizide Stoffe, 3. bakteriolyti- 
sehe Stoffe, 4. Opsonine, ferner noch andere unbekannte. Auf Grund des op- 
sonischen Indexes erläutert Bedner seine Therapie, die im wesentlichen darin 
besteht, dafi nach Abklingen des opsonischen Indexes eine neue Erhöhung des- 
selben durch kleine subkutane Einspritzungen eines yon homologen Bakterien 
fewonnenen Yakzins heryorgebracht wird. Ebenso ruft er diese Erhöhung 
urch „Autoinokulation*' heryor, d. h. dadurch, dafi er das Blut durch geeig- 
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Bete therapeutiQche Maßregelii durch den Krankheitsherd treibt. Zar Heiliing 
lokaler Prozesse ist es nötig, daß das mit Schatzstoffen beladene Blut aach 
an die ergriffenen KOrperst^en, in deren Lymphe sich wenig oder gar keine 
Schatzstoffe finden, hereingebracht wird; daraaf bemht z.B. die Bier sehe 
Staaang. Bedner beweist an der Hand zahlreicher Earyen, daß mit Erhöhung 
des opsonischen Indexes stets eine Besserung des Befindens, mit seiner Herald 
Setzung eine Verschlimmerung desselben parallel läuft Die Vakzinetherapie 
hat, da ihre Anwendung wegen der stetigen Eontrolle des opsonischen In- 
dexes sehr zeitraubend ist, wenig Aussicht, eine allgemeine Anwendung zu finden. 

Dt. Bein tker -Kalk b. Cöln. 



S. SelLtlon für gerlohtlloheSMedlzin und gleiohseitige Tagung 

der Deutsollen Qesellscliaft für gexichtliche Medizin. 

Erster Sitzungstag am 21. September. 

Nach Begrüßung der Versammlung durch den ersten Einführenden, Beg.- 
and Geh. Med. -Bat Dr. Busak-Cöln, sprach 

1. Geh. Med. -Bat Prof. Dr. Ungar-Bonn tlber die Bedeutung und 
Stellung der gerichtlichen Medizin. Er erinnert an seinen Vortrag bei 
der letzten Tagung der Natuiforscherversammlung in Cöln vor 20 Jahren 
über „die Bedeutung der gerichtlichen Medizin und deren Stellung auf 
deutschen Hochschulen **. Damals hatte sich gerade die Trennung der gericht- 
lichen Medizin von der Sanitätspolizei vollzogen, und der Vortragende konnte 
xeigen, daß die gerichtliche Medizin eine besondere eigenartige Disziplin 
der medizinischen Gesamtwissenschaft bilde; er forderte, daß im Literesse der 
Bechtspflege dem Studium dieser SpezialWissenschaft eine besondere Bedeutung 
beigelegt und ilir eine entsprechende Stellung auf deutschen Hodischulen ein- 
geräumt werde, deren sie bis daliin ermangelte. 

Es ist dankbar anzuerkennen, daß inzwischen auf deutschen und speziell 
preußischen Hochschulen viel für die gerichtliche Medizin geschehen ist. 
Leider giebt es aber auch heute noch deutsche Hochschulen, auf welchen ein 
Vertreter der gerichtlichen Medizin yöllig fehlt oder es doch an einer ge- 
nügenden Vertretung der gerichtlichen Medizin mangelt. Die große Mehrzahl 
der Lehrer der gerichtlichen Medizin muß heute noch auf die für den Unter- 
richt und die wissenschaftliche Bearbeitung so nötigen Hilsmittel eines wohl- 
eingerichteten gerichtärztlichen Instituts verzichten. Als einen der Fortschritte 
erwähnt Ungar sodann die Vorschrift, daß bei der Meldung zur ärztlichen 
Prüfung der Nachweis zu erbringen ist, daß der Kandidat eine Vorlesung über 
gerichtBche Medizin gehört hat und daß die Zulassung zur Kreisarzt prüfung 
in Preußen von dem Nachweise der Teilnahme an einem mindestens 3 monat- 
lichen gerichtlich - medizinischen Kursus abhängig gemacht ist. 

Aber es bleibt noch vieles zu wünschen übrig. Während in fast sämt- 
lichen anderen Kulturstaaten die gerichtliche Medizin durch einen Ordinarius 
in den medizinischen Fakultäten vertreten ist und die gerichtliche Medizin 
als den übrigen Diziplinen gleichberechtigt behandelt wird, giebt es in Deutsch- 
land für die gerichtliche Medizin nur Extraordinariate. Die Studierenden sind 
nur allzuleicht geneigt, die Stellung eines Faches nach der Stellung zu be- 
urteilen, welche dessen Vertreter eingeräumt wird. Auch bei der ärztlichen 
Prüfung findet in Wirklichkeit die gerichtbche Medizin nicht die nötige Berück-* 
sichtigung. Unter der wenig bevorzugten Stellung der Vertreter der gericht- 
lichen Medizin leidet auch vor allem das Ansehen der Disziplin in foro. End- 
lich gelingt es wegen der ungünstigen Stellung der Lehrer der gerichtlichen 
Medizin auf deutschen Hochschulen nur schwer, die geeigneten Ldirkräfte für 
dieses Fach zu gewinnen, denen auch kein materieller Ersatz und nicht die 
Aussicht auf Buhm als Triebfeder dienen können. 

Der Vorsitzende spricht den Wunsch aus, daß eine nicht allzuferne 
Zeit der. gerichtlichen Medizin die erhoffte Gleichberechtigung bringen möge. 

In der Diskussion stellt Puppe die Uebereinstimmung aller An- 
wesenden mit den Worten Ungars fest. Die soziale Medizin und die gericht- 
liche Medizin gehören zusammen. Ziemke hält es für erforderlich, daß die 
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soaiale Medizin unter die Prflfnngsläeher der StaatsprUinng aufgenommen 
wird. Es ist su fordern, daß den Proyinzial - Medizinaikollegien ein Vertreter 
der gerichtlichen Medizin an der üniFersität oder, wo eine solche fehlt, obu 
Gerichtsarzt angehört 

2. Med. -Bat Prof. Dr. P u p p e - Königsberg : Die krtminaUstiselie 
Bedeutung der Znsammensetzung zertrUmmerter Schädel ror der Hanpt- 
rerhandlung. 

Oft treten nachträglich bei der Schädelpräparation Erscheinungen herror, 
die anfangs bei der Obduktion nicht zu Tage getreten sind. Es ist ein Kunst- 
fehler, wenn ein yerletzter Schädel asseryiert wird, ohne daß die ßruclistücke 
wieder zusammengestellt werden. In zwei FäUen ergab die Wiederzusammen- 
setzung zertrümmerter Schädeldächer dem Vortragenden besonders wertvolle 
Ergebnisse, in dem einen hinsichtlich der Zahl der Verletzungen, in dem 
anderen hinsichtlich der Art des Werkzeuges, was er an der Hand der 
Präparate näher erläuterte. Im ersten Falle handelte es sich um den Tod einer 
Person durch Erschlagen mit einer eisernen Keule. Bei der Obduktion fanden 
sich 7 Hautwunden auf dem Kopf und 3 Lochbrttche mit Banddepressionen im 
Schädeldach. In der Verhandlung sprach sich Puppe dahin aus, es habe 
wahrscheinlich dreimal eine stumpfe Gewalt auf den Schädel eingewirkt. Der 
Schädel ging nach der Verhandlung dem Institut für Staatsarzneikunde zu 
Puppe fand jetzt bei weiterer Präparation entsprechend den 7 Hautwunden 
auch 7 elipsenförmige Eindrücke am Knochen. Man mußte also danach an- 
nehmen, daß siebenmal zugeschlagen worden war. 

In einem zweiten Falle, in dem die rechte Schädelhälfte des Getöteten 
in verschiedene Fragmente zersplittert war, hatten die Obduzenten es für un- 
wahrscheinlich erklärt, daß die Verletzungen durch eine Forke hervorgerufen 
worden seien. Nach Wiederzusammensetzen des zertrümmerten Schädels konnte 
Puppe deutlich loch- resp. kraterförmige, wie durch eine Kugel geschlagene 
Verletzungen des Schädelknochens nachweisen und dadurch den ScMuß ziehen, 
daß die Verletzungen in der Tat durch die Zinken einer Forke hervorgerufen 
worden seien. 

In der Diskussion weist Kockel darauf hin, daß die Präparaüon 
am Schädel mitunter Fissuren hervortreten lasse, die anfangs nicht zu erkennen 
waren. Ungar konnte in einem Fall, in dem bei einem nicht reifen Kinde 
die Frage aufgeworfen war, ob es sich um eine Sturzgeburt aus nicht großer 
Höhe oder eine äußere Gewalteinwirkung gehandelt habe, nach der Mazeration 
des Schädels nachweisen, daß eine hochgradige Genesis imperfecta vorlag. 
Auch Puppe, F. Leppmann,Ziemke, ßeumer halten es in vielen Fällen 
für unerläßlich, Präparate zum Zwecke weiterer Untersuchung und zur Demon- 
stration vor dem Bichter in Verwahr zn nehmen. 

3. Dr. H. Molitoris -Innsbruck: Erfahrungen zur Frage des biolo- 
glsehen Blutnachweises. 

Nach kurzer Würdigung der biologischen Methode zur Identifizimng 
verschiedener Eiweiss- Arten bespricht der Vortragende ein Verfahren zur 
Herstellung von Antisera, welches schon längere Zeit im Institute für gericht- 
liche Medizin der k. k. Universität Innsbruck geübt wird und sich als überaus 
brauchbar erwiesen hat. Die Hauptschwierigkeit, hochwertige Antisera zu er- 
halten, liegt bekanntlich in der Beschaffung des geeigneten Impf materiales ; 
sie kann unüberwindlich werden, wenn es sich um nicht in dem Haus- 
halte des Menschen vorkommende Tiere, z. B. Jagdtiere der verschiedensten 
Art handelt. In strafgerichtlichen FäUen von Wilddiebstählen z. B. wird dem 
Sachverständigen die Frage vorgelegt, ob eine blutverdächtige Verunreini- 
gungvon einem bestimmten Blut, Gems-, Beh-, Hirsch- oder Binds- bezw. 
Schweinsblut herrühre; es genügt dabei nicht, Binds- bezw. Schweinsblut 
auszuschließen, denn der Biditer verlangt eine positive Beantwortung. Zur 
Beschaffung der entsprechenden Antisera müßten nun die fraglichen Tiere zur 
Entnahme des Impfmateriales jeweils zur Verfügung stehen, was naturgemäß 
ungeheure Kosten verursachen würde. 

Der Vortragende hat auf Anregung seines Chefs, Prof. Dr. C. Ipsen, 
frisches Blut von verschiedenen Tieren (im Schlachthause bei Haustieren aul-» 
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gefangenes und gelegentlich bei Jagden den erlegten Tieren entnommenes 
Blut) in offenen Schalen an der Luft möglichst rasch und yor Verunreinigung 
geschützt, getrocknet, die getrocknete Masse in Eeibschalen zu einem feinen 
Pulver yerrieben, dieses Pnlyer in destillirtem Wasser oder physiologischer 
Kochsalz -Losung gelöst und als Impfmaterial benutzt. Dabei konnte er fest- 
stelleg, daß geeignete Tiere nach 5—6 maligem Einverleiben yon je 4—5 com 
einer solchen ßlaUösung mit einer Glasspritze unter die Bückenhant Überaus 
hochwertige Sera lieferten. Auch Blut yon frischen menschlichen Leichen 
(z. B. Haematoperikard oder Haematothoraz nach Stich- oder Schnßyerletzungen) 
wurde in der gleichen Weise zur Herstellung yon hochwertigem menschlichen 
Antiserum verwendet. Auf diese Weise ist es möglich, mit verhältnismäßig 
geringen Blutmengen sich für eine größere Spanne Zeit (100—150 ccm Blut 
genügen für 1—2 Jahre) das Impfmaterial stets zur Verfügung zu halten, 
weil das Blut im getrockneten Zustande an Wertigkeit nichts verliert und 
1 g des Blutpulvers für die einmalige Injektion mehrerer Versuchstiere genügt. 

Die Verluste an Versuchstieren, welche durch die Einverleibung der 
keineswegs sterilen Lösungen bedingt werden, sind unverhältnismäßig groß, wi^ 
wohl erfahrungsgemäß gerade Kaninchen bei der Einverleibung auch von nicht 
keimfreien Flüssigkeiten unter die Bückenhaut sehr widerstandsfähig sind. 
Um diese Verluste möglichst zu vermeiden, genügt es, den Tieren die Lösungen 
in etwas größeren Zwischenräumen (4—5 Tagen) einzuflößen und im Falle von 
umschriebenen Eiterungen bis zu deren Ausheilung die Impfungen auszusetzen» 
Werden die Lösungen fraktionirt sterilisirt (durch mehrere Tage bei 56— 58 ®C.), 
80 vertragen die Versuchstiere die Iigektionen solcher Blutlösungen gleich wie 
die von steriler Ascites - Flüssigkeit. Hervorgehoben wird, daß die Lösungen 
durch diese Sterilisirung an Wert nicht einbüßen. 

Dieses Verfahren zur Herstellung hochwertiger Antisera wird in dem 
Institute für gerichtliche Medizin der k. k. Universität Innsbruck schon seit 
etwa 2 Jahren geübt und hat es ermöglicht, in zahlreichen strafgerichtlichen 
Wilddiebstahlsfällen die Fragen in präziser Weise zu beantworten; man war 
in der Lage, innerhalb 25—30 Tagen hochwertige Beb-, Gems- und Hirsch- 
Antisera sowie auch die der Haustiere (Bind, Schwein, Schaf und Pferd) 
bereit zu stellen. Auch menschliches Antiserum wird auf diese Weise durch 
Eintrocknen der von frischen Leichen entnommenen Blutmassen bereitet, man 

gelangt dabei rascher zum Ziele, als bei Einverleibung von Ascites- oder 
[ydrozelen- Flüssigkeit. (Eigenbericht). 

Diskussion: L e er s- Berlin: Die Verwendung von getrocknetem 
Blute ist auf die Fälle zu beschränken, in denen kein entsprechendes frisches 
Serum zu erlangen ist, mit dem Leers und Weidanz doch bessere Be- 
sultate erzielt haben. Am schnellsten ftkhrt die intravenöse Einverleibung 
zum Ziel; Beumer hat wie Molitoris mit getrocknetem Blute gute Er- 
fahrungen gemacht. 

4. Dr. Weidanz -Berlin- Lichterfelde, Hilfsarbeiter im Kaiserlichen 
Gesundheitsamte: Zur Technik und Methodik der biologischen Eiwels- 
4UrerenzieruBg. 

Bekanntlich hat ühlenhuth eine Methode angegeben, mit der es mit 
absoluter Sicherheit gelingt, Menschen- und Tierblut von einander zu unter- 
scheiden, ja, in jedem einzelnen Falle festzustellen, ob das Blut vom Menschen, 
Schwein, Hammel, Hund etc. herrührt Die Methode beruht darauf, daß das 
Blutserum von Kaninchen, die z. B. mit Menschenblut vorbehandelt sind, die 
Eigenschaft besitzt, nur in Menschenblut, nicht aber in anderen Blutarten einen 
Niederschlag bei Zusatz des Serums zu erzeugen. Nur in Affenblut tritt ent- 
sprechend seiner Verwandtschaft mit dem Menschen ein Niederschlag auf. Es 
ist begreiflidi, daß diese ausgezeichnete Methode bereits in zahlreichen Prozessen 
zur Erforschung der Wahrheit wichtige Dienste geleistet hat. In Deutschland 
und in allen andern Kulturstaaten ist die Methode in die forensische Praxis 
eingeführt. 

Ein weitere praktische Verwendung hat das Verfahren von ühlenhuth 
für die Fleisch- und Nahrungsmittel-Untersuchung gefunden. 
Mit dieser Methode ist es leicht möglich, in Wurst, Hackfleich und sonstigen 



Digitized by 



Google 



172 Bericht ttber die 80. Veisammliutg 

Bancherwaren zu ermitteln, ob in denselben Pferdefleisch yorhanden ist, oder 
nicht. Da mit den bisherigen chemischen Methoden ein solcher Nachweis 
weder in der Warst noch anderen Fleischgemischen mOglich war, so ist durch 
das Verfahren eine wesentliche Lücke in der Fleischbeschaa ausgefüllt. Seit 
dem 1. April d.J. ist diese Methode nach den yonUhlenhath und Weidanx 
im kaiserlichen Gesnndheitsamte ausgearbeiteten Vorschriften für die Auslands- 
iieischbeschau gesetzlich yorgeschrieben. 

Ein weitere praktische Verwendung hat diese biologische Methode er- 
langt zur Unterscheidung der yerschiedeneniiMi Ich arten. 

Auch für die Untersuchung yon Nährpräparaten läßt sich das biolo- 
gische Verfahren yerwendeo, wie dies die Untersuchungen yon Uhlenhuth, 
Weidanz, Gruber, Schmidt u. a. gezeigt haben. 

Im (Gegensatz zu yielen anderen Methoden genügen hier bereits kleinste 
Mengen yon Untersuchungsmaterial. Bedient man sich der yon Haus er, 
Uhlenhuth, Carnwath angegebenen Eapillarmethode, so kann die Beak- 
tion z. B. noch mit dem mülionstel Teil eines Kubikzentimeters Blut aas- 
geführt werden. 

Hochinteressant ist es, daß es Uhlenhuth, Weidanz und Angeloif 
mit dieser Methode gelungen ist, in Mücken, Wanzen, Flöhen und Fliegen die 
Herkunft des yon diesen Tieren gesogenen Blutes nachzuweisen. Das hat eine 
Bedeutung für die Feststellung des Blutlieferanten für die „Glossina palpalis,*^ 
die Uebenrägerin der Schlafkrankheiten. 

Eine weitere Blutdifferenzieruogemethode ist neuerdings yon Neiße r und 
Sachs angegeben, die sogenannte Eomplementbindungsmethode. 
Da ihre Ausftlhrung im Gegensatz zu der weit einfacheren Uhlenhuth sehen 
Methode sehr umständlich und ihre Beurteilung außerordentlich schwierig ist, 
so ist sie ftLr die allgemeine forensische Praxis nicht zu empfehlen. Besser 
läßt sich dagegen die Methode, wie das die Untersuchungen aus dem Ehr- 
lich sehen Institute beweisen, bei rein wissenschaftlichen Laboratoriumsyersuchen 
zur Untersuchung reiner Eiweis&toffe yerwenden. Für derartige Zwecke hat 
der Vortragende im Kaiserlichen - Gesundheitsamte ein Verfahren angegeben, 
das gestattet, mit sehr kleinen Fiüssigkeitsmengen die Eomplementbindungs- 
methode auszuführen. Mit dieser Technik ist er auch im Stande, mit 
einigen Tropfen Blut die Wassermannschen Syphilisreaktionen aus- 
zuführen. Für diese Hämolyse - Versuche demonstriert der Vortragende einen 
Apparat, der es gestattet, in bequemer Weise den Verlauf der Reaktionen 
fortwährend yom Arbeitsplatz aus zu beobachten. (Eigenbericht). 

5. Dr. 0. Leer s -Berlin: Zum quantitatiyen Blntnachweis. In foren- 
sischen Fällen handelt es sich oft um ältere, faulige oder erhitzte Blutobjekte, 
deren Extraktion kein reines Oxy Hb, yielmehr Met Hb oder Ht ergiebt. In 
diesen Fällen giebt die yon Strassmann und Ziemke inaugurierte kolo- 
rimetrische Bestimmung der Biutmenge mit dem yon Sahli yerbesserten 
Go w er s sehen Hämometer exaktere Besultate, als mit den bisher gebräuch- 
lichen, auf Oxy Hb eingestellten Apparaten yon Gowers oder Fleischl- 
Miescher. Die Testlösung des S ahlischen Instrumentes (bei E. Leitz 
erhältlich) ist eine mit ^jio Normal Salzsäure bereitete Ht-lösung. Dieselbe 
Umwandlung in Ht wird mit der zu untersuchenden Blutlösung yorgenommen, 
so daß die yöllige farbliche Uebereinstimmung gewährleistet ist. L. demon- 
striert die Technik und die Berechnung bei der quantitatiyen Blutbestimmung: 
mit Sahli 's Hämometer, giebt dazu geeignete Blutextraktionsmittel an und 
teilt die Ergebnisse seiner Versuche, besonders auch im Vergleich zur biolo- 
gischen Methode nach A. Schulz mit. Diese giebt in frischen Fällen die 
besten Besultate; in den eingangs erwähnten ist jedoch die kolorimetrische 
Bestimmung yorzuziehen. (Eigenbericht). 

Zweiter Sitzungstag am 22. September. 

6. Dr.O. Leers- Berlin: Zum spektroskopiseheH Naehweis kleinster 
Blutspnren. 

Leers demonstriert eine neue Methode des spektroskopischen NacL-> 
weises kleinster Blutspuren an forensischen Objekten, die einer Auslaugnn^, 
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Ausseifuig oder andersartigen Einwirkung ausgesetzt worden sind, wodorcli 
der Blntlarbstofl mehr oder weniger yollständig entfernt oder serstOrt ist. 
Aach der mikrospektroskopische Nachweis läßt in diesen Fftllen oft im Stich. 
Leers mazeriert das Blntobjekt mit alkoholischer konz. KOH im Probier- 
röhrchen, fügt wenige Tropfen (5—6) Pyridin und 1—2 Propfen Schwefelammon 
hinzu. Es bildet sieh beim Darcbschfltteln eine Emnlsion, ans der sich nach 
kurzer Zeit das mit dem vorhandenen Blutfarbstoff beladene Pyridin nach oben 
steigend absetzt und klar und frei yon körperlichen Beimengungen den auf 
diese Weise eingeengten Blutfarbstoff im Haemochromogenspektrum zeigt 
Unter Umständen kann die Pyridinschicht abpipettiert und auf erhitztem 
Objektträger, noch wditer eingeengt werden zum mikroq»ektroskopisehen Nach- 
weis der kleinsten Blutmenge. 

Die Methode eignet sich auch besonders dann, wenn der Blutfarbstoff 
in der Extraktionsflflssigkeit durch andere Earbstoffbeimengungen rerdeckt 
wird. (Eigenbericht). 

7. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Ungar- Bonn: Der heutige Stand der 
Lehre yen der Hagendannprobe* 

Die Magendarmprobe hat bisher noch nicht die allgemeine Würdigung 

Sefunden, die ihr yermöge ihrer praktischen Bedeutung zukommt. Weder in 
en neuen preußischen Vorschriften für das Verfahren der Gerichtsärzte usw. 
noch bei den entsprechenden in den ttbrigen deutschen Staaten geltenden Vor- 
schriften ist der Magendarmprobe die ihrer Bedeutung entsprechende Stellung 
zuteil geworden. 

Die alte Breslau sehe Ansicht, die GasfUllung des Magens und Darmes 
beim Neugeborenen erfolge durch Au&iahme der atmosphärisdien Luft mittels 
Schluckbewegungen, kann nicht aufrecht erhalten werden; auch nicht im 
ganzen Umfange die Kehr er sehe Theorie, dafi beim Neugeborenen während 
der Inspiration eine negatiye Drnckschwankung im Magen eintrete und daß 
so, wenn gleichzeitig durch Verschlucken tou Schleimmassen die Wände der 
Speiseröhre entfaltet wttrden, eine Ansangung der Luft in den Magen statt- 
fände. Eine Luftaufnahme durch einfaches Schlucken gab Kehr er nur fttr 
die kleinen, in zähem Schleim eingebetteten Luftbläschen zu. 

Ungar wies durch manometrische Messungen mittels eines bis in den 
Brusttdl der Speiseröhre eingeführten Katheters nach, daß auch beim neuge- 
borenen £[inde während der Lispiration im Oesophagus ein negativer Druck 
eintritt. Ftthrte ferner U. bei durch Sectio caesaria in den unyerletzten Ei- 
häuten entwickelten Tieren, ehe dieselben etwa Luft einatmen oder yer- 
schlucken konnten, einen das Lumen der Speiseröhre ausftQlenden, also das 
Verschlucken yon Luft yOllig yerhindernden Katheter mit dessen unterem Ende 
bis in den Brustteil der SpdserOhre, während das obere Ende am Munde her- 
ausragte, so wurden Magen und Darm lufth^tig, und zwar um so stärker und 
rascher, je großer das Lumen des Katheters war. Bei diesem Versuche erfolgte 
zweifellos die Luftaufnahme in den Oesophagus durch den bei der inspira- 
torischen Thoraxerweiterung im Thorax entstehenden negativen Druck und 
yon dort weiterhin in den Magen durch die Kontraktionswellen der Oesophagus- 
muskulatur. Wurde dagegen der Katheter bis in den Magen geführt, so blieb 
dieser luftleer, ein Beweis fttr die Bichtigkeit der Anniäme, daß die Luft 
nicht, wie Kehrer meinte, seitens des Magens aspiriert wird. Eine solche 
offene Kommunikation zwischen dem Brusttdl der Speiseröhre und der atmo- 
sphärischen Luft, wie sie bei der Einftthrung des Katheters Beschaffen war, 
besteht nun beim Neugeborenen nicht immer, da die vordere und hintere Wand 
der Speiserohre in der Hohe des Bingknorpels aneinanderliegen. Wird aber, 
wie es bei jeder tieferen und energischeren Inspiration geschieht, der Kehlkopf 
nach vom und unten bewegt, so idrd die an dem Bingknorpel fixierte vordere 
Wandung des Oesophagus mitbewegt und von der hinteren Wandung abge- 
zogen. Dies wird besonders bei den ersten inspiratorischen Atembewegungen 
der Neugeborenen, die in der Begel besonders tief und energisdi erfolgen, an- 
treten. Aber auch, nachdem die Lungen lufthaltig geworden sind, treten tiefe 
Inspirationen als physiologischen ErschSnung auf. „Diese Auffassung erklärt auch 
die yon v. Hof mann hervorgehobene Tatsache, daß bei der inspiratorischen 
Dyspnoe bei der Verstopfung der gröberen Luftwege umsomehr Luft in den 
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Magen und Dann gelangt, je weniger in die Longe aspiriert wird. Dadurcli 
aber, dafi die LnftfiUlnng des Magen -Darmtraktns darcii die inspiratoriache 
Erweiterung des Brustkorbes yermittelt wird, bildet die Magendarmprobe in 
letzter Linie gleichsam eine Art Atemprobe.^ Allerdings miä mit Kehr er 
angenommen werden, daß die feinen in Schleim eingebetteten LnftblascheD, 
die sich zuweilen im Magen vorfinden, durch einen Sdüuckakt hinabbefdrdert 
worden sind. 

Ungar fuhrt weiterhin eine Beihe statistischer ZusammensteUnngen aus 
der Literatur an, aus denen heryorgeht, daß nur yerhältnlBmäßig sdten in 
F&llen, in denen sich durch die Lungenprobe ein Leben des Spindes nmch- 
wdsen ließ, der Magendarmtriüstus nicht lufthaltig war. Das • Fehlen der 
Luft im Magendarmkanal bei Lufthaltigkeit der Lungen ist oft so zu erklären, 
daß nur ein oder wenige Atemzüge zur Aufblähung der Lungen nötig sind, 
in den Magen aber die Luft nur langsam, nach tiefen Inspirationen gelangt 
resp. nur ein hinreichend großes Luftquantum in den Oesophagus aufgenommen 
und durch dessen Kontraktionswellen weiterbefOrdert wird. 

Es besteht auch die Möglichkeit, daß Magen und Darm ihren Luftgehalt 
dadurch wieder yerUeren, daß die Luft seitens der Schleimhaut yöliig resorbiert 
wird, wozu allerdings im Gegensatz zur Absorption der Luft aus den Lungen- 
alyeolen eine yerhältnismäßig sehr lange Zeit gehört. Einschlägige Fälle ans 
der Literatur und eigenen Erfahrungen werden mitgeteilt. 

Umgekehrt kann auch der Magendarmtraktus lufthaltig sein, während 
die Lungen luftleer sind. Interessant ist u. a. die Mitteilung yon Harbitz 
aus jüngster Zeit, der bei 32 Obduktionen neugeborener Kinder 8 mal bei der 
Magendarmprobe ein positiyes Besultat hatte, während die Lungen atelekta- 
tisdd waren. In solchen Fällen besteht die Möglichkeit, 1) daß wegen Ver- 
legung der gröberen Luftwege die Luft nicht in die Lungen eindringen konnte, 
2) daß Neugeborene wegen mangelnder Beife oder Lebensschwäche nicht die 
genügende Kraft besitzen, die zur Entfaltung der Lungen gehört, 8) daß Inft- 
haltig gewordene Lungen ihren Luftgehalt wieder yerloren haben. 

,yEs bestehen |ako yerschiedene Möglichkeiten, daß durch die Magen- 
darmprobe der Beweis des Gelebthabens erbracht werden kann, während die 
Lungenprobe ein negatiyes Besultat hatte. 

Nicht unter allen Umständen kann ein Gasgehalt des Magendarmtraktos 
den Beweis für ein intrauterines Leben erbringen. Durch die Schultz eschen 
Schwingungen und durch Einblasen kann Luft in den Darm gelangen. Eine in- 
trauterine Luftaufnahme kann wie in die Lungen, so auch in den Magendarmkanal 
erfolgen bei solchen Geburten, bei welchen die Bedingungen für ein Eindringen 
der Luft in die Gebärmutter besonders günstige sind. 

Des weiteren geht Ungar auf die Lufthaltigkeit des Mag«idarm- 
kanals infolge yon Fäulnis ein. Magen und Darm können durch Fäulnis 
gashaltig und schwimmfähiff werden. Aber selbst yorgeschrittene Fäulnis 
yerleiht gar nicht so leicht dem Magen und Darm Schwimmfähigkeit «Eine 
gleichmäßige ununterbrochene zusammenhängende Gasfüllung des Magens und 
der angrenzenden Dünndarmpartien berechtigt zu der Annahme, daß der 
Magendarmtraktus nicht allein durch Fäulnis aufgetrieben ist**. Es ist freilich 
mit der Möglichkeit zu rechnen, daß sich in schleimigem Mageninhalt einmal 
ausnahmsweise kleine Gasmengen durch Zersetzungsyorffänge gebildet haben 
können, während die Leiche sonst noch keine Zeidben der Fäulnis darbietet. 
(Es wurden hier zwei yon Straßmann beobachtete Fälle ausführlich zitiert.) 

Was die Schlüsse aus dem Ergebnis der Magendarmprobe auf die 
Lebensdauer der Neugeborenen anlangt, so ist, wie aus dem Gesagten heryor- 
geht, wenn Magen und Darm sich als luftleer erweisen, doch nicht der Schluß 
gerechtfertigt, daß das Kind gleich unmittelbar nach der Geburt gestorben 
sd. So hat Lesser 8 Fälle aufgezählt, in welchen der Darm nicht 
lufthaltig befunden wurde, obschon der Tod erst in V*— 12 Stunden nach der 
Geburt eingetreten war. Ist nicht nur der Darm, sondern auch der Magen 
luftleer, so ist auch noch nicht ohne Weiteres anzunehmen, daß das Kbid 
gleich unmittelbar nach der Geburt gestorben ist, wenn auch in diesem Falle 
ein minutenlanges, kräftiges Leben bei unbehinderter Luftzufuhr unwahrschdn- 
lich ist. — Sind Magen und auch nur ein größerer TeU des Dünndarms so 
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• 
mit Lnft aufgebläht, dafi sie auf der Oberfläche des Wassers schwimmen, so 
ist als sicher anzunehmen, daß der Tod des Kindes nicht sofort nach der 
Gebnrt erfolgte, daß dasselbe znm mindesten noch einige Minuten nach der 
Gheburt gelebt und zwar nnter Umständen gelebt hat, die den Zutritt der 
liiift zu Mund- und NasenOffnnngen gestatteten, vorausgesetzt, daß fttr die An- 
nahme, die Luftaufnahme in die Lungen sei etwa durdi Verstopfung der zu- 
führenden Luftwege oder durch Lebensschwäche behindert gewesen, kein An- 
halt Torliegt. Bei einer Luftanfüllung des ganzen oder fast des ganzen Dttnn- 
darms darf man ein stundenlanges Leben für wahrscheinlicher hsdten, als wie 
ein Leben yon nur einigen Minuten. Aus dem umstände, daß auch das Kolon 
mit Luft aufgebläht ist, ist zu schließen, daß das Kind stundenlang gelebt hat. 

Gerade darin, daß die Magendarmprobe wichtige Anhaltspunkte fttr die 
Lebensdauer des Neugeborenen geben kann, ist ein Vorzug der Magendarmprobe 
Tor allen anderen Lebensproben, vor allem auch yor der Lungenprobe zu 
erblicken. 

Diskussion: Puppe undBeumer sprechen ebenfalls ihr Bedauern 
darttber aus, daß in den neuen ObduktionsTorschriften nicht die Anstellung 
der Magendarmprobe unbedingt gefordert wird. 

8. Geh. Ober -Med. 'Bat Prof. Dr. Frit seh -Bonn: Ueber [die Be- 
rechtigung zum künstlichen Abort. 

Die Fruchtabtreibung als therapeutische Maßnahme ist eine durchaus 
gerechtfertigte Operation. Aber derartige Fälle sind so selten, daß selbst in 
großen Kliniken ein bis zwei Jahre yergehen können, ehe ein solcher Fall ein- 
tritt. Man kann keine allgemeine Begel aufstellen; jeder einzelne Fall muß 
indiyiduell behandelt werden. Frit seh erkennt nur zwei Indikationen zur 
Einleitung des künstlichen Aborts an : Hyperemesis gravidarum und Tuberkulose 
der Schwangeren. An Hyperemesis hat F. in 40 Jahren 5 Frauen eingehen 
sehen, die durch künstlidien Abort hätten gerettet werden können. Bei der 
Tuberkulose ist eine genaue Ueberlegung unter besonderer Berücksichtigung 
der IndiTidualität der Fälle noch viel notwendiger und schwieriger. F. hat 
eine sichere bazilläre Tuberkulose während der Schwangerschaft in einer 
Heilstätte heilen und dann auf 10 Jahre nicht wieder zum Ausbruch kommen 
sehen. Hier stützt sich die Indikation oft in erster Linie mehr auf die äußeren 
Verhältnisse, als auf die pathologisch- anatomischen Veränderungen. Der 
sresunde Menschenverstand wird es immer fttr richtiger halten mttssen, ein 
Menschenleben zu opfern, als zwei zu Grunde gehen zu lassen. Es ist immer 
zu fordern, daß eine eingehende Krankenhausbeobachtung vorhergeht und daß 
vor Ausftthrung der Operation eine Konsultation von 2 oder 3 Aerzten in 
bezug auf die Indikationsstellung stattfindet. Fritsch geht dann näher auf 
das Verfahren der Operation ein. 

In der Diskussion erwiedert auf eine Anfrage üngars der Vor- 
tragende, daß er als „Gerichtsarzt** die Forderung eines vorhergehenden Kon- 
siliums mehrerer Aerzte und einer Krankenhausbeobachtung nicht würde als 
unbedingt hinstellen können, und auf eine Anfrage Pupp es, es sei noch 
niemals an ihn die Frage herangetreten, bei Geisteskranken die Schwanger- 
schaft zu unterbrechen. Auch bei Epilepsie komme es fast niemals zur 
Unterbrechung der Schwangerschaft. Epileptische Anfälle kommen in der 
Schwangerschaft oft vor, wiShrend dar Geburt aber nicht. 

9. Prof. Dr. Ko ekel -Leipzig: Der mikroskopisehe Bau derVogel- 
fedem und seine Bedeutung für die Kriminalistik. 

Ausgehend von der Tatsache, daß die mikroskopische Untersuchung von 
Menschen- und Tierhaaren in Kriminalfällen häufig wichtige Aufklärungen zu 
bieten vermag, hat es Vortragender unternommen, den mikroskopischen Bau 
der Vogelfedem und seine Bedeutung fttr die Kriminalistik näher zu prüfen. 
Für die Aufklärung des Tatbestandes besonders bei Gefittgeldiebstählen und 
Wilddiebereien kann es unter umständen sehr bedeutungsvoll sein, aus Flaum- 
federn und feinsten Teilchen solcher, die an Kleidern, Säcken etc. haften, ab- 
zuleiten, von welcher Vogelart sie stammen. Das ist nach den Ausführungen 
des Vortragenden mit dem Mikroskop oft möglich ;| denn die Daunen der 



Digitized by 



Google 



176 Bericht ttber die 80. Veraammliuig 

SchwünmYdgel, Tanben und Eulen sind mikroskopisch so charakteristifleh 
gebaut, daß ihre Herkanlt mit Sicherheit zu erkennen ist; auch nnteischeideii 
nch die Flanmledem dieser drei Vogelordnongen scharf Ton denen der Htthner- 
arten. Ja es ist selbst möglich, die Dannenfedern der Ente von denen der 
Gans und selbst die des Schwans auf Grund ihres mikroskopischen Verhalteos 
SU differenzieren, ebenso ide die mancher Eulenarten. 

Vortragender gelangt zu dem Schluß, daß die von ihm geprüften 
Befunde an Vogelf edem wohl geeignet seien, in dem yor Gericht durch Tatsachen 
zu fflhrenden Beweis gelegenUich eine idchtige Bolle zu spielen. 

(Eigenbericht) 

10. Prof. Dr. L c h t e - Göttingen : Zur Identifliienmg daktyloskopischer 
Fingerabdrficke. 

Der Vortragende hat sich die Frage vorgelegt, ob es möglich ist, 
die Identität von Fingerabdrucken mit Hilfe des Stereoskopes in der Verhandlung 
dem Bichter deutlich zu machen. 

Die Photographien wurden in der optischen Anstalt von B. Winkel 
(G. Hausmann) hergestellt 

Es gelingt in der Tat, bei gleicher Vergrößerunff des Bildes und ent- 
sprechender Lage im Stereoskop eine tadellose Deckung der Bilder zu erhalten. 

Sind die Bilder yerschieden, so sieht das Auge in Folge des Wettstreites 
der Sehfelder bald einen Teil des rechten, bald einen Teil des linken Bildes. 

Eine Identifizierung läßt sich auch bei gleich starker Vergrößerung der 
Bilder durch Deckung der Platten erreichen; in ganz besonders deutlicher 
Weise dann, wenn man yon dem einen Fingerabdruck ein sogenanntes Negatiy 
anfertigt, auf dem die sonst schwarzen Linien weiß sind und die Zwischenräume 
schwarz erscheinen. Die üebereinstimmnng der Bilder läßt sich|dann bis in 
die allerfeinsten Details yerfolgen. (Eigenbericht) 

11. Professor Dr. Ziemke-Kiel bespricht die Entstehung und dia- 
gnostische Bedeutung der HalsschlagnderliautserreissnngenS ffir ;den Ted 
durch Strangulation. 

Er weist nach, daß diese Veränderungen nicht nur bei Erhängten, sondern, 
wenn auch seltener, ebensowohl bei Erdrosselten und Erwürgten gefunden 
werden. Er hebt heryor, daß man aus den Schlagaderhautzerreißungen wichtige 
Anhaltspunkte für die Unterscheidung der einzelnen Strangulationsarten yon 
einander gewinnen kann, und erörtert dies näher. Ihr Vorkommen an sich 
macht es zunächst wahrscheinlich, daß yon den drei Strangulationsarten der 
Tod durch Erhängen in Betracht kommt. Ihre Lage dicht|{unter oder über 
der Gabelung der Halsschlagader, quere Bichtung. glatte Beschaffenheit, regel- 
mäßige lineare Form und Doppelseitigkeit der Bisse [spricht ebenfaUs^mehr 
für Tod durch Erhängen, als für Erdrosseln oder Erwürgen. Ausgedehntere 
Blutergüsse in der Umgebung der Zerreißungen finden sich häufiger, bei Er- 
drosselten und Erwürgten, als bei Erhängten. Fehlen Spuren gewaltsamer 
Eingriffe außenlam Halse einer noch gut erhaltenen Leiche, Strangrinne, 
Drosselmarke, Würgspuren, und werden in den Halsschlagaderhäuten ]^risse 
und in ihren Gef äßscäeiden Blutaustritte gefunden, so können diese Befunde allen 
zu der Annahme berechtigen, daß ein Mensch erwürgt worden ist Wenn 
Zerreißungen der Halsschlagaderhäute auch künstlich an Leichen heryorgerufen 
werden können, so gelingt dies doch schwieriger, als am Lebenden. Ihr Vor- 
kommen macht also zunächst die Annahme immer wahrscheblicher, daß der 
Verstorbene noch lebte, als er gewürgt oder sonstwie stranguliert wurde. 
Es beweisf'ferner, daß ein sehr dünner Strick zur Strangulation benutzt und 
der'^Hals mit ihm fest zugeschnürt wurde. Ihre Entstehung yerdanken diese 
Zerreißungen nach der Ansicht des Vortragenden in der Hauptsache nicht einer 
Zerrung des Gefäßrohres, sondern dem unmittelbaren Druck, welcher durch 
das Strangwerkzeug I oder die würgende Hand auf das Gefäßrohr der Hals- 
schlagader direkt ausgeübt wird. Eigentümlichkeiten in der Form der Bisse, 
CJnterminierung und;Blutunterlaufung ihrer Bänder deuten aber darauf hin, 
daß auch eine Zerrung am Zustandekommen der Bisse beteiligt ist, die sich 
aus dem Gefäßyerschluß an der Strangulationsstelle und dem hierdurch bedingten 
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plötzlichen und starken Anprall des Blates an die GefftBwände sehr wohl 
erklären läßt, wodurch der Seitendruck der Geläfiwände momentan so stark 
erhöht werden kann, dafi ihr Elastizitätskoeifizient Überschritten und die durch 
direkte Quetschung schon ohnehin yerdttnnte und zum Einreißen yorbereitete 
Innenhaut zur Buptur gebracht wird. (Eigenbericht.) 

rv. Oemeinsaine Sltsnng mit der pa7ohl»tri0heii AbteUnng. 

1. Dr. F. L e p p m a n n - Berlin : Ueber den Einflnss der U jsterle auf die 
Erwerbsffthigkelt rom Standpunkte der InTalidenTersichernng. 

Nach dem Material der Landesyersicherungsanstalt Berlin tritt Erwerbs- 
unfähigkeit durch Hysterie am häufigsten in den Altersklassen yon 85—40, 
45—50 und besonders 50—55 Jahren ein. Dies beruht wahrscheinlich auf den 
iÜnfluß 1. angeborener oder frtth erworbener Minderwertigkeit des Ner?en- 
systems, 2. der Wechseljahre, 8. einer Art yorseitiger Yergreisung. Ferner 
wird Erwerbsunfäiügkeit unter dem Bilde der Hysterie durch mannigfache 
körperliche Leiden, yornehmlich Lungenleiden, Frauenleiden (gynaekologische 
Operationen!) und, auch außerhalb der UnfaJlyersicherung und Haftpflicht, 
durch Unfälle ausgelöst. 

Man kann in der Praxis 5 klinische Gruppen trennen : Formen, in denen 
die Erwerbsfähigkeit hauptsächlich durch dauernde Einseistörungen bedingt wird, 
etwa durch Lähmungen, Blindheit pp. (selten l). Formen, bei denen hysterische 
Krampf anfalle im Vordergründe stehen, drittens Hysterie mit körperlichem 
Siechtum, sodann hysteroneurasthenische und rein hypochondrische Formen. 
Die letzteren beiden sind im wesentlichen nach psychiatrischen Gesichtspunkten, 
oft nur auf Grund klinischer Beobachtung richtig zu beurteilen; dielCrampf- 
Gruppe erfordert eyentuell Zeugenyerne^ung ttber Schwere und Hänflgkeit 
der Anfälle. 

Die Prognose ist bei mehr als 26 wöchigem Bestehen der Erwerbs- 
unfähigkeit, wie sie das Liy.- Vers.- Gesetz yorsieht, schlecht. Höchstens 10<^/o 
werden wieder erwerbsfähig, zum Teil auch nur zeitweise. Am günstigsten 
yerlaufen noch die Unfallshysterien. Heilstättenbehandlung empfiehlt sich für 
frische Fälle, d. h. also ehe die 26 Wochen abgelaufen sind bezw. ehe überhaupt 
Erwerbsunfähigkeit eii^etreten ist. Dann scheinen die Heilungsaussichten 
nicht schlecht zu sein. 

Häufig mischt sich Hysterie mit echter EpUepsie. Diese Fälle sind dann 
ernster zu beurteilen ids einfache Hysterieen. Verwechselt wird Hysterie am 
ehesten mit multipler Sklerose und yor allem mit Geistestörnngen (Paranoia, 
Dementia praecox), an die man bei mangelnden körperlichen Befunden immer 
denken muß. (Eigenbericht.) 

Aus der Diskussion sei erwähnt, daß weder Puppe noch Hühner 
yon einer Heilstättenbehandlung bei Hysterischen dauernden Erfolg gesehen 
haben, während F. Leppmann über günstigere Besultate zu berichten weiß. 

2. Strafanstaltsdirektor Dr. med. Pollitz- Düsseldorf: Stellung und 
Aufgaben des Strafanstaltsantes. 

Wer die kriminalpsychologische Literatur unserer Zeit aufmerksam studiert, 
insbesondere diejenige, die aus irrenärztlichen Kreisen stammt, der wird nicht 
selten die wiederkehrende Klage finden über ungenügende Stellung des Arztes 
in dem Organismus der Strafanstalten und eine mangelnde Einschätzung seiner 
Mitarbeit am StrafyoUzuffe. Soweit diese Klagen die rein materielle Seite der 
ärztlichen Stellung betreffen, scheiden sie für die nachfolgenden Betrachtungen 
aus, zumal das Maß an Arbeit und Anforderungen, die Anstellungs- und Gehalts- 
Bedingungen nicht nur in den einzelnen deutschen Staaten, sondern auch in 
den einzelnen Anstalten äußerst yerschieden sind. Die Klagen, über die 
.untergeordnete Stellung des ärztlichen Sachyerständigen*^ — P. gebraucht 
hier em Wort des Heidelberger Dozenten Willmanns — sind um so auf- 
fälliger, als der moderne Straf yollzug auf eine weitgehende Mitarbeit und 
Bllfe des Arztes durchaus angewiesen ist. Die Notwendigkeit dieser Mitarbeit 
wurde in dem Momente yoUauf erkannt, als man begann, den Straf?ollzug in 
neuere Formen zu bringen, und die aus der yeralteten übelsten Kriminalistik 
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stammende StrafTollstreokang yerließ, die in eiiueitiger Weise den Standpunkt 
brntaister Abschreckung und sinnloser Einkerkerong Tertrat. Bereits tot 
100 Jahren wies der so aofierordentlich rerdienstTolie preußische JostisminiBter 
▼ on Arnim darauf liin, daß ein sachgem&ßer Straf rollaug die Zuziehung des 
Geistlichen und Arates notwendig mache, and Terlangte fttr jede Anstalt eine 
aus Verwaltungsbeamten, Juristen, dem Arzt und Geistlichen zusammengesetzte 
Aufsichtskommission. Es sei ferner daran erinnert, daß das so wenig anerkannte, 
aber bleibende Verdienst, in Preußen eine Beform des Gef&ngoiswesens angeregt 
zu haben, dem Arzte Dr. Julius zuf&lit, der in den 80 er Jahren des Torfgen 
Jahrhunderts darch seine Vorträge und Arbeiten über Gef&ngniskonde sowohl 
den nachmaligen König^ Friedricli Wilhelm IV., wie seinen sp&teren Berater, 
den jangen Theologen Heinr. Wichern fttr diese Fragen zu interessieren und 
zu begeistern verstand. Es ist daher auch nicht ZufiOL daß die Leitung der 
ersten Strafanstalt in Deutsehland, in der mit voller Konsequenz das damals 
noch viel bekämpfte System der Einzelhaft durchgeführt wurde, dem psychiatrisch 
und psychologisch erfahrenen Arzte Dt» Fttßlin ttbertragen wurde, der ebenso, 
wie sein psycmiatrisch erfahrener Nachfolger D i e t z , eine ganze Beihe auch 
heute noch äußerst wertvoller Arbeiten über die Einzelhaft veröffentlicht hat. 
In den zahlreichen literarischen Kämpfen, die sich an die allmäblige Durch- 
führung des Einzelhaftsystems anschlössen, tritt stets die Forderung hervor 
daß zu dem Apparate einer derartigen Anstalt unter allen Umständen als einer 
der wichtigsten Berater der irrrenärztlich erfahrene Arzt gehOre. Diese Meinung 
ist von Mittermeier und Holtzendorff nicht weniger wie von Wich er n 
und dessen Nachfolgern im Amte geteilt worden. Auen der moderne Straf- 
vollzug, fttr dessen Gestaltung in Deutschland die Grundsätze des Bundesrats 
von 1897 eine gewisse Direktive geben, hat dem Arzt ein außerordentlich reiches 
Maß von Mitarbeit auferlegt. Dazu gehören regelmäßige monatliche Besuche 
bei sämtlichen Gefangenen, die Beurteilung der dem Gefangenen zuzuweisenden 
Arbeit nach ihrer gesundheitlichen Seite, die Beköstigung und Mitwirkung bei 
der Verhängung von Disziplinarstrafen. In den einzelnen Bundesstaaten sind 
diese Prinzipien in verschiedener Weise in die Praxis ttbertragen worden. Es 
ergibt sich aber aus dem umfange der ärztlichen Aufgaben, die sich auf fast 
idle Gebiete des Anstaltsbetriebes beziehen, daß nicht nur ein großes Maß 
von Erfahrung, sondern auch von Takt vom Anstaltsarzt verlangt werden 
muß, um seine Mitarbeit mit den ttbrigen Instanzen gedeihlich zu gestalten. 
Wie in der gerichtsärztlichen Tätigkeit muß sich der Strafanstaltsarzt auch 
im Strafanstutsdienst darttber klar sein, daß er Begatachter und Berater der 
Verwaltung ist, daß ihm aber nicht die eigentlich letzte Entscheidung zufällt 
Von dem erfalirenen Anstaltsleiter verlangen wir, daß er wohlbegrttndete 
Gutachten des Arztes berttcksicbtigt; aber wir werden vom Arzt verlangen, 
daß er mit einem genttgenden Maße von kriminalistischen Erfahrungen und 
besonderem Verständnis fttr die Eigenart seiner Aufgabe an seine Arbeit 
herantritt. Insbesondere aber muß ihm eine reichliche psychiatrische Erfahrung 
zur Verfttgung stehen. Daß diese Forderung vielfach noch sehr ungenügend 
erfüllt ist, zeigen die Ausführungen Wilmannsin äußerst unerfreulicher Weise. 
Dieser Mangel wiegt um so schwerer, da der Strafvollzug gegenwärtig 
gemäß den berechtigten Forderungen der Irrenärzte ganz besonders dem Zu- 
stande der geistig Minderwertigen und Defekten Bechnung tragen solL Die 
irrenärztliche Tätigkeit des Anstaltsarztes wird aber — das möchte ich in 
diesem Kreise besonders betonen — namentlich erschwert durch das Bestreben 
zahlreicher Irrenärzte, Verbrecher, die eben noch als geisteskrank aus dem 
Strafvollzuge entlassen worden sind, nach kttrzester Frist nach einer angeblichen 
Besserung dem Strafvollzuge wieder zuzuweisen. Hier wird ein sachgemäßes 
Zusammenarbeiten des Strafanstaltsarztes und des Irrenanstaltsarztes zur Er- 
leichterung und Hebung der schwierigen Stellung des ersteren wesentlich 
beitragen und gleichzeitig dem geistig erkrankten Gefangenen zum Vorteil 
gereichen. (Eigenbericht) 

Diskussion: Aschaffenburg: Die Berufung an die Aufsichts- 
instanz ist doch nur in beschränktem Maße zum Ausgleich etwa auftauchender 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Arzt und Anstaltsdirektor geeignet Von 
übertriebenen Forderungen mttssen die Gefängnisärzte unbedingt Abstand nehmen 
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und 80 mag manchmal ein Eompromifi iwischen Notwendigem und Erreich- 
barem gescElossen werden mttssen; aber die Pflicht des Arztes, nnr Erreichbares 
anzostreben, hört da aal, wo sein ärztliches Qewissen ilim die Doldong bestehender 
Mißstände Terbietet. Die psychiatrischen Kenntnisse der meisten Anstaltsärzte 
sind nnznlänglich. Dem Vortragenden ist durchaus beizupflichten, wenn er an 
die Irrenärzte der großen Anstalten den Wunsch nach größerer Berücksichtigung 
des Straf Tolizi^ges richtet. In derselben Eichtung spricht sich Ungar aus. 
Fr. Leppmann erwähnt als erstrebenswerte zukünftige Einrichtung für 
Irrenabteilungen und ähnliche Sonder -Adnexe an Strafanstalten die Einsetzung 
eines Arztes als Direktor, was natttrlich eine besondere gefängnistechnische 
Ausbildung des betreffenden Arztes Toraussetze. Neißer und Httbner 
besprechen eingehend die Tieien Schwierigkeiten, welche häuflg bei der 
Entlassung der in Irrenanstalten untergebrachten Verbrecher entstehen« 

3. Privatdozent Dr. B. Foerster-Bonn: Forensisehe Erfiahrnngen bei 
Dementia praeeox. 

Vortr» hat das Material der Bonner ProT. Heil -Anstalt innerhalb der 
letzten 10 Jahre berttcksichtigt. In den ersten 5 Jahren wurde bei den gemäß 
§ 81 St. P. 0. Begutachteten (deren Zahl im Jahr durchschnittlich 18 betrug) 
die Diagnose der D. pr. im Durchschnitt je einmal gestellt, im letzten Lustrum 
je 3 mfS. 22 eingelieferte Patienten waren während der Haft erkrankt Unter 
den 80 Militärgeiangenen der letzten 8 Jahre fanden sich 8 sichere Fälle von 
Dementia praecox. 

Die Delikte der mit dem Strafgesetz in Konflikt geratenen In- 
dividuen sind äußerst mannigfaltige. Besonderes Interesse beanspruchen Mord 
und Sittlichkeitsverbrechen, die 3 bezw. 4 mal vertreten sind. Ein stuporOser 
Katatoniker, welcher anfänglich mehr den Eindruck ehies Epileptikers machte, 
exhibitionierte während der klinischen Vorstellung in typischer Weise. Unter 
57 Fällen war die Hebephrenie 33, die Katatonie 11, die Dementia paranoides 
13 mal vertreten; zweimal handelte es sich um Hebephrenie bei aus- 
gesprochener Imbezillität. Bemerkenswert ist, daß 14 Patienten als von Jugend 
auf schwachsinnig bezeichnet werden. Zu differentialdiagnotischen Bemerkungen 
giebt ein Fall von Mord Anlaß, der von mehreren Sachverständigen für Paralyse 
gehalten wurde, bei dem es sich aber allem Anschein nach um D. pr. handelt 
(Beobachtungsdauer 2 Jahre). Zu den Zusammenstößen mit dem Strafgesetz 
fflhrten in der Begel : Bereits eingetretene Demenz und Urteilslosigkeit, ethische 
Entartung, Impalsivität und schüeßlich (imperatorische) Halluzinationen sowie 
Wahnvorstellungen. Nicht selten ist der Alkohol mit im Spiele. Besonders 
besprochen werden eigentümliche Dämmerzustände beiD. pr., die foren- 
sich wichtig sind. — Unter der Gesamtzahl der Kriminellen sind 7 Gewohnheits- 
Terbreeher, 6 Landstreicher und 1 puella publica. — Beine Simulation wurde 
in keinem Falle beobachtet. 

Die in der Haft erkrankten Fälle unterscheiden sich nicht wesentlich 
Ton der D. pr. des freien Lebens. Vortr. ist mit Wilmanns der Meinung, 
daß bei akuten Haftpsychosen die Diagnose D. pr. zu häuflg gestellt wird; 
▼ielfach handelt es sich dabei um degenerative Zustände. 

In Fragen der Ehescheidung zeigte sich wiederum, wie große Vor- 
sicht am Platze ist; die klinische Diagnose ist streng zu scheiden von der 
«Ehegemeinschaftsprognose*. Bei 179 zur Zeit in der Anstalt beflndlichen 
Entmündigten war 116 mal D. pr. die Veranlassung. 

Drei Unfallgutachten führten weiterhin zu Erörterungen über den 
Zusammenhang zwisdien Kopfverletzung und D. pr. 

F. betont zum Schlüsse die große forensische Bedeutung der Dementia 
praecox. Der Sachkundige, welcher den Znstand früh genug erkennt, vermag 
oft großes Unheil zu verhüten. — Sartoriushat jüngst das Material^der Frank- 
furter Anstalt nach ähnlichen Gesichtspunkten, wie der Vortragende verarbeitet. 

(Eigenbericht). 

4. Gerichtsarzt Dr. Plempel-Cöln. Zar Frage des Geisteszustandes 
der heimlieh Gebärenden. 

Die Frage nach der Psychologie des Kindesmordes und nach der geistigen 
Beschaffenheit der KindesmOrderinnen ist in der letzten Zeit wieder durch 
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Haas Gross ia Flaß gebracht worden. Gross steht in ünterschätzang 
der darch dea Gebartsakt bedingten psychopathologischen Vorgänge aaf dem 
Standponkt, dafi die Kindesmördeiin, die ihren Zostand verheimlicht and filr 
das zvL erwartende Kind keine Vorbereitanaen getroffen hat, in der Begel sch<m 
während der Gravidität die TOtang überlegt and geplant hat Gegen diese 
Aosftthrangen wandten sich Prot Dr. Gleisbach, (Ueber Kindesmord, ArcL 
f. Kriminalantliropologie ; Bd. 27, Bl. 234), femer Amsehl (dasselbe ArcL 
Bd. 80, Bl. 71), ebenso der Psychiater Bischoff in seiner Arbeit: der Geistes- 
zastand der Schwangeren and Gebärenden (ebenda; Bd. 29, S. 109). Vortragender 
bespricht dann eingehend 6 Fälle seiner Beoachtang. In allen Fällen war 
keine Vorbereitang fttr das za erwartende Kind getroffen; alle 6 Mädchen 
hatten nach Möglichkeit ihren Zastand za verheimlichen gesacht, aber nor 
eine hatte keinen Mitwisser ihres Zastandes ; die ttbrigen hatten sich wenigstens 
einer der ihnen nahestehenden Personen entdeckt. Alle diese Personen sud 
heimlich niedergekommen, zwei allerdings fast vor den Aagen ihrer ümgebong. 
Naheza allen wäre es ein leichtes gewesen, sich Beistand fflr die Gebart za 
verschaffen; alle haben ihn aber zarttckgemesen. Der in der Schwangerschaft 
gefaßte Entschlaß, die Sache geheim za halten and nar hier sichnichtm merken zu 
lassen, wirkte bis zar Vollendang der Gebart. Immerhin war es in keinem 
der Fälle wahrscheinlich, geschweige denn za erweisen, daß die Tötang des 
Kindes bereits vor der Gebart, während der Schwangerschaft erwogen and 
beschlossen worden war. Eine GeistesstOrang im Sinne des Strafgesetzbaches 
konnte nar in einem Falle angenommen werden. Es handelte sich am eine 
degenerirte EpUeptica, die annüttelbar nach der Gebart das Kind aas dem 
8. Stock aaf einen belebten Hof geworfen hatte. In allen anderen Fällen 
maßte die Annahme einer geistigen Erkrankang in and nach der Gebart za- 
rttckgewiesen werden. Es war sogar anschwer za erkennen, daß die Kreißenden, 
wenn man sich aaf ihren sabjektiven Standpankt stellt, die Gebart maß anter 
allen Umständen verheimlicht werden, nicht anzweckmäßig handelten. Aber 
an allen Fällen ließ sich die Gttltigkeit des von Hans Gross angezweifelten 
Satzes nachwdsen, „die erschütternden and schwächenden Einflüsse beim Ge- 
bartsvorgang wirken derart verwirrend, daß die Farcht vor Not and Schande 
mit abnormer Kraft aasgestattet wird and die normalen Instinkte auf Be- 
schtttzang des Neageborenen überwältigt.^ (Eigenbericht). 

Dr. Lohmer-Cöln. 
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GebtthreD, ftrstliche, in Sachsen (Bspr.) 13, (Preußen) 41, der Aerzte, Tier&rste, 
Zahn&rzte (Mecklenb.*Schwerin) 95, der MedizinalontersnchnngsaDstalten 
(Preofien) 52. f tlr Zahnziehen (Wilrttemberg) 68, Beiselcostenbanschsnmme für 
Kreisftrzte (Prenßen) 72, 91, fttr Obdaktionen pp. (Sachsen-Aitenb.) 80, der 
Hebammen (Prenßen) 114, fttr Beobachtung OeistesKranlcer in IrrenansUlten 
(Prenßen) 118, Ab&ndemng ftrztUcher Bcchnnngen (Bspr.) 71, 177. 

Geheimmittel, Verkehr (Wftrttemberg) 40. 

Geisteskranke, Beobachtung in Irrenanstalten (Preußen) 118. 

Genickstarre L J. 1906 (Prenßen) 128, Erreger (Prenßen) 147. 

Gkrfinsche, Gesnndheitssch&digoog (Bspr.) 162, 185. 

Gerüche, Gesnndheitsschädigong (Bspr.) 179, 185. 

Geschlechtskrankheiten, SittenpoUsei (Prenßen) 5, ärztliche Schweigepflicht 
(Bespr.) 59, Kosten der Bek&mpfnng (Prenßen) 66. 

Gesnndheitsschädignng, Banchbelästigang (Bspr.) 161, Geräusch dnrch klat- 
schendes Aufschlagen herabrieselnden Wassers (Bspr.) 162, Schließen sämt- 
licher Fabrikfensterf wegen Geräusches (Bspr.) 162, Gerttche (Benpr.) 179 
185, Dampfpfeife (Bspr.) 185. 

Gesundheitswesen, Hilfspersonal (Baden) 167. 

Gifte, QaecksÜber-Präparate und ZubereitUDgen (Bspr.) 27, Meerzwiebeln (Bspr.) 
137, flandel (Oldenburg) 79, Aofbewahrung (Bspr.) 118. 

Ghitachten, Beweisführung fttr die fahrlässige Abgabe eines falschen (Bspr.) 170. 

Hunelmeidegewerbe (Bspr.) 98, 217. 

Häutefleisch, kein Nahrungsmittel (Preußen) 94. 

Hebammen, Aufnahme Von Schwangeren (Aachen) 66, Gebtthren (Prenßen) 114, 
Sicherstellung gegen Krankheit usw. (Preußen) 147, Tätigkeit bei Kindbett- 
fieber (Preußen) 178, Staatsbeihilfen (Preußen) 206. 

Heilkunde, Austtbung im Umherziehen (Bspr.) 25. 

Honig, üeberwachune des Verkehrs (Preußen) 93. 

Hygiene, Zahn- und Mundpflege (Deutsch. Beich) 2, der Bauhandwerker 
(Danzig) 66, Beinlichkeit in Gastwirtschaften und Herbergen (Preußen) 184, 
polizemche Anforderungen an Wirtschaftslokale (Hamburg) 185. 

Impfong 9 Aufsicht bei Wiederimpfungen (Preußen) 203. 
Inmidenrente, gleichzeitiger Bezug von Krankengeld (Bspr.) 194, 209. 
Irrenanstalten, Beobachtung Geisteskranker (Prenßen) 118. 

KlBdbettflebery Hebammentätigkeit (Preußen) 173. 

Kinder, Einschläfern durch Mohnaufgttsse (Sachsen) 95. 

Konfekt, Branntwein enthaltendes (Preußen) 175. 

Konserven, Verkehr damit (Bayern) 67, 116, kupferhaltige (Preußen) 182. 

Krankenanstalten, spezialärztliche Privatklinik keine gewerbliche Anlage 
(Bspr.) 69, Bau und Betrieb (Wttrttemberg) 76, Vernichtung der Abfalle von 
Verbandstoffen (Preußen) 92, Desinfektion von Wäsche- und KleiduDgs- 
stttcken (Preußen) 189, Krankenhauspflege auf Grund der Seuchengesetze 
(Bspr.) 193, Grundsäue fttr die ärztliche Leitung (Preußen) 215. 

Krankenkassen, Beweis der Erkrankung (Bspr.) 26, Zahnplombieren (Bspr.) 26, 
188, Transport eines Erkrankten (Bspr.) 83, Arzneiniederlagen (Bspr.) 137, 
Entbindung ist keine Krankheit (Bspr.) 169, Abgabe yon Arzneien (Prenßen) 
174, Vorliegen eines „dringenden Falles*^ (Bspr.) 178, Finsenbehandlung bei 
Lupus (Bspr.) 187, gleichzeitiger Bezug Ton Krankengeld und Invaliden- 
rente (Bspr.) 194, 209. 

Krankenpflegepersonen (Deutsch. Beich) 201, (Preußen) 29, 122, 168, 164, 165, 
180, 181, 188. 

Krankheiten, ansteckende, Pocken (Preußen) 5, 99, 105, 182, Impfung des 
Warte- und Pflegepersonals (Preußen) 52, Geschlechtskrankheiten (Preußen) 5, 
Bekämpfung (Preußen) 66, Abänderung der Dienstanweisung (Preußen) 18, 
Lungentuberkulose, Stadieneinteilung (Deutsch. Beich) 27, Bekämpfung (Baden) 
40, (Hessen) 48, Verhtttung der üebertragung durch Schulen (Preußen) 87, 
51, (Oldenburg) 29, (Schaumburg -Lippe) 80, (Sachsen) 95, 103, Bekämpfung 
(Schaumburg -Lippe) 29, Meldepflicht (Lttbeck) 192, Bekämpfung der Cho- 
lera (Preußen) 182, in den deutsch - belgischen Grenzbezirken (Deutsches 
Beich) 36, Porto bei Sendungen der Desinfektoren (Preußen) 38, in Cholera- 
bekämpfungsangelegenheiten (Prenßen) 105, Versendung yon infektiösepi 



Xn Sacb-Begister. 

Material (Preußen) 89, 119, 221, BntlaBsniiff yon Soldaten, die Trftger yoi 
Krankheitskeimen sind (Sachsen) 89, Begriff „Behaosong^ im Sinne der Seachen- 
gesetze (Preußen) 51, Nachweisnngen über Erkrankungen pp. (Preußen) 63, 
202, Mitteilung an Polizeibehörden und Schulen (Sachsen) 95, Veibreitnng 
durch Leichentr&ger (Preußen) 105, gemeinverständliche BelehrungenKPrenßen) 
119, Genickstarre 1906 (Preußen) 128, Genickstarreerreger (Preußen) 147, 
Hebammentätigkeit bei Eindbettfieber (Preußen) ' 178, Krankenhauspflege 
(Bspr.) 193, Mitteilung von Cholerayerdachtsfälien an das Beidisgesuiidlieits- 
amt (Preußen) 208, Bekämpfung im Post- und Telegraphenyerke&r (DeatscL 
Beich) 211. 

Kreisärzte, Dienstanweisung (Preußen) 18, iBeisekostenbauschsumme (Preußen) 
72, 91, Vorrätighalten von tierischem Impfstoff (Minden) 91, Ortsbeaichti- 
gnngen im Manöyergelände (Preußen) 127, Prüfung (Preußen) 201, Chanssee- 
geidfreikarten (Preußen) 201. 

Krflppelfttrsorge (Preußen) 188. 

Kurpfuscher, Ankündigungen (Bspr.) 187, naturärztlicher Sprechstunden (Bspr.) 
69, Verbindung mit einem Arzte (Bspr.) 72. 

LeichenSlTnuiigen, in Kirchen rerboten (Preußen) 127. 

Leichenträger, Verbreitung ansteckender Krankheiten (Preußen) 105, Verbot 
der Tätigkeit als Fleischbeschaner (Hessen) 175, Verletzung durch Sarg- 
tulpen (Preußen) 189. 

Lupus, Finsenbehandlung (Bspr.) 187, (Preußen) 204. 

Margarine, Verwendung zu Mürbeteig (Bspr.) 57. 
Medizinalbeamte, Prüfung (Hamburg) 135, 176, (Bayern) 222. 
Medizinalpersonen, Mitteuung yon Bestrafungen (Bspr.) 157, Hillspersonal im 

Gesundheitswesen (Baden) 167. 
Medizinaluntersuchungsanstidten, Gebühren (Preußen) 52, Versandgefäße 

(Preußen) 89, 119, Berichte (Preußen) 172, Sendungen an sie (Preußen) 173. 
Meerzwiebeln kein Gift (Bspr.) 188. 
Milchyerkehr (Württemberg) 148. 

Mineralwasser, Verwendung reiner Chemikalien (Bspr.) 117. 
Mohn, Aufgüsse zum Einschläfern von Kindern (Sachsen) 95. 

Nahmngs- und Genußmittel und Gebrauchsgegenstände, Salizylsäure (Preußen) 
41, Mineralwasser (Bspr.) 117, Verwertung eingezogenen Weines (Bayern) 55, 
Verwendung von Margarine u. Palmin zu Mürbeteig (Bspr.) 57, Konserven ( Bayern) 
67, 116, (Preußen) 182, Honig (Preußen) 93, Häutefleisch (Preußen) 94, Biei- 
yerlag und Flaschen bierhandel (Minden) 122, Konservierung durch Borsäure 
(Bspr.) 125, Verkehr mit Essigsäure (Deutsch. Beich) 140, Milchverkehr 
(Württemberg) 148, gesundheitsschädliche Znsätze zu Fleisch, Einfuhr 
(Deutsch. Beich) 163, Branntwein enthaltende Konfekte (Preußen) 175, Blei- 
gehalt von Kochtöpfen (Sachsen- Meiningon) 176. Zwang der Untersuchung 
in öffentlichen Nahrungsmittelämtern (Bspr.) 219, Handel mit Pflanzen- 
(Kokosnuß-) Fett (Preußen) 220. 

Obduktionen, Gebühren (Sachs.-Altenb.) 80. 

Operation als widerrechtliche Körperverletzung (Bspr.) 149, 

Ortsbesichtigungen im Manövergelände (Preußen) 127. 

Palmin, Verwendung zu Mürbeteig (Bspr.) 57. 

Pocken, Bekämpfung (Preußen) 99, Zählkarten (Preußen) 182, Variolois (Preußen) 
182, Anzeige an die Impfanstalt (Preußen) 5, Impfung des Warte- und 
Pflegepersonals (Preußen) 52, Vorrätighalten von Impfstoff durch die Kreis- 
ärzte (Minden) 91, Lieferung an Industrielle und Ausländer (Preußen) 91, 
üeberwachung der russisch - polnischen Arbeiter (Preußen) 92, Beschaffung 
von Pockenstnff (Preußen) 105. 

Porto, bei Sendungen der Desinfektoren (Preußen) 38, in Cholerabekämpfnngs- 
angelegenheiten (Preußen) 105. 

Prakäkanten, Annahme (Preußen) 5. 

Quellensehntz (Preußen) 107. 

Bauehbelftstlgnngy Beseitigung auf polizeiliche Anordnung (Itor.) 161. 
Beisekosten, Antritt der Bückreise (Bspr.) 12. „ . , , Clnr\a]c> 

Beisepauschale, für Kreisärzte (Preußen) 72, 91. D.gtzedby^UU^ie 
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Sirge, Verletsnngen durch Verziernogen (Preußen) 189. 

Säaglinge, Bekfimpfang der Sterblichkeit (Bayern) 21, Ettraorge (Preußen) 130 
(Bayern) 135. 

Schlächtereien, Aulstellung von Eonfiskatbehältern 86, Gruben für Abwässer 
(Bapr.) 98. 

Schlafkrankheit, Bekämpfung in Ostafrika (Deutsches Beich) 219. 

Schulen, Bekämpfung ansteckender Krankheiten (Preußen) 37, 51, (Oldenburg) 
29, (Schaumburg-Lippe) 30, (Sachsen) 95, 103, Tumkleidung fttr SchtÜerinnen 
(Preußen) 122, (Sachsen) 68, Enßbodenanstrich (Preußen) 75, Spiele an Hoch- 
schulen (Preußen) 86, Beinhaltung des Fußbodens (Preußen) 93, orthopä- 
dische Turnkurse (Preußen) 157, zahnärztliche Untersuchungen (Minden) 166, 
Aerzte als Mitglieder der Schuldeputation (Preußen) 172, Aufsicht bei 
Wiederimpfungen (Preußen) 203. 

Standesehre, Becht der Befangenheitserklärung (Bspr.) 58, Eröffnung des förm- 
lichen ehrengerichtlichen Verfahrens (Bspr.) 58, Belehrung über Bechtsmittel- 
fristen (Bspr.) 59, ärztliche Schweigepflicht, Geschlechtskrankheiten TBspr.) 

59, Trunksucht eines Arztes (Bspr.) 60, Streitigkeiten unter Aerzten (Bspr.) 

60, Geltendmachung wissenschaftlicher Ansichten in beleidigender Form 
(Bspr.) 61, abfällige Aeußerung in einem ärztlichen Attest (Bspr.) 61, un- 
zulässige Kritik (Bspr.) 61, zweifelhafte Geldgeschäfte (Bspr.) 171, Wider- 
spruch gegen die Durchführung des Heilverfahrens (Bspr.) 62, Abänderung 
der Bechnung (Bspr.) 71, unziüässige Werbung um ärztliche Praxis (Bspr.) 
71, Beklame (ßspr.) 72, Pri?atklinik ohne Lehrzweck (Bspr.) 126, Ver- 
bindung mit einem Kurpfuscher (Bspr.) 72, unentgeltliche Sprechstunden 
(Bspr.) 126, Verkauf der Praxis (Bspr.) 210, Eindrängen in die Praxis (Bspr.) 
210, Attest zu Beklamezwecken (Bspr.) 210, Aberkennung des Wahlrechts 
und der Wahlfähigkeit (Bapr.) 210, Einstellung des Verfahrens gegen einen 
Geisteskranken (Bspr.) 219, Bewerbung um eine Kassenarztstelle entgegen 
schriftlicher Verpflichtung (Bspr.) 219. 

Staubbeseitigung, Fußbodenanstrich (Preußen) 75. 

Stempelsteuer, Bescheinigungen auf Abschriften (Preußen) 20, der Seryier- 

zeugnisse (Preußen) ICiS. 
Strychninhaltiges Getreide, Aufbewahrung (Preußen) 200. 

Tierärzte, Taxe (Mecklenb.- Schwerin) 95. 

Tollwut, Biß?erletzungen 1906 und 1907 (Preußen) 82, 196. 

Trinkwasser, Beschaffung zum Schutze gegen Cholera (Bspr.) 188. 

Taberkulose, Stadieneinteilung (Deutsch. Beich) 27, Bekämpfung (Baden) 40, 

(Hessen) 48, Meldepflicht (Lllbeck) 192, Desinfektion (Preußen) 204, Finsen- 

behandlung bei Lupus (Preußen) 204, (Bspr.) 187. 
Turnen, Kleidung fUr SchtÜerinnen (Preußen) 122, (Sachsen) 68, Spiele an 

Hochschulen (Preußen) 86, orthophädische Tumkurse (Preußen) 157. 
Typhus, Nachrichtenaustausch an der preuß.-braunschw. Grenze (Preußen) 205. 

Unfall, Tod in Narkose (Bspr.) 1, Unterlassung einer Operation (Bspr.) 10, 

Haftung einer ünfallyersicherungsgesellschaft (Bspr.) 161. 
ünsittlichkeit, Ausstellung unsittlicher Schriften (Bspr.) 50. 

Yerhandatoffe, Vernichtung der Abfälle (Preußen) 92. 
Veronal, Abgabe (Deutsch. Beich) 50. 

Wein, Verwertung eingezogenen Weines (Bayern) 55. 
Wohnungswesen, Kellerwolmungen (Preußen) 20. 

Zahn- und Hundpflege (Deutsch. Beich) 2, zahnärztliche Untersuchungen der 
Schulkinder (lilnden) 166. 

Zahnärzte, in Amerika approbierte (Bspr.) 9, Anmeldepflicht (Sachsen) 56, 
Taxe (ICecklenb.-Schwerin) 95, zahnärztliche Titel (Bspr.) 149, Gebühr für 
Zahnziehen (Württemberg) 68, Plombieren von Zähnen (Etepr.) 26, 188. 



Digitized by 



Google 



Digitized by 



Google 



Digitized by VjOOQIC 



Digitized by 



Google 



Eechtsprecliimg und Hediziiial- 
&esetzgel)img. 

Beilage rnnr Zeltsohrlfk ftLr Medlislnal- Beamte. 



Nr. 1. 5. Januar. 1908. 



Rechtsprechung. 

ürsäehlicher Zasammenhang zwlsohen Unfall und Tod während der 
Narkose behufs Einrenkung; des ausgesetzten Oberschenkels. Urteil des 
Beichsgerichts (711. Z.-S.) vom 25. Oktober 1907. 

Es ist unangelochten und anfechtbar festgestellt, dafi der Sturz vom 
Wagen die Vornahme einer Operatioo, nfimlich die Beposition des HflftgelenkS) 
in der Narkos bedingte. Die itarkose war durchaus erforderlich, um die Folgen 
des Unfalls zu beseitigen. Daß bei Anwendung des Cidoroforms irgend ein 
EunstfeJüer von den behandelnden Aerzten begangen worden w&re, ist nicht 
ersichtlich und auch von der Beklagten selbst nicht behauptet. Auch dafOr 
liegt nichts vor, daß die tödliche Wirkung der Narkose auf eine regelwidrige 
Korperbeschaffenheit des Verletzten zurllckzuführen sei. Man kann nur sagen, 
daß er nicht mehr die genügende Widerstandsfähigkeit besessen habe, um den 
Einfluß des Betäubungsmittels zu llberwinden. Unter diesen Umständen läßt 
sich nicht mit der Bevision annehmen, daß der Tod durch die Narkose als eine 
selbständig wirkende Bedingung verursacht worden sei, daß also mit ihr eine 
neue Kausalitätsreihe begonnen habe. Die Narkose war das durch den Unfall 
unabweisbar gewordene Mittel, ohne welches die Verletzung nicht behoben 
werden konnte. Sie bildete die notwendige Vorbereitung fttr die sich aus dem 
Unfall ergebenden operativen Maßnahmen und kann fttr die hier zu beant- 
wortende Frage des Kausalzusammenhangs nicht anders beurteilt werden, wie 
diese selbst. Verlaufen diese Maßnahmen einschl. der vorangegangenen Narkose 
ungttnstig, ohne daß besondere Tatsachen fttr einen solchen Verlauf zu ermitteln 
wären, so ist es allein der Unfall, der als Ursache des Ablebens des Ver- 
letzten in Betracht kommt. Daß dies dem Sinne der Versicherungsbedingungen 
entspricht, ergibt sich aus dem B[inweise auf hinzutretende oder schon be- 
stehende Krankheiten (der § 3 spricht von der Komplikation mit anderen Ur- 
sachen), die eine Ersatzpflicht ausschließen oder beschränken sollen. Nur un- 
gewöhnliche, außer der Berechnung liegende Vorkommnisse, welche die durch 
den Unfall in Bewegung gesetzte Kette der Ereignisse ungttnstig beeinflussen, 
sollen als mitwirkende Ursachen gelten. Eine lediglich mißglttdcte Operation 
gibt der Beklagten nicht das Becht, die Zahlung der Versicherungssumme 
zu verweigern. 

Fahrlässige TStnng dnreh Verwechselung von Arzneimitteln (Barynm 
nitricum statt kttnstlichem Karlsbader Salz). Urteile des Beichs- 
gerichts (Str.-S.) vom G.Juni und 19. Dezember 1907. 

Ein Apotheker darf sich bei der durch die Betriebsordnung vorge- 
schriebenen Prttfung von Arzneimitteln nicht auf eine oberflächliche Unter- 
suchung (durch Gemcht und Geschmack) beschränken, sondern hat auch eine 
chemisch-analytische Prttfung vorzunehmen,*) um so mehr als ihm bekannt war, 
daß die Großhandlung von der das Arzneimittel bezogen war, auch Giftstoffe 
herstellt, und daß in dieser schon frtther einmal ein ähnliches Verfahren vor- 
gekommen war. Auch wenn ihm bekannt ist, daß die betreffenden Arzneimittel 
u der Großhandlung stets von einem Apotheker untersucht wttrden, nird er 
von einer solchen Nachprttfung nicht entbunden. 

Der betreffende Apotheker hatte von einer Leipziger Firma statt 
kttnstlichem Karlsbader Salz Baryum nitricum erhalten und dieses vor dem 
Weiterverkauf nur durch Geschmack und GFewicht geprttft und dann als Karls- 
bader Salz abgegeben. Durch diese Verwechselung war der Tod von zwei 
Personen verursaait. ^igtized by GoOglc 



2 Reohtsprechiing and Medizinal -GeBetzgebung^. 

Medizinal - Gesetzgebung. 

A^ I>eiitsol&es Reioli. 

Ergftniang der Kalgerliehen Yerordnuiigy betreffend den Yerkehr mit 
Arinelmitteln, Tom 22. Oktober 1901. Bekanntmachang des Beichs- 
kanzlers vom IT.Dezember 1907. 

Aaf Grand des §4 der KaiserL Verordnang, betreffend den Verkekr mit 
Arzneimitteln, vom 22. Oktober 1901 (Beichs-Gesetzblatt S. 880) wird bestimmt : 
Acidam acetylosalicylicam (Aspirinam), Azetylsalizylsäare (Aspirin) 
und üreadiaetkylmaionylica, Acidam diaetbylbarbitaricom (Veronaiam), 
Diäthylmalonylhamstoff, Diätbylbarbitarsäare (Veronal) werden vom I.März 
1908 von dem Feilhalten and Verkaafen aaßerhalb der Apotheken anbescbadet 
der Bestimmang im § 3 der bezeichneten Verordnang mit der Wirkung aus- 
geschlossen, daß aaf sie die Bestimmang des § 2 der Verordnang An- 
wendang findet. 

Hassnahmen der Behörden mr Förderung der Zahn- nnd Mnndpfles«« 

Im Kaiserlichen Gesandheitsamte aasgearbeitete und dajch Bandschrei ben 
des Beichskanzlers 7om 1. Oktober 1907 allen Bandesregierangen 
zar Verftlgang gestellte Denkschrift. 

In Deatschland sind einheitliche allgemeine Bestimmangen tlber^ die 
Zahn- and Mondpflege in Schalen, Krankenhäasem, Gefängnissen, Waisen- 
häasern and ähnlichen Anstalten seitens des Reichs nicht erlassen; indes ent- 
hält das im Kaiserlichen Gesandheitsamte bearbeitete, seit dem Jahre 1894 In 
12 Auflagen erschienene, über ganz Deutschland verbreitete „Gesundheits- 
bttchlein'* einige Belehrungen, betreffend die Zahn- und Mundpflege (vgL § 58), 
sowie eine kurze Belehrung über den Bau und die Entwickelung der Zähne 
(YgL § 8). Diese Belehrungen sind in weiten Kreisen des Deutschen Volkes 
bekannt, geworden, da durch Erlasse der einzelnen Bundesregierungen, s. B. in 
Preußen^ Bayenn, Sachsen, Baden, die Behörden und Beamten auf dies Gesand- 
heitsbUchlein hingewiesen sind, und dessen Anschaffung empfohlen worden iat. 
Auch im Heere sind zahlreiche Exemplaie des Gesundheitsbllchleins zur Ver- 
teilung gelangt und werden bei der Ausbildung der Sanitätsunteroffiziere 
(Lazarettgehilfen) verwendet, so daß auch hier die im „Gtesundheitsbftchlein^ 
gegebene Anweisung zur Zahn- und Mundpflege Beachtung finden dürfte. 

Was im besonderen die Zahn- und Mundpflege der Schüler in den Öffent- 
lichen, der Staatsaufsicht unterstellten Schulen betrifft, so sind im DeutscheB 
Beiche seitens einzelner Bundesregierungen und seitens der Verwaltung von 
Elsaß-Lothringen einige hierauf bezügliche Anordnungen ergangen. In P r e ufi e n 
sind durch Min.-ErL vom 24. Juli 1900, die SchulbehOrden ersucht, dafür Sorge 
zu tragen, daß bei dem naturkundlichen Unterricht regelmäßig auf die Bedeutung 
einer zweickmäßigen Zahn- und Mundpflege, namentlich auch zur Verhütung 
von Erkrankungen nachdrücklich hingewiesen und den Schülern die bierffir 
erforderliche Anleitung gegeben werde. Im Königreich Sachsen haben die Lehrer 
im anthropologischen Unterricht den Bau und Zweck der Zähne zu besprechen 



und die erforderlichen Anweisungen für eine sorgfältige Zahn- und Mundpflege 
zu geben. In Württemberg soll in den Schulen bei geeigneter Gelegenheit, 
insbesondere anläßlich des naturkundlichen Unterrichts, auf die Wichtigkeit 
richtiger Zahn- und Mundpflege aufmerksam gemacht werden. In Baden sind 
an die Volksschulen geeignete Anschauungsmittel über Zahnpflege verteilt, 
auch ist auf gute Schriften darüber im Schalverordnungsblatt empfehlend auf- 
merksam gemacht worden. In Lehrerbildungsanstalten ist dort seit einigen 
Jahren Unterricht in der Gesundheitspflege eingeführt, der die ktlnftigen Lehrer 
auch mit den für die Mund- und Zahnpflege nötigen Kenntnissen ausrüstet. 
In Sachsen-Weimar wird in einem gesundheitlichen Merkblatte für Volks- 
schulen des Großherzogtums auf die Notwendigkeit der Zahnpflege hingewiesen. 
In Schwarzburg-Sondershausen ist an die Schulen eine Druckschrift „Die 
Zahnpflege in den Schulen** zur Beachtung verteilt worden; in dem Landes-Lenrer- 
geminar wird sie beim Unterrichte benutzt In Schwarsburg-Budolatadt 
wird in den Volksschulen beim naturkundlichen Unterricht die Wichtigkeit der 
Zahnpflege hervorgehoben; in allen Schulen hängen Tafeln über Gesundheits- 
pflege, in denen auf die Mund- und Zahnpflege besonders Bezug genonunen 
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ist. In Elsaß-Lothrineen sind in den Schulen Schriften ttbet Zahnpflege 
verbreitet worden, damit die SchtQer darüber belehrt weiden. 

Wo Schulärzte vorhanden sind, haben diese die Zahn- und Mundpflege 
der Schiller zu überwachen, wie aus Baden, Hessen, Braunschweig, Sachsen- 
Meiningen, Sachsen - Coburg • Gotha, Anhalt, Schwarzbnrg - Sondershausen, 
Waldeck, Beuß ä. L., Beuß j. L., berichtet ist ; bei vorgefundenen Krankheiten 
erhalten dann die Eltern oder die Vormünder entsprechende Belehrungen über 
eine Verpflichtung der Schulärzte, die in die Schule eintretenden Kinder auf 
die Beschaffenheit der Zähne zu untersuchen, ist insbesondere noch aus dem 
Königreich Sachsen und aus Sachsen -Weimar Mitteilung gemacht. Hier und 
da haben, wie z. B. aus Sachsen -Meiningen mitgeteilt ist, die Schulärzte auch 
die Aufgabe, durch Vorträge die Eltern und Kinder auf die Wichtigkeit der 
Zahn- und Mundpflege hinzuweisen. In Elsaß-Lothringen sind in allen Schulen 
und Lehranstalten die in der Anlage II abgedruckten Drucksachen 0» betr. 
Zalin- und Mundpflege, amtlich verbreitet worden, um die Schüler zu be- 
lehren und auf die Bedeutung der Zahnpflege hinzuweisen; im Ejreise Mols- 
heim des Unter- Elsaß wird unter Benutzung einer Jessen sehen Wandtafel 
den Kindern ünterrich in der Zahn- und Mundpflege erteilt. 

In der Stadt Straßburg i Eis. besteht unter Leitung von Professor 
Dr. Jessen, dem Verfasser einer in den ,Odontologischen Blättern^ (Jahr- 
gang 1907) veröffentlichten Arbeit über die zahnärztliche Behandlung der 
Volksschulkinder, eine städtische Schul-Zahnklinik zur unentgelUichen 
Behandlung der Kinder. Eine ähnliche .Schul-Zahnklinik'' bestand zu Beginn 
des Jahres 1907 in Darmstadt und in Offenbach in Hessen, während damals 
für Karlsruhe, Freiburg i. B., Worms, Mainz, Metz die Errichtung je ehiei 
Schul-Zahnklinik in Aussicht genommen war. In Friedberg (Hessen) ist im 
ersten Viertel des Jahres 1907 eine zahnärztliche Klinik eröffnet worden, in 
der zu bestimmten Stunden die Behandlung von VolkBschulkindem der Stadt 
stattfindet. 

Schulzahnäizte gegen festes Gehalt waren zu Beginn des Jahres 
1907, soweit bekannt, nur in den elsässischen Städten Mülhausen und Markirch 
angestellt; das gleiche war damals in Württemberg für Ulm und im Elsaß 
noch für Colmar in nahe Aussicht genommen. Im Kreise Saarburg hatte ein 
Zahnarzt den Versuch gemacht, zunächst unentgeltlich' eine regelmäßige Nach- 
schau der Zähne bei allen Schulkindern vorzunehmen, um bei Zeiten vor- 
beugend gegen Erkrankungen einzugreifen; doch fand er^ wie berichtet ist, 
bei den Gemeinden noch nicht Verständnis für die Tragweite der Angelegen- 
heit. In den Lehrerinnen -Seminaren zu Straßburg i Bis., Schlettstadt ipid 
GhäteaU' Salins wird die Zahnpflege der Schülerinnen auf Kosten der Landes- 
kasse durch Zahnärzte wahrgenommen. 

In den Krankenhäusern des Deutschen Beichs gehört es allgemein 
zu den unbezweifelten Obliegenheiten der Aerzte, sowie des Pflege- und Warte- 
personals, über die Zahn- und Mundpflege der Kranken zu wachen; ausdrück- 
liche Bestimmungen in dieser Hinsicht sind jedoch, wie z. B. von preußischer 
Seite hervorgehoben ist, nicht erlassen. Besondere Zahnärzte für große Heil- 
anstalten sind hier und da, z. B. für das in Berlin vor kurzem errichtete 
Budolf Virchow-Krankenhaus angestellt ; für das Berliner Charit6-Krankenhaus 
stand Mitte des Jahres 1907 die Anstellung eines solchen Zahnarztes bevor. 
In Hessen werden für die Landesirrenanstalt zu Heppenheim, für die Irren- 
anstalt Philippshospital in Goddelau und für die Siechenanstalt der Provinz 
Starkenburg in Eberstadt in regelmäßiger Folge Zahnärzte zur Behandlung 
der kranken Zähne von Pfleglingen zugezogen. Auch die Heü- und Pflege- 
anstalt zu Königslutter im Herzogtum Braunschweig hat einen Zahnarzt dauernd 
mit der zahnärztlichen Behandlung der Kranken und Angestellten beauftragt, 
üeberall sonst übernimmt in der Begel der Anstaltsarzt das Zahnziehen bei 



Es sind dies: 1. Dr. Jessen: Die Aufklärung des Volkes über die 
Bedeutung der Zahnpflege für die Gesundheit. 2. Derselbe: Zahnpflege im 
Kindesalter. 3. Dr. BOmer: Die Bedeutung der Zahnpflege. L Dr. Böse: 
Die Zahnpflege in den Schulen und die dazu gehörige Tafd „die Zähne des 
Menschen **. 5. Derselbe: Anleitung zur Zahn- und Mundpflege. 
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Pfleglingen, and nur bei schweren Zahnleiden werden in den ErankenanstalteB 
geübte Zahn&rzte zugezogen. 

In den Strafanstalten und Gefängnissen des Königreichs 
Prenßen erfolgt die zahnärztliche Behandlnnp; der Gefangenen, sobald dies nach 
dem Ermessen des Anstaltsarztes notwendig ist. In den Gefängnissen von 
Elsafi-Lothringen wird der Zahn- and Handpflege der Insassen vom Tage der 
Aufnahme an besondere Aufmerksamkeit gewidmet, und, wo es erforderlich 
erscheint, werden neue Zähne oder kttn^tliche Gebisse durch einen Zahnteclmiker 
besorgt; femer werden fehlende Zahnbürsten für die Gelegenen beschafft und 
kranke Zähne durch den Anstaltsarzt oder einen Spezialisten behandelt, yer- 
dorbene Zähne entfernt usw. Ob in den Gefängnissen und Strafanstalten der 
anderen Bundesstaaten ebenso vorgegangen wird, hat sich nicht feststellen 
lassen; aligemeine Bestimmungen in Seser Hinsicht sind seitens der einzelnen 
Begierungen nicht erlassen, doch ist z. B. in der Strafanstaltsordnnngr des 
Königreichs Württemberg ndt den Vorschriften über Beinhaltung des KOrpers 
auch die Zahn- und Mundpflege geregelt, und aus dem Großherzogtum Hesaea 
wird berichtet, dafi allen Häftlingen die Benutzung der Urnen gelieferten Zahn- 
bürsten vorgeschrieben ist; im Herzogtum Anhalt ist es den Insassen der 
Landes -Strafanstalt ausdrücklich gestattet, die zur Beinhaltung der Zähne 
und des Mundes geeigneten Gerätschaften sich zu beschaffen. 

In den Waisenhäusern. Blinden- und Taubstummen- An- 
stalten hat der Anstaltsarzt die Zahn- und Mundpflege der ZOglinge zu 
überwachenjZ^^^^i'sten werden geliefert und erforderlichenfalls werden, wie 
z. B. aus Württemberg berichtet wird, Zahnärzte zur Behandlung kranker 
ZOglinge hinzugezogen; für das Waisenhaus zu Hamburg ist ein Zahnarzt sogar 
fest angestellt. 

Auch den Pfleglingen der städtischen Armen- uud Siechenhänser 
wird auf städtische Kosten wohl überall die nOtige Zahnpflege gewährt, was 
z. B. seitens der Herzoglichen Begierung zu Brauni^weig ausdrücklich herror- 
gehoben wird. 

Besondere Zahnkliniken für Arbeiter oder Arme sind in den Staaten 
des Deutschen Beichs, soweit hier bekannt, nicht vorgesehen, doch werden in 
den Universitäts-Polikliniken auch Mund- und Zahnleiden bedürftiger Personen 
unentgeltlich behandelt. Außerdem werden z. B. im Hospital der Stadt 
Hagenau L Eis, arme Personen aus der Stadt bei Zahn- und Mundkrankheiten 
kostenlois behandelt. 

Auf Kosten der im Deutschen Beiche überall bestehenden staatlich 
organisierten Krankenkassen der Arbeiter findet eine Behandlung der Mund- 
und Zahnkrankheiten der Mitglieder überall statt; im Königreich Sachsen 
haben einige größere Krankenkassen angeblich sogar eigene Zahnkliniken. Daß 
auch Plomben und künstliche Gebisse, wo letztere zur Erhaltung der Erwerbs- 
fähigkeit der Mitglieder oder im gesundheitlichen Interesse notwendig aind, 
seitens der Krankenkassen oder der Armenverwaltung kostenlos geliefert 
werden, wird zwar hier und da, z. B. aus Karlsruhe bezw. Mannheim, Metz 
mitgeteilt, ist Jedoch nicht überall anzunehmen; in Württemberg geschieht 
solches nur dann, wenn ein Verlast der Zähne durch einen Betriebsunfall 
herbeigeführt war, anderwärts werden höchstens Beihilfen zum Zahnersätze 
gewährt. 

Hinsichtlich der Zahn- nnd Mundpflege im Heere bestehen folgende 
Vorschriften: 

a) Für das Eriedensverhältnis. 

Spezialistisch -zahnärztliche Behandlung darf den Mannschaften des 
aktiven Dienststandes für Bechnung der Militärfonds gewährt werden, wenn 
die Beschädigung des Gebisses durch den Dienst verursacht ist, oder wenn 
bei nicht vorbandener Dienstbeschädigung die Erhaltung der Militärdiensi- 
fähigkeit durch Gewährung von Zahnersatz usw. auf längere Zeit erzielt wird 
und die Nichtgewährung me Dienstfähigkeit aufheben würde. 

Diese zahnärztliche Behandlung ist nach dem Ermessen des zuständigen 
Obermilitärarztes und mit vorheriger Genehmigung des Sanitätsamts zulässig 
und hat in erster Linie durch etwa vorhandene Sanitätsoffiziere, welche die 
zahnärztliche Prüfung abgelegt haben, zu erfolgen, in Ermangelung solcher 
durch einen Tertraglich zu verpflichtenden Zahnarzt. 
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Die Sftnit&tsftmter haben tnnliehst fOx Jeden Standort aar Anaittlming 
der militär&rztlicheneitB anffeordneten speaial-zahn&ratlichen Behandlung einen 
zuTerlässigen, im Gebiete des Dentechen Beiclis approbierten Zahnarzt ver- 
traglich an verpflichten und dessen Namen durch aas Generalkommando den 
Truppen osw. bekannt an geben. 

üeht ein Sanit&tsofiliier die zahnäratliche Behandlang der Soldaten ans, 
80 ist ihm hlerfilr dn geeignete Zimmer im Garnisonlasarett aar Verlflgong 
za stellen. 

Kosten für Plombieren von Zähnen und für kflnstlichen Zahnersatz Iftr 
Familienangehörige der Unteroffiziere usw. sind nur dann auf Milit&rfonds za 
übernehmen, wenn es sich am die Beseitigong eines das Allgemeinbefinden 
beeinträchtigenden erheblichen Zahnleidens oder anderer hiermit im Zasammen- 
haoge stehender ErankheiteD, wie Magenbeschwerden, VerdaaongsstOrangen, 
QehOrleiden asw.^ handelt, and wenn diese spezialistisch -zahnärztliche B«hand- 
long vom Militärarzt als notwendig erachtet and vorher vom Sanitätsamte 
geaehnügt worden ist. 

b) Fflr das Feldverhältnis. 

In der Kriegs -Sanitätsordnang sind Zahnärzte als Beamte vorgesehen. 
Sie werden in der Segel schon im Frieden fflr diese Stelle vertragsmälig ver- 
pflichtet and üben ihre Tätigkeit im Etappengebiete, wenn nOtig aach bä den 
Feldlazaretten aas. Als Aasrflstang erhalten sie einen zi^ärztlichen Kasten, 
in dem sich das Gtorät fflr Zahnersatz, fflr Zahnerhaltang and Hilfsmittel fflr 
die Behandlong von Eieferbrflchen befinden. 



Annahme von Praktikanten* Erlaß des Ministers der asw 
Medizinalangelegen holten vom 12. Dezember 1907 — M. Nr. 19884 
UI — an die Herren Begierangspräsidenten. 

In der Beilage za Nr. 52 des Zentralblattes fflr das Deatsche Beich von 
diesem Jahre ist das neae Verzeichnis der zor Annahme von Praktikanten 
ermöglichten Krankenhäaser and medizinisch -wissenschaftlichen Institate ge- 
mafi § 59 der Piflfongsordnnng fflr Aerzte vom 28. Mai 1901 veröffentlicht 
worden. Ein aosfflbrlichere Angaben enthaltendes Verzeichnis der preafiisohen 
Anstalten wird in einer der nächsten Nammern des Ministerialblattes fflr Me- 
dizinal- pp. Angelegenheiten abgedrackt werden. 

Mit Bezag aaf den Erlafi vom 27. Dezember 1906 — M 20058 U I — ^) 
teile ich dies zar gefälligen Kenntnisnahme and weiteren Bekanntmachang des 
Verzeichnisses ergebenst mit, soweit es ohne besondere Kosten mOglich ist. 



MitteUuig von Poekenerkrankangen an die anständige KSnigl. Impf- 
anstalt« Erlaß des Ministers der asw. Medizinalangelegen- 
heiten vom 6. Dezember 1907 — M. d. G. Nr. 1336211 — an sämtliche 
Herren Begierangspräsidenten. 

In einer Sitzang der Vorsteher der Impfanstalten, welche am 27« Sep- 
tember d. J. im diesseitigen Ministeriam stattgefunden hat, ist dem Wansche 
Ansdrack gegeben worden, daß den Impfanstalten jedor,^i^Fall von echten 
Pocken möglichst schnell mitgeteilt werden mOge, damit sie in der Lage seien, 
sich echten Pockenstoff zu beschaffen. 

Eare Hochwohlgeboren benachrichtige ich hiervon mit dem ergebensten 
Ersuchen, gefälligst fortan von jedem im dortigen Bezirk vorkommenden 
Pockenfall aach der Königlichen Impfanstalt in ... . telegraphisch Mittcdlang 
za machen. 

Die Bekämpfung der Gescbleehtskrankheitcn nnd Handhabung der 
Sittenpolizei* Erlaß der Ministers des Innern und der usw. Medi- 
zinalangelegenheiten vom 11. Dezember 1907 — M. d.i. IIa 10418 
H. d. g. A. M. 14792 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten, 

I. In das Gesetz, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Kra 



das Gesetz, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
vom VS6. August 1905 (Gesetzsamml. S. 878) sind auch die Schutzmaßregeln 
zugenommen worden, welche gegen die Verbreitung der Geschlechtskrank- 



') Siehe Beilage zu Nr. i, Jahrg. 1906, S. 5 dieser Zeitschrift. ^-^ t 
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heiten diireh Gewerbransncht tidbende Personen sn ergreifen sind. Die Be- 
hörden sind dadurch in den Stand gesetzt, Yon diesen mafiregehi ganz nnab- 
hSogig Ton der Frage Gebranch zu machen, ob gemäß § 861, Ziffer 6 St. G. B. 
eine sittenpoliseiliche Aufsicht zu verhängen ist. Sie kOnnen die gesundheit- 
liche Ueberwachung der Prostitution als Torwiegend ärztliche Einrichtung von 
den besonderen zur Aufrechterhaltung der Sittiichlceit erforderlichen Maß- 
nahmen trennen, sie dadurch von manchen lästigen Nebenvnrkungen befreien 
und doch ffleichzeitig zum Besten der Volksgesundheit in weiterem umfange 
zur Durchftthrung bringen. 

Die §§ 8, Ziffer 9 und 9, Abs. 2 des Gesetzes vom 28. August 1905 
sehen yor: 

1. daß gewerbsmäßig Unzucht treibende Personen, welche in bezng auf 
STphuis, Tripper und Schanker krankheits- oder ansteckungsverdäcbiig 
sud, beobachtet; 

2. daß Gewerbsunzucht treibende Personen, welche von einer der genannten 
Krankheiten ergriffen sind, auch abgesondert und zwangsweise behandelt 
werden dürfen. 

Die Ansftthrungsbestimmungen yom 7. Oktober 1905 erläutern den § 9 
dahin : 

»Personen, welche gewerbsmäßig Unzucht treiben, sind anzuhalten, sieh 
an bestimmten Orten und zu bestimmten Tagen und Stunden zur Untersuchmig 
einzumünden. Wird bei dieser Untersucboug festgestellt, daß sie an Syphilis, 
Tripper oder Schanker leiden, so sind sie anzuhidten^ sich ärztlich behandeln 
zu lassen. 

Es empfiehlt sich, durch Einrichtung öffentlicher ärztlicher Sprech- 
stunden diese Behandlung möglichst zu erleichtern. KOnnen diebetreffenden 
Personen nicht nachweisen, daß sie diese Sprechstunden in dem erforderlichen 
Umfang besuchen, oder besteht begründeter Verdacht, daß sie trotz ihrer Er- 
krankung den Betrieb der gewerbsmäßigen Unzucht fortsetzen, so sind aie 
unrerzliglich in ein geeignetes Krankenhaus zu überffUiren und aus dem- 
selben nicht zu entlassen, bevor sie geheilt sind.** 

Im Verfolg dieser Bestimmungen ersuchen wir Ew. Hochwohlgeboren, — 
Hochgeboren, Purchlaucht — ergebenst, zu veranlassen, daß in allen Orten Ihres 
Bezirks, in welchen eine Ueberwachung der Prostitution erforderlich erscheint, 
unverzüglich ermittelt wird, ob Gelegenheit zur unenteelilichen ärztlichen 
Behandlung Geschlechtskranker vorhanden ist und, wo solche fehlt, Sorge zu 
tragen, da£ durch Vereinbarungen mit geeigneten Aerzten oder Kranken- 
häusern Öffentliche ärztliche Specbstunden zu diesem Zweck eingerichtet werden. 

Die zum ersten Male wegen des Verdachts der Gewerbsunzucht polizei- 
lich angehaltenen Personen sind unter Aushändigung eines Verzeichnisses der 
vorhandenen öffentlichen Sprechstunden mit der Auflage zu entlassen, sich dort 
vorzustellen und entweder unverzüglich ein Gesundheitszeugnis vorzulegen 
oder bis zur Heilung einer vorhandenen geschlechtlichen Erkrankung den 
Nachweis zu erbringen, daß sie in ausreichender ärztlicher Behandlung stehen 
oder der erhaltenen ärztlichen Anweisung entsprechend ein Krankenhaus auf- 
gesucht haben. Der polizeiärztlichen Untersuchung sind zum ersten Male be- 
troffene Prostituierte nur dsnn zu unterwerfen, wenn besondere Umstände von 
vornherehi rechtfertigen, daß sie sich der freien Behandlung entziehen werden. 
Bei wiederholter Ueberführung der gewerbsmäßigen Unzucht sind die betreffen- 
den Personen zu periodischer Vorstellung in den öffentlichen Sprechstunden 
anzuhalten. Die Befolgung dieser Vorschriften ist in geeigneter Weise zu 
kontrollieren. 

Die zwangsweise Behandlung erkrankter Personen in einem Kran- 
kenhause ist allemal dann zu bewirken, wenn solche sich der regelmäßigen 
Vorstellung entzogen haben, sowie wenn begründeter Verdacht besteht, daß 
sie noch, vor bewirkter Heilung der Unzucht wieder nachgehen. 

Auch den Personen, welche der sittenpolizeilichen Aufsicht unterstehen, 
kann nachgelassen werden, sich durch Zeugnisse bestimmter polizeilich, ge- 
nehmigter Anstalten oder Aerzte fortlaufend über ihren Gesundheitszustand 
sowie über die Behandlung in Krankheitsfällen auszuweisen. Diese Vergünsti- 
gung darf aber nur solchen Prostituierten eingeräumt werden, deren persOn- 
Uche und sonstige Verhältnisse einige Sicherheit dafür bieten, daß sie den 
ärztlichen Verordnungen nachkommen und während der Erkrsnkung nicht 
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weiter Gewerbsnnzudit treiben. Bas Verfahren eignet sich besonders für 
Orte mit geringerer Einwohnerzahl und weniger lebhaftem StraßenTerkehr, 
deren Polizei?erwaltiingen yorschriftswidriges Verhalten der in freier Behand- 
lung befindlichen Proaütoierten leicht feststellen können. 

Die bestehenden Vorschriften ftber die Behandlung Ton Prostitnierten, 
welche das 21. Lebensjahr noch aicht vollendet haben, bleiben unberührt. Für- 
die Versorgang Geschlechtskranker Minderjähriger empfiehlt sich die Anglie- 
derang yon Kraiäenabteilongen an Erziehungdhäascr in denen die im Wege 
der EtlrsorgeerziehuDg oder der vormandschaftsgerichtlichen Anordnung nnter- 
gebrachten Zöglinge Erziehung und Heilung zugleich finden. 

II. Da das GFesetz vom 28. Augast 1905 den Prostituierten gegenüber 
ausgedehnte Befugnisse zur Sicherung der Gesundheit auch ohne Verh&ngung 
der sittenpolizeilichenAufsicht gewährt, so erscheint Tor Anordnung dieser 
einschneidenden und ernsten Maßnahme ein besonders gründliches und vor- 
sichtiges Verfahren geboten und trotz damit verbundener Verzögerung unbe- 
denklich. Die Stellung unter polizeiliche Aufsicht gemäß § 861, Ziffer 6 Str.- 
G.-B. soll daher in Zukunft nur verfügt werden, wenn die Voraussejbzungen 
durch gerichtliche Verurteilung wegen strafbarer Gewerbsunzucht zweifel- 
frei dargetan sind. Von dieser Einschränkung soll nur bei solchen Personen 
abgesehen werden, welche nach Entlassung aus der sittenpolizeilichen Aufsicht 
wieder der Prostitution anheimgefallen sind. 

Um gefaUenen Frauen und Mädchen die Bückkehr zu anständigem 
Lebenswandel zu erleichtern, ist die dauernde Mitwirkung einer mit den Be- 
strebungen dei Eettungsvereine vertrauten Dame erwünscht und herbeizu- 
führen, welcher Zutritt und freiester Verkehr mit den eingelieferten weiblichen 
Personen zu gestatten ist. 

III. Grundsätzlich ist bei allen Anordnungen, welche die Beobachtung 
krankheits- oder ansteckungsverdächtiger sowie die Absonderung oder Zwangs- 
behandlung erkrankter Prostituierter betreffen, von allen die Bttckkehr zu ge- 
ordneten Leben erschwerenden polizeilichen Maßnahmen abzusehen, soweit da- 
durch nicht der Erfolg der Anordnungen von vornherein in Frage gestellt wird. 

Bei der Handhabung sowohl der sanitätspolizeilichen, wie der 
sittenpolizeilichenAufsicht ist nachdrücklichst darauf zu achten, daß die 
Prostituierten sich den regelmäßigen Uutersuchungen nicht entziehen. Die Be- 
rechtigung der vorgebrachten Entschuldigungen muß nachgeprüft werden. So- 
weit Krankheit als Entschuldigungsgrund angegeben wird, ist einem Polizeiarzte 
die Prüfung der als Beweis der Krankheit eingereichten Atteste, Eezepte usw. 
erforderlichen Falles auch die Untersuchung der Prostituierten zu übertragen. 
Für unentschuldigte Versäumnis der ärztlichen Untersuchung wie für alle 
anderen üebertretungen der zur Sicherung der Gesundheit dienenden Kon- 
trollvorschriften ist durch Vermittelung der Amtsanwaltschaft trenge Ahndung, 
möglichst die üeberweisungsstrafe auf Grund des § 862 St.-G.-B. zu erwirken. 

Dagegen müssen bei verhängter sittenpolizeilicher Aufsicht Bestrafungen 
wegen unerheblicher Verstöße gegen die polizeilichen Eeglements vermieden 
werden. Die Ezekutivbeamten der Sittenpolizei sind anzuweisen, in solchen 
Fällen zunächst mit Warnungen einzuschreiten und Strafanzeigen nur bei fort- 
gesetztem böswilligen Zuwiderhandeln za erstatten. Die zum Schutze der 
öffentlichen Ordnung und des öffentlichen Anstandes erlassenenen polizeilichen 
Vorschriften enthalten vielfach kleinliche und zu sehr in Einzelheiten gehende 
Beschränkungen, auf deren Beseitigung Bedacht zu nehmen ist.. Im allgemeinen 
wird es genügen, wenn abgesehen von den sanitätspölizeilichen Anforderungen, 
folgende Verhaltungsmaßregeln auferlegt werden : 

1. Verbat, bestimmte Straßen, Plätze und Bäumlichkeiten zu betreten — ge- 
gebenenfalls in der Beschränkung auf bestimmte Tages- oder Nacht- 
stunden — ; 

2. Verbot bestimmter Straßen oder Häuser als Wohnungen; 

8. Verbotj in Familien mit schulpflichtigen Kindern Wohnung zu nehmen, 
mit minderjährigen Personen Verbindung anzuknüpfen, Zuhälter zu be» 
herbergen; 
4. Verbot auffallenden, anstoßerregenden oder tu Unzucht anreisenden Be- 
nehmens in der Oeffentlichkeit. 
Es ist dafür Sorge zu tragen, daß die Prostituierten zu den Wirten nur 
in mietsrechtliche Beziehungen treten, daß dagegen jeder weitere Einfluß der 
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Vemiieter auf die Prosiitnierteii, jede Beteilifi^nng an deren Einnahmen, jede 
Enchwemng des Auszuges sowie die Verabfolgung von GenuBmitteln an die 
Mieterinnen oder deren Besucher unbedingt yerhindert wird. Zuwiderhand- 
lungen sind nach Maßgabe der §§ 180 St-G.-B. 88, 147,1 Gew.-Ord. nnnach- 
sichtlich zu Terfolgen. 

IV. Um zu verhüten, daß geschlechtlich erkrankte Personen, welche nicht 
Gtowerbsunzncht treiben, ihr Leiden weiter verbreiten, empileiilt es sich, deren 
Unterbringung in Krankenhäusern durch Verständigung der Gemeinde- 
und Kassenvorsteher sowie Kassenärzte herbeizuftthren nach Maßgabe des 
gemeinschaftlichen Erlasses vom 6 April 1893 — M. d. g. A. 12405, M. d. J. 
L A. 2457, M. f. H. u. G. B. 1950 — , dessen Befolgung wir hierdurch in Er- 
innerung bringen. Geschlechtskranke, welche trotz Kenntnis ihres Zustaades 
durch Geschlechtsverkehr eine Ansteckung verursachen, mttssen für ihr unrer- 
antÜches und gemeingefährliches Verhalten auf Grund der §§ 228 ff. 280 St- 
G.-B. zur Bestrafung gebracht werden, wenn der gesetzliche Tatbestand irgend 
erwdsbar ist. 

üeber die Durchführung dieses Erlasses sehen wir Ihrem Berichte 
binnen drei Monaten entgegen. 

Wandtafeln zur Alkoholfrage. Erlaß des Ministers der uaw. 
Medizinalangelegenheiten vom 8. November 1907 — U n 3880 
M. — an sämtliche Provinzialschulkollegien und Eegierungen. 

Auf Veranlassung des Deutschen Vereins gegen den Mißbrauch geistiger 
Getränke haben die Universitätsprofessoren Hofrat Dr. Grub er und Hofiat 
Dt. Kraepelin in München « Wandtafeln zur Alkoholfrage* nebst einem 
erläuternden Text herausgegeben, die geeignet erscheinen, die Belehrung 
über die Alkoholgefahr wirksam zu unterstützen. Das Königliche Provinzial- 
schulkolleglum/die Königliche Beglerung beauftrage ich, die Leiter der Lehr- 
anstalten des. dortigen Aufiichtbezirkes empfehlend auf das Werk hinzuweisen 
und dabei zu bemerken, daß der Mäßigkeits - Verlag, Berlin W. 15, Emser 
Straße 28, den Alleinvertrieb der Tafeln für die Behörden, insbesondere fflr 
die Schulen übernommen hat und bereit ist, Auskunftsblätter über die Tafeln 
in jeder gewünschten Zahl unberechnet abzugeben. 



Deutsehe Arneitaxe 1908. Bekanntmachung des Minsters 
der usw. Medizinalangelegenheiten vom 24.Dezember 1907. 

Hierdurch bestimme ich, daß die durch Bundesratsbeschluß festgesetzte 
„Deutsche Arzneitaxe 1908* mit dem 1. Januar 1908 in Kraft tritt 

Die amtliche Ausgabe der Arzneitaxe ist im Verlage der Weidmann- 
gehen Bachhandlung in Berlin SW. 68, Zimmerstraße 94, erschienen und im 
Buchhandel zum Lsäenpreise von 1 M. 20 Pfg. für ein in Leinen gebundenes 
Exemplar zu beziehen. 

(Jeberschreitungen der Taxe unterliegen der Bestrafung nach § 148, 
Ziffer 8 der Gewerbeordnung für das Deutsche Beich (in der Fassung vom 
26. JuH 1900 — Beichsges.-BL S. 871 ff. — ) 



Apothekensehluss an Sonn- und Feiertagen* Erlaß des Ministers 
der usw. Medizinalangelegenheiten — M. Nr. 8818 — vom 30.No- 
vember 1907. 

Im Verfolg des Erlasses vom 25. Januar d. J. — M. Nr. 9075. G. L- 
will ich nach Anhörung der Apothekenkammer unter Vorbehalt jederzeitigen 
Widerrufs Einwendungen dagegen nicht weiter erheben, wenn der nach § 40 
Abs. 2 der Apotheken-Betriebsordnung vom 18. Februar 1902 zulSssige Apo- 
thekenschluß an den Sonntagen und Feiertagen auch auf die Nachtstunden 
bis 7 Uhr morgens des folgenden Werktags ausgedehnt wird. 

Voraussetiunff bleibt daß das beteiligte Publikum in geeignet erschei- 
nender Weise von dem Schluß der einzelnen Apotheke in Kenntnis gesetx- 
und an den geschlossenen Apotheken ein leicht sichtbarer Hinweis anf die 
n&chsten, offen gehaltenen Apotheken angebracht wird. __^_^_ 

Verantwortl. BedJtkteur : Dr. Ba p mu n d , Bog.- u. Geh. Med.-Bat In IGnden i. W. 
J. C. 0. BroBM, HtnoffL Wk6ha, «. r. ScIl-I«. HoflMiehdr«c|n|«!(ia Mlnd«B. 
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Eechtspreclmiig und Medizinal- 
Gesetzgebung. 

Beilage zur Zeitsclirift für Medizinal- Beamte. 



Nr. 2. 20. Januar. 1908. 



Rechtsprechung. 

Yerstoss gegen das Cleseti betreffs nnlantereii Wettbewerbes wegen 
der Bezeichnung ^in Amerika staatlich approbierter Zahnarzt.^ urteil 
des Beichsgerichts (IL Z.-S.) Tom 26. Oktober 1907. Jaristische 
Wochenschrift; 1907, Nr. 22. 

Das Berofnngsgericht hat angenommen, daß die von dem Beklagten ge- 
brauchten Bezeichnungen „in Amerika staatlich approbierter Zahnarzt** und 
„Amerikanischer Zahnarzt** gegen die Bestimmung des § 1 ünlWG. verstoße, 
und hat dies insbesondere im wesentlichen folgendermaßen begründet: Soweit 
die fraglichen Angaben des Beklagten ttber die Art des Nachweises seiner 
Befähigung zur Ausübung der Zahnheilkunde nur besagten, daß er seine Fach- 
ausbildung in Amerika erhalten habe, entsprächen sie der Wahrheit . . . Die 
Angaben des Beklagten sagten aber mehr, mindestens würden sie von dem 
Publikum, für das sie bestimmt seien und yon dem sie gelesen würden, von 
dem die Hilfe eines Zahnheilkundigen suchenden Teile der Bevölkerung einer 
deutschen Stadt, dem der Beklagte seine Dienste anbiete, in einem weiterge- 
henden Sinne verstanden. Der deutsche Leser verstehe unter einem „ameri- 
kanischen Zahnarzte**, einem „in Amerika approbierten Zahnarzte** nicht nur 
einen Zahnheilkundigen, der in den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
seine Fachausbildung erworben und die Befugnis, dort die Zahnheilkunde 
auszuüben, erlangt habe, sondern einen Zahnheilkundigen, der 
eine der Approbation des deutschen Zahnarztes entspre- 
chende ausländische, in Nordamerika erlangte Approbation 
besitze. Eine solche gehe dem Zahnarzt ab, weil es eine Approbation im 
Sinne der deutschen GewO. in den Vereinigten Staaten nicht gebe, und deshalb 
seien jene B^eichnungen, weil sie in dem deutschem Leser eine falsche Vor- 
stellung über den Befähigungsnachweis erregten, nach der maßgebenden Auf- 
fassung des Publikums, dem gegenüber sie gebraucht würden, unrichtig. Da 
nämlich im Deutschen Belebe das Gewerbe der Zahnheilkunde freigegeben sei 
und des Titels „Zahnarzt** dort sich nur der Zahnheilkundige bedienen dürfe, 
der die in § 29 GewO. vorgeschriebene Approbation besitze, so verstehe man 
in Deutchland unter einem Zahnarzt eine staatlich approbierte Medi- 
zinalperson. Diese Approbation werde durch die Zentralbehörden der deutschen 
Bundesstaaten, die eine oder mehrere Bandesuniversitäten hätten, für das 
ganze Gebiet des Deutschen Beichs regelmäßig. nur dem erteilt, der nach Er- 
langung einer höheren Schulbildung und nach einem dreijährigen üniversitäts- 
studium seine wissenschaftliche Befähigung zur Ausübung der Zahnheilkunde 
iu einer Staatsprüfung nachgewiesen habe. Die Approbation sei mithin ein 
Akt der Staatsverwaltung, durch den unter staatlicher Autorität und Mitwir- 
kung die Befähigung des Approbierten zur Ausübung der Zahnheilkunde als 
einer Wissenschaft festgestellt und durch Verleihung der mit gewissen Vor- 
rechten und Pflichten ausgestatteten Befugnis zur Führung des Titels „Zahn- 
arzt' staatlich anerkannt werde. Mit dieser Approbation sei die in einem der 
Vereinigten Staaten erteilte License to practice dentist^, auf die der Beklagte 
seine Berechtigung zum Gebrauche der fraglichen Bezeichnungen stütze, weder 
gleichwertig noch vergleichbar; Zahnärzte in dem in Deutsdblaad damit ver- 
bundenen Sinne gebe es demnach in den Vereinigten Staaten überhaupt nicht. 
Die Lizenz, die dort jeder die Zahnheükunde als Gewerbe ausübende besitzen 
müsse, gewährleiste nicht die auf den höchsten Bildungsanstalten erworbene 
und staatlich anerkannte Befähigunff zur Ausübung der Wissenschaft der Zahn- 
heükunde wie die deutsche Approbation, sondern nur das geringste Maß der 
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Kenntnisse und Fertigkeiten, die jeder besitzen mtLsse, der sich dort mit der 
Zahnheilkonde als Gewerbe befasse. Die der Ausbildiing des deutschen Zahn- 
arztes ann&hemd gleiche Eachansbildong durch eine Uniyersität oder eine 
reputable Fachhochschule werde nicht durch einen yom Staat verliehenen 
TiteL durch den die yoUe Befähigung zur Ausübung der Wissenschaft der 
Zahnneilkunde staatlich anerkannt werde, ausgezeidinet, sondern nur durch 
den akademischen Grad, einen der Promotion bei einer deutschen Universität 
ähnlichen Akt der Verwaltung der Unterrichtsanstalt dargetan. . . . Wegen 
der Yon dem Beklagten in den Vereinigten Staaten erlansten Fachausbiidong, 
die den dortigen höchsten Anforderungen entspreche, dtlrfe er sich doch nicht 
in Deutschland „amerikanischer Zalmarzt^ oder „in Amerika approbierter 
Zahnarzt* nennen. Damit stelle er die unwahre Behauptung auf, daß die von 
ihm erlangte Fähigkeit zur Austlbunff der Zahnheilkunde durch einen besonderen 
Akt der ausländischen Staatsyerwaltung ausdrücklich anerkannt worden sei. 
Er dtlrfe seine in Wiskonsin erlangte Fachausbildung nicht durch den Gebrauch 
jener irreftthrenden Bezeichnungen zur Anpreisung seiner gewerblichen Leistnn- 

fen Terwerten. Der Beklagte kOnne sich auch nicht darauf berufen, daß durch 
en Hinweis auf die ausländische Approbation eine Täuschung in der Eichtung, 
daß er eine deutsche Approbation besitze, ausgeschlossen werde. Dieser Hin- 
weis schließe yielleicht seine Strafbarkeit nach § 147 Nr. 3 GewO., nicht aber 
die Anwendung der zivilrechtlichen Bestimmungen des § 1 UnlWG. ^egea ihn ans. 
Diese Ausführungen erscheinen rechtlich als einwandfrei, namentlich 
auch iJs tatsächlich genügend begründet. Sie stehen auch nicht mit anderen 
Entscheidungen des erkennenden Senats im Widerspruch. Insbesondere ist in 
dem diesseitigen Urteile vom 26. April 1904 auf Grund eines mit dem vor- 
liegenden im wesentlichen gleichartigen Tatbestands die in dem damals ange- 
foditenen Berufungsurteile ausgesprochene Ansicht rechtlich gebilligt worden, 
daß die in Deutschland gebrauchte Bezeichnung „in Amerika approbierter 
Zahnarzt*^ trotz des Hinweises auf die in Amerika erfolgte Approbation des- 
halb gegen § 1 UnlWG. verstoße, weil diese Bezeichnung bei dem deutschen 
Publikum den Anschein einer den deutschen Begriffen entsprechenden Aus- 
bildung und staatlichen Prüfung als wirklicher Zahnarzt erwecke, in diesem 
Sinne aber die gebrauchte Bezeichnung unrichtig sei. Demgemäß ist auch die 
dem jetzt angefochtenen Berufnngsurteile zugrunde liegende gleichartige Auf- 
fassung rechtlich nicht zu beanstanden. Die von dem Revisionskläger als 
verletzt bezeichneten §§ 29 und 147 Nr. 4 GewO., kommen für den gegen- 
wärtigen Fall gar nicht in Betracht ; denn es handelt sich hier nicht um eine 
Verletzung der angeführten Bestimmung der GewO., sondern um eine Zu- 
widerhandlung gegen die ihrem Inhalt und Zwecke nach wesentlich davon 
verschiedene Vorschrift des § 1 UnlWG., insbesondere um den Tatbestand, 
daß der Beklagte dem beteiligten Publikum gegenüber die im Sinne 
des § 1 cit. unwahre Behauptung aufstellt, die von ihm erlangte Fähigkeit 
zur Ausübung der Zahnheilkunde sei durch einen besonderen Akt der 
amerikanischen Staatsgewalt ausdrücklich anerkannt Die Frage, 
ob die Angaben des Beklagten, er sei „ein in Amerika approbierter Zahnarzt'' 
oder ein „amerikanischer Zahnarzt^ im Sinne des § 1 UnlWG., das heißt: in 
den Augen des beteiligten Publikums unrichtig sei, ist daher von der nach 
§ 147, Nr. 8 GewO. zu beurteilenden Frage unabhängig, ob der Beklagte durch 
die nämlichen Angaben der letzteren Vorschrift zuwidergehandelt hat. 



Nichtvorliegen eines Yerschuldens seitens eines gegen Unfall Ter- 
sicherten bei ünterlasBung eines operativen Elngrillüs. Urteil des BeicliB- 
gerichts (VI. Z.-S.) vom 24. Oktober 1907. Juristische Wochenschrift 
1907; Nr. 21. 

Es müsse zwar der Verletzte dem Verletzer gegenüber für verpflichtet 
erachtet werden, die ihm zu Gebote stehenden llfittel anzuwenden, um die 
schädlichen Folgen abzuwendsn und sich unter Umständen auch einer ärzt- 
lichen Behandlung zu unterziehen; ein operativer Eingriff könne ihm aber 
nur dann zugemutet werden, wenn derselbe den Erfolg gewährleiste, soweit 
eine solche Gewähr nach ärztlicher Anschauung überhaupt bestehen könne, 
und wenn der Verletzte zu der Ueberzeugung gelangen müsse, daß ein solcher 
Eingriff gefahrlos sei. Im vorliegenden Falle ist nun durch die Aussagen des 
Dr. med. K. erwiesen, daß dieser die fragliche Operation durchaus nidit 
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als sicheren Erfolg versprechend und gefahrlos hingestellt habe. Allerdings 
Jtat Dr. M. eine entgegengesetzte Ansicht geäußert, anderseits aber hat er 
die Operation von einem Verzichte der Verletzten auf Schadensersatzanspri&che 
abhängig gemacht. Diese Tatsache ist, selbst wenn sie nur auf einer all- 
gemeinen Uebung beruht hätte, immerhin geeignet gewesen, die Verletze be- 
denklich zu machen, unter diesen umständen habe dieselbe sich der frag- 
lichen Operation nicht zu unterziehen brauchen, und es könne ihr daher nicht 
als mitwirkendes Verschulden angerechnet werden, wenn sie auf den Vorschlag 
des Dr. M. nicht einging .... Diese AusftiJlLrungen im Berufnngsurteile über 
die Voraussetzungen der Verpflichtung des Verletzten, sich einer Operation 
zu unterziehen, können im wesentlichen als richtig gelten und stehen den 
Yon früherer Entscheidung des erkennenden Senats aufgestellten allgemeinen 
Grundsätzen nicht im Gegensatz. Doch läßt sich eine für alle Fälle gleich- 
mäßig gültige Norm schwer bestimmen. Es sind im Einzelfalle die kox&reten 
Verhältnisse zu würdigen, wobei es hauptsächlich auf die Beschaffenheit des 
Leidens, die Schwere und Gefährlichkeit der Operation, die mehr oder minder 
sichere Aussicht auf Eifolg ankommen wird, aber möglicherweise auch noch 
anderweite, besondere Umstände in Betracht kommen können. Darauf, ob es sich 
vorliegend um eine Operation im eigentlichen Sinne handelt, ist kein Gewicht zu 
legen ; jedenfalls steht ein ärztlicher Eingriff von der Art inErage (eine Ausschabung 
der Gebärmutter), daß hierfür die glei(men Grundsätze zur Anwendung kommen. 
Wenn man nun die Sachlage lediglich so, wie sie sich nach den gutachtlichen 
Aeußerungen des Dr. M. objektiv darstellt, zu betrachten hätte, so müßte man 
gewiß der Beyision darin beistimmen, daß der Verletzten sehr wohl habe zu- 
gemutet werden können, sich der ihr vorgeschlagenen Behandlung zu unter- 
ziehen, zumal wenn der Beklagte sich bereit erklärte, die hierfür erforderlichen 
Kosten einstweilig vorzuschießen. Hätte sich die Verletzte aus übergroßer 
Aengstlichkeit oder Empfindlichkeit, aus reinem Eigensinn oder gar aus Bös- 
willigkeit geweigert, auf den Vorschlag einzugehen, so wäre ihr Verhalten 
im Verhältnisse gegenüber dem Beklagten nicht gerechtfertigt. Allein auch 
die Vorschrift im § 254, Abs. 2 B.-G.-B. setzt ein Verschulden des Beschädigten 
voraus, und das Berufungsgericht hat zugunsten der Verletzten Tatsachen be- 
rücksichtigt, welche geeignet sind, ihre Weigerung wo nicht als begründet, 
so doch als entschuldbar erscheinen zu lassen. « . . Es war in der Tat wohl 
erklärlich, wenn die Verletzte und deren Ehemann (Leute aus bäuerlichem 
Stande) bei den Mitteilungen der Aerzte stutzig wurden und demzufolge die 
Versicherungen des Br. M. nicht mit dem entsprechenden Vertrauen und Ver- 
ständnisse aufnahmen. EeinesfallB kann es für rechtsirrig erachtet werden 
daß der Beruf ungsrichter bei dieser Sachlage in dem Verhalten der Verletzten 
ein mitwirkendes Verschulden derselben nicat erblickt hat. 



Begriir grobe Mlsshaudlang im Sinne des § 1568 B.-G.-B. (Ehe- 
seheidung). Entscheidung des Beichsgerichts vom 14. Oktober 
1907. Juristische Wochenschrift; 1907, Nr. 20. 

Der Begriff »grobe Mißhandlung^ schließt nicht nur die Fälle der lebens* 
oder gesundheitsgefährlichen Mißhandlung in sich, sondern ist ein weiterer 
und umfaßt auch solche vorsätzliche Körperverletzungen, die ohne das Leben 
und die Gesundheit des verletzten Ehegatten in Gefahr zu bringen, unter Um- 
ständen oder in einer Art begangen werden, die sie als eine besonders rohe, 
das allgemeine Bechtsempflnden schwer verletzende Ausschreitung erscheinen 
lassen. Es ist insbesondere in der Bechtsprechung des B.-G. bereits wieder- 
holt hervorgehoben worden, daß unter den Begriff auch solche Mißhandlungen 
fallen, die mit einer ehrenrührigen Herabwürdigung des mißhandelten Ehe- 
gatten verbunden sind. Um einen solchen Fall handelt es sich gegenwärtig, 
Kläger hat nicht nur durch die Züchtigung an sich (Aufheben des Bockes und 
Versetzen von Butenschlägen auf das nackte Gesäß der Beklagten), sondern 
namentlich auch durch die Art ihrer Ausführung seiner Frau eine Schmach 
angetan, die jedem Sittlichkeits- und Bechtsempflnden schlechtiUn widerspridit. 
Bs kann darüber hinweggegangen werden, daß der Berufnngsrichter dies in 
Zweifel zieht, da er es doch selbst wenigstens als möglich unterstellt, daß 
objektiv betrachtet die Züchtigung für die Beklagte erniedrigend gewesen sein 
könnte. Dieser objektive Maßstab ist aber für die Frage, ob die l^eklagte^ 
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in grober Weise mißhandelt worden ist, wenn nicht allein entscheidend, so 
doch von der allerwesentlichsten Bedeutung. Eine grobe Mißhandlung bleibt 
eine solche, gleichwohl wodurch sie veranlaßt und ob sie insbesondere durch 
eine von dem Verletzten yerschuldete Erregung des Mißhandelnden hervor- 
gerufen wurde. Ihr Vorhandensein ist auch unabhängig von ihrer Wirkung 
auf das subjektive innere Empfinden des Verletzten. Das angenommene Mit- 
yerschulden der Beklagten und ihre vermeintliche nur geringe Empflndlichkeit 
werden daher vom Berufungsrichter in einem rechtlich fehlsamen Zusammen- 
hange gewürdigt. 

Antritt der Bfiekrelse bei Dienstreisen. Urteil, des Beichsge- 
richts (lU. Z.-S.) vom 24. September 1907. Juristische Wochenschrift; 
1907, Nr. 19, 

Darttber, wann bei Dienstreisen von Staatsbeamten nach erledigtem 
Dienstgeschäfte die Weiter- oder die Bttckreise anzutreten ist, enthält den 
Grundsatz die Bestimmung unter B 7, Abs. 1 der Ausführungsvorschriften 
des Staatsministeriums zu dem Gesetze vom 21. Juni 1897, betreffend die Tatce- 
gelder und Reisekosten der Staatsbeamten, vom 11. November 1903: «Die 
Weiter- oder Bückreise, namentlich bei kürzeren Beisewegen, ist nach be- 
endetem Dienstgeschäfte möglichst noch an demselben Tage anzu- 
treten, und zwar von Beamten, welche für Beisen auf Landwegen 60 Pf. 
für das Kilometer an Beisekosten erhalten, erforderlichenfalls unter Benatzung 
von Extrapost oder Lohnfuhrwerk.^ Leitend soll hiernach der Satz sein, daß 
das fernere Ziel der Beise oder bei Bückreisen der Wohnort des Beamten so 
rasch wie möglich erreicht werde, dergestalt, daß, wo auf Landwegen 
eine regelmäßige Beförderung von Personen durch die Post eingerichtet 
ist oder für die betreffende Strecke Lohnfuhrwerk zu haben ist, Ton 
den höheren Beamten mit Einsdiluß derjenigen der 5. Bangklasse selbst die 
Benutzung einer Extrapost oder eines Lohnfuhrwerks gefordert wird, wenn 
mit der gewöhnlichen Beförderungsgelegenheit an demselben Tage die W^eiter- 
oder Bttäreise nicht mehr angetreten werden könnte. Nur eine allgemeine 
Einschränkung ist gemacht: der Antritt der Weiter- oder der Bückreise nach 
beendetem Dienstgeschäfte soll nur „möglichst^ noch an demselben Tage 
erfolgen. Sie ist übereinstimmend mit dem Berufungsgerichte dahin auszulegen, 
daß unter billiger Berücksichtigung der Umstände zu ermessen 
ist, ob eine Beisegelegenheit; deren Benutzung für den Beamten nach Erledi- 
gung des Dienstgeschäftes noch physisch überhaupt möglich ist, von ihm auch 
wirldich benutzt werden muß, insbesondere ob dabei die körperlichen Bedürf- 
nisse noch ausreichend befriedigt and die erforderlichen Vorbereitungen für 
die Beise ohne üeberstürzung getroffen werden können. Daß dies im vor- 
liegenden Palle auch ausführbar war, hat das Berufungsgericht angenommen. 
Dagegen enthält die Einschaltung „namentlich bei kürzeren Beisewegen^ weder 
eine Einschränkung, noch eine „Bestimmung*', sondern eine Erläuterung des 
aufgestellten Grundsatzes, wie die Wahl des Wortes „namentlich** deutlich 
erkennen läßt, das die ausdrückliche Heranziehung eines hervortretenden Bei- 
spiels bezeichnet. Was unter „kürzeren Beisewegen* zu verstehen ist, 
wird von dieser Stelle nidit gesagt. Auch aus dem Abs. 2, der Nr. 7 ist 
dies nicht allgemein zu entnehmen: „Hat das Dienstgeschäft oder die 
Hitareise nebst dem Dienstgeschäfte sieben Stunden und darüber in Anspruch 
genommen, so werden unter kürzeren Beisewegen solche verstanden, wdche 
in höchstens zwei Stunden zurückgelegt werden können. ** Denn hier wird 
der Begriff „kürzerer Beiseweg** nur für den Fall bestimmt begrenzt, daß 
das vorangegangene Dienstgesääft oder die Hinreise nditst dem Dienstge- 
schäfte sieben Stunden oder mehr in Anspruch genommen haben. Nur 
für diesen Fall soll dem Beamten die Zurücklegung keiner längeren Rück- 
reise als einer solchen von höchstens zweistündiger Dauer noch an demselben 
Tage zugemutet werden. Daß damit allgemein, wenn der Beamte an demselbeu 
Tage neben einem Dienstgeschäfte noch eine Beise auszuführen hat, eine 
Qesamtleistug von neun Stunden für ausreichend erklärt wäre, erliellt 
weder aus dem Wortlaute, noch dem erkennbaren Sinne der Bestimmung. Im 
Gegenteil ist anzunehmen, daß bei ihrem Erlasse davon ausgegangen ist, nur 
nacn einem lange Zeit in Anspruch nehmenden Dienstgesohäfte soUs 
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Yon dem Beamten nicht noch eine gleichfalls lange dauernde Bttckreise an 
demselben Tage gefordert werden. Daraus erhellt, daß die Anwendbarkeit 
der Vorschrift gerade nar auf den nach ihrem Wortlaute Yorausgesetzten Fidl 
beschränkt ist Ebensowenig läßt sich ein allgemeiner Maßstab für die 
Yon dem Beamten auf Dienstreisen an einem Tage zu verlangende Ge- 
saptleistung aus der Bestimmung zu B 4, Abs 8 der Vors<mriften ge- 
winnen, wonach „Zum Zwecke des (Tebernachtens'* — ^^Unterbrechungen nur 
bei Beisen, deren Zweck eine außergewöhnliche Beschleunigung nicht bedingt, 
gestattet*' sind, ^und zwar a) bei Benutzung von Eisenbi£nen oder Schiffen, 
wenn trotz Yorschiftsmäßigen Antritts der Beise (Ziff. 4) nach Lage der be- 
stehenden Verbindungen das Beiseziel erst nach einer zwölfstttndigen 
Beisezeit erreicht werden kann.^ Denn hiermit ist eben nur eine Vor- 
schrift darüber gegeben, wie lange, bei Beisen, die keiner außergewöhnlichen 
Beschleunigung bedürfen, ein Beamter an einem Tage auf die Beise Yerwenden 
muß, um berechtigt zu sein, demnächst ein Nachtquartier aufzusuchen und 
damit die Beise zu unterbrechen. Hiernach ist die Entscheidung nur aus der 
Begel der Ziff. 7, Abs. 1 zu entnehmen, die ihrem Wortlaute und Sinne nadi 
lücht nur auf BUckreisen, die bloß einen „kürzeren Beiseweg*' bedingen, An« 
Wendung finden, übrigens an sich, d. h. wenn nicht der Fall des Abs. 2 vor- 
liegt, unter längeren Bdsewegen auch, solche von längerer als zweistündiger 
Dauer versteht, ihre Anordnung aber überhaupt nicht auf den Fall beschränkt, 
daß nur ein „kürzerer Beiseweg** zurückzulegen ist. Daß aber nach der ein- 
zigen wirklichen Einschränkung der an den Beamten gestellte Forderung, 
welche die Vorschrift durch den in dem Worte „möglichst^ enthaltenen Hin- 
weis auf die Billigkeit macht, von dem Kläger sehr wohl verlangt werden 
konnte, daß er die Bückreise nach P. an demselben Tage ausführte, hat das 
Berufungsgericht ohne ersichtlichen Bechtsirrtum angenommen. 



Anslegung der ärztlichen Gebtthrenordnnng für das Königreich 
Sachsen (Gebühren für Aosschabung der Gebärmutter). Entscheidung 
des Aerztlichen Ehrengerichtshofes im Königreich Sachsen 
vom 80. November 1907. 

Der Beschuldigte hat es unternommen, die üebereinstimmung seiner 
Bechnung mit der ärzüichen Gebührentaze (vom 28. März 1899) damit zu er- 
weisen, daß von den 200 M. für Operation 100 M. für die Ausschabung 
(C 84 der Taxe) zu rechnen seien, die anderen 100 M. aber in kleinere Posten 
zu zerlegen seien, zu deren Ansatz dr für Untersuchung, Dilatation, Ausstopfung, 
Katheterisierung, Ausspülung usw. nach A 1 und 18, B 114 und C 28, 82 der 
Taxe neben dem Ansätze für Ausschabung berechtigt gewesen sei. 

Der Ehrengerichtshof hat ihm jedoch hierin nicht folgen können. Er 
geht vielmehr davon aus, daß zu der Ausschabung (C 84 der Taxe 10—100 
M.) alle Vorbereitungs- und Nebenverrichtungen gehören, welche dabei vor- 
kommen, worauf die große Spannung zwischen Mindest- und Höchstbetrag dieses 
Ansatzes hinweist. Daß die dabei in Betracht kommenden Nebenverrichtungen 
außerdem auch noch unter besonderen Ziffern der Taxe genannt sind, beruht 
darauf, daß sie auch für sich allein, ohne Ausschabung vorkommen können. 
Der Versuch einer derartigen Häufung von Einzelansätzen für eine (Gesamt- 
leistung ist schon an sich nicht standeswürdig und widerspricht auch dem 
eigenen früheren Zugeständnis des Beschuldigten, daß seine Bechnung die 
Taxe überschreite. 

Schließlich sei dem wiederholten Anführen des Beschuldigten gegenüber, 
die Taxe gelte für Spezialärzte nicht, darauf hingewiesen, diä die Taxe für 
Spezialärzte genau so wie für andere Aerzte gilt. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

Abänderung der Blenstanweisnug für die Kreisärzte vom 28* März 1901« 

Erlaß des Ministejs der usw. Medizinalangelegenheiten vom 
6. September bezw. 22. Dezember 1907 — M. Nr. 2461/06 — an 
sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Das Gesetz, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Kranlüi^ten. vomTp 
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28. Angiut 1905 (Gesetzsamml., S. 378, o. flgd.) sowie die dam ergangenen 
AnsftthniDgsTorschriften ^Allgemeine AnsfühnutgsbesUmmnogen yom 15. Sep- 
tember 1906, Min.-Bl. f. Med.- Ang., S. 372 ff., Anweisungen fftr die Bekämpfnng 
der Diphtherie, der Genickstarre, des Kindbettfiebers, der Eömeikrankheit, der 
Bohr, des Scharlachs, des Typhus, des Milzbrandes und des Botzes yom 
10. August 1906 — M]n.-BL t Med.- Ang., Beilage zu Nr. 16) haben die in 
dieses Gebiet gehörigen Vorschriften der Dienstanwdsnng für die Kreisärzte 
Yom 28. Mirz 1901 (Min.-Bl. f. Med.-Ang., S. 2 ff.) nach yerschiedenen Bich- 
tnngen teils abgefindert, teils ergänzt Hieraas ergibt sich nicht nur eine für 
die praktische Handhabung lästige UnttbersichÜichkeit der für die Bekämpfong 
der übertragbaren Krankheiten zurzeit geltenden Vorschriften, sondern es sind 
auch mehrfach Zweifel darüber entstanden, in wieweit die betreffenden Be- 
stimmungen der Dienstanweisung noch zu Becht bestehen. 

Zur Beseitigung dieser MifiiBtände bestimme ich vorbehaltlich einer alsbald 
Torzunehmenden umfassenden Bevision der Dienstanweisung ftlr die Kreisärzte 
im Einverständnis mit dem Herrn Finanzminister und dem Herrn Minister des 
Innern hiermit, daß die Vorschriften der §§ 14 Abs. 5, 23 Abs. 8, 85 Abs. 
2*4, 37, 82—85 und des § 96 der Dienstanweisung künftig die aus der An- 
lage ersichtliche Fassung erhalten, welche den oben aufgeführten gesetzlichen 
und AusftÜirungsTorsdiruten entspricht. 

Unter Bdfügung von üeberexemplaren ersuche ich Ew. Hochwohl- 
geboren ergebenst, die nachgeordneten Behörden und Beamten entsprechend 
zu verständigen. 

Abftnderang der 

DienstanveiBung für die Kreiaftrste Tom ftS. M&rs 1901 
(Minist.- Bl. f. Med.-Angel., S. 2. u. flgd.). 

Die §§ 14 Abs. 5, 23 Abs. 8, 85 Abs. 2-4, §§ 37, 82-85 und 96 der 
Dienstanweisung für die Kreisärzte erhalten nachstehende Fassung: 

§ 14, Abs« 5. Die OrtspolizeibehOrde hat den Kreisarzt unmittelbar 
oder durch Vermittlung des Landrats über alle wichtigen das Gesundheits- 
wesen ihres Bezirks betreffenden Vorkommnisse in Kenntnis zu setzen und zu 
erhalten. Sie ist insbesondere verpflichtet, von den ihr zugehenden Anzeigen 
über Erkrankungen oder Todesfälle an übertragbaren Krankheiten (vergl. 
Beichsgesetz, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, vom 
30. Juni 1900 — B.-G.-B1., S. 806 u. flgd. — und preußisches Gesetz, betr. 
die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vom 28. August 1905 — Gesetz- 
samml, S. 873 u. flgd. — ) unbeschadet der etwa erforderlichen Berichter- 
stattung an den Landrat, jedesmal ungesäumt unter Uebersendung der Anzeige 
in ür- oder in Abschrift dem Kreisarzt MitteUung zu machen. Auch hat sie 
den Kreisarzt, wenn sie auf andere Weise von dem Ausbruche einer der An- 
zeigepflicht unterliegenden Krankheit Kenntnis erhält, hiervon ungesäumt zu 
benachrichtigen. 

§ 28) Abs« 8. Zu Ermittelungen an Ort und Stelle über den Ausbrach 
einer übertragbaren Krankheit (§ 88 der D. A.) hat der Kreisarzt den be- 
handelnden Arzt tunlichst zuzuziehen. 

Handelt es sich um übertragbare Genickstarre, Kindbettfleber, Bück- 
fallfieber, übertragbare Buhr, Typhus, Milzbrand, Botz, Tollwut, Bißverletzung 
durch ein tolles oder der Tollwut verdächtiges Tier, Fleisch-, Fisch- oder 
Wurstvergiftung oder Trichinose, oder um eine solche Krankheit, auf welche 
das Staatsndnisterium die Vorschriften über die Ermittlung ausgedehnt hat 
(vergl. § 7 des Gesetzes, betreffend die Bekämpfung übertragoarer Krankheiten 
vom 28. August 1905), so hat der Ejrelsarzt in jedem Falle, bevor er seine 
Ermittelungen vornimmt, festzustellen, ob der Kranke sich in ärztlicher Be- 
handlung befindet, und, wenn dies der FaU, den behandelnden Arzt von seiner 
Absicht, den Kranken aufzusuchen, so zeitigm Kenntnis zu setzen, daß dieser 
sich spätestens gleichzeitig mit ihm in der Wohnung des Kranken einzufinden 
vermag. Auch hat er den behandelnden Arzt, soweit dieser es wünscht, zu 
den Untersuchungen, welche zu den Ermittelungen über die Krankheit erfor- 
derlich sind, namentlich auch zu einer etwa erforderlichen Leichen9ffiiung, 
rechtzeitig vorher einzuladen. 

§ 85) Abs. 2--4« Bei Gefahr im Verzuge kann er jedoch schon vor 
dem Einschreiten der Polizeibehörde die zur Verhütung der Verbreitung einer 
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tibertragbaren Krankheit zunSolmt erforderlichen Maßnahmen, soweit sie nach 
den bestehenden Vorschriften zulässig sind, anordnen. Die Anordnungen sind 
den Betroffenen schrittlich za geben. 

Der GFemeindeTorsteher hat, falls er nicht selbst die Polizelyerwaltung 
fährt, diesen Anordnungen Folge zu leisten. Von denselben hat der Kreisarzt 
der Ortspolizeibehörde schriftliche Mitteilung zu machen. Sie bleiben so lange 
in Kraft, bis Ton der Polizeibehörde andorweite Verfügung getroffen wird. 
(Vergl. § 9 des Beichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten, vom 30. Juni 1900 und § 6 des preußischen Gesetzes, betr. die 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vom 28. August 1905). 
Vornahme von Untersuchungen« 

§ 87* Einfache physikalische, chemische und mikroskopische Unter- 
suchungen, welche nicht ein Laboratorium voraussetzen, hat der Kreisarzt 
selbst auszuführen. Schwierige Untersuchungen dieser Art sowie bakteriolo- 
gische Untersuchungen von Stuhl-, Harn-, Blut-, Wasser- usw. Proben zwecks 
Feststellung und Beobachtung übertragbarer Krankheiten, hat der Kreisarz)^ 
bei derjenigen Untersuchungsanstalt zu beantragen, welche für seinen Bezirk 
hierzu ein für allemal bezeichnet ist« 

Bei Entnahme und Versendung yon Untersuchungsmaterial hat der 
Ejreisarzt die hierftlr erlassenen besonderen Bestimmungen sorgfältig zu be- 
achten (yergl. insbesondere für Pest: Anl. 1 d. Anweis, vom 8. Juli 1902, 
Minist.- Bl. f. Med.-Ang. 1908, S. 24, 88; für Cholera und Botz: § 7 der Be- 
kanntmachung Tom 4. Mai 1904, Min.-BL f. Med.-Ang. S. 222; für alle andern 
übertragbaren Krankheiten : § 8 ebenda ; femer für Diphtherie, Genickstarre, 
Buhr, Scharlach, Typhus, Milzbrand und Botz: Anlage 3 zu den Sonderan- 
weisungen für die Bekämpfung dieser Krankheiten vom 10. August 1906, 
Minist.-BL f. Med.-Angel. S. 862). Er hat tunlichst darauf hinzuwirken, daß 
diese Bestimmungen auch den Aerzten und, soweit erforderlich, auch den 
Apothekern bekannt und yon ihnen beachtet werden. 

Btr Kreisarzt hat darüber zu wachen, daß zur Aufnahme von Unter- 
suchungsobjekten geeignete Gefäße in entsprechender Anzahl an Stellen, welche 
den praktischen Aerzten bekannt zu geben sind, (z. B. Apotheken) bereitge- 
halten und unentgeltlich abgegeben werden. 

Abschnitt XXII. 

Verhütung und BelLftmpfang übertragbarer KranlLheiten.^) 

Vorhalten Im allgenieinen. 

§ 82. Eine der wichtigsten Aufgaben des Kreisarztes besteht in der Verhü- 
tung und Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten. Er hat daher die Fort- 
schritte in der Erkenntnis derselben eifrig zu verfolgen und sich mit den ge- 
setzlichen und VerwaltungsYorschriften über ihre Bekämpfung eingehend ver- 
traut zu machen. 

Das Auftreten und den Verlauf der übertragbaren &ankheiten>) hat er 
zn verfolgen und schon bei drohender Annäherung die gegen ihr Eindringen 
geeigneten Maßnahmen in Anregung zu bringen. 

Auf die Beobachtung der Anzeigepflicht seitens der gesetzlich Ver- 
pflichteten hat er in geeigneter Weise hinzuwirken. 

Der Kreisarzt hat, sobald er durch die Ortspolizeibehörde von dem Aus- 
brach einer übertragbaren Krankheit Mitteilung erhält (vergl. § 14 Abs. 5 d. 
Anw.), in Notfällen auch ohne daß ihm eine Nachricht der Polizeibehörde zu- 
gegangen ist, unverzüglich an Ort und Stelle die erforderlichen Ermittelungen 
vorzunehmen. 

Diese Vorschrift findet Anwendung : 
a) beim Ausbruch oder Verdacht des Ausbruchs von Aussatz (Lepra), 
Cholera (asiatischer), Fleckfieber (Flecktyphus), Gelbfieber, Kindbettfieber 

Vergl. das Beichsgesetz, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten, vom 80. Juni 1900 (B.-G.-Bl , B. 806), Anhang, S. 114 und das 
Landesgesetz, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 
28. August 1905 (GesetzsammL, S. 878.) 

') Begelmaßige Mitteilungen hierüber erfolgen im Mbisterialblatt für 
Medizipalangelegenheiten. ^ I 
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(Wocheiibett-, Paerperalfieher), Pest, Pocken nnd Typhös (Unterleibs- 
typhiis) in einer Ortsdiait; 

b) bdm Aasbnich yon ttbertraebarer Genickstarre, Bücklallfleber (febris 
recurrens), übertragbarer Buhr (Dysenterie), Milzbrand, Botz, Tollwut 
(Lyssa). Fleisch-, fisch- und WurstTersiitung, Trichinose, sowie in jedem 
Falle einer Bißyerletzung durch eüi tolles oder der Tollwut yerdächtiges 
Tier in einer Ortschaft. 

Dem Ausbruch der Krankheit in einer Ortschaft im Sinne der Vor- 
schriften unter a und b steht der Ausbruch in einem gemäß § 6 
Abs. 2 des Beichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten, vom 80. Juni 1900 in Verbindung mit § 6 Abs. 1 des Landes- 
gesetzes, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Kranidieiten, yom 
28. August 1905 räumlich abgegrenzten Teile einer Ortschaft mit mehr 
als 10000 Einwohnern gleich. 

c) bei weiteren Erkrankungs-, Todes- oder Verdachtsfällen der zu a und 
bei allen weiteren Erkrankungs- oder Todesfällen der zu b genannten 
Krankheiten; 

a) soweit der Begierungspräsident dies angeordnet hat; 

ß) soweit es der Kreisarzt im Einverständnis mit dem Landrat — in 
Stadtkreisen der Ortspolizeibehörde — in besonderen Ausnahmefällen 
nach pflichtmäBigem Ermessen für erforderlich hält, um die Verbrei- 
tung der Krankheit 'Ortlich und zeitlich zu verfolgen; 

d) bei jedem ersten Erkrankungs- oder Todesfall von Diphtherie (Bachen- 
bräune) und Scharlach (Scharlachfieber) sowie in jedem ersten Erkran- 
kungsMl von KOmerkrankheit (Granulöse, Trachom) in einer Ortschaft, 
sofern die Ortspolizeibehörde den Ejreisarzt mit der Ermittelung und 
Feststellung beauftragt. 

Erlangt der Kreisarzt davon Kenntnis, daß in einer Ortschaft eine der 
unter a bis d nicht genannten übertragbaren Krankheiten, z. B. Influenza, 
Keuchhusten, Malaria, Masern oder Bötein, in außergewöhnlichem Umfange, 
in besonders bösartiger Form oder sonst in einer für das öffentliche Wohl be- 
denklichen Weise aätritt, so hat er, soweit der Landrat — in Stadtkreisen 
die Ortspolizeibehörde — damit einverstanden ist, unverzüglich Ermittelungen 
an Ort und Stelle vorzunehmen und vom Ergebnis der Ortspolizeibehörde Mit- 
teilung zu machen. Dasselbe gUt, wenn der Kreisarzt vom gehäuften oder 
gruppenweisen Auftreten einer nicht aufgeklärten Krankheit Kenntnis erhält, 
welches den Verdacht des Ausbruches einer übertragbaren Krankheit begründet 

Im übrigen hat der Kreisarzt Ermittelungen hinsichtlich übertragbarer 
Krankheiten an Ort und Stelle nur zufolge Auftrages des Landrats, in Stadt- 
kreisen der Ortspolizeibehörde, oder des Begierungspräsidenten vorzunehmen 
Ermittelungen an Ort und Stelle. 

§ 88* Bei den Ermittelungen an Ort und SteUe hat der Kreisarzt die 
Art, den Stand und die Ursache der Krankheit festzustellen (Art und Wege 
der Binschleppung und Verbreitung, üebertragung durch die Schulen, durch 
die Arbeitsstätte, durch Gewerbebetriebe, durdi das Trinkwasser oder andere 
Nahrungsmittel, z. B. Milch usw.) und bei Aussatz, Cholera, Pest, Bückfall- 
fieber, Typhus, Milzbrand und Botz in jedem FaUe, bei den übrigen Krank- 
heiten, falls nach Lage des Falles erforderlich, eine bakteriologische Unter- 
suchung zu veranlassen. Wegen Zuziehung des behandelnden Arztes vgl. § 23 
Abs. 3 und 4 d. Anw. In Fällen von Milzbrand und Botz hat der Kreisarzt 
die Ermittelungen im Benehmen mit dem beamteten Tierarzt vorzunehmen. 

Hält der Kreisarzt bei Cholera-, Gelbfieber-, Pest-, Botz- oder Typhus- 
verdacht, zur Feststellung der Krankheit, die Oeflhung der Leiche für erfor- 
derlich, so ist, wenn die Angehörigen die Erlaubnis zur Leichenöffnung ver- 
weigern, und die bakteriologische Untersuchung zur Feststellung der Krank- 
heit nicht ausreichend oder nach Lage des Falles nicht ausführbar ist, die 
polizeiliche Anordnung der Leichenöffnung zu beantragen. 

Auf Grund smner Ermittelungen hat der Kreisarzt der Ortspolizei- 
behörde eine Erklärung darüber abzugeben, ob der Ausbruch der Krankheit 
festgestellt oder der Verdacht des Ausbruchs begründet ist, und ihr die sonst 
erforderlichen Mitteilungen zu machen. 

Auf die Mitwirkung der Gesundhcitskommissionen ist^bei der Ver- 
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htttune nnd BekSmpfang der ttbertragbaren Krankheiten in geeigneter Weise 
Bedacnt zu. nehmen (ygL % 11 Nr. 1 des SMsarztgesetses nnd Geschäfts- 
anweisnng f. d. Gesnndkeitskommissionen vom 18. MEri 1901, Minist-BL f. 
Med. Ang., S. 66). 

SchutzmaBregeln. 

§ 84« Die Bekämpfung der Übertragbaren Krankheiten erfolgt mittelst 
der in den Senchengesetzen und deren Ausfihrungsbestimmungen yorgesehenen 
Schatzmaßregeln. ^) Insbesondere kommen folgende Maßregeln in Betracht: 

I. Einer Beobachtung können unterworfen werden: 

1. kranke und krankheitsyerdächtige Personen bei KOmerkrankheit, Botz, 
Bttckfallfieber und Typhus; 

2. kranke, krankheitsYerdfiehtige und ansteckongsyerdächtige Personen bei 
Aussatz, Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest und Pocken; femer sofern 
sie gewerbsm&ßig Unzucht treiben, bei Syphilis, Tripper und Schanker ; 

3. ansteckungsyerdächtige Personen bei Tofiwut, d, h. solche Personen, 
welche von einem tollen oder tollwutverdächtigen Tiere gebissen worden 
sind. 

Krank im Sinne dieser Vorschrift sind solche Personen, bei welchen eine der 

in d«n § 82 d. Anw. aufgeftlhrten Krankheiten festgestellt ist; 
krank heitsverdächtig sind solche Personen, welche unter Erschei- 
nungen erkrankt sind, die den Ausbruch einer solchen Krankheit befttrchten 
lassen; 
ansteckungsTordächtig sind solche Personen, bei welchen zwar Krank- 
heitserscheinungen noch ni(ät TorUegen, bei denen aber infolge ihrer nahen 
' Bertthrung mit Kranken die Besorgnis gerechtfertigt ist, daß sie den An- 
stecknngsstoff in sich aufgenommen haben. 

IL Die Begierungspräsidenten kOnnen in Fällen dringender GFefahr Ittr 
den Unfang ihres Bezirkes oder fttr Teile desselben im Polizeiyerordnungswege 
Torschreiben, daß zureisende Personen, sofern sie sich innerhalb einer der Li« 
kubationszeit entsprechend zu bestimmenden Frist vor. ihrer Ankunft in Ort- 
schaften oder Bezirken aufgehalten haben, in welchen Aussatz, Cholera, Fleck- 
4eber,' Gelbfieber, KOmerkrankheit, Pest, Pocken, Bttckfallfieber. oder Tj^hua 
ausgebrochen ist, nach ihrer Ankunft der OrtspolizdbehOrde schriftlich oder 
mündlich zu melden sind (Meldepflicht). 

m. Einer Absonderung k5nnen unterworfen werden: 

1. kranke Personen und zwar: 

a) ohne Einschränkung bei ttbertragbarer Genickstarre, Buhr und Tollwut ; 
Erwachsene auch bei Diphtherie und Scharlach; 

b) bei Diphtherie und Scharlach unterliegen Kinder der Absonderung nur 
mit der Mafigabe, daß ihre üeberftthung in ein Krankenhans oder in 
einen anderen geeigneten (Jnterkunftsraum gegen den Widerspruch der 
Eltern nicht angeordnet werden darf, wenn nach der Ansicht des beam- 
teten Arztes oder des behandelnden Arztes eine ausreichende Absonderung 
in der Wohnung sichergestellt ist; 

c) kranke Personen, welche gewerbsmäßige Unzucht treiben bei Syphilis, 
Tripper und Schanker. 

2. kranke und krankheitsyerdächtige Personen bei Botz, Bttckfallfieber 
und Typhus; 

3. kranke, krankheits- und ansteckungsyerdächtige Personen bei Aus- 
satz, Cholera, Gelbfieber, Fleckfieber, Pest und Pocken. 

IV. Wohnungen oder Häuser, in welchen an Cholera, Fleckfieber, 
Gelbfieber, Pest, Pocken, Bttckfallfieber oder Typhus erkrankte Personen sich 
befinden, können kenntlich gemadht werden. 

V. Fttr das berufsmäßige Pflegepersonal können Verkehrs- 
beschränkungen angeordnet werden bei Aussatz, Cholera, Diphtherie, 
Fleckfieber, Gelbfieber, Kindbettfieber, Pest, Pocken, Bttckfallfieber, Scharlach 
und Typhus. 

Vgl. Beichsgesetz, betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher Krank- 
heiten, yom 80. Juni 1900 (B.-G.-B. S. 806) und Gesetz, betr. die Bekämpfung 
ttbertragbarer Krankheiten, yom 28. August 1905 (G. S., S. 878) und die hierzu 
erlassenen Anweisungen des Bundesrats und des Ministers der geistlichen, 
Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten. ^. CjOOqIc 
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VI. Ftti Ortsdiafteii und Bezirke, welche von Choler», Eleckiieber, Gelb- 
fieber, Pest oder Pocken befallen oder bedroht sind, sowie für solche, welche yon 
Diphtherie, Milzbrand, Scharlach oder Typhns befallen sind, kOnnen hinsichtliich 
der gewerbsmäßigen Herstellnng, Behandlang and Aufbe- 
wahrung, sowie hinsichtlich des Vertriebes yon Gegenstfinden, 
welche geeignet sind, die Krankheit zn yerbreiten, eine gesandheitspoli- 
zeiliche Ueberwachung und die zur Verhütung der Verbrei- 
tung der Krankheit erforderlichen Maßregeln angeordnet, auch 
können Gegenstände der bezeichneten Art yorübergehcnd vom Gewerbebetriebe 
im Umherziehen ausgeschlossen werden. 

VIL Pur Ortschaften und Bezirke, welche Ton Cholera, Pleckfieber, Gelb- 
fieber, Pest oder Pocken befallen oder bedroht sind, sowie für solche, welche 
Yon Bttckfallfieber, Buhr oder Typhus befallen sind, kann die Abhaltung von 
Märkten, Messen und anderen Veranstaltungen, welche eine Ansammlung 
größererMenschenmengenmit8ichbrüiffen,Terboten oder beschränkt 
werden, bei Bttckfalifieber, Buhr oder Typhus jedoch nur, sobald die Krankheit 
einen ^idemischen Charakter angenommen hat. 

YlIL Jugendliche Personen aus Behausungen, in welchen eine Erluan- 
kung an Aussatz, Cholera, Diphtherie, flechfieber, Gelbfieber, Pest, Pocheo, 
Bückfallfieber, Buhr. Scharlach oder Typhus yorgekommen ist, müssen, soweit 
und solange eine Weitenrerbreitung der Krankheit aus diesen Behausungen 
durch sie zu befürchten ist, yom Schul- und ünterrichtsbesucne 
femgehalten werden. Dies hat tunlichst auch bei Erkrankungen an übertrag- 
barer Genickstarre zu geschehen. 

IX. In Ortschaften, welche von Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest, 
Pocken, Bahr oder Typhus befallen oder bedroht sind, sowie in deren Um- 
gegend, kann die Benutzung yon Brunnen, Teichen, Seen,Wasser- 
läufen, Wasserleitungen, sowie der dem öffentlichen Gebrauche die- 
nenden Bade-, Schwimm-, Wasch- und Bedürfnisanstalten verboten oder 
beschränkt werden. 

X. Die gänzliche oder teilweise Bäumung yon Wohnungen und 
Gebäuden, in denen Erkrankungen an Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest, 
Pocken, Bückfallfieber, Bahr oder Typhus yorgekommen sind, kann, insoweit 
der beamtete Arzt diese einschneidende Maßregel zur wirksamen Bekämpfung 
der Krankheit ausnahmsweise in Fällen dringender Not für unerläßlich er- 
klärt, angeordnet werden. 

XI. Für Gegenstände und Bäume, von denen anzunehmen ist, daß sie 
mit dem Krankheitsstoffe behaftet sind, kann eine Desinfektion angeordnet 
werden. Ist die Desinfektion nicht ausführbar oder im Verhältnis zum Werte 
der Gegenstände zu kostspielig, so kann die Vernichtung aDgeordnet werden. 

XII. Für die Aufbewahrung, Einsargung, Beförderung und Bestattung 
der Leichen yon Personen, welche an Aussatz, Cholera, Diphtherie, Fkdc- 
fieber, Gelbfieber, Pest, Pocken, Bahr, Scharlach, Typhus, Milzbrand oder Botz 
gestorben sind, können besondere Vorsichtsmaßregeln angeordnet werden. 

XIII. Personen, welche an Kömerkrankheit leiden, können in solchen 
Orten und Bezirken, in welchen eine planmäßige Bekämpfung der Krankheit 
stattfindet, zu einer ärztlichen Behandlung zwangsweise angehalten 
werden. 

Vorbereitung der Seuchenbekämpfung. 
§ 84 a. Der Kreisarzt hat die dem allgemeinen Gebrauch dienenden 
Einrichtungen für Versorgung mit Trink- oder Wirtschaftswasser und für 
Fortschaffung der Abfallstoffe dauernd zu überwachen (ygL §§ 74 bis 76 d. 
Anw.) und die Beseitigung yorgefandener gesundheitsgefährlicher Mißstände 
sowie die Herstellung yon Einrichtaugen der genannten Art, sofern dieselben 
zum Schutz gegen übertragbare Krankheiten erforderlich sind, bei der Ge- 
meindebehörde anzuregen. Ebenso hat der Kreisarzt seine Aufmerksamkeit 
darauf zu richten, daß der beim epidemischen Auftreten übertragbarer Krank- 
heiten zu erwartende Bedarf an Beobachtungs- und Absonderungsräumen, 
ünterkunftsstätten für Kranke, Aerzte, Pflegepersonal, Arznei, Desinfektions- 
und Beförderungsmitteln für Kranke und Verstorbene, Leichenhallen und 
Beerdigungsplätzen seitens der Gemeinde oder Kreise beizeiten sichergestellt 
wird. In größeren Orten ist nach Möglich]|;,eit die Errichtung öffentlicher 
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Desinfektionsanstalten, in welchen die Anwendung von Wasserdampf als Des- 
infektionsmittel erfolgen kann, anzuregen. 

unterläßt es eme Gemeinde trotz vorhandener Leistungsfähigkeit, un- 
bedingt notwendige Vorbereitungsmaßregeln im Sinne des vorstehenden Ab- 
satzes zu treffen, so hat der Kreisarzt den Sachverhalt der Kommunalauf- 
sichtsbehörde (bei Landgemeinden und Gutsbezirken dem Landrat, bei Stadt- 
gemeinden dem Begierungspräsidenten) vorzutragen. 

Berichterstattung. 

§ 85. Der Kreisarzt hat dem Begierungspräsidenten an jedem Dienstag 
eine Nachweisung ttber die in der vorhergehenden Woche ämtfich gemeldeten 
Erkrankungen und Todesfälle an tibertragbaren Krankheiten nadi anliegendem 
Muster^^ durch die Hand des Landrats, in Stadtkreisen der Ortspolizdbehörde, 
einzureichen. 

Außerdem ist bei dem Auftreten einer gemeingefährlichen E[rankheit 
sowie im Falle epidemischer Ausbreitung einer andern tibertragbaren Krank- 
heit oder beim gehäuften oder gruppenweisen Auftreten einer nicht auf- 
geklärten Krankheit (§ 82 vorletzter Abs.) unverzüglich über das Ergebnis der 
Ermittelungen sowie über die getroffenen Maßnaunen an den Begierungs- 
präsidenten ausführlich zu berichten. 

SchulsehlieBungen. 

§ 96« Der Kreisarzt hat darüber zu wachen, daß die Vorschriften zur 
Verhütung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten durch die Schulen 
genaue Beachtung finden (vgl. Min.-ErL vom 9. Juli 1907, Minist.-BL f. Med.- 
Ang. S. 283 u. flg.). Besondere Aufmerksamkeit wird er bei den Ortsbesichti- 
gungen darauf zu richten haben, ob die Schulgrundstücke, namentlich die 
Umgebung der Brunnen und die Klassenzimmer, vorschriftsmäßig reingehalten 
werden. 

Die Schließung einer Schule darf zur Verhütung der Verbreitung über- 
tragbarer Krankheiten nur erfolgen: 

1. wenn eine im Schulgebäude selbst wohnhafte Person an Aussatz, 
Cholera, Diphtherie, Fleckfieber, Gelbfieber, übertragbarer, 
Genickstarre, Keuchhusten, Masern, Mumps, Pest, Pocken, 
Bötein, Botz, Bückfallfieber, übertragbarer Buhr, Schar- 
lach oder Typhus, oder unter Erscheinungen erkrankt, welche den Ver- 
dacht von Aussatz, Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest, Pocken, Botz, 
Bückfallfieber, oder Typhus erwecken. Der Kreisarzt wird zunächst auf eine 
wirksame Absonderung der erkrankten Person oder ihre Ueberführung in ein 
Krankenhaus oder in einen anderen geeigneten Unterkunftsraum hinzuwirken 
haben. Wenn sich weder die wirksame Absonderung noch die Ueberführung 
erreichen läßt, hat der Kreisarzt die Schulschließung zu beantragen. Ohne 
seine Mitwirkung ist die Schulschließung nicht gestattet; 

2. wenn Cholera, Diphtherie, Fleckfieber, Gelbfieber, 
übertragbare Genickstarre, Keuchhusten, Masern, Mumps, 
Pest, Pocken, BOteln, Bückfallfieber, übertragbare Buhr, 
Scharlach oder Typhus in der Ortschaft, wo sich die Schule befindet, oder 
in einer daselbst eingeschulten Ortschaft in epidemischer Verbreitung auftritt. 
In diesem Falle kann sich die Schließung auch auf einzelne Schulklassen be- 
schränken. Außer bei Gefahr im Verzuge darf die Schließung der Schule oder 
einzelner Schulklassen nur nach Anhörung des Kreisarztes erfolgen. Vor Ab- 
gabe seines Gutachtens hat der Kreisarzt in der Begel eine örtliche BesichÜ- 
gung vorzunehmen und zu prüfen, ob nicht durch weniger eingreifende Maß- 
regeln ein ausreichender Schutz gegen die Verbreitung der Krankheit durch 
die Schule gewonnen werden kann, z. B. durch den Ausschluß der erkrankten 
Kinder und deren Geschwister vom Schulbesuche, durch Ausschluß der Kinder 
ans den befallenen Häusern oder aus befallenen auswärtigen Ortschaften oder 
durch kurzfristige Schließung einer Schulklasse zum Zweck ihrer Desinfektion 
beim Auftreten der ersten Krankheitsfälle unter den Schülern. 

Die Wiedereröffnung einer geschlossenen Schule oder Schulklasse darf 
nur auf Grund eines Gutachtens des Kreisarztes angeordnet werden. Ehe der 

') Von einem Abdruck des Musters ist Abstand genommen. 
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Ereiaarzt sich Ittr die WiedererOibiiuig amiprioht, hat er dch dayon sa fiber- 
zeugen, daß die Schule oder Schnlklatse sowie die dain gehörigen Nebenrftume 
gründlich gereinigt und desiidLdert worden sind. 
Berlin, den 6. September 1907. 
Der Minister der geistlichen, Unterrichts- n. Mediainalangelegenheiten. 

Beseheinignngen auf beglaubigte Ibsehriftea Ton stempelpflicktigeii 
Urknndea Aber den bei ihrer Hanptansfertigang Terwendetea Stempel. 

Erlaß der Minister der Finanzen und des Innern vom 21. Ok- 
tober 1907 - J.Nr, m 17926, M. d. I. I. C. 1925 - an die Herren Begie- 
rongspräsidenten. 

Nach Mitteflnng der Königlichen Oberrechnungskammer ist bei der 
Bechnongsrefision in außerordentlich yielen Fällen die Wahmehmnng gemacht 
worden, daß besonders die Beamten der Beglemngen die Bestimmangen im 
§ 9, Abs. 8 des Stempelstenergesetzes Tom 81. Juli 1895 (G. S., S. 418) außer 
acht lassen, wonach auf jeder zweiten und weiteren Aosfertignng, jeder amt- 
lich beglaubigten Abschrift, jedem amtlich beglaubigten Auszuge aus einer 
stempelpflichtigen Urkunde und auf jeder yon einem Beamten gefertigten ein- 
fachen Abschrift einer solchen Urkunde zu bescheinigen ist, welcher Stempel 
zu der Hauptausfertigung oder Urschrift verwendet worden ist Durch solche 
Unterlassungen wird nicht nur der Oberrechnungskammer die Bechnungsrevision 
erschwert und Schreibwerk verursacht, sondern auch sonst die Ueberwachung 
der Stempelerhebung erschwert. Wir ersuchen deshalb den nachgeordneten 
Behörden und Beamten die sorgsame Befolgung der erw&hnten Vorschrift zur 
Pflicht zu machen und sie auf die Folgen der Zuwiderhandlung (§ 19 der 
Stempelsteuergesetzes) hinzuweisen. 



Benutzung von Kellergeschossen zu Wohnungen. Erlaß des Mi- 
nisters der Öffentlichen Arbeiten vom 19. Dezember 1907 — 
ni B 11464 — an den EOnigl. Begierungspr&sidenten in N. und s&mtlichen 
übrigen Eönigl. Begierungspryidenten zur Kenntnisnahme mitgeteilt. 

Die Vorschriften der Baupolizeiverordnung für die Stadt N. lassen die 
Benutzung der Kellergesdiosse zum dauernden Aufenthalt von Menschen in 
einem Maße zu. das mit dem öffentlichen Interesse, namentlich der Bücicsicht 
auf die Qesundneit der Bewohner, nicht wohl vereinbar erscheint Nach § 37 
Ziffer 6 der Bauordnung wird für die Freigabe von Bäumen zum dauernden 
Aufenthalte von Menschen in Kellergeschossen nur eine Höhenlage der Decke 
von 1,50 m gefordert, was bei einer zugelassenen Baumhohe von 2,80 m einer 
erlaubten Einsenkung von 1,30 m entspricht. Bei Anlage eines Isolirunga- 
kanals kann die Eiasenkung sogar bis 1,80 m gesteigert werden (§ 87, Ziff. 6, 
Abs. 2) und bei Gebäuden, deren Erdgeschoß Läden und Verkaufsräume ent- 
hält, sind sogar darüber hinaus noch Ausnahmebewilligungen durch die Polizei- 
behörde zulässig (§ 37, Ziffer 6, Abs. 3). Auch die Bessimmunsen über den 
Abstand und die Höhe der Hintergebäude in Verbindung mit der Vorschrift 
im § 37, Ziffer 4, Abs.l, durch die der LichteinfallswiDkel auf 60^ festgesetzt 
ist, begünstigen in weitgehendem Maße die Anlage gesundheitlich nicht ein- 
wandfreier Wohnungen. 

Ew. Hochwohl^eboren ersuche ich, in eine eingehende Prüfung darüber 
einzutreten, ob es nicht angezeigt ist, durch eine Verschärfung der betreffenden 
Vorschriften eine Einschränkung der Benutzung ungesunder Kellerwohnungen 
zu erreichen. Bei einer entsprechenden Aenderung der Bauordnungen wird 
selbstverständlich auf die bestenenden Verhältnisse, soweit angängig, Bücksicht 
zu nehmen sein; indessen ist es dringend erwünscht, daß zum mindesten für 
die Altstadt N., in der sich nach dem Berichte Ew. Hochwohlgeboren vom 
18. Dezember v. J. — I B 7838 — zahlreiche Kellerwohnungen befinden, all- 
mählich bessere Zustände geschaffen werden. Sie wollen hiemach mit den 
in Betracht kommenden Pouzeibehörden Ihres BezirJu in Verbindung treten 
und mir über den Erfolg Direr Bemühungen demnächst berichten. 

Abschrift erhalten Ew. (Titel) — mit dem Ersuchen, die Bauordnungen des 
dortigen Bezirks gleichfalls einer Prüfung daraufhin zu unterziehen, ob nicht 
durch die bestehenden Vorschriften, Damentlich in den größeren Städten das 
Bewohnen von KeUerräumen in einem über das Notwendige hinausgehenden 
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Maße zugelassen wird. Gegebenenfalls wollen Sie auf eine entsprechende Ver- 
schärfung der Bestimmungen hinwirken. 

B* £Löj]ifi^x*eiol& Bayern 

BeUmpfang der Säuglingssterblichkeit in Bayern« Erlaß des 
Königl. Staatsmisteriums des Innern yom 9. Dezember 1907 
— Nr. 28120 — an sämtliche Ereisregierungen, Kammern des Innern. 

Nach den Zusammenstellungen des König, statistischen Bureaus in dem 
Generalbericht über die Sanitätsyerwaltung im Königreich Bayern ist die 
Säuglingssterblichkeit in Bayern, d. h. die Zahl der von 100 geborenen, im 
ersten Lebensjahr verstorbenen Kinder yon den Jahren 1862/63 bis zum Jahre 
1901 stetig zurückgegangen, um sich seitdem mit geringen Schwankungen auf 
ziemlich gleicher Höhe zu halten. 

Nach dem Durchschnitte der Jahre 1901 mit 1904 beträgt sie 24 Proz. 
und ist demnach, wenn sie auch unter der Durchschnittszahl einzelner anderer 
Bundesstaaten zurückbleibt, doch nicht unerheblich höher als die durchschnitt- 
liche Säuglingssterblichkeit im Deutschen Beiche, die in den Jahren 1902/03 
19)3 Proz. betrug, und weit höher als die SäugÜngssterblichkeit in anderen 
europäischen Staaten (wie in Italien mit 11,5 Proz. [1903], in England mit 
14,5 Proz. [1904], in Schweden mit 7—8 Proz., in Norwegen mit 10 Proz.). 

Auch innerhalb des Königreichs selbst ist die Höhe der Sterblichkeit 
außerordentlich verscliieden; sie bewegte sich im Durchschnitte der Jahre 
1901/1904 in den einzelnen Kreisen zwischen 16,6 (in der Pfalz) und 30,8 Proz. 
(in Niederbayern) und in den einzelnen Verwaltungsbezirken im Jahre 1904 
zwischen 9,4 Proz. und 10,6 Proz. (im Bezirksamte Mellrichstadt und Bocken- 
hausen) und 41,5 Proz. (im Bezirksamte Eriedberg). 

Diese erheblichen Schwanlningen beruhen zum Teile auf den Unter- 
schieden, wie sie örtliche und sonstige Verhältnisse in bezug auf die allgemeinen 
Lebensbedingungen schaffen ; es erhellt dies aus einem Vergleiche mit der 
allgemeinen Sterblichkeitsziffer: Die Kreise mit hoher Säuglingssterblichkeit 
weisen auch eine höhere allgemeine Sterblichkeitsziffer aui 

Die Bestrebungen auf Verminderung der Säuglingssterblichkeit fallen 
also zum Teil zusammen mit den Bestrebungen nach Verbesserung der all- 
gemeinen gesundheitlichen Verhältnisse (namentlich nach Verbesserung der 
Wohnungsyerhältnisse). Mit den stetigen Eortschritten, die auf diesem Gebiete 
zu verzeichnen sind, darf auch ein Bückgang der Säuglingssterblichkeit er- 
wartet werden. 

Die Hauptursache der hohen Sterblichkeit der Säuglinge liegt jedoch in 
mangelhafter Srnährung und Pflege, yor allem aber in dem Ersatz der natür- 
lichen Ernährung an der Mutterbrust durch künstliche Ernährung. 

Diese nunmehr allgemein anerkannte Tatsache ist für Bayern neuerdings 
durch die Erhebungen bestätigt worden, die auf Anregung der Zentralimpf- 
anstalt über die Verbreitung der natürlichen und künstlichen Ernährung der 
Säuglinge von den Bezirksärzten bei Gelegenheit der Erstimpfung in 17 un- 
mittelbaren Städten und 94 Bezirksämtern gepflogen werden. 

Nach dem Ergebnisse dieser Erhebungen ist in den Elreisen mit geringer 
Säuglingssterblichkeit, d. i. in der Pfalz, in Unterfranken und in Oberfranken, 
die natürliche Ernährung weitaus überwiegend; von den zur Erstimpfung Tor- 
gestellten Kindern wurden zwischen 65,8 Proz. und 97,4 Proz. an der Mutter- 
brust ernährt; in der Begel bewegt sich die Zahl der an der Mutterbrust er- 
nährten Kinder zwischen 80 und ^ Proz. 

In den Kreisen mit der höchsten Kindersterblichkeit, in Niederbayem 
und in der Oberpfalz, waren von den zur Erstimpfung verbrachten Kindern 
durchschnittlich nur 24,1 Proz. (in Niederbayern) und 54,5 Proz. (in der Ober- 
pfalz) gestillt worden. 

Im Bezirksamt Friedberg betrug das Prozentverhältnis 32 Proz. gegen 
93,2 Proz. im Bezirksamte Bockenhausen. 

Der Kampf gegen die Säuglingssterblichkeit hat also bei der Ernährung 
und Pflege des Kindes einzusetzen und in erster Linie sich die Verbreitung 
der natürlichen Ernährung an der Mutterbrust zum Ziele zu setzen. 

Die Erkenntnis der großen Bedeutung, die das Wachstum eines Volkes 
für seine Arbeitskraft und Wehrkraft und damit für die Steigerung^ und Siche- 
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rang seines Wohlstandes besitzt, hat dazu geführt, daß weite Kreise der 
Sftaglingsfürsorge ihr Interesse zogewendet und insbesondere Gemeinden und 
gemeinntttzige Vereine bereits Einiichtangen zur SäogllDgsfftrsorge ge- 
schaffen haben. 

Diese Bewegung ist auch in Bayern in erfreulicher Aosdehnong be- 

friffen; sie verdient um so mehr eine staatliche Förderang, als sich die Qe- 
artenhäofigkeit im Deutschen Beiche nicht mehr auf der früheren Hohe zu 
halten scheint. 

Indem die hauptsächlichsten Wege, die sich zur Bekämpfung der Säug- 
lingssterblichkeit eignen und zum Teile schon mit Erfolg beschritten worden, 
in folgendem zusammengestellt werden, ergeht der Auftrag, nach den hiermit 
gegebenen Bichtpunkten die DistriktsTerwaltungsbehörden, Amtsärzte und 
Gemeindebehörden zu tatkräftiger Mitwirkung im Kampfe gegen die Säuglings- 
sterblichkeit, insbesondere zu einem zielbewußten Zusammenarbeiten mit 
den sich der Säuglingsfürsorge widmenden Vereinen anzuregen und zugleich 
eine unmittelbare Tätigkeit zu entfalten, soweit eine solche für die Begierungen, 
80 gegenüber den Kreisgemeindeyertretungen und im Hinblick auf die Fühlung 
mit den Kreisorganisationen der bezeichneten Vereine in Betracht kommt 

Bei der Unterweisung der DistriktsrerwiJtungsbehörden und Amtsärzte 
ist besonderes Augenmerk denjenigen Bezirken zuzuwenden, die nach dem 
Generalbericht über die SanitätsTerwaltuug eine hohe Säuglingssterblichkdt 
aufweisen. 

1. Beratungsstellen für stillende Mütter (Mutterschulen, 
Säuglingsfürsorgestellen). 

Diese Einrichtung yerfolgt den Zweck, der natürlichen Ernährung des 
Säuglings an der Mutterbrnst tunlichst weite Verbreitung zu schaffen. Sie 
sucht fieses Ziel durch unentgeltliche ärztliche Beratung der Mutter über 
Pflege und Ernährung des Säuglings, namentlich über den Wert des Stillens 
für Kind und Mutter, dann durdi fortgesetzte kostenlose ärztliche üeber- 
wachung der Säuglinge zu erreichen. Die Beratung der Mutter setzt zweck- 
mäßigerweise schon vor der Entbindung ein. 

Die Einrichtung erfordert die zeitweise Bereitstellung zweier, ent- 
sprechend ausgestatteter Bäume, eines Warte- und eines üntersuchungsraumes, 
einen Arzt, der hierin einmal oder mehreremal in der Woche Sprechstunden 
für die Mütter hält und die Säuglinge, sowie die Mütter (besonders auf ihre 
Stillfähigkeit) untersucht, endlich eine Person zur Bedienung während der 
Sprechstunden. 

Die Einrichtung, die an den Krankenanstalten, Krippen und sonstigen 
Wohlfahrtsyeranstaltungen angegliedert werden oder auch selbständig sdn 
kann, soll grundsätzlich nur für Unbemittelte bestimmt sein, ohne daß jedoch 
die Unbemitteltheit im Einzelfalle durch ein behördliches Armutszeugnis nach- 
gewiesen zu werden braucht. 

Die Kosten der Einrichtung sind, wenn die Bäume mit Bedienung von 
der Gemeinde bereitgestellt werden und die Aerzte ihre Dienste, wie dies viel- 
fach in anerkennenswer Weise geschieht, unentgeltlich zur Verfügung stellen, 
sehr geringe. 

Die Einrichtung eignet sich zunächst für größere Gemeinwesen. Auf 
dem Lande kann die Tätigkeit der^Beratungsst^en in vereinfachter Weise 
durch die Besirksärzte ersetzt werden, wenn sie in Erweiterung der ihnen ob- 
liegenden amtlichen Aufgabe der unentgeltlichen Behandlung Armer an be- 
stimmten Wochentagen Sprechstunden zur Beratung stillender Mütter ihres 
Dienstbezirkes halten. Eine weitere Möglichkeit zur Mitarbeit eröiZhet sich 
den Amtsärzten bei der Handhabung der Aufsidit über die Hebammen, wenn 
sie diese mit allem Nachdrucke besonders bei den alljährlichen Prüfungen zu 
gewissenhafter Erfüllung der den Hebammen durch § 31 ihrer Dienstanweisung 
auferlegten Verpflichtung anhalten, bei der Wöchnerin auf die Ernährung des 
Kindes an der Mutterbrust zu dringen. 

2. Stillprämien. 
Die Tätigkeit der Beratungsstellen wird nach den bisherigen Erfahrungen 
außerordentlich gefördert durch die Gewährung von Stillprämien. 

Diese Prämien sollen in der Hauptsache einen teilweisen Ersatz für den 
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infolge des Stillgeschäites den Mttitern entgehenden Verdienst bieten nnd die 
Beacü&ffiing besserer Nabrang für die Mütter ermöglichen. 

Die Hohe der in der Begel wochenweise bemessenen nnd aosbesahlten 
Pr&mien steigt meist mit dei Daaer des Stillens; die Bewilligung der Prämien 
ist tunlichst auf einen Zeitraum von mindestens drei Monaten zu erstrecken. 

Die Mittel für die Prämienzahlung werden, soweit sie nicht durch öit- 
liche Stiftungen zur Verfügung stehen, in der Regel von den Gemeinden unter 
Beihilfe Yon gemeinnfltzigea Vereinen und Versicherungsanstalten aufgebracht. 
£a erscheint angezeigt, daß sich auch die Kreise und Distrikte an der Auf- 
bringung der Mittel beteiligen und durch Bereitstellung entsprechender Beträge 
in ihren Voranschlägen auch die Neueinführung der Prämien fordern. 

Ob und inwieweit für diesen Zweck, sowie für die Sänglingsfürsorge 
überhaupt staatliche Mittel flüssig zu machen sind, muß weiterer Erwägung 
vorbehalten und von der künftigen Entwicklung der Säuglingsftlrsorge ab- 
hängig semacht werden. 

Die Auszahlung der fortlaufenden Prämien wird zweckmäßigerweise den 
Beratungsstellen (Ziffer 1) überwiesen, da sie durch die ärztliche Feststellung 
der Fortdauer des Stillgeschäfts bedingt ist. 

8. Auskunftstellen. 

Die Auskunftstellen sollen über alle Einrichtungen, die der Säuglings- 
fürsorge in der Gemeinde oder im Bezirke dienen, sowie über die Voraus- 
setzungen ihrer Benutzung unterrichtet sein und mündlich wie schriftlich Aus- 
kunft geben, also namentlich über die zur Unterstützung von Wöchnerinnen 
bestehenden Vereine, Stiftungen oder sonst zur Verfügung stehenden Mittel, 
über die Anstalten zur Unterbringung kranker und gesunder Säuglinge, über 
einwandfreie Kostplätze und ähnliches. 

Es empfiehlt sich auch, diese Stellen mit den Beratungsstellen zu yer- 
binden; die Auskunfterteilung kann auf Grund einer von der Gemeinde oder 
DistriktsTorwaltungsbehOrde gefertigten Zusammenstellnng der einschlägigen 
Einrichtungen auch von dem Arzte oder der Bedienung übernommen werden. 
Im übrigen eig|net sich diese Tätigkeit auch für Mitglieder Ortlicher Frauen- 
yereine. Diejenigen Vereine, Anstalten und Einrichtungen in einem Beeierungs- 
bezirke, deren Ortlicher Wirkungskreis nicht auf Gemeinden oder Distrikte 
beschränkte ist, sind den DistriktsverwaltuncsbehOrden von den Begiernngen, 
K. d. L, für die Errichtung von Auskunftsstellen mitzutdlen. 

4. Säuglingsmilchküchen, Kindermilchanstalten. 

Diesen Anstalten, deren Zweck die Herstellung und Lieferung künst- 
licher, dem Säuglinge möglichst angepaßter Nahrung ist, kommt nur die Be- 
deutung eines Ausmlfemittels zu und kann eins Berechtigung nur insoweit 
zugestanden werden, als die Nahrungsab^abe auf Mütter beschränkt wird, 
deren Unfähigkeit zum Stillen aus körperlichen oder sonstigen Gründen fest- 
gestellt ist. 

Insoweit künstliche Ernährung des Säuglings stattfladet, wird die Be- 
schaffung ausreichender und einwan&eier Mi<m und namentlich auch eine an- 
gemessene ortspob'zeüiche Begelung des Verkehrs mit Milch und Eindermilch, 
sowie eine strenge Ueberwachnng dieser Vorschriften yon j^ünsUger Wirkung sein. 

Auf die Gefahren einer den eigenen Haushalt nicht berücksichtigenden 
Verwertung der Milch in Molkereien und Käsereien wurde bereits m der 
Ministerialentschließung yom 19. AugUBt 1906 (M.-A.-BL S. 848) mit dem Auf- 
trage hingewiesen, diesen Gefahren m geeigneter Weise entgegenzuarbeiten. 
5. Aufsicht über die Kostkinder. 

Die Aufsicht über die Kostkinder ist durch die Mimsterialentschließung 
Yom 6. Februar 1906 (M.-A.-B1. S. 56) in eingehender Weise geregelt worden. 
Ein gewissenhafter Vollzug dieser Entschließung wird zur Minderung der 
Säuglmgssterblichkdt beitragen. 

Als sehr wertvoll hat sich in einzelnen Bezirken die freiwillige Mitarbeit 
Ton Frauenyereinen erwiesen, da sie mit der Aufsicht eine sachkundige Be- 
lehrung verbindet Die DistriktspolizeibehOiden haben deshalb, soweit mOglich 
^ese Mitarbeit zu gewinnen und die Vereinsmitglieder, die mit der Auuidit 
über Kostkinder betraut werden, in Jeder Weise zu unterstützen und die Ge- 
meindeverwaltunsen mit entsprechenden Weisungen bezüglich Abordnung einer 
Begleitung und dergleichen zu versehen. r^^^r^T/> 
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Ein weiterer günstiger Einfloß auf die Haltung der Eostkinder ist Ton 
der Ein! flhrung der BeroiBTormondschaft zn erwarten, wenn der dem Landtage 
angegangene Entwarf eines Gesetzes über die BerufsTormundschaft und fie 
Zwangserziehung Gesetz wird (Siehe Drncksache der Kammer der Beichsräte 
vom 6. November 1907). 

6. Beichsgesetzliche Maßnahmen zur Unterstützung 
von Wöchnerinnen und Schwangeren, sowie zum Schutze ?an 

Wöchnerinnen. 

Nach den §§ 20, Abs. 1, Ziffer 2, 64, 72, Abs. 8 und 73, Abs. 1 des 
Erankenyersicherungsgesetzes sollen die Ort-, Betriebs-, Bau- und Innungs- 
krankenkassen an Wöchnerinnen nach Zurücklegung einer bestimmten Warte- 
zeit eine Unterstützung in der Höhe des Krankengeldes auf die Dauer Ton 
6 Wochen nach der Niederkunft geben. 

Nach den §§ 21, Abs. 1, Ziff. 4 und 5, 64, 72, Abs. 8 und 73, Abs. 1 
können die gleichen Kassen auch eine Unterstützung wegen der durch die 
Schwangerschaft yerursachten Erweibsunffihigkeit gewähren, femer freie Ge- 
wfthrung der Hebammendieoste und freie firztliche Behandlung der Schwanger- 
schaftsbeschwerden beschließen und diese Unterstützungen auch anf Ehefrauen 
der Kassenmitglieder ausdehnen. 

Diese zunächst die Mutter schützenden Bestimmungen sind bei dem 
wesentlichen Einflasse, welcher der Lebenshaltung der Mutter für die Ent- 
wicklung des Kindes im Mutterleibe zukommt, auch für die Säuglingsfürsorge 
Yon Bedeutung. 

Auch Yon diesem Gesichtspunkte aus ist hienach darauf zu dringen, daß 
leistungsfähige Kassen die bezeidmeten Unterstützungen in den Kreis ihrer 
Leistungen aufnehmen. Bei gegebener Voraussetzung wird ein zwangsweises 
Vorgehen nach § 33 des Krankenyersicherungsgesetzes in Erwägung zu 
ziehen sein. 

Im Interesse der Mutter und der Entwicklung des Kindes liegt ferner 
ein strenger Vollzug der Bestimmungen in § 137, Abs. 4 und 5 der Gewerbe- 
ordnung über die Gewährnngyon Mittagspausen an Arbeiterinnen über 16 Jahr 
und die Beschäftigung von Wöchnerinnen. 

Zu voller Wirksamkeit werden diese Bestimmungen allerdings nur dann 

gelangen, wenn die Einschränkungen der Arbeitszeit nicht zu einem wesent- 
chen Verdienstentgang für die Mutter führen. Soweit hienach nicht die 
Leistungen der Krankenkassen oder gesetzliche oder freiwillige Leistungen der 
Unternehmer einen Ausgleich gewähren, wäre die Unterstützung gemeinnütziger 
Vereine (wie durch Gewährung von Stillprämien) anzustreben. 

Das K. Staatsministerium des K. Hauses und des Aeußern wird die Ge- 
werbeaufsichtsbeamten beauftragen, dem Vollzuge der bezeichneten Be- 
stimmungen besonderes Augenmerk zuzuwenden. 

7. Sonstige Maßnahmen. 
• Die Förderung der Verbreitung des Ton dem bayerischen Frauenverein 
herausgegebenen Flugblattes über vernünftige Säuglingsernährung und die 
Pflege der Kinder im ersten Lebensjahr ist den äußeren Behörden erst durch 
die Ministerialentschließung vom 27. November d. J. zur Pflicht gemacht worden. 
Die Verbreitung dieser Flagblätter vermag übrigens die Einrichtung der 
Mutterberatungsstellen nicht zu ersetzen, da ihr Einfluß oft nur vorübergehend 
ist, und sie aiäerdem erfalirun^sgemäß häufig angelesen bleiben. 

Weitere Maßnahmen, wie die Einrichtung eigener Säuglings- und 
Wöchnerinnenheime, die Anstellung einer Lehrerin für Säuglings- 
pflege und die Abhaltung von Kursen zur Ausbildung von 
Kinderpflegerinnen kommen wegen der Höhe der Kosten und der 
Schwierigkeiten 'ihrer Einrichtung vorerst nur für große Gemeinden und Ver- 
einsorganisationen in Betracht oder müssen, wie die leihweise Abgabe von 
Wäsche und anderen für die Wochenbettpflege notwendigen Gegenständen, 
zunächst der Vereinstätigkeit überlassen bleiben. 

Ueber den Erfolg der Bestrebungen auf dem Gebiete der Säuglinga- 
fürsorge hat das Ministerium des Innern Bericht bis Ende des nächsten Jahres 
eingefordert. ______^ 



Verantwortl. Bedakteur : Dr. Bap mun d, Beg.- u. Geh. Med.-fiat in Minden i. W. 
J. C. 0. Bnms, Htrsoffl. saeba n. F. telL-L. HoAuokdmeksrti J 
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Eechtsprechimg und lediziiial- 
Cresetzgebung. 

Beilage ztir Zeitschrift für Medizinal -Beamte. 
Np 3. 5. Februar. 1908. 

Rechtsprechung. 

Die «nentgeltliehe Abpibe einer Sabiimat]Hi8t111e seitens eines Irites 
an einen Kranken ist, selbst wenn sie nnentgeltlich erfolgt, ein Yerstoss 
gegen den § 867a des Stn-9.-B. urteil des Bayerischen Obersten 
Landesgerichts in München Yom 8. Oktober 1907. 



Als Ansfibnng der Heüknnde im Umherziehen ist die Tätigiceit 
eines Bandagisten aninsehen, welche sich nicht anf das blosse Anpassen 
beiw. Anmessen eines Brnchbandes beschränkt, sondern die Feststellang 
des Brnehleidens nnd Bestimmung eines entsprechenden Brnehbandes mm 
Ctogenstande hat« Urteil des Bayerischen Obersten Landes- 
gerichts in München vom 8. Janaar ltt07. 

Die Ausübung der Heükonde besteht nicht nur ia der Heünng Ton 
Krankheiten, sondern Aufgabe der Aerzte ist vorzüglich auch die Feststellung 
(Diagnose) der Leiden und neben der Beseitiguug dieser auch die Milderung 
der Yorhandenen Schmerzen und Leiden, sowie die Verhütung der Verschlim- 
merung Ton solchen. Jede berufsmäßige Tätigkeit nach einer dieser Bichtungen 
ist als Ausübung der Heilkunde zu erachten. Hiernach ist es einem Banda- 
gisten nicht eruiubt, das Vorhandensein eines Bruches festzustellen und zu 
bestimmen, welches Bruchband zur Linderung der Schmerzen und Verhütung 
der Veschlimmerung des Leidens geeignet ist. Es haben sich auch die Motive 
zu Art. 6 Qew.-Ordn.-No7. vom 80. Juni 1900 (Verh. des Beichst. 1898/1900 
Drucks. Nr. 166) ausdrücklich dahin ausgesprochen, daß „derartige Maßnahmen 
in das Gebiet der Heilkunde hinübergreifen, die nach § 56 a Ziff. 1 von Personen, 
die für dieselbe nicht approbiert sind, im Umherziehen nicht ausgeübt werden 
darf ''. Mit Becht hat darum die Strafkammer angenommen, daß der Beschwerde- 
führer dadurch, daß er als erster die Diagnose auf das Vorhandensein eines 
Nabelbruches bei Elisabeth N. gestellt und auf Grund dieser bestimmt hat, 
welche Nabelbruchbandage sie zu tragen habe, die Heilkunde ausgeübt hat. 
Die schisinbar entgegengesetzten Entscheidungen des Oberlandesgerichts 
Darmstadt und des Oberlandesgerichts Celle haben tatsächlich anders ge- 
lagerte Fälle zur Grundlage, da es sich in diesem um bloßes Anpassen, 
bezw. Anmessen von Bruchbändern gehandelt hat ; überdies ist in dem letzteren 
Erkenntnis auch ausdrücklich anerkannt, daß, wenn der Bandagist über die 
Untersuchung des Bruches nach seiner Lage und Gestaltung hinausgeht, ins- 
besondere wenn er eine Untersuchung dahin yornimmt ob der Hilfesuchende 
überhaupt an einem Bruche leidet oder nicht, solche Tätigkeit in das Gebiet 
der Heilkunde fäUt. 

Die Zorftcknahme der ärstllehen Approbation für die Daner der 
Aberkennung der bflrgerliehen Ehrenrechte« Stellang des ärztlichen 
Ehrengeriehtshofs zum YerwaitungsstreitYer fahren. Entscheidung des 
Badischen Verwaltungsgerichtshofs yom 2. Juli 1907. 

Dem Berufüngskläger wurden durch Urteil des Schwurgerichts K. yom 
18. Oktober 1906 die bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer yon 10 Jahren 
aberkannt Demnächst wurde in dem angefochtenen Urteil des ärztlichen 
Ehrengerichtshofs seine ärztliche Approbation für die Dauer des Ehrrerlusts 
zurückgenommen. Der gegen dieses Urteil eingelegten Berufung war der 
Erfolg zu yersagen. 

Der § 58, Abs. 1 Gew.«Ordn. setzt für die Zurücknahme der Approbation 
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lediglich die Tatsache der Aberkeimniig der bttrgerlichen Ehrenrechte Yorans. 
Damit ist znm Aosdrack gebracht, daß dem Verwaltongsgerichtshof eine Nach- 
prüfung der Frage, ob diese Aberkennung zu Recht oder zu Unrecht erfolgt 
sei, nicht zusteht; der Gerichtshof hat yielmehr von der Bichtigkeit des die 
Aberkennung der Ehrenrechte aussprechenden Urteils auszugehen. Der Gesetz- 
geber bezeichnet allerdings die Zurücknahme der Approbation nicht als eine 
nnyermeidliche Folge der Aberkennung der bttrgerlichen Ehrenrechte, senden 
stellt die Möglichkeit der Zulassung einer Ausnahme in das Ermessen der zu- 
ständigen Organe. Es kann jedoch nach der Entstehungsgescliichte des § 63, 
Abs. 1 Gew.-Ordn., welchem der hier in Betracht kommende Schlußsatz durch 
die NoYelle yom 1. Juli 1888 beigefttgt worden ist, keinem Zweifel unterliegen, 
daß die Absicht der gesetzgebenden Faktoren dahin geht, daß einem Ante, 
welchem die bttrgerlichen Ehrenrechte aberkannt sind, fttr die Dauer des Ehr- 
yerlusts in der Begel die Approbation zu entziehen sei Dabei kann die 
Anwendung dieser Mcäregel sowohl aus Bttcksichten zum Schutze des Publi- 
kums, als auch unter dom G^sichtspuioükte erfolgen, daß der zum Ehrrerlost 
Verurteilte in moralischer Hinsieht nicht wttrdig ist, dem arztlichen Stande 
femer anzugehören. Bei dieser Sachlage kann es sich nur noch darum handeln, 
ob im vorliegenden Falle besondere Grttnde gegeben sind, welche die Zurftck- 
nalime der Approbation ausnahmsweise nicht gerechtfertigt erscheinen lassen. 
Diese Frage ist aber zu yerneinen, denn aus den bezttglichen Strafakten ergibt 
sich, daß der Berufungskläger bei yerschiedenen schwangeren Frauenspersonen, 
welche ihre Frucht abgetrieben haben, in frivoler und gewissenloser Weise 
gegen Entgelt die Mittel hierfttr angewendet hat. . . . 



Beweis der Erkrankung gemäss § 58 Abs. 1 des Krankenveniehe- 
nugsgesetse kann aueh in anderer Weise alz durch ein äntiiches Zeagals 
geliefert werden. Entscheidung des Badischen Yerwaltungs- 
gerichtshofes vom 26. März 1907. 

Der Beginn der Krankheit ist allerdings, wie der Gerichtshof schon 
mehrfach ausgesprochen hat, regelmäßig durch ärztliches Zeugnis oder Gut- 
achten festzustellen, kann jedoch nach Umständen auch auf andere Weise be- 
wiesen werden. Denn wie ttberall im Prozeß sind auch in den Fällen des § 58 
Abs. 1 Kr.-V.-G. grundsätzlich alle Beweismittel zulässig, und es unterliegt der 
freien Wttrdiguog des Gerichts, inwieweit den verschiedenen Arten von Beweis- 
mitteln nach der Sachlage Beweiskraft zukommt Die Wiedererkranknng eines 
mit chronischem Ekzem Behafteten kann daher auch durch die Aussagai von 
Zeugen, die das Vorhandensein eines starken Hautausschlags an ihm wahr- 
genommen haben, als bewiesen gelten. 



Plombleren kariSser Zähne — einschl. der HaterlalverwendBBg — 
als 9)lntllche Behandlung^« Entscheidung des Badischen Yerwal- 
tnngsgerichtshofes vom 12. März 1907. 

Nach der in Wissenschaft und Bechtsprechung vorherrschenden Mdnong, 
welcher sich auch der Gk^richtshof anschließt, stellt sich das Plombieren, das 
zur Heilung des als Karies bezeichneten anormalen Zustandes der Zähne An- 
wendung fiodet, nicht als «Heilfflittel*, sondern als ^ärztliche Behandlung** dar, 
weil die TätiglLeit des Arztes als das Wesentliche anzusehen, das zur JnlUung 
der Zähne dienende Material dagegen von untergeordneter Bedeutung ist. 

Hiemach erscheint der Besdüuß der Kasse, wonach sie nur einen Teil 
der Kosten des Plombierens trägt, den anderen Teil dagegen den Mitgliedern 
zur Last legt, nicht einwandfrei; denn es handelt sich bei dem Plombieren der 
Zähne nicht um sogenannte größere Heilmittel im Sinne des § 21 Zifter 2 
KVG., deren Gewährung die Kasse im Wege des Statuts nach freiem Ermessen 
einftthren und regeln kann; die erwähnte Heiloperation gehört vielmehr zur 
ärztlichen Behandlung, welche von der Kasse als Pflichtleistung zu ge- 
währen ist, sofern das Plombieren zur Beseitigung ader Minderung einur Zatoi- 
krankheit notwendig ist Die Notwendigkeit ist aber im Emzelfali nach 
billigem Ermessen unter Berttcksichtigung aller Verhältnisse zu beurteilen. 
Von diesem Gesichtspunkte aus kann die Kasse die an den Zähnen erkrankten 
Mitglieder auch nicht in allen Fällen auf das mit geringeren Kosten ver- 
bundene Ausziehen der Zähne verweisen; sie hat vielmehr unter der erwähnten 
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ToraoBsetzung auch die Kosten einer auf angemoBBene und billige Art Toll- 
aogenen Plombierung der Zähne in yollem UnSang zu ttbernehmen und kann 
diese Leistung nicht an Bedingungen knttpfen, welche die Mitglieder belasten. 
Dagegen bleibt es der Kasse unbenommen, sich im einzelnen Fall nach Maß- 
gabe der im Gesetz und Statut gegebenen Bestimmungen genau zu yeriässigen, 
ob in der Tat eine Erkrankung der Zähne yorliegt und ob sich das Plombieren 
aar Beseitigung der Krankheit als die richtige Heiloperation und demgemäß 
als notwendig erweist. Die Entscheidung über diese Frage wird in erster 
Beihe Ton dem pflichtgemäßen Gutachten des Arztes abhängen; falls derselbe 
die Notwendigkeit des Piombierens bescheinigt, so ist diese spezielle Art der 
ärztlichen Behandlung von der Kasse in natura zu gewähren. Einen Anspruch 
auf Qeldleistnng in der Höhe der aufgewendeten Kosten kann der Erkrankte 
nur erheben, wenn er sich die ärztliche Behandlung aus einem berechtigten 
Q-runde selbst beschaffen mußte. Die Selbsthilfe erscheint insbesondere dann 
gerechtfertigt, wenn die Kasse die nötige Hilfe unberechtigt Terweigert, so 
daß der Erkrankte schuldlos in eine Zwangslage gerät Dagegen steht es den 
Mitgliedern nicht zu, sich unter Umgehung der Kassenorgane direkt an Zahn- 
tecnniker zu wenden, die mit der Kasse in keinem Vertragsverhältnis stehen, 
und sich Yon ihnen auf Kosten der Kasse beliebig Zähne plombleren zu lassen. 



Nur Qneoksilberpräparate fallen unter die Giftpolizelrerordnungy 
dagegen niclit Qneeksiiber-Znbereitungen, z. B. graue Salbe. Urteil 
des Kammmergerichts (Str.-S.) yom 12. Oktober 1907. 



,,Mirabel<< als Mittel gegen KahlkSpflgkelt jeder Art ist als HeU- 
mittel) und nicht als kosmetisches Mittel anzusehen. Urteil des Kammer- 
gerichts (Str.-S.) vom 10. Dezember 1897. 

Wenn Kahlköpfigkeit auch bisweilen nicht als Krankheit, sondern als 
Schönheitsfehler anzusehen ist, so ist sie doch meist eine Folgeerscheinung der 
Erkrankung der Kopfhaut bezw. des Haarbodens, mithin eine Krankheit. 
Der Beklagte gibt aber sein Mittel gegen Kahlköpfigkeit jeder Art ab, also 
auch gegen die als Krankheit anzusehende. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. I>eiitfiioliefii Reioli. 

Die Stadieneinteilung der Erkrankungen an Lungentuberkulose. 

Bericht des Präsidenten des Kaiserlichen Gesundheitsamts 
an den Staatssekretär des Innern vom 4. November 1907. 

Auf der im September d. J. in Wien abgehaltenen VI. Internationalen 
Tuberkulosekonferenz ist, wie mittels des nebenbezeichneten Berichts Euer 
Exzellenz ich ehrerbietigst angezeigt habe, yom Engeren Bat der Interna- 
tionalen Vereinigung gegen die Tuberkulose eine als Turban-Gerhardt sehe 
(Kaiserliches Gesundheitsamt) Stadieneinteilung bezeichnete neue Gradeinteilung 
ftir Erkrankungen an Lungentuberkulose angenommen und yorbehaltlich der 
im nächsten Jahre einzuholenden Zustimmung des Großen Bates schon jetzt 
bei neu einzuleitenden statistischen Erhebungen zur internationalen Einführung 
empfohlen worden. Die neue Emteilungsweise ist inzwischen in der Nummer 11, 
Jahrgang 1907 der Zeitschrift „Tuberkulosiä'^ auf Seite 659 zur Kenntnis wei- 
terer Kreise gebracht (s. nachstehend). 

Die Einfuhrung einer solchen einheitlichen Stadieneinteliug ist im In- 
teresse einer besseren Vergleichbarkeit der in den einzelnen Ländern stattfin- 
denden statistischen Erhebungen und Untersuchungen über die Lungentuber- 
kulose mit Genugtuung zu begrüßen und zu empfehlen. Das Gesundheitsnmt 
insbesondere dürne um so weniger Bedenken tragen, der neuen Einteilungs- 
webe bei etwaigen in Zukunft einzuleitenden Erhebungen sich anzuschlinßen, 
als es selbst bei der Aufstellung der neuen Stadieneinteilung mitgewirkt hat 
und diese, wie in dem eingangs erwähnten Berichte näher ausgeführt ist, Ton 
der bisher seitens des Gesundheitsamts für die yon ihm eingeleitete Heilstätten- 
statistik yerwendeten Gradeinteilung nur wenig abweicht. Die bisherige Sta^ 
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dieneinteüoDg des Gesandheitsamts, welche durch das Eiindschreibeii des 
Beichskanzlers (Eeichsamts des Innern) Tom 26. Febraar 1902 (I. 12523) ni- 
gleich mit dem neuen Zählkartenlormnlar zur Einftthrnng bei den Heilstätten 
empfohlen war, hat ihre Aufgabe bereits erfüllt ; denn die vom GesundheitBamt 
betriebene Heilstättenstatistik ist mit Ende des Jahres 1904 insofern zum Ab- 
schluß gebracht worden, als ttber die nach dieser Zeit in Lungenheüstatten 
aufgenommenen Pfleglinge dem Gesundheitsamt Zählkarten nicht mehr zuge- 
stellt werden. Die statistischen Erhebungen des Gesundheitsamts erstrecken 
sich seitdem nur noch auf die Feststellung der Nachhaltigkeit der Eurerfolge 
bei den bereits vor Ablauf des Jahres 19(M in Behandlung genommenen Pfleg- 
lingen. Zu diesem Zwecke werden teils Ton Landesversicherungsanstaltei, 
teils von Heilstättenärzten usw. die Ergebnisse Ton Nachuntersuchungen solcher 
Personen hierher übermittelt. Für diese Nachuntersuchungen, die zum Vorteil 
der unternommenen Heilstättenstatistik noch für längere Zeit fortzusetzen sein 
werden, wird allerdinp im Interesse der Gleichmässigkeit und Einheitlichkeit 
der Unterlagen für die bereits im Gange beflndlichen Arbeiten die bisherige 
Stadieneinteuung auch fernerhin als Grundlage dienen müssen. 

Eine dementsprechende Benachrichtigung derjenigen Stellen, welche das 
Gesundheitsamt mit Mitteilungen über derartige Nachuntersuchungsergebnisse 
Tersehen, wird demnächst yon hier aus erfolgen^). 

Turban-Gerhardsche (Kaiserliches Gesundheitsamt) 

Stadieneinteilung. 

B. = Bechts. L. = Links. 

I. Leichte, auf kleine Bezirke eines Lappens beschränkte Erkrankung, 
die z. B. an den Lungenspitzen bei Doppelseitigkeit des Falles nicht über die 
Schulterblattgräte und das Schlüsselbein, bei Einseitigkeit yorn nicht über die 
zweite Bippe reichen darf. 

IL Leichte, weiter als I, aber höchstens auf das Volumen eines Lappens, 
oder schwere, höchstens auf das Volumen eines halben Lappens ausgedehnte 
Erkrankung. 

ni. Alle über n hiaausgehenden Erkrankungen und alle mit erheblicher 
HOhlenbUdung. 

Unter leichter Erkrankung sind zu yerstehen, disseminierte Herde, die 
sich durch leichte Dämpfung, unreines, rauhes, abgeschwächt yesikuläres, 
yesiculo- bronchiales bis broncho -yesikuläres Atmen und feinblasiges bis mittel- 
mäßiges Basseln kundgeben. 

Unter schwerer Erkrankung sind Filtrate zu yerstehen, welche an 
starker Dämpfung, stark abgeschwächten („unbestimmten^), broncho-yesikulärem 
bis bronchialem Atmen mit und ohne Bassein zu erkennen sind. 

Erhebliche Höhlenbildungen, die sich durch tympanitischen Höhlenschall, 
amphorisches Atmen, ausgebreitetes, gröberes klingendes Bassein usw. kenn- 
zeichnen, entfallen unter Stadium HI. 

Pleuritische Dämpfungen sollen, wenn sie nur einige Zentimeter hoch 
sind, außer Betracht bleiben; sind sie erheblich, so soll die Pleuritis unter 
den tuberkulösen Komplikationen besonders genannt werden. 

Das Stadium der Erkrankung ist für jede Seite gesondert anzugeben. 
Die Klassifizierung des GesammtfaUes erfolgt entsprechend dem Stadium der 
stärker erkrankten Seite, z. B. B 11, L I = Gesamtstadium U. 



') In Anlaß dieses Berichts sind yon den Landesregierungen der ein- 
zelnen Bundestaaten die zuständigen Behörden ersucht, daß diese Einteilung 
künftig allen statistischen Erhebungen, insbesondere den durch die Versiche- 
rungsanstalten oder deren Heilstätten yeranstalteten, zu Grunde gelegt werden. 
In Preußen ist dies durch Bunderlaß des Ministers der usw. Meduinalange- 
legenheiten yom 9. Januar 1908 — M. Nr. 15084 — geschehen« 
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B. Köniipreioli Prenssen« 

StBatUehe Anerkemiiiiig als KrankeDpflegeperson. Erlaß des 
Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten yom 18. Januar 
1908 — IL Nt. 5002. G. I. G. 11. — an sämtliche Herren Begiernngspiä- 
sidenten. 

In Ergänzung des § 20 der Vorschriften über die staatliche Prüfung 
von Erankenpflegepersonen vom 10. Mai 1907 haben die Bundesregierungen 
sich damit einverstanden erklärt, daß in besonderen Ausnahmefällen die staat- 
liche Anerkennung als Erankenpflegeperson unter Erlaß der Prüfung von der 
Landeszentralbehörde schon bei mindestens zweijähriger Tätigkeit in der 
Krankenpflege erteilt werden kann. 

Ich ersuche ergebenst, etwaige Anträge sorgfältig zu prüfen und die 
Gründe für die ausnahmsweise Erteilung des weitgehenden Eispenses in dem 
einzureichenden Berichte eingehend zu erörtern. 



O. Grirosslieirzog^tiiiKi 01<leiil>ii]r£r* 

Terbfltung der Uebertragnng ansteckender Krankheiten durch die 
Sehnlen. Erlaß des Staatsministeriums, Depart. des Innern 
und Depart. der Kirchen undSchulen, yom 18. November 1907. 

Der Wortlaut dieses Erlasses stimmt fast genau mit der betreffenden 
Anweisung des preußischen Kultusministers vom 9. Juli 1907 (s. Beilage zu 
Nr. 16 dieser Zeitschr.; 1907, S. 109) überein. 



]>• Fürstentuiii Scliaiiiiil>iirg^-]Liippe. 

Massregeln gegen die Yerbreitnng ansteckender Krankheiten. P o 1 i - 
zeiverordnung vom lO.Dezember 1907. 

Die Bestimmungen über die Anzeigepflicht (§§ 1—5) stimmen mit 
den Vorschriften der §§ 1—5 des Preußischen Seuchengesetzes von 28. August 
1905 überein, abgesehen vom § 2, der wie folgt lautet: 

§ 2. In der Anzeige (§ 1) sind Vor- und Zuname, Alter, Stand und 
Wohnung des Erkrankten (Verstorbenen), sowie der Tag des Eintritts in die 
ärztliche Behandlung anzugeben. Bei Cholera, Pocken, Eleckfieber, Bückfall- 
fieber, Genickstarre, Aussatz, Buhr, Diphtherie, Scharlach, KOrnerkrankheit 
ist der Anzeige eine Angabe beizufügen, ob in dem Hausstande, dem der 
Kranke angehört, schulpflichtige Kinder vorhanden sind. 

§§ 6 und 7 (Ermittelung der Krankheit) stimmen wiederum 
mit den §§ 6 und 7 des Preußischen Gesetzes ttberein; dasselbe gilt betreffs 
der §§ 8 und 9 (Schutzmaßregeln); dagegen haben die folgenden Para- 
graphen einen anderen Wortlaut: 

§ 10. Die Haushaltungs- und Anstaltsvorstände, Gast-, Herbergs-, 
Quartier- und Hauswirte haben dafür Sorge zu tragen, daß die in ihrem Haus- 
stände pp. an einer der im § la und b genannten Krankheiten Erkrankten, 
soweit möglich, von anderen Personen abgesondert werden, daß während 
des Bestehens der Krankheit, sowie alsbald nach deren Be- 
endigung eine gründliche Beinigung und Desinfektion nach Maß- 
gabe der allgemeinen oder in den einzelnen Krankheitsfällen besonders ge- 
gebenen Vorschriften durchgeführt werde und die in bezug auf die Einsargung, 
Aufbewahrung und Beerdigung von Leichen der an ansteckenden Krankheiten 
verstorbenen Personen vorgesehenen allgemeinen Bestimmungen oder in Er- 
mangelang solcher die für den einseinen Fall angeordneten Vorschriften genau 
beobachtet werden. 

§ 11. Personen, die an einer der im § 1 a und b genannten Krankheiten 
leiden, dürfen ohne besondere polizeiliche Erlaubnis sich weder aus einer 
Wohnung (Logis, Schlafstelle, Obdach usw.) in eine andere, noch aus einer 
Ortschaft in die andere begeben oder fortgeschafft werden, soweit es sich nicht 
tun ihre unmittelbare üeberführung in die zunächst gelegene Krankenanstalt 
handelt r^ ^ 
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§ 12. Zar FortschaffuDg von Personen, die an einer im § la und b 
genannten Erankbeit leiden, sind der dem Landeskrankenbanse zn Stadtbagen 
überwiesene Krankenwagen oder die an einzelnen Orten yorbandenen Kranken- 
tragen zu benatzen. Sollten andere Fabrwerke oder Beförderungsmittel ge- 
braacbt worden sein, so sind diese für den gewöbnlicben Verkebr so lange zu 
perren, bis sie einer erttadlicben Beinigans and Desinfektion onterzogen sind. 

§ 13. Erkrankt eine in einem Scbolbanse wobnbafte oder eine znm 
Haosstande eines aoßerbalb des Scbalbaases wobnenden Lebrers gebörige 
Person, oder ein scbalpflicbtiges Kind an einer ansteckenden Krankbeit, so 
finden außerdem die Vorscbrif ten der Polizeiverordnung, betr. die Scbließong 
der Scbalen bei ansteckenden Krankbeiten, vom 27. Jani 1900 und die znr 
Verbtttung nnd Verbreitang ansteckender Krankheiten darcb die Scbalen er- 
lassenen Bestimmungen Anwendung (s. nacbstebend). 

§ 14. Die Kosten, welcbe durcb die amtliche Beteiligang des beamteten 
Arztes bei der Ausf ttbrung des Beicbsgesetzes, betreffend die Bekämpfung ge- 
meingefährlicher Krankheiten (§ la), nowie bei der Darchfttbrung der yor- 
stebenden Verordnung entstehen, faUen der Landeskasse zur Last. 

Das jleicbe ist der Fall, wenn es sich um ärztliche Feststellung yon 
Scharlach, Kömerkrankbeit und Diphtherie handelt (§ 6, Abs. 3). 

Die Kosten, welcbe durcb die Schutzmaßregein auf Grund der gegen- 
wärtigen Verordnung entstehen, besonders fdr Desinfektion und für Vorsichts- 
maßregeln bez. der Leichen sind aus öffentlichen Mitteln zu bestreiten, wenn 
nach Feststellung der Polizeibehörde der Zahlungspflichtige ohne Beeinträdi- 
tigung des für ihn und seine Familie notwendigen Unterhalts die Kosten nicht 
zu tragen yermag. 

Die Ermittelung und Festsetzung yon Entschädigungen für yemicbtete 
oder durch Desinfektion unbrauchbar gewordene Gegenstände erfolgt yon amts* 
wegen durch die Ortspolizeibehörde. Die Entschädigung wird nur auf Antrag 
gewährt. Der Ansprach auf Entschädigung fällt jedoch weg, wenn der Antrag- 
steller den Verlust ohne Beeinträchtigung des für ihn und seine Familie not- 
wendigen Unterhalts zu tragen yermag. 

§ 15. Wer den Bestimmungen dieser Verordnung zuwiderhandelt, oder 
es unterläßt, den ihm durcb dieselbe oder durch die Anordnungen der Orts- 
polizeibehörde auferlegten Verpflichtungen nachzukommen, yerfällt, soweit 
nicht nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen eine höhere Strafe 
yerwirkt ist, in eine Geldstrafe bis au 60 Mark oder yerhältnismäßige Haft 

§ 16. Diese Polizeiyerordnung tritt am 1. Jan^iar 1908 in Kraft und an 
die Stelle der mit diesem Zeitpunkte aufgehobenen Polizeiyerordnung yom 
19. Dezember 1900. 

Die durch das Eeichsgesetz yom SO. Juni 1900, betreffend Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankbeiten, sonst noch angeordneten Maßregeln, ebenso 
die anderweitig erlassenen Vorschriften über die Berufspflichten der Hebammen 
werden durcb die gegenwärtige Polizeiyerordnung nicht berührt. 



Anweisung znr Terhfltung der Verbreitung übertragbarer Krank- 
heiten durch die Schulen. Bekanntmachung des Fürstlichen Mi- 
nisteriums yom 20.Dezember 1907. 

Die Anweisung stimmt im allgemeinen mit der für Preußen erlassenen 
yom 9. Juli 1907 überein, so daß yon einem yoUständigen Abdruck Abstand 
genommen werden kann. WesenUich anders gefaßt sind die folgenden Para- 
graphen: 

§ 2. Auf die Beinbaltung der Schulgrundstücke, namentlich der Um- 
gebung der Brunnen und der Schulräume einschließlich der Bedürfnisanstalten 
Ist zu allen Zeiten, besonders aber beim Aiütreten ansteckender Krank- 
beiten die Aufmerksamkeit zu richten. Die Klassenzimmer sind täglich aus- 
zukehren, wöchentlich mindestens einmal feucht aufzuwischen, während der 
Schulpausen und der schulfreien Zeit zu lüften und während der 
kalten Jahreszeit angemessen zu erwärmen. Die Bedürfnisanstalten sind regd?- 
mäfiig zu reinigen und erforderlichenfalls zu desinfizieren, aucbi^un Ende eines 
jeden VierteUahrs gründlich mit Seife, Soda etc. und Schrubber» Bürsten etc. 
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xa scheuem. Es ist Sorge zu tragen, daß in den Schnkimmem, auf den Floren 
und Treppen leicht erreichbare mit Wasser geftdlte Spncknäpfe^) in aus- 
reichender Zahl vorhanden sind. Das Spacken auf den Fußboden der Schnl- 
simmer, Flure und Treppen ist zu untersagen und nötigenfalls zu bestrafen. 

Schulkinder sind tunlichst nicht zu Beinigungsarbeiten in den Schul- 
gebäuden heranzuziehen ; die wöchentliche Beinigung der Klassen durch feuchtes 
Aufwischen, sowie das vierteljährliche Scheuem der Aborte darf unter keinen 
Umständen Schulkindern übertragen werden. 

§ 8. Jährlich mindestens dreimal hat eine gründliche Beinigung der 
gesamten Schulräume einschließlich des Schulhofs zu erfolgen. Auch empfiehlt 
es sich in angemessenen Zwischenräumen das Wasser der Schulbrannen bakte- 
riologisch untersuchen zu lassen. 

§ 6, Abs. 2. Ebenso hat der Haushaltungsvorstand von jeder Aus- 
schließung eines Kindes vom Schulbesuch wegen der im § 4 genannten Krank- 
heiten dem Leiter der Schule alsbald Anzeige zu erstatten. Die auf der 
Polizeiverordnung vom 10. Dezember d. J. beruhende Anzeigepflicht wird hiervon 
nicht berührt. 

§ 9 b, Abs. 2. Der Leiter der Schule ist berechtigt, einen Ausweis über 
die vorschriftsmäßige Desinfektion zu verlangen. Es ist darauf hinzuwirken, 
daß mindestens die Schlußdesinfektion durch £e staatlichen Desinfektoren vor- 
genommen wird. 

§ 11. Bei Lehrern und Schülern, welche unter Erscheinungen erkrankt 
sind, die den Verdacht auf Lungen und Kehlkopftuberkulose erwecken (§ 4 c), 
ist darauf hinzuwirken, daß sie 

a) einen Arzt befragen und ihren Auswurf bakteriologisch untersuchen lassen, 

b) sich zur Entleerung des Auswurfs nur der aufgestellten Spucknäpfe (oder 
sogen. Dettweiler scher Spuckfläschchen) bedienen. 

Die Schüler müssen ihre Plätze möglichst in der Nähe der S'pucknäpfe 
angewiesen erhalten. Der Inhalt der Spucknäpfe ist täglich in die Abortgruben 
zu entleeren, die Näpfe sind täglich gründlieh möglichst mit heißem Wasser 
zu reinigen.^) 

§ 14. Wenn im Hausstande eines Lehrers eine der in § 4a 
und b genannten Krankheiten auftritt, so ist der Lehrer verpflichtet, unmittel- 
bar nach Feststellung der Krankheit dem Leiter der Schule Anzeige zu machen, 
unter gleichzeitiger Angabe, ob der Erkrankte auf die Pflege des Lehrers an- 
gewiesen ist und ob die Wohnungsverhältnisse «ine Abtrennung des Lehrers 
von dem Erkrankten zulassen oder nicht. Der Leiter übersendet die Anzeige 
nebst den erwähnten Angaben sofort der Polizeibehörde. 

Handelt es sich um Erkrankung an einer der Im § 4a genannten Krank- 
heiten, so hat der Lehrer sich des Besuchs der Schiüe unbedingt zu ent- 
halten, bis entweder seitens der Polizeibehörde die Erlaubnis zur Fortsetzung 
des Unterrichts erteilt oder nach amtsärztlicher Bescheinigung die Gefahr der 
Ansteckung für beseitigt anzusehen ist. 

Betrifft die Erkrankung eine der im § 4b genannten Krankheiten, so ist 
ein Aussetzen des Unterrichts seitens des Lehrers nicht erforderlich, solange 
nicht seitens der Polizeibehörde oder des Kreisphysikus die Fortsetzung des 
Unterrichts beanstandet wird. 

Wird die Erteilung des Unterrichts eestattet (oder nicht beanstandet), 
so hat der Lehrer während der Dauer der &rankheit möglichst den Verkelur 
mit dem Kranken aufzugeben oder aber, falls die völlige Trennung nicht durch- 
führbar ist, zu beachten, daß er 

a) das Krankenzimmer so selten und für so kurze Zeit als möglich 
betrete; 



^) Zweckentsprechende Wasserspucknäpfe werden von dem Fabrikanten 
Herrn. Kost er in Halver L W. zum Preise von 1,90 M. für das Stück geliefert. 

Zar Vermeidung des Umherspritzens der Wasserteilchen ist täglich nur 
soviel Wasser «einzuschütten, daß der Boden des Gefäßes bedeckt bleibt. Die 
Füllung mit Sand, Sägespänen, Holzwolle ist zu unterlassen. ^ j 

Digitized by VjOOQlC 



82 Bechtspreclmng und Medizinal -GeBetsgebiin^. 

b) dem Kranken möglichst fern bleibe, jede unmittelbare Bertthrung mit ihm, 
seinem Auswurfe and sonstigen Abg&ngen vermeide; 

c) den Besuch des Krankenzimmers möglichst auf die Abendstanden be^ 
schränke, vor Beginn des Morgenanterrichts and zwischen Morgen- und 
Nachmittagsanterricht gänzlich unterlasse; 

d) nicht mit denselben Kleidern das Krankenzimmer betrete, in denen er 
. Unterricht erteilt; 

e) falls er aus besonderen Grttnden yor Beginn des Unterrichts oder zwischen 
den Unterrichtszeiten das Krankenzimmer zu betreten genötigt ist, da6 
er dann yor dem Besuch der Schule Gesicht, Bart, Kop&aar, Hände mit 
Seife gründlich wasche und die Kleider einschließlich Taschentuch weclisle; 

f) kerne rlei Gebrauchsgegenstände, die im Krankenzimmer gewesen, in die 
Schule mitbringe; 

g) den Verkehr mit den mit der Pflege des Kranken beschäftigten Personen 
auch außerhalb des Krankenzimmers tunlichst beschränke; 

h) yom Besuch der Schule sofort abstehe, sobald er an sich Vorboten einer 
Erkrankung bemerkt. 

§ 15. Aus Pensionaten oder sonstigen geschlossenen Erziehungsanstalten 
dürfen Zöglinge während der Dauer oder unmittelbar nach dem Erloschen 
einer im diuse aufgetretenen ansteckenden Krankheit nur dann in die Heimat 
'entlassen werden, wenn dies nach ärztlichem Gutachten ohne die Gefahr einer 
Uebertragung der Krankheit geschehen kann und alle yom Arzte für 
nötig erachteten Vorsichtsmaßregeln beobachtet werden. 
Unter dieser Voraussetzung sind die Zöglinge auf Verlangen der Eltern, Vor 
münder, Pfleger zu entlassen. 

§ 16. In Ortschaften, in welchen Cholera, Diphtherie, Fleckfieber, Gelb- 
fieber, übertragbare Genickstarre, Kojiclihusten, Masern, Mumps, Pest, Pocken, 
Bötein, BückfaUfieber, übertragbare Buhr, Scharlach oder Typhus in epide- 
mischer Verbreitung auftritt, kann die Schließung von Schulen oder 
einzelnen Schulklassen erforderlich werden. Ueber diese Maßregel entscheidet 
die Ortspolizeibehörde. In der Begel soll die Schließung nur auf Antrag des 
zuständigen Kreisphysikus verfügt werden. 

Sollte im einzelnen Falle die Ortsschulbehörde oder bei höheren Lehr- 
anstalten der Leiter der Anschauung sein, daß die Voraussetaungen zur Schließong 
der Schulen vorliegen, ohne daß seitens des Kreisphysikus ein Antrag gestellt 
wird, so sind dem Kreisphysikus die betreffenden Tatsachen znr weiteren Ent- 
schließung ungesäumt zur Kenntnis zu bringen. 

Als Bichtschnur hat zu gelten, daß 1) bei Keuchhusten die Schulen nicht 
zu schließen sind, da die Ausschließang der befallenen Kinder genügt; 2) bei 
Masern und Bötein die Ausschließung der unter § 5 und § 7 bezeichneten 
Kinder ausreicht und die Schließung der Schule nur dann anzuordnen ist, 
wenn die Epidemie ausnahmsweise bösartig auftritt, d. h. die Sterblichkeit un- 
gewöhnlich groß ist und die Erkrankungen in einzelnen Schulen oder Klassen 
besonders zahlreich sind; 3) bei bösartigem und epidemischem Auftreten von 
Buhr, Scharlach, Diphtherie, Pocken, Kopfgenickkrampf, Flecktyphus die 
Schließanff der Schule oder der besonders gefährdeten Schalklassen notwendig 
ist, wenn Tatsachen dafür sprechen, daß die Ansteckung durch den Schulbesuch 
begünstigt wird, wenn entweder die Schulkinder die zuerst Erkrankten sind, 
oder die Mehrzahl der Erkrankten bildet oder überhaupt die Zahl der er- 
krankten Schulkinder besonders groß ist In diesen Fällen ist anzunehmen, 
daß die Ausschließung der unter § 5 und § 7 bezeichneten Kinder nicht 
mehr genügt. 

§ 17. Wird wegen ansteckender Krankheiten eine Schule oder Schul- 
klasse geschlossen, so sind für die Dauer der Schließung auch sonstige Ver- 
einigungen und Versammlungen von Schulkindern, z. 6. im Konfirmanden- 
Unterricht oder bei gottesdienstlichen Anlässen tunlichst zu vermeiden. 



Verantwortl.Bedaktenr: Dr.Bapmund, Beg.- u. Geb. Med.-Bat in Minden i. W. 
J. C. 0. Bnmf, Htrzogl. saebi. n. F. Seb.-!.. HofbuelidnicktMi in MlBdca. 
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Beilage zur Zeitschrift für Medizinal -Beamte. 
Nr. 4. 20. Februar. 1908. 



Rechtsprechung. 

Die Kosten fOr den Transport eines ansserlialb des Kassenbezirks 
erkrankten Tersieherten an seinen im Kassenbeiirk gelegenen Wohnorte 
stellen sieh selbst nach auswärts bereits begonnener ärztlicher Behandlung 
Jedenfalls dann als Kosten des Heilrerfahrens dar, wenn die Toranssetzangen 
für Krankenhauseinweisung (| 7, Abs. 1 KrYG.) nicht rorliegen, die Heim« 
schalTang naeh Lage der Terhältnisse angezeigt und nicht mit unrerhftlt- 
nismässig hohen Kosten rerbunden ist. Urteil des sächsischen Obei- 
Verwaltangsgerichts (I. San.), vom 26. Januar 1907. 

Wenn der behandelnde Arzt unter solchen Verhältnissen anordnet, dafi der 
Kranke von seiner Frau in einem geschlossenen Wagen nach G. gebracht werde, 
da er nicht ins Krankenhaus gehen wollte, so läßt sich die getroffene Anordnung 
keineswegs als sachwidrig bezeichnen. Dagegen läßt sich insbesondere nicht 
ohne weiteres verwerten, daß der Kranke tüsbald nach seiner Ankunft in G. 
Torstorben ist. Denn einmal liegt nichts dafür vor, daß Dr. Seh. diesen Aus- 

fang Toraussehen mußte, und sodann fehlt es an jedem Nachweise dafdr, daß 
er rasche Eintritt des Todes gerade durch die Wagenfahrt herbeigeftthrt oder 
auch nur beschleunigt worden ist. 

Dessenungeachtet kann zugegeben werden, daß unter den obwaltenden 
Verhältnissen vom rdn ärztlichen Standpunkte aus die Unterbringung Z.8 ui 
einem C.er Krankenhause yielleicht zweckmäßiger gewesen wäre; aber auch 
damit wäre der Klägerin nicht geholfen, weil für Z. keinerlei Verpflichtung 
bestand, in ein Krankenhaus zu gehen. Er war rerheiratet, hatte in G. seine 
Familie und seine eigene Haushutung, und die Klägerin hat selbst nicht be*" 
hauptet, daß einer der im § 14, Abs. 2 des Kassenstatuts erwähnten, die An- 
ordnung der Krankenhausbehandlung zulassenden Ausnahmefällen vorgelegen 
habe. . . . Dabei soll gar nicht bestritten werden, daß das Becht des Kranken, 
die Leistungen der Kasse an seinem Wohnorte zu fordern, nach Befinden und 
namentlich dann ausgeschlossen sein kann, wenn die Ueberführung des Kranken 
unverhältnismäßig hohe Kosten verursachen und deren Forderung deshalb 
oder aus sonstigen Gründen eine mit den Grundsätzen von Treu und Glauben 
unvereinbare oder schikanöse Bechtsausttbung in sich schließen würde. 

Bei Berücksichtigung aller der hervorgehobenen Umstände trägt das 
Oberverwaltungseericht kein Bedenken, die Ueberführung Z.s nachG. 
als einen Teil der Heilbehandlung anzusehen, da deren sachgemäße 
Durchführung die schleunige Verbringung des Kranken in dessen Wohnung 
und in die Pflege der Familie, sovne die Fortsetzung der begonnenen ärztlichen 
Behandlung durch den Kassenarzt dringend erheischte. Unter solchen Verhält- 
nissen muß die Kasse zur Erstattung der Transportkosten um so gewisser für 
verpflichtet erachtet werden, als das allgemein anerkannte Becht des ver- 
heirateten Versicherten, sich in der Begel an seinem Wohnorte und in seiner 
Familie ärztlich behandeln zu lassen (vergl. §§ 7, Abs. 1, Ziff. 1 und 57 a, 
Abs. 2 KrVG.), völlig verkümmert oder doch wesentlich beeinträchtigt werden 
würde, wenn man ihm in einem Falle der vorliegenden Art die Tragung der 
Transportkosten aufbürden wollte. 

Entschädigungsansprüche eines Apothekenbesitzers wegen des ihm 
dureh die Konzessionierung einer zweiten Apotheke am Ort wiederfahrenen 
Eingriffs in die von ihm ausgeübte Apothekengerechtigkeit. Grundsätze 
für die Feststellung und Aufbringung der Entschädigung. ^^ ^ 
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Die Torgehrift des | 188 des Ziutliidigkeitsgeseizeg rom 1. August 
1888 findet anch auf ApothekeBbereelitlgiUKeii Anwenduig. Erkenntnis 
des preußischen Oberverwaltangsgerichtes yom 2. Dezember 
1907. 

In dem Bürgerlichen Bechtsstreite, welcher der yorliegcnden Streitsache 
zwischen denselben Parteien yoransgegaBgen ist, hat die dritte Ziyilkammer 
des Königlichen Landgerichts I an Berlin am 10. Oktober 1904 dahin erkannt: 
«Die Beklagten werden kostenpflichtig yernrteilt, anzuerkennen, daß 
der Kläger ein Eecht anf EntschSdienng wegen des ihm durch die Kon- 
zessionierong einer zweiten Apotheke in N. widerfahrenen Eingriffs in die yon 
ihm in N. ansgettbte Apothekengerechtigkeit hat, und die im künftigen 
Entschädigangsfeststellangsyerfaliren festzustellende Entschädigungssumme 
in dem yon der zuständigen Behörde zu bestimmenden Betrage und Ver- 
hältnisse an den Kläger zu zahlen.^ 

Nachdem dieses Urteil rechtskräftig geworden war, hat der Kläger im 
Verwaltungsstreityerfahren bei dem Bezirksausschüsse zu Potsdam gegen die 
Beklagten Klage erhoben mit dem Antrage, die yon ihnen als Gesamtschuldner 
an den Kläger zu zahlende Entschädigungssumme auf 20000 M. festzustellen 
und die Beklagten als Gesamtschuldner zur Zahlung dieser Entschädigung an 
den Kläger zu yerurteilen. Die Beklagten haben gegen die Höhe und Be- 
rechnungsweise der geforderten Entschädigungssumme Einwendungen erhoben 
und zugleich mit dem Bemerken, daß sie diesen Anspruch im Wege der 
Widerklage geltend machen wollten, beantragt, daß der Kläger yerurteilt 
werde, selbst zu der Entschädigung beizutragen, und zwar, da er behauptete, 
zwei Apothekenpriyilegien in N. zu besitzoD, mit zwei Anteilen. Der Bezirks- 
ausschuß hat, nachdem eine beglaubigte Abschrift des GrundbuchbJattes 
yon N. zu den Akten beigebracht war, das eine Beihe yon Verkäufen der 
Apotheke und darunter insbesondere Verkäufe aus den Jahren 1767 und 1 807 
nachweist, am 28. Januar 1906 dahin erkannt: 

„Die Klage wird abgewiesen, die Widerklage für erledigt erachtet. 
Die Kosten werden — unter Festsetzung des Wertes des Streitgegenstandes 
auf 20000 M. — dem Kläger zur Last gelegt.'' 

In den Gründen ist ausgsftthrt, daß § 188 des Zuständigkeitsgesetzes 
yom 1. August 188'i auch auf Apothekenberechtigungen Anwendung finde und 
der Verwaltungsrichter daher zur Entscheidung in der yorliegenden Streitsache 
zuständig sei Der Kläger habe auch keine Unterlagen beigebracht, welche 
eine den gesetzlichen Bestimmungen entsprechende Berecbnung der Entschädi- 
gungssumme, die er zudem entgegen den maßgebenden Vorschriften nach dem 
entgehenden Gewinne berechnet wissen wolle, ermögliche. Es könne nicht 
Sache des Verwaltungsrichters sein, yon Amts wegen Ermittelungen anzustellen, 
wenn der Kläger so wenig im stände sei, seine Forderung zu belegen. Zur 
Erhebung eines Beweises hätte es mindestens der annähernden Darlegung be- 
durft, welche Gegenstände bei den erwähnten Eigentumsübergängen mitrerkauft 
worden seien und welchen Wert sie gehabt hätten. Der Kläger sei danach 
als beweisfällig abzuweisen. 

In der gegen diese Entscheidung erhobenen Berufung führt Kläger aus, 
daß es unmöglich sei, über den Wert eines Bechtes im Jahre 1810 Beweise 
beizubringen, zumal dieser Wert damals ziffermäßig niemals bemessen worden 
sei. Der Bezirksausschuß wäre auch ohne besonderen Antrag yerpflichtet ge- 
wesen, wenn er ohnedem zu einer Festsetzung des Wertes des Priyilegs auf 
Grund der beigebrachten Unterlagen nicht glaubte gelangen zu können, einen 
Sachyerständigen zu hören. Auf das Gutachten eines gerichtlichen Sachyer- 
st&idigen werde nunmehr ausdrücklich Bezug genommen. Die Beklagten 
haben Abweisung der Berufung beantragt. 

Auf Grund der mündlichen Verhandlung yom 29. April 1907 bat der 
Gerichtshof beschlossen, yor der Entscheidung über die Zuständigkeitsfrage 
an den Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten nnd 
an den Minister für Handel und Gewerbe eine Anfrage darüber zu richten, ob 
in der Ministerialinstanz zu der Zuständigkeitsfrage Stellung bisher schon ge- 
nommen worden sei, insbesondere, ob sich bereits eine feste Praxis gebildet 
habe und weldie Gründe dafür ausschlaggebend gewesen seien. . . . Die hier- 
auf ergangene Antwort des Ministers der geistlichen, Unterrichts- und Medisi* 
nalangelegenheiten vom 7. Juni 1907 lautet: r^^^^T^ 
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«Im EinYerständnis mit den Herren Ministem des Innern und fttr 
Handel and Gewerbe ist diesseits die streitige Frage dnich einen Spezial- 
erlaß vom 22. Dezember 1893 dabin beantwortet worden, daß der § 1B3 des 
Znständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883 aucb in Fällen der vorliegenden 
Art Anwendung findet. Abschrift dieses Erlasses beehre ich mich ergebenst 
beizufügen. Im Verfolg desselben ist in neuerer Zeit noch einmal, und zwar 
durc^ den ebenfalls in Abschrift beigefügten Erlaß vom 16. Februar 1906 
in demselben Sinne entschieden worden. Der hier zum Ausdruck gelangten 
Auflassung ist die Handels- und Gewerbekommission des Hauses der Abge- 
ordneten beigetreten (yergl. Drucksache Nr. 467 der 20. Legislaturperiode 
IL Session 1905/06). 

Ihre Begründung findet diese Bechtsauffassung in dem ganz allge- 
meinen Wortlaut des § IBB." 

Es war wie geschehen zu erkennen. 

In der Auslegung des § 133 des Zuständigkeitsgesetzes ist der Gerichts- 
hof der von den drei beteiligten Ministern ausweislich des oben mitgeteilten 
Antwortschreibens vom 7. Juni 1907 rertretenen Auffassung, von welcher auch 
die angefochtene Entscheidung ausgeht, beigetreten. Entscheidend für diese 
Auslegung ist die ganz allgemeine Fassung des § 138 Absatz 1 a. a. 0., 
welcher lautet: 

„Der Bezirksausschuß entscheidet über Anträge auf Ablösung Ton 
Gewerbeberechtigungen und auf Entschädigung für aufgehobene Gewerbe^ 
berechtigungen.*^ 

Denn um die Entschädigung für eine aufgehobene Gewerbeberechtigung 
handelt es sich auch dann, wenn wie hier, Entschädigung für den Eingriff in 
eine dem Kläger zustehende Apothekengerechtigkeit durch die Eonzessionierung 
einer zweiten Apotheke in dem Orte, für welchen das Privilegium yerliehen 
worden ist, verlangt wird. Darüber lassen die Bestimmungen der in dem oben 
mitgeteilten Schreiben des Gerichtshofs vom 13. Mai 1907 einzeln angeführten 
Gesetze keinen Zweifel (vergl. auch die Ausführungen des Beichsgerichts in 
der Entscheidung vom 29. Oktober 1903, Juristische Wochenschrift 1903 
Seite 423 und ferner das Urteil des Oberverwaltungsgerichts vom 2. November 
1905, Band 48 Seite 297 der Sammlung), worin (Seite 300) ausgeführt ist: 
,,Aus diesen Vorschriften erhellt, daß die Gewerbeordnung den Apothekenbe- 
trieb, der seiner Natur nach zweifellos ein Gewerbe ist, auch als ein solches 
ansieht.^ Dieser klaren Fassung des § 133 gegenüber kann es darauf nicht 
weiter ankommen, ob nach § 144 des früheren Zuständigkeitsgesetzes vom 
26. Juli 1876 (Gesetzsammlung Seite 297), dem nach der Begründung des 
jetzigen Zuständigkeitsgesetzes der § 133 entspricht, die Zuständigkeit des 
Verwaltungsrichters zar Entscheidung über den Anspruch auf Entschädigung 
für den Eingriff in eine Apothekengerechtigkeit ebenfalls als begründet zu 
erachten gewesen wäre und ob ferner in den Motiven zu § 183 (im Begierungs- 
entwurfe § 135) des jetzigen Zuständigkeitsgesetzes davon ausgegangen wor- 
den ist, daß die veränderte Fassung des § 133 Absatz 1, in weldiem die 
Nummern 1 und 2 des früheren § 144 zusammengefaßt worden sind, eine Zu- 
ständigkeit des Verwaltungsrichters zur Entscheidung von Streitigkeiten der 
hier in Betracht kommenden Art in sich schließe. Denn selbst wenn dies zu 
bejahen wäre, könnte der in den Motiven zum Ausdruck gebrachten Ansicht 
der klaren Fassung des § 133 Absatz 1 gegenüber eine ausschlaggebende Be- 
deutung nicht beigemessen werden. Der Bezirksausschuß hat daher seine Zu- 
ständigkeit zur Entscheidung der vorliegenden Streitsache mit Eecht ange- 
nommen. Ebenso ist ihm darin zuzustimmen, daß die Entscheidung über das 
Bestehen des Privilegiums und der daraus hergeleiteten Entsdiädigungspflicht 
dem ordentlichen Gerichte zustand (vergl. die angezogene Entscheidung des 
Beichsgerichts vom 29. Oktober 1903, Jnristische Wochenschrift 1903 Seite 423). 
Dahingegen kann dem Vorderrichter nicht beigetreten werden, wenn er 
den Kläger aus den oben wiedergegebenen Gründen i£i beweisfällig abgewiesen 
hat. Seine Ausführungen stehen vielmehr im Widerspruche imt dem das 
Verwaltungsstreitverfanren beherrschenden Grundsatze, daß der Bichter auf 
eine vollständige Aufklärung des Sachverhalts und die Stellung der sachdien- 
lichen Anträge hiuznvnrken und den angetretenen oder nach dem Ermessen 
des Gerichts erforderlichen Beweis in vollem Umfange zu erheben hat (§§ 7L 
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76 des Landasrerwaltiingsgesetzes Tom 80. Juli 1888). Wie die Bernfangt- 
rechtfertigQng zutreffend ansltthrt, wttrde in einem Verfahren, in dem es sich, 
wie hier, um die Ermittelung des Wertes einer Berechtigung in einem weit 
lurttckliegenden Zeitpunkt handelt, die Erhebung der Euge in den meiaten 
Fällen auch Ton Tornherein aussichtslos sein, wenn dem Kläger eine Beweis- 
pflicht im Sinne der Ausführungen des Vorderrichters obläge. Dies ist denn 
auch nicht der Standpunkt der in Betracht kommenden, oben näher angeführten 
Gesetze. Vielmehr bestinmit z. B. § 17 des Edikts Tom 2. Norember 1810, 
dafi „eine billige Entschädigung für den bisher Berechtigten yon den Begiemn- 
gen reguliert werden solL^ Nach § 84 des Gesetzes vom 7. September 1811 
ferner «schätzt die Stadtverordnetenrersammlung den Preis, den jede nach, 
§§ 82, 83 abzulösende Gewerbsberechtigung am 1. November 1810 hatte. Der 
Magistrat legt diese Taxe mit seinem Gutachten der Regierung zur Beylaion 
una Bestätigung vor.*' Und nach § 8 der Verordnung vom 24. Oktober 1811 
bestimmt das Allgemeine Polizeidepartement, „wenn der Vorteil des Ghuizen 
die Anlegung neuer Apotheken erfordert, die Entschädifi;ung der bis dahin 
bestandenen, nach den Grundsätzen des ttber die polizeilicnen Verhältnisse der 
Gewerbe erschienenen Gesetzes Tom 7. September d. J.** 

Auf Grund der Eintragungen in dem zu den Akten beigebrachten Grnnd- 
bnchauszuge muß daher soweit sonstige Unterlagen nicht mehr zu beschaffen 
sind, auch im vorliegenden Falle ni^ billigem Ermessen eine ErmitteLung 
und Feststellung der dem Kläger zu gewährenden Entschädigung, soweit 
erforderlich unter Anhörung geeigneter StMhverständiger vorgenommen werden. 
Da dies in der vorigen Instanz überhaupt noch nicht geschehen ist, erschien 
es angemessen, die Sache, um den Parteien nicht eine Instanz zu nehmen, an 
den Bezirksausschuß zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung zurück- 
zuverweisen. 

Was die für die Sache in Betracht kommenden, von den Parteien er- 
örterten Bechtsfragen anbetrifft, so ist darüber zugleich folgendes zu bemerken: 

Der FeststeUung der Entschädigung ist derjenige Wert zu Grunde zu 
legen, welchen die Berechtigung am 1. November 1810 hatte. Der Wert des 
Grundstücks nebst Gebäulichkeiten, Inventar und Apothekerwaren bleibt außer 
Betracht (§§ 34, 86 des Gesetzes vom 7. September 1811). Der Inhaber der 
Berechtigung muß zu der ermittelten Entschädigung selbst beitragen. (§ 46 
des Gesetzes vom 7. September 1811, § 6 Abs. 2 der Deklaration vom 11. Juli 
1822). Die von den Beklagten erhobene Forderung, daß der Eläser mit zwei 
Anteilen beitrage, weil er zwei Apothekenberechugungen geltend mache, ist 
aber unbegründet, weil unbestritten bisher nur eine Apotheke in N. betrieben 
worden ist und nur der zur Entschädigung beizusteuern verpflichtet ist, der 
das Gewerbe betreibt (§ 46 Abs. 2 des Gesetzes vom 7. September 1811). 
Welche Bewandnis es mit der zweiten Apothekenberechtigung hat, kann daher 
für den gegenwärtigen Prozeß ganz dahm gestelt bleiben. Die Verpflichtung 
der beklagten Stadtgemeinde, zu der Entschädigung beizutragen, ist nach den 
$§ 4 und 6 der Deklaration vom 11. JuU 1822 nur eine subsidiäre; sie tritt 
nur für den Fall ein. daß die Entschädigung von den an erster Stdle ver- 
pflichteten Apothekenoesitzem nicht aufgebracht werden kuin, 'ohne daß sie 
oder einer von ihnen ,,dadurch außer Nahrungsstand gesetzt^ werden. Das 
zu beurteilen, ist die Frage des einzelnen Falles. Zur Entstehung gelangt 
ist der Anspruch des Klägers erst mit dem Eingriff in die ihm verliehene 
Berechtigung, also mit dem Zeitpunkte der Errichtung der Apotheke des Be- 
kls^ten li. (vergL die Ausführungen in der angezogenen Entscheidung des 
Beichsgerichts vom 29. Oktober 1908). Einigen sich die Parteien nicht über 
die Gewährung einer Kapitalentscbädigung, so ist der Ablösungsplan nach 
Maßgabe der Bestimmungen der §§ 8 ff. der Deklaration vom 11. Juli 1822 
aufzustellen. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

A. I>eiitsol&es Keloli. 

Abkommen awisehen der Kaiserlich Deutschen Begierong und der 
KSnIglleh Belgischen Regierung über den Naehrichtenaustauseli beim 
Auftreten ansteckender Krankheiten unter den Mensehen in^en denta^- 
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belgtschen Greiubeilrkeii. Bekanntmaehnng des Beichskanzlers 
vom 7./13. Augnst 1907. 

Nachdem die Kaiserlich Deutsche Begiernng and die Königlich Belgische 
Begierang Übereingekommen sind, das bestehende Abkommen über den Nach- 
nchtenaostaasch beim Aaftreten ansteckender menschlicher Krankheiten in 
den deutsch-belgischen Grenzbezirken rem 7./19. Jani 1889 durch ein neues 
zu ersetzen, und nachdem ttber die Einrichtung dieses Nachrichtenaustausches 
Einverständnis hergestellt worden ist, gelten für den Austausch der Nach- 
richten folgende Bestimmungen: 

I. Der Nachrichtenaustausch erstreckt sich 

a) auf alle Fälle von Cholera (asiatischer), Pocken, Pest, Gelbfieber, Unter- 
leibstyphus (fi^Tre thyhoide), Fleckfieber (typhus ezant^matique), Schar- 
lach, Diphtherie, Buhr (Dysenterie); 

b) auf gehäufteres Vorkommen Ton Masern, granulöser Augenentztlndung, 
Keuchhusten, Kindbettfieber, 

soweit die Erkrankungen in den Kreisen Aachen Stadt, Aachen Land, Eupen, 
Monljoie und Malmedy einerseits und in den Proyinzen Limburg, Lttttich und 
Luxemburg anderseits festgestellt worden sind. 

n. Die Erkrankungsziffern werden wöchentlich ron dem Königlich 
Preußischen Begierun^räsidenten in Aaehen einerseits und dem Königlich 
Belgischen Ackerbaummister anderseits zusammengestellt. 

Bei den einzelnen Krankheitsfällen ist außer dem Kreise (der Proyinz) 
der befallene Ort anzugeben. 

ni. Die nach Ziffer II zusammengestellten Nachrichten werden mit 
Beschleunigung mittels frankierter Postsendungen ausgetauscht. 

IV. Empfänger der stets unmittelbar zuustellenden Nachrichten sird : 

a) in Deutschland: der Begierungspräsident und der Polizeipräsident in 
Aachen, die Landräte in Aachen, Eupen, Montjoie und Malmedy, die 
Kreisärzte für den Stadt- und Landkreis Aachen, Montjoie und Malmedy i 

b) in Belgien: der Ackerbauminister in Brüssel, die Präsidenten der com- 
mission mSdicale proylnziale in Hassolt, Lüttich, Huy und Arlon. 

V. Dieses Abkommen tritt am 1. Norember 1907 in Kraft. Mit dem- 
selben Tage tritt das durch den Notenaustausch vom 7./19. Juni 1889 ge- 
schlossene Abkommen über den gleichen Gegenstand außer Kraft. 



B. Könl^^eioli Prenssen« 

Terhfltung der Terbreitung fibertragbarer Srankheiten durch die 
Schalen« Erlaß des Ministers für Handel und Gewerbe vom 
18. Dezember 1907 — IV. 10820. IIb 7452 — an sämtliche Herren 
Begierungspräsidenten. 

Anbei übersende ich Abdruck einer von dem Herrn Minister der geist- 
lichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten erlassenen „Anweisung zur 
Verhütung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten durch die Schulen^ 
(s. Beilage Nr. 15 dieser Zeitschr.; 1907, S. 109) mit dem Bemerken, daß diese 
Bestimmungen sinngemäß auch auf die der Handels- und Gewerbeverwaltung 
unterstellten Schulen anzuwenden sind. 

In den Fällen des § 12 der Anweisung ist die etwa erforderliche 
Schließung bei Fachschulen Ton dem Direktor, im übrigen in Landkreisen von 
dem Landrat, in Stadtkreisen von dem Bürgermeister anzuordnen. Die Wieder- 
eröffnung einer wegen Krankheit geschlossenen Schule oder Schulklasse ist in 
allen Fällen Ton der Stelle, von der die Schließung angeordnet worden war, 
SU Torfügen. 

Für die Pensionate der staatlichen Handels- und Gewerbeschulen für 
Mädchen bleibt die Vorschrift bestehen, daß Pensionärinnen, die von einer an- 
steckenden Krankheit befallen werden, ron den Angehörigen abgeholt oder 
einem Krankenhaus zugeführt werden müssen (§ 10 der Hausordnung). Ebenso 
bleiben die Bechte und Pflichten der Polizeibehörden hinsichtlich der Be- 
kämpfung übertragbarer Krankheiten unberührt. 



Anweisung zur Yerhfltnng der Verbreitung fibertragbarer Krank- 
heiten durch die Schulen. Uebertragung der Befagnis zur Schliessung 
Ton Schulen ein ffir allemal auf die Landräte, in Stadtkreisen auf die 
Bftrgermeister. Bunderlaßder Minister usw. Medzinalangelegen* 
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heiten and des Innern rem 25. Janaar 1908 — M. d, g. A. H* 
Nr. 16093 ü. II, U. m A., M. d. I. IIa Nr. 576 - an s&mtliche KOnigL Be- 
gierangspräsidenten. 

Im Verfolg eines Spezialfalles erkl&ren wir ans damit einTerstanden, 
daß die in § 15 der »Anweisung zur Verhtltang der Yerhreitung ttbertragbarer 
Krankheiten durch die Schule^ rem 9. Juli 1907 yorgesehene Befugnis zur 
Schließung von Schulen oder einzelnen Schulklassen ron den Scholabtdlungeii 
der Begierungen ein fttr allemal auf die Landrite, in Stadtkreisen die Bflrger- 
meister, ttbertragen werden darf. Falls dies ' geschieht, ist gleichzeitig des 
Landraten (Bürgermeistern) aufzugeben, von jeder Schul- oezw. KlMseih 
Schließung der Schulabteilung bei der zuständigen Begierung unyerzflgM 
Meldung zu erstatten. 

GegandheitUehe Mindestforderoiigeii für Snr« und Badeorte. Erlaß 
des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten Tom 28. Ja« 
1908 — M. Nr. 5015 — an sämtliche Herren Begierongspräddenten. 

Der durch Vertreter des Kaiserlichen Gesundheitsamts, des Ministerium 
fttr Handel und Gewerbe und der geistlichen pp. Angelegenheiten, femer der 
zuständigen Ministerien in Bayern, Württemberg, Baden, Hessen und dei 
Thüringischen Staaten sowie durch Vertreter sämtlicher deutscher Bäderver- 
bände rerstärkte «Ständige Ausschuß für die gesundheitlichen EinrichtUDgen 
in den deutschen Kur- und Badeorten*^ hat die an Kur- uhd Badeorte n 
stellenden Mindestforderungen einer erneuten Dnrchberatung unterzogen und 
sich dabei über die aus der Anlage hervorgcülienden Mindestforderungen geehiigt 

Ich ersuche ergebenst, auf die Durchführung dieser Forderungen, denen 
ich beitrete, in den Kur- und Badeorten des dortigen Bezirks gefälligst hm- 
zuwirken, soweit dies nicht schon bereits geschehen ist 

Gesundheitliolie Mindestforderungen fttr Kur- und Badeorte. 

Nach den Beschlüssen des ständigen Ausschusses für die gesundheitlichen Ein- 
richtungen in den deutschen Kur« und Badsorten vom 10. März 1905, S.De- 
zember 1905, 18. Oktober 1906 und 6. und 7. März 1907. 
In jedem Kur- und Badeort, welcher Fremde zum Gebrauche seker 
natürlichen oder ktlnstlichen Kurmittel einladet oder zuläßt, mag er sich Kur- 
oder Luftkurort, Sommerfrische oder sonstwie bezeichnen, erachtet der Ans- 
schuß die Erfüllung nachstehender Mindestforderungen für unerläßlich: 

1. Das Vorhandensein mindestens zweier geeigneter Isolierräume für die 
Aufnahme mit übertragbaren Krankheiten Behafteter sowie dbs Pflegers 
oder der Pflegerin. 

2. Das Vorhandensein eines isolierten Leichenraumes. 

3. Das Vorhandensein von Desinfektionsvorrichtangen und -Apparaten. 

4. Die Anwesenheit eines ausgebildeten Desinfektors am Orte. 

5. Aufstellung von Spucknäpfen, wo Kranke Terkehren. 

6. Sicherstellung ärztlicher Hilfe. 

7. Sicherstellung ausreichender Arzneiversorgung. 

8. Sicherstellung geschulter Krankenpflege. 

9. Möglichkeit, gutes Eis für Kranke zu erhalten. 

10. Gutes Trinkwasser in genügender Menge; zur Bichtschnur diene die «An- 
leitung für die Einrichtung, den Betrieb und die üeberwaohung Öffent- 
licher WasserForsorgungsanlagen, welche nicht ausschließlich tecmnischen 
Zwecken dienen*' (Beilage zu den Veröffentlichungen des Kais. Gesund^ 
heitsamtes 1906, Nr. 30). Jährlich mindestens einmalige BeVision; die 
Beseitigung der Flachbrunnen ist anzustreben. 

11. Einwandfreie Beseitigung der Abfallstoffe: Eäkalgruben sind zuverlässig 
abzudichten ; alljährUche Bevision der Abfallgruben. 



PortoablSsangsvermerk für die von den öiTentliehen BeslDfektorei 
an die bakteriologische Untersuchangsstelle gerichteten Sendungen mit 
Infektiösem Untersachnngsmaterial. Bescheid des Ministers der 
usw. Medizinalangelegenheiten vom 29. Januar 1908 — M. 
Nr. 15044 A. — an den Königl. Begier an gspräsidenten in Trier, allen übrigen 
KOnigL Begierungspräsidenten zur weiteren Veranlassung mitgeteilt. 
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Der Herr StaAtteekretir des Beichspostamtes hat sich damit einrer- 
standen erkl&rt, dafi die Ton den öffentlichen Desinfdrtoren an die Königlichen 
bakteriologischen Untersnchnngsanstalten gerichteten Sendungen mit infektiösem 
üntersnchnngsmaterial in das PortoablösongsTerfahren einbezogen werden. 
Voraiusetsnuiff hierbei ist, daß von den Desinfektoren für die Uebersendnng 
des Untersnchnngsmateriiüs Briefumschlags oder, sofern die uebersendnng in 
Paketen erfolgt, Paketadressen und Paketanfschriften benatzt werden, die mit 
dem Portoablösongsvermerk and dem Dienststempel der empfangenden bakterio- 
logischen Untersuchangsanstalt sowie mit der Torgedrackten Aaresse dieser Be- 
hörde Tcrsehen sind. 

Yersandgefftsse fOr infektitees Untersuehiingsmaterlal. Banderlaß 
des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 
13. Jan aar 1908 — M. Nr. 15004 — an sämtliche KOnigl. Begierangs- 
pr&sidenten« 

Die von der Firma F. and M Laatenschläger hierselbst, N. 24, 
Chansseestraße 92, zar Versendong Ton infektiösem untersuchnngsmaterial 
gelieferten Glasgef&ße haben sich in vereinzelten Fällen als za dttnn erwiesen. 
Die Firma hat sich bereit erklärt, die offensichtlich za dünnen Gefäße kosten- 
frei gegen stärkere amzataaschen. 

um ein Aaslaalen yon Untersachongsilflssigkeit mit größerer Sicherheit 
za ▼exhindem, erscheint es zweckmäßig, nach Füllang der Entnahmegefäße 
mnd am den anteren Schlaßrand des Deckeb der Blechhttlsen einen Streifen 
guten haltbaren Heftpflasters kleben za lassen. Die hierdarch erwachsenden 
geringfügigen Mehrkosten sind aas den fflr die medizinalpolizeilidien ünter- 
snchongen überwiesenen Mitteln za bestreiten. Bei etwaigen noch za liefernden 
Versanagefäßen werden seitens der Firma Laatenschläger geeignete Hef^ 
pflasterstreifen sogleich beigefügt werden. 

Dem geltend gemachten Wansche, die Holzklötze für die Versandgefäße 
so an verschmälem, daß die Sendangen sich in die Briefkastenöffnangen hin- 
einstecken lassen, hat aas Gründen der Haltbarkeit nicht Bechnibg getragen 
werden können. In der Praxis wird dieser Umstand aach wohl kaam m^- 
teilig empfanden werden, da sich ein Familienmitglied des Erkrankten in der 
Mehrzahl der Fälle leicht wird bereitfinden lassen, den rersandfertgen 
Brief aaf der Post abzageben, sofern dies nicht darch den Arzt sdbst ge- 
schehen kann. 

Die Zarücksendang der gereinigten and sterilisierten Geläße an die 
Ausgabestellen (Apotheken pp.) hat zar Yermeidang von Verzögerangen fortan 
ohne Vermittlang der Begierang direkt von den üntersachangsstellen aas za er- 
folgen. Za diesem Zwedce ist den Apothekenbesitzern, bei welchen Versand- 
gefäße lagern, za empfehlen, daß sie aaf den Briefamschlägen die Firma ihrer 
Apotheke pp. ersichtlich machen, damit die Qntersachongsstelle in jedem 
Falle weiß, woher das Yersandgefäß entnommen worden ist. 

Die Nachlieferang Ton Ersatzteilen wird im laafenden Etatsjahre wegen 
beschrankter Mittel nar in mäßigem Umfange erfolgen können. Mit der Firma 
JLantenschläger sind für diese Lieferangen die Inder Anlage angegebenen 
fifaiselpreise Tereinbart worden, um ersehen za können, welche Kosten darch 
die NushUeferan^en noch erwachsen, sind eriorderllchenfalls Anträge der frag- 
lichen Art bei mir eüizareichen. Wegen der Versandgefäße für das Etatsjahr 
1908 behalte ich mir die Entscheidang noch ror. 

O. Könln^eloli Sadtsen. 

Beaachrichtigang der ZlrilbehSrden über Benrlanbongea oder Ent* 
lassangen yon Militärpersonen^ die Träger ron Krankheitskeimen sind. 
Yerordnang des Ministeriams des Innern vom 28. Norember 
1907 an sämtliche Ereishaaptmannschaften. 

Zwischen dem Ministeriam des Innern and dem Kriegsministeriam ist 
Tereinbart worden, daß die Zivilbehörden militärischerseits über etwa erforder- 
lich werdende Bearlaabangen oder Entlassangen Ton solchen Unteroffizieren 
und Mannschaften, die im Anschlaß an ein gehäaftes Aaftreten einer anzeige* 
Pflichtigen übertragbaren Sarankheit in ihrem Trappenteil oder nach dem über- 
tragbaren Krankheit in ihrem Trappenteil oder nach dem üeberstehen einer 
derartigen Krankheit noch als Träger des Ansteckangsstoffes anzosehen sind, 
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benachrichtigt werden. Die Nachrichten Bind von der zuständigen militärischen 
Dienststelle an die Ortspolizeibehörde des Ortes zu richten, nach welchen die 
Benrlaabnng nsw. erfolgt Die OrtspolizeibehOrden haben die Bezirksftnte 
TOtt jedem diesbeztliglichen Falle umgehend zu benachrichtigen. 

Die Kieishanptmannschalten wollen dalttr Sorge tragen, daß die Orts- 
poUzeibehOrden und Bezirksftrzte Ton dieser VereinDarung Kenntnis erhalten 
und der Anordnung allenthalben nachgehen. 



I>. Könlfl^eioli i;Vllirtteiiil>e]*fir« 

Terkehr mit den Oeheimmitteln gleichgestellten StolTen. Verlttgnng 
des Ministeriums des Innern vom 22. Dezember 1907. 

Aul Qrund der Art. 28 a und 61 des Landespolizeistrafgesetzes Tom 
27. Dezember 1871 (Beg.-Bl. 8. 891), 4. JuU 1898 (Beg.-Bl. B. 148) wird nach- 
stehendes yeriftgt: 

g 1. Folgende Stoffe, welche als Heilmittel gegen Kranldieiten in Ver- 
kehr gebracht werden, sind den Geheimmitteln gleichgestellt: 

1. Audiphon Bemards (auch Audiphones inyisibles oder Unsichtbarer Audiphon 
Bemard) ; 

2. Yoltamittel insbesondere Yoltakreuze, Yoltasterne, Voltauhren, auch elektro- 

Silyanische Voltamittel oder einfache oder Doppel* oder große Yoltamittel); 
r. Sandens Elektrischer Gttrtel (auch Dr. Sandens Elektrischer 
Gttrtel Herkules); 

4. ElektroTitaliser von Dr. Friedrich L&szl6, Elektrotherapeutische Ordi- 
nation, Wien; 

5. das „Bruchheilmittel'^ Ton Job. Wdhrle in Friedrichshafen. 

§ 2. Die Öffentliche Ankündigung der in § 1 aufgeftthrten Stoffe ist 
Terboten. 

Der Öffentlichen Ankttndiffung der Stoffe steht es gleich, wenn in Öffent- 
lichen Ankttndigungen auf Druduchriften oder sonstige Mittel verwiesen wird, 
welche eine Anpreisung der bezeichneten Stoffe enthalten. 

§ 8. Die YerUkgungen des Ministeriums des Innern, betr. das Yerbot 
der Öffentlichen Ankündigung des Audiphon Bemards und der Yoltamittel, 
Tom 4. November 1903 (Beg.-BL S. 509), 

das Yerbot der Öffentlichen Ankündigung von D.* Sandens Elektrischem 
Gttrtel vom 22. März 1906 (Beg.-Bl. S. 96) und 

das Yerbot der Öffentlichen Ankündigung des Elektrovitalizers und anderer 
ähnlicher Mittel vom 2. Mai 1906 (Beg.-BL S. 185) treten als durch die 
gegenwärtige Yerfttgung ersetzt außer Geltung. 



X2« Ox*o«MbLejr2£0||^tuiii Badeiu 

Bekättpfong der Tuberkulose. Yerfttgung des Ministeriums 
des Innern vom 18. Januar 1908 an sämtliche Beairksärzte. 

Durch die mit Erlaß vom 15. April 1905 — Nr. 10222 — angeordneten 
Erhebungen wurden in 12 Bezirken des Landes 24 Fälle von Entertnberkulose 
festgestdUt; Fälle, in denen eine üebertragung der Tubericulose auf Menschen 
angenommen werden konnte, wurden nicht ermittelt, wohl aber befinden sich 
unter den dem KaiserL Gesundheitsamt mitgeteilten Fällen einige, welche dne 
weitere Beobachtung als wttnschenswert erscheinen lassen. 

Auch legt das Eaiserl. Gesundhdteamt Wert darauf, daß auch in Zu- 
kunft etwaige weitere Fälle Ortlichen und zeitlichen Zusammentreffens von 
Eutertuberkulose und tuberkulöser Erkrankung von Menschen bei Genuß aa- 
steckungsverdächtiger Milch, die sich entweder zur bakteriologischen Unter- 
suchung oder zur weiteren ärztlichen Beobachtung eignen, mitgeteilt werden. 

Wir veranlassen daher die Großherzoglichen Bezirlsärzte, in weiterem 
Benehmen mit den Bezirkstierärzten und den praktischen Aerzten sowie den 
praktischen Tierärzten die in dem erwähnten Erlasse angeordneten Erhebungen 
bis auf weiteres fortzusetzen und dem Kaiserlichen Gesundheitsamt bei Er- 
mittelung etwaiger verdächtiger Fälle auch kttnftighin Mitteilung zu machen. 

Ueber das Gesamtergebnis der Erhebungen ist seiner Zok in dem fttr 
die Jahre 1908/1909 zu erstattenden Jahresbericht zu berichten. 

Yerantwortl. Redakteur: Dr. Rap mnnd, Reg.- n. Geh. Med.-Rat in Minden t W. 
J. (X C. Bnmf, F^TxogL SlchiL a. F. Sek-L. IIofbnclLdrack«r«i ir Mlnd«^^ 



EecMsprecliimg und Mefliziiial- 
Gresetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal- Beamte. 
Nf. §. 5. März. 1908. 



Rechtsprechung. 

FahrlSssigkeit eines Apothekers durch Al^be einer Iklsehen Annei 
Infolge Unleserliehkeit des Beseptes. urteil des preuß. Kammez«' 
gerlchts (I. Str.-S.) rom 6. Februar 1908. 

Das Landgericht hat den Begriff der ünleserlichkeit im Sinne der Apo* 
theken- Betriebsordnung nicht rechtsirrig aufgefaßt, wenn es mit ihm auch in 
dem Falle rechnet, daß der Wortlaut des Bezeptes nicht mit Sicherheit fest- 
gestellt werden kann^). Ein fahrlässiges Verhalten des Angeklagten wird 
an sich femer nicht dadurch ausgeschlossen, falls man ein verschulden des 
Ausstellers des Bezeptes annehmen wollte. Gleichwohl muß das Vorderurteii 
mufgehoben und die Sache an das Landgericht zurttckrerwiesen werden. Da 
§ 8ä, Abs. 8 der Apotheken •Betriebsordnung nur solche Verordnungen im 
Auge hat, bei denen es sich um die Anfertigung eines Bezeptes, die Herstel- 
lung eines Mittels nach den Tom Arzt angegebenen Bestandteilen handelt, so 
daß die Bestimmung keine Anwendung findet, wenn die Abgabe yon Artikeln 
in Frage steht, die in Apothekan zur Abgabe fertig vorrätig gehalten werden 
dürfen. Es muß daher noch geprüft werden, ob der Angeklagte trotzdem 
fahrlässig gehandelt hat, indem er, ohne sich zuvor bei dem betreffenden 
Ante zu erkundigen, Formalin abgegeben hat. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

Berechnitng Srzüleher Gebühren bei Wegen nach über 8 km von 
der Grenze des Ortes und nicht unter 8 km von der Wolinung des Arztes. 
Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 
22. Januarl908 — M. 4268 — an sämtliche Herren Reiadrunffspräsidenten. 

Nach Position 11 A 20 der Gebührenordnung vom 16. Mu 1906 findet 
die Entschädigung für die durch die Zurücklegung des Weges bedingte Zeit- 
versäumnis i,m den Fällen der Nr. 18* statt m. 18 dt. bezeichnet als ihr 
Anwendungsgebiet ganz allgemein die Fälle, in denen „sidi der Kranke außer* 
halb des Wohnortes des Arates, und zwar nicht unter 1 km von der Grenze 
desselben und nicht unter 2 km von der Wohnung des Arztes entfernt befindet* 
Hiernach liegt kein Anlaß vor, aus dem Hinweis auf Nr. 18 in Nr. 20 zu 
folgern, daß die Entschädigung für die durch die Zurücklegung des Weges 
beungte Zeitversäumnis auf Fälle beschränkt sei, in denen die Beise mit 
Fuhrwerk gemacht wird. Auch würde es an jedem inneren Grunde für eine 
derartige Beschränkung fehlen, da der Zeitverlust für den Arzt ganz das 
Gleiche bedeutet, ohne Unterschied, ob er die Zeit auf der Eisenbahn oder auf 
dem Landwege zubringt. 

Verweninng von Sallzvlslnre zur Konservlennig von Nnhrnngs- nnd 
OennsiBlttelB. Erlaß des Ministers der usw. Mediainalangele- 



^) Neben einer Salbe war ,rFurunknlin* in Originalpackung verordaet« aber 
dieses Wort so undeutlich gesdirieben. daß es tatsächuch aidit leserlich war. 
Trotzdem hatte des Apoth^er, der uFormalin* gelesen haben wollte, 100 gr 
Formalin abgegeben, ohne zuvorige Bückfrage bei dem. Arzte. Die Folge 
daveo waren eine Verbrennung der Mundhühle nnd schwere Verdauungs- 
störungen bei dem betreffenden Kranken. 
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genheiten Tom 8. Februar 1908 — M. Nr. 5809 — an B&mtliche 
KOnIgl. Begierangspr&sidenten. 

Euerer Hocbwoblgeboren übersende icb beifolgend Abfcbrift des anter 
dem 9. Januar d. J. von der Wissenschaftlieben Deputation für das Medisinai- 
wesen ftber die Verwendung yon Salisyls&ore zur KonserTierang yon Nabrongs- 
und Gtoußmitteln erstatteten Gutachtens, sowie eines den gleichen Gegenstand 
behandelnden Erkenntnisses des Reichsgerichts yom 8. Juli 1906^) sur Kenntnis 
und mit dem Ersuchen ergebenst, die mit der Nahrungsmittelkontrolle befaßtoi 
Behörden und Sacbyerständigen darauf hinzuweisen. 

Qutaoliten. 

Berlin, den 9. Januar 1908. 

Euere Exzellenz haben der Wissenschaftlichen Deputation fftr das 
Medizinalwesen die Frage yorgelegt, ob Grftnde zur Abänderung des frtlher 
erstatteten Gutachtens betreffs der Verwendung yon Salizylsäure oder ihrer 
Verbindungen für Eonseryiernngszwecke yorliegen. 

Anregung zu dieser erneuten Behandlung der Angelegenheit ist eine 
Anfrage des Vorstehers einer städtischen üntersuchunffsansUlt, der zu erfahren 
wtUuM^t, ob die Deputation heute für die Verwendung der Salizylsäure ein 
günstigeres Gutachten abgäbe. 

Das Obergutachten der Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinal- 
wesen ist unter dem 17. Februar 1904 erstattet worden. M. 5759 (XIV. Gen. 
12—11). Bezüglich der Gesundheitsschädlichkeit der Salizylsäure war auf Grand 
der damals n^hgemesenen nachteiligen Wirkungen der Salizylsäure bis herab 
SU Dosen yon 1,5 g pro Tag darauf hingewiesen worden, daß auch noch 
kleinere Mengen sich bei Leuten mit kranken oder empfindlichen Nieren be- 
sonders im Emdesalter schädlich erweisen könnten und daß bei kleinen aber 
regelmäßig wiederholten Dosen nicht mit Sicherheit krankmachende Folgen 
auszuschließen seien. Besonders wurde der Umstand betont, daß gerade Fradit- 
säfte yon sehr yielen Menschen, yon Erwachsenen wie Eindern regelmäßig 
täglich getriuiken und Eranken und Gesunden ärztlich yerordnet weiden. 
Solche Nahrungsmittel seien also besonders yor Znsätzen, die gesundheitlich 
als nicht gänzlich einwandfrei gelten können, zu schützen. 

Mit Salizylsäure yersetzte Fruchtsäfte seien als yerfälschte anzusehen, 
weil die Ware durch Zusetzen eines fremden nicht unschädlichen Stoffes eine 
äußerlich nicht erkennbare Verschlechterung erfahren habe. 

Auf den gleichen Standpunkt hatte sich schon früher eine ins Kaiser- 
liche Gesundheitsamt berufene Versammlung deutscher Nahcungsmittelchemiker 
gestellt. 

Die wissenschaftliche Deputation für das Medizinalwesen hat also, nach 
Lage der Dinge yon lUlgemeinen Gesichtspunkten ausgehend, die Verwendung 
der Salizylsäure als unzulässig ausgesprochen und sich yersagen müssen, eine 
scharfe Begrenzung derjenigen Dosen, welche etwa als absolut unschädlich 
anzusehen seien, yorzunehmen. 

Seit dem Jahre 1904 ist die Frage der Zulässigkeit der Verwendung 
der Salizylsäure als Eonseryierungsmittel yon mehreren Seiten einer emeaten 
Prüfung unterzogen werden. 

Zunächst ist das Gutachten des Medizinalkomites der Eönigliehen 
Uniyersität WtUrzburg yom 26. Oktober 1904 zu erwähnen, das ausgehend von 
der Beurteilung eines Falles yon salizyliertem Zitronensaft ein yöUiges Verbot 
der NahrungsiutteLkonseryierung durch Salizylsäure für geboten hidt. 

Im gegenteiligen Sinne sucht eine Agitation des Vereins deutscher 
Fruchtsaftpresser die Zulässigkeit der Salizylierung für ihre Waren zu erreichen 
und hat zu diesem Behufe eine Broschüre „Die Salizylsäure als Eon- 
seryierungsmittel für Fruchtsäfte^ ausarbeiten lassen, die an sich 
nicht Gegenständ einer wissenschaftlichen Erörterung sein kann, aber Gutachten 
zweier Aerzte enthält, welche Erwähnung finden sollen. 



>) Bereits yeröffentUcht in BeUage zu Nr. 1 der Zeitschrift f. Medizinal- 
beamte; 1907, S. 1. 
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Das eise rtthrt Ton Professor Filehne in Breslnn her. Dessen Fesi* 
Btellungen beziehen sich aal Tierezperimente, wie solche auch tob anderen 
Seiten schon ansgeftthrt worden sind nnd brinf^en keine wesentiich nenen Er- 
gebnisse. Ein iweites Gatachten ist von dem Pri?atdozenten Prof. Dr. Ferdi* 
nand Blamenthal, Vorsteher des Laboratoriams der L Medisinischen 
Uniyersitatslüünik und Oberarzt am Königlichen Charit6-Krankenhaase, am 
25. Februar 1905 im Auftrage der Frachtsaftpresser ausgeführt worden. Der- 
selbe hat nach seiner Angabe an einer größeren Anzahl Ton Patienten Versuche 
ausgeführt, in denen er den Fruchtsfiften, welche den Patienten verordnet 
waren, Sauzyls&ure zusetzte. Das Ergebnis dieser Versuche, bei denen bis 
^fi S[ täglich an Salizyls&ure an 23 Patienten yerabreicht wurden, l&ßt nach 
der Auffassung des Herrn B. keinerlei schädliche Wirkungen auffinden. Vor 
allem wurde auf das Auftreten von Eiweiß im Harn geachtet. Auch Nieren- 
kranken wurde Salizylsäure gegeben, ohne daß das Eiweiß im Harn zugenommen 
haben solL 

Vor kurzem hat Ehr mann (1907) in einer auswärtigen Klinik an mehr 
als 100 Patienten täglich 5 g Salizylsäure yerabreicht und bei sehr wenigen 
der normalen Individuen Eiweiß auftreten sehen, das aber sogar dann am 
nächsten oder übernächsten Tage schwand; auch bei gleichmäßig fortgesetzten 
Dosen fand er meist kein Eiweiß, nur in einem Falle war andauernd Eiwdfl- 
ausscheidung vorhanden und schwand erst nach Sistierung der Salizylzufnhr. 
Neben Eiweiß fanden sich noch andere Eigentümlichkeiten des Harns, auf die 
nicht weiter eingegangen werden solL 

Bei Personen, welche nach Salizylsäuregaben Eiweißausschddnng sefgen, 
wiederholt sich diese Erscheinung, wenn Salizylsäure in Intervallen verab- 
reicht wird. 

Von Seiten der deutschen Botschaft in Wasliington ist an den Herrn 
Beichskanzler ein Bericht des dortigen Bureaus des Ackerbau- Departements zu 
Washington von Prof. Wiley übermittelt worden, in welchem die Salizyl- 
säurefrage durch längere Dauerversuche mit täglichen Dosen von 0,2—2,0 g 
und speziell mit Bücksicht auf die Eonservierungsfrage geprüft worden ist. 
Aus diesen Versuchen mit Salizylsäure und Salizylaten geht hervor, daß ihr 
Gebrauch ein Sinken des Körpergewichts, also eine Störung des Stoffwechsels 
zur Folge hat Bei einigen Personen ist auch eine vermehrte Eiweißaus- 
scheidung gesehen worden, ebenso die Zunahme geformter Elemente im Harn. 
Der Bericht kommt zu einer Ablehnung der Salizylsäure als Konservierungs- 
mittel. Der Berichterstatter meint weiter, die Benutzung der Salizylsäure und 
Salizylate führe zur Nachlässigkeit in der Eeinlichkeit bei der Herstellung 
der Nahrungsmittel. Der langdauemde Konsum kleiner Quantitäten Salizyl- 
säure wird als schädlich angesehen. 

Die Konservierungsfrage mit Salizylsäure stand auch auf dem Arbeits- 
programm des XIV. internationalen Kongresses für Hygiene, September 1907. 
JOie Beferenten kamen zu dem Schlüsse, daß, wenn auch £e Sfdizylsäure in 
Früchten sehr weit verbreitet vorkomme, daraus die Zulässigkeit derselben 
zum Zwecke der Konserviernng nicht abgeleitet werden könne. Wenn auch 
anderseits die allgemeine Schädlichkeit kleiner Dosen Salizylsäure bis jetzt 
schlagend nicht zu beweisen sei, so müsse man ihre besondere Schädlich- 
keit für Nierenkranke bei der Häufigkeit leichter unbeachteter Nierenerkran- 
kungen bei der hygienischen Beurteüung im Auge behalten. 

Aus dem bisher Gesagten kann man entnehmen, daß der Standpunkt, 
den die wissenschaftliche Deputation ftkr das Medizinalwesen schon im Jahre 
1904 eingenommen hat, keineswegs zum Vorteil der Salizylsäure verrückt 
worden ist 

Die der Salisylsäoie günstige Deutung der Ergebnisse mancher Autoren 
beruht wesentlich, in der unoerechtigten Voistellung von dem Grade der üup 
•chädlichkeit, den man bei einem allgemeb verwendbaren Konservierungsmittel 
zu stellen hat Manche glauben dn günstiges urteil abgeben zu müssen, 
wenn nur in wenigen Fällen bei kleinen Dosen noch Nachtefle und Störungen 
auftreten. Diese Auffassung ist aber sachlich nicht berechtigt, wie sieh auch 
aus den später noch zu erwähnenden Bechtsentschddungen ergibt Widev* 
sprechende Ergebnisse bei Experimenten müssen an sich um so häufiger werden. 
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je kidner die abeolnten Dosen sind, mit denen man experimentiert nnd je ge- 
ringer die Zahl der nntersnditen Personen ist. 

Eine mathematisch genaue Trennong zwischen söhftdUchen einenetts 
nnd TOliig nnsch&dlichen Dosen anderseits gibt es in der belebten Welt bei 
keinem Gilt und keinem Desinfektionsmittel. 

Mit der Verringernng der Dosen eines Giftes gewinnen diejenigen um- 
stände, die man als zufallige begünstigende Faktoren oder als indiTidnelle 
Eigentttmlichkeiten bezeichnen maß, das üebergewicht. Man mtiflte daher bei 
absteigenden Dosen auch eine steigende Zahl yon Versnchspersonen yerwenden, 
nm mit Wahrscheinlichkeit das richtige Verh&ltnis der AbschwSchung der 
Wirkung herauszufinden. Werden nur wenig umfangreiche Versuchsrdhen an- 
gestellt, so können dem einen Experimentator giftempfibgüche, dem anderen 
giftunempfängliche Personen in die Hand kommen. Die optimalen Verhftli- 
nisse einer G^wirkung sind überhaupt die selteneren, nur bei diesen aber 
werden Gifte in großer Verdflnnung noch die Wahrscheinlichkeit des Erfcdgei 
lükben. Sine schädigende Wirkung, die mit Sicherheit schon zu erweisen ist, 
wenn man mit 10 und 20 Personen experimentiert, ist vom Standpunkt einei 
fflr die Volksernahrung benutzten KonserTierunffsmittels eine enorme. 

Auf dem Wege der absoluten Grenzbestunmung ist also a priori kein 
richtiges Resultat zu errdchen, jedenfalls berechtigen uns negatiy yerlaufende 
Versudie neben positiyen Befunden zu kdnem Zweifel an dem Werte der 
letzteren. 

Das ü. St. Agrikultur -Departement hat mit andern Methoden als die 
frttheren Beobachter gearbeitet und daher auch neue Ergebnisse erzielt 
Vielleicht gibt uns die Wissenschaft noch weitere Mittel an die Hand, um die 
bis jetzt noch garnicht in Angriff genommenen chronischen Wirkungen näher 
zu yerfolgen. Die Beobachtung yon Goodbady, betreffend die langsame 
Ausscheidung der Salizylsäure aus dem KOrper, die sich auf 16 Tage erstrecke! 
soll, könnte als eine solche Stütze fflr die Annahme der Wirksamkeit kleiner, 
aber lange Zeit yerabreichter Salizyldosen erscheinen. Die Verdflnnung der 
Salizylsäure wäre dann zwar eine Sicherung gegen irgendwelche Aetzwirkiugea, 
nicht aber eine Garantie fflr die ünschälichkeit in anderer Bichtung ilirer 
toxischen Funktionen. 

Die wissenschaftliche Deputation fflr das Medizinalwesen hat den Stand- 
punkt yertreten, daß auch dann, wenn in einzelnen Fällen durch ein Kon- 
seryierungsmittel eine Schädigung anzunehmen ist, dies ein Grund zur Stellung- 
nahme gegen ein derartiges Mittel sei. Dies ist durchaus auch die Auffassung 
der Jud&atur des Beichsgerichts. Eine Schädlichkeit kann nicht schon deshalb 
yemeint werden, weil eine solche in der Begel fehlt. 

§ 12 des Nahrungsmittelgesetzes setzt nicht eine unbedingte Schäd- 
lichkeit yoraus, sondern nur eine Gefährdung, ja selbst auch da noch, wo erst 
ein fortgesetzter Gebrauch dazu fflhren konnte. 

Die auch neuerdings festgestellten Tatsachen geben also keinen An- 
laß, das frflhere urteil der wissenschaftliichen Deputation 
fflr das Medizinalwesen betreffend die Salizylsäure zu yer- 
ändern, abzuschwächen oder aufzuheben. Es wäre unter den ge- 
gebenen umständen yOUig unzutreffend, wenn Preußen einen Standpunkt, den 
es im Interesse des VolkBWohles auf dem Gebiete des Nahrungsmittelwesens 
angenommen hat, aufgeben wollte. 

Das Gutachten der Wissenschaftlichen Deputation fflr das Medizinal- 
wesen ist sehr eingehend yon Geheimrat Franz Hofmann in Leipzig unter 
dem 80. August 1905 gelegentlich einer Strafsache, betreffend Salizylsäurezusati 
zu Zitronensaft angegriffen worden. Sowohl die Persönlichkeit des Verfassers, 
als die Art der Argumente zwingen uns auf diese Schrift näher dnzugehen. 
Prof. Hof mann bemängelt zun&hst den umstand, daß die WissenschafUidie 
D^utation fflr das Medizinalwesen zwar die Salizylsäure fflr gesundheits- 
schädlich hält, aber kleine Mengen yon Salizylsäure doch nur als dne 
Verfälschung ansehe. Die Stellungnahme der Wissenschaftlichen Deputation 
fflr das Medizinalwesen bedingt aber keinen Widerspruch. Die Wissemchaft- 
Uehe Deputation fflf das Medizinalwesen konnte sich auf einen strikten Nach- 
weis einer Schädlichkeitsgrenze nicht einlassen, weil dafflr die Grundlagen 
fehlten; sie mußte das.^non liquet** in dieser Hiapicht aussprechen; sie konnte 
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nm der Veimiiiiug Baum gei>eBf es mOditeii auch bei klefaiea Dosoi luter 
begtimmten Y erhUtnissen schidiiche WiikoBgen 8ich geltend oiaeheB. Sie war 
abo nur ia der Lage, in dem Zusätze eines solchen Stoffes etwas m sehm, 
was der allgemeitten Auffassung nach, eben nicht als ein erwttnsohter Bestand- 
teil eines Frachtsaftes angesehen werden konnte. Sie befindet sich anch in 
dieser Hinsicht des E&lschnngsbegriffs dnrclianB im Binklaag mit den Ent- 
scheidangen des Beichsgerichts. Nach diesen liegt eine Tänsdning auch vor, 
wo eine innere Verschlechtemng gegeben ist; es ist Salizyls&nre für Fracht- 
B&fte weder erforderlich, noch auch ftblich. Beim Begriff der Taoschang 
kommt es nur darauf an, was das Publikum als normale Besdiafienheit 
Toraossetzt Wenn also dies salisyliertes Bier f ttr sclilechter hält als das nicht 
salisylierte, so erh&lt es mit ersterem ein Produkt, das eine Täuschung her- 
Torruftl 

Prof. Hof mann gibt über die Grenzen der ZnlSssigkeit äer Salizyl- 
säure sdbst keine strikte Auskunft; man könnte zur Vermutung kommen, als 
iMse er noch 1—3 g täglich als erlaubte Dosen zu. In dieser Hinsicht ver- 
weisen wir auf das oben Gesagte, als genügenden Beweis, AbA auch kleinere 
Mengen nachteilig wirken können. 

Besonders betont wird durch Hof mann der Umstand, daß die prak- 
tische Erfahrung bisher keine Vergiftungen oder Schädigungen durch 
Salizylsäure zu Tage gefördert hätte. Demgegenüber läßt sich bemerken, daß 
diese praktische Erfahrung uns häufig auch doit im Stiche läßt, wo selbst 
größere Dosen eines Medikaments yerabreicht werden. Den besten Beweis, 
wie schwer es ist, durch einfache Beobachtung yon Fall zu Fall die Schäd- 
lichkdton aufzufinden, bietet gerade die Salizylsäure in typischer Weise. Fast 
dreißig Jahre lang hat es g^auert, bis man auf rerschiedene unangenehme 
Nebenwirkungen der Salizylsäure bei arzneilichen Gaben gestoßen und zu 
immer kleineren Dosen in der Verwendung bei Krankheitsfällen gelangt ist. 

Da wäre also nicht von den medizineilen Dosen in praktischer Erfalirung 
wohl noch weniger eine Wirkung aufzufinden, ja schon deshalb, weil man im 
allgemeinen, und selbst auch ein Hausarzt garnicht ahnen kann, unter welchem 
Deckmantel Salizylsäure dem Eöroer einverleibt wird. Ja, man kann nicht 
einmal mit Bestimmtheit sagen, daß auch da, wo man Salizylsäure in ideinen 
Mengen einem Nahrungsmittal zugibt, diese auch in unveränderter Kenge 
weiter besteht. 

um die Wirkungen ideinster Salyzylsäuremengen in dem noch unvoll- 
Jcommenden umfang unseres heutigen Wissens festzustellen, dazu gehört eine 
genaue sorgfältige Analyse des Harns und des Stoffwechsels. Derartige Nach- 
weise sind nicht durch eine mehr oder weniger oberflächliche Emperie zu er- 
bringen. Heute, wo man we^, daß Nierenerscheinungen durch Salizylsäure 
yerscblechtert werden können, wird man vielleicht in praxi sich öfter daran 
xa erinnern haben, ob nicht Salizylsäure die Ursache der Versdileohterung 
des Zustandes ist, aber bislang hat uns die Empirie diese Erkenntnis nicht 
gebracht 

Im übrigen möchten wir ganz generell bemerken, daß der früher so oft 
vertretene Gesichtspunkt, man solle die Benutzung von Konservierungsmitteln 
doch unbedingt so lange gewähren lassen, bis nachweisbare Schädigungen in 
der Praxis sich aufdrängen, durchaus nicht den Anschauungen der Wissen- 
schafUichen Deputation für das Medizinalwesen entspricht. Leider steht es 
in der Nahrangsmittelindustrie wirklich mit vielen Konservierungsmitteln so, 
daß sie in der Tat beliebig angewendet werden können, bis eben ihre schädliche 
Natur erwiesen wird. 

Die Schädlichkeit zn beweisen fällt schwer, denn die Beibringunff be- 
weisender Grundlagen erfordert oft jahrelange Arbeit, wie gerade auch die 
Salizylsäure zeigt. Inzwischen, bis zum Erlaß eines Verbotes haben die 
Fabrikanten eines solchen Mittels längst ihre kaufmännischen Erfolge geerntet. 
Gerade in diesen Verhältnissen liegt der wundeste Punkt unserer Nährungs- 
mittelgesetzgebung. Es ist dies schon mehrfach betont worden und auch 
bei defi Verhandlungen des internationalen Kongresses zum Ausdruck ge- 
kommen. 

Im Nahrungsmittelgesetz muß der Geist einer Prophylaxe soweit als mög* 
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lieh snm Dorehbrach kommen. Zarzeit ist Jede Person dem Experimente fireige- 
gebcHB, da Jeder Nahrnngsmittelprodozent seinen Prodnkten einrDesinf ektionsmittd 
zusetzen kann und allerdings auf eigenes Bisiko •— aber schließlich noch mehr 
auf Bisiko der Konsumenten — proben darf, ob es sich gesundheitlich bew&hrt. 

Diesem üebelstande kann prinzipiell nur dadurch abgeholfen werden^ 
daß Eonseryiemngsmittel bei der Behörde angemeldet werden müssen und erst 
dann zulässig sind, wenn genügend Beweise ihrer Unschädlichkeit beigebraeht 
werden. Bei Erörterung der Frage eines Verbotes eines Konservierungsmittels 
kommt auch die weitere Erwägung, ob der gewollte Zweck nicht auch auf 
andere völlig unschädliche Weise erzielt werden kann, ausschlaggebend in Be- 
tracht. Prof. Hof mann legt anscheinend hierauf ein ganz besonderes Ge- 
wicht; er hält aber für bewiesen, daß die Salizylsäure für Fruchtsäfte und 
dergl. unentbehrlich seL Die Wissenschaftliche Deputation für das MediziBal- 
wesen ist nicht in der Lage, diesem Urteil beizutreten. Was zunächst die 
Herstellung solcher Konserven im Hausbetriebe anlangt, so steht man auch 
heute noch in weitesten Kreisen auf dem Standpunkte, das man ohne die 
Salizylsäure auskommt Viele Kochbücher erwähnen auch heute noch nicht 
den Gebrauch der Salizylsäure und diejenigen, welche ihn erwähnen, sind noch 
kein Beweis dafür, daß es ohne die Beklame der Salizylsäureliteratur, auf 
eigene Beobachtung hin geschehen seL 

Bei der Agitation zugunsten der Salizylsäure wird immer geltend ge* 
macht, f ür den G r ß b e t r i e b sei sie unentbehrlich und unersetzlich geworden. 
Das wäre für die Entscheidung in dieser Angelegenheit sehr schwerwiegend. 
Die Sache kann aber damit nicht als erledigt angesehen werden, daß die 
Interessentengruppe die Unentbehrlichkeit der Salizylsäure proklamiert. Ein 

fenügendes Argument kann auch nicht in der bereits bestehenden Häufigkeit 
er Anwendung dieses Mittels gesehen werden, da Beklame einerseits, Nach- 
ahmungssucht anderseits unberechenbare Momente für die Verbreitung solcher 
Mittel darstellen. 

Man hat die Anwendung der Salizylsäure als Zusatz zu Kaviar in 
Buffland nicht gekannt, bis Handlungsreisende dieses Mittel durch Empfehlung 
seiner angeblichen unentbehrlichen Wirkung dorthin verpflanzt haben. Häufig 
genug ist eine einfache Anpreisung solcher Mittel hinreichend, sie in die 
weitesten Kreise einzuführen. Prof. Hof mann hat die Behauptung der 
Fruohtsaftpresser, Salizylsäure sei notwendig, nicht näher geprüft, sondern als 
wahr angenommen. 

Wir beehren uns, hierzu folgendes zu bemerken: 

1. Die Annahme, daß Salizylsäure unentbehrlich ist, wird widerlegt 
durch die frühere Herstellung des Fruchtsaftes ohne ein chemisches Konser- 
vierungsmittel, wie sie auch heute noch sehr ausgedehnt im Gebrauch ist. 

2. Femer wird sie widerlegt durch die Aussagen anderer Interessenten, 
die in der Benutzung von Salizylsäure sogar eine Wert Verminderung 
des Produktes sehen. In einer den Akten beiliegenden Aeußerung heifit 
es: „Die Salizylsäurekonservierung bedingt nicht so sehr sorgfältige Pflege, 
verursacht aber im Safte schon nach kurzer Zeit einen unangenehmen brenz- 
üchen, nach längerer Zeit einen unangenehmen Karbolgeschmack.*^ 

3. Ein Beweis für die ünersetzlichkeit der Salizylsäure wird durch 
nähere kontrollierbare Angaben und einen Einblick in die Produktionsverfahren, 
bei denen sie unersetzlich sein soll, von den Interessenten nirgendwo geboten. 
Mangels solcher konkreter Angaben lassen sich die vermeintlichen Vorzüge 
der SaUzylsäure weder von selten des Nahrungsmittelchemikers, noch auch von 
Hygienikern prüfen. 

4. Für die Herstellung der Fruchtsäfte ist durch den Zusatz des Zuckers, 
femer durch das Zugeständnis eines mäßigen Alkoholzusatzes genügende Mög- 
lichkeit für Konservierung gelassen. 

5. Die Behauptung, daß Wärme zur Konservierung nicht anwendbar 
sei, ist allgemein insofem unrichtig, als ja in den meisten Fällen bei Zucker- 
zusatz eine &hitzung des Saftes mit dem Zucker erfahrungsgemäß vorge- 
nommen wird. Für Zitronensaft, der keinen Zusatz von Zacker erfährt, wd 
behauptet, er vertrage die Wärme nicht, weil er sich dabei gelb färbe. Diese 
iöigabe ist irreführend und offenbar nicht näher nachgeprüft worden, auch 
von Prof. Hof mann nicht. Eine t>elbfärbung des Saftes tritt durch Alkalien 
ein, ein einfaches Aufkochen färbt nicht gelb. Im übrigen braucht man beim 
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Zitronentalt so wenig wie bei Bier und Wein Iflr den Export eine Sterilisiening 
Torzonehmen, die Pftstenrisiening reicht vollkommen ans. Der Nachweis, daß 
Pasteorisieren den Zitronensaft in der Farbe nnyer&ndert l&ßt, ist dorch einen 
dnfachen Versach za' erbringen. Daß dabei kleine Qaantit&ten Eiweiß ans* 
fallen, ist um so weniger yon Belang, als Ohne dies nicht alle Stoffe, die sich 
im Bohsaft finden, in das Handelsprodnkt übergehen nnd bei Oebranch der 
Sslixylsiare gleichfalls EiweißfÜlnngen heryorgernfen werden. 

6. Der Vorzog des Saljsyls&nresnsatses, der sich nach Prof. Hof mann 
darui äußern soll, daß die einmal in Oebranch genommenen Konseryen weniger 
schimmeln, besteht in Wirklichkeit überhaupt nicht. Sieht man doch gesät- 
tigte Lösungen yon Salizylsäure, die noch sonst einige Nährstoffe enthalten, 
bei Stehen an der Luft ohne weiteres mit üppigen Schimmelbildunffcn sich 
bededcen. Da die Eonseryw angeblich nur V« ^o' gesättigten Salizylsäure 
entsprechen^ so erledigt sich der angebliche Schutz gegen Yerschimmelung 
nach Oeffnen der Gefäße ohne weiteres. 

Die Salizylsäure Ist also keineswegs fftr die Konseryierung unentbehr- 
lich, noch auch hat sie für den Konsumenten beim Gebrauch des Fruchtsaltes 
den behaupteten Vorteil. 

Da genaue Angaben über die wirklichen Gründe der Bevorzugung der 
Salizylsäure fehlen und objektive Vorteile nicht zu finden sind, wird man ge- 
drängt, in dem kaufmännischen Gewinne den Zweck des Streites um die Sa- 
lizylsäure zu sehen. Der Preisunterschied der Alkoholkonservierung und der 
Salisylierung ist in der Tat so erheblich, daß dies ein wesentlidies Moment 
fftr die SaUzylsäureagitation bieten muß. Nebenbei aber kommt jedenfalls 
auch die bequemere Arbeit in Betracht, da man sich wegen der konservierenden 
Wirkung nicht allzusehr zu beeilen braucht. Von verschiedenen Seiten wird 
betont, daß an die Beinlichkeit im Betrieb bei der Salisylierung viel geringere 
Anforderungen gestellt werden, als ohne dieses HilfsmitteL Die Salizylsäure 
hat bei Flelschwaren ganz zweifellos die Fälligkeit, einen gewissen Grad yon 
üblen Geruch noch zu verdecken. In der Fruchtsaftpresserei kommen auch 
verdorbene Früchte und minderwertiges Material vor, bei der Nachpresse 
der ausgepreßten und wieder mit Wasser versetzten Früdite (Nachpresse) 
liegt die Möglichkeit des Verderbens dts Materials nahe. In diesen Fällen 
kann die Salizylierung, die ja auch nach Bedarf wiederholt vorgenommen 
werden kann, wichtige, für den Eonsumenten aber wen^er erfreuliche Dienste 
leisten. 

Die Salizylsäure als Desinfektionsmittel wird vielfach ganz überschätzt, 
nach Angabe der Fruchtsaftinteressenten sollen 50 g Salizylsäure auf 100 1 
Bohsaft SS Ofi g pro Liter zu einer mehrjährigen Konservierung hinreichen. 
In Milch kann man selbst mit dem Mehrfachen der obigen Dose eine wirldidie 
Sterilisierung nicht erreichen. Auch wachsen Schimmelpilze unter geeigneten 
Umständen auf gesättigten Salizylsäurelösungen. Die Eohstoffe können also 
dorch die kleineren Salizylsäuregaben nicht desinfiziert werden, sondern es 
wird höchstens eine mehr jeder minder starke Entwicklungshemmung herbed- 
geführt. Man sieht außerdem eine Veränderung der Bakterienflora sich aus- 
bilden, wodurch der natürliche Gang der Zersetzung In andere, uns unbekannte 
Bahnen gelenkt wird. Selbst wenn es zu einer vollkommenen Wachstums- 
hemmung kommt, so ist damit noch nicht die Aufhebung jedes Einflusses auf 
die Mikroorganismen bewiesen. 0,1 Voq Salisybäure hebt die Sprossung der 
Hefe auf, aber nicht die Gärung. Hemmung der Entwicklung der Milchsäure- 
bakterien verhindert noch nicht das langsame Säuren der Milch. Ja, es ist 
möglich, daß die Fermente der Mikroorganismen erst bei größerer Eonzentra- 
tion an Salizylsäure zur Unwirksamkeit gebracht werden als die eigentlichen 
Lebensäußerungen. 

Wie in einer salizylierten Milch, ohne daß es In den äußeren Eigen- 
schaften erkennbar wird, weitgehende innere Veränderungen vorbereitet werden, 
so kann dies ebenso in den Fruchtsäften bei kleinen Salizylsäuredosen ge- 
schehen, bis die deflnitive Verarbeitung der Fruchtsäfte den Umwandlungen 
ein Ende bereitet. Diese deflnitive Hemmung tritt durch Zuckerzusatz und 
das Erwärmen ein. Der Konsument hat also in einer insüktiven Abneigung 
gegen künstliche Beeinflussung der Herstellung solcher Säfte mittels Desin- 
fektionsmitteln ganz Becht. Es wird ihm eine andere Waare geboten, als es 
nach anderen Verfahren der Fall ist 
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Der Znckerzasats tob geeigneter Höhe kann die ümwandlnBg dsreh 
Mikroorganismen hemmen; wie jedodi ans der spiteren ümwandlnng vob 
Salizyls&nre in KarholsEnre sich ergibt, kommen doch noch anderweitige 2Ser* 
legongen in Betracht In Milch nnterdrftckt selbst die Menge yon 40*/o fiohr- 
sncker noch nicht eine langsame Entwicklang yon Bakterien. 

Bohnacker and Salisyls&are zasammen wirken viel kräftiger als jedes 
für sich. Daher kann man yon einer gegenseitigen Vertretnng beider sprechea. 
Salisyls&are tibt bei mäßiger Zackerkonsentration schon einen entwickelanga- 
henunenden Einfloß aas. Es wäre Aaigabe der Nahrangsmittelchemie lestxa- 
stellen, ob nicht gerade aach bei salisylierten S&ften geringerer Zacker« 
gehalt yorkommt, wodarch natttrlich der Nahrangswert des Saftes herabgesetst 
and sein Marktwert yermindert würde. 

Wls kommen also aach wieder za dem Schloß, daß wegen der inneren 
Verinderongeni die sich in salizylierten Säften yoUziehen, der Begriff «Yer- 
fälschang* berechtigt erscheint. 

Prof. Hofman glaobt, daß dorch eine Deklaration sali^lierter 
Waren dem Bedürfnis der difentlichon Qesondheitspflege genügt werde. Dem- 
gegenftber müssen wir bemerken, daß selbst mit der voraassetzong der M5g* 
Uchkeit einer genaaen Normierong der Unschädlichkeitsgrenze ein solches Zu- 
geständnis nar die Folge hätte, daß, was dem Frachtsaftpresser Becht ist, 
allen anderen Nahrangsmittelprodasenten bUlig ist. 

Die Notwendigkeit der Salizylsäore halten wir fttr widerlegt; dem- 
nach müßte man aach anderen Nahrongsmitteldrodozenten die Salizylsäore ad 
iibitom, wenn aach in yerschieden zn normierenden Grenzsahlen, freiffobea. 
Daß dies eine yöllige Verschlechterang des Nahrongsmittelwesens bedeotea 
würde, liegt aal der Hand. 

Es wäre eine an Unerfahrenheit grenzende Aaüassang, wenn man aa- 
nehmen wollte, daß 1) die Prodazenten stets der Deklarationspflicht nack- 
kommen, 2) daß stets die behördlich yorgeschriebenen Grenzen innegehalten 
würden. Schon die Notwendigkeit, bei etwaigem Verderben dnes Nahroags- 
mittels die »Nachsalizylierong'* yorzonehmen, müßte sehr yerlockend sein. 

Die Gewährong der Deklaration hat für die Medizinalyerwaltang znr 
notwendigen Voraassetzong die energische üeberwackang dieser In« 
dastrien dorch die Nahrongsmittelinstitate. Die Kosten einer soldien strenrai 
üeberwachong würden der Allgemeinheit zor Last fallen, wäiirend der peka- 
niäre Vorteil wesentlich einzelnen Grappen zogote käme. 

Aach mit bezog aof die in dem Gatachten des Professors Hof mann 
in Leipzig anseführten Gründe zogonsten der Salizylsäoreyerwendong hat die 
Wissenschaftliche Depatation für das Medizinalwesen keine Veranlassang, ihie 
früheren Anschaoongen za ändern. 

Wissenschaftliche Depatation für das Medizinalwesen. 

B« GroflimlieraEOsrtiim Hesisieii. 

Massnahmen zor Terhtttong der Taberkalose. Erlaß des Mini- 
steriams des Innern yom 20. Janaar 1907 an die Großheraoglidien 
Kreisämter. 

Aal Grand des § 20 Abs. 1 des 
ond Unterdrückong yon Viehseachen yom 
§ 1 der zor Aosf lurong dieses Gesetzes erlassenen 
stimmen wir: 

I. Magermilch, Bottermilch ond Molken dürfen aas Molkerden nnr in 
abgekochtem Zastand abgegolten werden. 

Dem Abkochen gleklusoachten ist das 1/4 stündige Erhitzen aof mindestens 
90*0. 

n. Zowiderhaadlangen werden, sofern nicht nach § 828 des Straten 
setzbochs eine höhere Strafe yerwirkt ist, nach § 66 Ziffer 4 ond § OT See 
eingangs erwähnten Beichsgesetzes bestraft 

ilL Vorstehende Verfügong tritt mit der yon Ihnfn zu yeranlassenden 
VerOfleatlichang in Kraft, 

Verantwortl.Bedaktear: Dr.Bapmand, Eeg.- n. Geh. Med.-Bat in Minden LW. 
J. a a nroBSi Htnozl Saehi. a. F. 8ch.-JL Hofboakdracktf«! in Mlndca. ^ 
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Beichsgesetzes, betreffend die Abwehr 
om 28. Joni 1880/1. Mai 1894 ond des 
es erlassenen Bondesratsinstroktion b»> 



EechtspreGliimg und ledizinal- 
Cresetzgebung. 

Beilage zur Zteitsclirift lür Medizinal -Beamte. 
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Nr. 6. 20. März, 1908. 



Reehtapreehung. 

Terietzang dei: Amti^flielift durch Siehtaiiiialuiie eiaes nlekt frei- 
geiBAQlitea Briefe« der yergesetiteji DienstbehSrde. urteil des pieaßi- 
Bclie». OberTerwaltangsgeriolitfl yom 5. Januar 1906. 

Der Landrat des Kreises A. liatte aa den Gatsrorstelier N. zit B. einen 
adt dem Vermerke „Portopfliehtige I)iettst8ache^ veisehenen und mü dem 
Abdnidce dos Stempels »&0nigl. Prenßisekev Landrat des Kreises L.** yep- 
eehlosseaen Maknbriel abgesandt, den die Post mit 10 PIg. Porto Mastete. 
N. yerweigerte wegen der Portobelastnng die Anniüime ud das Schreiben 
ging an den Landrat sorflck. Hieianl setste dieser eine Oidnnngstrale gegen 
N. lest, da er in seiner Eigenschaft als Ghitsyoxsteher dnreh VerweigeriDig 
der Annalime des Mahnbriefes die ihm obliegenden Pflichten yerletst habe. 

Die Besehwerde des N. wurde yom Begienmgspräsidenten als un- 
begründet muttdcgewiesen. ^Das Malmschreiben, so wurde ausgeftthil, Imbe 
unfrei gesandt werden kOnnen, da nach § Ift der Yeroidnung, betr. das Ter* 
waltungszwangsyerfahren yom 16. Neyember 1899 ^^ Kosten der Mahnng 
dem Schuldner zur Last fielen und nach Art. 22 der Ausftthrungsanweisung 
yom 28. Noyember 1899 die Mahnung durch Aufgabe zur Post gesdiehen 
dürfe, unter allen ümst&nden habe N. die Pflicht gehabt, das Schreiben, 
welches durch das Dienstsiegel als yon seiner yergeaetzten Behörde kommend 
erkennbar gewesen sei, yorbehaltlich des Eechtea. auf Einforderung des etwa 
zu unrecht yerursachten Portos anzunehmen.** 

,N. klagte hierauf beim O.-V.G., wurde Jedoch aus folgenden Gründen 
abgewiesen: ]|£s konnte dahingestellt bleiben, ob daa Malmschreiben dem 
Klager portofrei hätte zugesendet werden müssen. Von Bedeutung isA allein 
die Hauptsache, daft der Brief sich schon äußerlich — durch den zum Verschluß 
benutzten Stempelabdruck — als amtliches Schredben des Landrats erkennen 
ließ. Mochte der Kläger selbEtt meinen, die Sendung sei Infolge eines Ver- 
sehens unfrankiert als «Portopflichtige Dienstsache** abgegangen, so war er 
doch nicht befugt, die Annahme abzulehnen. Der Beamte hat jederzeit der 
yergeaetzten Behörde zur Entgegennahme ihrer Anordnungen oder Mitteilungen 
zur Verlttg«ng zs stehen; das ist eine Folge seiner GehorsanMpflicht. Gerade 
weil der Kläger nicht wissen konnte, was der Brief enthielt, mußte er ihn 
anirahmen und öfTnen, um zu erfahren, waa der yorgeaetztft Landrat flim mlb" 
satfiilen oder aufzutragen habe; er gefährdete die ErfttUung seinM^ Amt»> 
j^ichten, indem er sieh weigerte, das Schreiben' in Empfang zu nehmen; 

Dieser Verpflichtung gegenüber betont d« Klager zu unrecht, daß er 
die Kasse des GutsbenirkAs mit der Verlegung dm Poctos nicht imbe bristen 
dürfen, weil nach seiner üeberzengung daa Porto yom Landratsante hätte 
gettrag» werden müssen; denn er hatte au berüoksi^Ltigett^ dafl^ falls seine 
üeberaengmng begeüadet war, das Porto ihm erstattet wQrden wäse» uad er 
lief der yargesetaten Bähör de* gegenüber keine Gefahr, die Portoanslage nldtt 
wieder zur Kasse des Gntebenfikes yerehmaluaen na können» 



Hiemaeh ywletate der Kläger durch die Weigerung den Brief wegen 
der Portobetastung anzunehmen, dto Pflicht, ^e ihm sein 1ml auferlegte.*^ 

Nach diesem Frteile würde auch ein Medizihalbeamter sich strafbar 
machen, wenn er die Annahme eines ihm. yon seiner yorgesetzten Behörde zur 
gestellten unfrankierten Schreibens yerweigerte. 
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Terftbiuig grobea Uafogs dareh Ansstellniig nngittllcber SchrlftoB, 
Abbildangen und Barstellungeii (§ 860 Ziff. 11 Str.e.-BO^) urteil des 
EGniglich Obersten Landesgericbts vom 18. Dezember 1907. 

Als VerUbnng groben Unfugs im Sinne des § 860 Nr. 11 des Strai- 
gesetzbaches stellt sich jede Handlungsweise dar, durch die das Pablikum in 
seiner unbestimmten Allgemeinheit unmittelbar in grob ungebührlicher Weise 
belästigt oder gefährdet wird oder werden kann und zwar dergestalt, daß 
hierin zugleich eine Verletzung oder Gefährdung des äußeren Bestandes der 
öffentlichen Ordnung zur Erscheinung Icommt. Das Berufungsgericht ist bei 
der Würdigung der Frage, ob in den von ihm für erwiesen erachteten Tat- 
sachen die gesetzlichen Merkmale einer üebertretung nach § 860 Nr. 11 des 
Strafgesetzbuches zu finden sfaid, von der yorangeführten Bechtsanffassong 
ausgegangen; die Begrftndung seines Urteils jedoch läßt erkennen, daß die 
Annahme, es liege in der Handlung der beiden Angeklagten keine Verletzung 
oder Gefährdung des äußeren Bestandes der Öffentlichen Ordnung, auf dlner 
unrichtigen Auslegung dieses Begriffsmerkmals beruht. Die Strafkammer 
hätte ohne Bechtsirrtum das Vorhandensein dieses Merkmales yemeinen 
können, wenn der Begriff des äußeren Bestandes der öffentlichen Ordnung 
beschränkt wäre auf die öffentliche Buhe und Sicherheit Ein Angriff auf 
den äußeren Bestand der öffentlichen Ordnung liegt aber nicht bloß dann yor, 
wenn die Handlung des Täters als Angriff auf die öffentliche Buhe und 
und Sicherheit sich darstellt, sondern audi dann, wenn der sittliche Anstand 
auf der Straße, der öffentliche Anstand, durch sie yerletzt oder gefährdet ist. 
Die Strafkammer durfte das Vorhandensein einer Verletzung oder Gefähr* 
düng des öffenüichen Anstandes und damit des äußeren Bestandes der öffent- 
lichen Ordnung nicht schon deshalb yemeinen, weil die die AnssteUungen der 
beiden Angesagten besichtigenden Passanten dem Gefühle der Kränkung 
ihres sittlidien Empfindens nicht äußeren Ausdruck gegeben haben. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Deutsolie« Keiolu 

£tnfllgung yon Teronal unter die Torschriften betreffend die Ab- 
gabe starkwirkender Arzneimittel in den Apotheken« Bundesrats- 
beschluß yom 6. Februar 1908. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung yom 6. Februar d. J. beschlossen: 

Die durch Beschluß yom 13. Mai 1896 yereinbarten Vorschriften be- 
treffend die Abgabe starkwirkender Arzneimittel in den Apotheken werden 
dahin geändert, daß 

a. im § 4 Abs. 1 dieser Vorschriften zu denjenigen Stoffen, deren 



>) Ißt Wissen des Angeldagten waren teils in den Schaufenstern des 
Ladens tdls in den Auslagekästen unter andioren Gegenständen in sichtbarer 
Weise fttr das Publikum ausgelegt einige Bücher, die in populärer Weise 
das Geschlechtsleben behandeln („Kleiner Familienfreund oder Ehe ohne 
Kinder'*, „Goldenes Buoh der Ehe, Gesc^echtsleben des Menschen', «des 
Weibes Blüte und Frucht, liebe und Liebesglttck^ „Wachsen und Werden 
der Manneskraft*, „Handbuch fttr die Ehe, Geheimbuch fttr die Frauen«), 
femer einige Bttcher, deren Inhalt seichte Lektttre darstellt («Die Braut- 
nacht der Komtesse Melsuie und des Grafen Halbinsid', „Kabaret Sphinx^ 
„Indiskrete Mitteilungen ttber Erfahrenes'*), weiter neue sogenannte Akt- 
photogra^iien und zwei BOtelzeiclinungen, je ein nacktes Weib darstellend» 
An dem Buche „Kleiner Familienfreund oder Ehe ohne Kinder* war die Be- 
merkung angebracht „Mittel zur Verhütung der Empfängnis**, an dem Buche 
„Kabaret Spliinx** die Bemerkung „Nirgends wird das Berliner Tag« und 
Nachtleben oesser geschildert**, an dem Buche „Indiskrete Mitteilungen ttber 
Erfalurenes" die Bemerkung „Nichts fttr Backfische und Gymnasiasten^. An 
den Aictphotographien waren Geschlechtsteile nicht sichtbar; auf mehreren 
dieser Bilder war die (hegend des Geschlechtsteiles durch einen roten Papier- 
streifen yerdeekt. 
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wiederholte Abgabe zum inneren Gtobranche nar auf Jedesmal erneute echrift- 
liehe, mit Datnm nnd üntendirilt yereehene Anwäsnng eines Arites oder 
Zalmaraes erfolgen darf, hinintritt „Veronal" und 

b. in dem diesen Vorschrliten beigefügten Verzeiehnisse zwischen 
Yeratrinnm et ejus salia nnd Vinnm Colchici einsnfflgen ist: 

Yeronidam (Urea diaethjl- malonylica, Acidnm diaetbjl-barbitoricnm), 
Veronal (Di&tbylmalonylhamstoff, Di&tbylbarbitnrsftore) 0,5 g. 

Diese Aendemng tritt mit dem 1. März d. J* in Kraft. 



WiederinlasBiing ron gesunden Personen nm Sehnlnntenicht ans 
Behausungen, In denen Fälle ron flhertragbaren KranMieiten yerge* 
kommen sind. Erlafi des Ministers dernsw. Medizinalangele- 
genheiten vom 2L Februar 1908 — M. Nr. 16102 U II III A. an 
sämtliche Herren Begierugsnpräsidenten. 

Nach § 6b der , Anweisung zur Verhütung der Verbreitung übertrag- 
barer Krankheiten durch die Schulen* vom 9. Juli 1907 (Min.-Bl. f. d. Med. 
Ang., S. 283) darf die Wiederzulassung von gesunden Personen aus Behau- 
sungen, in denen Fälle von übertragbaren Krankhheiten yorgekommen sind, 
seitens der Schulbhörden erfolgen, „wenn die Erkrankten genesen, in ein 
Krankenhaus übergeführt oder gestorben, und ihre Wohnräume, Wäsche, 
Kleidung und persönlichen Gebrauchsgegestände rorschriftsmäßig desinfiziert 
worden sind.** 

Das Becht der Polizeibehörde, gesunde Personen aus Behausungen, 
in denen Fälle Ton übertragbaren Krankheiten vorgekommenen sind, auf Grund 
des § 16 des Beichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten vom 80. Juni 1900 (B. G. Bl. S. 806 und flg.) und des § 8 des 
Preußischen Gesetzes, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, 
vom 28. August 1900 (G. 8. S. 878) auch über den in § 6b der „Anweisung pp* 
vom 9. Juli 1907 angegebenen Zeitpunkt hinaus vom Schul- und ünterrichti^ 
besuche fernzuhalten, wenn nach ihrem pflichtsmäßigen Ermessen eine Weiter- 
verbreitung einer Krankheit aus Jenen Behausungen durch die betreffenden 
Personen noch zu befürchten ist, wird durch die „Anweisung pp" vom 9. Juli 
1907 nicht bewährt. 

Wenn Euere Hohlwohlgeboren daher die nachgeordneten Behörden an- 
gewiesen haben, beim l^hus die Anordnung der Fenihaltnng vom Sehul- und 
ünterrichsbesuch gemäß § 27 der Anweisung zur Bekämpfung des Typhus vom 
10. August 1906 erst aufzuheben, wenn nach der Schlußdesinfektion eine an- 
gemessene, etwa 10- bis litägige InkubationsfrlBt verstrichen ist, sofern nicht 
nach den Verhältnissen des Falles eine üobertragung des Krankheitsstoffes 
durch die vom Schulbesuch femgehaltenen Personen ausgeschlossen sei, so 
habe ich gegen diese Anweisung Bedenken nicht zu erheben. Nur ist vom 
Standpunkt der ünterrichtsverwaltung Wert darauf zu legen, doß die Prüfung 
der Verhältnisse in jedem Falle auch unter Berücksichtigung des ümstandes 
erfolge, daß eine Fernhaltung gesunder Schüler vom Schul- und ünterrichts- 
besuch nicht länger erfolge, als unumgänglich notwendig. 



Begriff ^Beliansung<< im Sinne des Beiehs- und Landessenehen- 
gesetaes« Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegen- 
heiten vom 17. Februar 1908 -— M. Nr. 14528 — an sämtliche Henen 
Begierungspräsidenten. 

Auf die Frage, was unter den in § 5 Absatz 1 der .Anweisung zur 
Verhütung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten durch die Schulen^ 
vom 9. Juli V. Js. erwähnten Begriff „Behausung** zu vprstehen sei, bemerke 
ich, daß dieser Begriff aus dem Gesetz, betreffend die Bekämpfung gemein- 
gefährlicher Krankheiten vom 80. Juni 1900 nnd dem Gesetz, betreffend die 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vom 28. August 1905 übernommen, 
jedoch in der Begründung zu keinem dieser beiden Gesetze näher erläutert 
worden ist. 

In dem Beichsgesetz vom 80. Juni 1900 findet sich der Ausdruck an 
drei Stellen: 1) im § 2, Abs. 1 Ziffer 4: „derjenige, in dessen Wohnung oder 
Behausung der Erkrankungs- oder Todesfall sich ereignet hat** ; 2) in § 14, 
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AInu 2: «W«rdeB ««I Erfordern der PoliMiWhOrden ia der BelMHumg dee 
Kruikea m aeÄk dem OutaohtiB des beaatetea Aritei um Zwecke der Ab- 



sondemng notwendigen Einrichtungen nicht getroffen . . . .; and 8) in *§ 16: 
Jugendlicne Pereonen aus Behausungen, in denen * 

In dem Landesgeeeti yom 28. Augunt 1906 findet sich der Aondmck 
nur einmal, und iwar in § 2, Abs. 1, Ziffer 4 gleichlautend wie im Eeichs- 
gesets. 

An allen diesen Stellen bezeichnet Wohnung das engeie, Behausung 
das weitere. Der Begriff .Behausung* ist aber auch nicht identisch mit 
,,Haus*, da im § 14, Abs. i des Beichsgesetses ansdrftcfclich von Wohnungen 
oder Hiasem, in welchem erkrankte Personen sich befinden, gesprochen wird. 

Hiema^ ist annunehmen, dafi unter der „Behausung, dner Person ihre 
Wohnung einschliefilich desjenigen Teiles des Hauses zu verstehen ist, 
welcher aufier der eigentlichen Wohnung in ihrer Benutzung steht Hierher 
werden u. a. Werk- und Arbeit88t&tten,Bureaur&ume, gemeinsame Schlaf- und 
Unterrichtsr&ume in Erziehungsanstalten zu rechnen sein. Qemeinsam benutzte 
Treppen und Flure werden nur dann als Bestandtdle der Behausung anzu- 
aehiü. sein, wenn die an denselben liegenden Wohnungen nicht in sich ab- 
geschlossen, sondern auf die gemeinsame Benutzung ge?ds8er Einrichtungen, 
z. B. WasserauslSsse, Aborte und dergl. mit angewiesen sind. Als Behausung 
im Sinne der Gesetze sind auch die in § 8 erw&hnten Schiffe und Flöße aa- 



Impltaig des Warte- und PHegeparsonals. Erlaß des Ministers 
der usw. Medizinalaneelegenheiten yom 6. M&rz 1908 •— IL 
Nr. 10881 — an sämtliche ^ren Begierungspr&sidenten. 

In letzter Zeit sind an verschiedenen Orten in Krankenhäusern ud bh 
der Pcivatpflege Oebertragungen von Pocken auf MedizinalpraktikanteB, 
Geistliehe, Krankenpfleger, Desinfektoren usw. beobaditet worden« 

Ich nehme hieraus Veranlassung, erneut auf die Bestimmungen des 
§ 24 ctor Anweisung des Bundesrates zur Bekämpfung der Poeken vom 
äs. Janaar 1904 and der dazu erlassenen AuefttiurnngsbestimmuBgen vom 
12» September 1904 hinzuweisen, nach welchen beim Ausbruch der Pocken in 
einem Hause alle ansteckungsfähigen Personen unverzüglich der Impfung m 
unterziehen sind. bezw. ihnen die Wiederimpfung anzurstien ist. 

In Gegenden, in weichen erfahrungsgemäß häufiger PockenanfäUe vor- 
kommen, namentlich in den an die Grenzen von Bußland und Oesterreich an- 
stoßenden Keeisen, dürfte es sich außerdem empfehlen, Aerzte, Medizinal- 
praktikanten, das Wartepersonal und die Desinfektoren von Zeit zu Zeit in 
geeignet erscheinender Weise auf die Gefahr der Ansteckung hinzuweisen und 
umen nahe zu legen, sich in angemessenen Zwischenräumen, etwa alle 6 Jahre 
wider implen zu laasen. 

Ew. Hochwohlgeboren stelle ich hiemach das weitere ergebenst anheiaa. 



OeMhrentarlf für die Ausführung von üntersuehuiigen dureh die 
Medialnaluntersuchungsanstalten. Erlaß des Ministers der usw. Medi- 
zinalanffelegenheiten vom 26. Februar 1908 -— M. Nr. 4142 — an 
sämtliche Hemn Begiemngspräsidenten. 

Ans den zufolge Erlasses vom 27. März 1907 — M 43621 UI — er- 
statteten Berichten habe ich ersehen, daß eine große Anzahl Kreise und kreia- 
freder Städte die Leistung von Pauscnalsummen für die Ausführung von Unter- 
suchungen durdi die Medizinaluntersuchungsanstalten zugesagt oder in Aua- 
sidtt gestdlt hat. Wenn anderseits ein Teil der Kreise sich zunächst noch 
aurttduialtend gezeigt hat, so darf doch erwartet werden, daß mit der zuh 
nehmenden Erkenntnis von der Bedeutung einer planmäßigen Senchenbei- 
kiumftaing auch die noch fernstehenden Kneise f ftr den Anschluß an die Medi- 
zinafuntersuchungsanstalten zu gewinnmi s^ werden. Bs verdient hervorgehoben 
!zu werden, daß damit zugleich eine sehr wichtige Frage, die der Aasftthrung 
von Untersuchungen auf Ersuchen praktischer Aerzte, gel(tet wird. Die 
Kosten fttr diese üntessuchnngea, die außerhalb des Bahmens polizeilicher 
Tätij^eit liegen^ würde in jedem Ftiile der Anftragfreber zu tragen hahem. 
Da aber erfahrungsmäßig die praktischen Aerzte die Untersuchungsanstalten 
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nur dann In sasreidiendeni Mafie in Ansprnoli an nekmen pfiegeo, wmat ihnen 
keine Kosten daraus erwadtten, da anderseits eine ansgieblge derartige Inan^ 
^radmabme eins der wesenüidistan Mittel ziur Erkannung nnd damit sät Be- 
kämpf ang ttiiertragbarer Krankheiten darstellt, liegt es im Interesse der Be- 
Tölkerong, daB dnroh Gewafarang von Panschalrergtttitagen seitens 4er Kreise 
oder (Gemeinden 4en ihnen angehOrigen Priyat&rsten die nnentgeltlidie Ans- 
ftthrong der yon ihnen erbetenen üntefsachongen gesidiert wird. 

Ew. Hochwohlgeboren ersnche ich ergebenst, Ihre fiemtthimgen wegen 
des Ansclilnsses der Kreise an die üntersndinngsanstalten gefaüigst fortan- 
setveo, sieb dabei anch^ soweit es roa Kntaen erscheint, der Jütwuknng der 
Medizinalbeamten zu bedienen. Ein Drnck aof die Entschllefiangen der Kreise 
.wird jedoch zu vermeiden sein, damit allen Beteiligten Zeit gegeben wird, 
sich mk der Angelegenheit zn befassen. 

Von einer Herabsetznng des der Bereclmnag der PaasehaUmmmen zu 
Grunde zu legenden Einhaitssataes yon 6 M. fttr das Tausend der ZivilbeyOlke- 
rang Buifl zurzeit abgesehen werden, da znn&chst weitere Erfahrungen abzu- 
warten sind. Soweit die Beiträge der Kreise diesem Mafistaibe entsprechen, 
sind de nach Anordnung des Erlasses yom 27. M&rz y. 1. zu yerelmahaen 
und zu yerrechnen. Beitrage welche hinter dem Satze zurtlckbletben, sind 
nicht aoinnehmen. 

Die EinzelgebfÜuren für Untersuchungen sind nadi dem beig^ttgten 
Tarife zu berechnen, dor den Modizinaluntersudiungsanstälten mitzutmlen ist. 
Für die Vereinafamuttg und den Nachweis in der Beclinung gelten die fftr die 
Pauschalbetr&ge getroffenen Bestimmungen. Bis zum 15. Hai jedes Jahres 
y^oUen sie mir bis auf weiteres eine Nachweisung der im abgelaufenen Etats- 
jahre yon den einzelnen Kreisen (Stftdten) gezahlten und yon den Begierungs- 
hauptkassen yereinnahmten oder an die yerschiedenen Institute (hygienischen 
üniyersitätsinstitute -usw.) abgeffthrten Pauschalbeträge einreichen. In den 
Nachweisungen derjenigen Bezirke, in denen üntersuchungsanstalten gelegen 
-sind, ist gleidtzeitig die Gesamtsumme der Einnahme an Einzelgebtthren an- 
zugeben. 

Qet>ühTent&rlf. 
Allgemeine Bestimmungen. 

1. Die im Tarife festgesetzten Gebühren schließen die Vergütung fttr 
die bei der Untersuchung yerbrauchten Stoffe und benutzten Apparatet, sowie 
für eine kurze Nacluricht über das Befundergebnis in sich. 

2. Für Untersuchungen, welche im Tarife nicht yorgesehen, wird die 
Gebühr nach Maßgabe der aufgewendeten Zeit mit zwei Mark für jede ange- 
iaagrae Stunde berechnet. Die Kosten für Verbrauch an Stoffen pp. werden 
besottderB in Ansatz gebracht 

8. Fttr Gutachten kommen die jeweiligen Bestunmungen über die Ge- 
btiiren der Medizinalbeamten zur Anwendung. Etwaige eifordeitiche Unter- 
suchungen erfolgen nach den S&tzen des Gebührentarifs. 

4. Bei der Einsendung des Untersuchungsmaterials ist Veranlassung und 
Zweck der beantragten Untersuchung anzugeben. 

I. Bakteriologische Untersuchung yon Menschen 
stammenden Materials zu diagnostischen Zwecken. 

a. Prüfung der agglutinierenden Wirkung des Blutserums. ... 3 M. 

b. Nur mikroskopische Untersuchung auf Krankheitserreger ... 8 , 

c. Kulturelle Untersuchung einschließlich der erforderlichen miloo- 
skopischen, Agglutinations- und sonstigen Prüfungen 6 „ 

Sind Tierversuche zur Feststellung der Diagnose erforderlich, 
so erhobt sich die Gebühr um 5 bis 10 M. 

d. Mikroskopische Untersuchung yon Schnittpr&paraten auf Krank- 
heitserreger, bösartige Gewebselemente usw 6 bis 10 ,, 

IL BakterioljogijBche Untersuchung yon Wässern und 

Abwässern 10 M. 

Ihe Gebühr kann bei Untersuchungen, die einen besonderen Aufwand 
an Zeit oder Material yeranlassen, erhöht werden. 
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IIL Bftkteriologisoha Untersncliiing yon Nahrungi- 
and Genufimitteln. 

a. Bestimmung des Keimgehalts von Milcli und Fleisch 6 IL 

b. Untersuchung yon Nahmngsmitteln pp. (Milch, Fleisch, Konseiren, 
Gemüsen, Früchten nsw.) auf Icrankheitserregende Bakterien und 

ihre Gifte 10 , 

Sind Tierrersnche erforderlich, so erhöht sich die (Gebühr am 
6 bis 10 Mark. 
IV. üntersachnng yon Gebraachsgegenstlnden aaf 

krankheitserregende Bakterien 16 bis 90 M. 



VaekprftAiDg der Desinfektoren« Erlafi des Ministers dernsw. 
Medizinalangelegenheiten yom 27. Febraar 1908 — M. Nr. 5496 
ü I — an sfimtOche Herren Begierongsprftsidenten. 

Im Anschlaß an den Erlafi yom 6. April d« J. — M. Nr. 18840 ü I — 
bemerke ich behufs Behebung yon Zweifeln ergebenst. dafi die Nachprüfug, 
weldier die staatlich geprüften Desinfektoren yon drei zu drei Jahren durch 
den zuständigen Kreisarzt zu unterziehen sind, sich auf die Elemente der 
Bakterienkunde, die Entstehung und Verbreitung der übertragbaren KranliE- 
heiten, die Desinfektionsmittel und Desinfektionsapparate und deren Anwendimg 
gemäß der Desinfektionsanweisung sowie auf die in dem betreffenden Kreise 
erlassene Desinfelctionsordnung zu erstrecken hat Im Falle des Bestehess 
der Nachprüfung erhält der Desinfektor yom dem Kreisarzte einen Ausweis. 

Die WiederholangBkurse für staatlich geprüfte Desinfektoren sind auf 
drei Wochentage zu beschränken. Sie werden an den staatlichen Desisfek- 
torenschulen je nach Bedarf abgehalten und sind unentgeltlich. Nach Sdüufi 
des Kursus enthalten die Teilnehmer yon dem Leiter der Desinfektorenschule 
einen Ausweis über die Zeit und den Erfolg des Kursus* 

Alljährlich zum 1. April haben die Kreisärzte Eurer Hochwohlgeboron 
diejenigen staatlich geprüften Desinfektoren namhaft zu machen, welche zb 
einem Wiederholungskursus an der Beihe sind. Sie wollen die Zeit des 
Kursus mit dem Leiter der für Ihren Bezirk zuständigen Desinfektorenschule 
yereinbaren, den betreffenden Landräten bezw. Bürgermeistern mitteilen und 
die Einberufung der Desinfektoren zu dem Kursus herbeiführen. 

Es empfiehlt sich, daß in Zukunft die Gemeinden und Kreise schon bei 
Anstellung der geprüften Desinfektoren in die Anstellungsbedingungen die 
Verflichtung aufnehmen, sich yon drei zu drei Jähen einer Nachprüfung durch 
den Kreisarzt zu unterziehen und yon sechs zu sechs Jahren an einem Wieder- 
holungskursus an einer Desinfektorenschule teUzunehmen. Auch ist möglichst 
dahin zu wirken, daß die durch Nachprüfan(2:en und Wiederholungskurse des 
Desinfektoren erwachsenden geringfügigen Kosten yon denjenigen Gememden 
bezw. Kreisen, bei denen die Desinf^toren angestellt sind, übernommen werden. 

Hiernach stelle ich Ihnen das weitere sowie die Benachrichtigung des 
Leiters der für Ihren Bezirk zuständigen Desinfektorenschule anheim. 



Einrechnung einer Unterbrechung der Apothekerlehrzeit in die 
Ausbildungszeit. Erlaß des Ministers der usw. Medizinalange- 
legenheiten yom 5. Februar 1908 — M. Nr. 16196 U. I — an sämt- 
liche Herren Bepierungspräsidenten. 

In § 6 Nr. 2 der Prüfungsordnung für Apotheker yom 18. Mai 1904 ist 
yorgeschrieben, daß die dreijährige, bezw. — für die Inhaber des Beifezeug- 
nisses einer neunstufigen höheren Lehranstalt — zwe^ährige Lehrzeit der 
Apothekerlehrlinge nicht unterbrochen werden darf, daß aber Unterbrechungen, 
die in Urlaub oder Krankheit und ähnlichen entschuldbaren Anlässen ihre Ur- 
sache haben, bis zur Gesamtdauer yon acht Wochen in die Ausbildungszeit 
eingerechnet werden können. 

Gemäß Nr. 7 des Erlasses yom 15. September 1904 ^ M. 8456 ü I — 
waren bisher Gesuche um Einrechnung einer Unterbrechung der Lehrzeit in 
die Ausbildungszeit yon Euer Hochwohlgeboren spätestens zwei Monate yor 
Ablauf der Lehrzeit mir zur Entscheidung yorzulegen. 

Zar Vereinfachung: des Geschäftsganges bestimme ich, daß künftig Euer 
Hochwohlgeboren in Fällen, bei denen eine Unterbrechung bis zur Gesamtdauer 
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Ton acht Wochen in Frage kommt, Selbst ttber die Zolassang des Lehrlings 
zur Prttfang za befinden haben. 

Zugleich bemerke ich, daß im allgemeinen derartigen Gesachen zn ent- 
sprechen sein wird and zwar ttnabhängig dayon, ob die ünterbrechong aal 
ein Jahr der Lehrzeit entf&ilt oder aal die drei bezw. zwei Jahre der Lehr- 
zeit sich yerteilt, wofern 

1. die IJnterbrechang in ürlaab, ärztlich oder sonst zarerlSssig bescheinigter 
Krankheit oder in anderen entschuldbaren Anlässen ihre Ursache hat, als 
welche z. B. gelten dürfen: yerspäteter Eintsitt in die Lehre infolge 
Schlosses des Schalonteirrichtes erst nach Beginn des Kalenderyierteljahra 
oder wegen Schwierigkeiten im Ermitteln einer geeigneten Lehrstelle, 
yerspätete Anmeldnng des Lehrlings beim beamteten Arzt oder Zeit- 
yerlast beim Stellen Wechsel ; 

2. die Zeugnisse des Lehrlings ttber Fleiß and Ftthrong gttnstig laaten. 

Uebrigens hat die Entscheidung ttber Einrechnung einer Unterbrechung 
nicht zu beliebiger Zeit während der Lehrzeit zu erfolgen, sondern immer erst 
dann, wenn der Lehrling im Falle der Genehmigung des Gesuchs, zum nächsten 
Prttfungstermin zuzulassen ist. 

In Zweifelsfällen ist auch künftig meine Entscheidung einzuholen. 
Stets hat dies wie bisher auch ferner zu geschehen bei Gesuchen um An- 
rechnung längerer als achtwi^cliiger Unterbrechung der Lehrzeit und um Be- 
freiung yon sonstigen Vorschriften des § 6 Nr. 2; ebenso unyerändert bei 
Gauchen um Dispens yon den Bestimmungen des § 6 Nr. 1. 



Prttfang der Apothekergebilfen. Erlaß des Ministers der usw. 
Medizinalangelegenheiten yom 21. Februar 1908 — M. Nr. 16888 
an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

In der durch Erlaß yom 15. September 1904 — M. 8456 U. I — mit- 
geteilten Zusammenstellung yon Aufgaben für die Prttfung der Apotheker- 
gehilfen ist unter IV, «Gaienische Zubereitungen* aufgeführte Präparat Spiritus 
saponatus zu streichen, da seine ordnungsmäßige Herstellung nach den Vor- 
schriften des Arzneibucjies für das Deutsche Beich längere Zeit ia Anspruch 
nimmt, als im allgemeinen fttr die Prttfung zur Verfügung steht. 

Andere in der Zusammenstellung aufgeführte salenische Zubereitungen da- 
gegen, z. B. Aqua Cinnamom, bei denen sich bezttgUch der Möglichkeit der Her- 
stdlung in angemessener Zeit ebenfalls Schwierigkeiten ergeben, können als Prtt- 
fungsgegenstände weiter benutzt werden, wenn dafttr gesorgt wird, daß fttr die 
prakt&che Prttfung an Nachmittage des ersten Prttfungstages eine Stunde zur 
Orientierung und Vorbereitung in der dem Kandidaten fremden Bäumen ange- 
setzt und der Prttf ungsabschnitt am Vormittage des zweiten Tages beendet wird. 



Terwendang yon Apothekenstandgefässen fttr Jod und JodlSsnngen. 

Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten 
yom 7. Februar 1908 — M. Nr. 5498 — an den Herrn Begierungspräsi- 
denten in Wiesbaden und sämtlichen Herren Begierungspräsidenten zur 
Kenntnisnahme mitgeteilt. 

Auf den gefälligen Bericht yom 18. Januar d. J. — M. 91 — erwidere 
ich, daß die Verwendung yon Apothekenstandg^efäßen mit radierter Schrift 
fttr Jod und Jodlösungen yon reinem Jod in Weingeist nach § 8, Abs. 8 der 
Apotheken-Betriebsordaung yom 18. Februar 1902 nicht zu beanstanden ist. 

Dagegen sind Standgefäße für die freies Jod nicht enthaltende, farblose 
Jodtinktar in den durch den Erlaß yom 22. Juni 1896 — Minbl. f. d. inn. 
Verw., S. 128 — yorgeschriebenen Farben zu bezeidmen. 



C Könlipreloli Bayenu 

Verwertung eingeiogenen Weines« Bekanntmachung des Staats- 
piinisteriums der Jastiz, des Innern und der Finanzen yom 
la Januar 1908. 

1« Eingezogener Wein, der mit irgend einem gesundheitsschädlichem 
Stoffe yerfäischt Ist, muß yemichtet werden. Sonstiger eingezogener Wein 
soll fttr die Staatskasse zu gewerblichen Zwecken yerwendet werden. Die 
Verwertung soll in der Begel durch freihändigen Verkauf erfolgen; läßt sich 
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auf diMem Wege eine angemessene Verweitiing nicht eridcheB, m soll der 
Wein öffentlich versteigert werden, sofern nicht durch die Yersteigeiiugp Toi- 
anasichtlich onverhältnismäßige Kosten entstehen. Ergeben die Versnche, den 
Wein XSL reikaiilen odar zu versteigern, dnen angemessenen Preis nicht oder 
ist iion Tornlierein anzunehmen, di& der Wein nicht angemessen verweitet 
werden kann, so ist er zu vernichten. 

2. Dem Erwerber durf eingezogener Wein nur übergeben werden« nach- 
dem er denatariert worden ist. Die vorherige Denatnrierong dari and bei 
dem Weine, der zwar weder feilgehi^ten noch verkaoft, aber doch in den Ver- 
kehr gebracht werden dar! (§§ 3, 5 des Weingesetzes), sowie bei dem Weine 
nicht unterbleiben^ der nor desiialb eingezogen worden ist, weil er nnter einer 
verbotenen Bezeichnung feilgehalten oder verkauft wurde (§ 4, § 13, Ahs. 1, 
Nr. 2 des Weingesetzes). 

8. Die Staatsanwaltschaft hat nach dem Eintritte der Bechtskrait des 
Uridls,. durch das die Einziehung angeordnet ist, der Finanzbehörde mit- 
zuteilen, ob der Wein verwertet werden darf oder ob et nach Nr. 1^ Abe. 1 
vernkhtet werden muß. 

4. Wenn die Finanzbehörde den Wein übernimmt, hat sie der Staats- 
anwaltschaft Gelegenheit za geben, einen Hilfsbeamten zur Uehemahme absn- 
ordnen, damit dieser prüft, ob der angelegte Verschluß unversehrt ist Die 
Staatsanwaltschaft soll hierzu, wenn es möglich ist, den Hilfisbeamten ahordaen, 
der bei der Beschlagnahme zugegen war. 

5. Die Denaturierung Ik^ der Finanzbehörde ob. Der Erwerber des 
Weines soll eingeladen werden, der Denaturierung beizuwohnen. Die Denatu- 
rierung gescliieht dadurch, dafi auf 1200 Liter Flüssigkeit zugesetzt werden: 
40 Liter zwölfprozentigen Essigsprits, wenn der Wein zum Zwecke der Essig- 
bereitung erworben wird, 12 Kilogramm Kochsalzes, wenn er zum Zwecke der 
Branntweinbereitung (KognakdestiUation) erworben wird. 

Die erforderUchen Gtof&ße und uebinde hat der Erwerber zu liefern. 
Wird bei der Denaturierung Kochsalz verwendet, so ist besonders darauf zh 
achten, daß es in dem. Weine völlig gelöst wird. 

Der Finanzbehörde steht frei, die öffentliche üntersuchungsanstalt iOr 
Nahrungs- und Qenußmittel, in deren Bezirk der Wein verwahrt wird, za er- 
suchen, einen Beamten zur üeberwachung der Denaturierung abzuordnen; die 
Tagegelder und Beisekosten dieses Beamten sind aus dem Erlöse des Weines 
zu Dostreiten. 

I>« Köiüi^^ireioli SAoltsieii« 

iiiawiMepflielit der leiste and Sbibnirstew Yeierdn^nag des Mi- 
nistttriuBs des Innern vom: 81. Januar 1908» 

§ 1. Es bewendet auch fernerhin bei der durch die Verordnung Tom 
21. Oktober 1869 unter B (G.- u. V.-BL a 319) für die Niederlassung Ton 
Aerzten und Zahnärzten vorgeschdebenen Anmeldung beim Besirksarztc 

§ 2. Eine gleiche Meldung hat zu erfolgen binnen 14 Tagen nach er- 
folgtem Wegzuge aus dem Medizmalbezirke oder nach einem Wolmongswecliael 
im Medizinalbemrke. 

g 8. Ferner haben Aerzte und Zahnärzte, die sich w&hrend einer Krank- 
heit, eine Reise oder ans anderen Gründen durch einen Arzt vertreten lassen, 
der zu diesem Zwecke im Mediainalbezirke Aufenthalt nimmt, hiervon sogieick 
bei Beginn der Vertretung unter Vorlegung des Approbationsscheines des Ver- 
treters dem Bezirksarzte Meldung zu machen. Ist die Dauer der Veitretuug 
nicht bei diesei Meldung im voraus angegeben, so ist auch ihre Beendigung 
zu melden. 

§ 4. Vertretungen durch Aerzte, welche nicht zu diesem Zwecke im 
Medizinalbezirke Aufenthalt nehmen, sind nur insoweit dem Bezirksarzte zu 
melden, als es sich um die Vertretung in amtlichen Verrichtungen, wie in 
Sehoiarat-, implarzt-, Krankmihausarzi- und dgL Stellen, handelt Dieser 
Meldung bedarf es nieht bei Vertretungen von kürzerer als sedlistigigeF Dsump. 

§ 6. Unterlassung der vorgeschriebenen Meldungen wM mH (ieldelrafe 
bis «1 » Mark geifchndet. • 

VerantwortL Bedakteur : Dr. Bap mnn d, Beg.- u. Geh. Med.-Bat in Minden L W. 
J. a a MnmM, HnsoeL SSelkA «. F. MtÜLrU BteftaieMra«kir«ft i& MIiiAm. 
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. Beilage !sur Zeitsohrift iür Medizinal -Beamte. 



Nr. 7. 5. ApriL 1908. 

Rechtsprechung. 

NahnragAmittelTerfilSflinDg dureli Terwendnng ron Margarine und 
Palmtn statt Bntter sn Mürbeteig. Urteil des K. Obersten Landes- 
gerichts zu Mttnchen (Str.-8.) vom 14. Dezember 1907. 

Wenn es sich, wie Jüer, darum liandelt, ob ein aus Terscliiedenen Stoffen 
znsammeofi^esetztes Nalirungs- oder Qenuflmittel durcli eine der darin ent- 
baitenen Zutaten Terf&iächt ist, so maß ror allem die normale Zusammen- 
setzung des Erzeugnisses ermittelt werden. Das Berafungsgericbt bat nun 
nicht ausdrttclclich festgestellt, daß zu «mttrbem Qebäcke'', wie es die Ange- 
klagten in Verltehr bringen, normalerweise Butter oder Butterschmalz ver- 
wendet wird. Daß dies aber nach der Annahme der Straflsammer der Fall 
ist, geht mit genügender Deutlichlseit daraos hervor, daß sie hbsichtlich der 
von den Angeklagten rerbackonen Margarine ausführt, diese stehe guter 
Butter nicht nach. Sie betrachtet Margarine als Ersatzmittel, als einen an sich 
dem „mtlrben Qebäcke'' fremden Stoff, und wenn man berücksichtigt, daß der 
Begriff ,,mürbes Qebäck* in F. jedenfalls schon von Alters her feststeht, und 
daß Margarme und Palmin erst Produkte der letzten Jahrzente sind, so hat 
jene Annahme wolü auch die Erfahrung für sich. Wird einer der begriffs- 
mäßigen Bestandteile eines Nahrungs- und Oenußmittels bei der Herstellung 
durch einen anderen ersetzt, so bmieutet dies nur dann eine VerfaJschung, 
wenn der neue Zusutz minderwertig ist, so daß das ganze dadurch eine 
Versdüechterung erleidet. 

Das Berufungsgericht hat die objektive Beschaffenheit des Palmins und 
das Verhältnis seines Wertes zu dem der Butter überhaupt nicht geprüft 
HinBichtllch der Margarine kommt es zu dem Schlüsse, daß de guter Butter 
nicht nachstehe, nicht minderwertig sei. 

Dieser Auffassung, die sich nicht auf rein tatsächlichem Gebiete bewegt, 
kann nicht beigepflichtet werden. Nicht etwa um deswillen, weil Margarine 
billiger zu beschaffen ist, als Butter oder Butterschmalz; darauf allein könnte 
es nicht ankommen. Der Margarine ist aber, wie der Senat schon in dem 
Urteile vom 16. Jan. 1907 ausgeführt hat, in Deutschland durch das Gesetz vom 
15. Juni 1897, den Verkehr mit Butter usw. betr., von Bechts wegen die 
Eigenschaft eines im Verhältnisse zur Butter und zum Batterschmalze minder- 
wertigen Produktes zugewiesen worden, dessen Vermischung mit Batter oder 
Butterschmalz zum Zwecke des Handels verboten ist, dessen Herstellung poli- 
zeilicher Kontrolle untersteht u. a. Der Gesetzgeber war dabei nicht nur 
von der Absicht geleitet, die einheimische Butterproduktion zu schützen; er 
ging vielmehr auch von der Erwägung aus, daß Margarine um ein Geringes 
im Nährwert und in der Verdanlichkeit hinter der Batter zurückbleibe, und 
daß die Verwendung aus dem Aaslande bezogener Fettstoffe zur Hersteliung 
von Margarine die Gefahr einer Gesundheitsschädigung durch dieses Produkt 
in sich berge. Die gesetslich festgelegte Eigenschaft der Margarine kann der 
Strafrichter nicht unbeachtet lassen. Er darf sich auch nicht darauf berufen, 
daß das Gesetz Bäckern, Speisewirten u. a., die in ihren Betrieben Margarine 
verwenden, nicht vorschreibe, dies dem Publikum durch Anschlag in den Ver- 
kaufsräumen oder durch Vermerke auf den Speisekarten bekanntzugeben. Eine 
derartige Vorschrift erschien nicht nur wegen der Schwierigkeit des Vollzugs 
unzweckmäßiff, sondern auch vom Standpunkte des Gesetzgebers aus nicht 
unbedingt geboten. 

Die nicht deklarierte Verwendung von Margarine zu Bäckereien und 
Speisen ist kdneswegs schlechthin eine Verfälschung von Nahrungs- oder Ge- 
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näßmittelii und noch weniger stets auf Tänscliiuig im Bändel and Verkehr 
berechnet Die Verwendung ebes minderwertigen Stoffes an Stelle eines mehr- 
wertigen, SU den normaten Zntaten eines Ersengnisses gehörigen, f&Ut nicht mehr 
unter den Begriff der Verf&ischong, wenn sie durch Ortliche Uebnng auch bei 
reellen Unternehmern zum C^eschäftsgebrauche geworden ist und wenn das 
Publikum trotz Kenntnis Ton der Beimengung des fremden Stoffes den Qt^ 
Schäftsgebrauch duldet. Dabei wird insbesondere von Bedeutung sein, ob das 
Publikum bei dem Einkaufe der mit minderwertigen Ersatzmitteln hergestellten 
Erzeugnisse irgendwelche Vorteile in Bezug auf Preis oder Qewicht der Ware 
erzielt, die bei den aus mehrwertigen Stoffen hergestellten Produkten' nicht 
geboten werden. Die Feststelluogen des angefochtenen Urteils sind in dieser 
Hinsicht teils Ittckenhaft, teils bedenklich. Es ist nicht gesagt, ob in F. all- 
gemem oder auch nur rorwiegend in den Bäckereien der Brauch herrscht, daß 
zu mttrbem Qebäcke Palmin und Margarine teils ausschließlich, teils neben 
Butter Terwendet wird, und ob das Publilcum zu der Zeit, als die Angeklagten 
jene Fettstoffe dem Teige beimischten, da?on Kenntnis hatte oder Kenntnis 
haben mußte. 

Wenn die Entscheidungsgrilnde femer den Satz aufstellen, das Publikum 
müsse damit rechnen und rechne auch damit, daß die Bäcker Margarine und 
Palmin yerbacken, es frage nicht danach, ob mit Naturbutter oder Margarine 

gebacken werdei, sondern nur nach Preis und Qttte der Ware, so ist der Satx 
\ dieser Allegmeinheit nicht richtig und es wäre verfehlt, wenn die Straf- 
kammer daraus ohne weiteres auf die Anschauung des Publikums in F., auf 
das es hier allein ankommt, ttenchlossen hätte. Es ist notorisch, auch aus dem 
Tatbestande des oben angeführten Urteils des Senats Tom 15. Januar zu ent- 
nehmen, daß das Publikum an rerschiedenen Orten Deutschlands bei besseren 
Backwaren die Verwendung ron Butter oder Butterschmalz erwartet, und die 
Tatsache, daß rerschiedenllich die OrtspolizeibehOrden den Backern, die Mar- 
garine und andere Ersatzmittel für Butter verwenden, die Bekanntmachung 
dieses Verfahrens durch Anschlag in den Geschäftsräumen zur Auflage machte, 
läßt ersehen, wie wenig die Käufer im allgemeinen mit den Qeschäftsgebräuclien 
vertraut sind. 

Es war deshalb das Urteil samt den von der Qesetzesverletzung be- 
troffenen tatsächlichen Feststellungen aufzuheben. 

Brandbinden and Gichtwatten sind dem freien Verkehr fiberlasseiu 
Urteil des Oberlandesgerichts (Sträf-Senats) in Breslau vom 
24. März 1908. 

Bei der allgemein gehaltenen Fassung der Ausnahmebestimmung im § 1, 
Abs. 8 der Kais. Verordnung vom 22. Oktober 1901, betr. den Verkehr mit 
Arzneimitteln außerhalb der Apotheken, und dem Fehlen einer anderweiten 
einschränkenden Bestimmung, ist anzunehmen, daß sich diese Ausnahme nicht 
bloß auf reine Verbandwatte usw., sondern auch auf die mit Heilmitteln impräg- 
nierte Watte bezieht, gleichgültig, ob der Verkauf der zur Imprägnierung 
benutzten Heilmittel den Apotheken vorbehalten ist oder nicht 

Das Beeht der Befangenheitserkiärnng ist aneh im Vermitte- 
Inngsverfahren gegeben. Beschluß des Preußischen ärztlichen 
Ehrengerichtshofs vom 28.Mai 1907. 

Naeh § 17, Abs. 8 des Ehrengerlehtsgesetzes steht dem Angeschuldigtem 
das Beeht zu, vor der BesehlUASfassnng auf ErSflTnung des fSrmiiehem 
ehrengerichtlichen Verfahrens ansutragen; dass Angesehnldigter snr 
Stellung dieses Antrags aufgefordert wird» wird vom Gesetz nicht erfordert. 
Beschluß des Preußischen ärztlichen Ehrengerichtshofs vom 
28. Mai 19 07. 

Erhebung der Klage im Sinne des § 6, Abs. 1 des Ehrengerichta- 
gesetzes iHt im nicht fSrmlichen Verfahren der Antrag des Beauftragtem 
des Oberprftfiidenten auf Besehlussfassnng aus § 17 des C^esetses. Die 
EInreiehnng einer Anzeige ist nieht Erhebung der Klage im Simne des 
€h»setzes. Beschluß des Preußischen ärztlichen Ehrengerichts«» 
hofs vom 27. September 1907. 
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EIb« Belebruig Aber Becbtsmlttellirieteii im urteile itf ^ gee^tilleb 
Hiebt yergescbriebeB. Urteil des Preußischen ftrstlicben Ebren- 
gericbtsbofs Tom 27. September 1907. 



IHe ftrztliebe Sebwelgepfifcbt, Gescbleebtskranldieiten. Urteil des 
preußischen ärztlichen Ehrengerichtshofes Tom 27. Sep« 
tember 1907. 

Für die Wflrdigang des Verhaltens des Angeschnldlgteni) der Jobanna 
N. gegenftber war Ton entscheidender Bedeutung, ob der ADgeschuldigte sich 
der N. gegenüber ausdrücklich auf die ärztliche Schweigepflicht berufen und 
ihr erklärt hat, sie könne sich ihm ruhig anvertrauen, da er als Artt über 
ihre Mitteilungen Schwdgen zu bewahren yerpflicbtet sei und ob die N. ibm 
erst auf diese Zusicherung hin die Tatsache ihres G^chlechtsyerkehrs mit 
dem X. geoffenbart hat. Bei ihrer Tom Ehrengericbtshof Teranlaßten einge* 
henden nochmaligen Vernehmung hat die Zengin Johanna N. indessen über 
diese Frage derartig unbestimmt und widerspruchsToll ausgesagt, daß aof ihre 
Aussage eine dem Angeschuldigten ungünstige Feststellung, wie das Ehren- 
gericht sie getroffen hat, nicht gegründet werden kann. Da liiernach die Tom 
Ehrengericht angenommenen besonderen Tatumstände nicht Torliegeo, kommen 
die allgemeinen Grundsätze über die Schweigepflicht des Arztes zur Anwen- 
dung und es war zu prüfen, ob der Angeschuldigte sich gegen sie Terfehlt 
und sich durch solche Verfehlung ehrengerichtlidbi strafbar gemacht hat. 

Die Pflicht zur Verschwiegenheit bildet neben der Pflicht zur Behaud* 
lung den wesentlichsten Teil des Inhaltes des zwischen einem Arzt und seinem 
Patienten entstehenden priTatärztlichen VertragsTerhältnisses. Der Patient 
offenbart sich dem Arzt auf Grund seines besonderen Vertrauens zu diesem 
und der Arzt übernimmt als eine seiner ersten Berufsobliegenheiten die Ver- 
pflichtung, diesem Vertrauen durch strenge und gewissenbiäte Geheimhaltung 
der auTertrauten Tatsachen zu entsprechen. Dieses Moment der Schweige« 

S flicht ist so wesentlich und bedeutsam, daß seine unbefugte Verletzung Ton 
er Gesetzgebung auch unter kriminelle Strafe gestellt worden ist (§ 800 des 
Beichs-Strafgesetzbuches). 

Die Schweigepflicht des Arztes ist indessen insofern keine absolute, als 
der Arzt sowohl durch ausdrückliches oder stillschweigend erwähntes EiaTer- 
ständnis des Patienten yon ihr entbunden, wie auch im Interesse des Graiein- 
wohls zum Zwecke der Seuchenbekämpfung zur Anzeige Ton ilim behandelter 
Krankheiten durch den Gesetzgeber Terpflichtet werden kann (Tgl. z. B. das 
Beichsgesetz betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher EranUieiten Tom 
SO. Juni 1900 und das Preußische Gesetz Tom 28. August 1905). Diese Fälle 
sind gesetzlich festgelegt und derart klargestellt, daß die Erstattung der An- 
zeige nicht in das Ermessen des einzelnen Arztes gestellt, sondern unter be- 
stimmten Voraussetzungen zu einer die Aerzte bindenden allgemeinen Pflicht 
gemacht worden ist. Daß keiner dieser Fälle hier Törliegt, ist unstreitig. 

Es fragt sieb, ob über den Torbezeichneten Bahmen hinaus der Arzt 
auch in solchen Fällen, in welchen seine Mitteilung geignet sein würde, Ton 
einem größeren oder geringeren Kreise Ton Personen schwere gesundheitliche 
Gefahren und Schädigungen abzuhalten, Ton der Verpflichtung, daß bei Ge- 
legenheit der Beruf;)au8übung Wahrgenommene und Mitgeteilte unTerbrüchlich 
bä sich zu behalten, entbunden werden kann. Das Reichsgericht hat im Ur- 
teil Tom 16. Mai 1905 einen Arzt, der, um Dritte Tor Ansteckung zu schützen, 
ihm anTertraute Tatsachen ihnen offenbarte, für straffrei erklärt (Trgl. § 800 
Str.-G.-B.). Vorliegend handelt es sich jedoch nicht um die Anwendung des 
§ 800 Str.-G.-B. und die Feststellungen der Voranssetzungen der Anwendung 
dieser GosetzesTorschrift, sondern um die daTon unabhängige Frage, ob deir 
Angeschuldigte aus dem Gesichtspunkte der ehrengerichtlichen Beurteilung 
sich durch sein Verhalten einer Verletzung seiner ärztlichen Pflichten schuldig 
gemacht hat. Indem der Ehrengerichtshof auch für die Torbezeidineten Fälle 
an der Notwendigkeit der uuTerbrüchlichen Beobachtung der ärztlichen 

^) Der betreffende Arzt hatte einen Terbeirateten Lehrer, der trotz seiner 
Erkrankung mit der J. N. geschlechtlichen Verkehr getrieben und di^se ,infl; 
ziert hatte, beim Ortsschulinspektor angezeigt, um weitere Ansteckungen, ins- 
besondere Toü Schulkindern, zu Terhüten. 
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Miweigepfliekt ab Begel fasthUi, muß er doch andeneitB anerkniBeD, daß 
der Arst in die Lage kommen kann, unter genauer Abwägung kolUdiereBder 
Pflichten und unter schwerer Verantwortung im Einzelfalle darüber entscbeidea 
au müssen, ob die Beobachtung der Pflicht strenger Wahrung des Berufs- 
geheimnisses im Interesse der einzelnen Patienten ihn nicht etwa der Ver- 
ätzung einer anderen von ihm nach der ganzen Sachlage h5her bewertetea 
Pflicht der Allgemeinheit oder auch einzelnen Dritten gegenüber schuldig 
machen würde. Der Ehrengerichtshof hat angenommen, daß im Torliegendeii 
Falle der Angeschuldigte sich in einer derartigen, ihn schwer bedrAckeadea 
Pflichtenkollision befunden hat, und daß er nach der von ihm vorgenommeaea 
sorgfältigen und gewissenhaften Prüfung des Tatbestandes sich für berechtigt 
halten konnte und auch fflr berechtigt erachtet werden mußte, der vorge- 
setzten Behörde des Lehrers Anzeige zu machen, nm schweres ünglflck voa 
den Schulkindern abzuwenden. Von einem unehrenhaften und der Achtaag, 
welche der ärztliche Stand erfordert, unwürdigen Verhalten des Angesebiü* 
digten kann hiernach selbst dann nicht die Bede sein, wenn man auch die eia- 
zelnen Schritte seines Vorgehens in dieser schwierigen, für einen so joagea 
Arzt ganz besonders heiklen Lage nicht immer zu bilJigeu vermochte. Der 
Ehrengerichtshof hat den Angeschuldigten daher kostenlos (§ 46 des Ehrea- 
gerichtsgesetzes) freigesprochen. 

Inwieweit begründet Trunksneht eines Arztes die Anwendung den 
Shreagerlehtsgesetzes! urteil des preußischen ärztlichen Ehr ea- 
gerichthofes vom 7. Januar 1907. 

Aufgabe des Ehrengerichtshofes ist es nicht, dem Privatleben des Ab- 
geschuldigten weiter nachzuforschen und den Qastwirt samt Kellnern darüber 
zu h5ren, ob der Angeschuldigte „fortgesetetzt und bis tief in die Nacht hio« 
ein Bier getrunken und geze<ät habe*. Es Ist nicht Sache des Gerichtshofes, 
das Privatleben von Aerzten im allgemeinen moralisierend zu überwachen, so 
lange nicht Ehrenrühriges bekannt wird. Ein Anlaß, mit den Mitteln des 
Ehrengerichtsgesetzes einzuschreiten, liegt für das Ehrengericht erst vor, 
wenn ein Arzt infolge der Trunksucht sidi bestimmte Verfehlungen, d. h. be- 
stimmte Handlungen oder Unterlassungen zu Schulden kommen läßt, welche 
geeignet sind, öffentliches Aergemis zu erregen oder die Ausübung des Berafis 
in einem bedenklichen Lichte erscheinen zu lassen. In dieser Beziehung siad 
aber weitere Behauptungen nicht aufgestellt. 



Geringfügige Streitigkeiten anter Aerzten fallen nicht unter dH 
Ehrengerlehtsbarkelt. Beschluß des preuß. ärztlichen Ehrea- 
gerichtshofes vom 27. September 1907. 

Das Verhalten des Angeschuldigten dem Dr. X. gegenüber ist zwar 
wenig taktvoll gewesen, so daß dem Angeschuldigten der Vorwurf eiaes 
wenig angemessenen Verhaltens nicht erspart werden kann. Zu einer ehrea- 
gerifätlichen Verurteilung des Angeschuldigten hat der Ehrengerichtsbof 
aber trotzdem nicht kommen können, weil es nicht die Aufgabe der Ehrea- 
gerichtsbarkeit sein soll, jeden an sich geringfügigen Streit zwischen zwei 
Aerzten vor ihr forum zu ziehen.^) Die Ehrengerichte haben vielmehr 
bei derartigen Anlässen zu prüfen, ob tatsächlich auch die Voraussetznngea 
des S 3 des Gesetzes vom 25. November 1899 erfüllt sind, ob der ange- 
schuldigte Arzt sich durch sein Verhalten der Achtung, welche der ärztliche 
Beruf erfordert, unwürdig gezeigt hat, oder ob nicht vielmehr, wie Im 
vorliegenden Fall, nur in einer vielleicht entschuldbaren Erregung und la 
augenblicklicher Unüberlegtheit Worte gefallen sind, welche bei ruhiger 
üeberlegung unausgesprochen wären und die, mit Bücksicht insbesondere 
auf die besonderen umstände des Falles, welche eine augenblickliche Bei- 
zung und ein bedauerliches Sichgehenlassen verzeihlich erscheinen lassen, 
eine dauernd auf dem Betroffenen haftende EhreuRtrafe nicht zu rechtfertigen 
vermögen. Der Ehrengerichtshof hat in diesem Fall derartige Umstände als 



>) Der Angeklagte hatte sich im AUgemeinen Krankenhaus dem dlrlgi^ 
renden Arzt desselben gegenüber in Gegenwart von Zeugen zu der Aeußerung 
„Das scheint mir hier im Hause eine schöne Wirtschaft zu sein** hinreißen lassen. 
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Evgiinsten des Angescbnldigten Torliegend erachtet und Um deshalb^ Ireige- 
sprochen. 

Die Anwendang des Ehrengerlehtsgesetzes ist gereehtfertigt, wenn 
die Geltendmachnug abweiehender wissenscliaftllcher Anslcbten in be- 
leidigender Form gesobielit (rergh § 8, Abs. 8 des Elirengerichtsgeseties). 

urteil des Preußischen &rztliclien Ehrengerichtshofs Tom 
7. Januar 1907. ^ 

Abfällige Aenssemng in einem ftrztliehen Atteste über einen anderen 
Arzt. Beschluß des preußischen ärztlichen Ehrengerichts 
hofes vom 9. Dezember 1907. 

Die Beschwerde war in der Hauptsache als unbegründet zurückzuweisen. 
Der Angeschuldigte hat in durchaus ungehMger Weise in das Attest einen 
schweren Angriff auf den ersten Gutachter, den Med.-Eat B., aufgenommen >). 
Es stand ihm selbstyerständlich frei, seine yon Dr. B. abireichende wissen- 
Bchaftliche üeberzeugung darzulegen. Er mochte auch, wenn er dies fttr not- 
wendig und begründet hielt, die Vermutung aussprechen, daß der andere Gut- 
aditer yon ihm beobachtete Symptome übersehen habe. l)ie Verdächtigung 
aber, dieser habe solche Symptome nicht sehen wollen, enthält eine durch 
nichts begründete, gegen den kollegialen Anstand und die Gebote der ärzt- 
lichen Standesehre schwer yerstoßende Beleidigung eines Kollegen. Diese grobe 
Standeswidrigkeit kann auch nicht etwa dadurch entschuldigt werden, daß Dr. B. 
sich dem Angeschuldigten gegenüber, wie dieser behauptet, einmal unkollegial 
yerhalten haben soll, und es ist deshalb, wie das Ehrengericht zutreffend ausführt, 
kein Anlaß, den in dieser Beziehung wiederholt angebotenen Beweis zu erheben. 

Unzulässige Kritik in einem äritlichen Gutachten. Urteil des 
Preußischen ärztlichen Ehrengerichtshofs yom 27. Mai 1907. 
Aus dem Tatbestande des ersten Urteils ist her?orzuheben, daß dem A. 
nach einem Betriebsunfall, bei welchem seine rechte Hand sequetscht war, 
eine Beute Ton 60®/« zugesprochen war, daß dann nach Verschlimmerung des 
Leidens auf Antrag des Verletzten ein neues Heilrerfahren eingeleitet und 
nach dessen Durchführung die Bente auf Grund zweier ärztlicher Gutachten 
auf 50% herabgesetzt war, daß gegen diese Festsetzung der Verletzte Be* 
rufung beim Schiedsgericht einlegte und daß Angeschuldigter in einem dem 
Schiedsgericht yorgelegten Gutachten sich u. a. dahin äußerte: 

«Unter fiesen Umständen erweckt der ganze Vorgang den Gedanken 
an die Möglichkeit eines Versuchs der Berufsgenossensdiaft, die obige 
Bekursentsdieidung (wonach im Fidle der Durchführung eines neuen H^- 
yerf alirens, gleichylel, ob dadurch die Besserung des bestehenden Znstandes 
erzielt wurde, die Bente nach Maßgabe des nach der Durciiführung er- 
mittelten Grades der Erwerbsbeeinträchtigung festzusetzen ist) auszu- 
nutzen und zwar unberechtigterweise, denn die Ausnutzung wurde nur 
dadurch möglich, daß in deip verletzten die objektiv unrichtige Vorstellung 
erweckt wurde, sein Zustand könne gebessert werden.* 
In der Berufungsschrift, auf deren Darlegungen des näheren verwiesen 
wird, behauptet der Angeschuldigte, er sei auf Grund der Angaben des Ver- 
letzten zu der Üeberzeugung gekommen, daß das neue Heilverfahren von der 
Berufsgenossensohaft j^iü fraudem legis' eingeleitet sei, nur um eine neue 
Festsetzung der Bente zu ermöglichen. A. habe ihm verschwiegen, daß das 
Heilverfaliren auf seinen Antrag wegen einer durch Entzündung verursachten 
Verschlimmerung der Hand wieder aufgenommen sei. Diese seine Üeberzeugung 
habe er. Angeschuldigter, im Gutachten zum Ausdruck bringen müssen. Weitere 
Information sei ihm durch die Verweigerung der Akteneinsicht seitens der Be- 
mfsgenossensehaft unmöglich gemacht. 

Die Berufung war als unbegründet zurückzuweisen und zwar vorwiegend 
aus den schon vom ersten Bichter zutreffend ausgeführten Gründen. Der vom 
Angeschuldigten angedeutete Verdacht eines unlauteren Verfahrens der Berufs- 

^) Im Attest war gesagt : „Wenn nun Herr B. angibt, daß seitens des 
Nervensystems keinerlei Schädigungen vorlägen, so hat er diesen auffallenden 
Symptomenkomplez entweder übersehen oder aber nicht sehen wollen.* 
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gßütMßVBckBit hatte mit der im QuMkien TCHrlidcenden Falles altoa znm 
Aosdnick zu bringenden wissenscliaftlicheB Ansicht des Arztes über den Qrad 
der Verletzung nichts zu tun und die ttber den Bahmen des ärztlichen Qut- 
achtens hinaosgreUenden, die Anschuldigung begrUndenden Aus|ühningen über 
dieses Verfahren der Berntsgenossenscbaft fallen daher auch nicht unter den 
Schutz des g 8, Abs, 8 des Gesetzes vom 25. Koyember 1899. Paß aber der 
Angeschuldigte einen solchen Verdacht überhaupt ausgesprochen hat, ist 
Yollends aus dem Grunde nicht zu. rechtfertigen, weil er bei seiner Annahme 
sich ganz allein auf die Angaben des Verletzten stützen konnte und daher um 
s# Torsichtiger h&tte sein müss^, wie es denn üa Pflicht des im schieds- 
gerichtlichen Verfahren begutachtenden Arztes zu erachten ist, sich ohne 
Parteinahme streng an den objektiven Tatbestand zu halten und zu diesem 
allein eine wissenschaftliche Ansicht zu äußern. Zu der ausgesprochenen Ver- 
dächtigung, der Berufsgenossenschaft sei es bei Einleitung des neuen Heil* 
TerfiJirens nur an der llbgliehkeit einer Bentenherabsetzung gelegen gewesen, 
durfte der Angeschuldigte sich als Arzt nicht hinreißen lassen. 



Inwieweit nacht der behandelnde Arzt, welcher dnreh seinen Wider- 
spruch gegen die Landesreraleheriuigsanstalt die Dnrehffthmng des Heil» 
Terfahrens nnmSgUeh maeht bezw« ersehwert, sieh ehrengerichtllcJi atraf- 
harl urteil des Preußischen ärztlichen Ehrengerichtshofs 
vom 27. Kai 1907. 

Der Angeschuldigte hat der Landesversicherungs- Anstalt gegenüber die 
Erstattung eines ärztlichen Ghitachteas in InvalidenrentenBaehen im Falle S. 
abgelehnt. Zur Ablehnung eines solchen Gutachtens war er an sich berechtigt 
iud die bloße Tatsache der Ablehnung würde den Tatbestand einer ehren« 
gerichtlich strafbaren Handlung nicht erfüllen. Er hat aber der Ablehnung 
durch Schreiben Tom 3. Oktober 1904 die ICotiviening hinzugefügt: 

„daß, nachdem die Versidrarungsanstalt einen meiner Patienten (W.) nach 
Ton mir abgegebenen Gutachten meiner Behandlung entzogen hat, ich nur 
noch ferner Gutachten für die Landesfersicherungsanstalt ausstellen kann, 
wenn ich die l^cherheit habe, daß eine deraitige Schädigung meiner Praxis 
nicht mehr vorkommen wird.* 
Er hat ferner eine an S. gerichtete Vorladung des Oberbürgermeister^ 
amtes in N. mit dem Bemerken zurückgeschickt: 

„S. kann, solange er sich in mdner Behandlung befindet, zu einer ander« 
weitigen ärztlichen Untersuchung nicht beurlaubt werden.^ 

Der Angeschuldigte und mit ihm das Urteil erster Instanz nehmen an, 
daß die Landesversicherungsanstalt in der Inyalidenrentensaehe des W„ in 
welcher sie im Februar 1904, also kurz Tor dem EaU S., den Angeschuldigten 
um sein ärztliches Gutachten ersucht hatte, gegen den Angeschuldigten so 
rücksichtslos Torgegangen sei, daß ^eser sich in seinem Standesbewußtsem 
habe verletzt fühlen können. Das Ehrengericht hat deehalb das Verhalten des 
Angeschuldigten im Falle 8. als tadelnswert nicht erachten können. Nua hat 
aber die Durchsicht der vorliegenden, im Falle W. erwachsenen, vom Vertreter 
der Anklage in bezug genommenen Akten ergeben, daß die Landesversiche- 
rungsanstalt in diesem Fall ganz korrekt vorgegangen ist^ Der Angeschnldigte 
glaubt sich von ihr dadurch geschädigt, daß de W., seinen Patienten, seiner 
ärztlichen Behandlung entziehen und ihn in Widerspruch mit seinem Gut- 
achten dem Heilverfahren habe unterwerfen wollen. Tatsächlich hat aber -^ 
und dies läßt das erste Urteil unberücksichtigt -- W. selbst bei der Vor» 
sicherungsanstalt den förmlichen Antrag auf Einleitung des Heilverfahrens mit 
der Begründung gestellt, daß die bisherige Behandlung nicht ausreichend sei 
Dies bestreitet zwar der Angeschuldigte, doch ist die Tatsache durch das in 
den Akten der Versicherungsanstalt beündliche Protokoll vom 2. April 1904 
unwiderleglich bewiesen. Wenn die Versicherungsanstalt nun diesem Antrage 
W.s entsprechen wollte, und den W. daher anwies, sich in ihre Hedianstalt zu 
begeben, so handelte sie lediglich dem Gesetze entsprechend. Die Einleitung 
des gesetzlich zulässigen Heilverfahrens in Invalidenrentensachen steht ledig- 
lich im Ermessen der Versicherungsanstalt und ist von der Zustimmong des 
behandelnden oder begutachtenden Arztes unabhsAgig. Es ist auch nicht üblich, 
daß die Versicherungsanstalt dem behandelnden i^zte von der Einleitung den 
Heilverfahrens Nachricht gibt Die Auffassung, welche der Angeschuldigte 
der Versicherungsanstalt gegenüber verteidigte, war demnach eina irrtümliche. 
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Deshalb hat sich der Aogeschiüdigte aber noch nicht ehrengerichtlich strafbar 
ffmacht. Standeswidrig jedoch wurde sein Verhalten dadurch, dafi er in scdnem 
Widerspruche gegen die Versicherungsanstalt so weit ging, dieser die ,Beur- 
lauboBg^ S, sur vemehiBung y<Hr dem Oberbttrgermeisteramt zu verwägem, 
solange er in seiner Behandlung sei. Wem 8. seiner Krankheit halber nicht 
•ncheinen konnte, wie es tatstehlich der Fall gewesen zu sein scheint, so 
konnte der Angeschuldigte dies «Bzeigen. Er durfte aber nicht, lediglich nus 
Verärgerung, deu Versueh machen, durch seinen Widerspruch der Versidie* 
rmgsanstalt die Durchführung des ihr gesetzlich Torgesdmebenen Verfahrens 
unnbglich zu machen. Insoweit handelte er ehikanOs und war deshalb zu 
bestraieiu Eine Warnung erschien angebracht und ausreichend. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

Naehweisung der Erkrankungen und Todeslille an fibertFagbaren 
Krankheiten. Srlaß des Ministers der usw. Medizinälangelegen- 
hoiten Tom 4. März 1908 — M. Nr. 12544 -^ an sämtliche Herren Be- 
gierungspräsideuten. 

Euerer Hochwohlgeboren übersende ich in der Anlage ergebenst eine 
Nachweisung der im Jahre 1906 amtlich gemeldeten Erkrankungen und Todes- 
&Ue an übertragbaren Krankheiten, weldie aus den mir vorgdegten Woohen- 
nachweiBungen zusammengestellt worden ist, zur gefälligen Kenntnisnahme. 
In die Nachweisung sind auch die Zahlen der Todesfälle aufsenommen, welche 
von dem statistischen Landesamt auf Grund der standesamtuchen Sterbekarte 
ermittelt worden sind. Ein Vergleich ergibt, daß die Zahlen der polizeilich 

Semeldeten Todesfälle überall und zum Teil sehr erheblich hinter den Zahlen 
es standesamtlich gemeldeten Todesfälle zurückbleiben. Dies rührt äugen- 
scheinlich daher, daß die am 15. September 1906 erlassenen allgemeinen Aus- 
führungsbestimmoDgen zu dem Gesetz, betreffend die Bekämpfung übertrag- 
barer Krankheiten vom 28. August 1905 zu § 1, Absatz 1 noch nicht hin- 
reichende Beachtung gefunden haben. Aul die Notwendigkeit einer beson- 
deren Anzeige bei Todesfällen wird daher erneut aufmerksam zu machen sein« 
Bei einem Vergleich der Zahlen der Nachweisung mit denjenigen, 
welche in dem Text und den Tabellen der Jahresberichte über diese Gesund- 
heitsverhältnisse in den einzelen Begierungsbezirken enthalten süid, zeigen sich 
auch zwischen diesen erhebliche Abw^chungen, welche wahrscheinlich darauf 
zurückzuführen sind, daß nachträglich gemädete Fälle hinzugerechnet bezw« 
solche Fälle, die sich bei weiteren Nachforschungen nicht als anmeldepflichtige 
Krankheiten erwiesen haben, gestrichen worden sind. Zur Beseitigung dieser 
Differenzen wollen Sie die Kreisärzte Ihres Bezirkes veraiilassen, Ihnen in 
Zukunft in den ersten Wochen eines jeden Jahres eine berichtigte Nach- 
weisung über die in ihrem Kreise in dem vorhergehenden Jahre amtlich ge- 
meldeten Fälle von übertragbaren Krankheiten (Anlage 3 der^ Allgemeinen 
Ausführungsbestimmunffen) einzureichen und eine aus diesen' Nachweisungen 
zusammengestellte Nadiweisnng für Ihren Bezirk (jedoch ohne An|;abe der 
Ortschaften) bis zum 15. Februar jeden Jahres hier vorlegen. Die in diesen 
Nachweisungen enthaltenen Zahlen sind den Ausführungen in ' den Jahres- 
berichten zugrunde zu legen. Der Vorlage dieser Nachweisung für das Jahr 
1907 will ich binnen sechs Wochen entgegensehen. 

Im Anschuß hieran bemerke ich für die allwöchentlich hier zur Vorlage 
gelangenden Nachweisungen an übertragbaren Krankheiten noch folgendes : 

1. Tödlich endigende Erkrankungen, in denen nur der Todesfall, aber 
nicht auch die betreffende Erkrankung zur Anzeige bei der Polizeibehörde 
gelangt, sind in den Nachweisungen nicht nur unter den Todesfällen, sondern 
auch unter den Erkrankungen zu registrieren, weil sonst die relative Sterblich- 
keit an der betreffenden &ankheit zu groß erscheinen würde. 

2. Bißverletzungen durch tollwutverdäehtige Tiere sind ausschließlich 
unter Ziffer 2 der Nadiweisungen zu führen; unter Ziffer 18 sind dagegen 
nur ausgesprochene Erkrankungen an Tollwut aufzunehmen. 

3. Am Fuße der Wochennachweisungen sind stets, soweit dies nicht schor 
bisher geschehen ist, in jeder Spalte die Gesamtsumme der Erkrankungen und den 
Todesfälle an den einzelnen &ankheiten für den ganzen Bezirk anzugeben. 

Digitized by VjOOQIC 



64 



Bechtaprechmig und Medizinal -Gesetzgebung. 



über die im preußischen Staate im 
Erkrankungen und Todeafftlle sowie der standeeamtliclL 
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Lungen- u. 
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Diphtheri 
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Kindbettfieber. 


Kehlkopf- 
Tuberkulose. 






TodesfäUe 




TodesfäUe 


Todesf&Ue 
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Erk. 


poli». 1 


stand. 


Erk. 


poll«. 1 


stand.^) 


polix. 1 ttandL*) 
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gemeldet | 




gemeldet | 


fremeldet 


1 


Eönigsberg . . . 


1881 


160 


412 


101 


20 


102 


432 


1152 


2 


Gambinnen . . . 


1190 


160 


544 


107 


30 


78 


137 


741 


8 


Alienstein . . . 


631 


111 


448 


48 


17 


69 


94 


543 


4 


Danzig 


1650 


181 


508 


104 


44 


128 


340 


961 


5 


Marien Werder. . 


2354 


227 


714 


193 


48 


145 


209 


1141 


6 


Berlin 


3026 


343 


389 


281 


94 


338 


2214 


5355 


7 


Potsdam 


2991 


110 


285 


349 


42 


166 


1460 


2860 


8 


Frankfurt .... 


1663 


86 


203 


242 


38 


105 


471 


1833 


9 


Stettin 


2767 


256 


363 


151 


29 


86 


640 


1350 


10 


EOslin 


1561 


119 


279 


92 


19 


68 


262 


847 


11 


Stralsund .... 


398 


18 


39 


37 


5 


16 


117 


375 


12 


Posen 


2089 


241 


528 


201 


45 


134 


520 


1967 


13 


Bromberg .... 


1062 


62 


245 


97 


24 


101 


185 


1066 


14 


Breslau 


2839 


246 


379 


270 


65 


170 


1876 


3733 


16 


Liegoits 


1468 


69 


172 


230 


34 


128 


641 


1721 


16 


Oppeln 

Magdeburg . . . 


2116 


259 


573 


402 


79 


244 


824 


3869 


17 


2460 


42 


300 


270 


41 


114 


465 


1918 


18 


Merseburg . . . 


4863 


297 


525 


198 


52 


125 


791 


1685 


19 


Erfurt 


788 


55 


92 


89 


19 


52 


319 


766 


20 


Schleswig .... 


1649 


80 


142 


194 


26 


101 


1197 


2208 


21 


Hannover .... 


1681 


49 


217 


108 


18 


71 


472 


1123 


22 


Hildesheim . . . 


1277 


27 


75 


64 


8 


36 


372 


1010 


23 


Lttneburg .... 


1154 


34 


94 


62 


11 


43 


829 


793 


24 


Stade 


672 


38 


60 


68 


8 


25 


183 


696 


25 


Osnabrück . . . 


617 


38 


59 


36 


9 


38 


367 


828 


26 


Aurich 


246 


14 


19 


25 


11 


29 


104 


508 


27 


Münster 


1089 


71 


169 


117 


23 


76 


667 


1886 


28 


Minden 


839 


44 


100 


106 


19 


59 


297 


1409 


29 


Arnsberg .... 


3364 


140 


505 


351 


25 


160 


2063 


8490 


30 


Cassel 


1651 


86 


165 


192 


36 


88 


800 


1676 


81 


Wiesbaden . . . 


1429 


88 


159 


179 


84 


76 


636 


2331 


82 


Eoblenz 


898 


69 


100 


148 


28 


66 


415 


1354 


33 


Düsseldorf . . . 


5604 


316 


669 


330 


53 


260 


2347 


5911 


84 


Cöln 


2087 


145 


193 


145 


19 


75 


1168 


2439 


85 


Trier 


1105 


96 


209 


174 


35 


98 


991 


1705 


36 


Aachen 


957 


67 


91 


86 


19 


68 


473 


1084 


87 


Sigmaringen . . 


77 


4 


11 


17 


2 


9 


53 


185 




Zusammen 


64093 


4438 


10025 


5864 


1123 


3722 


24821 


64459 



') Betrifft s&mtlicheim Khidbettfieber gestorbenen Personen. 
*) Betrifft sftmtliche Todesfölle an Tuberkulose. 
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Bekimpfaiig der fibertragbaren fieseUechtsfcnuifcheiteB; Triger 
der dadnreli entetehendeii Kosten. Erlaß des Finanzministera, des 
Ministers des Innern, des Ministers der nsw. Medizinalange- 
legenheiten vom 10. M&rz 1908 — M. d. J. II a 1918, F. M. L 2806 JI, 
M. d. g. A. M. 10902 — an den Herrn BegierongBpr&sidenten in Breslau nnd 
^allea anderen Herren Begiernngspräsidenten zor KenntniuDahme mitgeteilt. 

Bei der notorischen Verbreitnng der Geschlechtskrankheiten nnter den 
Frostituierten und den mit ihnen y erkehrenden Männern mnß jede Person, 
welche gewerbsmäßig Unsacht treibt, ohne weiteres als ansteckongsverdächtig 
im Sinne des § 8 Abs. 1, Ziffer 9 des Gesetzei«, betreffend die Bekämpfung 
libertragbarer Krankheiten, Tom 27. Aagost 1905 angesehen werden. Die 
Ansführangsbestimmongen zu diesem Gesetze anterwerlen deshalb aach m 
Ziffer 2 za § 9 alie Personen, weiche gewerbsmäßig ünzacht treiben, der 
regelmäSigen ärztlichen Beobachtung, ohne den Nachwels zu verlangen, daß 
sie mit Erkrankten in Bertthrnng gekommen sind. 

AUe diese Schatzmaßregeln zur Bekämpfung der übertragbaren Ge- 
schlechtskrankheiten ßoden ihre rechtliche Grundlage in den Bestimmungen 
des Gesetzes vom 28. August 1905. Die dadurch yeranlaßten Kosten sind 
also entprechend dem Schlußsatze des § 26 nach den Vorschriften des bestehen- 
den Bedites zu tragen, so daß die Ausgaben für die ünterisuchungen der 
Prostituierten dem Träger der unmittelbaren, die Zwangsheilungskosten dem 
Träger der mittelbaren Polizeikosten zur Last fallen, sofern es sich nicht um 
gemeinnützige Wohlfahrtseinrichtungen handelt, die aus freiwilligen Beiträgen 
oder Zuschüssen ron privater oder äer öffentlicher Seite unterhalten werden 
(Entsch. des O.-V.-G. Bd. 27 S. 75, 28 S. 87, 40 S. 128). 



Sehuti der Ban- Handwerker gegen Schädigung ihrer Gesudlieit. 

Polizeiverordnung des Königlichen Begierungspräsidenten 
in Danzig vom 25. Februar 1908. 

§ 1. Vom 15. NoTcmber bis 81. März dürfen Maler-, Stuckateur-, 
Putzer- und Töpfer-Arbeitra in Neubauten nur dann ausgeführt werden, wenn 
die Bäume, in denen gearbeitet wird, durch Türen und Fenster rerschlossen 
sind, die nur Torläufige Anbringung derartiger Verschlüsse genügt 

§ 2. In Bäumen, in denen offene Koksfeuer ohne Ableitung der ent- 
stehenden Gase brennen, darf nicht gearbeitet werden. 

Solche Bäume sind gegen andere, in denen gearbeitet wird, dicht abzu- 
schließen. Sie dürfen nur yorübergehend yon den die Koksfeuerung beauf- 
sichtigenden Personen betreten werden. 

§ 3. üebertretungen dieser Vorschrift werden, sofern nicht weiter- 
gehende Vorschriften des Strafgesetzbuches Platz greifen, mit Geldstrafe bis 
zu 60 Mark bestraft, an deren Stelle im ünyermögensfalle yerhältnismäßige 
Haft tritt. 



Anfnahme yon Schwangeren bei Hebammen« Verfügung des 
Begierungspräsidenten zu Aachen yom 7. Dezember 1907. 

Wenn es den Hebammen nach § 10 der Diensanweisung des Lehrbuches, 
Ausgabe 105, zugelassen ist, nach Erstattung der Anzeige an den Kreisarzt 
eine Schwangere, die m der Wohnung der Hebamme entbunden zu werden 
wünscht, bei sich aufzunehmen, so soll es sich, wie auch der Wortlaut dieses 
Parapraphen erkennen lößt, um eine Maßnahme handeln, die nur in Ausnahme- 
fällen Platz greifen darf. Sofern eine Hebamme z. B. besondere Einrichtungen 
treffen sollte, um Schwangere aufzunehmen, oder wenn sich diese Hausentbin- 
dunffen irgendwie häaßger oder gar regelmäßig wiederholen sollten, ist zu 
prüfen, ob es sich nicht um eine der Konzession bedürftige Privatentbindungs- 
anstalt handele. Nach dem Wortlaute des § 10 a. a. 0. kommt auch nur die 
Entbindung, nicht dagegen auch eine längere ünterbringong Schwangerer in 
Betracht; die Dauer der Unterkunft im Hanse der Hebamme kann sich 
hiemach nur auf eine kürzere Zeit yor und nach der Entbindung erstrecken. 



Digitized by 



Google 



BecbtsprechHiig i^id Medizinal - Geietzgebuiff. 67 

Ich ersuche, diese Angelegenheit sorgfältig im Ange zu behalten nnd gegebe- 
nenfalls dem Pollzeiprftsidenten, den ich benachrichtigt habe, sofort Miiteünng 
zn machen. ^ 

. . B. Könior^eloli Ba^rera. 

Oemeinverstlndtiehe Belehrung für die Terbraneher ron KoBser?en« 

Erlaß des Staatsministerinms des Innern vom 17. März 1908 
an die K, Begiernngen, Kammern des Innern, die Distrikts- nnd Ortspolizei- 
IwhOrden. 

Der Verbranch an Eonserren hat in den letzten Jahren in weiten 
Schichten der Bevölkeraog eine große Verbreitnng gewonnen. Mit ^em steigen- 
den Verbrauche haben sich auch die Fälle gemehrt, in denen EricraDicnngen 
und Todesfälle infolge des Genusses verdorbener Eonser?en vorgekommen smd. 
Durch eine richtige Behandlung der Konserven und durch rechtzeitige Er- 
kennung der äußeren Eennzeichen des Verdorbenseins der Ware lassen sich 
GesundheitS8chädigunf;en in den meisten Fällen hintanhalten. £4 erscheint 
deshalb angezeigt, hieitlber die Oeffentiichkeit zu belehren. Diesem Zwecke 
dient die nachstehende, gemeinve rständliche Belehrung, fttr deren 
möglichst weite Verbreitung in der Ortlichen Presse zu sorgen ist 
L Eennzeichen verdorbener Eonserven. 

Als verdorben sind BUchsenkonserven anzusehen, deren Deckel und 
Boden aufgetrieben sind (bombieren), desgleichen solche, deren Deckel oder 
Boden federn, d. h. dem Fingerdruck nachgeben, um sofort wieder in die alte 
Lage zurückzukehren. 

Bttchsen, mit derartigen Anzeichen des Verdorbenseins sind zurttckzu- 
weisen, nnd unter keinen Umständen zu verbrauchen. 

Als verdorben sind ferner auch jene Eonserven zu erachten, die sich 
nach Oeifnen der Behälter als vertrocicnet oder stark verschimmelt erweisen. 
Konserven, die fremdartig oder gar ttbel riechen, namentlich aber auch solche, 
die sich in Gärung befinden, was an der schaumigen Oberfläche der Flttssigkeit 
erkennbar ist, sind vom Gebrauch auszuschließen. 

II. Die Behandlung der Eonserven. 

Sowohl im Haushalt, als auch in Verkaufsstellen sind die Eonserven 
stets an trockenen, kühlen Orten aufzubewahren. 

Bttchsenkonserven sind vor Sturz oder Stoß zu schützen, da hierdurch 
entstehende Undichtigkeiten erfahrungsgonäß die Haltbarkeit des Bllchsen- 
inhaltes erheblich bednträchügen. 

Gewisse Arten von Eonserven, z. B. Gtomttsekonserven, Fischkonserven, 
namentlich aber solche in sauren Saucen oder Sulzen, sollen nach Anbruch der 
Bttclisen, wegen der Gefahr der Zersetzung, stets rasch verbraucht werden. 
Wenn die Eonserven, wie Sardinen u. a., in Oel, oder wie Salzheringe, in Salz- 
lake liegen, besteht diese Gefahr in geringerem Maße, solange die Eonserven 
noch von der Flttssigkeit bedecict sind. 

Für den Hausgebrauch ist dringend anzuraten, den einmal aus einer 
Büchse herausgenommenen Inhalt nicht wieder in diese zurttdczulegen, auch 
wenn die Speise nicht auf einmal verzehrt wird. 

Andere Eonserven, wie Dunstobst oder mit Zucker eingemachte Früchte 
und dergl. werden nach Anbruch der Behälter bei längerer Aufbewahrung 
nicht selten an der Oberfläche von Schimmel befallen. Wenn sie auch deshalb 
nicht ohne weiteres für verdorben gelten können, so ist dennoch stets für öftere, 
vorsichtige Entfernung der Schimmeldecke Sorge zu tragen. Hat der Schimmel 
schon tiefere Schichten ergriffen, dann ist die Eonserve für den Verkauf und 
den Verbrauch nicht mehr tauglich. 

Zu beachten ist endlich, daß das Aufkochen verdächtiger Eonserven 
keine sichere Gewähr für die Zerstörung aller giftigen Eeime bietet, 
weshalb in allen verdächtigen Fällen auf den Genuß der Eonserve besser ver- 
zichtet wird. 

Eonservra, auf deren Genuß, wenn auch nur vermutungsweise, Er- 
kranlningen zurückgeführt werden, soll man nicht vernichten, da Uerdurch die 
weitere Verfolgung des Falles erschwert und unter Umständen unmöglich 
gemacht wird; es sind vielmehr die Beste — womöglich samt der Büchse — 
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anirerzttglicli der Ortspoliseibehörde zar Herbeifdlirang einer üntersadiuttg 
darch die zuständige Steiie (Hygienisolies institnt, Tierarzt, OntersaeliaAgf- 
anstait) zu übergeben. 

EInllllirQiig einer sweekmässfgen Turnkleldnng fftr SeMleiinnen 
in Saelisen. Verordnung des Onterrictitsministers rem 18. Jali 
1907 an alie BezirksscbuiiospeJctionen. 

Wie zur Kenntnis des unterzeicbneten Ministeriums gekommen, ist tiel- 
facb Klage darüber geführt worden, daß nicht selten Schttlerinaen beim Tarn- 
Unterricht einschnürende und ausgiebige Körperbewegungen hindernde Klei- 
dungsstücke tragen und deshalb nicht in vomchriftsmäßiger Weise an alles 
Turnübungen teilzunehmen rermögen. Namentlich wird das Tragen des Kor- 
setts beanstandet, das die für eine normale KOrperentwicklung und aufrechte 
Haltung wichtigen Bumpfübungen nicht oder nur in bescbrftoktem Maße zul&ßt 

Bas Landesmedizinalkollegium, das hierüber um sein Gutachten ersucht 
worden ist, hat insbesondere betont, daß das Korsett ischon bei ruhiger Kö^ 
perhaltung Und gewöhnlichen Körperbewegungen einen schädigenden Eisflaß 
auf die Gesundheit ausübe, daß sich dieser aber ganz besonders bei Ton« 
Übungen geltend mache und zu tiefgreifenden Störungen des jugendlichen Oi- 
ganismuB führen könne. 

Die ßezirksschulinspektoren werden daher veranlaßt, soweit dies nicht 
bereits geschehen ist, auf Beseitigung des Korsettragens beim Tamunterrichte 
und auf Einführung einer zweckmäßigen Turnkleidung hinzuwirken, sowie dis 
Schulärzte anzuweisen, daß sie diesem Gegenstande ihre besondere Aufmerk- 
samkeit zuwenden. 

Was die Tumkleidung anlangt, so empfiehlt das Landesmedizinalkoilegiom 
den in Leipzig und auch in anderen Städten vielfach zur Einführung gelangte!, 
nach Matrosenform gefertigten Turnanzug, der nicht nur als Schulkleid, soaden 
auch als Haus- und Strafienkleid benutzt werden kann und wegen sehier. 
Zweckmäßigkeit und Billigkeit bereits weite Verbreitung ^dEondfsn iiat. 

Dieser Anzug besteht aus einer unter dem Kaie f;eschlossenen dunkel* 
farbigen Hose, aus warmem, aber durchlässigem Stoff, die sich unmittelbar hi 
ein Leibchen mit breiten Achselheben und tief ausgeschnittenen Achsellöchem 
fortsetzt, darüber aus einem mit der Hose nicht verbundenen Jäckchen und 
als drittem Stück aus einem Böckchen. 

Schaittmuster können von August Polich, Verlag der ,,Deutschen 
Moden -Zeitung** in Leipzig, Schloßgasse, zum Preise von 50 Pfg. für das Stüdc 
und bei Abnahme von 100 Stück zum Preise von 80 Pfg. für das Stück be- 
zogen werden. 

!>• Köii|2r^eiol& TTürttemberiif. 

Gebühr für Ausziehen von Zähnen. Bescheid des Königlichen 
Ministeriums des Innern vom 15. Januar 1908« 

Das K. Medizinalkoilegium wird beauftragt, dem Verein für freie Arztwahl 
in Stuttgart auf seine an das Ministeriam gerichtete Anfrage vom 18.. Da» 
zember V. J. zu eröffaen, daß nach Ziff. I Nr. 91 der Medizinaltaxe (Ministerial- 
Verfügung vom 25. März 1899, Beg.-BlaU S. 284) der Arzt beim AuszieheB 
mehrerer Zähae oder Zahnwurzeln in derselben Sitzung für den ersten Zahn 
oder die erste Wurzel die Gebühr nach Buchstabe a (1 — B M.), also mindestens 
1 M., für jeden folgenden Zahn (oder Wurzel) nach Buchstabe b je die 
Hälfte der Gebühr nach Bachstabe a, mindestens aber 1 M. für jeden folgendes 
Zahn berechnen darf. Es darf also, auch wenn die Mindestsätze zur Anwendung 
kommen sollen, für jeden in derselben Sitzung gezogenen Zahn je 1 M« ge- 
gerechnet werden. Denn der Zusatz zu Buchstabe b : „jedor^ nicht anter 1 M.' 
bezieht sich auf die für den zweiten und die folgenden Zähne oder Wurzeln 
zu berechnenden Einzelgebühren und soll nicht etwa eine Gesamtgebüiir fflr 
alle in derselben Sitzung ausgezogenen Zähne oder Wurzeln festsetzen. 

VerantwortLBedaktenr: Dr.Bapmund, Beg.- u. Geh. Med.-fiat in Minden i. W. 
J. d 0. Brant. Hsnogi fMuL a. F. Beli^L. Hofbnekdrackcrti fr Mtndui. 
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Nr. 8. 20. AprU. 1908. 



Rechtsprechung. 

Inklliiiliginig y-naturftnlUelie Spreehstiuide^ ab aritlliBlielier Titelt 
Urteil des Oberlandesgericlits in Breslau (£7. Str.-SJ Tom 
81. Dezember 1907. 

Das Bernfongsgericlit hat festgestellt, dafi der Angeklagte ia dem la* 
serat in Nr. 114 der «Kattowitser Zeitnng* rem 17. Hai 1907 dordi die An* 
ktlndigiing «natnrärztlicher Sj^rechstonden* sicii als Arst bezeichnet oder sidi 
zum mindesten einen arztähniichen Titel im Sinne des § 147 Nr. 8 der Gew.- 
Ordn. beigelegt hat. Diese Feststellong ist nicht rechtsirrtümlich; denn die 
Bezeichnnng als Arzt oder die Beilegung eines arztähnlichea Titels braneht 
nicht gerade dem Namen lünzngelügt sein, sondern es genügt, daß sicn 
diese Sezeiclmang und Titelbeilegaag irgendwie ans der Form oder dem sach« 
liehen Inhalt der ganzen Anzeige entnommen nnd hiernach die Anzeige auck 
für geeignet erachtet, den Qlanben zn erwecken, der Inhaber des Titels sd 
eine im Inlande approbierte Medizinalperson. Das Laadgericht hat dabei andi 
den Umstand, daß der Angeklagte in der Anzeige seinem unmittelbar die Be* 
zeieknong »Naturheilkondiger" Torangestellt ha^ in den Kreis seiner ErwlU 
gong gezogen und ist dabei zn der Wttrdigong gelangt, daß der Angeklagte 
dadardi nicht schon auf eben Mangel, seüier Approbation hingewiesen hat, 
daß Tielmehr hierdurch die Erregung cdnes Irrtums über die Arzteigenschaft 
diss Angeklagten bei Berücksichtigung der gesamten Fassung der Anzeige noäf. 
keineswegs ausgeschlossen erscheint. 

Daß hierbei eine rechtsirrtümliche Terkennung der rechtlichen Merk- 
male des §147 Nr. 8 der Qew.-Ordn. unterlaufen sei, ist nicht ersiehtlich. 
Letatere Würdigung liegt Tielmehr auf tatsfichlichem Gebiete und ist daher 
der Nachprüfung in der BcTisionsinstanz nach § 876 St.*P.-0. entzogen. 

Nur dann wäre die auf Grund dieser Würdigung getroifene Feststellung 
rechtsirrtümlich und anfechtbar, wenn schon begrifflich die Bezeichnung 
als „Naturheilkundiger* jede Möglichkeit der Verwechselung eines solchen mtt 
einem Arzt oder Naturarzt ausschlösse. So weit kann man aber nicht gehen. 
Tielmehr kann an sich ein Naturheilkundiger recht wohl auch ein approbierter 
Arzt oder Naturarzt sein. 

äne speziallrstliehe PrlTatklinik ist an sieh keine gewerbliek^ 
Amlage, Trenn sie lianptsIehUeh zur Aosibnng der Arstlieken Bemlbtitff^ 
kelt dient. Eetscheidung des s&qhsischen OberTerwaltungs« 
geriqhts Tom 18. NoTember 1907. 

Die Bestimmung in § 8 des Bebauungsortsgesetzes Tom 18. Mai 1904 
über den ToUst&ndigen Ausschluß und die nur beschränkte Zulassung gewerb» 
lieher Anlagen im Geltungsbereiche des zugehörigen Bebauungsplanes stützt 
rieh auf § 86 des Baugesetzes, wonach durch Ortsgesetze bestimmt werden 
kann, daß und inwieweit einzelne Ortsteile Torzugsweise zu gewerblichen An« 
lagen nicht oder nur unter besonderen Beschr&nkongen zugelassen werden 
nollen (§ 28, Abs. 8 der Gewerbeordnung). Aus dieser VerwMsung folgt» daß 
im Sinne Ton § 86 des Baugesetzes und dementsprechend auch im Siue Ton 
§ 8 des Ortsgesetzes unter den Begriff Anlage nur das fallen kann. Was auch 
äie Gewerbeordnung im § 28 hierunter rechnet Da sich nun die letztere 
lediglich mit der Begelung des Gewerbebetriebes befaßt, sind unter Anlagen 
im Sinne der erwähnten Vorschrift — wenigstens soweit es sich um Gebäude 
handelt — außer den im § 16 genannt^ nur solehe Baulichkeitea zu rtx^ 
stehen, die zur Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit bestimmt shid, gleich- 
gültig ob es hierzu einer besonderen persönlichen Erlaubnis bedarf oder nidit 
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Dafi die Ton der Klägerin geplante Priratklinik eine banliche Anlage 
darstellt, steht außer Zweifel; als gewerbliche Anlage hat sie nach yoxstehea- 
dem aber. nur dann zu gelten, wenn in ihr ein Gewerbebetrieb stattflnden 100. 
Da nun Dr. B. die Bänme dieser Klinik zur Vornahme chirurgischer Operationea 
und zur Verpflegung der tou ilim operierten Personen benutzen will, hingt 
die Beantworttuig der Streitfrage daron ab, ob hierin ein Oewerbebetneb» e^ 



Daß die SrzUiche T&tigkett, wennschoii sie regelmäßig entg^tUdi und 
«■Ol Zweeke dee Erwerbes au erfolgen pflegt, nicht unter den Begriff des 
Gewerbebetriebes fällt, kann gegenwärtig in Wissenschaft und Rechtsprechung 
als unbestiitten gelten. Es genflgt in dieser Hinsicht auf § 6 der Qewerbe- 
ordMog zu verweisen, wonach letztere auf die Ausübung der Heilkunde nur 
)as6#c^ Anwendung findet, als im Gesetze selbst ausdrflcklich Bestimmungen 
darflb^ enthaltbn sind. Das ist der Fall im § 29, der das Erfordernis der 
Approbation festsetzt, im § 53, der die Voraussetzungen der Eetziehnng des 
^Ü^rji^tlonsscheines regelt, und im § 80, der den Zentralbehörden die Bemgnis 
sutäumt, Taxen festzusetzen. Wenn aber der ärztliche Beruf selbst kein Ge- 
werbe Ist, so kann er nicht dadurch zu einem solchen werden, daß zu seiner 
sachgemäßen Äusflbung gewisse Einrichtungen erforderlich sind, die sich der 
ÄkzL wenn sie ihm nicht Ton dritter Seite zur Verfügung gestellt werden 
fa. B. in Krankenhäusern), selbst beschaffen muß. Solcher Einrichtungen be^ 
darf aber namentlich der Chirurg. Größere Operationen können in den meisten 
lUlen mit Aussicht auf Erfolg nicht in den Wohnungen der Kranken 
vorgenommen werden und die Operierten müssen notwendigerweise nachJier 
aoch einige Zeit an Ort und Stelle rerbleiben, weil sie entweder nicht traon- 
portfähig sind, oder weil die Nachbehandlung unter ständiger ärztlicher Auf- 
sicht stattfinden muß. Für einen Arzt, der die Chirurgie als Spezialfach treibt, 
ht daher, Wenn er den seine Dienste in Anspruch nehmenden Personen eine 
den Anforderungen der Wissenschaft entsprechende Hilfe zuteil werden lamm 
irill, der Besitz geeigneter Bäume zur Vornahme von Untersuchungen iiad 
Op^ratieaen und zur Unterbringung der Sjanken unentbehrlich. Infolgede^^s 
kahn ^ weüigstens nur für den Begelfali — unbedenklich da?on ausgegangen 
werden, daß die Errichtung einer obirurgischen Priratklinik für den betrefran- 
<bn Arzt nicht Slelb^tzweck ist, sondern das notwendige Mittel zur sachgemlßea 
Ausübung seines Berufes bildet. Hieraus folgt weiter, daß es für die xechtlicbe 
Beurt^ung an sich belanglos ist, ob sich der Betrieb der Klinik im tatsfich- 
Uchen fi!rmg6 gewinnbringend gestaltet oder nicht. Denn selbst wenn die 
hierdurch ^nelten Einnahmen einen Ueberschuß über die Unterhaltungskosten 
Ifefem sollten, könnte dieser nur als Teil des aus der gesamten ärztlichen 
Tätigkeit herrührenden Einkommens aufgefaßt werden. Ob in dieser Binsicllt 
M einem anderen Ergebnisse zu gelangen wäre, wenn in einem besonderen 
9alie die wirtschaftlichen Erträgmsse der Privatklinik erwiesenermaßen ao 
bedeutend sein sollten, daß sie die Haupteinnahme des Arztes bilden und in 
einem mehr oder ireniger auffallenden Mißverhältnisse zu den Einnahmen ans 
#ei^ irfgentlfohen ärctfichen Berufstätigkeit stehen, braucht gegenwärtig nleht 
sttonert to werden. Für die Annahme, daß es sich bei der B. sehen Kliaik 
um t9ln solches; in erster Linie wirtschaftlichen Interessen dienendes Unter- 
Hirnen handele, fehlt jeder tatsächliche Anhalt. Aus diesem Gründe Ist 9mdk 
iiMr Shiwand di6r "Beigeladenen, die geplante KlinQc sei geeignet, rein gewerb* 
lldlini Zwedcen zu dienen, unbeachuich; denn bei Beantwortung der Frage, 
oV irine Anlage zi^ssig ist, kommt es lediglich auf den Zweek ae, zu dem nie 
bMbnmungsgem&ß Terwendet werden soll. Die bloße Möglichkeit efaNt 
anderen Benutzungsweise hat dagegen für die Entscheidung jedenfalls isolnage 
ÜuBer Betraft zu bleiben, als nicht bestimmte Tatsachen Torliegen, äki mä 
iem'SchlüsBe berechtigen, daß das, was der Unternehmer als Zweck de^ Ax^ 
le|e iagegeben hat, der Wirklichkeit nicht entspricht. 

Den obÄi Tertretenen Standpunkt nehmen im wesentlichmi auch dieTo^ 
idt l^jägerin erwähnten Urteile des Preußischen OberverwaltungSgerichts, dei 
Kammer- und des Beichsgerichts ein. Die ihnen sugrunde liegenden iMbe- 
ständo behandeln teils die Heranziehung der Besitzer von Priratküniken na 
Gewetbesteüer teils die KrankenTersicherungspflicht der in Privatklinikeil Uh 
sdiät^gten Personen, teils die Präge, ob der Arzt als Inhabdr dner PrlralldiBlk 
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T«|ilokttt M, «eine Firma in da« Handelirefister eiatragw aa laife«. AU# 
diM BrkemitniMe gebeut da?on au, daß PrivatUlnikeii aa aieli keine jnwaKbr 
UcA^e^ . ßetrie^ sind, aadi wenn sie tatsftcÜicli den ünt^neluner Oew^Hie 
abwerfen. Nar für den Fall wird das Yorliandensein eines, Gewerbebe||jlik|i 
angenommen, wenn die Errichtang in der Absicht erfolgte, Merdorcli sidi eine 
besondere Fiinnahmcggelie an rerschaifen«. ^ 



Sin Ant, der eine dem Patli^nten bereite ttbersasdie Xtenldatle^ 
deren Biehtigkelt Ton diesem in ZweiM gelegen Ist, einet Ha^bfriMtaf 
mnterslebt nnd naebtrftglleb Mebrferdernngen erbebt, nuiebt sieb keinen 
Tarstesses gegen die irstiiebe Staadesebre sobnldig. BeseblnB des 
preußischen ärxtlichenBhrengerichtshofes vom 28. ICai 19.07* 

Angescholdigter saadte einem Patienten im Augnst 19(^ ebe !lilqnidatioii 
über 57 IL Im Dezember 1908 sandte Patient die Liquidation' znrtlck mi 
hatte auf dieselbe folgenden Vermerk gesetzt: 

«Ich weiß nicht, was ich mit yorstehender Bechnnng soll; falls dies 
fflr &rztliche Bemtthnngen sein soll, so darf ich wohl bitten, des au rer- 
merken.' '■ 

Darauf prüfte Aniifeschaldigter die Liqoldation, spezifizierte Üe^^-^^el 
bandelte sidk ntn* dne Eatbindang mit Zange nnd wiederholte Besnrte --. tnf 
und kam dabei statt anf 57 M. anf 175 M. Patient zahlte 57 IL, rerwelgerte 
Zahlung des Mehrbetrages und wurde darch rechtskräftiges, amtsgerichtsliches 
Urteil zur Zahlung weiterer 21t M. rerurteilt. Mit der Mehrfordemng wurde 
Attgeschnldigter abgewiesen. Darauf beantragte der Patient die Einleitnng 
des ehrengerichtlichen Verfahrens, weil Angeschuldigter die Mehrforderung aus 
persüälieber Oehftssigkeit nnd Bacbsnebt gestellt hebe. Gegen ddb frei- 
spieebenden Beschluß des Ehrengerichte bat der Beauftragte des Oberpriside 
Beschwerde eingelegt« 

Der Ehrengerichtehof hat unter den yorllegenden ItesUMen in 
ehrengeriebtlichen Verurteilung des Angeschuldigten, obwohl sein Verhalten 
nicht angemessen ist, nieht gelangen können. Der AngeschükK^ blM 
nweifellos richtiger gehandelt, wenn er Yon Tornberein sab» Li^nldatien 
korrekt bemessen bitte. Durch sefai Verhalten wurde leicht ein< bttser Schein 
erweckt. Anderseite blieb zu berttcksichtigen, daß des Patisinten Verhalten 
gegen den Arzt ungehörig war, daß dieser Patient jetzt der Denunniant ist 
nnd daß dem Angeschuldigten weder Chikane noch zu bebe Liquidation naeb» 
geiriesen ist. Der Beauftragte des Oberpr&sidenten besehrlnki sieb bei dar 
Beschwerdebegrtlndung auf Behauptungen, ohne diese niher zn leehtler^en 
nnd Beweis dafttr anzubieten. Wenn der Angeschuldigte nach den Vorgingen 
seine Uquldation nachprüfte und auf Grund genauerer üeberlegung zur Mäur« 
ferdemng berechtigt zu sein glaubte, so handelt er noch niobt ebrsnrtthriit. 
Es wftre besser gewesen, wenn er den Verdacht klebilicbeY Beweggrbaoe 
nicht erregt h&tte. Aber berechtigt war er, nachdem der Patient die filclitig- 
keü der Bechnnng In Zweifel gezogen hatte, sie nacbanprtfen nnd. nunmehr 
nn losdem, was er anf Grund der Gebttbreaordnung fordern zn kennen glnubte. 

Die Beschwerde war daher zurückzuweisen. 



ünsnISssIge Werbung uni Irztllebe Praxis. Urteil des Preuii- 
scben ärztlichen Ehrengerichtshofs rem 28. Mai 1907. 

Die Aussagen dreier in L. ansftssiger Aerzte beweisen« daß der An» 
gescbuldigte den Eigenttttnerwechsel auf verschiedenen Gütern der Umgegend 
znm AnliS genommen hat, um sich in die Praxis auf diesen Gütern mzn- 
drftngen, weiche zum Teil seit sehr langer Zeit andere Aerzte stindig aus> 

Sübt hatten. Wenn diese Aerzte auch kein formelles Becht attf diese Pnudl^ 
tten, nnd wenn es dem neuen Eigentümer selbstTerst&ndlich frästaad, ande)r0 
Aerzte zu wühlen, so mußte doch der Angeschuldigte den Besitzstand der 
Kollegen achten und durfte nicht hinter deren Bücken dahin wirken laasin, 
ömA £esen die Praxis enteogen werde. Er mußte Tielmehr die Entsehfießuäg 
des Eigentümers, nachdem dieser die örtlichen VerhUtoisse kennen gelernt 
hatte, abwarten. Wenn er stett dessen zuließ, daß der Eigentümer Ton be- 
freundeter Seite Ton Tomherein zur Absetzung dieser Aerzte bestimmt wurde 
und s<dcbe Beefnflussung sogar auf seine Veranlassung gesc^iab, se bandelte 
er nnkolleglal. Die Sinnesart des Angeschuldigten legt dessen dgene VeN- 
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Mdigug, srnnal der spOttuehe Hinwds auf den „rtthrenden'' Brief des Suitüs- 
Bus B^ welcher seife melir als 40 Jahren in Z. und L. Gnfesant gewesen wir, 
dar. Anch was die Oebersendnng der Eormnlare an die OemmdeTorsteher 
helrijft, so war am ersten Urteil niehts in ändern. 



Heber die Frage, ob eine Reklame gegen die Pflieliten des JbnilfdMn 
Standes TorstSsst, entscheidet nicht der Ortsgebraneh, sondern da» int- 
IMio ShreBgerieht. BeschinB des prenfiischen firstlichen Ehren- 
gorichtshofes Tom 28. Mai 1907. 



Die Tatsache, dass ein Arat mit einem Knrpfnseher In gescUftllche 
Tetblndnng tritt, begründet an sich einen Tenütoss gegen die Iratliche 
Staadesehre« Urteil Tom 7. Jannar 1907 nnd Beschluß vom 28. Mai 
1907 des Preußischen firztlichen Ehrengerichtshols. 



Aigenwol Ist, wenn es als Mittel rar Wlederhebnng der Sehkraft 
fellgehalten und rerkanft wird, als Heilmittel im Sinne der Kalserl« Ter- 
•rdaug Tom 22. Oktober 1901 betreifend den Terkehr mit Arinelmitteln 
aunsehen« Urteil des Königlichen Eammergerichts (St**S.) Tom 
la Mira 1908. 

Medizinal - Gesetzgebung« 

A« H.öiil§^«loii Prenmaieii» 

Ctowihrang Ton BansehTcrgiitnngen fttr die Dienstreisen der Kreis- 
modlilnallMamten« Erlaß des Ministers der usw. Medizinalange* 
legenheiten vom 10. Mfirz 1908 — M. Nr. 536 — an sfimtiiche Herren 
Beigiemngsprfisidenten. 

Zar Bestreitang der Kosten für die Dienstreisen der Kreismediainal- 
beamten, welche bisher ans dem Fonds Kap. 58 Tit. 11 des Etats des Finaas* 
adnisteriams gesahlt worden sind, soll durch den Staatshanshaltsetat fOr 1906 
bei Kapitel 125 Titel 5 b des Etats der MedisinalTerwaltoog ein besonderer 
Fonds. hergestellt werden. 

Im Einrerst&ndnis mit dem Herrn Finanzminister bestimme Ich anl 
^tiund. des Artikels III des Gesetzes, betr. die Tagegelder nnd Beisekoeten 
der Staatsbeamten, Tom 21. Joni 1897 (Gesetzsamml. 8. 194), daß Tom 1. April 
d. J; ab den Kreismedizinalbeamten fttr die von ihnen innerhalb ihren Amts- 
bezirkes, jedoch außerhalb ihres Wolmortes nnd in giößerer Entfernung als 
2 Kliometer yon demselben auszoftthrenden Dienstreisen, deren Kosten der 
Utaatskasse zur Last fallen, an Stelle der nach den §§ 1 nnd 4 des G^esetses 
Tom 94^ März 1878 bezw. Art. I. des Torbezeichneten Gesetzes zn berechnenden 
YergHtangen Banschyergtttongen gewährt werden. 

Eoerer Hochwohlgeboren überweise ich demgemäß als Gesamtsnmsu 
der innerhalb des dortigen Begierongsbezirkes den Kreisärzten zn gewährenden 
Banschf ergtttnngen die Somme von • .. . M. mit dem ergebensten Ersuchen, 
dnrch eine dem Bedarf der einzelnen Kreismedizinalbeamtenstellen des dor- 
tigen Begiemngsbezirkes entsprechende VerteiloDg dieser Samme die Jährlichen 
Bmsekosten^Banachrergtttiingen fttr dieselben lestznsetzen. Dabei bleiben 
sdbstTcrständlich diejenigen Kreisärzte ausgeschlossen, deren Dienatbezirk 
sidb ftber den Wohnort nicht hinaus erstreckt. Der ttberwiesene Betrag ist 
unter mäßiger Kttrzuag der im Durchschnitte der letzten Jahre tatsääilieh 
nachgewiesenen Beisekosten berechnet. 

Bei seiner Verteilung auf die einzelnen Stellen wird im allgemeinen der 
Umfang der Beisetätigkeit des Stelleninhabers in den letzten Jahren und die 
Hohe der aus der Staatskasse für Beisen innerhalb des Amtsbezirkes durch- 
schnittlich gezahlten Tagegelder und Beisekosten als Maßstab angenommen 
werden können. Falls jedoch einzelne Stelleninhaber mit der Erledigung aus- 
wärtiger Dlenstgeschälie hinter dem Darchschnittsmaß zurückgeblieben sind, 
der sich aus der Dienstanweisung für die Kieisärzte und aus den sonstigen 
Bestimmungen ergibt, so ist hierauf, ebenso wie auf länger dauernde Steilen- 
.€$rledigungen in angemessener Weise Bücksicht zu nehmen. Das Gleiche hat 
au geschdien, sofern Beamte infolge Yon Epidemien oder aua anderen Gründen 
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in den letzten Jahren einen besonders hohen Aalwand an Beisekosten yerar- 
sacht haben. Nicht zu bertteksiehtigen sind bei der Bemessong der Banseh^ 
yergütongen die iür Amtsrerrichtangen am Wohnorte des Medizinalbeamten 
oder in geringerer Enifemang als 2 km von demselben gemäß § 1 Abs. 1 des Qe* 
setzes yam 9. März 1878 (Ges.-S. 8. 265) gezahlten Fahrkostenentschädigunge»; 

üeber den obenbezeichneten Betrag hinaas können Mittel zar Gewäh- 
nuig Ton Baaschrergfltangen ftlr den dortigen Bezirk laufend nicht zur Ver- 
fügung gestellt werden. Jedoch können ans einem za diesseitiger Verffignng 
znrttckbehaltenen Zentralfonds solchen Kreisärzten einmalige Zulagen gewährt 
werden^ weleho nachweisen, daß in einem Etatejahre infolge nngewöhnlidi 
umfangreicher Dienstreisetätigkeit, z. B. bei ausgebreiteten, lange andauernden 
Epidemieen, die jährliche Bauschvergütung in einem erheblichen Mißverhält- 
nisse zu der ttber den sonstigen Durchschnitt weit hinausgehenden Zahl von 
Dienstreisen gestanden hat. Die Gewährung solcher einmligen Zulagen ans 
dem Zentralfonds kann nach Maßgabe der vorhandenen Mittel stattfinden, 
soweit der Betrag der tarifmäßigen Tagegelder und Beisekosten ftlr die tat* 
sächlich ausgeftthrten Beisen ttber den anderthalbfachen Betrag der dem Kreis- 
ärzte laufend gewährten Pauschalsumme hinausgeht. Der Kreisarzt kann indes 
in diesen Fällen durch die einmalige Zulage zusammen mit der laufenden 
Pauschalsumme nicht mehr erhalten, als '/s der tarifmäßigen Beisekosten und 
Tagegelder. Erhält z. B. ein Kreisarzt eine Bauschvergütung von 1000 M., 
so würde ihm f dr außergewöhnliche Beisetätigkeit eine Zulage erst gewährt 
werden können, wenn die tarifmäßigen Tagegelder und Beisekosten ftlr die 
Brisen innerhalb des Etatsjahres die Summe von 1500 M. überschritten hätten. 
Hätten sie die Summe von 1800 M. erreicht, so würde dem Kreisarzt keine 
höhere einmalige Zulage als 200 M. gewährt werden können, da diese Summe 
zusammen mit der Bauschvergütung von 1000 M. '/• der tarifmäßigen Ver- 
gütungen deckt. 

Für diejenigen Kreisassistenzärzte, welchen gemäß § 33 Abs. 2 der 
Dlenstanweisong für die Kreisärzte innerhalb eines bestimmten Bezirkes kreis- 
ärztliche Geschäfte zur eigenen Erledigung übertragen werden, sind ebenso 
wie für die Kreisärzte aus der für den dortigen Bezirk überwiesenen Summe 
Beisekosten-Bauschvergütungen festzusetzen. Dagegen sind die Kreisassistenz- 
ärzte, welche lediglich einem Kreisarzte zur Hilfeleistung beigegeben sind, 
Ton diesem für die in seinem Auftrage ausgeführten Dienstreisen angemess^ 
au entschädigen. Mangels gütlicher Einigung zwischen dem Kreisarzt und dem 
Kreisassistenzarzt ist die Höhe der Entschädigung auf Antrag der Beteiligten 
Yon Euerer Hochwohlgeboren zu bestimmen» 

Bei der Vertretung von Beamten wegen Urlaubs oder sonstiger Verhin-f 
derung ist hinsichtlich der Entschädigung des Stellvertreters nach § 8 Abs. 2 
des Gesetzes vom 24. März 1873 (Gesetzsamml. S. 122) zu verfahren. Bei 
erledigten Stellen haben Euere Hochwohlgeboren über die Verwendung der 
Beisekosten-Bauschvergütung zu befinden. 

Die Bauschvergütungen sind mit dem ausdrücklichen Vorbehalt zu be- 
willigen, daß eine anderweitige Bemessung je nach den umständen für jedes 
neue Etatsjahr vorbehalten bleibt. Sie sind in monatlichen Teilbeträgen im 
Voraus zu zahlen und bis zur üebernahme auf den Provinzialetat in der Bech- 
nung der dortigen Begierungshauptkasse von der Medizinalverwaltung bei 
Kap 125 Tit. 5 b als Mehrausgabe nachzuweisen. Ersparnisse, welche infolge 
zeitweiliger Erledigung von Stellen etwa eintreten, sind mir anzuzeigen. 

Die Vorschriften der Dienstanweisung für die Kreisärzte in §24 Ziff. 3, 
§ 25, Ziff. 4, § 31 Abs. 3, § 113 und § 120 Abs. 1 werden dem Vorstehenden 
entsprechend abgeändert. Hinsichtlich der Tagegelder und Beisekosten in 
gerichtlichen Angelegenheiten (§ 118 Abs. II der Dienstanweisung) tritt eine 
Aenderung nicht ein. 

üeber die Bemessung der einzelnen Bau£fchvergütnngen sehe ich der 
Einreichung einer Nachweisung entgegen. 

Auch wollen Euere Hochwohlgeboren gefälligst Vorsorge treffen und 
eine Kontrolle darüber ausüben, daß die Kreisärzte ihre Beisetätigkeit nicht 
in einer die Interessen des Dienstes beeinträchtigenden Weise einschränken, 
daß sie insbesondere die vorgeschriebenen auswärtigen Bevisionen, Feststellnngen 
und Ermittelungen regelmäßig und pünktlich vornehmen. Zu diesem Zwecke 
ist den Kreisärzten und denjenigen Kreisassistenzärzten, welchen innerhalb 
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eines bestimmten Bezirkes krds&rztliehe Geschäfte zur eigenen Erledigung 
übertragen sind, die Führung eines Bdsetagebnehs über sämtliche außerhalb 
des WMinortes und in größerer Entfernung als 2 km von demselben ausge- 
fttlirten Dienstgeschäfte nach anliegendem Muster aufzugeben. Die von den 
anderen Kreisassistenzärzten sowie die yon den Vertretern der Kreisärzte Tor« 
genommenen Beisen idnd in die Tagebücher der Kreisärzte einzutragen, und 
es ist in der letzten Spalte ein entsprechender Vermerk zu machen. Die Ein- 
tragungen haben nach Art der im Muster angegebenen Beispiele zu erf<dgen. 
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Beaufsichtigung der öffentlichen WasserTcrsorgungsanlagen. Erlaß 
desMinisters derusw. Medizinalangelegenheiten vom 26. Fe- 
bruar 1908 — M. Nr. 16659 — an sämtliche Herren Begierungspräsidanten. 

Das verbreitete Auftreten der Cholera im Hedjaz (Tgl. Min.-Bl. f. Med.- 
usw. Angelegenheiten 1908, S. 74 u. S. 85) und ihr üebergreifen auf andere 
TeUe der Türkei gibt mir Veranlassung, unter Hinweis auf die Erlasse Tom 
11. Pebruar 1905, M. 16000 (Med. Min.-Bl. S. 122) und vom 23. Apnl 1907, 
M. d. g. A. M. 18827, M. d. L IIa 8458 (Med. Min.-Bl. S. 158)0 die Notwen- 
digkeit einer genauen Beaufsichtigung der öffentlichen Wasserysrsorsungs- 
anlagen in Erinnerung zu bringen. Entsprechend der Bestimmung in Nr. 81 
der Anleitung zum letztgenannten Erlaß ist in Erwägung zu nehmen, ob eine 
neue Besichtigung solcher Wasserwerke, die nicht in jeder Beziehung den 
gesundheitlichen Anforderungen entsprechen, durch die gemäß dem blasse 
Tom 11. Februar 1905, M. 16000, gebildete Fachkommission angezeigt ist. 

>) Siehe diese Zeitschr., Beilage zu Nr. 5, 1905, S. 30 und zu Nr. 12, 1907, S. 84. 
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Yemielie Mit den als Fasib^deiiaBBtrleh »npfolileBeB Oelpriparatea« 
Erlaß des MiBisters der usw. Medizinaiangelegeiiiieiteii Tom 
9. M&ra 1908 — M. 19194 — an die KönigL Pro?insialschnikoUegien und 
die Königl. Regieningen. 

Ans den auf meinen Erlaß TOm 18. April 1904 M. 11 082 ü. II U m A. 
ü m B. G I C. B. — erstatteten Berichten liabe ich ersehen, daß die Ver- 
suche mit dem als Fnßbedenanstrich empfohlenen Oelprfiparaten in großon 
umfange fortgesetst nnd unter BeTücksichtignng der in dem Erlaß angegebenen 
Voraichtsmaßregeln noch erheblich günstigere Erfolge damit ersielt worden 
dnd als bis dafin. 

Fast einstimmig wird eine merkliche Stanbrermindernng nnd Lnftyer- 
bessemng in den Kisssmr&nmen als Folge des Oelens henrorgehoben, anl die 
erheblidM Erleichternng nnd Vereisfachnng der Beinignng der B&nme mit 
geölten Fnßböden hingewiesen nnd betont, daß die Dielen durch die Oelnng . 
aa Dauerhaftigkeit gewinnen. Auch wird berichtet, daß die frtther ¥idfach 
beklagten üebelst&nde — Gl&tte des Fußbodens, unangenehmer Geruch, Be^ 
fleeknng yon Gegenstftnden — nicht oder nicht in unangenehmeren umfange 
herrortreten, wenn das Oden mit einwandfreien Präparaten und in aweck« 
mäßiger Weise ausgeführt wird. 

Was im besonderen die Glfitte betrifft, welche die Fußboden annehmen, 
so tritt diese nur in den ersten Tagen nach dem Oelen und bei harten HOl« 
aem — Eiche, Buche — l&ngere Zeit hervor als bei weichen — Kiefer, Tanne, 
Föhre. — Es ergibt sich daraus die Notwendigkeit, das Oelen in den Ferien 
nicht unmittelbar Tor Beginn der Unterrichuperiode, sondern einige Tage yor 
demselben und in Bäumen mit Dielen ans hartem Holz frtther als in solchen 
mit Dielen aus weichem Holz yornehmen zu lassen. Auch pflegt die Gl&tte 
der Fußböden nur gering zu sein oder au fehlen, wenn dem Oelen eine gründ- 
liche BeinigUDg der Dielen mit warmem Wasser und Seife oder Soda, sowie 
f^ gründliches Austrocknen der Fußböden yorhergeht, und hieraä das Oel dünn 
und gleichmäßig, womöglich mit einem Wischer aus Fils, eingestrichen wird. 

Bei dieser Art des Oelens tritt auch der frtther wiederholt bemängelte 
ftble Geruch nicht heryor, zumal wenn, was besonders anzuraten ist, stets nur 
frische Präparate angewendet werden. 

Ebenso nehmen die Fußböden nur dann eine unansehnliche schmutzig« 
dunkle Färbung an, wenn das Oelen ohne yorherige Beinignng der Dielen 
und nicht mit farblosen Oelen yorgenommen wird. 

Endlich wird heryorgehoben, daß bei einer zweckmäßigen Ausftthrung 
des Oelens auch die frtther yielfach gemeldeten Klagen ttber die an den Kleider- 
s&omen der Lehrerinnen und an den zu Boden fallenden Gegenständen, z. B. 
Heften, entstehenden Flecke nicht heryortreten. Geraten wird nebenbei, daß 
Lehrerinnen zum Unterricht in fnßfreien Böcken erscheinen möchten. In 
Lehrerinnenseminaren wird die Oelnng der Fußböden nur dann zulässig sein, 
wenn sie mit ganz besonderer Sorgfalt ansgeftthrt wird. 

Was die Kosten betrifft, so fallen diese nur bei der ersten Oelnng der 
Fußböden ins Gewicht. Bei den zweiten und den folgenden Malen ist bei 
jeder Oelung nur etwa der dritte Teil der Oelmen^e erforderlich, welche bei 
dem ersten Male yerwendet werden muß. Nach der ersten giündUchen Oelung 
eines Fußbodens braucht dieselbe in seltener benutzten Bäumen — Aula, 
Zeichensaal, Singklasse — nur zwei-, in stärker benutzten Bäumen — Klassen- 
zimmer, Flure — drei- bis yiermal jährlich wiederholt zu werden. Die Ver- 
billigung der Beinignng besteht wesentlich darin, daß geölte Faßböden täglich 
nur mit einem Piassayabesen trocken abgekehrt zu werden brauchen, daß da- 
gegen eis feuchtes Aufwischen derselben in der Begel in Fortfall kommen 
kann; jedenfalls darf letzteres nur mit ganz ausgewundenen Tttchem geschehen. 

Gegen das Oelen der hölzernen Faßböden in den Turnhallen spricht 
sieh die Mehrzahl der Berichterstatter aus; jedenfalls kann es hier nur dann 
als zulässig bezeichnet werden, wenn es mit großer Sorgfalt und unter Beach- 
tmig der im Erlaß yom 18. April 1894 angegebenen Vorsichtsmaßregeln yor- 
genommen wird. 

Auffällig ist. daß das Oelen fast nur in höheren Lehranstalten und in 
döi Elementarschulen größerer Städte, dagegen fast gar nicht in den länd- 
lichen Volksschulen zur Anwendung gelangt ist. Als Grand dafür /irird das 
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ditf FitSMden stärker angreifende Sehaliwerlc -~^ eisenbeecUagene Stiefel, 
Holispattiitten — der Dorfkinder und die vielfach rissige BesdiaffeBlieil der 
Dielen in den ländlichen Schulen angeftthrt Bei der allseitig anerkannten 
hohen hygienischen Bedentnng der daich das Oelen der FofibOden herbeige- 
ffthrten StaabTermindemng in den Klassenränmen muß ich Wert darauf legen^ 
daft die der Einführung des Oelens in ländlichen Schulen zuraeit noch ent- 
gegenstehenden Hindemisse womöglich beseitigt werden. 

Nach allem, was bis jetzt die Erfahrung ergeben hat, kann die Ein- 
ffthrang des Oelens der Fußböden in allen Schulen nur dringend empfohlen 
werden, und zwar empfiehlt sich folgendes Verfahren: 

1. Das Oelen ist während der Ferien, und zwar so zeitig yorzunehmes, 
daß es bei Dielen aus weichem Holz — Kiefer, Tanne, Föhre — mindestens 
48 Stunden, bei Dielen aus hartem Holz ^-r Eiche,. Buche — mindestens drei 
Tage Tor Wiederbeginn des Unterrichts beendet ist 

2. Vor dem Oelen mttssen die Faßböden mit warmem Wasser und Seife 
oder Soda gründlich abgewaschen und völlig wieder trocken werden. 

8. Das Oel ist — am besten mittelst eines Wischers aus Filz — dünn 
und gleichmäßig aufzustieichen. 

4. Zur Vermeidung eines unangenehmen Geruchs und einer unansehn- 
lichen Färbung der Fußböden sind, nur frische und möglichst farblose Ode 
anzuwenden. 

5. Die Erneuerung der Oelung hat je nach der Stärke des. Verkehrs in 
seltener benutzten Bäumen, z. B^ in Aulen, Sing*, Zeichen-, Physikklassen n. 
drgL zweimal, in den übrigen Klassenränmen £ei- bis viermal, auf Fluren 
viermal jährlich zu erfolgen. 

6. Fußböden aus Stein und Treppenstufen aus Stein dürfen nicht geölt 
werden. 

7. In Turnhallen ist von dem Oelen in der Begel Abstand zu nehmen. 
Sdl es ausnahmsweise geschehen, so sind die in dem Erlaß vom 18. Aprü 
1894 sub 5 aufgeführten Vorsichtsmaßregeln zu beachten. 

8. Geölte Fußböden brauchen nicht feucht aufgewischt zu werden. Die 
täglich erforderliche Beinigung derselben kann dch auf ein Abkehren mit 
Piassavabesen beschränken. Ein etwaiges feuchtes Aufwischen darf nur mit 
ganz ansgewundenen Tüchern geschehen. 



Gesiehtspunkte beim Bau und Betrieb von Krankenanstalten. Er- 
laß des Ministeriums des Innern vom 26. Februar 1908 — Nr. 
687 — an sämtliche Kreisregierungen, Oberamtsphysikate usw. 

Nachstehend sind die Gesichtspunkte zusammengestellt, welche bei dem 
Bau und dem Betrieb von Krankenanstalten beachtet werden sollen. Bei 
Krankenanstalten, welche von öffentlichen Körperschaften und von öffentliehen 
Stiftungen errichtet und betrieben werden, ist anläßlich der Genehmigung 
einer etwaigen Schuldaufnahme auf ihre Beachtung hinzuwirken» auch werden 
Staatsbdträge nur auf solche öffentliche Krankenanstalten gewährt, bd welchen 
diese Gesichtspunkte im wesentlichen eingehalten worden sind. 

Die Pläne der Kostenvoranschläge sind deshalb in diesen Fällen vor 
Inangriffnahme der Bauarbeiten dem K. Medizinalkollegium zur Einsichtnahme 
und Aeußerung mitzuteilen. 

Bei bestehenden Krankenanstalten, einschließlich der Privatkranken- und 
Privatentbindangsanstalten, ist anläßlich der gesundheitspolizeilichen Visitationen 
auf die Einhaltung dieser Gesichtspunkte hinzuwirken, soweit deren Beachtung 
ohne unverhältnismäßige Kosten möglich ist und die Genehmigungsvorschriften 
nicht mildere Bedingungen enthalten. In besonderen Fällen, z. B. bei kleineren 
Krankenanstalten oder bei solchen, welche nur für einzelne Krankheitsarten 
bestimmt sind, können weitergehende Abweichangen zugelassen werden. Bei 
Bezirkskrankenhäusem oder solche vertretenden Krank^anetalten ist andi 
auf die Einrichtung geeigneter Bäume für die vorübergehende Unterbringung 
von Geisteskranken Bedacht zu nehmen. 

I. Lage des Grundstücks,bauliche Anlage, Wasserversorgung 
sowie Beseitigung des Abwassers und der Abfallstoffe. 

1. Das Krankenhausgrundstück soll nach Möglichkeit gegen Winde aus 
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aSrdliAer ttnd MUdier Bfchtniig ffasobOtik, geges Süden frei eein mid eines 
troekenen, aneli sonst elnweadfräen üntergiund haben« 

Lirmende oder die Luft TeniDreiDigende Betriebe sollen nieht in solehet 
Nike sein, da6 sie st9rend anl die Krankenanstalt einwirken. 

Wflnsehenswert ist, daß an! das Krankenbett etwa 100 qm Kraakea« 
bansgrandsttlek entfallen, yon welchem ein der Zahl der Betten entsprechender 
Tefl der Ergehongsgarten hergerichtet werden maß. Aach sollte womOglidi 
eia Vorgarten das Krankenhaas von der Straße trennen. Bei aUgem&en 
Krankenhftasem empflehlt es sich femer von yomherein einen Plats in Ans« 
sieht sa nehmen, aof welchem im Bedarfsfall eine Abionderongsbaracke auf- 
gestellt werden kann. 

2. 0er Krankenhaasbaa kann nach dem Korridor- oder nach dem 
PaTillonsystem angelegt werden» Das Barackensystem empfiehlt sieh nor fftr 
Yorttbergehende Zwecke. 

Männliche and weibliche Kranke sind, mit Aasnahme Ton Kindern Ms 
etwa inm swOlflen Lebensjahr, in getrennten Abtellnngen antenabringen. 

Bei größeren Krankenhaasanlagen sind für die Verwaltangs- and Wirt^ 
sehaftsr&ame ein oder mehrere gesonderte Biame henasteilen. 

Die einseinen Gebiade, in welchm Kranke antergebracht werden, mflssen 
VBter sich and Ton etwaigen Nachbargeb&uden so weit entfernt sein, daß ein 
Einfall des direkten Himmelslichtes in einem Winkel Ton nicht mehr als 45* 
gewihrldstet ist 

Die Waschküche, der Deeinfektionsraam and das Totendmmer sollen 
in ein oder mehrere nicht Ton Kranken benatzte besondere Gebände gelegt werden. 

8. Fttr jedes Krankenbett sollen wenigstens 800 1 gesandheitlieh einwand- 
freies Wasser t&glieh geliefert werden können. Wenn die Beschaffung dieser 
Mensre mit besonderen Schwierigkeiten yerknUpft ist, kann das Maß bis anf 
160 1 ermäßigt werden. 

IMe Wasserbesagfrquelle sowie die dasa gehörige Leitung sind nach 
Lage und Fassung gegen jede Yerunreinigung durch Krankheitserreger oder 
Ablallstoffe au sichern. 

4. Die Entwässerung des Grundstücks und der Anlagen darauf, die nltt^ 
wellige Verwahrung und die rechtseitige Entfernung der Abfallstoffe, ein«» 
schließlich des Auswurfs, muß in geordneter und gesundheitlich unschädlicher 
Weise erfolgen. 

n. Bauausführung im einseinen. 

5. Die Gebäude sind auf äeir Sockelebene durch entsprechende Vor- 
kehrnngen gegen aufsteigende Feuchtigkeit lu schfttien; unter Umständen 
empfiehlt es sich auch, solche Vorkehmngen gegen den Grund su treffen. 

Die ümfassungs« und Zwischenwände sowie die Decken sollten massiy 
ausgeftthrt werden. Hierbei ist tunlichst fflr Schalldämpfung Sorge su tragen; 

6. Die Treppen sollen feuersicher, wenigstens 180 cm breit und gerade 
sein. Bei Wendungen müssen genügend große Wendeplatten angebracht 
werden. Die Stufen sollen wenigstens 28 cm Auftrittbreite und nicht mehr 
als 16 cm Höhe haben. 

7. Flure' und Gänge müssen wenigstens 180 aä breit sein ; sie sollen in 
der Begd ebseitig angelegt werden. Bei Herstellnng eines Mittelgangs, welcher 
nur in besonderen Ausnahmefällen snlässig ist nnd dann stets eine Breite yon 
wenigstens 280 cm haben muß, ist auf unmittelbare Licht <• und Luftsufuhr 
yon außen su achten. ; i 

Die. Gänge sind mit dnem schalldämpfenden Belag su yersehen. Zapf- 
steUen der Wasserleitungen sowie Klingelwerke sind womögUch auf den Gängen 
nicht ansnbringen. 

8. Alle Krankensimmer sollen yom Gang aus einen eigenen Eingang 
haben. Sie müssen so groß sein, daß auf das Krankenbett wenigstens 80 cbm 
Luftraum entfalten. Für das Krankenbett eines Kindes unter 14 Jahn» 
genü^e> 15 cbm. Kein Krankensimmer darf unter 40 cbm groß seih. Auf 
ein Bett sollen wenigstens 8 qm, und auf ein Eanderbett 4 qm BodcDfläche kommen 

Der Kubikinhalt und die Bodenfiäche des Krankensimmers^ ist an der 
Hanpteingangstüre su demselben in dauerhafter Weise ansuschreiben.' ' 

Die &ankensimmer sollen eine südliche Lage haben, Belichtung aus 
Südwest ist wegen su langer Sonnenbestrahlung im Sommer tunlichst su yermmdeto. 

Die lichtgebende Fensterfläche der KrankeuTäume soll nicht unter V^J 
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to BotadllAa belrAges. Die Fentimr mtUNieii i» ibrer gMaen Breite m^gltctot 
bii M die Oeeke geffliurt sein« Dit oberen Feiiefeerflttgel liad mm Her— Uf* 
U^nen efeserichteB* 

Die Wftade der grankeminmer litfd big j^af wenigstens IfiO m BJOkß 
«bwieeliber hersnstelleB. 

Die Fnfiböden soUen wasserdicht nnd laBwarm sein. Am besten eignei 
9kk Uerler Usoienin mit einer Unterlege aas Sendschttttnng und einem Bstrid 
dnmnf. AUe Eeken nnd Kanten am fofibod«! nnd an der Decke seilen ans« 
nni abgerundet werden. 

9. Für Kranke mit ttbertragbaren Erankbeiten, einscbließlicb Tnberknioäe 
nnd Syphilis, sind gesonderte Bänme, in größeren Krankeabänsem geeeoderte 
▲bieUnngen ▼oraoseben. Die Absondernngsrinme sollen so gelegen sein, daß 
sie Tom ttbrigen Verlrabr im Bedarfsfall abgescblossen werden können. ^ 

10. In Krankenbänsero, in welchen Operationen ansgefftbxt werden, .ist 
ein besonderes Operationssimmer mit den nOUgen Nebenränmen einmiichten. 
Dasselbe darf der Sonne nicht ansgesetst sein. Die Ecken nnd Kanten sind 
aas- und absnmeden. Die Wände und womöglich anch die Decke sind ab- 
waschbar, der Boden wasserdicht, am besten fugenlos nnd mit WaseeraUnal 
bemnnteUen. 

11. In Entbindungsanstalten mit Zimmern ?on mehr als einem Bett ist 
ein besonderes fintbindungssimmer yorsuseben. 

12. Tagrftume, Badezimmer, Abfallriume und Teekttchpn sollen ia hhh 
reichender Grtae, Ansahl und zweckentsprecher Einrichtung und Yexteilnng 
Torhnnden sein; ebenso Zimmer für Pflege- und Dienstpersonal 

18. Wenn sieh die WirtschafUriume und die KUche im Hanptgeblude 
beflnden, so dnd sie im Untergescboie unterzubringen. Die Verbindung der 
Kicbe mit den ObergeschoP8«n erfolgt zweclonSssig durch einen Speiseaufsag 
Ton einer ausserhalb der Kflche, aber neben dieser gelegenen Anrichte nasL 
Itar Aaftug wird in den oberen (beschossen am besten mit emem kleinen 
Nebenranm (Teekttche) in Verbindung gebracht und ist nach oben zu enüttltea. 

14. Lüftungs-, Heizungs- und Beleuchtungseiorichtungen mflnsea in ge- 
nttgsnder Zahl und in einwandfreier fieschafenbeit Torhaoden sein. Die Heiz- 
kOn^r sollen so aufgestellt werden, dass sie von allen Seiten zng&nglkh und 
leicht nn reinigen sind. 

15. Fttr jede GeseblechtsabteilnDg und für das Pflegepersonal . mtasen 
gut belichtete und leicht zu Iflflende Aborte eingerichtet sein, wobei auf 
15 Personen wealgstens 1 Sitz zu rechnen ist. Die Sitze sind frelütehend an- 
nubfingen. Die Aborte sollen nach Nord oder Nordost liegen und e«nM mit 
Fenstet rersehenen Iflftbaren Vorplatz haben. Bei Vorbandensein einer Hochr 
dfuekwasserleitung ist in denselben ein WasserentnahmesteUe mit Wasch- 
Torrlohtnng und Wasserablauf einzurichten. 

Die Abortgmben sollen eine eigene Entlflftung durch ein Kamin, das 
woasfiglicb mit ekem BauchiEamin in Verbindung zu bringen w&re, erhalten. 
Sie müssen linabhftngig Tom tbrigen Mauerweric erstellt werden waA sind ?« 
der Benützung dner Wasserprobe zu unterwerfen. 

IIL Innere Ausstattung. 

1^ Alle Krankenanstalten sind in binreicbender Weise mit den nMgen, 
awedttntsprechenden fiinrichtungsgegenständen aussustatteo, wobei besonaers 
aal Vetmei^ttg Ton StaubfSngen und auf reinliche gesonderte, Aufbewnhxang 
der Kleider der einzelnen Kranken und ihrer Wascbgeräte zu achten ist. Dis 
Cfiage, die Treppenabsfttze und Tagriume sind mit geeigneten Spn^näpfea 



Die Krankenbetten sind frei, fiuflerstenfalls mit dem Kopfrade, nicht 
aber mit einer Langstdte an der Wand aufzustellen. 

In jedem Kranken- ^ und Baderaum ist eine für die Kranken kichi e> 
reieUare Lftaterorricbtung anzubringen. 

17. Fttr die nötigen Krankentransporteinriehtnngen ist Versorge zu 
treffen. 

18. Kraakenanstalten, welche Kranke mit übertragbaren Krankheiten 
aufnehmen, sind mit entsprechenden Desinfdctionsgegenst&nden ananur!kst|p^ 
seiem nieht am Sitz der Krankenanstalt in sonstiger Weise ob geregelter 
Desfaiiektaonsdienst besteht» dessen Einrichtungen der Krankenanstalt jedensit 
zur VerfUguH sMiea. DigitizedbyGoOgle 
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Der Bftimi, in weloliem dar DAmpfdediifektlMui- Apparat latergabraelit 
M, Mli Iftr BesoUelnuig ud EallMruig nH Ja aiaan toondataa Tagaig 
aagelagt wardoi. 

IV. Krankenpfleffa. 

19. Dia Kraakaopflege ist tob Paraonaa, fia ia dar Kraakaapfl^ga ga- 
BÜMttd 8«tcikiüt sind, auasnttban. Sowalt lllr dia KiaakaaptagM aiefct «lar 
•ie&t 1a avaraldiaBdar Waisa doreh MItgliadef atear tob Staata 



freMiohaB od« waltliehaa Kraakaapflagaganaaaaaaehaft .gworgt wird, aottoa 



tai dar Aaswalil dar arfordarüakaa Kräfte aatar soaat glalek gadgaataa Ba- 
warbara dif^jeafgaa Kraakeapflagaperaoaaii baeondars barttekaiabtigt ipariaa, 
dia aiaan Auswaia I9r ataaüieh aaarkaaata KraakaapiagaparaaMa baattaaa» 

Dia Namaa dar vom Staate im Siaae Torstahaadar Baatfaaniaag aaar* 
kanataa gaiatlichaa oder waitlicbaa KraakaapflagagaaoMaBaahaltaB fMiiaa 
bekaaat gagabaa iräfdaa. 

y. Aarstlicha Laitaag. 

20. Jade Kraakaaanstalt ist aiaar aiabaitiiebaa IntUdaa Laitaag sa 
aaiaiiMiaa, waleb^fttr daa saebgamiflan hygiaabobea Betrieb Taraatwortli» Ist 
TL Fflhraag Toa Aafaahmeiistaa. 

90. Ueber die tufganomiiienea Krankea ist aiae AafaabmeliBte za Üttirea, 
welche weaigsteas (olgeade, stets sofort mit dea erforderlichea Eiatr&gea aa 
Yerseheade Spaltea an arhaltea liat: a) f ortlaof eada Nnmmer, b) Naiae« Staad, 
Alier, ReügioB oad Wolmort der Kraakeo, c) Tag des Eiatritts das Eraakaa 
ia die Aastalt, d). Beaeichnaiig der Krankheit, e) Tag des Austritts oder Todes 
das Kraakaa, f) Angabe, ob eine LeichenOffaang stattgeionden hat oder aletift, 
aotreftaadaalalls Zeit dar Vornahme und Angabe des Befondes. 

O. Oz-oaiailieraEOilJ^tiuii Ölden1>iix*fl^. 

Yatvakrillaa «bar di# Rayislan dar Uro«a». «ad tfiftbaadiaagimi 
tta lisrlalilaag dar ArsnelailtteitaaadlBflgaB aad die QaMlualfaBf aaai 
fliiliHMidal aasswhalb dar ApotiiakaM« YarordaaBg das Staat«* 
miaistariams, Departemeat des Inneia Tom 20. M&ra 190& 

I 1. Bäooa, in Amm Araaelfluttai (MiUel aar Yarhtttaag, l.iadaraag 
oder Beseitigong von Krankheiten der Measobaa oder Tiase), leraar Gifte aai 
giitiga Farben hargestalit, aaf bewahrt oder ieilgehaltea werden, Bebst den 
aagehOrigen Arbaks* und Nabearftnmea sowie Oaachiftszimmera dar lahAm 
afaid VQa Zttit aa .Zeit aaTennatet za besichtigea* 

8 2. Die Besichtigang erfolgt durah eiada Toa Staatsadaistaffiam 
Departement des Innern, an ernennenden SachTerständigen, soweit erforderlich, 
aater Zosiahiing dar FoUsaibehdrde. Die Mediainaibeamtea ktaaea, weaa Aa- 
laB dasa gegebea üt, außerdem jederzeit Besiehtigungen yoraehmen« 

S 8. wer Haadei mit Arzneimitteln betreiben wiB, hat dem Amte (Stadt- 
magistrate) mit der durch § 96 Abs. 6 der Gewerbeordnung fiir das dautseha 
Beich Torgasehriebenaa Anzeige einen Lageplan und eine genaue Angabe der 
Betriebsrftnma einschüefilich der Geschftftäimmer eiszureichai. Diesube Yeor- 
pjliichtang liegt demjenigen ob, welcher Arzneimittel hersteflea wfB. Aadara 
bänme dürfen wader als Betriebs«, noch als Vorrats« oder Arbeiuriume baaMü 
werdeä. Jeder Wechsel oder die Hinzuziehung anderer Bftama ist der BebMa 
aazuzeigeB. Auch d^ Ort der Aufstellung ron sogenannten DrogeasdiiSnkea 
ist geaau anzugeben« 

9 4. Wer die HersteUuns und den Verkauf Toa Anndmlttabi aüflieikalb 
der Auoiheken zur Zeit bereits betreibt, hat den im § 8 beaeichnateB AalordarBB- 
gen bmnen 6 Wochen nach dem ErlaO dieser Bekanntmaohung zu aatsprechen. 

% 6. Wer Gifthandel aoßerli&^b der Apotheken betrüben wfll, bedarf 
dazu der Erlaubais des Amtes (Stadtmagistrats). Die Briaubuis darf aar daaa 
erteilt werden, wann der Nachsucheada in Beziehung auf dea beabsieiitigtaa 
Qawerbebetrieb alszuTerlftssig anzusehen ist. Derseiba hat, falls er iddtt im 
Besitz der Apothekerapprobatioa ist, die erforderlichen Keantaissa dnrdi dbrn 
Prttfang vor dem pharmazeuttschea Mitgliede des Groflherzoglichea MediaiBal* 
kollegiums aachzuweisen. Ia dem Gesuche um die Erlanbniserteflsng siad dia 
Gifte, welche geführt werden sollen, einzeln namhaft zu machea. Im übrigea 
kemmea fttr die Aufbewahruag tind Abgabe Toh Giften und Ariaeimittala, fia 
au dea giftigea Stoffea gehorea, die besoadaren Vorschriften übar^den Gift- 
haadei zu Baum. ,gitizedby>^ 
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§ 6. S&mtUche Bfinme, sowie dia BehUiiiitM Iftr Amdmiliel lad die 
Ger&taciiAllea (Wagen, Löffel osw,) sind steu ordenüieh und Mnber luiludtea. 
In Wohn-, Schlaf- and Wutsohaftsräomen dürfen ArineimiUel .nichl aufbewahrt 
oder feilgehalten werden. 

§ 7. Die sar Aafbewahning von Ameimitteln dienenden Behllnine alnd 
wohlgeordnet oad fthenuchtlich aoisasteUen. Arineimittel, welehe gleichidtig 
als Nahrnngs- oder Genoßmittel dienen oder techaisehe Verwendung dnden, 
sind an der dem ttberwiegenden Gtobraneh entsprechenden Stelle einsoreihea. 

§ 8. Die Standgef&ße nnd sonstigen Behältnisse mOssen mit gatsehließ«i^ 
den Stöpseln oder Dedceln yersehen sein. Schiebladen mllssen in Tcdlen FtUius- 
gen laolea oder mit dicht schließenden Deckeln yersehen sein* 

§ 9. Das Aalbewahren yerschiedeaer Araneünittel in einem Yorratsgei&ße 
oder in gesonderten Fäehera desselben ist anstatthalt. Das Aalbewahren serUel» 
nerter oder gepalrerter Ware desselben Arsneimittels innerhalb eines JLastent la 
gesonderten fächern oder in bezeichneten Papierbeuteln ist dagegen stattk^ 

§ IQ. Die Behältnisse Ittr die nicht sa den Giltea zählenden Arinei- 
mittel mttssen mit deatschen Beseichnangen, welehe dem Inhalt entsprecbea, 
in haltbarer, dentUoher Schrilt aaf weißem Qronde yersehen sein. Neben dem 
deatschen Namen Ist nor die lateinische Beseichnang in gleich großer oder 
kleinerer Schrift zulässig. Ettr bestehende Drogenhandlangen wird zar Her- 
stellang dieser Bezeichnangen eine Frist bis zum 81. Dezember 1911 gewährt* 

§ 11. Die Behälter and Umhtülangen Iftr Aalbewahrang and Abgabe 
yoa Arzneimitteln, welche lediglich dem freiem Verkehr lür Tiere überlassen sind, 
mtLssen die deaüiche Bezeichnang ^Nar Ittr Tiere*' oder »Tierheilmittel* tragen. 

§ 12. Die Arzneimittel mttssen die Beschaffenheit gater Handdsware 
besitzen; sie dürfen weder yerdorben, noch yeranreinigt oder yerlälscht sein. 

§ 18. Die Inhaber der Arzneimittel- and Gilthandiangen sind yerpiiichtet, 
den mit der Besichtigung Beaaltragten während der flblichen Geschältsstaadea 
den Zatritt zu den im § 1 erwähnten Bäumen zu gesutten, die Gerätschaltea 
und Vorräte yorzuzeigen, yon letzteren Probeentnanme gegen Erstattung dee 
ttblichen Kaufpreises zuzulassen, sowie aul alle die Besichtigung betoeffeadea 
Fragen Aaskunit zu geben. Die Inhaber yon Gllthandlungen haben idch über 
den Besitz der Genehmigung zum Gilthandel auszuweisen und das Giltbaeh 
nebst Belegen zur Prüfung yorzulegen. 

§ 14 Die über die Besichtigung aulzunehmende Verhaadlnng ist yoa 
dem GiBschäftsftthrer oder dessen Stellyertreter mit zu unterschreibea. 

§ 15. Auf Geschäfte, welche ausschließlich Großhandel betreiben, findea 
die yorstehendea Vorsdiriften keine Anwendung. 



!>• Hei^on^ttttia Saoliaien«Alteiit>urar. 

Geriehtsärztliehe Gebfihrea bei Obduktloaea asw« Verordnuag 
des Gesamtministeriums yom 18. März 1908. 

Vorbehaltlich einer umfassenden Neuregelung der bestehenden Tax« 
yorschriften Ittr die Gerichtsärzte wird aul Grund des § 107, Abs. 2 der Sachsea* 
Altenburgischen Kostenordnung Ittr die Gerichte yom 24. Dezember 1899 (Q.^ 
8. 861) im Anschluß an die Höchste Verordnung yom 26. August 1875 über 
die gerichtsärztlichen usw. Gebtthren (G. S. 8. 108) folgendes yerordnet: 

I. An Stelle der unter Nr. la und Nr. 2 a der Gebttbrentaxe Ittr AerzteuBW« 
bei medizinisch •gerichtlichen Handlungen yom 17. Juli 1841 (Gesetz-Sammluag 
yom Jahre 1842 S. 25) enthaltenen Ansätze sind zu gewähren: 

1. Für Besichtigung und Oeffnung einer Leiche jedem Arzte 15—26 Mark, 

2. Fttr einen zu gerichtlichem Protokoll gegebenen einlachen Bericht ttber 
das Ergebnis der Besichtigung und Oeffnung cdner Leiche unter BeilflgUBg 
des Gutachtens jedem Arzte 3 — 5 Mark. 

IL Die Höhe der Gebtthr innerhalb der yorstehend festgesetzten Grenzea 
ist nach den besonderen Umständen des einzelnen Felles, insbesondere aac^ 
der Schwierigkeit der Leistungen, dem erforderlich gewesenen Zeitaulwand usw. 
zu bemessen. 

Die Anmerkung am Schlüsse der (Jebfthrentaxe yom 17. Juli 1841 üadet 
hier keine Anwendung. 

Verantwortl. Redakteur: Dr.Bapmund, Beg.- u. Geh. Med.-Bat in Ifinden i. W: 
J. C. C. Bmns» H«rxof L SlehA o. F. 8c1l-L. Hofbadidnickirti la Mh^Um. 



Eechtsprecliuiig und Medizmal- 
Cfesetzgebung. 

Beilage zur Zeitsohrift für Medizinal -Beamte. 
Nr. 9. 5. Mai, 1908. 

Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. I>eii.t0oliefli Reieli« 

Ab&ndenuig der PrUAuigsordniuig lllr Aente« Bekanntmachang 
des Beichskanzlers vom 80. März 1908. 

Auf Grand des § 29 der Gewerbeordnung hat der Bundesrat beschlossen, 

im § 7, Abs. 3, Ziff. 1 der Prttfnngsordnnng fttr Aerzte vom ^^ ' rg^ 

hinter dem Worte ^üniTersitfitsstudiam'' die Worte „oder gleichwertiger Hoä- 
schnlstudinm* einzofflgen. 

Abftndemng der Behanntmaehnng, betreffend den Terkehr mit Arznel- 
mittelB, Tom 8fi. Oktober lOOL Bekanntmachang des Beichs- 
kanzlers vom ILAprll 1908. 

Auf Gmnd des g. 4 der Kaiserlichen Verordnong, betreffend den Verkehr 
mit Arzneimitteln, Tom 22. Oktober 1901 (Beichs-Gesetzbl. S. 880 ff.) wird 
bestimmt: 

In der Bekanntmachnng vom 1. Oktober 1908 (Beichs-GesetzbL S. 281) 
werden die Worte : 

Homeriana <aaeh Brusttee Homeriana, russischer Knöterich, Polygonum 

aTiculare) und 
SjiOterichtee, rassischer, Weidemanns (auch russischer Sji0terich« oder 
Brusttee Weidemanns) 
ersetzt durch die Worte: 

Homeriana (auch als Brusttee Homeriana oder russischer Sjiöterich, 

Polygonum ayiculare Homeriana) und 
SjiOteriditee, russischer, Weidemanns (auch als russischer Knöterich- 
oder Brusttee Weidemanns). 



B« KönlipreioliL Prenssen. 

Zahlung der Beamtenbesoldung und des OnadenTierteQalirs« Gesetz 
Tom T.März 1908. 

§ 1. Die unmittelbaren Staatsbeamten, welche eine etatsmäßige Stelle 
bekleiden, erhalten ihre Besoldung, soweit sie ihnen in festen Barbezügen zu- 
steht, aus der Staatskasse vierteljährlich im voraus. 

§ 2. Hinterläßt ein unmittelbarer Staatsbeamter, welcher eine etats- 
mäßige Stelle bekleidete, eine Wittwe oder eheliche oder legitimierte Nadi- 
kommen, so wird die volle Besoldung des Verstorbenen noch fttr die auf den 
Sterbemonat folgenden drei Monate (Gnadenvierteljahr) unter Anrechnung der 
vor dem Tode fällig gewordenen Besoldungsteüe gewährt. An wen das 
Gnadenvierteljahr zu gewähren ist, bestimmt der Verwaltungschef oder die von 
ihm bezeichnete Behörde. 

In gleicher Weise kann den Hinterbliebenen eines unmittelbaren Staats- 
beamten, welcher eine etatsmäßige Stelle nicht bekleidete, aber zur BeMedi- 
ffung eines dauernden Bedttifnisses und nicht nur aushilfinvdse beschäftigt war, 
das Gnadenvierteljahr von den ihm in festen monatlichen oder vierteljährlichen 
Beträgen zustehend«! Diensteinkommen gewährt werden. 

§ 8. Das Gnadenvierteljahr kann von dem Verwaltungschef oder der 
von ihm bezeichneten Behörde auch dann gewährt werden, wenn der Ver- 
storbene Verwandte der aufsteigenden Linie, Geschwister, (jfeschwisterkindeT 
oder Pflegekinder, deren Ernährer er ganz oder überwiegend gewesen^ist, inj 

..gitizedby VjOOQI 
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Bedttrftidceit hinterl&ßtf oder wenn nnd soweit der Nachlaß nicht aasreicht, 
am die Kosten der letzten Krankheit and der Beerdigang an decken. 

§ 4. In dem GFennsse der Dienstwohnang, die von einem der im § 2 

Senannten Beamtm bewohnt war, ist die hinterbliebene Familie nach Ablaol 
es Sterbemonats noch drei fernere Monate za belassen. 

Hiaterllfit der Beamte keine Familie, so ist denjenigen, aof welche sein 
Nachlaß tlbergehti eine vom Todestage an zu rechnende dreifiigt&gige Frist 
zar Büomang der Dienstwohnung zu gewähren. 

Id jedem Falle müssen Arbeits- and Sitzangszimmer sowie sonstige für 
den amtUehea Qebraooh bestimmte Bftamlichkdten sofort geräumt werden. 

Sofern das dienstliche Interesse es ausnahmsweise erfordert, ist die ganze 
Dienstwohnung auf Anordnung des Verwaltungschefs bereits yor Ablaä der 
in Abs. 1 und 2 genannten Zmen gegen Oewäbrong Toller Entschädigung fflr 
die Beschaffang eines anderweiten angemessenen Unterkommens zu räumen. 
Der Betrag der Entschädigung wird von dem Verwaltungschef in Gemeinschaft 
mit dem Finanaminister endgültig festgesetzt. 

§ 5, Die Vorschriften dieses .Gesetzes finden auch auf die zur Disposition 
stehenden Beamten und Wartegeldempfänger, sowie auf deren Hinterbliebenen 
Anwendung. 

§ 6. Außer Kraft treten : 

1. das Gesetz yom 6. Februar 1881, betreffend die Zahlung der Beamten- 
gehälter und Bestimmungen über das Gnadenquartal (GesetzsammL S. 17), 

2. die Kabinettsordre vom 27. April 1816 wegen der den Hinterbliebenen 
Königlicher Beamten lu bewilligenden Gnaden- und Sterbequartale (G. S. 8 134). 

3. die Kabinetsorder Tom 16. November 1819, daß auf die nach dem 
Tode eines Beamten geschehenen allgemeinen Gnadenbewilligungen die Gläubiger 
keine Ansprüche haben sollen (G. S. 1820, S. 45). 



Blssyerlettmigen yon Mensehen durch tolle oder toUwutyerdlelitlge 
Tiere in Preussen im Jahre 1906« Erlaß des Ministers der usw. 
Medizinalangelegenheiten yom 4. März 1908 — M. 13182 — an 
sämtliche Herren Eegierungspräsidenten. 

Ew. Hochwohlgeboren übersende ich in der Anlage ergebenst eine üeber- 
sicht über die im Jahre 1906 in Preußen zur amtlichen Kenntnis gelangten 
Bißyerletzungen durch tolle oder tollwutyerdächtige Tiere, welche auf Grund 
der seinerzeit eingereichten Berichte zusammengestellt ist. 

Zugleich ersudie ich, die Berichte, welche nach Maßgabe des Musters 
des Erlasses yom 12. Oktober 1897 — M. 12558 — und gemäß Erlaß yom 
18. Juni 1904 — M. 11709 ~ aUJährlich zum 1. April an mich zu erstatten 
sind, durch folgende Angabe gefUligst zu ergänzen: 

1. In Spalte 9: .Bezeichnung des tollwntytttdächtigen Tieres'' ist, falls dn 
und dasselbe Tier mehrere Personen lyarletst hat, dies durch eine ent- 
sprechende Bemerkung kenntlich zu machen. 

2. In Spalte 10: .Ergebnis der tierärztlichen Obduktion des tollwutyer- 
däohugen Tieres'' ist in jedem Falle anzuführen, ob und mit welchem 
Ergebäs eine Untersuchung yon Leichenteilen im Institut für Infektion»- 
krankkeiten oder im Hygieniacheu üniyersitäts- Institut in Breslau statte 
gefunden bat. 

In einigen Berichten war die Art und Stelle ier Bißyerletzungen nicht 
genau angegeben. Für die Ausführlichkeit dieser Angaben wollen Sie Sorge 
tragen und audi yeranlassen, daß sämtliche Fälle^ welche in dem Berich^i^ 
jähr yor^ekommen, auch wenn dieselben erst zu Anfang des folgenden Jahres 
zur Anzeige bei der Ortspolizeibehörde gelangt sind, in das Verzeichnis auf- 
genommen werden. 

XJttbersiolit llbev die im Jahre 1906 In Fveusaen snv «mtlidheB 
Keatttaie gelangten BiMTerleteangen dnreh toUe oder der Tollvmt 

TerdAolfttlge Tiere. 

Im Jahre 1906 wurden in Preußen insc[esamt 878 Verletzungen yon 
Menschen durch tolle oder der ToUwut yerdächtige Tiere amtlich festgestellt. 
Von diesen Verletzungen ereigneten sich jedoch 6 bereits im Noyember (I) 
bezw. Dezember (5^ 1905; da sie aber erst im Berichtsjahre zur Kenntnis der 
Behörden kamen, sind sie in dieser Zusammenstellung mit yerrechnet worden. 

igitized by V^> 
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Durch die geiuuuiteii 6 FfiUe erhöht sich die Zahl der im Jahre 1905 yorge- 
kommenen Yerletmiigeii von 868 auf 874; die G^eBamtiahl der VerietnuigeB 
durch tollwatyerdächtige Tiere liat also im Berichtsjahre eine, wenn aaeh 
geringe Abnahme im Vergleich zum Jahre 1906 eräüiren, ist aber immer noch 
etwas hoher als im Jahre 1904, in welchem 865 F&lle aar Keutnis der Be- 
hörden gelangten. 

Von den 878 Verletzten waren 258 » 69.2 y. H. m&nnliehe nnd 114 = 
80,6 y. H. weibliche Personen; in einem fUie war das Qesehleoht nicht 
angegeben. 

Nach dem Lebensalter geordnet, yerteilen sich die FUle lolgender- 
mafien: 

Jahr ... — Personen 



0- 1 

1-2 ^ 

3-5 l 

5-10 „ 

10-15 , 

15-20 n 

20—25 n 

25—80 . 

30-40 , 

40-50 . 

50—60 - 

60-70 ^ 

70-80 , 

80-90 « 
unbekannt 



1 

5 

19 



84 

26 

26 

45 

80 

26 

10 

4 

1 

9 



(dayon 1 im Jahre 1905) 
(dayon 4 im Jahre 1905) 



(dayon 1 im Jahre 1905) 



Znsammen 878 Personen. 
Die einzelnen Monate des Berichtsjahres hatten folgende Zahlen yon 
Verletzungen aufzuweisen: 



Noyember u. Dezember 1905 

noch 

Januar 

Februar 

M&rz 

iS": ::::::: : 

Juni . 



6 



84 
28 
58 
21 



JuH 48 

August 19 

September 20 

Oktober 27 

Noyember 16 

Dezember 89 

unbekannt 1 



Die 373 Verletzungen ereigneten sich in 11 (11)*) Proyinsenund zwar: 



Schlesien 
Posen . . . 
Eheinproyinz 
Ostpreußen . 
Pommern 
Westpreußen 



mit 178 (94) 
n 40(24) 
, 29(76) 
» 26 (22) 
• 26 (20) 
22 (87) 



Hessen -Nassau 
Sachsen . . . 
Westfalen . . 
Brandenburg . 
Hannoyer . . 



mit 19 (28) 
11 (16) 
11 (83) 
9 (6) 
. 2 (12) 



Von deniBegierungsbezirken waren 22 (24) beteiligt, nimlich: 



Breslau ^ . 
Oppeln . . 
Posen 

KOslin . . 
Marienwerder 
Allenstein . 
Liegnitz . . 
Wiesbaden. 
Düsseldorf . 
Arnsberg . 
Merseburg] . 
OOln . . . 
Bromberg . 



mit 99 (88) Verletzungen in 17 (10) Kreisen 



61 (48 

82 (13^ 

25 (10) 

22 (29) 

20 (9) 

18 (18) 

14(26) 

14 (89) 

11 (82) 

9 (15) 

9 (19) 

8 (11) 



18 (14) 
11 (4) 



(5) 

(2) 
(5) 
(9) 
(11) 



8(10) 
8 (4) 
4 (9) 
8 (8) 



') ( ) bedeutet die entsprechenden Zahlen aus dem Jahre V 
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FraidcfDrt . 


. .mit 


7 (6) y wktiOBgn !■ 1 (2) Ki^ 


OnmbiBBeD . . 




« (11) 


. 2 (6) . 


Cuml . . 




6 (2) 


. 2 (2) . 


AMkea . . . 




B (6) 


. 2 (1) , 


PoUdam. . 




2(-) 


. K-) . 


Eifut . . 




a (1) 


.2 a) . 


HOdedidiB. . 




2 (12) , 


. 1 (3) , 


Stektia . . 




1 (10) 


. 1 (4) . 


Eoblen. . 




1(18) 


, 1 (*) . 



Von den 103 befalleiieB Kreisen (122 im Jahre 1906) liatten 33 nur 
je eine, 26 je swei, 11 je drei, 7 je Tier, 7 je fllni, 4 je sedu, 6 je sieben, 2 
je acht VerleUnngen anisnweisen. In je einem Kx^iae ereigneten sich 9 
(Freystadt, Beg.-BeE. Liegniti), besw. 10 (Ohlan, Beg.-BeE. Breslaa), in 
2 Kreisen (Ortelshnrg, Beg.-Bez. Allenstein und Waldenbiirg,Beg.-B6B. 
Breslaa) je 11, und in je einem Kreise 13 (Schlawe, Beg.-Bec. KOslia), 16 

aeobschllta, Beg.-Bec. Ovpebi), 18 (Neiße, Beg.-BeE. Oppeln) besw. 89 
ftnsterberg, Beg.-Bec. Breslau) Verletzungen. 

Die zahlenmafiige Beteiligung der einzelnen Proyinzen besw. Bccienuiffs- 
besirhe an der G^esamtsnmme der BißTerletziingen hat sieh, wie ein Yergldch 
mit den Zahlen des Voijahres ergibt, erheblich rerschoben. Besonders bemer- 
kenswert ist die Abnahme der Fälle im Westen der Monarchie, Tor allem in 
der BheinproYinz (etwa 75 y. H.) nnd Westlaien (66,6 ▼. H.), aber 
auch im Beg.-Bez. Wiesbaden (last 50 y. H.). Dagegen ist im Osten, und 
swar in der Proyinz Schlesien, wo befaiahe die HfiBte aller gemeldeten 
Fälle beobachtet ist, sowie in den Begiernngsbesirken Posen, K5slin und 
Allenstein eine zum Teü sehr betächtUdie Zunahme der Bißyerletzungen 
zu yerzeichnen. Andere Begierungsbezirke des Ostens (Gumb innen, Ma- 
ri e n w e r d e r. B r o m b e r g , 8 1 e 1 1 i n) sind dagegm weniger belallen gewesen 
als im Jahre 1905; die Beg.-Bez« Königsberg und Dansig blieben Im 
Berichtsjahr yöUig yerschont, während sie 1905 noch 2, bezw. 8 Bißyer- 
letzunffen aulzuweisen hatten. 

Die Abnahme im Westen ist um so beachtenswerter und erfreulicher, 
als lür das Berichtejahr die durch das Gesetz, betr. die Bekämpinng übertrag- 
barer Krankheiten, yom 28. August 1905 yorgeschriebene Anzeigepflicht Iftr 
Bißyerletzunffen yon Menschen durch tolle oder tollwutyerdächtige Tiere zum 
ersten Male Ittr den ganzen Zeitraum in Wirksamkeit trat, wodurch die Zahl 
der gemeldeten Fälle sicherlich der wirkUdi yorgekommenen Anzahl näher 
gekommen ist als in den Irttheren Jahren. Derselbe umstand kommt auch Ifir 
die Zunahme in den erwähnten Ostlichen Landestdlen in Betracht Die größere 
Zahl der Fälle in der Proyinz Schlesien, welche ja seit Jahren am meisten 
betroffen war, und yomehmlich die Zunahme der Bißyerletzungen im Beg.-Bez. 
Breslau wird wohl auch mit der im Juni des Berichtsjahres erlolpten £r- 
Oflnung der Tollwutstation beim Hygienischen Institut der 
üniyersität Breslau in einen gewissen Zusammenhans gebracht werden 
können, insolem als durch diese Einrichtung die Beachtung der Bißyerletzungen 
seitens der BeyOlkerung gesteigert und inloleedessen die Zahl der Fälle, welche 
sich einer spedfisehen Behandlunff unterwarto, erhöht worden ist 

Die 873 Verletzungen wurden yon 213 Tieren, nämlich 202 Hunden, 
7 Katzen, 2 Kühen und 2 Plerden heryorgebracht. 

Die 202 Hunde yerletzten 857 Menschen, und zwar yerletzten je einen 
Menschen 124, je zwei 47. je drei 18, je yier 6, je lünl 3; je ein Hund yer- 
letzte 7 bezw. 11, je zwei Hunde 14 Mensdien. 

Von den sieben Katzen wurden 122Personen Verletzungen zugeltkgt ; 
je 8 Elatzen yerletzten 1 bezw. 2 und 1 Katze 8 Menschen. 

Die Kühe und PI er de yerletzten je einen Mensehen. 

Von den 218 Thieren sind 16 enüaulen, ohne daß man ihrer wieder 
habhalt werden konnte; über 2 Tiere liegen keine Angaben yor, bei 5 bestand 
kein Wutyerdacht 2 sind nicht obduziert, und 37 Tiere wurden lediglich aul 
(}rund der Sjrankneitserscheinungen oder des Ergebnisses der Oeifhung des 
Kadayers durch den Tierarzt als tollwütig bezw. dringend tollwutyerdächtig 
erklärt Von den anderen 151 Tieren wurden Gehirn und yerlängertes Mark 
in den Tollwutstationen des Instituts Ittr Inlektionskrankheiten in Berlin und 
des Hygienischen Instituts der Üniyersität in Breslau untersucht, und zwar 
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fanden IdO Festsielliingen in Berlin und 21 in Breslau statt Die letiteren 
üntersachnngsobjekte stammten ans den Beff.*Bez. Posen (6), Breslau '^ 
Uegniti (4) nnd Oppeln (ÖV Von den 161 m&rookopisch bezw. mit ffilie 



üntersachnngsobjekte stammten ans den Beff.*Bez. Posen (6), Breslau (6), 
Uegniti (4) nnd Oppeln (6). Von den 161 m&rookopisch bezw. mit ffilie des 
Tierrersnchs nntersnchten Tieren wurden 181 als sicher tollwütig befanden, 



bei 20 Tieren konnte der Tollwatverdaeht weder durch den Nachweis Ton 
Negrf sehen KOrperdien, noch dnrch die Verimpfung Ton (Miimteilen auf 
Kaninchen bestfttigt werden. 

Von den Terletiungen hatten ihren Sitz 

am S^opf .20 an den oberen Gliedmaßen • 213 

am Bumpf 10 , « unteren , . 110 

Bei 16 Terletzungen war die Stelle der Wunde nicht gmauer angegeben. 
Bei 6 in den Berichten aufgeftthrten F&llen lagen keine eigentlichen Ver- 
letzungen Tor; 8 dieser Personen hatten tollwütige Tiere nur Derfthrt, und 2 
waren Ton solchen geleckt worden. Von den 828 Verletzungen der oberen 
und unteren Qliedmaßen ist die rechte Seite 147, die Ikke 186 und beide 
Seiten durch mehrfache BißTorletzungen 16 mal betrolfen: bei 26 Arm- oder 
Beinrerletzungen fehlen die Angaben über die KOrperhilfte. 

Von den 873 Verletzten Itefien 842 = 91,66 ▼. H. die Schutzimuf ung 
nach der Pasteur^sehen Methode an sich Tomehmen. Von diesen wuram im 
Institut für Infektionskrankheiten in Berlin 260 und im Hygienischen Institut 
der UniTersit&t Breslau 82 bdiandelt; die in Breslau gdmpften Personen 
waren in den Beg.-Bez. Posen (14), Breslau (46), liegnitz (16) und Oppeln 
(8) verletzt wordm. Seit Einrichtung der erstoenannten Tollwutstation im 
Jahre 1898 unterzogen sich yon den in Preufien durch tollwutrerd&chtige 
Tiere rerletzten Menschen der Schutzimpfung im Jahre: 

1898 «... 29,0 T. H. 1902 .... 90,8 ▼. H. 

1899 .... 80,6 „ 1908 .... 91,6 , 

1900 .... 82,8 , 1904 .... 91,67 , 

1901 .... 784 „ 1906 .... 87,8 , 

Von den 81 Verletzten, die es im Berichtsjahre unterließen, sich impfen 
zu lassen, begaben sich 11 an ihrem Wohnort in ärztliche Behandlung, yon 
den übzigen 20 wurde kein Arzt zu Bäte gezogen. Wie die Ermittelungen 
der Behörden ergeben liaben, waren von den 81 nicht geimpften 8 dnrch Hunde 
gebissen, bei denen der anfänglich gehegte ToUwutTerdacht nicht aufrecht 
erhalten wurde, und nur 11 Ton Tieren verletzt, deren Erkrankung durch die 
Untersuchungen der Tollwutstation besteigt wurde. Von diesen 11 Personen 
hatten 1 nur eine Hautabschürfung und 8 nur Quetschunffcn davon setragen. 
Von den 31 nicht Geimpften bleibmi also nur 7 übrig, welche eigentlkhe Biß- 
verletzungen durch sicher tollwütige Tiere erlitten hatten. 

Btt 4 Verletzten kam es zum Ausbruch der Tollwut ;0 sämtliche 
Erkrankten erlagen in wenigen Tagen der Krankheit. 8 von ihnen waren in 
die Hand gebissen und 1 war mehrfach am linken Unterarm und Unter- 
schenkel verletzt worden. Alle 4 von der Tollwut befallenen Personen waren 
erkrankt, obwohl sie sich der Schutzimpfung unterzogen hatten. Bei 1 setzte 
die Erauheit schon am 14. Tage der spezifischen Behandlung in der Breslauer 
Tollwutstaiion und am 20. Tage nach der Verletzung ein, also bevor die 
Impfung zum Absdduß gekommen war. Die 8 anderen Personen, welche im 
Institut für Infektionskrankheiten behandelt waren, erkrankten (starben) 89 (41), 
(64) und 84 (88) Tage nach der Verletzung. 

Trotz des Mißerfolgs der spezifischen Behandlung in 4 Fällen muß das 
Ergebnis der Schutzimpfusg doch als ein sehr günstiges bezeichnet werden, 
weiches nur durch den Erfolg des Jahres 1906 etwas ttbertroffen wird, wie 
aus folmider Zusammenstellung der Prozentaahlen der Verluste hervorgeht: 
Es starben nämlich im Jahre 

1908 von 281 Schutsgeimpften 4 = 1,42 v. H. 
1904 . 880 , 6 » 1,6 „ 

Für das" Jahr 1906 ist nachträglieh im Beg.-Bez. Posen noch 1 Todes- 
fall an Tollwut ermittelt worden, welcher sich im Januar ereignete; der Ge- 
storbene, ein lOjähriger Knabe, war im Dezember 1904 von einem fremden 
Hunde in die Oberlippe gebissen worden und erlag der Krankheit am 24. Tage 
nach der Verletzung, bevor die Behandlung im Listitut für Infektionskrank- 
heiten beendigt war. DigitizedbyLiOOgle 
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1905 von 323 Schntigeimpften 8 =s 0,98 t. H. 

1906 , 342 ■ 4 = 1,14 , 

Werden za der Prozentberecnnnng nnr die Personen herangezogen, 
welche yon den 131 nach den Qntersachangen der Tollwatstationen sicher als 
tollwütig bezeichneten Tieren gebissen waren, so starben von 236 geimpften 
Personen 4 ss 1,69 y« H. Die entsprechende Zahl im Vorjahr betrog bei 
176 Geimpften 2 = 1,14 t. H, 

Batgeber zir Pflege der UrperUehen Spiele an den dentgehen 
Hoeludiiileii. Erlaß des Ministers der asw. Medizinalangelegen- 
heitenyom 14. März 1908 (gez. L Vertr. Wewer) an die K5nigliohen 
Proyinzial- Seholkollegien. 

. Das Königliehe Proyin«ial-8chalkollegiam yeranlasse ich, die Direktoren 
der höher«! Schalanstalten seines Antdchtsbezirks empfehlend aof die im Aal- 
trage des Zentral -Aosschasses für Volks- and Jagendspiele in Deatschland 
heraasgegebeneu beiRG. Teabner in Leipzig erscmienene Schrift: „Batgeber 
zor Pflege der körperlichen Spiele an den deutschen Hochschalen^ hinzuweisen. 
Das Henchen eignet besonders als Abschiedsgabe der Schale für die zu ent- 
lassenden Abitar&nten, and zwar nicht nar der aaf die Hochschale abgehenden, 
sondern ebensowohl für die in das Leben tretenden jangen Leate. . 



AofirteUoiig yen KenflskatbebUtem In den SehUehterelen. Polizei- 
yerordnang des KönigL Begierangsprftsidenten yom 14. No- 
yember 1907. 

§ 1. In jeder gewerblichen Schlachtstfttte ist durch den Inhaber der- 
selben zur Aufnahme <Ler bei der Fleischbeschau beanstandeten Teile ein hin- 
sichtlich seker Größe dem Umfange des Schlftchtereibetriebes entsprechender 
SammelbehUter aufzustellen. • 

Dieser Behftlter soll aus yerzinktem Eisenblech bestehen und einen yer- 
schließbaren und dicht schließenden Entleerungsdeckel besitzen. 

Zu jedem Behllter sind 2 Sehlüssdi zu beschaffen. Je einen nimmt der 
zuständige Fleischbeschauer und der zuständige Poiizeibeamte in Verwahr. 

§ 2. Vor Ingebrauchnahme und nach jeder Entleerung sind die Be- 
hftlter bis zu etwa V» ihres Bauminhalt mit Chlorkalkmilch (hergestellt aus 
1 Teü frischem Chlorkalk und 20 Teilen Wasser) oder einem anderen, in 
Wasser lösüohen Desinfektionsmittel zu beschicken. 

§ 8. Die Entleerung der Behälter und die Vernichtung des Inhalts 
erfolgt nach einem der in § 46 der B. B. A. (Ausftthrungsbestimmungen) zum 
Fleischbeschaugesetze yom 3. Juni 1900 (Beichsgesetzblatt Seite 547) yorge- 
schriebenen Verfahren (Verbrennen oder Vergraben) unter polizeilicher Auf- 
sicht auf dem yon den Polizeibehörden bereitgestellten Platze, und zwar durch 
eine*polizeilicherseits damit beauftragte Person. 

Der Transport des Behälters zu dem Verscharrungsplatz ist Sache der 
Schlächtereünhabw. 

§ 4. Die Entleerung der Behälter erfolgt an yon den Polizeibehörden 
näher zu bestimmenden Terminen in den Monaten Mai bis einschließlich Sep- 
tember mindestens jede Woche einmal, in den übrigen Monaten mindestens 
alle 14 Tage. 

Sofern in einzelnen Fällen eine öftere Entleerung notwendig werden 
sollte, hat der betreffende Schlächtereiinhaber oder der Fleischbeschauer der 
Polizeibehörde^Mitteilung zu machen. 

§ 5. Die ordnungsmäßige Benutzung der Sammelbehälter unterliegt der 
Beaufsichtigung duich £e Fleischbeschauer. Etwaigen Anordnungen derselben 
ist Folge zu leisten. 

§ 6. Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieser Polizeiyerord- 
nung7werden|mitlGeldstrafen bis zum Betrage yon 80 M. in jedem einzehien 
Falle geahndet, an deren Stelle im ünyermögensfalle yerhältnißmäßige Haft- 
strafe tritt. 

Unabhängig yon der^Bestrafung erfolgt zwangsweise Durchführung der 
Vorschriften dieser Polizeiyörordnung nach Maßgabe des § 182 des Gesetzes 
über dielallgemeine Landesyerwaltung yom 80. Juli 1888. 

§ 7. Diese Polizeiyerordnung tritt am 1. Januar 1908 h^Eraft t 
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Beohtspreohnng und Mediiinftl-QeBetBgebvng. 8T 

O. Köiii|pr<eieli Württemberg^, 

BlGhtlinlen fttr die Aufstellung der Einkommeiigteiiererkllnuigeii 
der Aente und fttr deren Prftfang. Erlaß des Stenerkollegiiiins 
Yom 26. Januar u. 28. Värz 1908. 

A. Als abzugsfähig werden — selbstTerstandlich unter Vorbehalt der 
im einzdnen Fall von den Besebwcrdekommissionen su gebenden Entscheidung 
— im allgemeinen nicht beanstandet: 

1. Auslagen fttr ärztliche Stellvertretung einschließlich etwaiger Aus- 
gaben fttr Vermittlung. 

2. Auslagen fttr ärztliche Assistenz sow(^ bei ständigem Personal, wie 
bei Zui^ehung yen Fall zu FalL 

8. Auskffen fttr Hilfspersonal, Wärter, Wärterinnen, Diener, Bedienung 
fttr Sprech- und Wartezimmer, Kutscher, Sekretär fttr Budiftthrung usw. 

a) Bei ständiger und ausschließlichsr Verwendung des genannten Per- 
sonals fttr den BervS des Arztes die gesamte Verpflegung sowie die Beiträge 
zu Krankenkassen usw. und etwaige ttbliche Geschenke. Fttr Verpflegung 
sind die Örtlichen Mittelpreise zugrunde zu legen. 

b) Bei teilweiser Verwendung fttr Berufszwecke nur nach Maßgabe des 
duichschnittlidi dem Berufe gewidmeten Teils der Arbeitszeit. 

4. Der Mietzins fttr die ausschließlich oder yorzugswdse fttr ärztliche 
Zwecke benutzten Eäumlichkeiten einschließlich der Zimmer fttr Assistenten 
und Hilfspersonal (Ziffer 2 und 8) unter sinngemäßer Berttcksichtigung der 
Ziffer 8b; sind sie ein Teil der Wohnung im eigenen Hause, so ist ein Ab- 
zug ihres Mietwerts ausgeschlossen oder nur dann abziehbar, wenn der gleiche 
Mietwert neben dem Mietwert der eigenen Wohnung auch als Ertrag aus 
Grundeigentum in Ziffer 8, 1 der Steuerklärung eingestellt wird. 

6. Ausgaben fttr Heizung, Beleuchtung und Beinigung der in Ziffer 4 
genannten Bäumlichkeiten, soweit die Beinigung nicht durch eine der in Ziff. 3 
genannten Personen erfolgt. 

6. Feuerrersicherung dieser Bäume und des darin enthaltenen Mobilars. 
und Inyentariums. . Etwaige Versicherung gegen Diebstahl. 

7. Ausgaben fttr Ergänzung, Erneuerung und Beparatur yon Mobiliar- 
gegenständen in den Bäumen der Ziffer 4. 

8. Ausgaben fttr Ergänzung, Erneuerung, Beparatur und Betrieb yon 
Instrumenten, Apparaten und 'sonstigen den ijrztlichen Zwecken dienenden 
Einriditungen. 

Hierunter ist zu rechnen : Operations- und Sektionsbedarf aller Art, 
einschließlich Operationswäsche und deren Beinigung, Verbandmaterial, Medi- 
kamente fttr Sprechzimmer und Nothilfe; Impfmateriio, Chemikalien, Beagenzien, 
Elektrizität zu technischen Zwecken. 

9. Fahrgelder; bei Benutzung eines eigenen Fuhrwerks sämtliche Auf- 
wendungen zum Unterhalt yon Pferden und Wagen, einscliließlich des Beitrags 
zur Pferdeyersicherung (wegen des Kutschers yrgl. oben Ziffer 8). 

10. Bei auswärtigen ärztlichen Besuchen und Konsultationen der wirk- 
liche Beiseauf wand, wogegen dann selbstyerständlich die gesamten BeisegebtLhren 
mit Einschluß der Fuhrkosten <Verfttgung des KOnigl. Ministeriums des Innern, 
yom 25. März 1899, Beg.-Bl. S, 284, Ziff. 1, 18 u. 14) in Einnahme zu stellen 
sind. Dafttr, was unter ^auswärtigen^ ärztlichen Besuchen und Konsultationen 
zu yerstehen ist, sollen die jeweiligen medizinalamtUchen Bestimmungen (der« 
zeit IZiffer 1, 13 Ab. 1 der angeftthrten Verfttgung) maßgebend sein. 

11. Aufwand fttr Einrichtung und Benutzung des Telephons einscliließ- 
lich Gebtthren fttr auswärtigen Tefephonyerkehr. 

12. Auslagen fttr ärzüiche Buchftthrung, Bilanz, Korrespondenz, Honorar- 
einzug, soweit solche nicht unter Ziffer 8a und b fallen; Gerichts- und An- 
waltskosten. 

18. Material zur Buchftthrung. Tage-, Konto-, Adreßbttcher, Taachen- 
kalender, Krankengeschichten, ärztlicne Formulare aller Art, Porto, Schreib- 
materialien — nacn dem tatsächlichen Aufwand. 

14. Die Auslagen fttr ärztliche Bttcher und Zeitschriften, soweit sie zur 
Fortftthrung der ärztlichen Berufstätigkeit in der seitherigen Weise erför- 
derlich sind, außerdem die Kosten der Versorgung des Wartezimmers mit 
gedgneter Lektttre. 
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15. Aiulageii fftr wisseiuchftiüiclie Arbeiten und Veranche sowie sntref- 
fendenlalls Itti ein Labotatorinm. (Wegen der Einnahme liierans mL unter C.) 

16. Der Aufwand znm Ersatz yon [Sch&den. die durch ein versehen bei 
Ausübung des Berufs verursacht werden. 

17. Aufwendungen nur Beseitigung yon Sch&den, die der Arzt durch ein 
Versehen in Ausübung des Berufs sich selbst zuzieht (Verletzungen bei Sek- 
tionen, Eiterwunden usw.). 

18. Anzeigen betr. Wohnungswechsel, Beisen usw. 

19. Kleidungsstücke, soweit sie speziell zur ärztlichen BeruMätigkeit 
gebraucht werden (Operationsmftntel, HBichürzen, -handschuhe; Belsepelze bei 
Land&rzten sind nicht darunter zu rechnen). 

20. Jährliche Absetzungen insolange, bis der Anschaffungspreis abge- 
schrieben ist. und insoweit der Aufwand für die Ersatzbeschaifuig nicht b^ 
reits nach Ziffsm 7 und 8 abgezogen ist: 

a) für Abnutzung der ersten ärztlichen Einrichtung (Beschaffung des 
erforderlichen Instrumentariums, Ausstattung yon Sprech- und Wartezimmer 
usw. 5-10«/«, keinesfalls über lO^'/o); 

b) für Abnutzung eigener Pferde und Wagen zur Ausübung des Berufs: 
yon Pferden nach den allgemeinen Bestimmungen, von Wagen 10*/o, yon 
Automobilen 10~-20Vo; 

c) für Stallgebäude, die zu ausschliefilicher Benutzung für die zum Be- 
ruf gehaltenen Pferde dienen, nach den allgemeinen Bestimmungen — unter 
Einrechnung von Beparatuikosten und Beiträgen zur Qebäudebrandver- 
sicherung. 

Zu a und b sind Absetzungen nur bei Aerzten zulässig, die sich nach 
dem 1. April 1904 niederffdassen liaben, da bei der seitherigen Dienstein- 
konunensteuer die Anschafwigskosten im ersten Jahre im Gesamtbetrag zum 
Abzug gekommen sind. 

21. Die Mitgliedsbeiträge für ärztliche Vereine, deren Mitgliedschaft 
Vpraussetzung der Ausübung des ärztlichen Berufs ist. 

B. Als nicht abzugsfähig erscheinen: 

1. Der Aufwand für Bücher, Zeitschriften und sonstige Bibliothekaus- 
stattung, soweit es sich um die Literatur für die berufiüme Weiterbildung 
(vergl. dagegen oben A 14), für allgemeine Bildung, Belehrung und für ünter- 
hidtung handelt 

2. Der Aufwand für Beisen. die gemacht werden zum Studium dia- 
gnostischer und therapeutischer Methoden, von Bädern, Kurortto und medi- 
zinischen Kongressen, zu Ferien und Fortbildungskursen, ebenso wie für Beisen 
zur Erholung, zum &urgebrauch oder zur allgemeinen Ausbildung. 

Es mufi übrigens nierbei anerkannt werden, daß im einzelnen Fall aus- 
nahmswdse auch berufliche Beisen unter „die zur Erwerbung, Sicherung und 
Erhaltung des Einkommens* (Einkommensteuergesetz Art. 911) fallen kOnnen.. 
Die Vertreter des ärztlichen Eßlinger Delegiertenverbandes haben sich bei der 
eingangs erwähnten Besprechung vom 11. Januar bereit erklärt, dahin zu 
wirken« daß in solchen Ausnahmefällen der abzuziehende Aufwand unter An- 

Sbe des Zwecks und der Dauer der Beise stets in der Einkommensteuerer- 
Irung ausdrücklich angegeben und spezialisiert wird. 

8. Doktorpromotionskosten einschließlich der Dissertationsdruckkosten. 

C. Die Einnahmen an den aus Öffentlichen Kassen gewährten Tage - 
geldernundBeisekosten, welche als Entschädigung für die mit Erfüllung 
staatsbürgerlicher Pflichten verbundenen Aufwendungen gewährt werden, und 
die Diäten als Zeugen und Sachverständige, sofern de unter Berufseinnahmen 
verbucht sind, sind nicht steuerbar. 

Dagegen gehören Einnahmen für schriftlich oder mündlich erstat- 
tete Gutachten zum steuerbaren Einkommen ; ebenso Einnahmen aus lite- 
rarischer oder sonstiger wissenschaftlicher Tätigkeit (VergL 
oben Ziffer 16.) 

Die Bezirkssteuerämter werden angewiesen, an der Hand dieser Anhalts- 
punkte die Steuererklärungen der Aerzte zu prüfen und von den Steuer- 
pflichtigen erforderlichenfalLB nach Maßgabe von § 29 Ziffer 2 lit. b Almtz 2 
und Ziffer 8 der Anweisung weitere Auskunft einzuziehen. 

VerantwortLBedakteur: Dr.Bapmund, Beg.- u. Geh. Med.-Bat in lOnden i. W. 
J. a a Bnmfl, HtnogL BUhM. u, V. BelL-L. Hofbaekdraekiirtl la ] 



Baclitspiecluiiig und Uedizmal- 
Gesetzgebmig. 

Beilage gur Zeltsohrift ittr Medigliial-Be<jiite> 
Nr 10. 20, Mai, 1996. 

Reebtsprachuiiii. 

PoIltetttehM Terbot, im MmtHcIteii «^eMmdMUhütoreMe mi- 
vettllg«ftd igeklAite FatnrikaWtaer tu eteeii Btteh M MltMu Urteil Ü%n 
S^Oniglieh PreußischenOberTerwaltungvgeriehts tomiS. JuAi 
1907. 

Nach § 8 des Piffatfloßgeeeiies rom 28. febraar 180 irar Ue PaHcei- 
b^Orde Mhgt, der KIftgerfn die SSaleitiuig ihrer Abwtoer la dea ttnl^ei- 
ftieteadea Badi xu untersagen, wenn dadurch efate erheblMe Biriiitigaag dee 
Pabliknms verursacht wurde. Nach § IQ Titel IT Teil n des A üt m idn e n 
Laudreehts war es lemer die Aufgabe der FoNirai, die BbiMtung der Ab- 
wisser 2U rerbieten, soweit dies „txa Abweuduas det dem Pubflko «der ete* 
a dfl^ Mü^pü edera desselben berorstehenden G^tl^* nOtte war. Auf diese 
beiden gesetiBchen Bestinunungen hat der Beidagte in deEHi sagefediteiien 
Bescheide ausdrücklich beaug genonunen. Es trist auch nicht aUf dafi Ae 
▼erlttgung der PoBaeirerwaltung, wie die Ettgerfn geltend inatM, der eifor^ 
derlii£en sestinimtiieit entbehre und sehen deäalb aufgehoben werden ntsse. 
Die TerlQgting yerbietet der Uftgeifn „im Offentihshen GhrandheltsinteresBe*, 
«fernerhin tmgenftgend geldärte Abwässer* aus der Fabrik in den BmA ab* 
IMlen au lassen. Unter ungenUgend gekHlrten A b w toem kBnnen, wie d«r 
Inhalt der Verfftgttng und die in ihr und dem Bescheide des Bddagten aa- 
geitthrten gesetalichea Bestimmungen ergeben, nur sdche Abwisser tentanden 
werden, weiche ehie (^esundheitsgefahr iQr das PubUkttm oder eine eihebtiche 
BelSstigung desselben h erv o rturiu en geeignet sind. Der KHgetin ist daaaeh 
die Efadeitung der Fabifkwisser untersagt, bis sie sie insowuit gereinigt hat, 
dafi eine Oesundheitsgeiahr oder eine erhebliehe BelistIgUBg im Sfame der an- 
aeftthrten Yorschtiflien nicht mehr yon ilinen ausgdien Kann. Was ton der 
&l&geiln reiiangt wird, ist also klar, und es kann darauf nidkt anlcommeB, 
ob & Yerfftgung dahin gefafit ist, daß sie die Eäbleitung unjo^firter Ab- 
wisser terbietet oder, wie im Falle der durch das UrteB Tom & September 
1908 entsddedenen Streitsache daUn, daß die Efaileitttng schleditidn rerbuten 
wird, bis eine ausreichende Beinigung erfolgt ist Sachlich besagen beMe 
Fassungen dassdbe. Die * Ton der Kltoerin sum Zwecke der erforderlichen 
Be&dgunff anzuwendenden Iflttel anaugenen, ist aber, wie der Gerichtshof in 
ridcmnifiger Rechtsprechung angenommen hat, nicht Sache der Poli»rt> 
behOrde. Sie Wahl unter den Terschiedenen, etwa mOgUehen Mittebi und 
BcSnigungsmethoden au treffen, ist viehndir Sache der Kligerin selbst, welche 
offenbar auch besser wie die Pottaeirerwaltung imstande Ist, festzaatdlen, 
welche Mittel und Wege nach den Interessen Ihres Betriebes am aweds* 
mifligsten zur Anwendung zu bringen sind. 

Danach kommt nur noch in Frag^ ob die tats&chlichen Voraussetzungen 
für das angefochtene Vorgehen der Polizeibehörde hier gegeben waren. Bas 
ist aber schon auf Grund des Ergebnisses der bisherigen Vethandlungan und 
Partelerkllrungen zu bejahen, so daß es einer weiteren Bewelsattthahme nicht 
bedarL In dem bei der mündlichen Verhandlung yerlesenen Berichte des 
Gewerbefaispektors an den Beklagten Tom 9. Februar 1908 heffit es: ,Bei 
den h&idlgen Berisfamen mußte die Beschafftaheit des Abwassen flut Immer 
beanstandet werden. Wiederholt beobachtete i<^ daß ungekUfartes Wasser 
unmittelbar in den Stadtgraben floß. Ich bemerkte sogar, daß der eine Klir- 
beh&lter, der dem Stadtgraben am nftdisten liegt, unten eine Oeffsung hatte, 
die mit einem hölzernen Pflock yerstopft werden konnte. Ich faiad den 
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Btopfen geiogen luid die Trftbe im diek«m Strahle in den SUdtgarten aus- 
strömend.*' 

Die Einleitung soldier ungentlgend geklarten oder gar vOllig un- 
geklärten Abwtoer der hier in Frage stehenden Papierfabrik, welche nach 
den unbestrittenen Angaben in den Akten an Rohmaterialien Iflr ihre Fabri- 
kation außer Al^apier und Holsstoft, auch Stroh (etwa 10%) Terwendeti in 
den Torttberfließenden, unstreitig unbedeutenden und h&ufig sehr waeserannen 
Bach {Stadtgraben) ist aber geeignet, eine Geiundheitsgefahrdttng der An- 
wohner des in seinem weiteren Laufe einen Teil der Stadtlage dorohstrOmen- 
den Privatflasses, zum mindesten aber eine erhebliche Belästigung des Pub- 
likums im Sinne des § 8 des PriTatflußgesetzes herbdzufolhren. Daß bd 
Strohpapierstoff -Fabriken „Belästigungen durch die entstehenden Abwässer* 
«nur sehr schwer zu yermeiden sind*, ist in der techiüsdien Anleitung fflr 
die Ereisaussohttsse yom 15. Hai 1896 (MinisterialbL ittr die innere Verwalt, 
S. 196) unter lfd. Nr. 80 «Strohpapierstoff -Fabrik* besonders herrorgehoben. 
In Absatz 4 daselbst heißt es: 

„Die natronhaltigen Laugen sind in der Begel durch Eindampfen un- 
schädlich zu machen. STur in besonders günstigen Fällen wird das Einleiten 
in große Fiufiläufe oder das Versenken gestattet werden kOnnen* Alle ttbmen 
Abwässer sind, wenn sie in Öffentliche Gewässer geleitet werden sollen, yoiler 
zu neutralisieren und yollständig zu klären.* 

Diese in der technischen Anleitung niedergelegten allgemeinen Er- 
iahrungssätze, mit denen auch der Sachverhalt in den beim Gerichtshöfe zur 
Entscheidung gelangten Verwaltungsstreitsachen der hier fraglichen Art durch- 
aus ttbereinstimmend war, finden, was speziell den vorliegenden Fall angeht, 
ihre Bestätigung in den zum Gegenstande der mündlichen Verhandlung ge- 
machten, ihrem ganzen Inhalte nach das Gepräge der Glaubwürdigkeit 
tragenden Beschwerden des Kreisschulinspektors über die dem Bache, zu- 
mal bei wasserarmer Zeit, infolge der eingeleiteten Abwässer der Papierfabrik 
entströmenden gesundheitsschädlichen Gerüche und in den gutachtlichen 
Aeißerun^en des zuständigen Gewerbeinspektors, dessen Beurteilung infolge 
seiner allgemeinen Sachkunde und seiner genauen Bekanntschaft mit den 
Verhältnissen der hier fraglichen Pabrik besonderer Wert beizumessen ist 
Es kann diJier keine Bede davon sein, daß die Ableitung der ungeklärten 
oder nicht ausreidiend geklärten Abwässer der klagenden Fabrik in den yor- 
beifließenden wasserarmen Bach unschädlich sei und weder eine Ghesundheits- 
gefahr noch eine erhebliche Belästigung des Publikums herbeizuführen yer- 
mOge, daß etwaige Unzuträglichkeiten, wie die Klage geltend macht, vidmdir 
nur von den Kläranlagen, von dem Bache und den in ihn eingeleiteten Ab- 
wässern aber überhaupt nicht herrührten. Unerheblich ist audi, ob die Fabrik, 
wie die Klägerin behauptet, früher errichtet ist, als die unterhalb am Bache 
liegenden Gebäude. Dadurch erlangt sie kein Becht, das Bachwasser zu ver- 
unreinigen. 

Dem von der Klägerin beigebrachten Gutachten des ProL Dt. A. vom 
29. Mai 1907 kann bei der vorstehend erörterten Sachlage eine ausschlag- 
gebende Bedeutung für die Entscheidung schon deswegen nicht beigemessen 
werden, weil keinerlei Sicherheit dafür besteht, daß die Verhältnisse, welche 
von dem Sachverständigen der Klägerin begutachtet sind, nicht infolge Beob- 
achtiuig besonderer Vorsicht bei der Beinigung und Abführung der Abwässer 
seitens der Fabrik in der Zeit vor und während der Besichtigung ausnahms- 
weise günstige gewesen sind, und als ferner die untersuchte Wasserprobe 
nicht zunächst unterhalb der Fabrik, sondern erst »an der Einflußstelle des 
Baches in einen zweiten Bach*, also an einer ausweislich des vorg^egten 
Planes weiter entfernten Stelle aus dem Bache entnommen worden ist. 

Die Klage war demnach abzuweisen. 

Das Haarwasser ^HaarpilitOter^ ist als kosmetisehes Mittel dem 
freien Verkehr überlaMen, auch wenn es zu Hellzwecken (z* B. gegen 
Alopecia areata) und nicht blos zur Erfrischung der Kopfhaut oder als 
Vorbengnngsmittel gegen Haarkrankheiten empfohlen wird* Urteil des 
Oberlandgerichts (Str.-S.) iu Düsseldorf vom 4. April 1908. 
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Medtebial - Gesttzgebrnig. 

ZnlMSiuig nur IntUcheB YorprUffeag. Erlaß des MinisteiB dex 
nsw. MediEinftlanKelegenheiten Tom 20. M&rs 1908 *— M. 16568 
ÜL — an sämtliche Herren (JniTersiUts- Kuratoren. 

Bei der Prttfanff der hier eingerdehten Gesuche nm Znlaisnng zur 
ärztlichen Prttfong ist oemerkt woiden^ daß Kandidaten der.Mediain mehrfach 
von den VorsitsMden der Eommissionett fftr die ärztUehe Vorprttfang das 
nach §§ 8 and 9 der PrUftingsordnang yom 28. Mai 1901 der .Ifeldttng zur 
ärzUidben Yorprüfang beizufügende Zeugnis ttber die Teilnahme an eittna 
chemischen Praktikum mit Bttcksicht auf ein yorausgegangenes Studium der 
Chemie usw. ohne weiteres erlassen worden ist Ich ersuche ergebenst, den 
Vorsitzenden der dortigen Kommission fflr die ärztliche Vorprtttiijig darauf 
aufmerksam zu machea, daß jede Ausnahmte gemäß § 8 Abs* 2 meiner gemein- 
schaftlich mit dem Herrn Beichskanzler zu erteilenden Genehmigung bedarf^ 



BausehTergtttogMi fllr IMenttFelieii der KreiSMedlziaallNMimteii« 

Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten yom 
14. April 1908 — M. 1115 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

In die Bauschyergfltungen der Kreismedizinalbeamten fflr Dienstreisen 
innerhalb ihres Amtsbezirks sind nur diejenigen Beiseyergfltnngen einbegiifien, 
welche bisher aus dem Fonds Kap. 68 Tit. 11 des Etats des Finanzministeriums 
gezahlt worden sind. 

Nicht berflhrt' werden durch die Pauschalierung die seither auf Grund 
der Erlasse yom 26. Oktober 1902 M. 18671 / 11. Aprü 1905 M. 11064 an 
Kreisärzte fflr hafenärztliohe Venichtungoi aus Kap. 125 Tit 20 a des Etats 
der Medizinalverwaltung gewährten Vergfltungen. 



Yerpfllchtung der Kreisärzte zum Yorrltighalten yon tierischem Impf« 
stoir. Yerfflguttg des Königlichen Begierungspräsidenten in 
Minden yom 81. März 1905 an sämtliche Herren Krdsärzte. 

Nach den preußischen Ausfflhrungs-Yorschriften yom 12. September 
1904 zu § 4 der Anweisung des Bundesrats yom 28. Januar 1904 zur Be- 
kämpfung der Pocken haben die Kreisärzte etwa drei Böhrchen zu je 20 
Portionen tierischen Impfstoffes yorrätig zu halten und schon bei ihrem 
ersten Besuch in der Behausung des Kranken mitzunehmen, damit sie in der 
Lage sind, schon bei Feststellung eines Pockenfalles die Schutzimpfung yor- 
zunehmen. Da bei den diesjährigen Beyisionen der Amts- und Gesdiäfts- 
fflhrung der Kreisärzte durch den Begierungs- und Medizinalrat festgestellt 
Ist, daß diese Yorschrift nicht immer befolgt war, bringe ich deren genaue 
Beachtung hiermit in Erinnerung und ersuche diejenigen Kreisärzte, die keinen 
Impfstoff yorrätig haben, sich solchen sofort zu beschaffen. 

Der Impfstoff ist der oben angefflhrten Bestimmung gemäß kflhl auf- 
zubewahren und im Falle des Nichtyerbrauchs yon drei zu drei Monaten durch 
Umtausch zu^emeuem. 

Lieferung yon Lymphe aus den K5n!gl. Impfanstalten an industrielle 
Untemelimnngen und ausländische Behörden. Erlaß des Ministers 
der usw. Medizinalangelegenheiten yom 7. April 1908 — M. 10667 — 
an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Die ^Grundsätze fflr die Lieferung yon Lymphe aus den Königlichen 
'Anstalten zur Gewinnung tierischen Impfstoffes*, welche dem Erlaß yom 
28. Februar 1900 — M. d. G. A. M. 13827 ÜH. ü IH A., M. d. L Ha. 
973 II — beigegeben sind, sehen die Abgabe yon Lympbe an industrielle Unter- 
nehmungen, wie das Beringswerk in Marburg a. L., die Höchster Farb- 
werke u. a. nicht yor. Audi die derselben Yerfflgung beigegebenen „Grund- 
sätze fflr die Einrichtung yon Niederlagen der KOmgli^en Anstalten zur 
Gewinnung tierischen Impfstoffes und deren Betrieb* enthalten eine diesbe- 
zflgliche Bestimmung nicht. 

Wftnschen ausländische Behörden gelegentlich des Ausbruches einer 
Pockenepidemie oder aus sonstigen Grflnden Lymphe aus einer preußischen 
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ImplMistalt lu beii«he% ti M— t » litt Mk iMift am Yennitteliiiig eines in 
Preußen belegten indiutriellen Unternehmens bedienen oder sich direkt ui 
eine staatliche Impfanstah weDden, sondern wtaä, gehalten, sich mit ihren An- 
tv&iien doreh Tenniltelnng ^ AnnwirtigiB Am*» «n wkik wxt lichten, woran! 
ich flegebeneilalb eine oder mehrere LnpfanslalUn vk dei laeieraig der 
erforderlichen Lympheportienen beanftragen werde. 

¥en snßeidentichen BeMrden kift eine Tergitong im 20 PL Mr dne 
n dner BtnaeiimnfgBg, Ton 60 PL Ar elM m fttnl impinageB, yon 5 M ttr 
elM fli fMUg and Ten 9 M. fir eiie an haadact Implnngen aaaraiehende Menge 
an ealrtohten. Die abgehenden BeMca lir die an ai(^rfalisdio BahOfdea 
gaiMerU L^pha sfaid an die anstfa&o BegfemngBhanptkaasa abanifthren. 

Ab deniBAa BehOidan antarlMdh ^ranftena dagegen ist di« Lynche itti 
dlBMlbe IFesgfttnag, wk ittr MttitiiiBiplUnge - 7Vt PL filr ehM n einei 
EfauNÜnq^teng ansrei^eade Menge abangaben. 

Snefa pp. esanche ieh ergebanat, Maraach dos Vesateher des daitigea 
ImffaBstalt anlseinen Barieht rem 10. Fabniar d. X sa beseheidsn. 



dar PackeB ana BwsslBBdl £rUA der 



MlBiatei daa innern und dar geistlichen pp. AnirelegeakeiiLen 
T»m 7. April IfOft — M.d.LIIb Mr. 1467. -- M. d. g. A. M. lOOTlH - 
an stmifcBo HefieB BagienrngapfiaideBteB. 

Biaa ateht anerheäoitoKdtenepHeBde^ wekdia in den an die pieaAiaehea 
Profinaen Posen nnd Schlesien angrenaenden LandesteüSB Bnttaads raage- 
bieehen iat nnd bereits mehrftudi asr Einschleppong tob PücIub in diesseitigen 
Q r enilT si BeB Teranlaasang ffegeben hat. Mit ea ederderiich e nie he i a q a, dea 
fBSsiiBhipoiBisnheB Saiwnaibätam evhttbta Anteerksamkeit aagedeihwni 



Es empfiehlt sich, die beaeiehneten Aibaiier nadb dem Uehesftiili ftber 
die Grenae mit tnnlicher Beschleunigung ihren ArbeitBstellen snanitthren nnd 
4hBi nBTaiaüi^ieh fan SinBo des SHassa yem 1& Joni 1900 — M. d. I. Ha 
Sm^ M. a. g. A. M« 11540 — nnd ran 12. Oktober 1904 - M. d. g. A. M. 
1036611, M. d. I. na 7997 — ftntlieh nntefanehen nnd ;imi^ an lasaen. 
Mach im bestehaBden BMiBumuigen dttrien die Arbeiter nnr Kinder adt sich 



ttkrcBi wakke nicht mehr sehnlpOichtiff sind. Sollten diesen Bestimmnngea 
aawidef kleinere Kinder mügebracht aon, welche noch nicht geimpit sind« se 
Uk aal deren Inpfnng mit Msonderer Sorgfalt an balten. 

M der erlUmeB Pockeagelahr enpaahlt ea sich, die OrftspeliaeibebOrden 
dar Q ege ad ea» in denen aaiAftadisehe Saisonaxbeiter beschäftigt werden, auf 
die Beachinag dar .Anweirang dea Bondearata znr BekSmifong der Feckea 
(Blaltem)^ tmi SS. Jannar 1904 und die daan erlassenen preußischen Aua^ 
Itlhinngabestimmungen yom 12. September 1904 wiederholt hmauweisen, auch 
gesigaetanfttts die dieser Anweisung als Anlage 2 beigegebene »QemeinTer- 
stftniUiche Belehmna über die Pockenkrankhdt und ihre Vorbreitnagawelse' 
in besoadesa gef fthrUckeB Ortschalten den mit der Beaufaicktignng der Arbeiter 
betsatttea PesseBen ansanhändigen. Eine sorg&ltige Beachtung der Anaeige- 
pflicht bei etwa auftreteaden podkenverdichtigen Erkrankungen, die Beobachtung 
aastedningSTerd&chtiger und die Absonderung kranker und krankheitsvei- 
diaktigM Personen smd dmi nachgeordneten Behörden besonders einauschärfea. 

mk Bücksicht darauf, daB un Torigen Jahre eine wenn auch nicht sehr 
schwese, doch lanmlich sehr ausgedehnte Choleraepidemie in Bußland ge- 
herrscht hat, wdche den Wlederausbruch der Cholera in Bußland im beror- 
stehendea Sommer als mi^gUch erseheinen läßt, erscheint es geboten, auch etwa 
bei rassischen Saisoaarbdtern auftretende Darmkatarrhe besonders au beachten* 



TeoleUnng d«r AMQle tob Yerbandstoffen ans Krankenhlnaenu 
Erlaß dea Miniaters der usw. Mediainlangelegenheiten vom 
4. Mai 1908 ^ M Nr. 11619 — aa sämtliche Herren Begiemngsnrfisidenten. 

(Hiegentüch der Bnnittelung und Feststellunff tob PoekenerKraBkungen 
stad i» einigea ÜjumpensertJaraastalten Ballen Tan Au&Uen aus KrankenhSnaem 
— Verbandigaae, T^fer — yorgefunden worden, die mit Blnt und Eiter be- 
achnutali WüveBb. Ilaaaah schelat es aicht zu den Seitenheltan zu gehören, 
daft SiaBhenh&aaer ihre AbiaHe von Vearbaadstoffen yerkaofen. Ea uateriiegt 
keinem Zweifel, daß mit den Abfällen Erankheitskeime yerschleppt werden 
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PieÜif^en a0«dliM|*i0etz heigegtlenin DeiiiilrirtkMUiweiMuigtti Ist deiMb 
die YeniicUiiw d«r«rtig«f frartmer GhigwaüM» vfgtwlirfntian. 

Euere Hoehwohlgeboren emche iek efgabeaii» m tmimmku W^ae 
dttnml hiuairiikeo, dtfi m» «et KnnlraiiUiieni Iktte IBmkkm Intee Ab! aUe 
def bevelohneUB AH, dftrdi itelelie KitalAeitakfiiBie TtneUeppi nerde» 
kOtaea, i« d«i Yeikih« g«hi«ekt wtudeB^ 



9MM^ktkB mit Avtui« EriaB de» Miilstert der usw. Me- 
diiimalangelegeBbeiteB tobi 1^5. April 1908 — M. Kr. 614^ ^ az 
eiiiikllche Henreii Be^mnugspriddeBteB. 

Die FarbeafabrfteB Teraial» Friedr. Bayer & Oot. iBEIberleld kabei 
unter der Beseichnaiiff Aatan ein pulyerfOrmiges DesinleMlsiiiialtlet in dm 
Haindrt gelHracllt, wekukes beim Terrtbieii In Waeaer eine leblmflB Entwicklung 
Ton FoniialddlTd und Waeaerdampf eiiMtet und deekalb n am e ntü eb i«r 
W<^nBg8- (Stndtf-) Beetafektlott empfdilen wird. 



Nach den ▼erHegenden laMfeiene» OateiwKlwngen, weiche teUweiee tob 
mir feranlafl werden aind *- KlinlMkea Jalvbiidb; ZVIEL Bi., 1. H^ — aeieiiBtl 
ndi das YeriahreB dazeb miftiohlie^ Fenersiehefbeit nnd — bei TotBcMHa* 
mlBiger Anafttnuig — aveh dnrd^ 2B?erliMi|^eit ana. Sein Naebteü besteht 
in amer ffegestär anderen F^NrBtaüeiTd-feeldektloBafeviahieB grMerea 
Koets^ellgkett. 

Da daa Teriahren aieh anflcfaeinead eiunibttrgeni begitol, ao beamribe 
ieb anr B^ebnng von ZweiMa: 

1. Die ABwendnngdea AntanverfahfeBaBBr DerinlekllMiiBe nach demErkfi 
irom t.Jai 1907-MlfiO»r--]fin.-BL 1 IM. vaw. Any^ 8. 928 — sriierig. 

2. Das Antanyerfahren kann wie jede andore FeimftldeliyddesiBlelclieB 
in wirksamer Welse nnr yon geschalten Desinfektoren ansgeffthrt werden. 

a Binma, wekhe mk Antaa deaiailalait weide« soUsb, m tw eB suTor 
iB damelben Wiiie Tozbeieltet, iaabeaooiwe gediditet werden» wie dlea bei 
ttBieien ForauddtoiyddesinlektieBBif erlahren Torgesohxiebeii ist* 

4. Das ABtaairerlahvsB wM aaßer bei der Wohnnngi^ ^SkAdoft-) Des- 
infektion namentlich bei der Desinfektion yon Spielsaebsiv Blähe» (anch 
Akten, Bilierbegen und dgL), KkMmgsBtttokeB, Fedefbettffi, wollenen Decken, 
Matiatae% Bettyc^efean» €N»dineB» Tepmchm» Tiaehdecken nnd deigl.» PelB- 
werk, Baus Kagel and KkiderbOnteai, KiankenwageB nad andere« PenoBe«- 
f «hnengeB (Droaehkea, Straften- and Eiatttribahawsgen bbw») i« Frage hemme« 
ktaBOBk. Zor Anweadtag bei der WehaaBgedeslalditioii eignet ea sMI an- 
aeheinend beeendera in ttndUchen Veriiiltniaien. 

Ew. Haehwehlgebere« ersaehe iah et (eheaat, hiamadi die KiBieJirate, die 
Vorstehet dev DeafaifektieBsaBslatften a«d dia Deidnfekteaea Xhtas BedilBl ge- 
HUigst miiWeiaBair yeri ' 



Bei«haltBBg der FMsMMeB tm des AMMilklaaBeMhBBMni. Erlafi 
des Ministers der usw. MediziBalaagelegenhelteB yom 7. April 
1 #0 8 — M. 11 158. U III. A. - aa die »dgMehe BegiervDg hi Mttaater i. W. 
«Bd aDea anderea KOnlgH^keB Begiervagen anr Keantatnaluae mitgeteilt. 

Die dortige Anslegnng des § 8 der Anweianng aar Verbtttoag ttber- 
tragbarer Krankheiten dorch ^e SdkaleB yom 9. Jbü 1907 ist Bvtoeitod. 
Ana z« seaehefreie« 2Seiten sind ^e KUsaeaiimmer täglleh aasBokehf ea and, 
soweit die FoBbOden nicht geOlt sind, wOoheatüdi arfadeatens aweimal faneht 



Terkehr mit HoBlg. Erlafi der Hialster ttlr Handel nnd 
Gewerbe, für Landwirtschaft, Dom9nen and Forsten, des 
Innern and der usw. Medizinalangelegenheiten yom 1. April 
1908 -- M. Nr. 9228 — an sSmtUche Herren Begterangsprftsidenten. 

Aas den aof onseren BonderlaB yom 87. Mai 19Qd -^ M. d. g A. M. 
6688, H. t L. I Aa 2982« M. f. H. IIb 4897, M. d. I. Ha 8668 — einge- 
gangenen Berichten haben wir. gern ersehen, dafi in allen Bezirken dem Ter- 
kehr nät Honig zor Verhinderang yon üebeiyorteitong des PablÜtoms dorch 
minderwertige, yerf&lschte and naohgenmchte Erzeagnisse Bsachtang geschenkt 
nnd yielfach eine Besserong der Handelayerhältnisse erzielt worden ist Ew. 
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Hoohwohlgeboren enaehen wir ergebenst, des HonigTerkelir anch weiter im 
Auge zn behalten; wir fertrauen, dafi die in der BnrchCttbrang begriffene 
Verstärkung der NahniHgtmittelkontrelle ein erfolgreiches Verden gegen 
noch vorhandene Mifietftnde erldchtem wird. 

Jedenfalls mnß verlangt werden, dafi Fllaehnngen und Nachahmungen 
von Honig in imnreideatlger Weise als solche im Handel erkombar gemacht 
werden. Wir yerweisen diesbezüglich auf die gerichtlichen Erkenntnisse^ die 
in Band YII der Anszttge ans gerichtlichen Entscheidongen, betreffend den 
Verkehr mit Nahrungsmitteln usw. — Beilage zn den Ver&ffentliehiuigen des 
Kaiserlichen Geirandheitsamtes 1907.-- Seite 483 ff., namentlich unter Nr. 4, 
5, 6, 9, 10, 11, 18, 15, 16 wiedergegebenen nnd in den urteilen der Land- 
gerichte in Laadsberg a. W. und Grefeld vom 24. September 1906 nnd 24. Joli 
1907 enthalten sind. 

Bei den gerichtlich aahftngig «a machenden F&Uen von irreführenden 
Bezeichningen mtä es sich empfehlen, entsprechend den wiederholten Gerichts- 
entscheidungen darauf liinzuweisen, wie das Publikum k^eswegs aus dem 
niedrigen Preise einer nicht deutUch als Eunstprodukt gekennzeichneten Ware 
entnehmen kann, daß es nicht reinen Honig erh&lt, wie es vielmehr nur ein 
besonders günstiges Angebot rdnen Honigs zu erhalten glaubt 

Wo der Vertrieb von Honig durch nmherziefaende H&ndler stattfindet, 
ist deren Ware besonders streng zu überwachen, auch ist bereits bei etwaiger 
Probeentnahme die Person des Händlers so genau festzustellen, daß bSm 
Nachweis einer strafbaren Handlung die Strafverfolgung eintreten kann. 

Zum 1. April 1910 sehen wir einem Berichte über das Veranlafite und 
die weiteren Beobachtungen entgegen. Dabei ist auch anzugeben, welche 
Fabriken von Honigsnrrogaten im Bttsirke vorhanden sind und welchen Umfang 
ungefihr ihre Produktion hat 

Yerbet der Yerwendug von Hftuteflelseh als NahroBgamitteL 
Erlaß der Minister für Handel und Gewerbe, Min. f. Landw. 
pp.. Min. d. geistl. pp. Angelegenheiten vom 27. April 1908 
— IIb Nr. 3766, I A Hie Nr. 2768, M. Nr. 6208 -* an sSmtiiche Herren 
BegiernngsprSsidenten. 

Die auf den Bunderlaß vom 9. Mai 1906 — IGn. d. g. Ang. M. Nr. 6161, 
Min. f. Landw. pp. I G e Nr. 4182 -^ eingegangenen Berichte haben ergeben, 
daß an verschiedenen Orten sogenanntes H&utdleisch als Nahrungsmittel für 
Menschen Verwendung gefunden hat, sei es, daß es in den Haushaltungen 
der Besitzer von Gerbereien oder Hftutehandlungen oder in den Haushaltungen 
ihrer Arbeiter verzelirt, sei es, daß es an Dritte verkauft worden ist Dabei 
ist vereinzelt der Verdacht ausgesprochen, daß das zum Verkaufe gebradite 
Fleisch zur Wurstfabrilcation verwendet worden sei; auch soll bei dem als 
Hundefutter oder Hühnerfutter abgegebenen Fleische Mißbrauch nicht ausge- 
sdilossen sein. Es erscheint daher geboten, 4ie Ortspolizeibehörden anzuweisen, 
dort, wo eine mißbr&uchliche Verwendung von HSutefleisch zu vermuten ist, 
der Angelegenheit besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

Euere Hochwohlgeboren ersuchen wir ergebenst, in dieser Beziehung das 
Weitere zu veranlassen, indem wir gleichzeitig bemerken, dafi die bestehenden 
Vorschriften ausreichen, den Schutz gegen die bestehenden Mißstande zu ge- 
währleisten. Denn soweit es sich um Fleisch handelt, das den Vorschriften des 
FleischbeschaugesetzeB zuwider einer Untersuchung entzogen oder bei einer 
solchen Untersuchung nicht für genußtauglich erklärt worden ist, stehen dem 
Inverkehrbringen des Fleisches die Strafbestimmungen des .vorerwälurten 
Gesetzes entgegen. Soweit H&utefleisch als verdorben im Sinne des § 10 des 
Nahrungsmittelgesetzes zu gelten hat, was nach den BetriebsverhSltnissen in 
den Gerbereicfn und H&utehandlungen vielfach anzunehmen sein wird, sind die 
Polizeibehörden in der Lage, auch auf Grund des Nahrungsmittelgesetzes dn- 
zuschreiten und eine strafrechtliche Verfolgung herbeiziutthren. Unter Um- 
ständen könnte, da als Konsumenten des Häuteileisches zumeist die in den 
betreffenden Betrieben beschäftigten Arbeiter in Betracht kommen, zur Ver- 
hinderung der Abgabe gesundheitsschädlicher Bestandteile an die Arbeiter 
auch der Erlaß von Schutzbestimmungen aus § 120 a, d und e der Beichsge- 
werbeordnung in Frage kommen. 
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B. Köiil|pfeiol& Sla.oli«c 

Mltteliniig der Auieifen über ansteekeiide Krankheiten an Orts- 
pellselbeliSrilen und Sehnlieiter. Verordnung des Ministeriums 
des Innern vom 14.Februar 1908. 

Es ist Klage darüber geftthrt worden, daB die Schulleiter Ton dem Aus- 
brudie ansteckender Krankheiten in den .Familien yon Schttlem oder Lehrern 
oft zu spät oder gar nicht Kenntnis erhielten. 

Im Anschlüsse an die Verordnung yom 29. April 1905 ttber die Anaeige- 
pflicht bei ansteckenden Krankheiten wird deshalb hierdurch bestimmt: 

1. daß die Beairksärate von allen ihnen zugehenden ärztlichen Anzeigen 
ttber ansteckende Krankheiten den Ortspolizeibeherden unrerzttglich Kenntnis 
geben, sowie 

2. daß die OrtspolizeibehOrden in Jedem Falle einer ihnen yom Bezirks- 
arzte oder yon anderer Seite zugehenden Mitteilung ttber ansteckende Krank- 
heiten sofort ermitteln, ob Lehrer oder Sehttler erkrankt sind oder ob in der 
Wohnung des Erkrankten Lehrer oder Sehttler mit wohnen, und wenn es der 
Fall ist, dem Schuldirektor, bei Volksschulen dem Ortsschulinspektor Mit- 
teilung machen. 

fiiem&chst werden die Amtshauptmannschaften und Stadtr&te der St&dte 
mit reyidierter Stftdteordnung yeranlaftt, yon Zeit zu Zeit, und wenigstens 
jährlich einmal, in den Amtsblättern auf die nach § 8 der Verordnung yom 
29. April 1905 bestehende Anzeigepflicht hinzuweisen, desgloldien aucm den 
Vorstehern yon Kinderbewahranstalten, Kindergärten und Kinderspielschulen 
die Verordnungen yom 13. Juni 1885 und 2. Jum 1908 einzuschärfen. 



Yerwendnng yon Mohnauflirttssen n* a. zum Einsehllfem kleiner Kinder« 

Verordnung des Ministeriums desinnern yom26.Februar 1908. 

Wie dem Ministerium des Innern zu Gehör gebracht worden ist, soll es 
yereinzelt yorkommen, daß Betäubungsmittel, insbesondere Aufgttsse yon Mohn, 
zum Einschläfern kleiner Kinder benutzt werden. Da ein solches Gebahren 
zweifellos gesundheitliche Gefahren, insbesondere fttr die geistige Entwicklung 
der Kinder in sich schließt, wird hierdurch die AufmerksamkeK der Behörden 
und Bezirksärzte auf diesen Gegenstand gelenkt mit dem Veranlassen, Vox- 
kommnisse dieser Art, welche zu ihrer Kenntnis selangen, im Jahresberichte 
zu erwähnen und durch Belehrung und Verständigung aer Eltern auf Be- 
seitigung der Unsitte nach Kräften hinzuwirken. 

Die Kreishauptmannschaften werden yeranlaßt. die Amtshauptmann- 
schaften, Stadträte der Städte mit reyidierter Städteoronung und Bezirksärzte 
mit entsprechender Anweisung zu yersehen. 



Taxe fttr die Aerzle^ Tierint« und Zahnirate. Großherzog- 
liche Verordnung yom ll.März 1908. 

A. Allgemeine Bestimmungen. 

1. Nach § 80, Abs. 2 der Gewerbeordnung in der Fassung yom 26, Juli 
1900 bleibt die Bezahlung der approbierten Aerzte usw. (§ 29, Abs. 1 der Ge- 
werbeordnung) der Vereinbarung ttberlassen. 

2. Als Norm fttr streitige Fälle im Mangel einer^ Vereinbarung ist die 
nachstehende Taxe^) fesUeset^t 

3. Innerhalb der Taxgrenzen ist das Honorar im einzelnen Fall nach 
dem Aufwand an Zeit und Mtthe, der erforderlich war, nach den örtlichen 
Verhältnissen und nach der Vermögenslage des Zahlungspflichtigen zu be- 
stimmen. 

Haben landesherrliche oder Landeskassen, Kassen der Gemeinden, Ver- 
bände und Anstalten, welche der öffentlichen Armenpflege dienen, oder Wohl- 
tätigkeitsstiftungen ärztliche Kosten zu bezahlen, sp sind nur die niedrigsten 
Taxsätze anzuwenden. Das gleiche gilt gegenttber Knappschaftskassen und 

Diese Taxe fttr Aerzte und Zahnärzte entspricht im allgemdnen der 
preußischen Gebtthrenordnung, nur sind die Höduitsätze yielfach niedriger, 
z. T. auch die Mindestsätze, z. B. bei Besuchen der Kranken (1,50—10 gegen 
2—20 M). Einige Sätze sind allerdings auch höher, z. B. fttr genaue Augen- usw.: 
Untersuchungen <8— 6 statt 2—6 Ml). ^ 



96 ItatepndMig tuid MMMhktLi'Om^txgfimi. 

Arbeiter -ErankeiikMMBi mmmdi m ikh a» XiMteuDitglieder handelt, deren 
JnbfesainkoBiinen die SamBe tob 2000 ICurk niolU llbersteigt ; sowie geigenftber 
Giiti- und DienitherrschalteB, welcbe iAt ihre Tagelöhner und Dienalleite das 
Honorar zahlen. 

Wenn in den Fallen des Aheatoes St die HilMeiftiing einen Aufwand 
Ton IClUie oder Zeit Terkngt, der das itr die betreffende Verriehtong gew(Shn- 
liche Maß nicht unwesentlich ttberschreiteti so kann ttber den niedrigsten Tax- 
sata hinaas ein ftn^Ucfaes fionerar bjeansprveht werden, weiches sich innerhalb 
der Grensen des niedrigsten Tazsaises und der Hälfte des höchsten Ttor 
saties bemißt. 

4b Wenn in einer ahnten JErankheit neiur als zwei Besuche an den- 
selben Tage stattgefunden haben, so kann in streitigen F&Uen der Nachweis 
yorlangt werden, daß der Arnt^ Tierarat oder Zahnacat m h&nftgerem Besuch 
entweder besonders aa|Kefordert worden war, oder daß die Art des Krankheits- 
falles die Zahl der Jesache dringend und pflichtgemäß verlangt hat. In 
gleicher Weise ist dieser Nachweis bei dironischenlürankheiten erforderlieh, 
wenn w&hrend einer Beihe Yon Tagen ein tägiidier Besuch gemachtworden ist 

5. Wird ein Verweilen des Arztes oder des Zahnarztes über eine halbe 
Stuide hinaus durch den Krankheitsfall notwendig, oder yon dem Kranken 
oder dessen Angehörigen gewlknscht, so darf su dem Honorar, welches in dan 
betreffenden Fall gefordert werden Kann, für jede weitere angefangene kalbe 
Stande 1,50-^ luuck hinzugerechnet werden. 

ß. Nimmt der Arzt Verrichtungen, weldie weder besonderen Zeitautwaad, 
noch besondere Mtthe beansf ruchen, wie z» B. die unter B. 34 bfa 81 genannten 
Verrichtungen, während derselben Krankheit wiederholt yor, so kommt ilun 
zwar fttr die drei ersten Male der yolle Satz, flbr jedes folgende Mal dagegen 
nur die fflQfte desselben. Jedoch nicht weniger als 1 Mark zu. 

7. Behandelt der Arzt durch einen Besuch mehrere Mitglieder desselben 
Hausstandes, so tritt fflr die Beratung die Ermäßlgong ein, daß zwar yon 
einem Kranken das ganze Honorar, yon den übrigen Kraaiken dagegen nur die 
Hälfte desselben gefordert werden kann. 

Der gleiche Grundsatz ist maßgebend, wenn mehrere Personen außerhalb 
der Wohnung des Arztes in densdben Bäumen yersammelt worden sind, um 
fflr bestimmte Zwecke gleidizeitig und gleichartig yom Arzt untersucht oder 
behandelt zu werden tznm Beispfol Gesichtsprflfungen« Augenuntersuchungen, 
Impfungen usw.). 

8. Verlangt an einem Orte, wohin ein Arzt zu einem Kranken gerufen 
worden ifi(t, oder wo er sich gerade zufällig aufhält, ein anderer Krai&er seine 
Hilfe, so sind die ärztlichen Kosten fttr diesen Kranken derart zu berechnen, 
als ob der Ort der Wohnort des Arztes wäre. 

Besucht der Arzt außerhalb seines Wohnortes mehrere Personen auf 
einer Bnsdfahit, so sind die Fuhrlmslen, die finteehid^^g fto Zsityersfiumnis 
und die Kilometergelder aal die einaeineii2ahlnngq^htiiien su d«eit Vorteil 
in angemessener Weise zu yerteAen. 

9. Alle Ansätze der Taxe, welche das Hononur, die Entschädigung für 
Zeityersäumnis und die Mometerffelder des Arztes, des Tierarztes und des 
Zahnarztes bestimmen, sind zu yerdoppdn, wenn wA soweit die fflfe fttr die 
Nachtzeit auf Verlangen geleistet wird. Nachtzeit in diesem Sinne nnd die 
Stunden yon 9 ühr abends bis 7 ühr morgens. 

16. Neben dem Honorar fttr die einzelne Verrlchtune darf ein Honorar 
fttr die Beratung oder den Besuch nicht in Beehnung gestdlt werden. 

Ist das ffimorar fttr die einzelne Verrichtung geringer als dasjenige fttr 
die Beratung oder den Besuch, so kann an Stelle jenes das Honorar fttr die 
Beratung oder den Besuch beansprucht werden. 

li. Das Verschreibett der Bezepte und das Anlegen leichter Verbände 
gut alsTeü der Beratung und des Besuches. 

12. FHa die in der Taxe nicht berttcksidttigten Bemtthungen ist das 
Honerar nach der fttr Umliche Bemtthungen festgesetarten Vo^^tnng zu 
bestimmen. 

18. Als Wohnort im Sinne dieser Taxe ist der festgeschlossene Stadt* 
oder Ortschaftskomplex anzusehen. 

VenmtwortLBedaktenr: Dr.Bapmund, Beg.- n. Geh. Med.-£at in Minden L W 
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Rachftspreehiiiig. 

PtüielUekM Jnh§t Hir ElBliIhnif T«n SeJimtaimwer In QreB«- 
«Ifc i «» Uriftll ieir Preniitehen OberTerwaltaiLgBgerichts 

DI» SeHftttdigkeH te Amtsrontekers »mi Edasse der aiigeföoliteiien 
l^ MÜg i atg* ^ wif4 fom fMgffi «t üarecht im Zweifel gesogen. Abgesehen 
diKioi; dw diot Beanftrantg ita» Amtarcintdie» dear £Mirki H. mit der 
IHireUttmc ^"^r simtReiem aar BeiabaHang des Qrenagrabens notwendigen 
yaga a hi a q i» wie die obiga BanrCellaiig ergibt^dk Jfal^be der p;esetalichen 
TaottkrMtoa^ ofdMwgsaiHIg erfolgt bity bedorfte os einer derartigen Beanf- 
Iragaaf fir dtti Bl&A der Mer f ragBdien Terfftgnng tlberbanpt nielit, da der 
Aan s f a is l ei i er BL lir 6. ahadUa onlldi anstfiad^ ist. Bs kann deshalb ancb 
kalM Badi» daywi sda, daft an den Kläger eine besondere Benachrichtigmig 
am m itm Juntcrorsmer erteiltea Aohages hätte eigehen mitesen, 

' nt e nge io eh lBne V^rttgaag ist, wie naek der ganzen Sachlage keinem 
Zweüel^ m a t ei H e g e a kann, in geaan&eitspoUzeüichem Interesse erlassen 



Nl » . • Mit Bttcksicht aal das der PoUaei durch die Vorschrift des § 10 
Vftsi 17 «Ml U iia A ttg ea i ahMtt IiaBdsecht» ftbeitiageae Amt, dir nötigen 
ÄmUUm aa» A Ww j kag i «w dam Fabllkam actor einaalnen IfitgUedem den- 
aalks» bawBlaieai» OeMr an Ueffaa, kaaadlaai» sieb aulftssige Klage daaa 
täm ÜBämm. Adslfe hafeeis msM» dar Kligar, wie dar Beklagte in üebeiaia- 
atiaimiig mit deas Laadaal mä daaa AmtaramMief ala dargetaa eiaehtet, tat-* 
aiehlieh Schmatawisser in dea Graben einleitet nnd die £inleit«ig dieser 8ehmi&ta<^ 
iKbaer aa Qesnndheitsgefahren Veranlassang gibt BMes aber hat der Qe- 
iMiskoVokaa^das eanaek eiiea Bawsisanftisima bedwft h&tte, schon auf 
^ iiM fssüsgeadtiH Akte» and Taikaadinageii als erwiesen eraehiten mttssen. 
Wa» msai0kat dis ftaga* aageJH, ob der Klftger Sehamtawiaser in den 
rtiM^ B» haä m la daa Baaekwaida v«n» M JBoal 190i an de» 
wta etat milgalBiit^ ae l ba t ekifeiiamt, dall er Selimatawisser awar 
■Ml dkpaMi, ator kiüsikt •- aiit Absatmg dmr BioksMad» -- in den Graben 
ai Wtam daraitiga kidMole Abliltaag ¥oa Sduniitawtoefa tel aber eben.- 
üMHiaabli^ asten si» aa ikaeadhsilageiyke» Veraakwraag gifai üebar 
Ai«« i atet siok das ¥ao daaa BegleraagsBridentett tob Eriaft dea 
^_ irtianea> Bischaiioa stogsgangeaa Oalashiea dea Bag4- a. Oek Med.-Baia 
ii T. aw B. wie fsM^ i»8«al wsnn^ ea sich aar am Winafaaftovwaaser ha»- 



iüBd% s^eatMtea. dleadboi^ deck so leiehlleka Mengest fAalnisföbiger 
^ be* - 



bei Jangsamem AUaai, aaek yiel mehr bei jeder AaataiK 



wikread der wftnseseaic Ishteaieit, dar Zenetemg anbaimlaliea, 
ikaa^Btahriaptadkikla weMidn dl* Lal» iWMstaa aad dadasck aa efam 

~ QeMirfttdiaAMokaarMNreBmtesen. Aach die nicht direkt* 

aaaabwisasi, aaadein deaen Ablsilang aaab voiher^er meeki^ 
AbaaUaag dba Itrtrstiada wttrd« bei «w maagdkaften BeaekaikBbeit 
'^ ' a fte die Aassokaer aicki waMatikh Tarmindenu« 
im. Tesmiaa loa dem GMehlshi^ aaek aavaiiger 
di* PasMei» fatgeiagt md mim Ctogeastaad» der mk adü ehaa i 
*^kl wiasde» ist, esaeheint ttbesaeagead begitndet, and der 
bei dem B*ft Mber« BatsaheidmigeA in yearwaltna«8*n 
aMgagaagea, daAT 



bsMita dams aMgagaagea, daA bei dec Ableitanip 

ffiasernogs« 

Google 



>Jtam KM|m'waB di* Battoamag^ einav oIm peMasilieka Bsimdsdi» 
aadi eiaea Greaagrabea Mkresdeii' Batwteserangs« 
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Oft -> ' &eclit8|>recliiUiK und tte^ztiiftl-Öeseizgebiliij« ^ .* 

TOn Haiuiabwiaserii in offeiie' Gr&ben die torberlge mechanisdie Abs^tziug 
der Bückfltände keine ausreichende Gewähr gegen die Entstehung Ton Ge- 
snndheitsgelahren durch die Fftnlnte und Zerseuong selcher im Graben wegen 
dessen mangelhafter Beschaffenheit zum Teil mrttekgehaltenen und stagnieren- 
den Abwässer bildet. Daß der hier fraj^liche Graben sich aber in einem 
derartigen mangelhaften Bestände befindet, ist nnbestritten^ nnd :aa«li Vdef 
Sachlage auch nuweifelhaft. Gleichgültig ist a«ch» ob die Gjeiaiur durch den 
Kläger allein oder nur dadurch heivorgerufea wird, daß auch andere An- 
lieger gesundheitsgeiährliche Stoffe in den Graben einleiten; denn nach der 
gleichmäßigen Bechtsprechung des Gerichtshofes ist die Polizei befugt, 



mehrere Urheber einer Gesundheitsgeiahx Yorhanden sind, gegen Jeden von 
ihnen einzuschreiten, sofern sein Auteil an der HeiYorbringung der Gefahr 
nicht Terschwindend gering ist, wovon hier nicht die Bede sein kann* Wenn 
der Kläger noch heryorhebt, daß er die pri?atrechtiiche Befugnis zur Em* 
leitung des Wassers in den Graben erwptben habe, so steht eine solche Be- 
fugnis, auch wenn seine Behauptung ieutrifft, dem Einschreiten der Poäzei, 
aus öffentlichem Bechte im Interesse der Beseitigung Ton Gesundheitsgefahre» 
nicht entgegen (§ 10 Titel 17 Teil II des Allgemeinen Landrechts). Die 
Polizei war endlich auch berechtigt, dem Kläger die Beseitigung der Ent- 
wässerungsanlage, sofern er die Mnleitung von Schmutzwässem nicht unter- 
lasse, anzudrohen, da bei fortdauernden Zuwiderhandlungen des Klägers nach 
der Sachlage auf andere Weise eine sichere Verhinderung der Zuleitung nicht 
wohl erreicht werden konnte. Dem Kläger stand es frei, wenn er ^ubte, 
der Polizei Sicherheit gegen den Mißbrauch der Leitung bieten zu KOnnen, 
die dazu erforderlichen Einrichtungen zu treffen und unter Darlegung «Jes 
Sachyerhalts um die Aufhebung der Verfügung insoweit bei der Polizeibehörde 
nachzusuchen. — Demnach rechtfertigt sich die Abweisung der Klage. 



Polizeiliche Befugnis^ die Beseitigung einer Abfallgnibe wegen 
Gesundheitsgefahr für die Nachbarschaft utzuordnen; HerateliuB« »elser 
undarehlftssigen und geruchdieht abgeschlossenen Grube für die Alifall« 
Stoffe einer 8eharfriehterei und die Abwässer eines Sehlnehthanses« Ur* 
teil des Preußischen Ober?erwaltungsgerichts (IIL 8.) Tont 
20. Januar 1908. 

Die Klage ist unbegrttndet. 

Für die in Bede stehende, yor mehr als hundert Jahren errichtete 
Abdeckereianlage ist eine bestimmte Betriebsstätte oder Betriebsart weder in 
früherer Zeit durch den Landesherm.priTÜegiert^ da das vorgelegte PriTÜeg 
d. d. Berlin den 2. April 1809 in dieser Beziehung keine bindenden AneiA^ 
nungen trifft, noch ist sie seit dem Inkrafttreten der Preußischen Gewerbe^ 
Ordnung yom 17. Januar 1845 yon der zuständigen Behörde genehmigt Die 
Befugnisse der Polizeibehörde sind daher in bezng auf sie nach, der Beeht* 
sprechung des Gerichtshofes dieselben wie bei einer nicht genehmignsgs>f 
Pflichtigen Anlage. Die Polizeiyerwaltung war somit berechtigt, auf Grund 
des § 10 Titel 17 TeU II des Allgemeinen LandrechU dem Kläger K. die JBe-t 
seitigung der yorhandenen AbfaUgrube aufzugeben, wenn yon dieser, eine 
Gesundheitsgefahr fttr die Umgebung ausging» Daß letaleres der FaU, er- 
achtet der Gerichtshof mit Btlcksicht auf die Anzeige des Kaiserlichen Peet- 
amts, die Peststellungen der Polizeiorgane an Ort und Stelle und das Ont^ 
achten des Kreisarztes fttr erwiesen. Oeberdies bildet eine solche AbfaUgrube 
nach den yom Gerichtshofe aus anderen ähnlichen Streitsachen gewonnesma 
Erfahrungen eine stete Gefahr fttr die Nachbarschaft, weil die MOgUchkeli 
einer Uebertragnng giftiger Stoffe durch Insekten dabei stets yorhanden ist* 
Der Umstand, daß die fragliche Grube bereits yor. der Erbauung der beaaeh^ 
buten WohnHäuser bestanden hat, gibt den Klägern kein Beoht, den gesund- 
heitsschädlichen Zustand weiter bestehen zu lassen, den zu beseitigen anek 
die klagende AktiengeseUschaft als Bigentttmerin ye^füchtet sein wttrde,. wesr 
halb die an den Kläger K. gerichtete Verfügung keinen unzulässigen Eingriff' 
In ihre Bechte bedeutet. Die angeordnete DeHunfelction nnd Bedeckung des 
Grube mit einer Sandschicht yon 25 cm erscheint als das zur Beseitigung der 
Gesundheitsgefahr geeignete Mittel und geht nicht ttber das Notwendige^ hinaas. 

Die weitere, an die klagende Aktiengesellschaft erlassene VMfftgungr 
fine usdurehlässige und dicht abdeckbare Grube fttr die AbfaUatoffe der Sdiaii* 



Beöhtspreohiiiig mi^ Medixiliftl-Oesetxgebtinit. M 

fMt^ iiad die Abwftiser des ScUaeiitliftiises herziutelleii, ibdet ihre recht« 
liehe Grundlage im § 24 der Baapolizeiordmuig fttr die St&dte des Segiemni^« 
besirks P. mit Ausnahme der Städte C.» K. und T. vom 1. Dezember 190i. 
Nadh Nr.. 1, 2, 5, 6 daielbst sted Abfallstc^e der in Bede stehenden Art 
in nndordilässig und gwaehdicht abgeschlossen herzustellende Sammelgruben 
ab^ttfaren« Wenn die Polizeirerwaltung die gleiche Verfttgung an den 
Kllger K. richtete^ so ist dies so zu yerstehen, daß ihm Ton der an die 
klagende Akiiengeaellschaft erlassenen Anordnung Mitteilung gemacht und er 
darauf hingewiesen ist, daß er ohne Herstellung der undurchlässigen und dicht 
abdedcbaren Grube den Betrieb nicht wie bisher fortsetzen kOnne. Hierzu 
war die Polizeibehörde auf Grund des § 24 a. a. 0. in Verbindung mit § 10 
Titel 17 Teil II dee Allgemeitten Laiidrechts befugt 



Medizinal - Gesetzgebung. 

Al» I>eiit«ebLe« Reiolu 

- ElnrielitiUig und Betrieb tob Anlagen zur Herstelloiig elektrischer 
Akknmnlatoren aus Blei oder MelyerblnduBgen« Bekanntmachung 
des Beichskanzlers vom 6. Mai 1908. 

Der Inhalt dieser Bekanntmachung stimmt wOrtlich mit demjenigen der 
dltdurcli außer Kraft gesetzten Bekanntmachung yom 11* Mai 1898 übereini 
so. daß yon ein^n Abvuck abgesehen ist. 



B« Köniiprelola Prenmseiu 

. Bekfimpfong der Pocken« Erlaß des Ministers der usw. Me- 
dizinalangelegenheiten yom 20. Mai 1908 -r M. Nr. 12028 — an 
sämtliche Herren Begiernngspräsidenten. 

Vom 1. Januar bis zum 2. Mai d. J. einschließlich sind im Preußischen 
Staat 205 (29) Erkrankungen (Todesfälle) an Pocken amtlich gemeldet worden. 
Von ihnen entfielen auf die Begieruogsbeziike Königsberg 2, Gümbinnen 1, 
AUenstein 8, Danzig 2, Marienwerder 13 (4), Potsdam 13 (2), Frankfurt 12 (1), 
Stettin 9 (1), Strakund 14 (IX Posen 11 (2), Bromberg 23 (8), Breslau 17 (2), 
Liqgnitz 2, Oppln 42 (11). Magdeburg 10, Merseburg 9 (2), Erfurt 1, Han- 
noyer 3 (1), uudesheim 1, Minden 1, Arnsberg 11, Düsseldorf 1, Cöln 4. Eine 
solche räumliche Ausbreitung der Pocken ist seit längerer Zeit nicht beob- 
achtet worden. 

In der Mehrzahl der Fälle handelt es sich um Einschleppungen durch 
russisch • polnische Saisonarbeiter. In einer Beihe yon Fällen jedoch sind 
infolge yon üeberträgnng des Krankheitsgiftes yon jenen Personen auch Ein« 
heimuche, namentlich Kinder, an Pocken erkrankt, auch sind wiederholt üeber- 
tragungen der Krankheit in Krankenhäusern auf kranke Insasseui Wärter 
und selbst Aerzte erfolgt. 

> Dies gibt mir Veranlassung, Euere Hochwohlgeboren zu ersuchen, ge- 
fälligst alle Beteiligten auf eine genaue Beachtung der Anweisung des 
Bundesrats zur Bekämpfung der Pocken vom 28. Januar 1904 und der 
dazu erlassenen Ausftthrungsbestimmungen Vom 12. September 1904 hinzu- 
weisen. Es scheint mir weiter geboten,, nachdrücklich dahin zu wirken, daß 
der Impfschutz der Boyölkeruns; dauernd erhalten bleibt Ich ersuche Sie 
daher, dafür Sorge zu tragen, daß die Impfärzte auf die Verantwortlichkeit 
ihreir Tätigkeit hingewiesen und ihnen eine besonders sorgfältige Ausführung 
der Impfung zur Pflicht gemacht wird. Die öffentlichen Impftermine sind so 
anzuberaumen, daß die oem Impfarzt zur Verfügung stehende Zeit in einem 
angemessenen Verhältnis zu der Zahl der geladenen Impflinge steht. Der 
Inipfstoff ist tunlichst bald nach dem Eintreffen yon der Bezugsquelle zu yer- 
impfen und bis zur Impfung kühl und yor Licht geschützt aufzubewahren. 
Die zur Beinigung der Haut des Impflings yerwendeten Desinfektionsmittel 
sind yor der Ausführung der Impfung yermittelst destillierten sterilisierten 
Wassers r sor^ältig zu entfernen. Die Impfinstrumente müssen, wenn sie 
behufs Sterilisierung ausgeglüht werden, yollständig erkalten, beyor sie zur 
Anlegung der linpfschnitte yerwendet werden. 

Im übrigen yerweise ich auf die Bestimmungen des Erlasses meines 
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MiBlster« der uew. Me4isi«U%ii««l«g«ttliflfit8B — K«^iOA — 
81. Mars 1908 — an «&mltfdid Herren &gfcmuHWiiridilw, i»* 



HeeinfeküvMiwMen In 
de« 

▼om 

Bcliviftlich an die Herren OberprleMenten. 

Ana den Bedehten, wnielie wtA meinen HrinI mn S^moMr n.^ -^ 
M. 9100/08 OL — «ntaUet wonton aind, Jmbe kk «k 
dafi dM Deelniekaensweiea «noli im JAn 1ID6 ' 
gemacht hat. 

Auf Grand dieser B^idile rind SMi in < 
gelflgte Nachweisungen anfgeatellt. 

Ans Nachweisnog 1*) gehtheryor, daB an Ende den genannten Jahr« im 
Preußladien Staat 2708 der MehinaM Baoh minnltohB Personen yorliaaden 
waren, welche den Axuiwiii ab «laatBch geprrttfter Dubfektor erhalten hattea 
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M In den meisten Besiriron ist anfier den 
nocih tiite Aszabi in der Desinfektion avsgehBdeler ^ 
handen. 

*) IHe in KiUBkenhSmeni nsw. Torhmdenen Deshildclie 
bd Bedarf nnch snm üffenifiehen Oefbrancfae tvor Twittgvng ' 
Teil mitgezählt, snm Teil nicht heiHduiithtifft. 

") Dazu eine Ansahl in der Demelctlon 'mafßMSMtn iMMMtar 
StrafieiiKehrer in Königsberg !. Pr. 

*) Daron 4 in Choletaharacken. 

^ Davon 4 in C^lentlraradceii. 

*) Danranter btmnden sfdi ancn wnit rtaätüdh gepilflU 

*) & geht nicht ans tuen Beriditen hetfor, «^ tbeidi i 
geprttften oder auch andere Desinlektoven j^estUt'shrt. 
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wdiblMe PenoMR. luncist Mnäkmmkmm^UM» 

M BO* fa U lAgdcttratiii Kimm w»wi«i 178 JSniikeii. 
ia 4m BMbiekttQm wfo «ie < 



er Deriif e 



Jtbi« 1906 in der Deriifektios aiugeWdeteB PersoneB auf 911 

Mta)s«4« dir BoiifektetilnuM Mnig Ssal jmIm, MhuI neiiii« 
SflMi ■*■ «iii iMl «iMMfa Tage; tf «tealge i«r flAwMtutoiie Oml 4ni 
Hl awi •«!■ SMpe. OeimokmiliiMchiB&kHdtliriieilladaftktere». 



kane 9 ud Ittr die Sohwesterkone 8 



Wm dieA««v«kl ier anr 

betriiffc, io Tenreiie ieh liezftglieh der saltaigaB 
am SM^ VMi «.Sii JM7,«) tertltflkk der VcAfliuig mI daa SriaS 
liAfrflJMi.*) 

ar BürtigMi Toa&reiUa lierthMne leb, daft die UHmg ür 
Ifiti iiii - - - " 



iaIeICtoreaprttfaBgea habea la bestekea au dem luetftndigea Begienngi- und 
MedidMiren dilüilirder PeehAfctoreewMe «ad deijeilfw rwehUrlikeit, 
Mlche4eB#rakliiA«enBteniddii4«Bedi«HH«f€ttr 



**) Nach dieeer ^uJhwOmmK MnMT ^ 2aUder Im Mm 1906 . 
M Tütiftlrtimri Widen milOeifailektMmiielialen vailHmdcMa loitftaieii: 
QxgfariBdiee ImiUtai Ja KflaigibM: : 34 tfaTea aae dea Ser-B«. KMgßibm^ 11, 
qamMiaea 8, Jfleaeteia 10) £a«6effcn 7 Kreakeaeeh weeUta)) ; HygieBiidia üatot- 
idinngMMirtalt der ttadl Baaaig: 16 <Beff<.Bei. Baadg TriiarliaiMfder 9) 



[fciiiUaicWeileia Ift. fir Daaafe 7. Maiieaerarder 8)] ; BekteiiDlecieelia üaler- 
iackiagMteDe bei der Regiervag la Potsdam : S9 CBeg.-Be8. Potsdam HS, l^aak- 
fiui 17) {KxariMBdnreiteni SSL Ür PetedamSB, FraaSiaii41); l^gieaiMhei la- 
atitatier 17aiiMitiliB QreünraM: SO^Uff^BeeiilcStettiaia. Eltella 7, fital- 
muÄl); gygiaaiick« laatltat ia Peeaa: 8Q(Eeg.-l>ta. Fwea 14, Broaribegg 16>; 
j^^feäackes lartitat dar ürieamitit Breda«: 92 <Aeg«-Bea. Breelen 89 {dar- 



9 flUhmstan), JLleiatta 13; Qp^lB ^h BJa^mimkw laeütnt der UafveeritÜ 
BaHe a. SL: 49 (&eg.^Bia. MM0äAiug 11 {teaatar 4 Sehmeetara} " 

28 rdamater 11 Schwesteaa]; Erfart 15 [danuter 4 Schwesters]; E_ 

laaötat der üaiTentUt Kiel: 25 (Schleawig 85 [Kraakeaaohwestera 18]); Bak- 
terieliigiacha Uatenaehaagstelle bei dar Begiemag ia Heaamrer: 27 {Em-Bm. 
Eaaaofer j9, Lftaebanr 15 [daniater 5 KnmkeapliegerlaBeB]); Stade 3) ; ^gie- 
risane iBititilt tw ÜBlTeniUlt OftttlngeB: 41 (Beg.-Bez. HiUeeheim 23 {dar- 
aaiar 10 SehmetacaX OiaiJirftdc 16 [daniBter 15 Sdhweiteni]; Aarich 2); Bak- 
toM^gis^te Vriteraadiingistdia bei der Ben^eraag faVllBBter: "23 ^«.-Bea. 
Mftfla(ter 5,1fiBd6B 10, knuitttg % OeaabiH^ 5, FUnteatam 14|k)>e 2); Ib- 
rtÜOt Ikr ^rgieae aad Bakteriologie Ja OelaeiadrcheB: 16 (Beg.^Bei. Arai- 
berg m, ■ttaefear 6 Idanuter 2 Jdhweiten]) ; [Eljvleaischei laatitat der üid- 
Territlt Jteburg; — ; laefitat fftr eiyerimeatelle !CheraplB ia Freakfaii a. H. 
21 9«ff .-Bea.inei/badeB Ift, tener 1 auf WUrabafg 1157 KraBkeapflegeriaaeiip 
BdMMoigliQiie TJatenaehaagiatene bei der itegieraag ia KoUaaa: — 
aaaOidM'BakteriologiMiiee laditBt ia CBla : m (B^-Bea. COla 34, Aackea SOJ 
KMIeaal fEirndnaadiweetera 48. DAseeldooI ^ COla «, Aachea fß; Bakterio- 
lofiaite TManmlni^gartilie bei der Begieraag ia Dfineiaerl: 71; Bakteite- 
Iflg^idha fMamdhBUBitelle bei der TUgttnum ia Trier: 66 (daraater 4 Or- 
d eaib l ttdei lad 18 OrffeandiweBterB); Sadtieebe DeilaYektioBsaBrtalt !b Caaael 



17 (Beg.-Bea. Casael %8tgmarimün 1, Fflmteatam WaUeek 1). 

n «ehe Zeitoeliift^ttr IMidaalbeuite; ^im^ bb ITr, 1% 8. 90. 
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102 Beehtsprechnng and Medisiiuü?OeMtEfebiifi|t 

tftdlt unter dioM dMiPenoBA ^ and nur «nier ito — liid Mch die nm 
den Desinfektoren zn entrichtenden PrttfangsgebOliren ee n TarteUen^ dnft 

Ker denelben 8 Mirk erhilt, wftfirend 1 Mu.iftr eäcUiche und Verwnltanes- 
»ten «1 Tenrenden iat. Die gemifi des ErluseB. rom 21. Jod 1907 •) ek-' 
nisiehende Stempeinbgnbe ?on 1,50 IL ist besonders ni erbeben. 

Wegen der Nncbprftlnngen der Desinfektoren dnieb die Kreis&rnte' 
und der Wiederholnngsknrse für stnatlieh geprüfte Desinfektoren ?«r- 
weise ich nnf den Erlaß vom 27.Febniar 1906. n 

' Besttglich der Entnahme nndEinsendang Ton Untertnehnngn- 
mnterinlbei übertragbaren Krankheiten dnrch die Desinlektoren bringe ieb« 
den Erlaß betreffend Portofreiheit derartiger Sendungen, ?om 29. Januar 1906*) 
in Erinnernng^ 

Um die wirtschaftliche Stellung der Desinfektoren su dchem, 
empfiehlt es 4deh, daß sie, soweit sie nicht mit pensionsflhigem Gehalt aisge-' 
stellt sind, seitens der Kommunen bezw« Kreise, in deren Auftrage sie Uäig 
sind, gegen Unfall versichert werden. 

In den Bereich der Unterweisungen in den Desinf ektorensdnden - int 
fortan atfch die Entwicklung und Anwendung von Formaldehydgas mittels des 
Autans einsubedehen. 

iänem Berichte über den weiteren Ausbau des Desiniektloaswestes unter 
Beifttgung eines namentlichen Verzeichnisses der im Jahre 1907 ausgebildeteii' 
DeshBidctoren auh dem dortigen Bezirk sowie einer Uebenicht über Ort und 
Zahl der im Beadrk vorhandenen Desinlektoren und Desinfektionsapparate, sb- 
wdt letztere In öffentlicher Benutzung stehen, und zwar Dampf- und Fonnal- 
dehyd - Desinfektionsapparate getrennt, will ich zum 1. Juni d. J« 



Prftfing de)r In den Apotbeken vonrltlg gehaltenen Anneisteire w^mt 
ihr« Eehlheit und Oftte seitens der Apotheker. Erlafi des Ministern*^ 
der usw. Medizinalangelegenheiten vom 81. Mai 198 — M.Nr. 
6928 — an sämtlidie Herren Begierungspr&sidenten. 

Dnrch die Fahrllssigkeit eines Apotheken, welcher ein Ans einer Groß-, 
drogenhandlung bezogenes Arzneimittel in seiner Apotheke abgab, ohne es, 
wie es seine laicht gewesen w&re, vorher auf Echtheit und Qfllte untersucht 
zu haben, ist der Tod zweier Menschen herbeigefflhrt worden. Der Apotheker, 
ist* durch gerichtliche Entscheidung rechtskräftig zu 4 Wochen Gef&ngnis ver- 
urteilt worden. 

Ew. Hochwohigeboren wollen unter Hinweis auf diesen Vorgang* den 
Apothekern Dires Bezirks die gewissenhafte Prüfung bei dem Einkaufe und der" 
Abgabe der Arzneistoffe erneut zur Pflicht machen und sie zugleich darauf 
hinweisen, daß sie durch VerabsSumung dieser Pflicht sich nicbt nur den Ver- 
waltungsbehörden verantwortlich machen, sondern sich auch schweren ^ krlmi- 
neilen Ahndungen und der Heranziehung zum Ersatz etwa verursachten Sc|in< 
dens aussetzen.' . " » 

Ter/ahren bei Verleihung von Apothekenkonsessionen. Erlaß deS; 
Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 16^. April 
1908 — M. 6410 — au s&mtliche Herren Oberpräsidenton. 

In der pharmazeutischen Fachpresse ist mehrfach darüber Klage gefflhrt. 
worden, daß bei der Verleihung von Apothekenkonzessionen das bOhere 
Approbationsalter sonst gleich befähigter Bewerber nicht genügeed berück- 
sichtigt und die Konzession zuweilen Apothekern erteilt wofden ist, diiei eline. 
erheblich kürzere Berufstätigkeit aufzuweisen hatten ab ihre. Mitbewerber.. , 

Wenn auch bei dier Auswahl der Bewerber um die Eonzession . für joine' 
Apothekenneuanlage nach dem Erlaß vom 18. Juli 1840 — Mhi.-Bl. 1 d. inn.r 
Verw. S. 310 — das höhere Approbationsalter allein nicht als entscheidend 
anzusehen ist, so ist doch, wie auch schon in der Verfügung meines Herrn; 
Amtsvorgängers vom 2. Oktober 1902 — Min.-BL f. Med - pp. Angelegenheiten^ 
S. 320 — zum A^sdruck gebracht ist, demselben insofern eine ausschlaggebende: 
Bedeutung beizumessen, als die Bevorzugung eines Bewerbers vor älteren Mit- 

») Ebenda; Jahrg. 1907, Beilage zu Kr. 15, S.,118. ^ * '' 

^) Ebenda; Jahrg. 1908, Beilage zu Nr. 6, S. 64. , c 

*) Ebenda; Jahrg. 1908, Beilage zu Nr. 4, S. 38. J.i.^dbyGÖOgle 



beirei^lMlni nwt stoUfiaden daif| wenn Behwenriegende Grtlnde dies^angeseigt 
exadieineii Usmb* , . . . 

Einzelne hier bekannt gewordene YoKglnge lassen nicht erkennen, daß 
dieser Gmndsala bisher immer die genttsende Beobaehtnng gefanden hat Ich 
sehe mich deshalb reranlaßt, die BnndVerfagnng ?om 8. Okteber. 1902 in 
Eifnnenuig an bringen. ' . ' 

Stemi^elpfllehllgkett der Serrlenevgnlsse fllr appreblerte Apetheken 
Bescheid des Ministers der nsw. Medizinalangelegenlieiten 
voml4.Mai 1908, sämtlichen Herren Begiemngspräsidenten nur Kennt- 
i^nahme mitgeteilt ' ^ 

Auf die VersteUang vem 14. April d. J. erwidere ich, daß die Stempel- 
liflcchtigkelt der Ton den Apothekenbesitzem ansznstellenden, von den Kreis- 
Ärzten za bec lanbigenden Zen^paisse ftber die T&tigkeit der Kandidaten der 
Pharmazie in den Apotheken dorbh den Bnnderlaß rom 21. Mai 19071) endgültig 
geregelt worden ist üeber die fltempelpflicht der den approbierten Apothekern 
anszastetlendeh Zeugnisse ist inzwischen dahin Entscneidang getroffen, daS 
Zeng^me, die sieh lediglich flbin die Zeitdauer der T&tigkeit des Zengnisia- 
habers in efaier bestimmten Apotheke aussprechen, stempelfrei sind, Zeugnisse 
aber, die neben 4er Besehf^igongssclt zugleich eine Bischelniffung der Leistongen 
enthalten nnd in denen die^ darunter l^findliche kreis&rztDche Bescheinigiing 
•hie jede Besehr&nknng erolgt, einen Stempel Ton 1,60 Murk erfordern. 

In letzterem Fafie handelt es sich nm im PrlTatinteresse ausgestellte 
Zeugnisse gemäß § 78 des Handels -Gesetzbaches, deren Beglaubigung nach 
dem zweiten Absatz dieses Paragraphen auf Stempelfreiheit nur Anspruch hat, 
weba die »Ortspolizeibehörde*' das iSeugnis beglaubigt 

P. Köi&i|p:*eioli Sapliflieii. 

Terhalteni der SchulbehSrdeii beim Auftreten ansteckender Krank- 
ketten lii deu Schulen. Ministerial-Yerordnung tom 27. Fe- 
bruar 1908. 

Das Minnterium des Kultus und Öffentlichen Onterrlobts rerordnet im 
fänterständnisse mit dem Ministerium des Innern zu tui^lichster Yerhtttuiig 
ansteckender Krankheiten durch die Schulen: 

§ 1. Von dem Auftreten anstepkender Krankheiten in den Schulen Ist 
sofort dem Bezitksarzte unmittelbare Anzeige zu erstatten. 

§ 2. Als ansteckende Kranlriieiten im Sinne dieser Verordnung sind 
anzusehen: Pocken^ Masern, Scharlachfieber, Diphtherie und 
Keuchhusten. 

§ 8. 'Die Anzeige ist ?om Schuldirektor, bei Yolksschulen Tom Orts- 
schulinspektor zu' erstatten: 

Bei Schulen, fttr welche eigene Aerzte angestellt sind, ist die Anzeige 
an deh Bezirksarzt Tom Schulärzte zu erstatten, mit dem sich der Bezirksarzt 
Aber "die zu treffenden Anordnungen yemehmen wird. 

§ 4. Pocken sind im ersteh Krankheitsfidle, Masern im ersten Todes-' 
Mle Oder wenn die Erkrankuagen so zahlreich sind, daß die Schließung des 
Uaterrichts in Frage kommt, Scharlach, Diphtherie und Keuchhusten dann an- 
snzeigmi, wenn gleichzeitig oder bald nacheinander mehr als drei Etkrankungen 
Torkommen. 

I 5. Die Anzdge ist auch dann zu erstatten, wenh ansteckende Krank- - 
heiten bei Bewohnern des Schulhauses Torkommeo. 

' /' § 6. Schüler, welche an ansteckenden Krankheiten erkrankt sind, sind 
erat na4$h t01%er (tenesung und, wenn Iderftber ein ärzüiches Zeugnis nicht 
torgdegt werden kann, bei Pocken und Scharlach erst nach sechs, bei Masern 
erst nach yier Wochen Vom Tage der Erkrankung, bei Keuchhusten erst dann, 
wenn die krampfartigen Hustenanfälle aufgehört haben, zum Schulbesuche 
wieder zuzulassen« 

Die Wiederzulassung ?on Lehrern und Schillern zum Unterrichte nadi 
dem üeberstdien der Diphtherie ist mOgliciist daron abhängig zu machen, daß 
das Vtnehwinden der Diphtheriebazillen aus dem Mundschleim durch bakterio« 
lösche. Untersuchung festgeiBt eilt, ist 

^) Zehschrift fflr Medizinalbeunte; Jahrg. 1907, Beilage ti Nr. 12, 'S. 81. 
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WabBiiBgeB ansteekeBde KnakCeitea Torgekommeii rind, ymm 
M mmIi Qaiflr tai B«MMiitM m banhBdta. 

» 8. Wh« BMJiliHiiwi dar Sdnlriui» irt dem 



§ 9. Es ist danmf su htlten, daH Lehrer oad NMtet, ^ 
EraGheiBOBgeB erkrukt nad, die des Verdeckt der LBBgea- oder Kekl- 

kof ft&keikateae eupeekM — Midli^Kiai» AJtaMi«mMk VUrn 

AiBwiuf Bew. -^, •!><» Arit befrageB.» ud deS üeaer mix die 
i^Mie ÜBiersBckBai dea ABemrls heeesgk itt 

§ 10. W&hreBd der Daner und onmittelbar Baek 




flIeekeBiec Ktaid^kekeB im ImlenieAeB». AlomBateB» PeMtoMiM BBidMi^eleheB 
eipftehte ea tUt^ daft der Aaaftal|efeiileh«r bbt daeaiZfigHiige' aai dei ' 
let fl haigthPBd odev daBunid tutWftt wobb deNB^ EallaieBBS aaeh ta 
Galacklea aieki die QeCakc der TeiaeUc#ii«M; der KnMm kt mA i 

§. It Die voietek«ideB ABerdBaBCiaMbAB eairekl lOf kftkve Uü»- 
lichtiieBitiJleB, wie illr Yolfcankalea, i^ffniUdie Bad piifetaL GMlBBf. < 

1 12. WeiAttgdkeBdet AaerAuiBgeB de« SBeUWigealMUMeii litf eke- 
aeU^ Ofie eder SelMUea nerdea dorok diearthea aiekt aaigfiMaaiiat. 



Die kkrtker bexeiii erlaaeeacs JaeidaBagea kiaifcea. ia ftiHaagi 

} 1& Aatrige aal TonaluBia aaealgeittiekeff hakttwiiitogMier TTiiaf 
•Bckaagea der ia H « aad ft beeekOHieteB Arl liad dnrek diet keliiairiaii 
AeraU aa die ZeatiSeUUft f ftc «ffealUcke OeMiadkeitmitege k Dieaiea (Teek* 
aiecke HeekedMo^ zob lioktea. 

ft 14. Oegeaei&fiige VeiQfdaaag tdii aebfl ia Kraft.. 

Die Verordaangea Tom & Nofeaa^er 1882 aad Tea 8. Hei I90a wmiam 
hiermit aufgehobea. 

PhannaaeaUiofceT Iiaadeer^Mla» V etlttgaiaitAM Miaiateriuaa 
des laaera ?om 6. Mai 1908. 

Die IS 1& oad 90 des Verfigaag dea MiaisfteriaaM^ «la lam» tom 
8a Desevbei 1875, hetrelEead die ärstUehea» tierlsattickea and ptaUMtfaft* 

tlsehea Landestereiaei erhaltea aüt AlletkAckstet Qeaehülggag die wmikr 
ateheadft Vaesnag.: 

§ 16. Dem pkarmaieaiiaehea LaadesiveHAa kSaaeft allei im Barida 
MAigtti i^foUeftea Apotheker, die iaaeikalh Wftittembecgi ikiea ?iRekaatta 
kahea« Aagehüiige des DeaiaMhea ftelehM siaA and sid^ w BesMs deeki«SB» 
lichea Ehrearechte befindea, als Mitglieder beitretea. 

i 90. Die Vertietaag des i^tarmaaeatiiehmi lisadesircidlift hOdet eia 
?<« dea Mitgliedera ia schrifdicher Abstiatmaag gewählter Aam 
eiaem Obauwa aad sechs wetteiea Mitgliedern ks il aek t . 

Die Verehmmitgtteder eiaes isdea der ¥iet fceies^ dea 
eia Mitglied des Aosschasees sowie eiaea Eieafeimaaii aaa de« 
heeitaenu Apothekeaaiektem od«a Teiwaltera^ f ea Yoliegotkehea deä Sreiaee« 
aad die yereiaemitgAeder des gaasea Laadea lasamaua kakea eiaen Mmea» 
aad eiaea SteUrerUelef lür deaeelhea aus des Zah) eisailieket tai Vente 
aagek<^readea Apothdiceaberitier sowie aiesl MUipledec aehel KiselfwIaBaia 
aas der Zahl der dem Yereia angehOreadea approbiert(ba Gehüfea, eiaaeyiel» 
lieh dar YerwaUei tob. Zweig^potheken. je mit ek4aeher Sthameaaiakrkeit 
aa wftlüea. 

Siad ia eiaem Kzelae weniger als awaaaif AaeM>ekaahesit«eiL Apo- 
thekeapäckter ödes YerwaUer tob Vellapothekea MitglMbr dea YeMaa, ee 
geht das Wahfareehl beacftgUch dea ans Ihaea aa eptadfcmea^aa Mttjiiedea wtA 
seiiea Eraatwaaaea auf slmtUohe Miti^ed« des Tei^ie then 

BeirSglb die ZaU der dem Yereia aaf ekSreadea appnoMaitea OaUllaa 
dasclüleßiich der Yerwalter voa Zweigapothekea weaiger ale liafaift ee Ml 
aaa Uixet Mitte ans eiai Mitglied aad eia ErsaUmawi an wttlea^ 

Die aenea Bestkamaagea dea ft 18 tielea aeCsct iB Wiifesamkeil^ IMa 
Bestiauaaagea des S 20 finden bei des adohetea eideatUehea Eiaaaieffiag dea 
Yeretawansschnsses Anweadnag. 

VenwitsKocILBedaktttar: DE.&apmnad.» J&ei^-&QalkMed.-MatinllteteL W. 
J. a a Braas. MraofL eaauiL n r a«B/^l4 BsJrbacMnMiaiet Ir 



Eechtsprechung und lediziiial- 
Cfesetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal- Beamte. 

Nr. 12. 20. Juni. 1908. 

Medizinal - Gesetzgebung. 

A.m König^eloK Pren^iseKu 

Terbreitmig fibertragbarer Krankheiten dnreb LeiehentrSger. Er- 
laß des Ministers der nsw. Medizinalangelegenheiten Tom 
6. Mai 1908 — M. Nr. 9469 OL GU. — an sämtliche Herren Begiernngs- 
prasidenten. 

Nach dem Ergebnisse der Ermittelnngen ttber die Nebenbeschäftigung 
der Leichenträger (s. Erlaß vom 9. Janaar 1905 — M. Nr. 15968 GL GIL — ) 
geboren diesem ßerofe vielfach auch Personen an^ die in Gewerben des Nah- 
mngs- und Genaßmittelyerkehrs und ähnlichen, die Verbreitang ttbertragbarer 
Krankheiten beffttnstigenden Betrieben tätig sind. 

Ans naheliegenden Gründen, besonders auch mit Bttcksicht darauf, daß 
die Möglichkeit einer Krankheitsttbertragung nicht ansgeschlossen ist, erscheint 
es erwünscht, daß Personen ans den oben genannten Qewerbszweigen von der 
Ansttbnng einer Tätigkeit als Leichenträger möglichst ferngehalten werden. 

Ich ersuche ergebenst, in geeigneter Weise darauf hinzuwirken, daß 
hiernach im dortigen Bezirke — in den geeigneten Fällen mit den kirchlichen 
Organen — verfahren wird. Hierbei mache ich darauf aufmerksam, daß es 
dringend notwendig ist, die bestehenden Desinf ektioosvorschriiten den Leichen- 
trägern und ebenso den Leichenwäscherinnen (Totenfrauen) gegenüber streng 
zur Durchführung zu bringen. 

Besehtffiuig eehten Peekeostofrs seitens der ImpfanstaltSTorateher. 
Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 
15. Mai 1908 -r- M. Nr. 11948 — an sämtliche Herren Begierungs- 
präsidenten, 

Durch den Erlaß vom 6. Dezember vor. Js. — M. Nr. 133620 — 
sind die HerrenfBegierungspräsidenten und der Herr Polizeipräsident hierselbt 
von mir veranlaßt worden, den Lnpfanstalten über jeden Fäll von echten 
Pocken im Bezirkender Anstalt Mitteilung zu machen, damit diese in die 
Lage versetzt werden, sich echten Pockenstoff zu verschaffen. Im Hinblick 
auf die Schwierigkeit, einen wirksamen Impfstoff herzustellen und zu unter- 
halten, erteile idi den Impfanstaltsvorstehern hierdurch die Ermächtigung, 
in geeigneten Fällen echten Pockenstoff an Ort und Stelle zu entnehmen. 
Zur Bestreitung der entstehenden Kosten (Beisekosten pp.) erhöhe ich den 

sächlichen Ausgabefonds der Impfanstalt in . für das Etatsjahr 

1908 um 100 M. buchstäblich: Einhundert Mark, üeber die Zahl der von 
dem Impfanstaltsvorsteher ausgeführten Beisen und über die mit dem ent- 
nommenen Pockenstoff gewonnenen Erfalirungen erwarte ich Bericht bis zum 
1. August dieses^Jahres* 

PortoablSsongsverfalireii fftr dienstliche Sendungen in Cholerabe- 
kJbnpfangBaDgelegenheiten. Erlaß des /Mi^nisters der usw. Medi- 
zinalange;iegenheiten vom 9. Mai 1908 — M. Nr. 10687 — an 
sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Im Einverständnisse mit dem Herrn Finanzminister und dem Herrn 
Staatssekretär des Beichspostamtes bestimme ich hierdurch, daß die dienst- 
lichen Sendungen, welche von den zur Bekämpfung der Cholera staatssdtig 
vorübergehend eingerichteten Stromüberwachungsstellen ausgehen, in das 



1) Siehe Zeitschrift für Medizinalbeamte; 1908, 
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Portoablösungsverfahien einbezogen weiden. Yoranssetzang hierbei ist, dafi 
die Briefamschläge usw., soweit dies irgend angängig ist, mit ror^edmckten 
Adressen, jedenfalls Bhex mit dem AblOeongsreimerk und dem Dienstsiegel 
der znst&ndigen Begierong yersehen werden. 



Miator lir die yhariaiernttodwa PittfoBgeiu Erlaß den 111- 
nisters der usw. Medizinal&ngelefrenheiten vom 14. Mail908 — 
M. Nr. 16978 ÜI -— an sämtliche Herren Begierongspräsidenten. 

Der Herr Beichskanzler hat nach Yerstänifigiing mit den Bnndea- 
regierangen angeordnet, daß die Ittr die pharmazeatirohen Prttfongen za rer- 
wendenden Formulare conheitlich gestaltet werden. 

Demzufolge ist für die Niederschrift über den Ghuig der pharmazentischeii 
Vorprüfong (§ 13 der Prflfongsordniing vom 18. Mai 1904) das beifolgende 
Master angestellt, welches fortan bei den Prüfungen der Apotliekerleiulinge 
ansschliefilich anzuwenden ist 

Gleichzeitig ist das anliegende Master eines Gesuches für die Meldong 
Yon Afothekerlehrlingen zur pharmazeutischen Vorprüfung (§ 5/6 der Prüfungs- 
ordnung) entworfen worden. Dieses Muster ersuche ich, den ApothekenbesitzerB, 
welche Lehrlinge ausbilden, bekannt zu geben und zur Benutzung zu empfehlftn, 
damit Bückfragen und Verzögerungen In der Zulassung möglichst vermieden 
werden. 

Bin Muster für den Antrag der Kandidaten auf Erteilung der Appro- 
bation als Apotheker (§ 36 der Prüfungsordnung) ist ebenfalls angeschlossea. 
Auch dieses ersuche ich, in geeigneter Weise zur Kenntnis der beteiligten 
Kreise zu bringen (yon einem Abdruiä dieses Musters ist hier Abstand genommen). 

Anlage 1. 
PharmaBeatlsolie Torprflftoig. 

, den 19 . . 

Kommission für die pharmazeutische Vorprüfiiiig in 

Niederschrift 
über den Gang der pharmazeutischen Vorprüfung des Apothekerlehrlings 

am und 19 . . 

I. Schriftliche Prüfung. 

Dem Prüfling wurde zur Bearbeitung durch das Los bestimmt : als Auf- 
gabe aus dem Gebiete der pharmazeutischen Chemie: 

Zensur: 

als Aufgabe aus dem Gebiete der Botanik 

Pharmakognosie: 

Zensur: 

ab Aufgabe aus dem Gebiete der Physik: 

Zensur: • • 

Die Bearbeitung erfolgte am d. J. während der 

Zeit Ton bis unter ständiger Auf- 
sieht und ohne Benutzung von £Ölfsmitteln. 

U. Praktische Prüfung. 

Dem Prüfling wurde aufgegeben: 

1. 3 ärztliche Verordnungen zu rerschiedenen Arzneiformen zu lesen, 
anzufertigen und deren Preise zu berechnen: Zensur: 

2. folgende 2 galenische Zubereitungen und folgendes pharmazeutisch- 
chemisches Präparat des Deutschen Arzneibuchs anzufertigen: 

Zensur: 

8. folgende 2 chemische Präparate auf ihre Beinheit nach Vorschrift 
des Deutschmi Arzneibuchs zu untersuchen: 

Zensur: 

Die Ausführung der Arbeiten erfolgte unter ständiger Aufsicht. Die 
Aufgaben zu 2 und 8 sind durch das Los bestimmt worden. 
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m. Mündliche Prftfang. 
Dem Prtfiing worden 
1. folgende Fflanzen sur Besthamnng vorgelegt: 



Zensor: 

2. folgende Drogen ond phtnaaseotlsch- chemische Prfipantte xor Er- 
kennong ond zor Erläoterong ihrer Abstammong, Anwendong eo pharmizeotl- 
schen Zwecken ond der Torkommenden Verf&lMhongen Torgelegt: .... 

• •» •...•. ••••••• 

Zensor: 

8. ?ei8ehiedene Fragen aas den Ghrondlehren der Botanik, pharmazeoti- 
schen Chemie, Physik ond aas der Apothekengesetzgebong gestelit; 

Zensor: 

Bei der mtndlichen Prttfong ist die von dem FtWtai während der Ans« 
bildongszeit angelegte Pflanzensammlong nebst de . . . dano gehörigen Be- 
scheinigong . . . Torgelegt worden. 

Das Gesamtergebnis der Prflfong ist 



Vorsitzender, 
mtglied. ' ' ' ' mtgüed.' 



Anlage 2. 

•, den . • • . • 19 • • 

bitte ich, den hu meiner Apotheke beich&f- 

tigten Apothekerlehxling aof Grond der Li dea Anlagen 

bmgefttgten Naishweise: 
1* des Zeoc^üsees der Beife von de 

vom 19 . . 

sowie des Zeognisses über die für die Versetzong nach der Obersekonda 
eines Bealgymnasioms notwendigen Kenntnisse in der lateinkMshen Sprache 

von den 

vom 19 . . 

2. de . . . Zeognisse . . . über die Daoer der Aosbildong, die Fflhrong ond 
die Leistungen während der Aosbüdongszeit, ') 

3. des während der Aosbildongszeit geführten Tagebuchs nebst de . . . Be« 
scheinigong . . ., daß der Lehrling die Arbeiten selbst aosgeführt hat, 

xor Ablegong der pharmazeotischen Vorprttfong von der Prttfongskommission 

in im 19 . . zolassen lo wollen. 

(Name) 

(Wohnong) 

An 



QoelleDSchoti. Gesetz^om 14. Mai 1908. 
Gemeinn'tttiige Qoellen. 

§ 1. Natürlkhe oder künstlich erschlossene Mineral- ond Thermalqoellen, 
deren Erhaltung ihrer Heilwirkong wegen aos übwwlegenden Gründen des 
Öffentlichen Wohles notwendig erscheint (gemeinnützige Qoellen), werden nach 
Maßgabe dieses Gtesetzes geschützt. 

§ 2. Ob eine QaeUe im Sinne des § 1 als gemeinnützig anzosehen ist, 
wird aof Antrag von Beteiligten oder geeignetenfalls von Amts wegen durch 
die Minister für Handel und Gewerbe, des Innern, für Landwirtschaft, Domänen 
ud Formten and der Medizinalangelegenheiten endgültig festgestellt 

Die getroffene Anordnung kann von den genannten Ministorn gemeinsam 
wieder auCgehobra werden. 

^) Nor bei Lehrlingen,^ die im!r|BeBitze des Zeugnisses einer Oborreai- 
achulejeind, auszufüllen. 

*) Nach Muster 1 ziiil% 6 der Bekanntmachung, betreffend die Prüfungs- 
ordnung für Apotheker vom 18. Mai 1904. r^^^r^T/> 
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Schiit|zbezirk. 

§ 8. Fflr eine gemeinnützige Qaelle kann ein Bezirk festgertellt werden, 
innerhalb dessen. Bohrungen, Ausgrabungen und andere Arbeiten, welche au! 
den gewachsenen Boden einwirken, sowie auch alle sonstigen Arbeiten, welche 
die Ergiebigkeit oder die Zusammensetzung der Quelle beeinflussen können, 
nur mit yorheiiger Qenehmigung des Oberbergamts und des Begierungs- 
präsidenten vorgenommen werden|dürlen (Schutzbezirk). 

§ L Die Feststellung des Bchutzbezliks erfolgt auf Antrag des Quellen- 
eigentttmers durch gemeinsamen Beschluß des Oberbergamts und des Begierunga- 
Präsidenten. 

In dem Beschlüsse sollen, soweit tunlich, die Arbeitenlbestimmt werden, 
für welche es einer Genehmigung nicht bedarf. Fftr gewisse Arbeiten kann 
eine Anzeige vorgeschrieben werden. 

Fttr benachbarte Qaellen kann geeignetenfalls^ein gemeinsamer Schuts- 
bezirk festgestellt werden. 

§ 5. Mit dem Antrag auf Feststellung des Schutzbezirks hat der 
Qaelleneigentttmer einen Lageplan einzureichen, aus welchem die Lage der zu 
schützenden Qadle und die Grenzen des beantragten Schutzbezir^ su er- 
sehen sind. 

§ 6. Stellt sich bei einer vorläufigen Prüfung heraus, daß der Lageplan 
oder der darin bezeichnete Schutzbezirk unzureichend ist, so kann der Antrag 
auf Feststellung des Schutzbezirks durch gemeinsamen Beschluß des Ober- 
bergamts und des Begierungspräsidenten ohne weiteres Verfahren zorflck- 
gewiesen werden. Gegen diese Zurückweisung steht dem Antragsteller die 
Beschwerde an die im § 9 bezeichneten Minister offen. • • 

Andernfalls ist der Antrag nebst Lageplan in den Gemeinde- und Quta- 
bezirken, die von dem beantragten Schutzbezirke berührt werden, während 
eines Monats zu jedermanns Einsicht offen zu legen. Die Zeit der Off^egong 
ist ortsüblich bekannt zu machen. Dabei ist eine Stelle zu bezeichnen, bei 
welcher während dieser Zeit Einwendungen gegen den Antrag angebracht 
werden können. 

Zur Erhebung von Einwendungen sind jeder Beteiligte im Umfang seines 
Interesses, die Vorstände der Gemeinde- und Gutsbezirke sowie die Ortspolizei- 
behörde berechtigt. 

§ 7. Nach Ablauf der Frist werden die Einwendungen in einem nötigen- 
falls an Ort und Stelle abzuhaltenden Termin vor Kommissaren, die von dem 
Oberbergamt und dem Begierungspräsidenten zu ernennen sind, erörtert 

Der Quelleneigentümer und diejenigen Beteiligten, welche Einwendungen 
erhoben haben, sowie die Vorstände der Gemeinde- und Gutsbezirke und die 
Ortspolizeibehörde sind zu dem Termine zu laden und in diesem mit Unen 
Erklärungen zu hören. 

§ 8. Die Kommissare haben die Verhandlungen dem Oberbergamt und 
dem Begierungspräsidenten vorzulegen. Diese entscheiden über den Antrag 
durch gemeinsamen Beschluß. 

Der Beschluß ist dem Quelleneigentümer, denjenigen Beteiligten, welche 
Einwendungen erhoben haben, den Vorständen der Gemeinde- und Gutsbezirke 
und der Ortspolizeibehörde zuzustellen. 

§ 9. Gegen den Beschluß steht den im § 8, Abs. 2 genannten Personen 
und Behörden die Beschwerde an die Minister für Handel und Gewerbe, fflr 
Landwirtschaft, Domänen und Forsten und der Medizinalangelegenheiten in. 

Die Beschwerde muß bei Verlust des Beschwerderechts binnen einem 
Monat nach Zustellung des Beschlusses bei dem Oberbergamt, dem Begierungs- 

Sräsidenten oder einem der vorgenannten Minister eingäegt werden. Sie soll 
em Gegner zur Beantwortung binnen einem Monat mitgeteilt werden. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. 

§ 10. Ist dieP'eststellung eines Sdbutzbezirkes beantragt, so können 
das Oberbergamt und der Begierungspräsident vor der Feststellung des 
Schutzbezirks durch gemeinsamen Beschluß vorläufig anordnen, daß innerhalb 
des beantragten Schutzbezirks zu Arbeiten der im § 3 bezeichneten Art ihre Ge- 
nehmigung erforderlich ist. Die Vorschriften des § 4 Abs. 2 finden Anwendung. 

Die nach Abs. 1 getroffene Anordnung ist aufzuheben, wenn der An- 
trag auf Feststellung des Schutzbezirks abgelehnt wird. Die Aufhebung kann 
auch vorher erfolgen. C^r^r\n]t> 
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Qeg« die üi Alw. 1 nnd 2 bezeidmetea EatiidLeidimgeii findet keine 
Beschwerde statt. 

§ 11. Die BeBtimmnngen der §§ d bis 10 finden auf die Erweiterung 
eines Sciintzbeairks entsprechende Anwendung« 

g 12. Die Beschränkung nnd die Aufhebung eines Schutzbezirks kann 
BQWohl auf Antrag der Qaelleneigentümers, eines sonstigen Beteiligten, des 
Yorstuides eines l^teiUgten Gemeinde- oder Qutabezirks oder der Ortspolizei- 
beh&rde, sAs anch von Amts wegen durch gemeinsamen Besdiluß des Oberberg« 
amts und des Begierungspräsidenten erfolgen. 

Ein offenbar unbegründeter Antrag kann ohne weiteres Verfahren zurttck- 
gewiesen werden. Gegen diese Zurückweisung steht dem Antragsteller die 
Besdiwerde an die im § 9 bezeichneten Minister offen. 

Andernfalls ist Tor der Entscheidung dem Quelleneigentümer und den 
Vorstanden der beteiligte Gemeinde- und Gutsbezirke sowie der Ortspolizei- 
bdiörde unter Mitteilung des etwa gestellten Antrags Gelegenheit zur Aeuße- 
rung zu geben; hierbei ist darauf hinzuweisen^ daß Einwendungen binnen 
einem Monat bei einer der vorgenannten Beschlußbehörden erhoben werden 
kdnnen. 

Der Beschluß ist dem Quelleneigentttmer, dem Antragsteller, den Vor- 
ständen der beteiligten Gemeinde- und Gntsbezirke und der OrtspolizeibehOrde 
«izustellen. 

Gegen den Beschluß steht den im Abs. 4 genannten Personen und Be- 
hörden die Beschwerde zu. Sie hat insoweit aufschiebende Wirkung, als eine 
Beschränkung oder die Aufhebung der getroffenen Anordnung verlangt wird. 
Im übrigen geltmi die Vorschriften des § 9. 

§ 18. Die Bestimmung, daß gewisse Arbeiten der Genehmigung nicht 
bedürfen (§ 4, Abs. 2, Satz 1), kann auf Antrag oder von Amts wegen nach- 
träglich getroffen oder erweitert, die Bestimmung, daß gewisse Arbeiten vorher 
«wuseigen sind (§ 4, Abs. 2, Satz 2), kann in gleicher Weise nachträglich 
beschränkt oder aufgehoben werden. 

Die Vorschriften des § 12 finden entsprechende Anwendung. 

g 14. Die Bestimmung, daß gewisse Arbeiten der Genehmigung nicht 
bedürfen (g 4, Abs. 2, Satz 1, § 13, Abs. 1), kann auf Antrag des Qaellen- 
eigentflmers oder von Amts wegen nachträglich beschränkt oder aufgehoben, 
die Bestimmung, daß gewisse Arbeiten vorher anzuzeigen sind (§ 4, Abs. 2, 
Satz 2), kann in gleiclär Weise nachträglich getroffen oder erweitert werden. 

Die Vorschriften des § 6, Abs. 2, 3, der §§ 7 bis 9 und des § 11, Abs. 2 
finden entsprechende Anwendung. In dem Verfahren von Amts wegen tritt 
an die Stelle des Antrags der gemeinsame Beschluß des Oberbergamts uud 
des Begierungspräsidenten über die Einleitung des Verfahrens. 

Erforderlichenfalls können durch gemeinsamen Beschloß des Oberbeig- 
amts und des Begierungspräsidenten Bestimmungen der im Abs. 1 bezeich- 
neten Art vorläufig getroffen werden. Gegen diese Bestimmungen findet keine 
Beschwerde statt 

& 15. Die baren Auslagen des Verfahrens treffen in den Fällen der 
§§ 3 bis 11 den Quelleneigentümer. 

In den Fällen der §§ 12 bis 14 gilt das Gleiche, wenn eine Anordnung 
der dort bezeichneten Art ergeht. Wird ein Antrag zurückgewiesen, so hat 
der Antragsteller die baren Auslagen des Verfahrens zu tragen. 

Die durch eine erfolglose Beschwerde.verursachten baren Auslagen fallen 
dem Beschwerdeführer zur Last. 

§ 16. Die nach §§ 4, 8 bis 14 ergehenden Beschlüsse, durch welche das 
Grundeigentum beschränkt oder von einer Beschränkung befreit wird, sind 
nach Mfägabe der von den zuständigen Ministern getroffenen Ausführungs- 
bestimmungen öffentlich bekannt zu machen. 

§ 17. Gegen die Entscheidung des Oberbergamts und des Eegierungs- 
präsidenten über die zu einer Arbeit nach g 3 oder § 10 erforderliche Cfe- 
nehmigung steht dem Quelleneigentümer, dem Antragsteller nnd dem Grund- 
stückseigentümer sowie den Vorständen der beteiligten Gemeinde- oder Guts- 
bezirke und der Ortspolizeibdliörde die Beschwerde zu; sie hat aufschiebende 
Wirkung. Im übrigen geltra die Vorschriften des g 9. 

Die baren Auslagen des Verfahrens treffen im Falle der Versagung 
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der Genehmigiing den Antragsteller, andernfalls den Qaellendgentttmer. Die 
Vorschrift des § 15 Abs. 8 findet Anwendung. 

§ 18. Stellt sich heraas, daß durch eine genehmigte oder eine all- 
gemein als der Genehmigung nicht bedürftig bezeichnete Arbeit die Qn^e 
gefährdet wird, so kann auf Antrag des Quelleneigenttlmers durch gemeim- 
samen Besdüuß des Oberbergamts und des Eegierungspräsidenten der Begiim 
oder die Fortsetzung der Arbeit untersagt oder ihre Zulässigkeit tob einer 
bestimmten Art der Ausführung abhängig gemacht werden. Auch kann, wenii 
die Arbeit bereits begonnen oder yoUendet ist, die Beseitigung des schädigen- 
den Znstandes angeordnet und im Falle der Weigerung des Grnndstttckeigen- 
tümers auf Kosten des Qaelleneigentümers bewirkt werden. Der Antrag des 
Quelleneigenttlmers ist abzulehnen, wenn dieser nicht auf Erfordern der Be- 
schlußbehOrden und nach ihrem Ermessen für den Ersatz des durch diese An- 
ordnung dem Grundstttckseigentttmer entstehenden Schadens ausreichende 
Sicherheit leistet und den zur Beseitigung des schädigenden Zustandes not- 
wendigen Betrag vorschießt. 

Bei Gefahr im Verzuge kann das Oberbergamt oder der Begiemn^s- 
präsident allein eine vorläufige Entscheidung treft'en. Sie tritt jedoch außer 
Kraft, wenn nicht binnen einem Monat nach ihrer Zustellung ein entsprechen- 
der gemeinschaftlicher Beschluß beider Behörden zugestellt ist. 

In den Fällen des Abs. 1 gelten für die Beschwerde und die baren 
Auslagen des Verfahrens die Vorschriften des § 17. Die Beschwerde hat 
keine aufschiebende Wirkung. Gegen eine Entscheidung gemäß Abs. 2 findet 
keine Beschwerde statt. 

Auf Arbeiten der im § 3 bezeichneten Art, die zur Zeit der Stellung 
des Antrags auf Feststellung eines Schutzbezirks bereits begonnen, aber noch 
nicht vollendet sind, finden die vorstehenden Bestimmungen entsprechende An- 
wendung. Ein Beschluß oder eine vorläufige Entscheidung des Abs. 1, Sati 1 
bezeichneten Inhiüts ist aufzuheben, wenn der Antrag auf Feststellung des 
Schutzbezirks abgelehnt wird. Gegen die Aufhebung findet keine Be- 
schwerde statt. 

Entschädigung. 

§ 19. Wird die zu einer Arbeit nach § 8 oder § 10 erforderliche Ge^ 
nehmigung versagt oder unter erschwerenden Bedingungen erteilt, so ist der 
Grundstttckseigentttmer f ttr die durch die ünzulässigkeit oder die Erschwerung 
der Arbeit herbeigeftthrte Minderung des Wertes des Grundstttcks unter 
Ausschluß des entgangenen Gewinns von dem Quelleneigentttmer zu ent- 
schädigen. 

Die Entschädigung findet nicht statt: 

1) wenn sich aus den umständen ergibt, daß die Absicht, die Arbeit 
auszuftthren, nur kundgegeben ist, um die Entschädigung zu erlangen; 

2) wenn die Genehmigung zu einer Bohrung, Ausgrabung oder sonstigen 
Erdarbeit versagt wird, welche unternommen wird, um eine der zu schtttsen- 
den Quelle gleichartige Quelle zu erschließen, und geeignet ist, die erstere 
zu gefährden; 

8) wenn die Genehmigung zu einer Arbeit nicht erteilt wird, zu der 
sie schon vor der Verkttndung dieses Gesetzes nach dem damals geltenden 
Bechte mit Erfolg versagt worden war. 

Kommt eine Beschränkung des Grundeigentums, fttr die nach Abs. 1 
eine Entschädigung festgesetzt worden ist, später in Wegfall, so kann der 
Quelleneigentttmer die Herabsetzung der Entschädigung auf denjenigen Betrag 
beansprudien, welcher ausreicht, um den Grundstttckseigentttmer der ihm aus 
der vorttbergehenden Belastung seines Grundstttcks erwachsenen Schaden zu 
ersetzen. Soweit ttber diesen Betrag hinaus Entschädigung bereits geleistet 
worden ist, kann sie zurttckgefordert werden. 

§ 20. Die Entschädigung wird in Beute gewährt. Die Beute beträgt 
jährlich fttnf vom Hundert der im § 19, Abs. 1 bezeichneten Wertminderung, 
wovon eins vom Hundert unter Zuwachs der Zinsen der getilgten Beiträge 
als Kapitalabtrag anzusehen ist. 

Die Beute ist von der Zustellung des Beschlusses ab, durch den die 
Genehmigung endgttltig versagt oder unter einer erschwerenden Bedingung 
erteilt wird, fttr die Dauer von 41 Jahren und 18 Tagen zu zahlen. Der 
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Beschloß ist außer den Beteiligten anch den ans dem Grnndbacii ersichüiehen 
dringlich Berechtigten der beteiligten Grundstücke snznstellen. 

Die Rente erlischt mit dem Wegfalle der Beschrftnlning, für welche sie 
gew&hrt wird, soweit nicht ihr Fortbestand zur Anssleichong des dem Grond- 
stückseigentttmer ans der vorübergehenden Beschränkung des Grnndeigentnms 
erwachsenen Schadens oder als Ersatz für Aufwendungen der im § 28 be- 
zeichneten Art erforderlich ist. 

§ 21. Die Bente ist dem jeweiligen Grundstückseigentümer Ton dem 
jeweiligen Quelleneigentümer jährlich im voraus zu entiichten. Am Beginne 
des 41. Jahres ist der volle Bestbetrag zu entrichten. 

Das Recht auf die Bente geht allen Bechten an dem Quellengrund- 
stüclc, auch den älteren, vor. Es wird nicht in das Grundbuch eingetragen und 
bleibt im Falle der Zwangsversteigung des Queliengrundstücks auch dann be- 
stehen, wenn es bei der Feststellung des geringsten Gebots nicht berücksich- 
tigt ist. Mehrere Bentenrechte haben gleidien Bang. 

Im übrigen finden die Vorschriften Anwendung, die für eine zugunsten 
des jeweiligen Eigentümers eines Grundstücks bestehende Beallast gelten. 

§ 22. Der Quelleneigentümer ist jederzeit berechtigt, die Beate schon 
während dos im § 20 angegebenen Zeitraums durch Eapitalzahlung abzulösen. 
Welche Summen in den verschiedenen Jahren zu der Ablösung erforderlich 
sind, ergibt die beigefügte Tabelle. 

Der Grundstückseigentümer kann die Ablösung der Bente verlangen, 
wenn die Wertminderung mindestens ein Drittel des bisherigen Wertes des 
Qrundstücks oder nicht mehr als 300 M. beträgt. 

§ 23. Soweit der Grundstückseigentümer infolge der ünzulässigkeit 
oder der Erschwerung der Arbeit Aufwendungen macht, die nach den um- 
ständen als zweckmäßig anzusehen sind, kann er in den Grenzen der ihm nach 
§ 19 zustehenden Entschädigung Ersatz in Kapital verlangen. Er muß sich 
jedoch die bisherigen Eapitalabträge oder, wenn die Wertminderung, größer ist 
als der zu ersetzende Betrag, einen verhältnismäßigen Teil anrechnen lassen. 

Der Ersatzanspruch verjährt in drei Jahren. Er ist ausgesdüossen, 
wenn er nicht binnen zehn JaJiren nach dem für den Beginn der Benten- 
zahlung maßgeben Zeitpunkte gerichtlich geltend gemach wird. 

Durch die Ersatzleistung wird die Bente oder, wenn die Wertmin- 
derung größer ist als der geleistete Betrag, ein verhältnismäßiger Teil abgelöst 

§ 24. Der Grundstückseigentümer verliert den Ansprudi auf die Bente, 
wenn er ihn nicht vor dem Ablaufe von sechs Monaten nach der Zustellung 
des im § 20, Abs. 2 bezeichneten Besdüusses bei dem Landrat und, wenn 
das Grundstück in einer Stadt belegen ist, bei dem Gemeindevorstand an^ 
meldet. Auf diese Bechtsfolge ist in dem Beschlüsse hinzuweisen. 

Ist die Anmeldung rechtzeitig erfolgt, so hat der Landrat oder der 
Gemeindevorstand und, wenn dieser aus mehreren Personen besteht, ein Mit- 
glied auf eine Einigung der Beteiligten liinzuwirken und die erfolgte Einigung 
zu beurkunden. Auf die Beurkundung finden die Vorschriften des Artikels 12, 
§ 4 des Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche vom 20. Sep- 
tember 1899 (Gesetzsamml. S. 177) Anwendung. 

Konunt eine Einigung nicht zustande, so ist dies den Beteiligten mit- 
zuteilen. Der Anspruch auf die Bente erlischt, wenn er nicht binnen zwei 
Jahren nach der Zustellung der Mitteilung gerichtlich geltend gemacht wird. 
In der Mitteilung ist auf diese Bechtsfolge hinzuweisen. 

Von dem Ergebnisse der Einigungsverhandlungen ist den aus dem 
Grundbuch ersichtlichen dinglich Berechtigten der beteiligten Grundstfldce 
Kenntnis zu geben. 

§ 25. In den Fällen des § 22 und des § 23, Abs. 3 finden auf das 
Ablösungskapital, wenn das Grundstück mit Bechten Dritter belastet ist, die 
YorschrSten des Artikels 52 und des Artikels 53, Abs. 1 des Einführungs- 
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch Anwendung. 

Steht das Grundstück im Lohns-, Fideikommiß-, Stammguts- oder Leihe- 
yerbande, so kann der Grundstückseigentümer über das Ablösungskapital nur 
80 verfügen wie nach den in demselben Verbände stehendes Gut Und die an 
dessen Stelle tretenden Kapitalien. 

§ 26. In den Fällen des § 18 ist der Grundstückseigentümer nach den 
Vorschriften der §§ 19 bis 25 zu entschädigen. Wegen eines weiteren Schadens, 
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4er' ilm daieh die Anoidimng enUtehl, kua er mit Ansnalime des < 

Gtowiniu insoweit Brsatz Terlsageiif als die Billigkeit BEch den ümstiiidcB ebe 

Sdiadlsslialtttng erfordert. Dieser Brsstzanspnicb veij&hrt in drei Jalnea. 

§ 27. liegt ein Ornndstttok in mehren Schntsbesirken oder in dneni 
gemeiBsameB Solmtibesirke, so hinten die beteiligten Qaelleneigentttmer dem 
&fiuidstttckseigeflit1lmer als G^esamtschnldner. 

Im Yerhlltnisse zu einander sind die Qaelleneigentttmer an gleidM» 
AnteUen yerpfliehtet Qew&hrt jedoek die znr Entschädigung Terpfliehtende 
Anocdanng den Qaellen nicht in gietchem Maße Vorteil, so haften die QaeUea- 
eigentttmer untereinander, nach dem Verhältnisse des ihnen aus der Anordaiuig 
erwachsenen Vorteils. 

Sehnta gegen Veränderungen der Quellen. 

§ 28. Arbeiten, welche die Veränderung einer gemebrntttsigen Quelle 
eder ihrer Fassung bezwecken, bedürfen der Genehmigung des Oberbergamta 
und des Besierungspräsidenten. 

MittelB Beschlusses dieser Behörden sollen, soweit tunlich, im yoraus 
die Arbeiten bestimmt werden, fflr welche es einer Genehmigung nicht bedarl 
Fttr gewisse Arbeiten kann eine Anzeige Torgeschrieben werden. 

Ist zu belttrchten, daß durch die Ausführung der Arbeiten eine gemela- 
nfttiige Quelle eines anderen Eigentümers gefährdet wird, so ist dieser ror der 
Entscheidung zu hören. 

Gtogen die Entscheidung des Oberbergamts und des Begierungspräsidenten 
ladet die Beschwerde statt; die Vorschriften der §§ 9 und 15 finden ent- 
sprechende Anwendung. 

Enteignung. 

8 29. Wird eine gemeinnfltzige Quelle auf eine ihren Bestand odei 
ihren Mineralgehalt gefährdende Weise benutzt oder entspricht die Art ihrer 
Unterhaltung und Benutzung nicht dem Bedttrinisse der öffentlichen Gesund* 
hdtspflege, so haben das Oberbergamt und der Begiernngspräsident den Qnelien«- 
eigentflmer unter Bestimmung einer ansemessenen Frist zur Abstelluag des 
Xaagels aufzufordern. Nach dem Ablaufe der Frist können, wenn der Aul- 
lordernng Torher nicht stattgegeben wird, die dem Queileneigentttmer ge- 
hörigen Grundstflcke nebst Zubehör, soweit sie zur zweckentsprechenden Aus- 
DUtaung der Quelle erforderlich sind, zugunsten eines Unternehmers, der für 
ä^ Erhaltung und ordnungsmäßige Benutzung der Quelle die erforderliche 
Sicherheit gewährt, enteignet werden; auf diese Bechtsfolge ist in der Auf- 
iorderung hinzuweisen. Fttr die Enteignung, insbesondere fttr die Verleiknng 
des Entdgnnngsredits, gelten die Vorschriften des Gesetzes ttber die Entp 
eignuag von Grundeigentum rem 11. Juni 1874 (Gesetzsammlung S. 221). 

Die Vorschriften des Abs. 1 finden entsprechende Anwendung,, wenn das 
Oberbergamt und der Begierungspräsident die Feststellung oder läwaiterung 
eiaes Sdbutsbezirks oder eine der im § 18 bezeichneten Anordnungen fttr not- 
wendig erachten und der Qaelleneigentttmer nicht binnen einer ihm bestimmten 
angemessenen Frist den edorderUchen Antrag stellt 

Gegen die Verfflgung des Oberbergamts und des BegierungspräsideBten 
steht dem Qnellendgentttmer die Beschwerde zu; sie hat aufschiebende Wirkung» 
Im übrigen finden &t Vorschriften des § 9, Abs. 1, Abs. 2, SaU 1 und des § 15, 
Abs. 1 entsprechende Anwendung. 

Nutzungsrechte an Quellen. 

§ 30. Steht die Nutzung der Quelle nicht dem Eigentttmer des QuelleBp 
grundstttcks, sondern auf Grund eines zeitlich nicht begrenzten Bechts an diesem 
wiem anderen zu, so finden die Vorschriften der §§ 4 bis 29 mit der ICaßgabe 
entsprechende Anwendung, daß an die Stelle des Quelleneigentttmers der 
Nutzungsberechtigte tritt. In den Fällen des § 29 kann, wenn das Nutzungs- 
recht nicht mit dem Eigentum an einem Grundstttcks rerbunden ist, das 
Nutzungsrecht selbst enteignet werden. 

Zeitlich nicht begrenzt ist das Becht einer juristischen Person auch dann, 
wenn es erst mit ihr erlischt 

Straf best immun g. 

§ 81. Wer eine Arbeit, die nach § 8, § 10 oder § 28 erst nack vor- 
heriger Anzeige vorgenommen werden darf, ohne die Genehmigung oder Anzeige 
Tof nimmt oder einer nach § 18 getroffenen Anordnung zuwiderhandelt, wird 
Bult Gddstrafe bis zu 1000 Mark oder mit Gefängnis bis zu /sechs Monaten 
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find, wenn die Znwiderhaodlnng fahrläsBigerweise begangen wird, mit Geld- 
Btrue bis za 150 Mark oder mit Haft bestraft. 

Schlafibestimmungen. 

§ 82. Auf Arbeiten, welche auf Grund des Allgemeinen Berggesetzes 
für die Preußischen Staaten vom 24. Juni 1865 (Gesetzsamml. S. 705) untersagt 
werden können, findet dieses Gesetz keine Anwendung. 

§ 83. Die Vorschriften der §§2 bis 9 treten mit der Verkündigung 
dieses Gesetzes, die ^übrigen Vorschriften mit dem 1. Januar 1909 in Kraft 

Tabelle zum § 22 des Quellenschutzgesetzes. 
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GeblUiren der Helnuiiiiieii« Gesetz rom 10. Mai 1908. 

§ 1. Die BezahloBg der beiofsmäfilgen Dienstleistnngen der Hebammen 
erfolgt nach einer Ton dem Eegiemngspräsidenten — im Landespolizeibezirke 
Berlin von dem Polizeipräsidenten in Berlin — festzusetzenden Gebübren- 
ordnong. Die Gebührenordnung kann für Kreise oder Ortschaften yerschieden 
bemessen werden. Vor Festsetzung der Gebührenordnung sind die Kreisans- 
Schüsse, in Stadtkreisen die Gemeindevozstände za hören. 

§ 2. Ergeben sich Streitigkeiten über die Höhe einer Gebühr, die Yon 
einer anf Grand statntarischer Begelang von einem Landkreise bestellten 
Bezirkshebamme innerhalb des Hebammenbezirks gefordert wird, oder wird 
die Gebühr innerhalb einer angemessenen Frist nicht entrichtet, so setzt der 
Landrat nach Anhörang des Kreisarztes und des Zahlangspflichtigen die Q^e- 
bühr nach Maßgabe der Gebührenordnung fest. Gegen diese Festsetzung ist 
binnen zwei Wochen die Beschwerde an den Bezirksausschuß zulässig. Der 
Bezirksausschuß entscheidet endgültig. 

Die rechtskräftig festgesetzte Gebühr unterliegt der Beitreibung im 
Verwaltungszwangsverfahren durch den Kreisausschuß. Hierbei gilt, on- 
bttschadet des Eechts der Hebamme auf die Gebühr, der Kreis als derjenige, 
auf dessen Bechnung die ZwangsTollstreckung im Sinne des § 8 Abs. 3 und 
des § 19 der Verordnung, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen 
Beitreibung Ton Geldbeträgen, vom 15. November 1899 (Gesetzsammlung 
S. 545) erfolgt. 

§ 3. Alle zur Zeit bestehenden Vorschriften über die Gebühren der 
Hebammen werden aufgehoben. 

§ 4. Das Gesetz tritt mit dem 1. Oktober 1908 in Kraft. 



AnsfahruBg des Gesetzes betreffend die Gebühren der Hebammeii« 
Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 
25. April 1908 — M. Nr. 7302 — an sämtliche Herren Begierung^rasi- 
deuten. 

unter Bezugnahme auf die Vorschrift des § 1 des Gesetzes, betreffend 
die Gebühren der Hebammen vom 10. Mai 1908 (G. S. S. IQS) ersuche ich 
Ew. Hochwohlgeboren ergebenst, eine Gebührenordnung für die Dienstleistungen 
der Hebammen des dortigen Bezirkes zu entwerfen und dieselbe den E^reis- 
ärzten sowie den größeren Hebammen- und Aerztevereinen, wenn solche in Be- 
tracht kommen, zur gutachtlichen Aeußerung zngehen zu lassen. Nach Ein- 
gang derselben sind über den Entwurf oder wenn der Erlaß mehrerer Ge- 
bührenordnungen erwünscht erscheint, über die Entwürfe dazu die zuständigen 
Kreisausschüsse, in Stadtkreisen die Gemeindevorstände zu hören. Hiemach 
wollen Ew. Hochwohlgeboren die Gebührenordnung oder -Ordnungen festsetzen 
und alles so beschleunigen, daß die Gebührenvorschriften und Sätze am 
1. Oktober d. Js. in Geltung treten. Als Anhalt füge ich den Entwurf einer 
Gebührenordnung bei und bemerke ergebenst, daß es Ihrem Ermessen un- 
benommen bleibt den Entwurf durch Einfügung weiterer Berufsleistungen mit 
entsprechenden Mindest- und Höchstsätzen in dem § 4 oder durch sonstige 
Abänderungen, die nach den Verhältnissen Ihres Bezirkes erforderlich er- 
scheinen, zu ergänzen. Bei der Bemessung der Höhe der Gebührenbeträge für 
die einzelnen Leistungen ersuche ich ergebenst nicht unter folgende M&dest- 
sätze herunter zu gehen: Bei § 4 Nr. 1: 5 M. und 0,50 M.; Nr. 2: 7,50 M.; 
Nr. 3: 1 M.; Nr. 4: 3 M. und 0,25 M.; Nr. 5: 0,50 M.; Nr. 6: 1 M.; Nr. 7: 
2—3-4 M,; Nr. 8: 0,50 M.; Nr. 9: 1 M.; Nr. 10: 0,50 M., bei § 5: 0,25 M. 

Von dem Becht, die Gebührenordnung für Kreise oder Ortschaften ver- 
schieden zu bemessen, ist nur da Gebrauch zu machen, wo die Eigenart der 
örtlichen Verhältnisse**dies unumgänglich fordert. 

Ew. Hochwohlgeboren wollen bis zum 15. Oktober dieses Jahres über 
das Veranlaßte berichten und auch zwei Exemplare der erlassenen Gebühren- 
ordnung einreichen. 

Entwurf. 

Auf Grund des § 1 des Gesetzes, betreffend die Gebühren der Heb- 
ammen vom 10. Mai 1908 <G. S. 8. 108) setze ich für den Umfang^ des Begie- 
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rnngsbezirkes (der Kreise ^ der Stadt ) folgende 

Gebührenordnung fest: 

§ 1. Den Hebammen (§ 80 Abs. 8 der Beich8-Gewerbe<»dnang) stehen 
fOr ihre berufsmäßigen Leistungen Gebtthren nach Maßgabe der nachstehenden 
Bestimmungen zu: * 

§ 2. Die niedrigsten Sätze gelangen zur Anwendung, wenn nachweisbar 
Unbemittelte oder Armenyerbände die Verpflichteten sind. Sie flnden femer 
Anwendung, wenn die Zahlung aus Staatsfonds, aus den Mittein einer milden 
Stiftung, eines Organes der gesetzlichen Zwangskrankenyersicherung (Ge- 
meindekrankenyersicherun&:, Orts-, Betriebs-, Bau-, Innungs-, Knappschafts-, 
eingeschriebene Hilfskasse) zu leisten ist, soweit nicht besondere Schwierig- 
keiten der Leistung oder das Maß des Zeitaufwandes einen höheren Satz recht- 
fertigen. 

§ 8. Im übrigen ist die Höhe der Gebühr innerhalb der festgesetzten 
Grenzen nach den besonderen Umständen des einzelnen Falles, insbesondere 
der Schwierigkeit und Zeitdauer der Leistung und nach der Vermögenslage 
des Zahlungspflichtigen zu bemessen. 

§ 4. Die in den folgenden Nummern bezeichnten Leistungen unterliegen 
nachstehenden Gebührensätzen : 

1. Für den Beistand bei einer regelmäßigen Geburt für die Dauer bis 
zu 12 Stunden: .... bis .... M., für jede folgende: .... bis .... M. 

2. Für den Beistand bei einer Zwillingsgeburt; einer regelwidrigen 
Cteburt, einer mit Blutungen und deren Folgen oder mit Eklampsie, mit Lösung 
der Nachgeburt oder mühsamer Wiederbelebung des Kindes verbundenen Ge- 
burt erhöht sich der Anfangssatz zu 1 auf: .... bis .... M. 

8. Bei einer Entbindung, zu der ein Arzt zugezogen wurde, erhöht 
sich die Gebühr in 1 und 2 um .... M. 

4. Für den Beistand bei einer Fehl- oder unzeitigen Geburt oder bei 
der Abnahme einer Mole für die Dauer bis zu 6 Stunden: .... bis .... M. 
Für jede folgende Stunde: .... bis .... M. 

5. Für jeden vorgeschriebenen Wochenbesueh einschliefllieh der dabei 
erfolgenden Untersuchungen und Verrichtungen^ wie Ausspülungen, Klystier- 
Beizen, Kathetrisieren, Baden und Wickeln des Kindes, für jede angefangene 
Stunde bei Tage : .... bis M., bei Nacht das Doppelte. 

6. Für jeden sonstigen Besuch, einschließlich der dabei erfolgenden 
Untersuchungen und Verrichtungen für jede angefangene Stunde: : ... bis 
.... M., bei Nacht das Doppelte. 

7. Für eine Tageswache außerhalb der Zeit der Geburt (Besuch ein- 
gesohlossen) : .... bis .... M., für eine solche Nachtwache : «... bis ... M., 
für eine solche Tag- und Nachtwache: .... bis .... M. 

8. Für eine Batertolung in der Wohnung der Hebamme bei Tage ; . • . . 
ins .... M., bei Nacht das Doppelte. 

9. Für eine Untersuchung in der Wohnung der Hebamme einschließlieh 
tler Batserteilnng bei Tage: .... bis .... M., bei Nacht das Doppelte. 

10. Für ein schriftliches Zeugnis außer der Gebühr für die Unter- 
suchung oder den Besuch . . . . M. 

Als Nacht im Sinne vorstehender Vorschriften gut in den Monaten 
April bis September die Zeit von 10 Uhr abends bis 7 Uhr morgens, in den 
andern Monaten die Zeit von 9 Uhr abends bis 8 Uhr morgens. 

S 5. Bei Verrichtungen in Häusern, die mehr als 2 km von der Wohnung 
der Hebamme entfernt liegen, sind der Hebamme, falls ihr nicht freies Fuhr- 
werk gestellt wird, sowohl für den Hin-, als auch für den Eückweg entweder 
die barai Auslagen für tatsächlich benutztes Fuhrwerk oder: i . . M. Wege^ 
gdder für iedes zurückgelegte Kilometer Landweg beaw. die Fahrkoiton der 
3. Wagenklasse bei Benutzung der Eisenbahn oder der Fahrprtts der SlraSttfr- 
bahn &i deren Benutzung zu erstatten. 

Im übrigen sind der Hebamme die baren Auslagoi für die bei ihrer 
Hilfeleistung verwendeten Desinfektionsmittel und Verbandtsoffj»^ soweit 
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diese nicht aus öffentliclien Mittein znr Verfttgung gestellt warden, zu 
ersetzen. 

Diese aebührenordnung tritt am 1. Oktober 1906 in Kraft 
, den ten 1906. 

Der Regiernngspr&sident. 
(Der Polizeipräsident.) 



B. Könlg^eiolt Ba^^eni. 

Terkehr mit KoBserreB« Entschließnng des Staatsministe- 
rinms des Innern vom IT.März 1908. 

Wegen der durch den steigenden Verbrauch an Konserven sich häufenden 
Erkrankungen und Todesfälle infolge Genusses verdorbener Konserven, hat das 
Ministerium unter dem 17. März 1^ folgende gemeinverständliehe Belehrung 
ttber Kennzeichen verdorbener und richtige Behandlung der Konserven heraus- 
gegeben: 

Belehrung fttr die Verbraucher von Konserven. 
I. Kennzeichen verdorbener Konserven. 

Als verdorben sind Bttchsenkonserven anzusehen, deren Deckel und Boden 
aufgetrieben sind (bombieren), desgleichen solche, deren Deckel oder Boden 
federn, d. h. dem Finder druck nachgeben, um sofort wieder in die alte Lage 
zuittckzukehren. Bttchsen mit derartigen Anzeichen des Verdorbenseitts sind 
zurückzuweisen und unter keinen Umständen zu verbrauchen. Als verdorben 
sind femer auch jene Konserven zu erachten, die sich nach Oeffnen der Be- 
hälter als vertrocJaiet oder stark verschimmelt erweisen. Konserven, die 
fremdartig oder gar ttbel riechen, namentlich bei solchen, die sich in Gährung 
befinden, was an der schaumigen Oberfläche der Flüssigkeit erkennbar ist, sind 
vom Gebrauch auszuschließen. 

IL Die Behandlung der Konserven. 
Sowohl im Haushalt, als auch in Verkaufsstellen sind die Konserrem 
stets an trockenen, kühlen Orten aufzubewahren. Bttchsenkonserven sind yor 
Sturz oder Stoß zu schützen, da hierdurch entstehende Undichtigkeiten er- 
fahrungsgemäß die Haltbarkeit des Büchseninhaltes erheblich beeinträditigen. 
Gewisse Arten von Konserven, z. B. Gemüsekonserven, Fischkonserven, nament- 
lich aber solche in sauren Saucen oder Sülzen, sollen nach Anbruch der Büchsen, 
wegen der Gefahr der Zersetzung, stets rasch verbraucht werden. Wenn die 
Konserven, wie Sardinen u. a. in Oel, oder wie Salzheringe in Sidzlake liegeo, 
besteht diese Gefahr in geringerem Maße, solange die Konserven noch von der 
Flüssigkeit bedeckt sind. Für den Hausgebrauch ist dringend anzuraten, den 
einmal aus einer Büchse herausgenommenen Inhalt nicht wieder in diese zu* 
rückzulegen, auch wenn die Speise nicht auf einmal verzehrt wird. Andere 
Konserven, wie Dunstobst oder mit Zucker eingemachte Früchte und dergL 
werden nach Anbruch der Behälter bei längerer Aufbewahrung nicht selten 
an der Oberfläche von Schimmel befallen. Wenn sie auch deshalb nicht ohne 
weiteres für verdorben gelten kOnnen, so ist dennoch stets für öftere, vor« 
sichtige Entfernung der Schimmeldecke Sorge zu tragen. Hat der Schimmel 
schon tiefere Schichten ergriffen, dann ist die Konserve für den Verkauf und 
den Verbrauch nicht mehr tauglich. Zu beachten ist endlich, daß das Auf- 
kochen verdächtiger Konserven keine sichere Gewähr für die Zerstörung aller 
giftigen Keime bietet, weshalb in allen verdächtigen Fällen auf den Genuß der 
Konserve besser verzichtet wird. Konserven, auf deren Genuß, wenn auch nur 
vermutungsweise, Erkrankungen zurückgeführt werden, soll man nicht ver- 
nichten, da hierdurch die weitere Verfolgung des Falles erschwert und unter 
Umständen unmöglich gemacht wird; es sind vielmehr die Beste -^ womöglich 
samt der Büchse — unverzüglich der Ortspolizeibehörde zur Herbeiführung 
einer Untersuchung durch die zuständige Stelle (Hygienisches Listitnt, Tier- 
arzt, üntersuchungsanstalt) zu übergeben. 

Verantwortl. Redakteur: Dr.Bapmund, Reg.- u. Geh. Ifed.-Bat in Minden i. W. 

X a O. Bnmi« Htnort Sleha n. F. RelL-lA Hofbnelndnioktr»! In ] 
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Nr. 13. 5. Juli, 1908. 



Rechtsprechung. 

Nlelitlgkeit der Festsetsniigr einer Tertragsstrafe ^^^n Ansttbang 
der ftnilleheii Praxis ia efaiem Tertrag swiseheii eineia äntUeäen Yerband 
und einem Ante» urteil des Beiclisgericiits Tom 24 Marx 
1908. 

Der Verband der Deutschen Aerzte zur Wahrung ihrer wirtschaftlichen 
Interessen hatte dem Beklagten dnrch einen abgeschlossenen Vertrag die Ver- 
nfliehtong auferlegt, sich ohne Genehmigung des Klägers 10 Jalire lang in 
DeutscUand nicht als praktischer Arzt niederzulassen. Das Beichsgericht wies 
auf Bedien des Angeklagten, der durch den Berufungsrichter verurteilt war, 
die Klage ab, indem er in seiner Entscheidung unter anderem ausführte, daß 
Aerzte in keiner Bichtung der Gewerbeordnung unterständen, soweit diese es 
nicht ausdrtkefclich bestimme. Durch urteil vom 11. Juni 1907 sei bereits die 
Konkurrensklausel zwischen einzelnen Aerzten ftlr nichtig erkiärt,0 «ach die 
hier in Frage kommende Verpflichtung des Beklagten sei nichtig; denn es vor 
stoße gegen die sittliche Würde und die Öffentlich-rechtliche Bedeutung des 
Arztberufes, daß der Beklagte in der Freiheit der Niederlassung von der Ge- 
nehmigung des klagenden Verbandes abhängig sein soll, und gar zehn Jahre 
lang für das (Gebiet des ganzen Deutschen Beiches. Der Kläger habe sich in 
der Wahl des Mittels vergriffen. ^_ 

Eine Poliielrerordnung, die bei der Mineralwasserfabrikation die 
Verwendung yon chemisch reinen, dem deutschen Arsneibueh entsprechen- 
den Salzen rorsehreibt und nur die Verwendung von chemisehen Präpa- 
raten, FruebtsAflen und Frnehtessensen gestattet, die frei von gesnndheits- 
sehldiieben Beimengungen sind, ist rechtsgültig. Qrteil des Kammer- 
gerichts (Str. S.) in Berlin vom 4. Juni 1908. 



Verkauf von Bliabarberweln ist nicht als üebertretnng der Kaiser- 
lleheii Verordnung vom 22. Oktober 1901 anzusehen. Urteil des Ober- 
iandesgerichts (Str.-S.) in KieL 

Die Frage, ob der Verkauf von Bhabarberwein yerboten ist oder 
nicht, also den Apothekern vorbehalten oder freigegeben ist, läuft darauf hinaus, 
ob zu den im Verzeiclmis B. der Kaiserlichen Verordnung vom 22. Oktober 1901 
aufgeführten Stoffen auch die Zubereitungen davon zu rechnen sind. In dieser 
Frage sind Judikatur und Literatur eine Zeitlang schwankend gewesen, über- 
wiegend ist die Frage aber verneint worden, insbesondere in der Literatur. 
Jn der neueren Bechtsprechung hat sich besonders ein Kammergerichtsurteil 
in ausführlicher Begründung auf den verneinenden Standpunkt gestellt, im 
wesentlichen deshalb, weil im Verzeichnis B. der genannten Verordnung bei 
dnigen Stoffen auch außer diesen Stoffen selbst die Zubereitungen daraus noch 
besonders ausgeführt sind, und weil die Verordnung ihrer Natur als Ausnalime- 

Sesetz nach nicht ausgedehnt angewandt werden dürfe. Dieser Ansicht hat 
er Senat sich angesclüossen, und in dem Feilbieten von Bhabarberwein, also 
einer Zubereitung von Bhabarber, die im Verzeichnis B. nicht enthalten ist, 
eine gegen § 867,8 des Str. G. B. verstoßende Tat nicht gefunden. 



Siehe Beilage zu Nr. 16 der Zeitschrift, S. 101. 
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Begriff des ^»»ssbaiidels« Urteil des OberUndesgerichts 
(8tr.-a) sn Kiel Yom 2. Mai 1908. 

Ein Drogist war weffen Verlnnis Ton Pferdepillen in Strafe genommen, 
aber Tom SehOffengericbt freigesproeben, das seinen Ebwaad, er babe OroA- 
baadel getrieben, als berecbtigt anerkannte. Die dagegen von der Staatsaa- 
waltscbaft eingelegte Berision wurde sowobl Tom Landgerlobt, als T«m Ober- 
landesgericbt znrttckgewiesen. Unter Grofibandel sei uobt nur der Verlcaal 
an WiederTorkänfer zu Tersteben; der Begriff Grofibandel mllsse Tielmebr 
weiter ansgedebnt werden. Wenn der Angeklagte ancb in einzelnen FftUeii 
nur kleine Mengen Terkauft babe, so sei es docb festsestellt, daß er grOfiere 
Quantitäten an Wiederrerkäufer abgegeben babe; dies genüge anr Frel^ 
sprecbung. 

Bestraf «Dg if agen Fehlens der ToiieselurtobeiieB doppelten AifMuift 
anf den Staadgeflssen fir AnneimitteL Urteil des Kammeigericbia 
(Str.-S.) in Berlin Tom 11. Mai 1908. 

Nicbt jedes Mittel, welehes zur Zubereitung tob Amelmitteln Torwendet 
Werde, gehört zu den Arzneimitteln; ob alle Mittel, wegen deren F. bestraft 
worden sei, au den Arzneimitteln geb5re, k5nne dabin gestellt bleiben, zu seiner 
Verurteilung zu der erw&bnten Strafe reiche aber aus, daß sieh ttbermangaa- 
saures Kali und doppeltkoblensaures Natron unter den Arzneimitteln bel^des, 
deren Standgefftfie keine doppelte Aufschrift hatten. 



Gifte dStfen nur In solehen Belfiltnlssen aufbewahrt werden» die tml 
Tömherein und lediglich fir die Aufkahne tob Giften bieftliniHit «bV 
dementsprechend bezächnet sind« Urteil des Kammergerichts (Str.*8.) 
in Berlin vom 26. Mai 1908. 



Ankündigung eines Mittels gegen Fettleibigkeit. Entscbeidiin'g 
des Kammergericbts (Str.-S.) in Berlin Tom 14. Mai 1908. 

B. hatte in einer Zdtscbrift die Tonnolazehrkur zur Beseitigung nicht 
krankhafter Fettleibigkeit angekündigt Es bandelte sich um ein zusammen- 
gesetztes Mittelf das nach Ansicht der Behörde unter Nr. 4 der Kaiserlichen 
Yetordnung Tom 22. Oktober 1901 fillt und nach der Berliner PolizeiTcrord- 
nung Tom 80. Juni 1887 öffentlich als Heilmittel nicbt angepriesen werden 
darf. Amtsgericht und Landgericht hatten den Angeklagten freigesprochen, 
weil nur cdne solche Fettleibigkeit beseitigt werden solle, die nicht ab 
Krankheit angesehen werden könne. Das Kammergericht hob das frel- 
sprecbende Urteil jedoch wieder auf und wies die Sache an die Strafkammer 
zurück, da es klar sei, daß das Inserat in der Weise abgefaßt sei, um die 
PolizeirCrordnung Tom SO. Juni 1887 zu umgeben ; es bleibe zu prtfen, ob die 
Beschränkung des Inserats auf nicht krankhafte Fettletbigkeit wirklich gemeint 
oder nur zum Sdiein und zur Umgehung der fraglichen FolizeiTerwdnung Tor- 
genommen sei. 

ünzülitosige Ankfindigung ron Zuckers Patentmedlzfnalseife« Urteil 
des preuß. Kammergerichts (Str.-S.) in Berlin Tom 26. Mai 1908. 

Nach den gutachtlichen Aeußeronffen der Sachyerstladigen wohnt der 
Seife, die als wirksames Heilmittel gegen Flechten, Hautausschläge, Fisteln usw., 
also gegen menschliche Krankheits- Schäden, angdcttndigt wird, k^e besondere 
Wirkung inne. Sie ist daher lediglich als ein Beklamemittel anzusehen, dem 
besondere Wirkungen, die ttber den wahren Wert hinausgehen, fUsehlich bei- 
gelegt worden, um das Publikum zu täuschen, und dessen Anktkndig^g dem- 
nach nach der Bog.- Polizei- Verordnung vom 20. Oktober 1908 yerboten ist. 



Medizinak- Gesetzgebung. 

}ELÖiBi|p!*eioli Pvenssflson« 

Gebühren für Untersuchung und Begutachtung der den IrrenanztalteB 
zur Beobachtung ihres Geistesaustandes überwiesenen Personem Erlaß 
der Minister des Innern und der usw. Medizinalangelegen- 
heiten Tom 14. April 1908. ^ . 
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Naoh tiaei Ifltteiliuig des Herrn Justiministut maeht die Landes-In^ür 
anstaU in N. die Aufnahme der nach § 81 der Strafproießordnnng snr 6eol>- 



aohiiianff üires Geisteszustandes ttberwiesenen Personen davon abhftngig, daS 
ale Sadayerstiadige swei Aerate der Anstalt ernannt und diesen soviel Vor- 
besncbe besahlt werden, als ihnen Ittr die Abgabe eines bestimmten Qnt- 
aishtens notwendig erscheinea. , 

Die Berechdganff dieser Fordemng kann nicht anerkannt werden. Nach 
der Entwiekiong, welche die Öffentliche Fttrsorge für das Irrenwesen in Prenßen 
dofch die Gesetxgebong ihren Abschloß gefonden hat (Entscheidong des Ober- 
Yerwaltongsgerichts Yom 20. Juni 1905, Bd. 47, S. 6), haben die Irrenanstalten 
der Pro?inaialYerblnde nnd der diesen geseUdich gleicligestellten Verbände 
alle Verpflichtungen zu erfttUen, weldie durch G^esetz den Öffentlichen Irren- 
anstalten angewiesen sind. Eine solche gesetzliche Anforderung an die Offent- 
Uehen Irrenanstalten ist aus der Vorschrift in Abs. 1 des Ml d«' St.-P.-0. zu 
entnehmen. Es kann daher nicht dem Ermessen der ProFinzialYerwaltungen 
ttberlMsen sein, die Aufnahme der auf Qrund der angeführten reichsgesetz- 
lichen Bestimmungen ttberwiesenen Beschuldigten you weiteren Bedingungen 
abliftngig machen. 

Insbesondere hat die Wahl der SlMbYerstfindigen gemäß § 78 St. P. 0. 
durch den Richter zu erfolgen. Die Bestimmung des § 78 steht als allgemeine 
Begel am Eingange der Vorschriften ftber den Beweis durch SachYerstandige« 
Einsclirinkungen dieses freien richterlichen Bestimmungsrechts sind aus der 
StraipcozeßordnuAg nur zu entnehmen, soweit die Antragsrechte der Prozeß- 
beteifigten oder eue ausdrttckliohe gesetzliche Bestimmuns — wild die in § 87 
fttr die Obduktion Yorgeschriebene Zuziehung you zwei Aerzten — in Be- 
tracht kommen. Die Vofschrift des § 81 enthält eine solche Beschränkung 
des im § 78 Yorangestellten Grundsatzes der freien Beweiswttrdigung nicht. 

Die Bestdlung der Anstaltsärzte zu Gutachtern wird daher in Fällen 
dieser Art zwar als Begel anzusehen seb, wie ihnen auch die Bestimmung 
ttber die Zahl der zur Vorbereitung des Gutachtens erforderlichen Vorbesuche 
Bach sachYerständigem und pflichtmäßigem Ermessen ttberlassen bleiben solL 
Zu Vorbedingungen der Auinahme dfläen diese Fragen dagegen nicht ge- 
macht werden. 

Ew. Exzellenz stellen wir ergebenst anheim. die geeigneten Maßnahmen 
gegenttber den Landesirrenanstalten der ProYinz in die Wege zu leiten. 



Bel^uruBgeii über gemelngellhrlieke pp« KrankhelleD. Erlaß des 
Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten Yom 20.Mail908 
— 11718 1 -^ an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Soweit seitens Ew. Hochwohigeboren ein Bedarf an gemeinYorständlichen 
Belehrungen pp. ttber gemeingefährliche und ftbertragbure Krankheiten an- 
gemeldet worden ist, werden die Druckschriftite, sofern dies inzwischen nicht 
bereits geschehen ist, kurzer Hand dorthin gesandt werden. Die Bestellungen 
auf weitere Ergänzungen, dieimLaufedesJahres etwa notwendig werden > 
wollen Sie dirät an die Geheime Begistratur der Medizinalabteilung des mi' 
unterstellten Ministeriunm richten, lassen. Alljährlich zum 1. April ist mir, wi® 
Yorge^rieben, eine Nachweisung ttber den Yoraussichtlichen Jahresbedarf tJ^ 
den Bislehrungen pp. einzureichen. 



Geflsse nr Entnalime nnd Einsendung you Untersueliungsnnterlai 
fttr bakteriolegisehe üntersuehungen» Erlaß des Ministers der usw. 
Medizinalangelegenheiten Yom 29. Mai 1908 — M. Kr. 10980 I 
— an sämtliche Herren Begierungspiäsidenten. 

Die Firma Lautenschläger, Berlin Nr. 89, Chausseestraße 92, ist 
Yen mir angewiesen worden, zur Entnshme und Einsendung you üntersuchungS" 
material behufs bd^teriologischer Untersuchung mit tunlichster Beschleunigung 
die am Schlüsse dieses Erlasses angegebene Anzahl you Gefäßen bezw. Ersatz- 
stttcken nach dort zu liefern. Die (Gefäße sind sämtlich sterilisiert und den 
YieÜach Yorgetragenen Wttnschen nachkommend, Yereinfacht worden. Insbe- 
sondere habe ich die Kapillaren fttr Blut fortfallen lassen, da diese Yon den 
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Aenten nur ongeni in Gebraneh genommen werden sollen« Die Glasgeiafie 
sind yent&rkt, und statt der Gommi-, Korkverschlflsse gewählt worden. Int 
üebrigen sind die neuen GefEße durch Verkleinerung jetzt so horgericbtei 
worden, daß sie in die Briefkasten hineingehen und die Ittr Briefe zulässige 
Gewichtsgrenze in gefftUtem Znstande nicht überschreiten. Die Ersatzteile 
sind für die alten, jetzt in Gebrauch befindlichen Gefäße bestimmt, die mit 
aufzubrauchen sind. Bei Nachbestellungen bleibt daher anzugeben, ob die 
Ersatzstftcke fftr Gefäße Modell 1907 oder 1908 passend sein sollen. Im !■- 
teresse der Einheitlichkeit lege ich Wert darauf, daß allmählich die Yon hier 
aus genehmigten Versandgef&e überall zur Einführung gelangen. 

Da die Lagerung der Gefäße in den Apotheken freiinllig ohne Ver- 
gütung geschieht, dürfen den Apothekenbesitzem weder durch die BesteUimg 
noch durch die Zusendung irgend welche Kosten erwachsen. Etwaige Porto- 
und BesteUgeldkosten sind nötigenfalls auf die sächlichen Fonds der Medizinid- 
üntersuchuDgsämter (Stellen) zu übernehmen. Den Apothekenbesitzem fSr 
die Gefäßbestellungen, wie Torgeschlagen, mit Vordruck versehene Postkarten 
zu überweisen, erscheint nicht notwendig. Durch den an die Mehmhl der 
Herren Begierungspräsidenten gerichteten Erlaß Yom 18. Januar d. J. 
— M. 15004 — ist angeordnet worden, daß die Zurücksendung der gereinigten 
und sterilisierten Gefäße an die Ausgabestellen (Apotheken pp.) zur Vermeidimg 
Ton Verzögerungen fortan ohne Vermittelung der Eegierung direkt Yon den 
üntersuchungsstellen aus zu erfolgen hat. Zu diesem Zwecke ist den 
Apoth^enbesitzern, bei welchen Versandgefäße lagern, zu empfehlen, auf den 
Briefumschlägen die Firma ihrer Apotheke anzugeben, damit die üntersuehnngs- 
stelle stets weiß, woher das Versandgefäß entnommen worden ist. G^en die 
Abgabe von einigen Versandgefäßen an größere Krankenanstalten und in 
Ausnahmefällen auch an geeignete Aerzte findet sich nichts zu erinnern. 

Die Firma Lautenschläger wird jeder Sendung einen Lieferzettel in 
doppelter Ausfertigung beifügen. Ein Exemplar ist mir mit der Bichtigkeitn- 
bescheinigung yersehen — zwecks Zahlbarmachung der nach hier gelangenden 
Bechnungen — einzureichen. Die Frachtkosten für die Sendungen sind au 
dem dortigen Bareaubedürfnisfonds zu bestreiten. Eisten und Emballage sind 
alsbald frachtfrei an die Firma Lautenschläger zurückzusenden. Vor Ver- 
teilung der Gefäße sind die dazu gehörigen Briefumschläge mit dem Ablösungen 
Stempel und dem Dienstsiegel zu versehen. 

Die Nachlieferung yon Ersatzteilen wird im laufenden Etatsjahre 
nur in mäßigem umfange erfolgen können. Mit der Firma Lautenschläger 
sind für diese Lieferungen (Modell 1906) die in der Anlage angegebenen 
Einzelpreise Tereinbart worden. Für die Ersatzteile (Modell 1907) gelten 
die mittels Erlasses yom 18. Januar 1908 — M. 16004 — mitgeteilten 
Preise. Um ersehen zu können, welche Kosten durch die Nachlieferungen nocli 
erwachsen, sind etwaige Anträge auf üeberweisung yon weiteren Ersatastteken 
bei mir einzureichen. In dem zum 1. Januar 1909 fälligen Berichte über den 
Mehrbedarf wollen Sie sich darüber äußern, ob sich die Gefäße in ihrer 
jetzigen Gestalt nunmehr bewährt haben, bezw. ob und eyentL welche Ab- 
änderungen an denselben etwa weiter noch notwendig erscheinen sollten. 

Preise der kompletten Versandgefäße Modell 1908 
einscließlich Versandcouyerts und Verschlußstreifen für Ty 

Tu und B. 

Einheitspreis für das 
Bei Entnalime Hundert. 
m_ yon 100) M. 67,— 

(I^Kiw " 1000 Exemplaren ,64,60 

„ OUUUI - öö, — 

(ömdcbt««) » H ' • • • : JJz 

(Tuberkulow) » M ' • ' ' ' - JJJS 

(Bukr) : ^1 ^ g.^ . 
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j. von 100) M.42,- 

/nt^i.4i.^^^\ n 1000} Exemplaren n ^i— 

(Diphtherie) » ßQQQj ^^ ; ^_ 

Einzelpreise für Kachlieferiingen Modell 1908. 
Versandgef Iß G (Genickstarre). 

HokbttchseB fftr das Hondert (VJ M. 15,50 

Blechbttchsen Ittr Cerebrospinalflflssigkeit „ d 14,50 

GlSser mit rundem Boden desgL n n 0,50 

Korkstopfen . » „ 2,50 

Blechbttchsen fttr Bachensekrete „ » 8,60 

GlSser mit rundem Boden desgl „ „ 8,80 

Korkstopfen „n 2,50 

Kupferdr&hte mit Wattebausch „ , 4,50 

Blechbttchsen fttr Blut « » 7,50 

Glftser mit rundem Boden dasu „ „ 1,80 

Korkstopfen , „ 1.50 

Versandgef&ß Tu (Tuberkulose). 

HoLsbttchsen •/• M. 8,50 

Blechbttchsen fttr Sputum „ „ 7,50 

Gläser fttr desgl , „ 7,50 

Korkstopfen « » « 8,50 

Versandgeflß B (Ruhr). 

Hokbttchsen •/• M. 12,50 

Blechbttchsen fttr FSces „ » 6,50 

Löffel n n » ,» 1.50 

Korkstopfen „ « »„ 8,50 

Glftser fttr Fftces mit flachem Boden m „ 6,50 

Blechbttchsen fttr Blut , „ 7,50 

Glftser desgl. mit rundem Boden » » li80 

Korkstopfen desgl „ » 1)50 

Versandgefftß D (Dyphtherie). 

Hokbttehsen •/• M. 9,50 

Blechbttchsen fttr Beagierglftser „ , 8,50 

Glftser fttr Bachensekrete „ , 8,80 

Korkstopfen , » 2,50 

Kupferdrfthte mit Watte „ » 4,50 

Versandgefftß Ty (Typhus). 

Holxbttchsen > M. 18,60 

Blechbttchsen fttr Fftces *.'... n « 6,50 

Löffel dasn n n 1*50 

Korkstopfen desgl • • » » 850 

Glftser „ „ 6,50 

Blechbttchsen fttr Urin „ n 7,50 

Glftsor dasn „ » 7,50 

Korkstopfen dazu n « 8,50 

Blechbttchsen fttr Blut » « 7,50 

Glftser da«u , „ 1,80 

Korkstopfen „ „ 1.50 

Cellulose-IUtencheiben „ „ 0,95 

LeineneouTerts mit Oese und Klammeryersehluß und aufgedruckter 

Adresse „ „ 15,50 

Bote Aufklebezettel gummiert mit Aufdruck: „Vorsicht I 

Infektiöses Materfid*' etc. „ , 0,85 

Verschlußstreifen fttr die Metallgefftße Ty, Tu und B „ „ 1,50 

Bote Zerreißzettel gummiert mit Aufdruck: „Zur Beachtung! 

Der Streifen ist beim Oeffnen durchzureißen^ „ „ 0,80 

Ursprungsatteste (einseitig) „ « 0,45 

AaweisuBg mi Entnahme des infektiOsea Materials n n ^«^ 



Anivg der Sehtlerlnnen beim Tonen. Erlaß des Ministers 
der usw.Medizinalangelegenheiten Tom28.Mai 1908— -UniB. 
Nr. 1424, UniA, ÜHIDM. — an sftmtUche KönigUchea ProyiiuKiia- Schul- 
Kellegien und Begienuigen. gtized by CnOOglc 
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ScboD durch Erlaß yom 20.M&n 1906 — ümB.8174, UIUA, ÜHI 
D. H. -- (Zentral -Blatt f. d. ges. Ünterr.-Verw. 8. 882 u. ff.) ist anter Beiiig- 
nahme aar die in den Lehrplänen yom 81. Mai IBM tipet den Ansog dir 
Schülerinnen beim Tarnen gegebenen Anordnang wiederholt nachdrUcklici aal 
die schwer gesandheitliche Säiädigong hingewiesen worden, welche dem sieh 
entwickelnden weiblichen E5rper darch einsdinürende Kleidang zagefllgt wird* 
Zugleich wurde herrorgehoben, daß der Zweck des Turnunterrichtes bei solchen 
Schülerinnen, welche im Korsett turnen, nicht erreicht werden kOnne, da es 
die ausgiebige und wirkungsYolle Ausführung der wichtigsten Uebungen, i»> 
Sonderheit auch derjenigen Bumpfübungen hindere, welche der G^undheit be- 
sonders dienlich sind und eine freie, aufrechte, schOne Körperhaltung forden; 
daher sei das Tragen einschnürender Kleidung beim Turnen nicht zu dnldeo. 
Im Anschluß hieran mache ich darauf aufmerksam, daß in der hiesigen Kjönig- 
lichen Landesturnanstalt eine Tumtracht für Mädchen erprobt worden Ist, 
welche nur Einführung in Mädchenschulen und Lehrerinnenseminaren empfohlen 
werden kann. Eine nähere Besdireibung idieser Tracht enthält die Anlage. 
Tamtraolit für Mftdohen. 

Die Tarntracht besteht aus Bluse und Bockhose. Für die Bluse, die 
aus leichtem Wasohstoff hergestellt werden kann, eignet sich am besten ä»t 
Schnitt einer in Falten abgesteppten, kragenlosen Hemdbluse mit kleinem, 
viereckigem Halsausschnitt, der mit Blendenbesatz yerziert werden kann. Der 
Taillenschluß der Bluse ist mit einem Bündchen au versehen, an dem sich 
KnOpfe zum AnknOpfen der Bockhose befinden. 

Das Beinkleid ist aus marineblauem Cheviot hersustellen. Es schließt 
um die Hüften an und fällt nach unten weit wie ein Bock aus. Em 4 cm 
breiter Gart, mit Knopflöchern versehen, faßt den oberen Band des Beinkleides 
ein. Unten wird iedes Beinkleidteil durch kleine Falten bis auf ca. iO em 
Weite eingeschränkt und mit einem Stoffbündchen eingefaßt, welches Knopf 
und Knopfloch erhält. Auf der Innensdte des Beinkleides sind in jedem Bein- 
ling drei Gummibäoder zu befestigen, die vom Kniebündchen bis zum Ourt 
reichen und das Beinkleid in gleichmäßiger, überfallender Länge erhalten. Der 
Schluß der Bockhose wird in der hinteren Mitte durch verdeckten E^nopfsehluß 
bewirkt. Ein weicher Stoffgurt deckt den Taillenschluß. 

Das Leibchen ist aus weichem, porösem Waschstoff, ohne Stangen, if 
fertigen. An ihm werden Strumpfhalter angebracht. 

Eine Abbildung der Bockhose findet sich in der Modenwelt vom 16. Ok- 
tober 1907. Das Schnittmasteratelier der Modenwelt, Berlin W. 85, Potsdamer» 
Straße 88, liefert den Schnitt der Bodchose den Bestellern portofrei gegen 
Einsendung von 86 Pfennig. 

Die Turnschuhe dürfen keine hohen Absätze haben und müssen der 
Fußform entsprechend vorn breit gearbeitet sein. 

AnerkennuDg von Krankenpflegepersonell in ansserprewriaeken 
Staaten and im Äoslande« ErlaßdesMlnistersder usw. Medizinal« 
angelegenheiten yom 5. Juni 1908 an sämtliche Herren Begieiung»- 
Präsidenten, abschriftlich an die Herren Oberpräsidenten. 

Li Ergänzung des § 20 der Vorschriften über die staatliche Prüfung 
von Krankenpflegepersonen vom 10. Mai 1907 haben die Bundearegierwige* 
sich damit einverstanden erklärt, daß den in außerprenßisehen Bondesataaien 
oder im Auslande tätigen Mitgliedern von Krankenpflegegenossenschaftea, deren 
Leitung oder ZentralorganisaSon ihren Wohnsitz in Preußen, hat, die staatliche 
Anerkennung als Krankenpflegq^erson von der für den Wohnsitz der Leitong 
der Genossenschaft oder der Zentralorganisation zuständigen preußischen Landes- 
behörde verliehen wird. Ich ersuche ergebenst, dies bei der Behandlung von 
Anträgen auf Anerkennung als Krankenpflegeperson zu berückslohtigen. 



Bierverlag and FlasehenbierhandeL EinrlehtoBf and den ttetowMi 
der beim Bleraussehank znr Anwendung konunneadea Urodk^» ' 



und Zapfrorriehtungen sowie Flaschen, S jphons nsw« Verfügung (a) and 
Polizeiverordnnng(b) desKönigliohenBegiernngepräzidenten 
in Miaden vom 28. März 1908. 

a. 
Mit Büeksidit auf den großen umfang des Flasc](e«biMl|üad^ «leoMlt 
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es im gesuncUieiÜichen Interesse geboten, die Vorschriften der PolizeiTerord- 
Bnng tom 11. Nofember 1908 ttber die Einrichtung nnd den Gebrauch der beim 
Bierattssdtftnk tat Anwendung kommenden Dmä-, Leituigs- und SSapifor- 
tichtnngen (AmtSbl. 849) auch auf den gewerbsm&fiigen FlasChenbierhandel, 
soweit dabei ein AbffÜlen Yon Bier statändet, aosandehnen nnd namentlich 
nach der Bichtnng hin zu ergftnzen, daß iinch hierbei die erforderliche Sauber- 
keit in beang auf die dazu benutzten Bäume, Abfflllgerftte, Leitnngs- 
Bchlftuche, Flaschen usw. gesichert ist. 

Ich habe daher heute zur Ergänzung der oben genannten PoUseiTer^ 
Ordnung tom 11. Norember 1908 eine PolizeiYerordnung erlassen, die im 
nftehsten Stück des Amtsblattes rerOffentlicht werden wird. Zur Erleichterung 
der Handhabung habe ich den Text der Polizeiverordnung in der Fassung der 
Abinderung dazu vom heutigen Tage TerOifeatlichen lassen und übersende 
•anbei 1 Abdruck des Amtsblatts mit dem Enuohen, durch Bekanntmachung 
in den Tageszeitungen auf die neue PolizelTerordnung hinzuwelBeD, soweit 
das kostenlos geschehen kann. 

Die Aendemngen gegenüber den bisherigen Bestimmungen bestehen 
hauptsiclilieh in folgenden PuiMen : 

A. Vorschriftcin für den Bieryerlag und den Flascheabi«r- 

handel. 
Zunächst ist die Anzeigepflicht vor ErOffniug eines Bierrerlages oder 
Flaschenbierhandels Torgesehen, dann sind Vorschriften über 'Besehaifenheit 
der Abffillräume, der beim Abfüllen gebrauchten Qef äBe, Apparate, Gegen- 
wände usw. 'sowie die bei der Arbeit gebotene Sauberkeit ffegeben. 

B. Allgemeine für Bierdruckapparate und den Bierverlag 

und Flaschenbierhandel geltende Vorschriften. 

Durch § 18 werden an ansteckenden Krankheiten oder Hautaussehlägcn 
leidende Personen yom Ausschenken nnd Abfüllen yon Bier ausffesehlossen. 
Durch eine weitere Bestimmung wird den Geschäftsinhabern auferlegt die 
Atbeitsräume, Geräte pp. bei Beyisionen yorzustellen und die nötige Auskunft 
au erteilen. Schließlich soll in jedem Bierausschank -Betriebe mit Bierdruck- 
Torridtung Und in j^dem zam Abfüllen y<m Bier bestimmten Baone «in 
deutlich sichtbarer Abdruck der Vwordnung aushängen. 

Ich ersuche, für die Durchführung dieser Bes&nmungen lu sorgen und 
in dem zum 1. Februar d. J. zu erstattenden Bericht ülrar die Bierdruek- 
apparate auch die Zahl der Bieryerlags- nnd Flasehenbierhandelsbetriebe. ihre 
Eefision und die dabei gefundenen Mängel aufzuführen. Die Beyisionen haben 
wie die der Bierdruckapparate mindestens 4 mal jährlich unvermutet zu erfolgen. 

Um alle Härten bei Durdiführung der neuen Vorschriften zu yermcdden, 
ist den Inhabern bestehender Bieryerlags- und Flaschenbierhandelsbetriebe 
für die etwa notwendigen Abänderungen eine Frist bis zum 1. Juli 1908 
zu gewähren. 

Ich bemerke noch, daß Abdrücke der Polizeiyerordnung, die nach 8 16 
in den Betriebsräumen auszuhängen sind, auf Pappe aufgezogen, in der Hof- 
buchdruckerei yon J. G. G. Bruns in Minden zum Preise yon 40 Pfg%, ailf- 
-gezogen 15 Pfg. yorrätig sind. 

b. 

Die Polizeiyerordnung yom 11. Noyember 1908^) über die Einrichtung 
und den Gebrauch der beim Bierausschank zur Anwendang kommenden Druck-, 
Leitttngs- und Zapfyorrichtungen erhält folgende Abänderungen und Er- 
gänzungen : 

Artikel 1. 

In der üeberschrift werden hinter „Bierausschank* die Worte : 

^Bieryerlag und Flaschenbierhandel* und am Schloß der Üeberschrift 
die VTorte: „sowie Flaschen, Syphons usw.* hinzugefügt. 

Artikels. 

§ 1 der Polizeiyerordnung erhält folgenden Zusatz. 

„Eine gleiche Anzeige ist yor der Eröffnung eines jeden Bieryerlags 
'odto Flaschenbierhattdels zu erstatten, in dem ein Abfüilen yon Bier statt- 
findet Bei bereits bestehenden derartigen Betrieben ist die Anzeige innerhslb 
4 Wochen nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung zu erstatten.* 

^) S. Beilage zu Kr. 24 dieser Zeitschrift ; 1903, S. 802. 
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Artikel 8. 

§ 7 f&llt tot; ab §§ 7—11 sind folgende Vorschriften einznfttgen: 
yVorachriften fttr den BierYerlag und FlaBchenbierlandel. 

§ 7. Das Abfüllen yon Bier auf Flaschen^ Syphons osw. mnß in reinlieh 
gehaltenen, gut gelüfteten, geränmigen nnd ansrächend hellen Bäumen ge- 
schehen. Zu anderen Arbeiten, sowie inr Aofbewahrnng anderer als der aom 
Bierabffkllen erforderlichen Geräte nsw. dürfen diese Käome nicht benntit 
werden. Das Spillen nnd Verpadcen der Flaschen ist in diesen Bäumen nur 
gestattet, wenn sie genttgend groß sind. 

Bei bestehenden derartigen Betrieben, die diesen Vorschriften nicht 
entsprechen, kann der Landrat — in der Stadt Bielefeld die Polizeiverwaltong — 
xnr Bescl&affang der erforderlichen Bäume Ausstand bis au einem Jahre nach 
Inkrafttreten der Polizeirerordnung gewähren, 

§ 8. Die cur Verwendung kommenden Gefäße (Flaschen, Syphons usw.) 
lind unmittelbar yor jeder Ftillung einer gründlichen und sorgfältigen Beinigung 
BU unterziehen, bei der auch die etwa yorhandenen Gnmminnge, Gummf 
Scheiben und andere Verschlüsse gründlich zu säubern sind. Die Ghimmi- 
ringe usw. sind zu diesem Zweck yorher abzunehmen; der an ihnen und den 
Verschluß befindliche Schmutz ist yoUständig zu entfernen. 

Die Benutzung yon Bleischrot oder arsenhaltiger Säure zum Spülen der 
Flaschen usw. ist yerboten. 

§ 9. Flaschen, in denen sich zuyor Petroleum, stark riechende, ätzende 
oder andere ungenießbare Flüssigkeiten befunden haben, sowie Flaschen, die 
am Bande beschädigt oder abgesplittert sind, dürfen als Bierflaschen nicht 
benutzt werden. 

§ 10. Der Flaschenyerschlnß muß luftdicht sdn. Die Benutzung 
schadhafter oder hartgewordener Gummiringe zur Dichtung des Versclilusses 
ist yerboten; die zur Verwendung kommenden Korke sind yorher in Dampf 
anszukochen. 1 

§ 11. Die AbfttUyorrichtungen müssen sich eicht auseinander nehmen 
und reinigen lassen. Sie sind stets in reinlichem und sauberem Zustande zu 
erhalten. Die Bestimmungen im § 4 unter Ziffer b, c, d, e finden auf die 
AbfüUyorrichtungen entsprechende Anwendung. Zuifi Ansaugen yon Bier« 
hebern sind geeignete Vorrichtungen zu yerwenden; das Ansaugen mit dem 
Munde ist untersagt. 

Bei Verwendung yon Druckyorrichtungen mittels Kohlensäure oder 
LuftdrudE finden die §§ 2 und 8 Anwendung.^ 

Artikel 4. 

An Stelle der bisherigen §§ 8—10 treten folgende Vorschriften : 
»Sonstige und Strafbestimmungen. 

§ 12. Die Benutzung yon Biersaugepumpen, die das Bier unmittelbar 
aus dem Faß aufsaugen, ist yerboten. 

§ 13. Personen, die an ansteckenden Krankheiten oder an Hautaus- 
schlägen leiden, dürfen weder beim Bierausschank, noch beim Abfüllen yon 
Bier beschäftigt werden. 

§ 14. Die Inhaber einer zum Bierausschank dienenden Vorrichtung 
oder eines mit Abfüllen yon Bier yerbundenen Bieryerlags und Flaschenbier- 
handels sind yerpfiichtet, die dazu benutzten Bäume, Gerätschaften usw. den 
mit der Ueberwachung betrauten Polizeibeamten und Sachyerständigen auf 
Erfordern yorzuzeigen und ihnen die erforderliche Ausicunft über die betreffen- 
den Einrichtungen usw. zu geben. 

§ 16. In jedem Bierausschank-Betriebe mit Bierdruckyorrichtung sowie 
in jedem zum Abfüllen yon Bier bestimmten Baume ist ein dauerhafter und 
deudich sichtbarer Abdruck dieser Verordnung auszuhängen. 

§ 16. Wer zum Bierausschank oder Bierabfüllen eine den yorstehend 
gestellten Bedingungen nicht entsprechende Druck-, Leitungs-, Zapf- oder 
sonstige Vorrichtung benutzt oder anderen die Benutzung gestattet oder sonst 
den Bestimmungen dieser Polizeiyerordnung zuwiderhandelt, wird, soweit nicht 
auf Grand anderer Vorschriften eine höhere Strafe yerwirkt ist, mit Geld- 
strafe bis zu 60 Mark, an deren Stelle im ünyermGgensfalle entsprecheode 
Haft tritt, bestraft. 

§ 17. Diese Polizeiyerordnung tritt am 1. Juli 1908 in Kraft. 

Verantwortl. Bedaktenr : Dr. Bap mun d, &eg.- n. Geh. Med.-Bat in Minden CW 
J. C. 0. Bnuu, Hdnof L Slelu. «. F. BelL-L. Hofbvdidniektrti tr ¥lwdta. 
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Beilage zur Zeitschrift iür MedJ^inal- Beamte. 
Nr. 14 20. Juli. 1908. 



Rechtsprechung. 

Zur Beurteilung borsanretaaltlger NahrniigsmltteL Urteil des 
Eeichsgerichts (Str.-S.) vom 27. März 1907. 

Zvrar liegen snch diesmal wieder die Erwägungen der Strafkammer auf 
tatsächlichem Gebiete, soweit sie za der Annahme geführt haben, in den Jahren 
1908 bis 1907 sei die Gesnndheitsschädlichkeit der Borsäure noch nicht all- 
seitig anerkannt gewesen und dem Angeklagten sei es nicht als Fahrlässigkeit 
zuzurechnen, wenn er sich die ihm günstige Auffassung zu eigen machte. Die 
Freisprechung des Angeklagten würde daher, wenn nur der Gesichtspunkt der 
§§ 14, 12 Nr. 1 des Gesetzes vom 14. Mai 1879 in Frage käme. Im Wege der 
fi^yision auch diesmal nicht anfechtbar sein. Allein die Strafkammer hat nun- 
mehr die in ihrer ersten Entscheidung außer acht gelassene Frage, ob der vom 
Angeklagten vertriebene, yon ihm aus borsäurehaltigem Eigelb hergestellte 
Eierkognak, wenn nicht als gesundheitsgefährliches, doch als yerfälschtes 
Nahrungsmittel anzusehen sei und ob nicht ein Vergehen wider die §§ 10 Nr. 2 
und 11 des Nahrungsmittelgesetzes vorliege, einer Prüfung unterzogen und 
ist zur Verneinung (Üeser Frage auf Grund rechtsirriger Anschauungen gelangt. 

Es wird erwogen, daß wenn zum Kognak frische Eier verwendet werden, 
ein Zusatz von Borsäure «an sich nicht notwendig^ sei; hier aber sei das 
Eigelb vom Angeklagten aus Krakau bezogen worden und habe mithin eine 
weite Beise zurückzulegen gehabt : mDglich sei daher, daß der Angeklagte den 
Zusatz von Borsäure nur als Konservierungsmittel in Anwendung gebracht 
habe. Borsäure wirke zwar nicht bakterientOtend, hebe die eingetretene 
Fäulnis zwar nicht auf, verhindere aber den Eintritt stinkender Fäulnis. Es 
sei allerdings nicht von der Hand zu weisen, daß Borsäure auch deshalb dem 
Eigelb zugesetzt werde, um da, wo alte und minderwertige Eier verwendet 
würden, den Anschein eines normalen Eigelbes hervorzurufen; das sei aber 
hier nicht erwiesen. Die BeLauptung des Angeklagten, daß er durch die Bor- 
säure nur die frische und gute Beschaffenheit des Eigelbes habe erhalten 
wollen, sei unwiderlegt, und gegen den Zusatz eines solchen unschädlichen 
Konservierungsmittels sei „an sich^ nichts einzuwenden. Diese Ausführungen 
des Vorderrichters weisen darauf hin, daß er nicht sowohl die Frage, ob hier 
ein verfälschtes, als vielmehr die Frage, ob ein verdorbenes Nahrungsmittel 
in den Verkehr gebracht sei, ins Auge gefaßt hat. Von der Annahme, daß 
„minderwertige und alte* Eier verwendet worden, ist die Anklage nicht aus- 
gegangen. Ob der Zusatz eines unschädlichen Konservierungsmittels an sich 
zulässig ist, entscheidet nichts über die Frage, ob der Zusatz im gegebenen 
Falle sich als Veifälschung darstellt. Der Umstand aber, daß das aus Krakau 
bezogene Eigelb, wenn es auf der weiten Beise sich konservieren sollte, eines 
Borsäurezusatzes bedurfte, kann, falls der Zusatz eine Verfälschung in sich 
schloß, unmöglich ins Gewicht fallen. Denn vom Willen des Angeklagten 
hinff es ab, ob er das nötige Eigelb gerade aus Krakau beziehen wollte. Viel- 
mehr war zu prüfen, ob bei einem (Getränk, das im Nahrungs- und Genuß- 
mittelverkehr las ,yEierkognak^ angeboten und vertrieben wird, das kaufende 
und konsumierende Publikum eine Zubereitung erwartet, die den Zusatz von 
Borsäure, gleichviel zu welchem Zwecke, ausschließt, und ob, wenn dennoch 
ein solcher Zusatz stattgefunden hat, die Ware als verschlechtert oder minder- 
wertig gilt Die Strafkammer verneint zwar auch diese Fragen, aber wiederum 
auf Grund rechtlich unhaltbarer Erwägungen : „DemEinen*^ führt sie aus, „ist 
es ganz gleich, was im Eierkognak enthalten ist, er denkt gar nicht daran, 
wie die Zusammensetzung der Eierkognaks ist, er will sich nur einen Genuß. 
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yerschaifeii und der ist ihm in der Form, wie er ihm geboten wird, recht; 
der andere Teil des PablUcoms weiß gar nicht, was Borsäure eigentlich ist, 
er hfilt sie fClr schadlos, .... hält den Borsäurerasatz schlimmstenfalla für 
ein unschuldiges Konsemerongsmittel, .... ein Anlaß ftlr das Pablikom, ans 
dem Grande, daß ein Eonservienugsmittel zugesetzt ist, anf den Genoß des 
Eierkognaks za yerzichten, besteht nicht." Es ist selbstrerständlich, daß Per- 
sonen Yon so abnormem Geschmacke, daß „es ihnen gana gleich ist*', was im 
Eierkognak, den sie genießen, enthalten sein mag, bei der Frage, welche Be- 
schaffenheit der Konsument normalerweise von seinem Nahrungsmittel erwartet, 
auszuschalten sind. Nicht minder ist es selbstrerständlich, daß, wo es sich 
gerade um die Entscheidung handelt, ob dem Bierkognak Borsäure zugesetzt 
werden darf, nicht in erster Linie gefragt werden kann, wie diejenigen hierftber 
denken, die ,gar nicht wissen, was Borsäure eigentUeh ist." Ob der Erfahrungs- 
satz zutrifft, «daß derjenige Teil des Publikums, der nicht weiß, was Borsäure 
ist, sie aber für unschädlich hält", keinen Anlaß hat, auf den Genuß Yon so 
versetztem Eierkognak zu yerzichten, ist nicht an dieser Stelle zu entscheiden. 
Abwegig aber ist es, gerade den Teil des Publikums ins Auge zu fassen, der 
ttber die Schädlichkeit des Zusatzes möglicherweise irrt, und diejenigen Kreise 
unberüdksichtigt zu lassen, die wissen, was Borsäure ist, und auf dem ent- 
gegengesetzten Standpunkt stehen, ^ dem der Schädlichkeit, auf den, wie das 
Urteil selber darlegt, die überwiegende Mehrheit der Fachmänner sich gestellt 
hat. und selbst wenn dieser Teil des Publikums mit seinem Glauben an die 
Schädlichkeit der Borsäure nicht im Becht wäre, wttrde er immerhin, insofern 
auch ihm der so rersetste Eierkognak zum Konsum dargeboten wird, nicht 
außer Betracht bleiben dürfen; denn hier handelt es sich eben nicht darum, 
ob borsäurehaltiger Eierkognak als gesundheitsschädlich oder ob er nach den 
Anschauungen des Verkehrs als verfälschtes Nahrungsmittel gilt. Daß der 
Zusatz schädlieher Stoffe eine Verfälschung in sich schließt, ist allerdings 
fraglos, aber gerade, weil der Begriff der Verfälschung sich nicht auf diesen 
äußersten Fall beschränkt, sind für ihn noch besondere und schwerere Straf- 
bestimmungen getroffen. Gewiß kann nicht jede noch so geringe Abweichung 
von der normalen Beschaffenheit oder Zubereitung dem Nahrungsmittel unter 
allen Umständen den Stempel eines verfälschten aufdrücken ; wo aber und wie 
die Grenze zu ziehen ist, darüber entscheiden die jeweiligen Anschauungen 
derjenigen Verkehrskreise, innerhalb deren das Nahrungs- und Genußmittel 
vertrieben und verzehrt wird. Es gibt Nahrungsmittel, bei denen nach der 
Verkehrssitte jeglicher Zusatz anderer Stoffe als der allgemein bekannten und 
üblichen für unerlaubt gilt. In der Mehrheit der Fälle aber liegt die Sache 
so, daß jedenfalls die Abwesenheit derartiger Zusätze oder Veränderungen 
erwartet wird, die, wenn man von ihrem Vorhandensein wüßte, die Ware als 
verschlechtert oder doch geringwertiger erscheinen lassen würden. Es kann 
dabei der Gedanke, daß möglicherweise der abnorme Zusatz eine Gefahr für 
die Gesundheit birgt, sehr wohl eine Bolle spielen. Schon die Unsicherheit in 
dieser Eichtung wird häufig für den Wert oder Minderwert der Ware in die 
Wagschale faUen. Aber die Möglichkeit einer Gesundheitsschädigung ist 
keineswegs der einzige Maßstab, dem eine Bedeutung zukommt. Schon das 
Bewußtsein, daß dem Nahrungsmittel überhaupt ein fremdartiger Zusatz bei- 
gemengt ist, dessen Natur und Bestimmung unbekannt ist, kann dem kon- 
sumierenden Publikum den Anlaß zur Zurückweisung bieten, und auch in solchen 
Fällen ist die Annahme einer Verfälschung nicht ausgeschlossen. 

Nach diesen Gesichtspunkten wird von neuem zu prüfen sein, ob, wenn 
nicht ein gesundheitsgefährliches, doch ein verfälschtes Nahrungsmittel ver- 
trieben worden ist, sodann im Bejahungsfalle, ob der Angeklagte wissentlich 
oder fahrlässig gehandelt hat. 

Einriehtnng einer Prfvatpollklintk ohne ausgesprochenen LehnwMk 
und Ankttttdtgung unentgeltlicher Spreehstunden fftr Unbemittelte als Ver- 
stoss gegen Standespfliehten und Standesehre. Urteil des ärztlichen 
Ehrengerichtshofes für Baden vom 12.Februar 1908. 

Ein Arzt, der unentgeltliche Sprechstunden angekündigt hatte, und des- 
halb vom Ehrengericht bestraft war, legte, da er blos eine PrivatpoUkllnik 
habe, beim ärztlichen Ehrengerichtshofe Berufung ein. Der Ehrengerichts- 
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hof verwarf die Bern! ang, indem er erklärte, Errichtung yon Priyatpolikliniken 
durch praktische Aerzte sei unrereinbar mit den ärztlichen Standespflichten. Poli- 
kliniken hätten nur Berechtigung, wenn sie zu Lelirzwecken errichtet seien; ohne 
diesen Zweck errichtete Poliklin&en seien nichts anderes als ein Versuch, durch 
unlautere Mittel sich einen Vorteil vor anderen Standesgenossen zu verschs^en. 
Gerade in Berlin, auf das der Dr. X. sich berufen hatte, hätte die Errichtung 
Ton Polikliniken durch praktische Aerzte zu den schwersten Mißständen ge* 
filhrt. Daß Dr. X. mit der Gründung seiner Poliklinik nicht humane Zweäe 
und Förderung wissenschaftlicher Interessen rerfolgt hätte, sondern in erster 
Linie die Vermehrung seiner Priratprazis die Triebfeder seines Handelns ge- 
wesen wäre, ginge auch aus der Art der Ankündigung der Poliklinik herror. 
Die Bezeichnung „Poliklinik^ käme in keinem Inserate vor, es sei nur immer 
yon «unentgeltlichen Sprechstunden* die Eede. Das Publikum verstände diese 
Art der Ankündigung besser; die angebliche besondere Humanität werde in 
ein helleres Licht gerückt und in den Leuten der Glaube erweckt, daß hier be- 
sonderes auf dem Felde der Wohltätigkeit geleistet werde. Es bilde sich dem- 
zufolge leicht die Meinung, daß ein Arzt, der so uneigennützig sich zur unent- 
geltlichen Behandlung Unbemittelter erböte, besondere Berücksichtigung 
verdiene. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

JLm Köniflpreioli Prensmeii* 

Ortsbesichtlgungen der Kreisärzte im ManCrergelände. Erlaß des 
Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten — M. Kr. 10217 — 
vom 2 5. Juni 1908 an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Aus den auf meine Erlasse vom 4. September 1903 — M. 13 009 — und 
14. März 1904 — M. 10456 — ^) seit 1905 alljährlich eingegangenen Berichten 
der Begierungspräsidenten habe ich mit Befriedigung «ersehen, daß die Orts- 
besicht^ungen der Kreisärzte im Manövergelände, an denen sich auch mehr- 
foch von den Generalkommandos abgesandte Sanitätsoffiziere beteiligten, den 

gewünschten Erfole gehabt haben. Es sind vielfach hygienisch nicht einwands- 
reie Wasser^tnahmestellen entweder verbessert oder polizeilich geschlossen 
oder für die Truppen mit Warnungstafeln vers^en worden. Gehöfte, in denen 
kurz vor der Belegung übertragbare Krankheiten herrschten, wurden durch 
die Besichtigung entdeckt und von der Belegung ausgeschlossen. Mitunter 
betraf die Ausschließung auch ganze Ortschiäten. Gelegentlich wurde erst 
durch die Besichtigung aus Anlaß der Manöver das Herrschen von Epidemien 
(Scharlach und Typhus) festgestellt. CTebertragungen von Krankheiten auf 
die manövrierenden Truppen aus den besichtigten Ortschaften sind nirgends 
bekannt geworden. Es haben sich demnach die Ortsbesichtigungen aus Anlaß 
der Herbstübungen als sehr zweckmäßig für die Vermeidung der üebertragung 
von Krankheiten erwiesen. Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich daher ergebenst, 
auch weiterhin, soweit erforderlich, Ortsbesichtigungen durch die Kreisärzte 
im Sinne der obigen Erlasse stattfinden zu lassen. 



Terbot der Tomahme gerlchtlioher LeichenSfFnungen in Kirchen» 
Erlaß des Ministers des Innern vom 12. Juni 1908 — IIa 5022 — 
an sämtliche Herren Eegiernngspräsidenten. 

Es ist in letzter Zeit wiederholt vorgekommen, daß gerichtliche Leichen- 
öffnungen in Kirchen ausgeführt worden sind. 

Qm derartige, das religiöse Empfinden weiter Kreise der Bevölkerung 
verletzende Vorkommnisse für die Zukunft zu verhüten, bitte ich, die unter- 
stellten Polizeibehörden gefälligst anzuweisen, die Benutzung von Kirchen zu 
Obduktionszwecken zu unterlassen und möglichst auf die jederzeitige Bereit- 



Siehe Beilage zu Nr. 19, Jahrg. 1903, S. 240 und zu Nr. 8. Jahrg:. 
1904, S. 98 der Zeitschrift für Medizinalbeamte. DiqitizedbyGoOQie 



Digitizedby VjOOQI 



128 



Seohtspreohung und Medizinal -Gesetigebiiiig. 



haltottg eines geeigneten Obdaktionsranines oder auf die Errichtiiiig Yon 
Ldcfaenliidlen liSiiawiricen. 

Die Amtsgerichte sind seitens der Jastisyenraltang ebenfalls entq^rediead 
Terst&ndigt worden. 

üebersielit über das TorkomineB der ttbertragbaren Oenlekstarre 
in Prenssen im Jabre 1906. Erlaß des Ministers der nsw. Medi- 
sinalangelegenbeiten vom 26. Jani 1908 an sämtliche Herren 
BegierongsprSsidenten. 

Zahl der Fälle. Im Jahre 1906 kamen im Preußischen Staat insgesamt 
2157 Erkrankungen an ttbertragbarer Genickstarre gegen 4040 im Jahre 1905 
zur Anzeige bei den Polizeibdiörden. Von diesen 2157 Krankheitsfällen er- 
wiesen sich 128 bei den durch die beamteten Aerzte angestellten Ermittelungen 
oder durdi ihren weiteren Verlauf nicht als übertragbare Genickstarre, sondern 
als andere Erkrankungen des Qehirns bezw. der Hirnhäute oder als andere 
Krankheiten, die mit Erscheinungen yon selten des Gehirs verliefen. In der 
nach Abzug dieser Fälle verbleibenden Zahl von 2029 sind 51 Krankheitsfälle 
enthalten, die in den Berichten als zweifelhafte Genickstarre -Erkrankungen 
bezeichnet waren, da bei ihnen die Diagnose ^übertragbare Genickstarre*' nicht 
mit Sicherheit gestellt werden konnte. Diese 51 Fälle sowie weitere 14, deren 
Beginn in die letzteo Dezembertage des Jahres 1905 fiel, die aber erst im 
Berichtsjahre angezeigt wurden, sind der Einfachheit halber in den folgenden 
Aufrechnungen mit aufgeführt. 

Oertliehe Terteilnng. a. Auf die Provinzen verteilen sich die 2029 
Krankheitsfälle des Jahres 1906 und die Erkrankungen der drei vorhergehenden 
Jahre folgendermaßen: 



Ostpreußen . 
Westpreußen 
Brandenburg 
Pommern . . 
Posen . • . 
Schlesien . . 
Sachsen . . 



1906 1905 1904 1908 



18 

7 

61 

60 

174 



28 
26 
84 
14 
87 



1011 8317 
22 47 



6 
12 
14 

6 

2 
26 

8 



7 
4 
5 
7 
2 
13 
14 



Schweswig- 

Holstein 
Hannover . . 
Westfalen . 
Hessen-Nassau 
Bheinprovinz 
Siffmaringen . 



1906 1905 1904 1903 



15 
88 

263 
25 

840 



21 
28 
70 
26 
61 
5 



8 
11 

8 
10 
12 



10 

6 

18 









Zusammen 


2029 8764 


118 


121 


b. Die einzelnen Eegierungsbezirke waren 


an den Erkrankungen 


mit folgenden Zahlen beteiligt: 














1906 1905 1904 1908 




1906 1905 1904 1903 


Königsberg 


..96) 




Schleswig . 


. 15 21 


8 


10 


Gumbinnen 


7 17} 6 


7 


Hannover . . 


2 — 


3 


1 


Alienstein 


. . 2 5J 




Hildesheim . . 


6 6 


— 


— 




. - - 7 


4 


Lüneburg . 


17 6 


5 


1 


Marienwerdei 


r . 7 26 5 





Stade . . . 


4 9 


— 


— 


Berlin . . 


. . 81 34 5 


3 


Osnabrück . 


1 2 


2 


— 


Potsdam . 


. 25 89 8 


2 


Aurich . . . 


. 3 5 


1 


4 


Frankfurt 


. 5 11 1 





Münster . . 


. 85 18 


4 


2 


Stettin. . 


. 18 8 2 


8 


Minden . . 


5 4 


1 


— 


KOslin . . . 


. 47 6 4 


4 


Arnsberg . . 


228 48 


8 


16 


Stralsund . . 


— — — 





Cassel . . . 


14 17 


8 


21 


Posen . . 


. 167 36 1 


1 


Wiesbaden . 


11 9 


7 


5 


Bromberg 


. 7 11 


1 


Coblenz . . 


1 6 


4 


— 


Breslau . 


. 174 146 1 


5 


Düsseldorf . 


820 40 


3 


5 


Liegnitz . 


. 26 22 4 


6 


Cöln ... 


7 3 


2 


4 


Oppeln . . 
Magdeburg . 


. 811 3149 21 


2 


Trier . . . 


2 7 


8 


— 


. 15 88 2 


6 


Aachen . . 


10 5 


— 


— 


Merseburg 


6 9 1 


8 


Sigmaringen . 


— 5 


— 


— 


Erfurt . . , 


1 — — 


— 











Zusammen 2029 8764 118 m 
Von den 2029 Genickstarrefällen des Berichtsjahres ereigneten sich 
demnach 811 = 40 > im Eegierungsbrzirk Oppeln gegen 84^0 der Erkran- 
kungen im Vorjahr; auf die ganze Provinz Schlesien entfielen 49,8 */o, auf 
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die Bheinproyinz 16,6o/o und aal die Prorinz Westfalen 12,96> der 
GesiMntaahl der Falle. Eine wesentliche Abnahme der Erkrankungen im 
Vergleich zum Vorjahr war nar in den Begierangsbezirken Marienwerder, 
Gambinnen and Magdebarg zu yerzeichenen. Im Begierongsbezirk 
Stralsund ist in den letzten 7 Jahren keine Genickstarre • Erkrankang zur 
Anzeige gekommen. 

Zeitliclie Terteilong. Auf die einzelnen Monate yerteilen sich die 
Kraakheitsfäile folgendermaßen: 

1906 1905 1904 1903 



nachtrSglich für 








Dezbr. 1905 








gemeldet. . 


14 — 


— 


— 


Januar ... 


202 139 


11 


12 


Februar ... 


313 320 


11 


35 


März .... 


370 759 


11 


29 


April .... 


403 1010 


14 


10 


Mtd 


258 776 


8 


7 



Juni . . 
JuU. . . 
August 
September 
Oktober . 
November 
Dezember 
unbestimmt 



1906 1905 1904 1903 



122 
85 
51 
43 
61 
56 
51 



124 
72 
44 
47 
60 
72 



9 
5 
9 
5 
3 
17 
15 



7 
7 
4 
2 
4 
4 



Zusammen 2029 3764 118 121 
Nach Vierteljahren zusammengestellt« ergibt sich folgendes Ver- 
hältnis: 

1906 1905 1904 1903 

Frtthjahr: März, April, Mai 1031 2545 88 46 

Sommer: Juni, Juli, August 258 535 23 18 

Herbst: September, Oktober, November .... 160 151 25 10 
Winter: Dezember, Januar, Februar 580 531 37 47 



Jahr 2029 8762 118 121 
Die meisten Fälle ereigneten sich demnach, wie im Vorjahr, im Frühjahr 
(50,8»; es folgen der Winter mit 28,6 <^/o und der Sommer mit 12,2 <>/o, während 
auf den Herbst nur 7,97» der Gesamtsumme der Erkrankungen entfallen. 
Gesehleeht der Erkrankten. Von den Erkrankten waren 

im Jahre 1906 1905 1904 1908 

männlichen Geschlechts 1078 = 53,2 > 1945 = U^h 67 = 56,8o/o 68 = 58,7 '>/o 
weibUchen 951 = 46,8 ^/o 1666 = 46 o/o 51 = 48,2 ^o 56 = 46,3 ^o 

zusammen 2029 3611 118 121 

Es trat also in den letzten yier Jahren eine merklich stärkere Beteiligung 
des männlichen Geschlechts an den Erkrankungen in die Erscheinung. Nach 
dem Durchschnitt der 4 Jahre kommen 54,4^0 der Erkrankungen auf das 
männliche und nur 45,6 ®/o auf das weibliche Geschlecht. 

Lebensalter der Erkrankten. Von den 2029 Erkrankten waren — alt: 
0-1:151 3—5:320 15-20:213 30-40:55 60-70: 3 

1—2:148 5-10:586 20—25:107 40-50:32 70-80: 1 

?— 3: 159 10-15:248 25—30: 40 50—60:15 unbestimmt: 1 

Von den Erkrankten waren also 1562 = 76,98 ^/o Kinder unter 15 und 
778 = 38,34 o/o Kinder unter 5 Jahren. 

Ausgang der Krankheit. Zu Ende des Berichtsjahres war bei 1999 
Erkrankten die Krankheit zum Abschluß gekommen, 30 befanden sich noch in 
Behandlung, von denen jedoch noch 10 der Krankheit oder ihren Folgezu- 
ständen in den ersten Wochen des Jahres 1907 erlagen. 

Unter Mitrechnung dieser 10 nachträglichen Todesfälle verliefen 
1275 =: 63,3^0 der Erkrankungen tödlich, während die Sterblichkeit im Jahre 
1905 67,2, im Jahre 1904 69,9 und im Jahre 1903 59,8 ^'/o der Fälle betrug. 
Im Begierungsbezirk Oppeln erlagen Ton 811 Erkrankten 504 = 62,1 o/« 
gegen 70^0 im Jahre 1905. 

Bei 1134 der Gestorbenen ist der Tag des Todes nach Beginn der Er- 
krankung angegeben worden, und zwar starben am Krankheitstage: 



ersten ..... 58 siebenten 

zweiten .... 138 achten . 

dritten 116 neunten 

Yierten .... 81 zehnten 

fünften .... 72 elften . 

sedisten .... 57 zwölften 



50 dreizehnten ... 13 

29 yierzdinten . . . 19 

36 fünfzehnten ... 18 

19 sechzehnten ... 15 

16 siebzehnten ... 18 
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aeiiiiiekiiteii . . . 18 dr«iiiiidBwaiiiig8teii . 16 debenudiwaaiigBtaB. 10 
£waBiig8t«&. . . 19 TiernndiWABiigiten . 10 aditiiiidiwftiiiigilMi . 10 
einaiidxwanxigsteii 15 IftBiiindBwaiiiigBteii . 7 
zweiondswansigsten 8 sedunndswaBzigsten . 10 

Von den 1184 Ventorbenon sUrben demnach in der ersten KrankkeiUi- 
woche 572 == 50,4 Vo, in der aweiten 152 = 18,2 <>/o, in der dritten 118 = lO*/«; 
in den drei ersten Wochen avsammen also 887 i= 78,8*/«) während in dem- 
selben Zeitraum der Jahre 1905 und 1904 78,1 beiw. 98.8 <>/• der VerstorbeBea 
der Krankheit znm Opfer fielen. Von den ttbrigen Todesfällen ereigneten sich 
in der yierten Krankheitswoche 70 = 6,2^0, ui der fünften 50 = 4^4*/«, la 
der sechsten 29 = 2,6 «/o, in der siebenten 28 = 2,0 >, in der achten 24 == 
2,1 ^/o, in der nennten 19 = l,7*/*f in der sehnten 17 = 1,5 */|, in der elften 
19 = 1,7 >, in der zwölften 7 = 0,6 «/o und in der dreizehnten 5 = 0,4 Vo- 
Weiterhin erlagen noch nach Verlauf ypn 8 Monaten 84 = 8^* der Ver- 
storbenen den Folgen der Genickstarrre. 

Dauernde Gesundheitsstörungen nach Ablauf der Genickstarre 
behielten 52 der Erkrankten zurtLck. Diese Zahl dürfte jedoch erheblich hinter 
der Wirklichkeit zurückbleiben, da nur in dem kleineren Teil der Beridite 
hierüber Angaben gemacht sind. Von diesen 52 Personen bUeben taub auf 
beiden Ohren 81, auf einem Ohr 8, taubstumm 1 und schwerhöriff 5. 
2 Personen wurden seh wachsinnie und 2 anderezeigten Geist es seh w&cne. 
verbunden mit mehrfachen Muskellähmungen. 1 Kranker wurde blind auf 
beiden Augen, ein anderer gleichzeitig blind auf 1 Auge und schwerhörig. Je 
1 behielt ^e Gesichtsmuskellähmung, Sprachstörung mit Mmskel- 
lähmung, bezw. Krämpfe zurück. Und je 1 Person veriel in chronischea 
Siechtum bezw. wurde ungeheilt aus dem STrankenkaus entlassen. 

Bakteriologisclie Untersuchungen« Zur Feststellung 4or Genickstarre- 
Erkrankungen wurde in ausgedehnter Weise Yon der bakteriologischen Unter- 
suchung der Zerebrospinalflüssigkeit sowie des Nasen -Bachenschldmes Gebrauch 
gemacht; in einigen Fällen wurde auch zur Sicherung der Diagnose eine 
serologische Prüfug des Blutes Genickstarreverdächtiger yorgenommen. Lia- 
gesamt wurden von den 2029 Genickstarre -Erkrankungen 1020, d. L über die 
Hälfte der Fälle, einer bakteriologischen Prüfung unterzogen. Hierbei wurden 
in 884 Fällen Gram - negatiye, innerhalb der Zellen gelecene Diplokokken 
nachgewiesen^ und zwar zumdst in der durch Lumbi^unktion gewonnenen 
FlftsBigkeit; m einer Minderzahl begnügte man sich mit der Feststellung der 
Kokken im Nasen -Bachenschleim. In yielen Fällen gelang es, die Identität 
der gefundenen Kokken mit den Weichselbaum sehen Genickstarre^Erregem 
durch das Kulturverfahren und die Agglutinationsprobe festzustellen. 8 Fälle 
wurden in den Berichten als zweifelhaft bezeichnet, und bei 178 Blanken 
mißlang der bakteriologische Nachwds der Erreger; doch waren in diesen 
Fällen die klinischen Encheinungen so ausgesprochen, daß an der Diagnose 
„übertragbare Genickstarre^ kein Zweifel sein konnte. In einer Beihe von 
Krankheitsfällen wurden bei der Untersuchung der Bückenmaiksflttssigkeit 
andere Bakterien (Pneumokokken, Streptokokken oder Staphylokokken) nach- 
gelesen. 

Die größte Zahl der bakteriologischen Feststellungen wurde im Begie- 
run^sbezirk Oppeln, nlhnlich 810, yorgenommen. Der Zahl nach folgen die 
Begierungsbezirke Düsseldorf mit 171, Arnsberg mit 165, Breslau 
mit 79, Posen mit 59, Köslin mit 27, Münster mit 26, Berlin mit 25 und 
Potsdam mit 21 Untersuchungen. 

Krankheitsübertragnngen. In einer großen Anzahl kam mehr als eine 
Erkrankung yor. 

Säuglingsffirsorge. Erlaß der Minister der usw. Medizinal- 
angelegenheiten und des Innern yom 16. Juni 1908 — M. d. g. A. 
M. Nr. 9501/07, IC. d. L IIb Nr. 2588 — an sämtliche Herren Begierungs- 
präsidenten. 

Nach den Berichten, die auf die Erlasse unserer Herren Amtsyorgänger 
yom 14. Januar 1905 — • la Nr. 2431 — und yom 10. Februar 1905 — 
M.Nr. 13878 — eingegangen sind, ist in allen Kreisen der Monarchie eine 
erfreuliche Tätigkeit auf dem Gebiete der Säuglingsfürsorge entfaltet worden. 
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Das Ziuaiiimenarbeiteii der Behörden, namentlich der EommnnalbehSrden, mit 
den Vereinen und Organisationen der Volkswohlfahrt hat sich in zahlreichen 
Orten als zweckm&ßig nnd frachtbringend erwiesen. Die damals angeordnete 
Verteilong von Merkblättern durch die Standesbeamten über die sachgem&ße 
Pflege und £rnährang der Säuglinge hat im Verein mit der mündlichen Be- 
lehrung wesentlich dazu beigetragen, die hohe Sterblichkeit der Kinder im 
ersten Lebensjahre dem Volksbewnßtsein nahe zu bringen und die Notwendig« 
kdt klar zu legeni geeignete Gegenmafinahmen zu ergreifen. 

Da eine gedeihliche Wirksamkeit zur Hebung des Gemeinwohls nur 
möglich ist, wenn die Bevölkerung das erforderliche Verständnis entgegen- 
bringt, so muß auch in Zukunft die Aufklärung der Bevölkerung als 
die Grundlage aller Bestrebungen auf dem Gebiete der Säuglingsfürsorge 
angesehen werden. Ew. Hochwohlgeboren wollen mit besonderem Nachdruck 
darauf hinwirken, daß die in dem Erlasse vom 14. Januar 1905 gebilligte Ver- 
breitung von Merkblättern belehrenden Inhalts durch die Standesbeamten mit 
Hilfe der Vereine oder der Kreise gleichmäßig durchgeführt und seitens ge- 
eigneter Sachverständigen, besonders der Aerzte, Hebammen und. Wochen- 
pflegerinnen unter Mitwirkung und Aufsicht der Kreisärzte entsprechend den 
Bestimmungen des Erlasses vom 10. Februar 1905 durch die mündliche Be- 
lehrung ergänzt werde. 

Es empfiehlt sich, die öffentlichen Impfärzte, denen nahezu sämtliche 
Kinder im ersten Lebensjnhre beim Impfgeschäft vorgestellt werden, zur Be- 
lehrung der Bevölkerung heranzuziehen und sie zu veranlassen, gelegentlich 
der Ausübung der Impftätigkeit auf die Notwendigkeit und die Vorteile der 
natürlichen Ernährung hinzuweisen. Dies wird am zweckmäßigsten bei den 
Nachschauterminen und nicht bei den Impfterminen geschehen, um nicht das 
Interesse der Mütter von der Sorge um die frisch angelegten Impfschnitte 
abzulenken. 

Die Hebammen sind bei den Nachprüfungen von den Kreisärzten dazu 
anzuhalten, in ihrer Berufstätigkeit im Sinne der Förderung des Stillgeschäfts 
und der richtigen Pflege der Säuglinge an der Hand des Hebammenlehrbuchs 
und der Merkblätter aufklärend zu wirken. 

Was die praktische Fürsorge für die Säuglinge angeht, so ist auch 
auf diesem Gebiete in den letzten Jahren eine sehr rege Tätigkeit entfaltet worden. 
Die Zweckmäßigk^t und Tauglichkeit der getroffenen Maßnahmen wurde in 
einzelnen Fällen in Zweifel gezogen. Die Verschiedenheit der OertUchkeit 
bedingt eine große Verschiedenheit in den Ursachen der Kindersterblichkeit 
und demgemäß auch in den Maßnahmen zum Schutze der Säuglinge. Eine 
notwendige Voraussetzung für jedes Vorgehen auf dem Gebiete der praktischen 
Säuglinraürsorge ist daher die genaue Ermittlung aller in Betracht kommenden 
Umstände, namentlich die Beziehungen der Sterblichkeit der Kinder im ersten 
Lebensjahre zur allgemeinen Sterblichkeit und besonders zu derjenigen an 
übertragbaren Krankheiten, zur Geburtenziffer, zur Ernährung, Pflege, ärztlichen 
Versorgung und zur Jahreszeit, zu Stadt und Land, zur Ehelichkeit und Un- 
eheüdueiC zar Beschäftigung der Eltern, zu den Wohnungen und zu sonstigen 
für die öffentliche Gesundheit wichtigen Verhältnissen. Für die ländlichen 
Kreise empfiehlt sich der in dem Kreise Westerburg beschrittene Weg der 
Feststellung, der zugleich den Vorteil hat, daß er den für die Säuglings- 
hygiene wichtigen Hebammenstand an der Bekämpfung der Säuglingssterblich- 
keit unmittelbar beteiligt. In diesem Kreise wird für jede Gemeinde alljährlich 
eine Nachweisung der sämtlichen neugeborenen Kinder aufgestellt, die außer 
den Namen der Eltern und des Kindes die Ernährungsweise, die Dauer der 
natürlichen und die der gemischten Ernährung, den Zeitpunkt der Entwöhnung, 
sowie die Todesfälle unter Bezeichnung der Zeit und Ursache angibt. Die 
Führung der Listen ist den Hebammen übertragen, die die erforderlichen 
Formulare vor Beginn jedes neuen Jahres erhalten und am Jahresschlüsse dem 
Landratsamte vorlegen. Nach Prüfung der Vollständigkeit der Zahl der ein- 
getragenen Lebendgeborenen durch die Standesbeamten wird die Liste an die 
Hebammen zurückgesandt, die etwaige Ergänzungen vorzunehmen und die 
Liste behufs Eintragung von Sterbefällen bis zur VoUendnng des zweiten 
Lebensjahres der eingetragenen Kinder weiter zu führen haben. 

Bezüglich der Ernährung der Kinder, besondersauf dem Lande, ist 
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neaeidings von Terschiedenen Seiten darauf aufmerksam gemacht, daß sieh mit 
der Zunahme der Molkereien ein Eückgang in der Ernährung und in der 
körperlichen Entwicklung der landlichen Bevölkerung anbahne, da durch den 
Verkauf der verfügbaren Vollmilch das Milchbedürfnis des eigenen Haushaltes 
nicht mehr ausreichend berücksichtigt und der Genuß gehaltsarmer Mi^gennilch 
oder minderwertiger Surrogate gefördert werde. Unter Hinweis auf die in der 
Schweiz gemachten Erfahrungen wird der Befürchtung Ausdruck verlieheB, 
daß durch den Eückgang kräftiger Milchnahrung auch eine Abnahme dex 
Wehrkraft herbeigeführt werden könnte. 

Wenn auch die bisherigen Beobachtungen diese Befürchtung für Preußen 
nicht bestätigt haben, so erscheint es doch geboten, dieser wichtigen Frage 
der Volksgesundheit besondere Beachtung zu schenken und Erfahrnngen 
darüber zu sammeln, ob tatsächlich eine Herabsetzung der körperlichen &t- 
Wicklung der Landbevölkerung beobachtet worden ist, und ob dieselbe mit der 
etwaigen Abnahme der Milch- und Butternahrung in Verbindung gebracht 
werden kann. Es wird genügen, die Kreisärzte zu veranlassen, sidi über die 
einschlägigen Verhältnisse nach Benehmen mit einzdnen Gemeindevorstehern, 
Geistlichen und Lehrern, mit den Aerzten, Hebammen und Gemeindeschwestern 
ihres Kreises zu unterrichten. Hierbei werden die Säuglingsemährung im 
allgemeinen, die Stillhäufigkeit, die Ursachen des NichtStillens und die Er* 
nährungsweise der Kinder durch TiermUch und beim Milchmangel durch Er- 
satzstoffe festzustellen sein. 

Da die Sterblichkeit der Säuglinge in den ersten Wochen und Monaten 
des Lebens und hier wieder bei den künstlich ernährten E[indem am größten 
ist, müssen die praktischen Fürsorgemaßnahmen sich in erster Linie auf die 
Förderung der Geburts- und Woehenbetthygiene, auf die allgemeine 
Wiedereinführung des Stillgeschäftes und auf den Schutz der stillen- 
den Mutter erstrecken. Die Verbesserung der Ausbildung und der materieUen 
Lage der Hebammen wie die Bereitstellung von Wochenpflegerinnen und von 
Hauspflegerinnen werden sich als wichtige Hilfsmittel im Kampfe gegen die Säug- 
lingssterblichkeit erweisen. Um auch da, wo die häuslichen Verhältnisse eine 
zweckmäßige Geburts- und Wochenbetthygiene erschweren oder unmöglich 
machen, helfend eingreifen zu können, empfieidt es sich, auf die Errichtung von 
Entbindungs- und Wöchnerinnenheimen, namentlich in den größeren Ge- 
meinden, hinzuwirken. Diese Gemeindeentbindungsheime werden in geeigneten 
Fällen auch zur Ausbildung und Fortbildung von Hebammen und Wochen- 
pflegerinnen nutzbar gemacht werden können. 

Von besonderer Bedeutung für Geburt, Wochenbett und günstige Ge- 
staltung des Stillgeschäftes ist es, daß die Mütter sich schon vor der Ent- 
bindung von den körperlichen Anstiengungen des Erwerbslebens in ange- 
messenem Zeitabstande fernhält und nach der Entbindung die für Wöchnerinnen 
und Stillmütter nötige Schonung erfährt. Es ist deshalb anzustreben, daß in 
den industriellen Anlagen, die Frauen beschäftigen, Einriditungen getroffen 
werden, die den Müttern durch eine ausreichende Buhezeit und Unterstützung 
vor der Entbindung, durch Verlängerung der Schonzeit nach der Niederkunft, 
durch Einrichtung von Stillzimmem und ähnlichen Veranstaltungen eine nodi 
über den gesetzlichen Schutz hinausgehende Fürsorge gewähren. 

Zur ärztlichen Beratung der Mütter und Angehörigen der Sander sind 
in zahlreichen größeren Städten ärztliche Sprechstunden in besonderen Anstalten: 
„Säuglings fürsorgestellen*' eingerichtet worden. Diese sind zwdf elios 
zurzeit das wichtigste Mittel zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit, da 
sie die wirksamste Art der Belehrung und Unterstützung darstellen, nicht nur 
für Mütter und Kinder, sondern auch für die angehenden Mütter, die ärztlichen 
Bat über ihre Vorbereitung zur Geburt, zum Wochenbett und zum StillgeschÜt 
einholen wollen. Hier werden vielfach auch Stillprämien und andere Unter- 
stützungen an Mütter, die ihre Kinder zur Kontrolle regelmäßig vorstdlen, 
ausgeteilt. Auch wird von hier eine wirksame Beaufsichtigung der Säuglinge 
insofern ausgeübt, als diese durch besonders ausgebildete Pflegerinn«ii in den 
Wohnungen der Mütter und Pflegemütter aufgesucht werden. Meist sind die 
Fürsorgestellen mit Milchabgabestellen verbunden. 

Ueber die ratsamste Methode der öffentlichen Fürsorge für die Säuglings- 
emährung in den minderbemittelten Bevölkerungsklassen der j(rößeren Städte 

,gitized by V^ 



Beehtspreohang and Medizinal -GeBetzgebniiff. 133 

hat die erwdtertd Wissenschaftliche Depatation für das Medidaalwesen in den 
Yerhandlnngen yom 17.^18. Oktober 1907 nachstehende Leitsätze beschlossen: 

,1. Die beste Methode der öfientlichen Fürsorge Ittr die S&ngüngs» 
em&hrung in den minderbemittelten Bevölkerangslcreisen besteht in der aus- 
gedehntesten BefOrderong and ünterstütznng der natttrlichen Ernahrnng an 
der Matterbrast. Die aof dieses Ziel gerichteten Bestrebungen werden aweck- 
mäfiig seitens der Gemeinden durchgeführt. 

2. Die beste Methode sur Beschaifung einer einwandfreien Tiermileh 
für die Säuglinge der Minderbemittelten besteht in der Kontrolle und geeig- 
netenialls der Oebernahme der Milchyersorgung durch ein kommunales Milch- 
amt. Zu dem Zwecke empfiehlt sich der £rlaß Ton entsprechenden Polizei- 
yerordnuttgen für größere Beairke (Regierungsbezirke, Provinzen). 

8. Die ratsamste Methode der Beschaffung einer geeigneten Nahrung 
für den einzelnen Säugling besteht in der Errichtung kommunaler Milchabsabe- 
stellen; in diesen sind die einzelnen Mahlzeiten des Säuglings in yerschiedenen 
Mischungen trinkfertig herzustellen; mit ihnen sind Auskunfts- und Fürsorge- 
stellen organisch zu yerbinden, bei denen einerseits individuelle ärztliche Be- 
lehrung stattfindet, anderseits die Säuglingsernährung im Hanse durch gut 
yorgeblidete fest angestellte Gemeindepflegerinnen überwacht wird. 

4. Alle Maßnahmen der kommunalen Sänglingsfürsorge sind einer 
kommunalen Zentralstelle zu übertragen, die unter die Leitung eines Arztes 
zu stellen ist^ 

Ew. Hochwohlgeboren ersuchen wir ergebenst, den Magistraten der 
größeren Städte Ihres Bezirks von diesen Leitsätzen, mit denen wir im all- 
gemeinen einverstanden sind, Kenntnis zu geben und auf ihre Durchführung 
hinzuwirken. Aehnliche Einrichtungen bestehen bereits in mehreren Städten, 
z. B. Stettin und Magdeburg. 

Wir verweisen schließlich im Interesse der Herabminderuns der Säug- 
lingssterblichkeit auch auf die Notwendigkeit einer sachgemäßen (Jeberwachung 
des Haltekinderwesens und nehmen in £eser Beziehung auf den Erlaß unserer 
Henen Amtsvorgänger vom 11. Februar 1906^^ (Min.-Bl. f. Med.-Ang. S. 125) bezug. 
Es wird zu erwägen sein, ob und in welcner Weise die kommunale Zentral- 
stelle der Säuglingsfürsorge unter der Leitung des städtischen Kinderarztes 
auch für die Beaufsichtigung des Haltekinderwesens nutzbringend verwertet 
werden kann. 

Dem Bericht über die angeregten Fragen, sowie über das Yeranlaßte 
wollen Ew. Hochwohlgeboren binnen 6 Monaten durch die Hand des Herrn 
Qberpräsidenten einreichen. 

Antipyrelieum compositum gehSrt zu den seharfwirkenden, dem 
Rezeptzwang unterworfenen Arzneimitteln* Erlaß des Ministers der 
usw. Medizinalan gelegenheiten—M. Nr. 7889— vom 28. Juni 1908 
an sämtliche Herren BegieruDgspräsidenten. 

Es sind in Apothekerkreisen Zweif d darüber entstanden, ob das in seiner 
Zusammensetzung dem Migiänin entsprechende Präparat der Firma J. D. Biedel 
in Berlin ^Antipyretlcam compositum^ dem Bezeptzwang unterliege oder in 
den Apotheken im Handverkauf abgegeben werden dürfe. 

Das Präparat ist eioe Zubereitung, die starkwirkende Stoffe im Sinne 
der Bekanntmachung vom 22. Jani 1896 — Min. BL f. d. inn. Verw. S. 128 — 
enthält und deshalb ebenso wie andere Antipyrin und Koffein enthaltende stark- 
wirkende Arzneimittel nur auf schriftliche Anweisung eines Arztes pp. als 
Heilmittel abgegeben werden darf. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, die beteiligten Kreise 
hiervon gefälligst in geeigneter Weise In Kenntnis setzen zu wollen. 



Bleihaltige Haarfärbemittel (Aliens Worlds Hair Restorer, The 
Melrose Favorite Hair Bester er, Linds Flüssigkeit für das Haar, Reichert g 
Haarbalsan). Erlaß des Finanzministers, der Minister für 
Handel und Gewerbe, des Innern und der usw. Medizinalange- 

1) S. Beilage zu Nr. 6, Jahrg. 1905, S. 41 der Zeitschrift für Medizinal- 
beamte. ^ ,, C^nir^n]{> 
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legenheiten vom 9. Mai 1908 — Fin.-Min. IIL Nr. 67l8,M.iH.a.G.nb 
Nr. 4124, M, d. I. Ua Nr. 8877, M. d. g. A. M. Nr. 6828 - an sftmüiche Heiren 
Begierangsprftsidenten. 

Mit einer aus Frankreich stammenden Sendung ron Parfttmerien sind 
vor kurzem die beiden Haarf&rbemittel ,,AUen8 Wonds Hair Eestorer'' und 
„Tiie Melrose Fayorite Hair Bestorer^ xnr zollamtlichen Eingangsbehandlung 
Yorgeftthrt worden, deren Vertrieb im Deutschen Beiche wegen ihres Blei- 
gehalts durch das Beichsgesetz, betr. die Verwendung gesnndheitsgefährlicher 
Farben bei der Herstellung yon Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Qebrauchs- 
gegenständen vom 5. Juli 1987 Terboten ist Auch sonst werden noch immer 
Haarlärbemittel, die nach diesem Gesetze verbotene Stoffe, insbesondere Blei 
oder Kupfer enthalten, in Verkehr gebracht. Die Jahresberichte der Offent- 
liehen Anstalten zur technischen Untersuchung Ton Nahmngs- und Genuß- 
mitteln im Deutschen Beiche erwähnen regelmäßig elnadne Beanstandungen 
solcher Mittel. Unter anderen haben sich « Professor Paul Linda Flüssigkeit 
fttr das Haar*^ und «Beicherts Haarbalsam*^ als bleihaltig erwiesen. 

Wir ersuchen ergebenst, die nachgeordneten Behörden und Beamten mit 
entsprechender Nachricht und Weisung zu yersehen. 



Sehntz der Beinlichkelt In Gastwirtschaften und Herbergen. Polizei- 
Verordnung desKönigLBegierungspräsidenten inDflsseldorf 
Tom 21.Dezember 1907. 

In den Gastwirtschaften und Nachtherbergen sind fttr die Aufnahme und 
Beherbergung von Fremden folgende Einrichtungen zu treffen: 

L Vorschriften fttr Gastwirtschaften. 

§ 1. Waschbare Seryietten, Bettwäsche und Zimmerhandtflcher sind 
ehe sie nach ihrer Benutzung wieder einem Gaste zur Verfttgung gestellt 
werden, durchzukochen oder unter Anwendung von heißer Seifenlauge durch« 
zuwaschen. 

§ 2. Bettzudecken sind entweder yOllig in waschbare Bezttge einnu- 
httUen oder mit leinenen Laken zu yersehen, die derart befestigt sind, daß eine 
Bertthrung des Körpers mit dem Zudeck selbst yerhindert wird, und daß cdn 
Verschieben der Laken während des Gebrauchs vermieden wird. 

§ 8. Trink- und Eßgeschirr ist nach Beiniguug in reinem Wasser 
nachzuspttlen. 

§ 4. Das Personal, insbesondere das Kttchen- und Kellerpersonal, ist 
zu peinlichster Sauberkeit verpflichtet, und es sind zu diesem Zweck Wasch- 
gelegenheiten mit Seife und einem Handtuch in leicht erreichbarer Nähe an- 
zubringen. 

§ 5. In besonderen Fällen kann auf Antrag eine Befreiung von den 
Vorschriften der §§ 1 und 2 dieser Verordnung fttr den ganzen Gewerbebetrieb 
oder einen Teil desselben durch die Ortspolizeibehörde erteilt werden. 

U. Vorschriften fttr Nachtherbergen. 

§ 6. Nachtherbergen im Sinne dieser Verordnung sind solche Unter- 
konftsstätten, in denen gewerbsmäßig an Personen gegen Entgelt fttr einzcdne 
Nächte derart Unterkommen gewährt wird, daß in e&em und demselben Schlaf- 
raum mehrere nicht zueinander gehörige Personen untergebracht werden. 

§ 7. Die Lagerstätte muß mindestens aus einem Strohsack, einem Kopf- 
kissen und einer wollenen Decke bestehen. 

§ 8. Die Bezttge der Säcke und Kissen, sowie die Bettttcher sind rein- 
lich zu erhalten und, falls benutzt, alle 8 Tage zu waschen ; außerdem sind 
sie, falls sie von dem kontrollierenden Polizeibeamten schmutzig befunden 
werden, sofort zu wechseln. Das Stroh der Säcke und Kissen ist mindestens 
am 5. März, 6. Juni, 5. September und 5. Dezember auf Verlangen des kon- 
trollierenden Polizeibeamten sofort zu erneuern. Die Säcke selbst sind min- 
destens halbjährlich einmal zu waschen. 

§ 9. Fttr jeden Schläfer muß ein reines Handtuch und fttr je zwei 
Schläfer mindestens ein Waschzeug bereit stehen. 

§ 10. Fttr je zwei Schläfer muß ein Urinkttbel vorhanden sein, welcher 
nicht aus Holz sein darf; außerdem muß in jedem Schlafraum ein mit Wasser 
gefttllter Spncknapf stehen, welcher täglich mit frischem Wasser zu fttllen ist 
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§ 11. Die Schlaf riame sind reinlich m halten; dieselben mttssen tiglich 
einmal naß aufgewischt and alle 8 Tage gründlich gescheuert werden. Die 
Schlafraome sind täglich dnrch Oeffnen der Fenster genügend zu lüften. 
III. Gemeinsame Vorschriften für Gastwirtschaften nnd 
Nachtherbergen. 

§ 12. Diese Pollzeiverordnnng ist in jeder Gastwirtschaft and Nacht- 
herberge in deutlich lesbarem Druck an einer leicht sichtbaren Stelle aus- 
zuhängen. 

§ 13. Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung seitens solcher Per- 
sonen, welche das Gastwirtschaftsgewerbe betreiben, oder Eigentümer einer 
Nachtherberge sind, oder in einem dieser Gewerbebetriebe beschäftigt sind, 
werden, soweit nicht anderweitig bestimmte höhere Strafen in Betracht kommen, 
mit Geldstrafe bis zu 60 Mark oder im ünyermögensfalle mit entsprechender 
RtJt bestraft. 

§ 14. Diese Polizeiyerordnung tritt mit Ausnahme des § 2 und ein- 
schließlich des § 15 mit ihrer Verkündigung in Kraft; der § 2 tritt 3 Jahre 
nach diesem Zeitpunkt in Kraft 

§ 15. Bis zum Inkrafttreten des § 2 gelten an seiner Stelle folgende 



Bettzudecken sind entweder völlig in waschbare Bezüge einzuhüllen 
oder in waschbare Laken einzuschlagen. 



Säuglingsfürsorge* Erlaß des Staatsministerium des Innern 
Tom 5. Juni 1908 an sämtliche Kgl. Begierungen, Kammern des Innern, 
die DistriktsTerwaltungsbehörden und (gl. Bezirksärzte. 

Der Frauenverein für Kranken- und Kinderpflege auf dem Lande in 
Bayern mit dem Sitze in München hat sich nach § 2 Z. 3 seiner Satzung u. a. 
die Aufgabe gestellt, an der Bekämpfung der Säuglingssterbliclikeit mitzu* 
arbeiten. 

Er sucht diesen Zweck dadurch zu erreichen, daß er in Verbindung 
mit anderen Frauenvereinen in Gemeinden mit hoher Säuglingssterblichkeit 
durch geeignete, entsprechend vorgebildete Frauen Wanderyorträge abhalten 
läßt, in denen cue Mütter über den Wert der natürlichen Ernährung eingehend 
aufgeklärt werden. 

Unter Bezugnahme auf die Ministerialentschließung vom 9. Dezember 
▼. Js. ergeht die Weisung, den Verein bei der bezeichneten Tätigkeit zu 
fördern und zu unterstützen. 

O. Fi*ele Ha.iisesta.dlt H[aiiil>ui«gf. 

PhysikatsprfifuDg. Bekanntmachung des Senats vom 12. Juni 
1908. 

Der Senat hat in üebereinstimmung mit der Bürgerschaft beschlossen 
und verkündet hierdurch als Gesetz: 

Die Ablegung der Physikatsprüfung kann in Hamburg vor einer vom 
Senate auf Vorschlag des MedisinalkoUegiums zu wählenden Prüfungskommission 
erfolj^en. Der Senat erläßt nach Anhörung des Medizinalkollegiums die näheren 
Bestimmungen über die Prüfung und me Bedingungen für die Zalassung zu 
derselben. 

Polizeiliche Anforderungen an Wirtsehaftslokale» Bekannt- 
machung der Polizeibehörde in Hamburg vom 7. April 1908. 

An Stelle der Bekanntmachung vom 1. Januar 1887 (Ges.- Samml. S. 155) 
werden nachstehend die Grundsätze zur öffentlichen Kenntnis gebracht, welche 
seitens der Polizeibehörde künftig bei der Beurteilung von Wirtschaftslokalen 
gemäß § 8, Abs. 2 Ziff. 2 der Gewerbeordnung in der Hegel in Anwendung 
gebracht werden. 

A. In betreff der Lage: 

Es genügen den polizeilichen Anforderungen nicht Lokale 

1. in Bezirken, in denen nach dem Bebauungsplan die Errichtung von 
Wirtschaften ausgelassen ist ; ^.^.^.^^^ ^^ GoOglc 
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2. an Orten und in Lagen, welche die polizeiliclie Anisicht erschweren; 

8. in Häusern, die Schlupfwinkel gewerbsmäßiger ünzncht sind, in denen 
der gewerbsmäßigen üozacht ergebene Franenzimmer wohnen oder Torkehren, 
sowie in der nächsten ümgebong solcher Häuser; 

4. an Orten, an denen yon der Eünrichtnng des Lokals eine Oefährdnnng 
der öffentlichen Ordnung und Bohe za befflrchten ist, zum Beispiel in der Nähe 
Ton Kirchen, Unterrichts-, Erziehangs-, Kranken- nnd Heiianstalten ; 

5. in oberen Stockwerken, insofern nicht die Parterreräomlichkeiten 
ebenfalls den Wirtschaftszwecken dienen nnd mit den oberen Stockwerken in 
direkter Verbindung stehen; 

6. auf Grundstücken, die eine ausreichende Wasseryersorgung nnd aus- 
reichende Abflußeinrichtung nicht besitzen, oder auf welchen nicht nach Maß- 
gabe des Gesetzes yom 80. Juni 1899, betr. die Beseitigung der Abwässer and 
Fäkalien usw., für die ordnungsmäßige Beseitigung der Abwäner und Abfall- 
stoffe gesorgt ist. 

B. In betreff der Beschaffenheit 

1. Der Zugang zu den Bäumen muß gefahrlos und bequem sein; die 
Treppen müssen genügend breit, mit festem Geländer versehen und während 
der Dunkelheit erleuchtet sein, auch dürfen sie nicht zu steil sein. 

2. Die Lokale müssen mit Fenstern zum Zutritt von Licht und Luft 
unmittelbar von der Straße oder Tom Hofe aus, nötigenfalls auch mit anderen 
zur Hersteliung eines genügenden Luftwechsels erforderlichen Einrichtungen 
versehen und dürfen nicht gesundheitsschädlich sein. 

8. Kellergeschosse dürfen als Schlafräume für Gäste nicht benutzt werden. 

4. Die Türen zu den Gkist- und Schanklokalen müssen eine entsprechende 
Breite haben und nach außen aufschlagen. Neben Drehtüren müssen geeignete 
andere Türen vorhanden sein. 

6. Bei jeder Gast- und Schankwirtschaft müssen genügende, mit den er- 
forderlichen Einrichtungen für Abfluß und Luftreinigung versehene Plssoir- 
und Klosettanlagen zur freien Benutzung für die Gäste vorhanden sein. 

Die Zugänge zu diesen Anlagen dürfen nicht beiiindert sein, nicht durch 
Wohn-, Schlaf- oder Wirtschaftsräume und nicht über die Straße führen. 

Jedes Pissoir und Klosett muß mit ausreichender Wasserspülung ver- 
sehen und so belegen sein, daß eine Verunreinigung der Luft in den Zimmern 
ausgeschlossen ist. 

Sofern das Grundstück in einer Straße belegen ist, in der ein Siel noch 
nicht vorhanden ist, müssen die Pissoir- und Klosettanlagen den Vorschriften 
des Gesetzes vom 30. Juni 1899, betr. die Beseiugung der Abwässer nnd Fä- 
kalien usw., entsprechend eingerichtet sein. 

6. Die Zimmer müssen eine lichte Höhe von mindestens 2,50 m haben 
und allen Anforderungen entsprechen, die darch das hier geltende BaupoUzei- 
gesetz für Wohnräume gestellt werden. * 

7. In jeder Gast- und Schankwirtschaft muß sich ein Zimmer von aus- 
reichender Größe zum gemeinschaftlichen Aufenthalte der Gäste befinden. 

8. Für die Schlafzimmer sind mindestens drei Quadratmeter Bodenfläche 
und 12 Kubikmeter Luftraum auf jeden einzelnen Gast zu rechnen. 

9. In Gast- und Schankwirtschaften dürfen Nebengewerbe nicht be- 
trieben werden; auch dürfen Schankräume als Wohn- oder Schlafränme seitens 
des Wirts, seiner Familie, seines Personals oder anderer Personen nidit ver- 
wandt und Bäume, welche in enger Verbindung mit dem Schanklokal stehen, 
anderweitig nicht vermietet werden, 

10. Für Lokale mit weiblicher Bedienuog und für Lokale, die bestimmt 
sind, eine größere Menschenmenge aufzunehmen, bleiben weitere Anforderungen 
vorbehalten. 
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Rechtsprechung. 

ABküadigungen gewerbsmässiger Krankenheiler. Urteil des 
preußischen Kammergerichts (Str,-S.) vom 6 Jali 1908. 

Der Angeklagte hatte in Terschiedenen Zeitungsannoncen die gewissen-« 
hafte Behandlung Yon Geschlechtskrankheiten und Frauenkrankheiten aller 
Art angekündigt. Er wurde deshalb bestraft und die Yon ihm eingelegte 
Eevision zurückgewiesen. Die Polizeiverordnung vom 19. März 1903, auf Grund 
deren er verurteilt war und die in ihrem § 8 öffentliche Anzeigen nicht 
approbierter Personen verbietet, sofern sie geeignet sind, über Vorbildung, Be« 
fähigung und Erfolge dieser Personen zu täuschen oder prahlerische Ver- 
sprechungen enthalten, bestehe zu Becht und sei im § 6a und b des Gesetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 begründet. Die Poliverwal- 
tung wolle verhindern, daß unerfahrene Personen sich einer unsachgemäßen 
Behandlung anvertrauten und dadurch in ihren Gesundheitszustand und Ver»« 
mögen geschädigt würden. . 

Meerzwiebeln sind kein Oift im Sinne der Torsehriften fiber den 
Verkehr mit Giften. Entscheidung des preußischen Eammer- 
gerichts (L Str.-Sen.) vom 80. April 1908. 

In Abteilung 3 der das Verzeichnis der Gifte enthaltenen Anlage I der 
Polizei Verordnung vom 22. Februar 1906 ist aufgeführt: Meerzwiebel-Extrakt, 
-Tinktur, -Wein. Es ist also die Meerzwiebel nicht als Grandstoff, sondern 
als ein Stoff erwähnt, dessen verschiedene chemische Veränderungen allein 
als Gift gelten sollen. Das Eeichsstrafgesetzbuch faßt den Begriff «Gift** 
verschieden auf. Der § 224 bestraft mit Zuchthaus denjenigen, der vorsätzlich 
jemand, um dessen Gesundheit zu schädigen, Gift oder andere Stoffe beibringt, 
die die Gesundheit zu zerstören geeignet sind. Nicht denselben Sinn hat aber 
der Begriff im § 867, Ziff. 3, wonach sich derjenige strafbar macht, der ohne 
polizeiliche Erlaubnis Gift oder Arzneien, soweit der Handel mit ihnen nicht 
freigegeben ist, zubereitet, feilhält, verkauft oder sonst an andere überläßt. 
Dieselbe Vorstellung verbindet mit dem Begriff „Gift** der § 84 der Eeichs- 
ge Werbeordnung, nach dem die Landesgesetze vorschreiben können, daß zum 
Handel mit Giften eine besondere Genehmigung erforderlich ist. Dies ist durch 
die preußische Gewerbeordnung von 1845 geschehen. Die Tendenz des § 867, 
Ziffer 8 des Strafgesetzbuches und der Gewerbeordnung geht dahin, die Frage 
des Gifthandels einheitlich zu lösten. In Uebereinstimmung hiermit ist die 
Polizeiverordnung von 1906 dahin aufzufassen, daß nur die Gifte, die in ihrer 
Anlage I aufgeführt sind, für den Handel nicht freigegeben sind. 



Arzneiniederlagen von Krankenkassen. Entscheidung des preußi- 
schen Oberverwaltungsgeriichts vom 9. Juli 1908. 

Die Ortskrankenkassen von Wilhelmshaven unterhalten eine Niederlage 
von Heilmitteln, Drogen und chemischen Präparaten, die für den Handel frei- 
gegeben sind. Die Kassenmitglieder sind verpflichtet, in nicht dringenden 
FäUen die DrogenVerteilungsstelle des Kasaenverbandes zu benutzen. Hier** 
gegen sehritt der Magistrat ein und setzte eine Geldstrafe gegen den Verbands- 
Vorsitzenden fest. Das Oberverwaltungsgericht hob aber die Straf festsetzungs- 
yerfügung des Magistrats unter folgender Begründung auf: Nach § 6 des 
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Krankenrenicherangsgesetzes sind yom Beginn der Krankheit ab anßer der ireieB 
ärztlichen Behandlang zu gewähren: Arznei sowie Brillen, Bruchbänder und 
ähnliche Heilmittel. Hieraus ergibt sich, daß die Kassenmitglieder an sich nur 
Ansprach auf Lieferung der Mittel in natura den Krankenkassen gegenüber haben 
und nicht berechtigt sind, sich die Mittel selbst auf Kosten der Kassen za bo- 
schaf an. So läßl es sich rechtlich nicht beanstanden, wenn Krankenkaasen 
Veranstaltungen treffen, die sie in die Lage setzen, die Mittel selbst an die 
Kassenmitglieder abzugeben, und diesen den Zwang auferlegen, yon den Kassen 
die Mittel in Empfang zu nehmen. 



Terpfllchtnng einer Hafenortgemeinde rar Herstellnng der 
Sehntze gegen die Cholera erforderlickeB TrinkwasserentnahmestelleB an 
der Seklffahrtsstrasse und am Hafen fQr die sohiffahrttreibende BoTSlke- 
mng* Zuständigkeit der OrtspollzeibebSrde zur Anordnung der Her« 
gtellnng derartiger Trinkwasseranlagen. Erkenntnisdes preußischen 
Oberrerwaltungsgerichts vom IS.März 1908. 

Die Verfttgungen vom 26., 27. September und 30. Oktober 1905 yerfolffen 
das Ziel, die städtischen Einrichtungen zur Versorgung der Bevölkerung, be- 
sonders des die Schiffahrt treibenden Teils, mit Trink- und Wirtschaftswasser 
zu Terbessern. Wenn auch das damalige Auftreten der Cholera im Stettiner 
Haien den Anlaß zu den polizeilichen Anordnungen bot, so sollte die Ver- 
besserung der Wasserversorgung doch nicht bloß ein Mittel zur Bekämpfung 
der Cholera sein und nicht bloß für die Zeit stattfinden, während welcher die 
Stadt von der Cholera bedroht war, sondern es sollte die Versorgung mit ein- 
wandfreiem Wasser dauernd erweitert werden. Hinsichtlich der Anlage von 
Brunnen und der Aufstellung von WasserstOcken, die von der städtisches 
Wasserleitung gespeist werden, leuchtet ein, daß dies Einrichtungen sind, die 
ftber den Zweck einer Bekämpfung der augenblicklichen Choleragefahr hinaus- 
gingen und zur dauernden allgemeinen Verbesserung der hygienischen Ver- 
bältnisse dienen sollten. Die durch die VerlOgungen vom 27. September und 
30. Oktober 1905 geforderte Wasserversorgung der Schiffe mittels des Tank- 
dampfers sollte freilich — wie in der Verfügung vom 27. September ausdrück- 
lich bemerkt ist, aber auch in betreff der Verfügung vom 80. Oktober wegen 
ihres Zusammenhanges mit den früheren Verfügungen angenommen werden 
muß — nur so lange geschehen, bis die mit Bücksicht auf die Schiffahrt 
treibende Bevölkerung für erforderlich erachteten neuen Wasserentnahmestellen 
eingerichtet sein würden. Aber die Wässerversorgung mittels des Tankdampfers 
sollte die noch fehlenden Wasserentnahmestellen bis zu deren Einrichtung 
ersetzen und muß daher ebenso wie diese beurteilt werden. Mit den einzu- 
richtenden Wasserentnahmestellen zusammen bildete die als vorläufiger Not- 
behelf gebotene Wasserversorgung mittels des Tankdampfers diejenigen Ein- 
richtungen, welche zur Verbesserung der sanitären Verhältnisse behufs Ver- 
sorgung der SchiffdbevSlkerung mit einwandfreiem Wasser gefordert wurden. 

Hiernach handelt es sich, wie der Beklagte mit Becht erklärt» um Ver- 
fügungen, die sich auf § ^ des Heichsgesetzes vom 30. Juni 1900 gründen. 
Dort ist bestimmt) daß die Gemeinden nach Maßgabe ihrer Leistungsfähigkeit 
zur Herstellang von Einrichtungen für Versorgang mit Trink- und Wirtschafts- 
wasser, die dem allgemeinen Gebrauche dienen, jederzeit angehalten werden 
können, wenn die Einrichtungen zum Schutze gegen übertragbare Krankheiten 
erforderlich sind. Diese Voraussetzungen waren hier gegeben. Die Angabe 
des Beklagten, daß das Flußwasser der Oder „infiziert** sei, d. h. Krankheits- 
erreger enthalte, ist von der Klägerin, die nur das Papenwasser als einwand- 
frei bezeichnet, nicht bestritten worden. Daher ist anzunehmen, daß mit der 
Verwendung des Oderwassers zum Trinken oder zu Wirtschaftszwecken die 
Gefahr der Verbreitung übertragbarer Krankheiten verbunden war — und zwar 
auch noch nach dem Erlöschen der Cholera — und daß deshalb eine Ver- 
mehrung der im Hafengebiet befindlichen öffentlichen Wasserentnahmestellen 
erforderlich war, sofern und soweit für die dort verkehrende Bevölkerung, ins- 
besondere die Schiffahrt treibende, nieht ausreichende Gelegenheit cur Er- 
langung von einwandfreiem Wasser geboten war. Nun hat zwar die Klägerin 
die Anführungen des Beklagten über die Unzulänglichkeit der öffentlidien 
Wasserentnahmestellen im Hafengebiete bestritten, aber sie hat nicht darlegen 
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kdmien, dafi die Anzahl der Torkaadenen Wasserentnabmestellen dem Bedtlil- 
nisae vollständig entspreche. Vielmehr hat die Klägerin erklärt, da6 sieh über 
den umfang des Bedttrfnisses zur Vermehrang der Wassereatnahmestellen 
streiten lasse, und sie hat eine Beihe Ton Orten bezeichnet^ wo sie neae 
Wasserstöcke anzulegen beabsichtige. Wenn sie dabei auch den Vorbehalt 
gemacht hat, daß dies ttber das zam Schatze gegen ttbertragbare Krankheiten 
exforderliche Maß kinaosgehe, so hat sie doch unterlassen, im einzelnen dar* 
zutun, daß die Torhandenen Wasserentnahmestellen auch an den nach Ansicht 
des Beklagten mangelhaft versorgten Orten dem polizeilich zu schfttzenden 
Bedürfnisse genügten. Verfehlt ist der Schluß, daß die Wasserrersorgung 
ausreichend gewesen sein milsse, weil die Gholerafälle im Herbst 1905 ver- 
einzelt geblieben seien, obwohl erst einige Zeit nach ihrem Auftreten besondere 
Maßregeln für ausgiebigere Versorgung der Schiffsbevölkerung mit Wasser 
durch Zuführung mittels des Tankdampfers getroffen worden seien; denn die 
Weiterverbreitung der Cholera ist nicht eine unbedingt notwendige Folge einer 
nidit ttberall ganz ausreichenden Versorgung mit gutem Wasser. Der Streit 
bewegt sieh im wesentlichen auch nicht darum, ob die städtischen Einrich- 
tungen für die Versorgung mit Wasser ganz ausreichten, sondern um das Maß 
des zur ausreichenden Ausgestaltung Erforderlichen, also um eine Frage der 
Notwendigkeit und Angemessenheit der poliseiliehen Anforderungen, die der 
Nachprüfung des Verwaltungsrichters entzogen ist. Auf dem Gebiete der 
Angemessenheit der polizeilichen Anforderung liegt insbesondere die Erwäuung, 
ob von der Anlegung eines Wasserstocks am Bredower Freistaden mit Bück- 
sieht auf die besondere Kostspieligkeit der Anlage und die in Aussicht stehende 
Verlegung des Freistadens abgesehen werden kann. Der Behauptung der 
Klägerin, in der Speicherstraße seien außer den in der Verftlgung vom 26. Sep- 
tember 1905 . erwähnten beiden Trinkhähnen zwei Wasserstöcke vorhanden, 
kann nicht eine die Vornahme weiterer Ermittelungen erfordernde Bedeutung 
beigemessen werden, weil genauere Angaben über £e Ausstattung der ganzen 
Gegend mit Wasserentnahmestellen fehlen, woraus sich ersehen ließe, diä dem 
Bedüfnisse dort überall genügt ist Darf somit davon ausgegangen werden, 
daß die städtischen Wasserentnahmestellen zum Schutze gegen übertragbare 
Krankheiten nicht genügten, so waren nicht nur für die Anordnung einer Ver- 
mehrung der Wasserentnahmestellen, sondern auch für die Anforderung, daß 
bis zu ihrer Vervollständigung in anderer Weise, insbesondere durch Zuführung 
von Wasser mittels Dampfers -— sei es gegen oder ohne Entgelt — Sorge 
getragen würde, die tatsächlichen Voraussetzungen vorhanden. 

Die Klägerin irrt, wenn sie behauptet, daß die angefochtenen Ver* 
fügungen über den Bahmen des § 85 des Beichsgesetzes vom 80. Juni 1900 
hinausgingen, weil die Einrichtungen nur dem Gebrauch einer bestimmten Be- 
völkerungsklasse, nämlich der die Schiffahrt treibenden, dienen sollten. Denn 
ein allgemeiner Gebrauch im Sinne der gesetzlichen Bestimmung muß auch 
da angenommen werden, wo die Benutzung durch eine gewisse Klasse der 
Bevölkerung allein oder vorzugsweise in Betracht kommt, und ist nur da für 
ausgeschlossen zu erachten, wo die Einrichtung für einen individuellen Personen- 
kreis bestimmt ist. Nicht minder unrichtig ist die Ansicht der Klägerin, daß 
der Betrieb einer Wasserversorgung nicht zur Herstellung der Einrichtungen 
im Sinne des § 85 des Beichsgesetzes vom 80. Juni 1900 gehöre, weü von den 
Einrichtungen, die § 35 im Auge hat, manche (insbesondere die für Fort- 
schaffnng der Abfallstoffe) einen regelmäßigen Betrieb voraussetzen und daher 
nicht die bloße Anlegung ohne den Betrieb gemeint sein kann. 

Ganz außer Zweifel steht nach der bekannten Qtli&e und Bedeutung der 
Stadtgemeinde Stettin deren Leistungsfähigkeit gegenüber den ihr angesonnenen, 
verhältnismäßig nicht erheblichen Ausgaben, wie solche nach der Behauptung 
der Klägerin für sie durch die verlangten Einrichtungen entstehen würden. 
Es kann daher unerörtert bleiben, ob hier die Prüfung der Leistungsfähigkeit 
dem Verwaltunp;srichter zusteht. 

Wenn die Klägerin geltend macht, daß die Versorgung der Schiffs- 
bevölkerong mit einwandfreiem Wasser Aufgabe der Landespolizei sei und 
daher der Klägerin nicht gesetzlich obliege, so trifft dies schon deshalb nicht 
zu, weil dadurch, daß im § 85 des Beichsgesetzes vom 80. Juni 1900 den Ge- 
meinden die Verpflichtung auferlegt worden ist, Einrichtungen für Versorgung 
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mit einwandfreiem Wasser herzastellen, anerkannt worden ist, daß die Her- 
stellung der hierzu nach den örtlichen Verhältnissen erforderlichen Einridi- 
tnngen zu den Angelegenheiten der ÖrtUchen Gemeinschaft gehört. Dabei 
madit es keinen Unterschied, daß sich das Bedürfnis zu einer Erweitermig der 
Einrichtungen aus den besonderen Verhältnissen desjenigen Teils der Bevdlke- 
rang, der die Schiffahrt betreibt, ergibt und gerade dieser Teil der Bevölke- 
rung leicht Krankheiten nach anderen Orten hin übertragen kann. Auch hier 
entspringt das Bedürfnis aus den örtlichen Verhältnissen des GemeindebezirkB. 
Folgt aber aus § 35, daß die Einrichtung der erforderlichen Wasserversorgung, 
zu der die Gemeinden angehalten werden können, zu dem polizeilichen Zu- 
stande der örtlichen Gemeindeverhältnisse gehört, so war auch die Ortspolizei- 
behörde nach den gesetzlichen Bestimmungen diejenige Behörde, welche fftr 
die Verbesserung dieses Zustandes Sorge zu tragen hatte. Damit erledigt sich 
der Einwand, daß die Ortspolizeibehörde zum Erlasse der Anordnungen nicht 
zuständig gewesen sei und daß die Anordnungen nur von der Landespolizei 
hätten ausgehen können. Unter diesen Umständen ist weder auf die von der 
Klägerin angezogenen, die Aufgaben der Landespolizei betreffenden Ministerial- 
erlasse noch auch auf das von ihr in Abschrift überreichte, vor dem Inkraft- 
treten des § 85 des Eeichsgesetzes vom 30. Juni 1900 gefällte Urteil des 
Kammergerichts vom 15. Juni 1895 weiter einzugehen. 

Die Zuständigkeit der Ortspolizeibehörde wird auch nicht dadurch aus- 
geschlossen, daß nach § 30 des preußischen Gesetzes, betreffend die Be- 
kämpfung übertragbarer Krankheiten, vom 28. August 1905 die Anordnung 
zur Beschaffung der im § 29 bezeichneten Einrichtungen von der Kommnnal- 
aufsichtsbehörde zu erlassen ist. Denn zu den zur Bekämpfung der über- 
tragbaren Krankheiten notwendigen Einrichtungen im Sinne des § 29 des 
Gesetzes vom 28. August 1905 (vergl. auch § 28 des Beichsgesetzes vom 
28. Juni 1900) gehören nicht die zu einer Verbesserung der allgemeinen hy- 
gienischen Zustände dienenden Einrichtungen, zu deren Herstellung die Ge- 
meinden nach § 85 des Eeichsgesetzes angehalten werden dürfen. Zwar kann 
in der dies anerkennenden Bemerkung der ministeriellen Ausftthrungsbestim- 
mungen vom 7. Oktober 1905 zu § 29 des Gesetzes vom 28. August 1905 nickt 
eine authentische Interpretation gefunden werden, wie der Bezirksaussdiufi 
meint; aber aus der Entstehungsgeschichte des § 29 ergibt sich zweifelsfrei, 
daß sich nach der Absicht des Gesetzgebers die Bestimmung im § 29 ttber die 
zur Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten notwendigen Einrichtungen 
nicht auch auf die zur Verbesserung der allgemeinen gesundheitlich«! Ver- 
hältnisse im Sinne des § 35 des Beichsgesetzes beziehen soU. 

Da es sich um gesundheitspolizeüiche Maßnahmen handelt, so kann ein 
Eingriff in die Zastän£gkeit des die Baupolizei verwaltenden Magistrats nicht 
in Frage kommen. 

Waren danach die angefochtenen polizeilichen Verfügungen rechtlich 
und tatsächlich begründet und war auch der beklagte Polizeipräsident zum 
Erlasse zuständig, so mußten die erhobenen Klagen abgewiesen werden. Wenn 
der Bezirksausschuß die gegen die Verfügung vom 80. Oktober 1907 gerichtete 
Klage für gegenstandslos erklärt hat, so kann ihm darin nicht beigetreten 
werden, weil die Klägerin eine Entscheidung über die Bechtmäßigkeit der 
angefochtenen Verfügung verlangen kann, auch wenn die Verfügung ohne 
Wirkung geblieben ist* Daher waren die Vorentscheidungen mit der Maßgabe 
zu bestätigen, daß auch die gegen die letzte Verfügung gerichtete Klage 
abgewiesen wurde. 

Medizinal - ßesetzgebung. 

^. I>evitsoli.es Reioli.. 

Verkehr mit Essigsäure. Verordnung vom IL Juli 1908. 

§ 1. Rohe und gereinigte Essigsäure (auch Essigessenz), die in 100 Ge- 
wichtsteilen mehr als 15 Gewichtsteile reine Säure enthält, darf in Mengen 
unter 2 1 nur in Flaschen nachstehender Art und Bezeichnung gewerbsmäßig 
feilgehalten und verkauft werden: 

1. Die Flaschen müssen aus weißem oder halbweißem Glase gefertigt, 
länglich rund geformt und an einer Breitseite in der Längsrichtung gerippt sein. 
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2. Die Flaschen rnttsseii mit einem Sicherheitsstopfen Teisehen sein, der 
bei wagerechter Haltung der gefflllten Flasche innerhalb einer Minute nicht 
mehr als 50 ccm des Flaschenlnhalts ausfließen l&ßt. Der Sicherheitsstopfen 
muß derart im Flaschenhalse befestigt sein, daß er ohne Zerbredien der 
Flasche nicht entfernt werden kann. 

8. An der nicht gerippten Seite der Flasche muß eine Au&chrift vor- 
handen sein, die in deutlich lesbarer Weise 

a) die Art des Inhalts einschließlich seiner St&rke an reiner Essigsfture angibt, 

b) die Firma des Fabrikanten des Inhalts beseichnet, 

c) in besonderer, ittr die sonstige Aufschrift nicht yerwendeter Farbe die 
Warnung 

MVorsichtl ünTerdtbint lebensgef Ehrlich* 
getrennt Ton der sonstigen Aufschrift enthfilt, 

d) eine Anweisung ftir den Gebrauch des Inhalts der Flasche bei der Ver- 
wendung zu Speisezwecken erteilt. 

Weitere Aufschriften dürfen auf der Flasche nicht yorhanden sein. 

§ 2. Die Vorschriften des § 1 finden keine Anwendung auf das Feil- 
halten und den Verkauf yon Essigsäure in Apotheken, soweit es zu Heil- oder 
wissenschaftlichen Zwecken erfolgt. 

8 §. Das Feilhalten und der Verkauf Ton Essigsfture der im § 1 be- 
zeichneten Art unter der Bezeichnung »Essig'' ist yerboten. 

§ 4. Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1909 in Kraft 



Cfewfthnmg des Cfnadengehalts an AdoptiTkinder. Erlaß des 
Ministers des Innern und des Finanzministers vom 80. Juni 
1908 — 11 1241, F.M. 1 11882 — an sämtliche Herren Begierungsprftsidenten. 

In einem Einzelfalle ist die Frage aufgetreten, ob nach Erlaß des 
Gesetzes Tom 27. Mai 1907 (G.S. S. 99) auch den an Kindes statt an- 
genommenen Kindern eines unmittelbaren Staatsbeamten der Anspruch auf 
Gewährung des Qnadenquartals nach Maßgabe des Gesetzes vom 20. Mai 1882 
(G.S. S. 228) zusteht. 

Diese Frage ist zu yemeinen. 

Was den hierbei zunächst in Betracht kommenden § 1757 B.G.B. 
betrifft, so ist dieser in der yorliegenden Frage schon um deswillen nicht ent- 
scheidend, weil der Artikel 80 des Einftthrungsgesetzes zum B.G.B. für die 
yermögensrechtlichen Ansprüche der Hinterbliebenen eines Beamten aus dem 
Beamtenyerhftltnisse die landesgesetzlichen Vorschriften aufrecht erhalten hat, 
soweit in dem B.G.B. nicht eine besondere Bestimmung getroffen ist. Da es 
an solchen besonderen Bestimmungen, wie sie z. B. § 197 B.G.B. Aber die 
Verjährung der Ansprttche aus dem Beamtenyerhältnisse enthält, im yorliegen- 
den Falle fehlt, so bewendet es bei den landesgesetzlichen Vorschriften. 

Nach diesen war es aber bis zum Erlasse des Gesetzes yom 27. Mai 
1907 nicht zweifelhaft, daß auf Grund des § 81 Abs. 1 des Gesetzes yom 
27. März 1872 nur die „ehelichen Nachkommen** eines Staatsbeamten bezw. 
eines den gleichen Vorschriften unterliegenden Kommunalbeamten Anspruch 
auf den Pensionsbetrag des auf den Sterbemonat folgenden Monats hatten. 
Der gleiche Anspruch wurde in der Praxis nur den durch nachfolgende Ehe 
legitimierten E[indern zuerkannt, da diese in allen Beziehungen die rechtliche 
Stellung ehelicher Kinder besitzen. 

Wenn das Gesetz yom 27. Mai 1907 den Kreis der Bezugsberechtigten 
auf die durch Ehelichkeitserklärung legitimierten Kinder ausgedehnt hat, ob- 
wohl diese hinsichtlich des Verhältnisses zur Familie des Vaters (§ 1787 B.G.B.) 
den ehelichen Kindern nicht gleichstehen, so gestattet dieser Vorgang eine 
ausdehnende Anwendung auch auf adoptierte Kinder, welche ebenfalls in mehr- 
fachen Beziehungen den ehelichen Kindern nicht gleichgestellt sind (§§ 1768, 
1764 B.G.B.), nicht. Fttr adoptierte Kinder ist es yielmehr mangels einer 
anderweiten gesetzlichen Vorschrift bei dem bisher bestehenden Becht yer- 
blleben, welches ihnen einen Anspruch auf die Bezttge des Gnadenmonats 
bezw. Ghiadenquartals nicht einräumt, sie yielmehr, sofern die sona^gen Vpr- 
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aussetaimgeii daau vorliegOD, lediglich anf die Woidtates des § 91 Abi. 8 des 
S6flmteDpeAi»ionBgesetz«B yetweist. 

Ew. Hochwohlgeboteii pp« eftuchen wir ergebdsst) kieniach in ZolntBft 
gefälligst stt Terlahren. 

ijiw^lsiiBg ftber dai präktiflidie Jalir der Mediziner (|§ 59^-68 der 
PrttAiDgsordiiiiiig fOr Aerzte Tom 28« Mal 1801). Erlaß des Miaizteta 
der UBW. Medizinalangelegealieiten -^ Mi Kr.l808& UI -^ fm 
7. Jnlil908 an sämtliebe Herren Begienugsprfieidentett.^) 

Anl Grand der ziriaehen den beteiligten Bnndesregienuigen getreifüieB 
Vereinbanmgen habe ich die beifolgende ^Anweisung über das Praktische Jalur 
der Mediziner (§§ 58—63 der FrlÜtingsordnang für Aerzte vom 28. Mai 1901)* 
erlassen, die im Ministerialblatt ftbr Medizinalangelegenheiten verOffentlidit 
werden wird. Ich ersuche ergebenst, für eine weitere I^anntgabe, namentticli 
an die Ihrer Aufsicht unterstehenden, zur Annahine von Praktikanten er- 
mächtigten Krankenhäuser pp. und, soweit es ohne besondere Kosten mOglidi 
ist, für eine weitere Veröffentlichung d^r Anweisung gefälligst Sorge n 
ttagen, sdwie auf die Durchführung der in ihr enthaltenen Sestttnfnung^ 
hinzuWirkeh. 

I. Anstalten, in denen das praktische Jahr abgeleistet wird. 
§ 1. Die Besohäf tiguAg des Eiindidatett während des praktischen JaUea 
kann an folgendeii Anstalten innerhalb des Deutschen Beiehes erfolged: 

a) an einer Universitätsklinik, 

b) an einer üniversitätspoliklinik, 

c) an dnem dazu besonders ermächtigten Krankenhause, 

d) an daem medizinisohen nicht klinisohen üniversitätiiinstitute) 

e) an einein dazu besoncters ermächtigten selbständigen medi|änisch«wi9P99* 
schaftlichen Institute. 

Die Abieistuiig des praktischen Jahres kann auck 9m den zu Akademien 
für praktiscke Medmn vereinigten Krankenanstalten und wissenschahUchett 
^stituten erfolgen, insoweit sie besonders ermächtigt 8in4. 

§ 2* Die Besokäftigung an einer der im § 1 d und e erwähnten Aa* 
stalten wird in der Eegel höchstens bis zur Gesamtdäuer von 6 l^paaten i^ 
nur in besonderen Ausnahmefällen bis zur Gesamtdäuer von 8 Monaten auf 
das praktische Jahr angereckn^t. 

§ 8* Di0 ßesckaftigüng an einem medizinisch -wissensckaftUche^ Li* 
stitutei das z% einem isrmächUgten Krsuakenhause gekört, wird auf das prek- 
^che Jalir nicht angerechnet, es sei deiin, daß das Institut in der ErmäehÖ- 
gung des betreffenden Krankenhauses besonders aufgeführt ist. Für selehe 
tHUe £n4en h^i die Besckäftigung an dem Institute die Vorsehjaften des g 8 
Anwendung. 

g 4. Das Verzeickus der im tleichsgebiete zur Besehäftigung vob 
Kandidaten ermächtigten ]Kjrankenhäusar und selbständigen medizinieäh-wiBaee- 
schaftlichen Institute (vergl. g 1 c und e) wird alljährmh m 2entralb|att für 
das Deutsche Bdch veröffentlicht (Verzeichnis I). Daneben gelangt farta» 
ein vomekmiick für den praktischen Gebrauck der tkandidaten bevedme^ 
Verzeichnis der ermächtigten Anstalten zur Ausgäbet welches nähere Angaben 
über die Anstalten selbst, ^o t^ber das hauptsächückste Arbeitsgebiet der Aih 
staft, die Kamen ihrer ärztlichen Leiter, die für die Zulassung der j^tandidaten 
zuständige Stelle, die Bettenzahl« die Zahl der Assistenten und I^egepersonen« 
die den Kandidaten gewährten Vergünstigungen und sonstiges für 4io Kandl* 
daten Wissenswerte enthält (VerzefeMa Ü). Ein Szemphor dessdben wird 
den Kandidaten nach Beendigung der Prüfung durch den Vpraitzenden dei 
Prüfungs- Kommission übergeoen. 

g 5. Die Beschäftigung an einer au8erha|b des Deutschen Bdehs g^ 
legenen Anstalt der im gl bezeichneten Art wird nur ausnfJunsweifle ud 
zwar höchstens bis zur Gesamtdäuer von 6 Monaten auf das praktische Ja« 
angerecknet Gesuche sind vor dem Beginne der Beschäftigimg b^ der Zentnil* 
t)ehörde, in deren Gebiete der Kandidat die ärztliche Prüfung kestanden hat 
einzureichen. 

^) In Bayern ist diese Anweisung unter dem 80. Juni ^9 08 erlassen. 
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IL Behandlaiig innerer Etaikbeiten. 
§ 6. Von d6a praktische^ Jahre hat der Kandidat mindeatetis elft 
Drittel Von:ag:lweifi6 der Behandlung ton innert Ktahkhdt^b afa iridmeli. 
Dieiier VorBclürif i kann linr gefaügt Wärden dnreh Bee6hifti|;tiflg an ailgemdüM 
KriülkenanlM;alten,i) deaeh ein reickee MatMal ak iakeren Kränkek atür Ye^^ 
Itomg steht, nicht jedoch dnrch Beschftftfg[iuig att frftenanstalt^n, Liinl[eii* 
h^t&tten and sonstigeii S]^ezlaU»ankeki^taltea, deren Aufgäbö aaiiKMefiidk 
in der Behandlnng eiaer einaelken inneren Ktankheil odet Eraakkeit8grtt]^p6 
besteht Der Kandidat wird dies bei der Auswahl der Anstalt, in der er \^ 
sck&fügt na werden wttnsokt, au betfleksiohtigen haben. 

UL Annahme des Kandidaten in der Anstalt. 

§ 7. Das praktische J^ahr hat sich möglichst nnipittelbar an die be- 
standene Prüfung anansohließen. SoU es sp&ter als 4 Wochen nach Beenojgiuig 
^er t'rülung hegonnen werden, so bedarf es der Eilanbnis der Kentrai« 
behörde (§ 5). 

§ & Da» Gesuch des Kandidaten um, Beschfiitignng an eiael im § 1 
bezeichneten Anstalt ist, soweit es sich un uaif ersit&tJsklinikek und -«PoU- 
kliniken und am nichtkliniscke üniyersititsinstitnte (§ la, b nnd d) handelt, 
aü del^eh Direktor.sowdt ^tm&chtigte AnstÜtea (§ 1 c Uüd e) ih Frage stehen, 
an die in den! Yetzeichnis 11 ä^ für die Annahme aHlstftnalg btecibhii^ie 
JStellö zu richten. 

§ 9. Damit der Kandidat da 
Schluß an die ärztlich)!^ Prüfung be^ 
bereits vor Beendigung der Piruung 
stajt mit dieser in Verbindung tritt, 
wird ihm seitens des Vorsitzenden 
Bescheinif^g hiertt(»er ausgestellt, ai 
als Praktikant naäizusuchen hat. 

§ IQ. Die Anstaltsleitung, an welch« sidi der Kandidat mit Aaiilaglii 
oder mit seiaom O^sndhe weiidäL hat alles zu vermeiden, wte den Gang der 
VerhandliOigen uad dek Eintritt des Kakdidaten verzOgem könnte« Stehen der 
Annaknia Bedenken entgegen, so ist der Kandidat nm^ead hiervoa zu untel- 
riehten^ damit er sich sof^ekui an eine andere Anstalt wenden kann. 

IV. Beschäftigung und Auslifildung des Kandidaten. 

§ 11. Für die oldnungsmiBige AusbUdukg des kandidatea ist dtt 
Direktor der Universitätsklinik oder -Poliklinik oder des lastttHts, bei Krankeil- 
ji&usem der &rztliche Leiter der Anstalt verantwortlich, welcher sich der 
Praktischen Ausbildung des KandMateli mit Sorgfalt zu wldinen hat. Als &rzt- 
Udief tdter ^Üt ih denjenigen Anstalten, ia deneh Inehr^f e Abteilungen uhtet 
selbettänfflj^er Leitung beeonderet dlrigiereade^ AeriSte torhanden öind, d6r 
Leiteir derjenigen KrdnkeiihäusabteilUng, ik Wölctier der Kandidat be- 
schäftigt witl 

§ 12. Voraussetzung für eme ordnungsmäßige Beschältigunff und Aua- 
hildung des Kandidateh in einer Krankenanstalt ist, daß die &aiikenbehiuid- 
lung, der Krankenhausoetrieb und die Unterweisung des Pflegejpersoni^s ißB 
Anforderungen der medizinischen Wissenschaft uncT der Offentlichmi Gesund- 
heitspflege in vollem Umfang entsprechen und die Einheitlichkeit der ärztUcben 
Leitung und Krankenyersorgung streng geWahtt ist. 

§ IB. Dem Direktoi? der Üniversitätsanstalt oder bei ermächtigen Aa- 
stalten dem Leiter derselben bleibt vorbehalten, dem Kandidaten eine Ap* 
Weisung über die Art und Ausdehnung seiner Beschäftigung za erieilea, woboi 
die in den §§ 14 bis 19 aufgestellten Gfesichtspunkte als Richtschnur zu 
dienen habear. 

§ 14. Ziir Erreichung des Zieles des praktischea «fahres genügt eil 



^) Von Kinderlaaakenaastalten gilt dies nur, wenn in iknen Kkder aller 
Alteisetttlen Aufnalime Und alle inneren Krankkeiten einsdiließlick ter tha* 
tragbaren Krankbeitea Bekandlung finden. _ ^ 
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nicht, dftß der Kandidat nur die Morgen- nnd Abendräite mitmacht, im übrigen 
aber von der Anstalt fernbleibt. Vielmehr ist es erforderlich, daß er sich 
während des Tages dauernd in der Anstalt aufhält und sich ganz der Behand- 
lung und Beoba^tung der Kranken widmet Deshalb ist es wünschenswert, 
daß der Kandidat während seiner praktischen Tätigkeit in einer Kranken- 
anstalt in derselben wohnt und rerpflegt wird. Gestatten die Verhältnisse die 
Unterbringung des Kandidaten in der Krankenanstalt nicht, so sollte ihm 
wenigstens fie MSglichkeity sich in der Anstalt zu beköstigen, gewährt 
werden.] 

§ 15. Die Uebertragung einer Hilfsarztstelle in den Krankenanstalten 
an den Kandidaten ist nicht zulässig. 

§ 16. Der Ausbildung des Kandidaten in der Krankenanstalt wird am 
besten dadurch genügt, daß er einer bestimmten Krankenabteilung zugewiesen 
wird und auf derselben eine bestimmte Anzahl von Kranken, nicht unter 12, 
zugeteilt erhält, die er unter der Beihilfe und yerantwortlichen Leitung des 
Hiusarztes der betreffenden Station (Pariilon, Baracke) ärztlich zu versorgen 
hat. Hierbei ist zu beachten, daß der Kandidat stets unter der Aufsicht des 
Direktors oder ärzüichen Leiters yerbleiben muß. 

§ 17. Dem Kandidaten ist die Möglichkeit zu bieten, sich in der Unter- 
suchung und Behandlung der Ejanken, im Verschreiben Yon Bezepten, in der 
Abfassung yon Krankengeschichten, Zeugnissen und Gutachten, in der Führung 
der Krankenblätter, in der Abhaltung des ärztlichen Wachtdienstes und in 
der Ausführung von Leichenöffnungen, soviel wie möglich zu betätigen. Gegen- 
stände der Untersuchung sollen femer sein: die Handhabung der Unter- 
suchungsmethoden, die praktische Ausübung der Krankenpflege, insbesondere 
das Eingehen auf die Wünsche und Bedürfnisse der einzelnen Kranken nnd 
das taktvolle Verhalten gegenüber dem Pflegepersonal. Die wissenschaftliche 
Verwertung bemerkenswerter Krankheitsfälle, die Anwendung der verschiedenen 
Heilmethoden und der Arzneiverordnung, die Handhabung der Antiseptik und 
die Einhaltung der Asepsis, die Mithilfe bei Operationen (Narkose, Assistenz, 
Nachbehandlung), die Vornahme derselben, überhaupt die Uebung in möglichst 
allen Zweigen der praktischen Medizin, besonders auch auf dem Gebiete der 
Arbeitersclmtzgesetzgebung. Femer erscheint eine Belehrung angezeigt über 
die Leitung und Verwaltung der Anstalt, über die Durchführung hygienischer 
Maßnahmen in der Anstalt, über die Erfüllung der dem Arzt obliegenden ge- 
setzlichen Pflichten, namentlich bezüglich der Anzeigepflicht bei übertragbaren 
Ejrankheiten und der Desinfektion, sowie über das kollegiale Verhalten anderen 
Aerzten gegenüber, besonders in der Privatpraxis. 

§ 18. Alle einer Anstalt oder Anstaltsabteilung überwiesenen Kandi* 
daten haben sich an den täglichen Visiten der dirigierenden Aerzte und der 
einzelne Kandidat außerdem an den Vormittags- und Nachmittagsbesuchen des 
Hilfsarztes seiner Station zu beteiligen, wobei am Krankenbette genauere Be- 
sprechungen geeigneter Fälle stattzufinden haben. Von großem Nutzen werden 
auch besondere Beferatstunden sein, welche von den dirigierenden Aerzten in 
Gegenwart sämtlicher Hilfsärzte und Kandidaten abgehalten werden und in 
denen die gemachten Beobachtungen ausgetauscht und durch die 
Erläuterungen der erfahrenen Chefärzte besonders nutzbringend gemacht 
werden können. 

§ 19. Der Kandidat soll durch den Dienst in der Anstalt voll be- 
schäftigt werden. Denn er hat seine ganze Kraft und Aufmerksamkeit darauf 
zu richten, seine praktischen Kenntnisse und Fähigkeiten zu vertiefen und 
fortzubilden, sowie das erforderliche Verständnis für die Aufgaben und Pflichten 
des ärztlichen Berufs zu gewinnen. 

§ 20. Die in den §§ 12—19 enthaltenen Bestimmungen flnden auf die 
Beschäftigung und Ausbildung des Kandidaten in PolikJ^uken und Instituten 
sinngemäße Anwendung. 

§ 21. Der Kandidat hat sich der Hausordnung und den Anordnungen 
des ärztlichen Leiters der Anstalt zu fügen. Zuwiderhandlungen können von 
diesem mit Verweisen, in Wiederholungs- oder besonders schweren Fällen mit 
sofortiger Entlassung aus der Anstalt bestraft werden. Im Falle der sofortigen 
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Eallassuttg hat der ärztliche Leiter binnen zwei Wochen an die der üniyersitäts« 
anstalt Torgesetzte Behörde, bei ermächtigten Anstalten an die zuständige 
Aofsichtsbehörde zn berichten. 

§ 22. Die Direktoren der Universitätskliniken und -Polikliniken und 
der Institute sowie die ärztlichen Leiter der Krankenhäuser sind befugt, dem 
Kandidaten einen kurzen Urlaub zur Erholung oder zu besonderen Gelegen- 
heiten zu erteüen. Eine Anrechnung der Urlaubszeit auf das praktische Jahr 
ist nur bis zu höchstens 14 Tagen und nur unter der Voraussetzung zulässig, 
dafi die Tätigkeit des Kandidaten zu Anständen keine Veranlassung gegeben 
und sich ordnungsmäßig vollzogen hat. Unter der gleichen Voraussetzung 
kann auch die Zeit der ärztlich zu bescheinigenden Krankheit bis zur Höchst- 
dauer von 4 Wochen auf das praktische Jahr angerechnet werden. Eine weitere 
Anrechnung von Krankheitszeit ist nur in besonders gearteten Fällen mit Ge- 
nehmigung der Zentralbehörde (§ 5) angängig. Li jedem Falle der Beurlaubung 
oder der Erkrankung muß die Daner der Unterbrechung unter Bezeichnung 
des Anfangs- und Enddatums in dem Abgangszeugnis vermerkt werden. Eine 
Abkürzung der aui die Behandlung von inneren Krankheiten zu verwMidenden 
Zeit (mindestens ein Drittel des praktischen Jahres) darf durch Urlaub oder 
Kransheit nur in besonders begründeten Fällen erfolgen. 

§ 23. Das praktische Jahr ist in der Begel ohne Unterbrechung zu 
erledigen. Eine längere als 14tägige Unterbrechung bedarf der Genehmigung 
der Zentralbehörde (§ 5). 

Eäi steht dem Kandidaten frei, das an einer Anstalt begonnene praktische 
Jahr an einer zweiten und gegebenenfalls noch an einer dritten Anstalt fort- 
zusetzen. Will er noch einen weiteren Wechsel der Anstalt eintreten lassen, 
so hat er zuvor die Genehmigung der Zentralbehörde (§ 5) einzuholen. 

Es ist wünschenswert, daß die Tätigkeit des Kandidaten an einer An- 
stalt nicht zu kurz bemessen wird. Ein Wechsel der Anstalt darf, vorbehalt- 
lich des § 21, nur nach 14tägiger Kündigung erfolgen, welche sowohl dem 
Leiter der Anstalt als dem Kandidaten zusteht. 

§ 24. Hat der Kandidat es an dem erforderlichen Eifer während der 
Ableistung des praktischen Jahres fehlen lassen, so daß die Zentralbehörde (§ 5) 
nicht die Ueberzeugung gewinnt, daß er den zu stellenden Anforderungen 
entsprochen hat. so wird die Zentralbehörde die Dauer des praktischen Jahres 
noch darüber ninaus für einen von ihr zu bestimmenden Zeitraum aus- 
dehnen. 

§ 25. Während der Ableistung des praktischen Jahres hat der Kandidat 
mindestens zwei öffentlichen Impfungs- und ebenso vielen Wiederimpfnngs- 
terminen, einschließlich der dazu gehörigen Nachschautermine, beizuwohnen. 
Die Bescheinigung daräber stellt der Impfarzt aus, welcher den Impftermin 
abgehalten hat. Die erforderlichen Mitteilungen über die Impftermine, welche 

in der Eegel im Mai und Juni stattfinden, sind von dem zuständigen beamteten 
Arzte einzuholen. 

V. Erteilung des Abgangszeugnisses. 

§ 26. Die Abgangszeugnisse über die Ableistung des praktischen Jahres 
sind nach dem der Prüfungsordnung beigegebenen Muster 5 durch den Direktor 
der Universitätsklinik oder -Poliklinik oder des wissenschaftlichen Instituts 
oder den ärztlichen Leiter der Anstalt bezw. der selbständigen Anstaltsabteilung, 
bei welcher der Kandidat tätig gewesen ist, auszustellen. War der Kandidat 
an mehreren Abteilungen tätig, so ist ftlr die betreffende Zeit von jedem Ab- 
teilungsleiter ein besonderes Zeugnis auszustellen. Alle Zeugnisse müssen eine 
nähere Würdigung der Art der Beschäftigung, sowie eine Angabe darüber 
enthalten, welchen Teil der bezeichneten Zeit der Kandidat vorzugsweise der 
Behandlung von inneren Krankheiten gewidmet, inwieweit er seine praktischen 
Kenntnisse und Fähigkeiten vertieft und fortgebildet, und ob er ausreichendes 
Verständnis für die Aufgaben und Pflichten des ärztlichen Berufes ge- 
zeigt hat. 

§ 27. Wird dem Kandidaten die Erteilung des Abgangszeugnisses von 
dem ärztlichen Leiter der Anstalt versagt, so ist dieser verpflichtet, es dem 
Kandidaten unter kurzer Angabe der Gründe schriftlich zu eröffnen. Gegen 
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diesen Bescheid isfc Beschi^erde binnoB swei Wochen an die der üniTersitäis- 
anstalt vorgesetste Behörde, bei ermächtigten Anstalten an die Zmiralbehdrde 
desjenigen Bundesstaates, in dessen Qebiet die Anstalt gelegen ist, solisstg. 



Berechttguig lur Beielehnung als Speiialarit. Erlaß des Ministers 
der usw. Medisinaiangelegenheiten yom 14. Juli 1908 — M. 
Nr. 4264/07 U. I. — an s&mtliche Herren Oberpr&sidenten. ') 

Die zunehmende Zahl yon Spezialarzten, welche zum Teil diese Be- 
zeichnung sich ohne eine genügende wissenschaftliche besondere Vorbilduig 
and ohne die erforderliche praktische üebung beilegen, hat mich veranlaßt, 
die erweiterte Wissenschaftliche Deputation fttr das Medizinalwesen gutacht- 
lich ttber die Frage zu hOren: 

„Soll die Berechtigung der Aerzte, als Spezialärzte fttr einzelne Gebirte 
der praktischen Medizin sich zu bezeichnen, an bestimmte Bedingungen ge- 
knüpft werden und zutreffenden Falles an welche?'* 

Die genannte Deputation hat in ihrer Verhandlung am 16. Oktober 
T. J. ihre gutachtliche Auffassung in folgenden Sätzen niedergelegt: 

„1. Die Berechtigung der Aerzte, sich als Spezialarzt fttr einzelne Gebiete 
der pniktischen Medizin oder mit einem anderen gleichbedeutenden Titel 
öffentlich zu bezeiclinen, ist an bestimmte Bedingungen zu knttpfen. 

2. Folgende Einzelgebiete der Medizin kommen zurzeit hauptsächlich 
in Frage: 

a. Innere Medizin. 

b. Chirurgie. 

c. Augenhdlkunde. 

d. Hf£i- und Nasen- oder Ohrenkrankheiten. 

e. Geburtshilfe und Gynäkologie. 

f. Haut- und Geschlechtskrankheiten, 
ff. Nerven oder psychische Krankheiten, 
h. Kinderheilkunde. 

8. Für die Berechtigung, sich als Spezialarzt oder mit einem anderen 
gleichbedeutenden Titel öffentlich zu bezeichnen, ist eine besondere Ausbildung 
nach Erlangung der ärztlichen Approbation za fordern. 

Die besondere Ausbildung muß bestehen: in der wissenschaftlichen 
Fortbildung und praktischen Beschäftigung während eines Zeitraumes, der 
erfahrungsgemäß zur selbständigen Betätigung auf dem gewählten Gebiete 
erforderlich ist. 

In der Begel sind 8 Jahre als erforderlich zu erachten. 

4. Die besondere Ausbildung muß in Universitätsanstalten, Anstalten 
der Akademien fttr praktische Medizin, Spezialabteilungen größerer Kranken- 
häuser oder bei anerkannten Spezialärzten gewonnen werden und zwar in der 
Stellung als Assistent. Ein Verzeichnis der in Betracht kommenden Anstalten 
und Spezialärzte wird alljährlich von der zuständigen Behörde aufgestellt und 
veröffentlicht. Ausnahmen können unter besonderen Verhältnissen von der 
gleichen Behörde zugelassen werden. 

5. Dauer und Erfolg der spezialistischen Beschäftigung sind durch eine 
Bescheinigung des ausbildenden Arztes nachzuweisen.** 

Von den Beferenten ist bei der Beratung unter Zustimmung 4er Mehr- 
zahl der Mitglieder der Erweiterten Wissenschaftlichen Deputation der Meinung 
Ausdruck gegeben, daß es sich empfehlen werde, die Spezialistenfrage als eine 
ärztliche Standesfrage zu behandeln und die weiteren Schritte zunächst der 
ärztlichen Standesorganisation (Einwirkung der Aerztekammer, Ehrengerichte) 
zu ttberlassen. Indem ich dieser Auffassung Rechnung trage und in den Be- 
schlttssen der Deputation eine geeignete Grundlage für eine einstweilige außer- 

^) Abschrift des Erlasses ist sämtlichen Herren EegierungspräaidenteB 
zur gefälligen Kenntnisnahme mit dem Anheimgeben mitgeteilt, den Vor- 
ständen der größeren Krankenanstalten des Bezirks in geeigneter Weisel von 
den Beschlttssen der Wissenschaftlichen Deputation des Medizinalwesenn 
Kenntnis zu geben. 
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gesefcilidie Oestaltnng der BehandlnBg der Spealalistenfrage erblicken mttckte, 
sehe ich zurzeit ?oa einer Weiter Verfolgung der Angelegenheit meinerseits ab 
und enndie £w. Ezzellenz ergebenst, der Aerztekammer fftr die dortige 
ProTins die Beschlüsse der erweiterten Wissenschaftlichcii Deputation Itlr dss 
MedizinalweseB zur weiteren geeigneten Bekanntgabe unter den Aerzten des 
KammerbesJrks geftiligst mitzuteilen. 

Von der Aufstellung des in Ziffer 4 der Beschltlsse in Aussicht ge- 
nommenen Verzeichnisses wird diesseits Torläufig abgesehen. 



Terfabren zur ZAebtmg ron Geniekstarre-Erregem. Erlafi des 
Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten yom 18. Juli 
1908 — M. Nr. 12918 — an s&mtliche Herren BegierungsprSsidenten. 

Der Leiter der Typhus- üntersuchungsanstalt in Neunkirchen, Dr. 
Conradiy hat nachstehendes im hiesigen Institut für Infektionskrankheiten 
nachgeprüftes und bewährt gefundenes Verfahren zur Züchtung von Genick- 
starre -Erregern angegeben: „Für den FaU, daß Ascitesilüssigkdt oder Plazen- 
tarblut nicht zur Verfügung steht, wird der durch Lumbalpunktion • eines 
Kranken gewonnene Liquor cerebrospinalis möglichst bald nach der Entnahme 
zentrifugiert ; die klare überstehende Flüssigkeit wird auf 46® C. angew&rmt, 
mit drei Teilen gewöhnlichen, [schwach alkalischen, bis auf 45 ^ C. abge- 
kühlten flüssigen N&hragar sorgfältig vermischt und in Petrische Schalen 
ausgegossen. Von dem zentrifugierten Bodensatz werden 1 bis 2 PlatinOsen 
auf deu erstarrten und abgekühlten Platten gleichmäßig verteilt und 24 Stunden 
bei 370 0. gehalten.** 

Ew. Hochwohlgeboren benachrichtige ich hiervon ergebenst mit dem 
Ersuchen, das Verfahren gefälligst der für den dortigen Bezirk zuständigen 
Medizinal- Untersuchuagpsanstalt bekannt zu geben. 



Sleherstellnng der Hebammen für den Fall der Krankheit, der In- 
ralldität und des Alters* Erlaß des Ministers der usw. Angelegen- 
heiten ^ M. Nr. 6546 — vom 8. Mai 1908 an sämtliche Herren Ee- 
gierungspräsidenten. 

Unter den Forderungen, die zur Verbesserung der Lage der Hebammen 
laut geworden sind, steht in erster Linie die Sicherstellung der Hebammen für 
den Fall der Krankheit, der Invalidität und des Alters. Die staatliche In- 
validenversicherung, die den Fall der dauernden Invalidität berücksichtigt, 
kommt hierfür aus aligemeinen Gründen und im besonderen deshalb nicht in 
Betracht, weil die Berufsinvalidität der Hebammen in den meisten Fällen nicht 
mit der gesetzlichen Invalidität zusammenfällt 

Den statutarisch von den Kreisen anffostellten Bezirkshebammen ist be- 
reits jetzt in zahlreichen Fällen eine ausreichende Versorgung für den Fall 
der Erkrankung oder der Dienstunfähigkeit vertragsmäßig zugesichert In 
andern Fällen wird sich gemäß Erlaß vom 1. April d. Js. — M. 6042 I — 
eine ausreichende Begelung nach dieser Eichtung hin durch eine entsprechende 
Verhandlung mit der Kreisvertretung ermöglichen lassen. 

Für die frei praktizierenden Hebammen kOnnen nur besondere Berufs- 
Teraicherungskassen in Frage kommen, die ihren Versicherten das Becht auf 
eine hinlängliche Unterstützung gewähren. Solche Kassen hat die Vereinigung 
deutscher Hebammen in ihrer Allgemeinen Deutschen Kranken -Unterstützungs- 
nnd Sterbekasse (Eingeschriebene Hiifskasse 112) und ihrer Allgemeinen deut- 
achen Alters -Znschußkasse (genehmigt durch Entscheidung des Kaiserlichen 
Aufsichtsamtes für Privatversicherung vom 80. 1906) begründet. Die Ge- 
schäftsstelle dieser Kassen befindet sidi in Berlin N, Schäohauser Allee 50. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, die Hebammen Ihres Be- 
zirkes durch die Kreisärzte auf diese Kassen hinweisen und zum Beitritt auf- 
fordern zu lassen. Auch wollen Ew. Hochwohlgeboren den Begierungs- und 
Medizinalrat veranlassen, gelegentlich der Ueberreichung des Prüfnngszeugnisses 
an diejenigen Hebammenschülerinnen, die die Hebammen -Prüfung bestanden 
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haben, auf die genannten Kassen in geeigneter Weise aufmerksam zu 
machen. 

Die Erfahrung ergibt, daß derartige Berufs -Unterstützongskasseii um 
80 leistungsfähiger sind, und die von den Versicherten zu zahlenden Beiträge 
sich um so geringer stellen, je größer die Zahl der Versicherungsnehmer ist. 
Deshalb empfiehlt es sich, darauf hinzuwirken, daß die Hebammenrereine von 
der Errichtung Ortlicher Kranken- oder Pensionskassen absehen, die bei der 
geringen Anzahl der Teilnehmer höhere Beiträge erfordern und nur geringe 
Unterstützungen zu zahlen im Stande sind. In denjenigen Kreisen, wo die 
Anstellung ron Bezirkshebammen durch Kreisstatut geordnet ist, wird, falls 
eine andere gleichwertige Art der Sicherstellung der Bezirkshebammen noch 
nicht besteht, danach zu streben sein, daß die rertragsmäßige Versorgung 
seitens des Kreises durch die Zahlung der Versicherungsbeiträge an die ge- 
nannten Kassen geschieht. 

Die Geschäftsstelle der allgemeinen deutschen Krankenuntersttttzungs- 
und Sterbekasse hat um die Genehmigung dazu nachgesucht, daß der erste 
und der letzte Krankenschein von der Hebamme an den zuständigen Elreisarzt 
zur Weiterbeförderung an die Kasse gesandt werden möchten, worauf die 
Auszahlung des Krankengeldes durch Postanweisung an die kranke Hebamme 
erfolgen würde. Der Kreisarzt würde auf diese Weise die für ihn erwünschte 
Uebersicht über den Gesundheitszustand der Hebammen behalten und zugleich 
für die erkrankte Hebamme Erleichterungen schaffen können. Ich erkläre 
mich mit dieser Anregung einverstanden und ersuche, die Kreisärzte dahin mit 
Weisung zu versehen, daß sie die ihnen vorgelegten Krankenscheine mit 
Empfangsvermerk, unfrankiert als portopflichtige Dienstsache an die Kasse 
weiter geben. Zugleich ist in den Personalakten der Hebamme ein ent- 
sprechender Vermerk zu machen. 

Schließlich mache ich erneut darauf aufmerksam, daß die Hebammen- 
vereine eine besondere Beachtung seitens der Kreisärzte deshalb verdienen, 
weil sie Gelegenheit zur Belehrung und zu amtlichen Einwirkungen bieten 
und sich unter der Mitwirkung des staatlichen Aufsichtsbeamten für die 
Hebammen fruchtbringend und heilsam erweisen werden. Wo ein Hebammen- 
verein noch nicht besteht, wird es zweckmäßig sein, die Begründung eines 
solchen durch den Kreisarzt zu fordern und in die richtige Bahn zu leiten. 

Ew. Hoch wohlgeboren wollen die Beteiligten insbesondere die Kreisärzte 
hiernach anweisen und über das Veranlaßte nach 6 Monaten berichten. 



O. Köni^retolt l?riirttoiiil>eirgf. 

Kontrolle des Milchyerkelirsi. Erlaß des Königl. Ministeriums 
des Innern vom 2. April 1908 an die Königl. Stadtdirektion Stuttgart, 
die Königl. Oberämter, und die Ortspolizeibehörden. 

Nach den gemachten Wahrnehmungen wird bei der polizeilichea Kon- 
trolle des Milchverkehrs (Erlaß vom 12. Mai 1886, Amtsbl. S. 184) auf die 
Feststellung des spezifischen Gewichts der Milch ein zu großer Wert gelegt. 
Da dieses Gewicht durch Zusatz von Wasser und gleichzeitige Entnahme von 
Bahm unverändert gelassen werden kann und anderseits eine Milch mit geringerem 
als dem normalen spezifischen Gewicht sich durch besonders hohen FettgehiJt, 
also durch besondere Gute auszuzeichnen vermag, indem ein hoher Fettgehalt 
auf das spezifische Gewicht erniedrigend wirkt, letzteras allein somit kein 
sicheres Urteil über die Beschaffenheit der Milch gestattet, so genügt es nicht, 
bei der polizeilichen Milchkontrolle das spezifisch Gewicht der Milch zu ermitteln, 
es ist vielmehr notwendig, daß von Zeit zu Zeit auch der Fettgehalt der in 
den Verkehr gelangenden, das normale spezifische Gewicht aufweisenden Milch 
durch eine Nahrnngsmitteluntersuchungsstelle festgestellt wird. 

Die in dieser üeberschrift genannten Behörden werden angewiesen, hier- 
nach zu verfahren. 

Verantwortl. Redakteur: Dr. Rap mun d, Reg.- u. Geh. Med.-Rat in Minden i. W 
J. 0. O. Br>iA«v Ii«rsorL Sächa. il F. Beh-Tj. non>aebdrock<*r«i in Mindon. 
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Nr. 16. 20. August. 1908. 

Rechtsprechung. 

Operation als widenreehtliehe KSrper?erletiiuiir« Urteil des 
BeiciisgericlitB vom 24. Juli 1908. 

Der Beklagte, Prof. der Ghirargie Dr. V., hatte den Kläger, der mit 
sogenanntem angeborenen Hochstand des rechten Schulterblattes und Vor« 
Icrflmmnng der Wirbelsänle behaltet war. als 6 jährigen Jangen in seiner ortho- 
pädischen Anstalt aufgenommen, und hier, ohne die Eltern au fragen oder 
auch zu benachrichtigen, eine Operation vorgenommen, die fehlschlug. 
Kläger behauptet dadurch und durch einen bei der Operation gemachten 
Kunstfehler dauernd in seiner Gesundheit geschädigt zu sein und verlangte 
deshalb eine Kapitalabfindung von 15000 Mark, eventuell 6000 Mark und eine 
Eente von 900 bis 1500 Mark jährlich. Während das Landgericht Heidelberg 
auf Abweisung des Klägers erkannte, erklärte das Oberlandesgeiicht Karlsruhe 
den Anspruch von 5000 Mark und Zinsen für gerechtfertigt und das Beichs- 
gericht bestätigte dieses Urteil. Ein besonderes Berufsrecht, vermöge dessen 
ein Eingriff in die körperliche Unversehrtheit des anderen ohne oder selbst 
mit dessen Willen erlaubt ist, steht grundsätzlich auch dem Arzte nicht 
zur Seite. Darauf, ob die Operation gelungen ist, kommt es hierbei nicht an. 
Eine vorsätzliche widerrechtliche Körperverletzung liegt vielmehr vor, wenn 
der Arzt weiß, daß eine gtiltige Einwilligung fehlt und daß er im Widerspruch 
gegen den Willen des Patienten oder des sonstigen Einwilligungsberech- 
Ugten handelt 

Ein eventueller Vorsatz konnte nach Umständen auch dann angenommen 
werden, wenn sich der Arzt um das Vorhandensein der Zustimmung überhaupt 
nicht gekümmert hat. Anders ist der Fall nur zu beurteilen, wenn der 
Arzt in dem guten Glauben handelt, eine wiriuame Einwilligung zu besitzen, 
während eine solche in Wahrheit fehlt. Auch hier ist die Handlung des Arztes 
zwar objektiv widerrechtlich, der Irrtum des Arztes aber ein entschuldbarer, 
so daß es an der subjektiven Widerrechtlichkeit und demnach an einem die 
Schadenersatzpflicht begrtindenden Verschulden fehlt. Bei entschuldbarem 
Irrtume bleibt dagegen die Handlungsweise immer eine schuldhafte : der Arzt 
hat alsdann, obwohl er wissentlich den Eingriff, den er für erlaubt htelt, vor- 
genommen hat, in der Bichtung der Widerrechtlichkeit fahrlässig gehandelt. 



Bezeichnung ^Spezialarzt für Zahn- und Mundkrankheiten — nicht 
Zahnarzt«^ Ist zulässig. Urteil des O.L.G. in Dresden vom 80. Juni 1908. 

Wenn der Kläger meint, nach der rechtskräftigen Entscheidung sei dem 
Beklagten die Führung des Titels „Spezialarzt ftir Zahn- und Mundkrankheiten*^ 
schlechthin untersagt, diesen Titel dürfe er also auch mit dem erläuternden 
Zusatz nicht, nicht ftüiren, so geht er über den Sinn und Tragweite der er- 
langten Entscheidung hinaus. Maßgebend für den Inhalt des zu vollstreckenden 
Anspruches ist allerdings die Urtmisformel, allein doch nur in dem Sinne, der 
ihr nach der Begründung zukommt. — Das Oberlandesgericht geht in seinem 
hier maßgebenden Urteile vom 27. Juni 1907 davon aus, daß dem Beidagten 
zwar die Ausübung der ZahnheUkunde an sich freistehe, daß er jedoch den 
Titel „Zahnarzt* nicht führen dürfe. Es stellt sodann fest, aus der Art und 
Weise wie der Beklagte seine Zalinpraxis ausübe und im allgemeinen kund- 
gebe« sei zu entnehmen, daß der Beklagte mit seiner Bezeichnung „Spezialarzt 
für Zahn- und Mundkrankheiten'' sich als „Zahnarzt* anktindige. Es findet 
darin einen Verstoß gegen § 1 des Wettbewerbsgesetzes wenigstens so lange, 
als die Verhältnisse beim Beklagten so liegen, wie festgestellt sei. Und es 
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verwirft demgem9.ß die Berufang des Beklagten firegen seine Yom Landgericiit 
aasgesprochene Verurteilung, die Führung des Titels ,,Spezialarzt fttr Zahn- 
und Mundkrankheiten* in allen Ankündigungen der Tages- und Fachpresse, 
im Adreßbuch, im Femsprechanzeiger, auf Visitenkarten und an seinen Tür- 
schilden bei Vermeidung von 800 Mark Strafe fttr jeden Zuwiderhandlungsfall 
zu unterlassen. Diese Auffassung des Oberlandesgerichts hat das Eeichsgericht 
in seinem urteil ?om 7. Februar 1908 allenthalben gebilligt mit dem ausdrück- 
lichen Zusatz: «Wie zu erkennen w&ro, wenn Beklagter sich nur Spezialarzt 
fttr Mundkrankheiten nennen sollte, ist hiermit nicht entschieden^. Nach alle- 
dem ist dem Beklagten eine Ankündigung als Spezialarzt für Zahn- und 
Mundkrankheiten nur untersagt, weil darin die Ankündigung als Zahnarzt zu 
ünden sei, fügt daher der Beklagte jetzt wie festgestellt ist, auf den in 
Frage kommenden Ankündigungen, nämlich auf seinem Türscmlde und auf 
seinen Patientenkarten, der Bezeichnung „Spezialarzt fttr Zahn- und Mund- 
krankheiten'^ in auffälliger Weise den Zusatz bei „nicht Zahnarzt*, so ist 
damit offenbar jede Verwechslungsgefahr ausgeschlossen und dadurch dem 
erlassenen Gebote genttgt. 



Bezeichnung «ySpezialant^ als standesnnwfirdig, Entscheidung 
des ärztlichen Ehrengerichtshofes für dasKtfnigreichSachsen 
yom 26. Mai 1908. 

Ein Arzt hatte sich eine Spezialarztbezeichnung zugelegt, die dem za- 
ständigen ärztlichen BezirksTerelne unstatthaft erschien. Da derselbe aber 
als Anstaltsarzt in disziplineller Beziehung dem EOnfgl. Ministerium des Innern 
unterstand, wurde diesem die Angelegenheit vom Bhrenrat übergeben; dieser 
sah aber keinen Anlaß zu disziplinellem Einschreiten. Nach dem Ausscheiden 
des betreffenden Arztes aus dem Staatsdienste wurde gegen ihn, weil er jene 
Spezialarztbezeichnung weiterführte, Klage erhoben, die aber der Ehrenrat 
mit Bücksicht auf den Bechtsgrundsatz „ne bis in idem'^ ablehnte. Auf 
Beschwerde des ärztlichen Bezirks Vereins entschied der ärztliche Ehren gerichts- 
hof, daß der Beschwerde stattzugeben sei. In der Begründung heißt es u. a.: 
Obwohl Dr. X. inzwischen aus dem Beamtenverhältnis ausgeschieden ist, 
glaubt der Ehrenrat, daß gegen ihn nicht noch einmal .ein ehrengericht- 
Qches Verfahren in der Sache eingeleitet werden kann. Es handelte sich aber 
nach Ansicht des Ehrengerichtshofes in jenem und im gegenwärtigen Falle 
überhaupt nicht um dasselbe, sondern nur um ein gleiches Yerhalteo. 
Der Tatoestand, der den Gegenstand der Entscheidung des Ministeriums des 
Innern gebildet hat, liegt vor jener Entschließung. Handlungen, die nach 
jener Entschließung liegen, kOnnen, auch wenn sie jenem Verhüten gleichen, 
Ton neuem abgeurteilt werden. Dr. X. handelt aber, solange er die in Bede 
stehende Spezialarztbezeichnung führt, immer yon neuem gegen die Standes- 
ordnung; er kann daher, so luige er dies tut, immer yon neuem abgeurteilt 
werden. 

Bezeichnung ^Spezialarzt für Magen- und Darmkrankheiten «nd 
Nervenkrankheiten^^ ist nnaulftsslg. Entscheidung des ärztlicheii 
Ehrengerichtshofs für das Königreich Sachsen yom 17. Juli 
1908. 

Selbst wenn mau annimmt, daß der Beschuldigte sowohl für Darm- und 
Magenkrankheiten, als auch für Nervenkrankheiten eine genügende Ausbildung 
besitzt, um sich dafür als Spezialarzt zu bezeichnen, so ist es doch aus- 
geschlossen, daß er sich mit beiden Spezialfächern gleichzeitig „vorwiegend*' 
beschäftigen kann (§ 5 StO.). Es folgt aus dem Begriffe des Wortes «vor- 
wiegend'^, daß es sich dabei immer nur um ein Spezialfach handeln kann. 
Besteht ein so enger Zusammenhang zwischen zwei Gebieten der ärztlichen 
Wissenschaft, wie dies bei den Magenkrankheiten und Darmkrankheiten der 
Fall ist, so Können diese beiden Gebiete sich sehr wohl als ein SpesiUfach 
darstellen, Daß ein solcher Zusammenhang aber zwischen Magen- und Darm- 
krankheiten einerseits und Nervenkrankhdten anderseits besteht, wird vom 
Besehuldigten selbst nicht behauptet. Es handelt sich dabei vielmehr — - trotz 
mancher Berührungspunkte — um zwei verschiedene Fächer, von denen man 
sieh immer nur mit einem „vorwiegend* beschäftigen kann. Der Beschuldigte 
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darf sich daher nach dem klaren Wortlaute des § 5 StO. auch nni ittr eins 
der beiden Fächer als Spezialarzt bezeichnen. 



Bleisalbe ist ein Heilmittel nnd kein kosmetisehes Mittel. Urteil 
des preußischen Eammergerichts (Str.-S.) vom 2. Juni 1908. 

Das Landgericht hat ohne Bechtsirrtnm in der Bleisalbe, die gegen 
rerschiedenartige Hauterkrankongen, Diüsenanschwellang usw. gebraucht werde, 
ein Heilmittel erblickt und rechtlich nicht geirrt, wenn es Abs. 2 des § 1 der 
Kaiserlichen Verordni^ng nicht zur Anwendung gebracht und die Bleisalbe 
nicht als ein kosmetisches Mittel angesehen hat. 



Signiemag der Standgefftsse in den Brogenhandlungen« Urteil 
des preußischen Eammergerichts (Str.-S.) vom 15. Juni 1908. 

Das Landgericht Breslau hatte den Angeklagten, weil gelegentlich 
einer Beyision gefunden wurde, daß die Qefaße nicht mit der vorgeschriebenen 
doppelten Sigoiernng der Arzneibehaltnisse versehen waren, zu einer Geldstrafe 
verurteilt. Der Angeklagte behauptete, die fragliche Polizeiverordnung 
bestände nicht zu Becht und legte Bevision beim Kammergericht ein, die 
mit folgender Begründung zurückgewiesen wurde : Die Polizeiverordnung findet 
ihre Grundlage in § 6 a u. f g. des Polizeiverwaltungsgesetzes ; hiernach habe 
die Polizeibehörde für Leben und Gesundheit zu sorgen. Die Gewerbeordnung 
steht der fraglichen Polizeiverordnung nicht entgegen. Durch die Geweibe- 
ordnung werden solche Beschränkungen beseitigt, die der Zulassung zum 
Gewerbebetriebe entgegenstehen; es können aber nach wie vor Vorschriften 
erlassen werden, weiche die Ausübung der Gewerbe regeln sollen. 



Kognak, Bajrmn, CSlniseh Wasser nsw. sind kein Heilmittel« Urteil 
des preußischen Kammergerichts (Str.-S.) vom 23. Juli 1908. 

Ein Apotheker wurde, weil er in seinem nicht verhängten Schaufenster 
an einem Sonntag während der Stunden des Hauptgottesdienstes neben den 
gewöhnlichen Arzneimitteln auch Kognak, Sanatogen, Jamaikarum, Bayrum, 
Tee, Cölnisches Wasser, Liköre, Futterkalk stehen hatte, auf Grund der die 
äußere Heilighaltung der Sonn- und Feiertage betreifenden Polizeiverordnung 
des Oberpräsidenten der Provinz Brandenburg in Verbindung mit § 366 Nr. 1 
des Strafgesetzbuchs bestraft. § 7 der Polizeiverordnung, nach dem an diesen 
Tagen den Apothekern der Verkauf von Arzneimitteln und Gegenständen der 
Krankenpflege jederzeit gestattet ist, sei hier nicht anwendbar, da er sich eben 
nur auf solche Artikel beziehe. Andere Artikel müßten während der Zeit des 
Hauptgottesdienstes aus dem Schaufenster entfernt oder so weit verhängt werden, 
daß sie nicht sichtbar seien. Die Bevision wurde vom Kammergericht verworfen. 
Kindermehl, Sanatogen, Kognak, Jamaikarum, Bayrum, Tee, Cölnisches Wasser, 
Liköre und Fntterkalk seien sämtlich Waren, die nicht zu den Arznei- 
mitteln oder Gegenständen der Krankenpflege im Sinne der § 7 der erwähnten 
Verordnung gehören. Wenn nach der Ansicht der Bevision der § 6, wonach 
die Verhängung der Schaufenster nur während der Zeit, während deren dem 
Inhaber des Schaufensters der Verkauf untersagt wäre, geboten sei, auf die 
Apotheken keine Anwendung haben könne, da dort der Verkauf jederzeit 
gestattet sei, so folge doch aas § 7, wonach Apothekern nur der Verkauf von 
Arzneimitteln und Gegenständen der Krankenpflege, nicht aber von anderen 
Waren gestattet sei, ohne weiteres, daß die Schaufenster insoweit, als in 
ihnen andere Waren ausgestellt seien, außerhalb der allgemeinen zulässigen 
Verkaufszeit geräumt oder verhängt sein müssen. Der Vorderrichter hätte 
aber ohne ersichtlichen Bechtsirrtnm bedenkenfrei festgestellt, daß die vom 
Angeklagten ausgestellten Waren nicht zu den im § 7 bezeichneten gehören. 
Die Ausführung der Bevision, daß es zur Feststellung, ob die ausgestellten 
Waren zu den Arzneimitteln oder Gegenständen der Krankenpflege zu rechnen 
seien, der Vernehmung eines Sachverständigen bedürft hätte, sei unzutreffend 
und jedenfalls nach § 380 Str.-P.O. nicht berechtigt. 
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Auf dem Boden der gegenwIrügeB Recht Bordniug ist die EinfllhniDg 
der Fenerbestattniig in Preussen luiziililssig« Urteil des preußischen 
Oberyerwaltangsgericlits vom lö.Mai 1908. 

Ansuerkennen ist zunächst, daß eine gesetzliche Bestimmung, welche 
die Feuerbestattung für unzulässig erklärte, in Preußen nicht besteht Die 
§§ 468 ff. Titel 11 Teil U des Allgemeinen Landrechts, welche sich mit der 
iiestattung der Toten beschäftigen, haben allerdings, ebenso wie die sonstigen 
für die Totenbestattung geltenden gesetzlichen Vorschriften, die Erdbestattung 
zur Voraussetzung, wei^ abgesehen von der Beisetzung in Gewölben und 
Grüften, nur diese Art der Bestattung zur Zeit des Erlasses des Allgemeinen 
Landrechts in Preußen üblich war. Hieraus die Folgerung herleiten zu wollen, 
daß eine andere Art der Bestattung, insbesondere eine solche durch Einäscherung 
der Leichen, an sich yerboten wäre, würde indessen verfehlt sein. Ein der- 
artiges Verbot ist nirgends ausgesprochen. 

Demgemäß stützt sich auch die angefochtene Verfügung der beklagten 
Polizeiverwaltung nicht auf eine besondere gesetzliche Bestimmung, sondern 
sie entnimmt ihre Begründung der allgemeinen Vorschrift des § 10 Titel 17 
Teil II des Allgemeinen Landrechts, wonach es zu den Aufgaben der Polizei 
gehOrt, für die öffentliche Buhe, Sicherheit und Ordnung Sorge zu tragen und 
Gefahren abzuwenden, die dem Publikum oder einzelnen seiner Mitglieder 
drohen könnten. Daß bei Einführung der Feuerbestattung von einer Gefalir 
für das Publikum im Sinne des § 10 Titel 17 Teil 11 des Allgemeinen Land- 
rechts nicht die Bede sein kann, hat der Bezirksausschuß zutreffend aus* 
geführt, und ebensowenig ist eine Beeinträchtigung der öffentlichen Buhe unc 
Sicherheit von der Benutzung des bei Hagen erbauten Krematoriums zu be- 
fürchten. Das von der Polizeiverwaltung ausgesprochene Verbot der Inbetriel>- 
nahme dieses Krematoriums läßt sich daher nur von dem Gesichtspunkt einer 
hiermit verbundenen Gefährdung der öffentlichen Ordnung aus begründen. 
Auf diesen Standpunkt stellt sich auch die angefochtene Verfügung. Nach 
zweifacher Bichtung hin wird in dem Vorhaben des Vereins für Feuerbestattung 
zu Hagen eine solche Gefährdung gefunden. Einerseits wird darauf hin- 
gewiesen, daß die Feuerbestattung den vorherrschenden religiösen Anschauungen 
und den in weiten Kreisen sich kundgebenden, in dem Gemüte beruhenden 
Gefühlen der Pietät widerstrebe; anderseits wird geltend gemacht, daß die 
Begelung, welche das Leichenwesen in den bestehenden Gesetzen erfahren 
habe, sich der Feuerbestattung nicht ohne weiteres anpassen lasse und daß, 
wie es in der Verfügung heißt, bei ihr die Beachtung derjenigen Vorschriften, 
welche in betreff der bisherigen Bestattung erlassen seien, nicht ausreichend 
gegen eine Verletzung der in Betracht kommenden Interessen, insbesondere 
der staatlichen und sanitären, sichere. 

Anlangend den Gegensatz zu den herrschenden religiösen Auffassungen, 
so ist es unbestritten, daß die Feuerbestattung mit den Anschauungen der 
christlichen Kirchen, wie dies in wiederholten öffentlichen Kundgebungen zum 
Ausdrucke gekonunen ist, in Widerspruch steht. Die katholische Kirche 
erlaubt keinem ihrer Angehörigen, einem Leichenverbrennungsvereine bei- 
zutreten oder zu bestimmen, daß seine Leiche oder die einer anderen verbrannt 
werde. Die evangelischen Kirchen und insbesondere die preußischen Landes- 
kirchen untersagen überwiegend ihren Geistlichen, wie die Verhandlungen der 
Deutschen Evangelischen Kirchenkonferenz zu Eisenach aus dem Jahre 18d8 
ergeben, die amuiche Beteiligung bei einer Feuerbestattung und allen mit ihr 
zusammenhängenden Feierlichkeiten. Wenn auch für diese Stellungnahme, 
was die erwähnte Evangelische Kirchenkonferenz ausdrücklich anerkannt hat, 
kein entgegenstehendes göttliches Gebot anzuführen und hierfür vielmehr die 
Erhaltung einer seit dem Bestehen der christlichen Glaubensgemeinschaft fest- 
gehaltenen Sitte und der darauf beruhenden kirchlichen Ordnung bestimmend 
gewesen ist, so bleibt doch die Tatsache bestehen, daß die Feuerbestattung in 
weitem Maße den Empfindungen christlich und kirchlich denkender Kreise 
zuwiderläuft und ihre Gefühle verletzt, weil sie sich mit der in ihrem letzten 
Grunde auf die Grablegung des göttlichen Stifters der Kirche und i^eine Auf- 
erstehung zurückführenden kirchlichen Anschauung nicht in Einklang bringen 
läßt. Daher war die Polizeiverwaltung zu Hagen woÜ berechtigt, bei der 
Frage, ob sie der Inbetriebnahme des Krematoriums entgegentreten sollte, 
auch diese Seite der Sache im Hinblick auf frühere Entscheidungen des Ober- 
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TeiwaliiuigsgeriGhts in den Kreis ihrer Erwägungen za ziehen. Die Verletzung 
der religiösen Empfindungen würde indessen eine Stömng der öffentlichen 
Ordnung im Sinne des § 10 Titel 17 Teil II des Allgemeinen Landrechts nor 
dann begrttnden, wenn sie nach außen hin sich in einer Weise betätigte, die 
dn öffentliches Aergemis zu erregen geeignet ist. Daß dies bei Ziuassang 
der Feuerbestattung der Fall sein wüide, ist nicht anzuerkennen. Mag die 
Feuerbestattung der kirchlichen Sitte entgegenstehen und infolgedesen dem 
Widerspruche der Kirchen begegnen, so fehlt es doch an einem Anhalte daftir, 
daß mit ilirer Einfährung die Absicht einer Nichtachtung oder gar einer Ver- 
höhnung der Eeligion oder der religiösen Sitte verbunden ist. Daß sich aber 
aus der Vollziehung der Feuerbestattung selbst ein öffentliches Aergemis 
ergeben könnte, erscheint gleichfalls ausg;eschlos8en, da sie mit äußeren Formen 
umkleidet werden kann und auch, soweit sie besteht, umkleidet wird, welche 
dem Vorgange jede in die Oeffentlichkeit tretende anstößige Wirkung be- 
nehmen. Noch weniger kann in der Feuerbestattung ein Angriff au die 
äußeren Einrichtungen der Kirche gefunden werden, welche ein polizeililehes 
Buigreifen zu ihrem Schutze zu reditfertigen rermöchten. Abgesehen davon, 
daß in einer großen Zahl von deutschen und anderen Staaten die Feuer- 
bestattung bereits vollzogen wird, ohne daß sie zu einer Störung dieser Ein- 
richtungen gefiihrt hätte, ist der Umstand von entscheidender Bedeutung, daß 
eine Feuerbestattung im Falle einer Zulassung nach allgemeiner Anschauung 
nur dann stattfinden soll, wenn sie ausdrücklich begehrt wird. Die Kirche 
wird daher durch die Feuerbestattung in ihren Ordnungen nicht unmittelbar 
berührt. Diese bleiben unverändert bestehen, und die Feuerbestattung tritt 
neben die Erdbestattnng, ohne daß die Möglichkeit bestände, die kircUichen 
Ordnungen zu ändern oder zu beseitigen, sofern nicht die Kirche selbst ihre 
ZusÜmmuttg dazu erteilt. Niemand, der an den kirchlichen Ordnungen fest- 
hält und die Gebote der Kirche beobachten will, ist gezwungen, sich der 
Feuerbestattung zu unterwerfen, und ebensowenig ist die Kirche genötigt, 
diese ratge^en ihren Ordnun^^ als gleichberechtigt anzuerkennen. Wenn 
eine BtIdEwirkung auf religiös -kirchliche Verhältnisse durch die Feuer- 
bestattung stattfindet, so macht sie sich eben nur in bezuff auf das christliche 
Glaubens- und Gtoftihlsleben geltend. Eine solche Bückwirkung durch äußeren 
polizeilichen Zwang zu verhindern, ist aber ebensowenig möglich, wie dies 
bei anderen Vorgängen der Fall ist, durch welche das christliche Glaubens- 
und Gefühlsleben beeinträchtigt werden kann. Aus diesen Gründen ist ein 
polizeiliches Eingreifen gegen die Feuerbestattung zum Schutze der kirch- 
lichen Interessen nicht für angängig zu erachten, und zwar um so weniger, 
als die Frage keineswegs allein die Angehörigen der christlichen Kirchen berührt. 

Muß hiemach der religiös - lidrchlidie Gesichtspunkt ausscheiden, so 
stützt sich doch die angegriffene polizeiliche Verfügung zutreffend auf die 
Interessen der staatlichen Eechtsordnung. 

Das Begräbniswesen hat im Allgemeinen Landrechte seine Begelung im 
Zusammenhange mit der Ordnung der kirchlichen Verhältnisse gefunden. Es 
ist dies erklärlich und auch gerechtfertigt, weil sich das Begräbniswesen im 
engsten Anschluß an die K&che entwickelt hat. Das Begräbnis war von 
altersher ein religiöser Akt von hervorragender Bedeutung, welcher von den 
Dienern der Kirche vollzogen wurde. Ganz von selbst fiel infolgedessen der 
Kirche im allgemeinen die Aufgabe zu, auch im übrigen für die Bestattung 
der Toten durch Anlegung und Unterhaltung der Begräbnisplätze Sorge zu 
tragen. Dadurch ist Indessen nicht gehindert worden, daß mit der fort- 
schreitenden Ausbildung des Staatsgedankens auch die Mitwirkung dss Staates 
bei der Ordnung des Begräbniswesens eine immer umfassendere wurde. Schon 
im § 764 Titel 11 Teil II des Allgemeinen Landrechts wird dies in deutlicher 
Weise zum Ausdrucke gebracht, indem jede Anlegung neuer Begräbnisplätze 
von der Einwilligung der PoMzeivorgesetzten des Ortes abhängig gemacht ist. 
Fernere Vorschrfiten, welche die Sicherstellung allgemeiner staatBcher Inter- 
essen bezwecken, sind in den §§ 184, 188 und 189 sowie in den §§ 468, 464 
und 467 Titel 11 Teil II des Allgemeinen Landrechts enthalten. In der 
neueren Gesetzgebung ist das Erfordernis der staatlichen Genehmigung zur 
Anlegung kirchlicher Begräbnisplätze noch schärfer hervorgetreten (vergl. 
Art. 24 Ziff. 6 des Gesetzes vom 8. Juni 1876, Gesetzsammlung Seite 125; 
§ 50 Ziff. 5 des Gesetzes vom 20. Juni 1875, Gesetzsammlung Seite 241 — 



Digitized by 



Google 



154* Rechtsprechung und Medizinal - Gesetsgebung. 

und AUeihöchste Verordnuneen vom 80. Januar 1893, Geset&iammlnBg S«iie 10 
und 13 — ); ebenso ist die Genehmigung zum Erlasse tob Eirchhofsordnungen, 
sowdt dazu polizeiliche Punkte in Betracht kommen, und die yon Gebflhren- 
taxen fftr die Kirchhofe dem Staate vorbehalten (Axt. 24 Ziff. 4 und 6 und 
§ 60 Ziff. 5 und 6 der angezogenen Gesetze). Als weitere Vorschriften sind, 
abgesehen yon den Bestimmungen, weiche sich auf die Behandlung der Leichen 
von Personen beziehen, die an ansteckenden Krankheiten yerstorben sind 
(yergl. § 10 des Gesetzes yom 30. Juni 1900 — Beichsgesetzblatt Seite 806 — 
und § 6 des Gesetzes yom 28. August 1905 — Gesetzsammlung Seite 378 — \ 
heryorzuheben der § 60 des Personenstandsgesetzes yom 6. Februar 1875, 
nach welchem keine Beerdigung ohne Genehmigung der OitspolizeibehOrde 
yor der Eintragung in da« Sterberegister stattfinden darf ; der § 157 der Straf« 
Prozeßordnung, nach welchem die Beerdigung des Leichnams eines unbekannten 
oder einer eines nicht natürlichen Todes yerstorbenen Person nur anl Grund 
einer schriftlichen Genehmigung der Staatsanwaltschaft oder des Amtsrichters 
erfolgen darf; die zur Feststellung etwaiger Verbrechen gegebene Vorschrift 
des § 87 Abs. 3 der Strafprozeßordnung, welche die Ausgrabung schon be* 
erdigter Leichen zum Zwecke ihrer Besiditigung oder Oeffi&ung yorsieht; der 
§ 168 des Strafgesetzbuchs, welcher sich mit dem Schutze der Gr&ber beschäf- 
tigt; sowie endlich die Vorschriften im § 367 Nr. 1 und 2 des Strafges^z- 
bnchs ftber die Bestrafungen derjenigen Personen, welche ohne Vorwissen der 
Behörde einen Leichnam beerdigen oaer beiseite schaffen oder den polizeilicheB 
Anordnungen über yorzeitige Beerdigungen entgegenhandeln. 

Diese Bestimmungen haben ausschließlidi die Bestattung mittels Be- 
erdigung zur Voraussetzung. Sie reichen indessen in ihrer Bedeutung darüber 
hinaus und schließen die gesetzgeberische Festlegung desjenigen Standpunkts 
in sich, welchen der Staat gegenüber dem Leichenwesen überhaupt einnimmt, 
und derjenigen Eechte, welche er im Interesse der Allgemeinheit in besag 
hierauf beansprucht. Die in den gedachten Bestimmungen niedergelegten 
Grundsatze sind daher nicht nur für die Erdbestattung, sondern allgemein für 
jeden Vorgang, durch welchen die irdische Hülle eines Menschen der Auf- 
lösung übergeben wird, und demnach auch für die Feuerbestattung als maß- 
gebend anzusehen. Aber es fehlt hinsichtlich der Feuerbestattung an ans- 
rdchenden, die Beobachtung aller dieser Grundsätze sichernden und ermög- 
lichenden Vorschriften. 

Zuzugeben ist zwar, daß sich einzelne der erwähnten Bestimmungen 
ohne weiteres auch auf die Feuerbestattung anwenden lassen, was namentBdt 
yon dem § 60 des Personenstandsgesetzes yom 6. Februar 1875 und den im 
sanitätspolizeilichen Interesse ergangenen Vorschriften gilt. Bei anderen wie 
beim § 168 des Strafgesetzbuchs ist dies schon zweifeUiaft. Ausgeschlossen 
ist jedenfalls bei der Feuerbestattung eine Anwendung der Bestimmung im 
§ 87 der Strafprozeßordnung über die Ausgrabung der Leichen. Damit würde 
aber, wenn nicht ein gleidiwertiger Ersatz geschaffen wird, die Strairechts- 
pflege eines wichtigen und unentbehrlichen Mittels zur Feststellung schwerer 
Verbrechen gegen die Person beraubt werden. Vor allem kommen diejenigen 
Vorschriften in Betracht, welche das Maß der Einwirkung festlegen, das im 
Interesse der Allgemeinheit dem Staate in bezag auf das Bestattungswesen 
gesichert ist. Ihre üebertragung auf die Feuerbestattung, für welche sie 
grundsätzlich mit Geltung haben, erweist sich ohne yorherige Aenderung oder 
Ergänzung als undurchführbar. Es erhellt dies klar, wenn die in Bede stehen- 
den Vorsdiriften mit denjenigen Verhältnissen in Vergleich gebracht werden, 
welche sich bei der Feuerbestattung ergebiMi würden. Das bestehende Becht 
stellt für die Anlegung yon Begräbnisplätzen unterschiedslos das Erfordernis 
einer staatlichen Genehmigung auf. Dies Erfordernis greift daher nach dem 
yorher Gesagten auch für diejenigen Einrichtungen Platz, welche bei der 
Feuerbestattung in den Leichenyerbrennungsöfen und ähnlichen Anlagen an 
die Stelle der Begräbnisplätze treten. Begräbnisplätze und Leichenyerbrennungs- 
anstalten haben indessen im übrigen nichts miteinander gemein. Die Bedüi- 
gungen, yon welchen die Anlegung der erster en abhängig zu machen ist, sind 
infolgedessen yon denjenigen Bedingungen, unter welchen Krematorien usw. 
zuzulassen sein würden, grundyerscMeden. An einer Feststellung solcher Be* 
dingungen fehlt es, was insbesondere yon der Frage des Bedürfnisses und einer 
etwaigen näheren Begrenzung desselben gilt. Auch in bezug auf die staat- 
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Uche Stelle, Ton welehei die Genebmignng za erteUen eeia wllrde. können 
Zweifel obwalten. Es sind somit Lttcken Torhanden, deren Ansfttllang yor 
Zolassnng der Fenerbestattnng gefordert werden mnß. Die Anlegung yon 
Begr&bniiplätsen ist ferner nach dem geltenden Bechte regelmSßig nur Kirchen- 
gemeinden oder bttrgerlichen Gemein&n gestattet (§§ 188 ff. Titel 11 Teil II 
des Allgemeinen Laadrechts), die anch a&i öffenUicn* rechtliche Korporationen 
fftr die Wahmehmnng der staatlichen Interessen eine gana andere Gewähr 
bieten als pri?ate Vereine. Ein Abweichen hiervon in der Weise, daß anch 
pri?ate Vereinigungen, wie eine solche im yorliegenden Falle in Betracht 
kommt, oder private Unternehmer zur Einrichtang von Eenert^estattnngs- 
anlagea zogelaisen werden, würde sich daher mit dem bestehenden Bechte in 
Widerspradi setzen. Anch in diesem Punkte würden daher ergänzende Vor- 
schriften erforderlich sein. Dem Staate steht weiter nach den bestehenden 
Gesetzen eine Mitwirkung bei Festsetzung der fttr die Bestattungen zu er- 
hebenden Gebühren zu. Sowohl die für kirchliche, wie fttr kommunale Be- 
gräbnisplätze zu erlassenden Gebührentaxen bedürfen der staatlichen Geneh- 
migung (Art. 24 Ziff. 4 des Gesetzes vom 8. Juni 1876 und § 50 Ziff. 6 des 
(Gesetzes vom 20. Juni 1875; §§ 4 und 8 des Kommunalabgabengesetzes vom 
14. Juli 1898). Bei Leicbenverbrennungsanlagen, die im Eigentume von Privaten 
stehen, fehlt jede gesetzliche Handhabe zur Sicherstellung dieses staatlichen 
Bechtes, trotzdem gerade bei der Begelung des Gebührenwesens die staatliche 
Mitwirkung unentbehrlich ist, um einer mit dem Wesen der Leichenbestattung 
im öffentlichen Interesse unvereinbaren gewerbsmäßigen Ausbeutung entgegen- 
zutreten. Auch auf die Aufbewahrung der Aschenreste lassen sich die gesetz- 
lichen Vorschriften über die Beerdigungen, wie keiner näheren Darlegung 
bedarf, nicht anwenden. Bestimmungen hierüber sind indessen unerläßlich 
um den Feuerbestattungen die äußere Würde zu wahren und der Pietät, 
welche den irdischen UeWresten eines Menschen geschuldet wird, ausreichend 
Bechnung zu tragen. Endlich fehlt es, wenn die Feuerbestattung neben der 
Beerdigung zugelassen wird, an ausreichenden Vorschriften darüber, wer zu 
entscheiden hat, ob die eine oder die andere Art der Bestattung erfolgen soll, 
inwieweit die Anordnungen des Verstorbenen maßgebend sind und wem bezüg- 
lich der Leichen geschäftsunfähiger und minderjähriger Personen die Be- 
stimmung zusteht Ob in bezug auf die Wahl der Bestattungsform die all- 
gemeinen Grundsätze über die gesetzliche Vertretung geschäftsunfähiger Per- 
sonen für anwendbar erachtet werden könnten, muß für zweifelhaft erachtet 
werden, zumal in Anbetracht des ümstandes, daß diese Vorschriften fttr die 
Wahl der Konfession nicht gelten (§ 84 Titel 2 Teil II des Allgemeinen 
Landrechts)* 

Aus alledem ergibt sich, daß es nicht möglich ist, auf dem Boden der 
jetzigen Bechtsordnung die dem Staate zustehenden Bechte der Feuerbestattung 
gegenüber zur Geltung zu bringen. Nach verschiedenen Bichtungen hin bedarf 
dieselbe infolgedessen, wenn diesem Erfordernisse genügt werden soll, der 
Ergänzung. Solange eine solche nicht stattgefunden hat, ist fttr die Ein- 
führung der Feuerbestattung kein Baum gegeben. Ihre Zulassung ohne die 
erforderliche vorgängige Begelung würde mit der bestehenden Beoitsordnung 
in Widerspruch treten und sie unter Verletzung der staatlichen Befugnisse 
durchbrechen. Dies im Interesse der öffentlichen Ordnung zu verhindern, ist 
die Polizei ebenso berechtigt wie verpflichtet. Wenn daher in dem zur Er- 
örterung stehenden Falle £e Polizeiverwaltung zu Hagen dem Vorhaben des 
daselbst befindlichen Feuerbestattungsvereins ein Verbot entgegengesetzt hat, 
so hat sie sich innerhalb der Grenzen ihrer Befugnisse gehalten. 

Die dem entgegengehaltene Ausführung des Vertreters des klagenden 
Vereins, daß nicht die Einäscherung der Leichen die Bestattung darstelle, 
sondern die Bestattung erst durch die Aufstellung der Aschenreste an dem 
dafür bestimmten Orte geschehe und daß daher die dem Staate hinsichtlich 
der Bestattungen zustehenden Bechte nicht auf die Einäscherung zu beziehen 
seien, ist verfehlt. Die Einäscherung der Leichen ist ohne Zweifel nicht nur 
ein wesentlicher, sondern der hauptsächlichste Teil der Feuerbestattung, wie 
dies schon aus der Bezeichnung selbst hervorgeht, während die Aufstellung 
der Aschenreste von minderer Bedeutung ist. — Auch der von dem klagenden 
Verein unter Hervorhebung eines bestimmten Beispiels unternommene Versuch, 
die Zulässigkelt der Feuerbestattung durch den Hinweis darauf zu recht- 
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fertigall, dafi neuen Einrichtnngeii nicht ans dem Grunde der Eingang in das 
öffentliche Leben yersagt werden dttrfe, weil die Gesetzgefoong keine de 
regelnden Bestimmungen enthalte, erweist sich als hinfällig. Es wird hierbei 
übersehen, dafi die Feuerbestattung sich keineswegs als eine neue Einrichtung 
darstellt; sie war au allen Zeiten bekannt, und an dieser Tatsache wird durch 
die YeryoUkommnung, die sie durch die Fortschritte der neueren Technik 
erfahren hat, nichts geändert. Was in Frage steht, ist die Aenderung einer 
mehr ab tausendjährigen Sitte, auf der sich die rechtliche Ordnung der Be- 
stattungen aufgebaut hat, Mit der Einitthrung neuer Erfindungen und Ent« 
decknngen in das tägliche Leben läßt sich dies nicht auf eine Stufe stellen. 
Ist die bestehende Sitte, wie bei der bisherigen Art der Bestattung, mit Rechts- 
normen umgeben, welche aus allgemeinen Grundsätzen fließen, so m die Bechts- 
lage eine röllig andere als bei neuen Erfindungen und Entdeckungen. Dort 
findet die Anwendung der veränderten Sitte ihre Schranken in dem bestehen- 
den Rechte. Hier stehen der Betätigung der Neuerung in der Praxis xun&cbst 
keine rechtlichen Hemmnisse entgegen, und erst in weiterer Folge kann die 
Aufrichtung von solchen in Frage kommen. Auch die Verbrennung Ton 
Leichen und Leichenteilen, die aus anatomischen Anstalten eingeliefert werden 
kann nicht als ein Grund für die Zolässigkeit der Feuerbestattung überhaupt 
angeftthrt werden. In solchen Fällen handelt es sich um Ausnahmererhältnisse, 
wcuche eine von der Begel abweichende Behandlung rechtfertigen. Diese als 
Grundlage fttr eine allgemeine Regelung hinzustellen, ist nicht angängig. 
Aus denselben Erwägungen wfirde auch den Abkommen, welche nach Anga^ 
des Vertreters des Idagenden Vereins die Militärverwaltungen für den Kriegs- 
fall mit den Feuerbestattungsvereinen wegen der Verbrennung von Leichen 
getroffen haben, eine maßgebende Bedeutung nicht beigelegt werden kOnnen. 
Das von dem klagenden Verein in Bezug genommene Urteil des Reichsgerichts 
vom 29. Mai 1902 beschäftigt sich nicht mit der Zulassung der Feuerbestattung, 
sondern betrifft nur die Frage, ob die Beisetzung von Aschenresten auf einem 
kirchlichen Begräbnisplatze beansprucht werden kann. Fttr die gegenwärtig 
zur Entscheidung stehende Frage der Zulässigkeit einer Leichenverbrennungs- 
einrichtung kommt dieselbe daher nicht weiter in Betracht. 
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A» Köniipretoli Px-enisMexu 

Verkehr mit Anneimltteln (Knöterlehtee, Polypec). Erlaß des 
Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 18. Juni 
1908 — M. 6894 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Bei den Mitteln mit verschiedenen Namen, welche in dem auf Beschluß 
des Bundesrats vom 27. Juni 1907 neu aufgestellten, mit Erlaß vom 27. August 
1907 — M. 7487 — , betreffend den Verkehr mit Geheimmitteln, dorthin mit^ 
geteilten Verzeichnissen A und B aufgeführt sind, ist innerhalb der Klammer 
vor den weiteren Bezeichnungen hinter dem Worte »auch* noch das Wort 
^als** eingefttgt worden. Hierdurch ist bei den Nr. 54 (Homeriana) und 61 
(Knöterichtee) des Verzeichnisses A eine Unstimmigkeit mit der Fassung in 
der Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers, betreffend den Verkehr mit 
Arzneimitteln, vom 1. Oktober 1903 (R.G.BL S. 281, Min. Blatt für Medizinal- 
Angelegenheiten S. 366) entstanden. Da diese seitens der Behörden noch 
immer mehrfach in einer zu weitgehenden unzutreffenden Weise ansgele^ 
wird und zu befürchten ist, daß durch die gekennzeichnete Unstimmigkeit 
solche Auslegung eine neue Stütze gewinnen konnte, hat der Herr Reichs- 
kanzler die vorgenannte Bekanntmachung durch die anliegende Bekanntmachung 
vom 11. April 1908 (R.G.BL S. 146) entsprechend abgeändert. 

Bei dieser Gelegenheit ist auch die Frage einer Prüfung unterzogen 
worden, ob es sich empfehle, das Mittel „Polypec (auch als Naturkräutertee 
Weidemanns)** — Nr. 90 des Verzeichnisses A — durch Aufnahme in die 
Bekanntmachung ausdrücklich als dem Apothekenzwang unterliegend zu be- 
zeichnen. Dies erschien indessen überflüssig, da Polypeo nur eine andere 

S. Beilage zu dieser Zeitschrift, Nr. 9, 1908, S. 81. 
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Bezdchniuig für den rnsdschen EnOterich desselben Weidemann Ist und daher 
ebenso wie andere in Zukonit etwa anftanchende weitere BeEeicbnongen schon 
dnrch die Bekanntmachung vom 1. Oktober 1903 und 11. April 1908 — yon 
dem Feilbieten und Verkaufen als Heilmittel außerhalb der Apotheken aus- 
geschlossen ist. 

Mittelliuig von gerichtlichen und poliaeiliehen Bestraftingen ron 
MediriAalpenionen an die Kreisärite. Schreiben des Königlichen 
Begiernngspräsidenten in Trier vom 25. April 1908 (a) an die 
Ersten Staatsanwälte in Trier, und Saarbrücken sowie Verftigang vom 
IS. Mai 1908 (b) an sämtliche Herren Landräte, Kreisärzte n. dgl. 

a. Seitens eines Kreisarztes ist anläßlich eines Einzelfalles hier zur 
Sprache gebracht worden, daß es behufs ErmOglichung einer üebeiwachung 
des Medizinalpersonals erforderlich erscheine, ihm von gerichtlichen und poli- 
zeilichen Bestrafungen des letzteren Mitteilung zi^ erstatten. 

Hinsichtlich der gerichtlichen Mitteilungen ist die allgemeine Yerfflgung 
des Herrn Jnstizministers vom 29. April 1907 (Just • Min. - Bl. S. 359) maß- 
gebend, nach welcher die Staatsanwaltschaft dem Begierungspräsidenten die 
in den Ziffern 13 und 15 erwähnten Nachrichten gibt. Diese Nachrichten 
sollen sich auf die Medizinalpersonen aller Kategorien beziehen. Im Interesse 
der Erleichterung des Dienstes bitte ich, den Ausdruck „Medizinalpeisonen 
aUer Kategorien^ im weitesten Sinne zu fassen und darunter nicht allein die 
Aerzte, Zahnärzte, Apothekenbesitzer nebst Gehilfen und Lehrlingen, Heb- 
ammen und sonst geprüften Heilpersonen, sondern auch das sonstige niedere 
Heilpersonal wie Heilgehilfen, Masseure, Krankenwärter, Desinfektoren und 
Leichenbeschauer begreifen zu wollen. 

Mdnerseits würden die Nachrichten sodann an die Kreisärzte weiter- 
gegeben werden. 

Ich ersuche um das dortige Einyerständnis und werde hinsichtlich der 
polizeilichen Bestrafungen die nachgeordneten Polizeibehörden mit Wdsnng 
yersehen. 

b. Abschrift erhalten Si^ mit dem Ersuchen um entsprechende Ver- 
anlassung hinsichtlich der polizeilichen Bestrafungen, nachdem sich die Herren 
Ersten Staatsanwälte zu Trier und Saarbrücken mit dem Verfahren hinsichtlich 
der gerichtlichen Bestrafungen einverstanden erklärt haben. Die polizeilichen 
Bestrafungen sind direkt den zuständigen Kreisärzten — nicht hierner — mit- 
zuteilen. Ferner ersuche ich zu Teranlassen, daß den Kreisärzten seitens der 
Polizeibehörden von der Einleitung und dem Ausgange von Straf?erfahren 
gegen Kurpfuscher sowie gegen Närungsmittelfälscher regelmäßig Mitteilung 
gemacht wird. 

Orthopädische Tnrnkurse für Sohfilerinnen der Toiksschulen« Erlaß 
des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 18. Juni 
1908 — ü. III B 2220 M. — an sämtliche Königlichen Begierungen. 

Der Königlichen Begierung — dem Königlichen ProvinzialschalkoUegium 

— sende ich beifolgend Abschrift eines Berieätes des Oberbürgermeisters in 
Düsseldorf vom 5. Mai d. Js. über den Betrieb und die Erfolge der daselbst 
abgehaltenen orthopädischen Turnkurse für Schülerinnen der Volksschulen zur 
Kenntnisnahme. 

In anderen Städten, besonders auch in Charlottenburg, ist nicht bloß 
für Mädchen, sondern auch für Knaben orthopädischer Turnunterricht seit 
einiger Zeit eingeführt. Die damit an den genannten Orten bisher schon 
erzielten erfreulichen Erfolge lassen es erwünscht erscheinen, daß solche Kurse 
auch in anderen größeren Städten, in denen ein Bedürfnis dafür vorhanden ist, 
zunächst versuchsweise, ein gerichtet werden. 

Die Königliche Begierung — das Königliche Provinzialschulkollegium 

— wolle auf die Förderung dieser Angelegenheit in geeigneter Weise hinwirken. 
Zi\iyßmP^'- Bericht. 

Der Stadtarzt und seine Assistenzärzte fanden bei ihren schulärztlichen 
Untersuchungen alljährlich eine große Zahl von Kindern, die an mehr oder 
minder starken Verkrümmungen der Wirbelsäule, Hochstand einer Schulter, 
Schiefhals usw. litten. Der Stadtarzt nahm deshalb Veranlassung, der städ- 
tischen Schulverwaltung für die mit solchen Körporschäden behafteten Kinder, 
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die Einrichtaiig Yon orthopSdischen Tarnkarsen unter sachgem&fier LeHuBg 
Torznschlagea. Diese Anregung wurde yon der Schuldeputation ' freudig 
begrüßt, und ihre praktische Durchführung mit Elfer in die Hand genommen. 

Schon am 5. M&rz 1907 wurden durch Beschluß der StadiTerordneten- 
Versammlung die hierzu nötigen Geldmittel bewilligt. Der Stadtarzt nahm 
nun zunächst die Vorbereitungen zur technischen Durchführung der Kurse m 
die Hand. Er schlug für die ärztliche Leitung die Assistenzärztin an der 
Kinderklinik bei den städtischen Krankenanstalten (Direktor Prot Schloß- 
mann) Fräulein Dr. Kehr ror, die ihrer Vorbildung nach eine erfolgreiche 
Losung der schwierigen Aufgabe gewährleistete. Dieser fiel die Aufgabe zu, an 
der Hand des Leitfadens ron Mikulicz und Tomaschewski: Orthopädische 
Gymnastik gegen Bttckgratrerkrümmungen und schiefe Körperstellungen 
(G. Fischer, Jena, 6,00 Mk.) die von der Stadtschulyer waltung bestimmten 
städtischen Tumlehrerinnen Fräulein Ehrhardt und Fräulein Beese in die 
Praxis der üebungen einzuführen und den Kursus selbst ärztlich zu beauf- 
sichtigen. Der Stadtarzt suchte alsdann für den I. Kursus zunächst etwa 
40 Mädchen der 4 oberen Klassen aus den Schulen des südlichen Stadtteihi 
im Einyerständnls mit den Eltern aus, wobei in erster Linie leichtere Fälle 
yon Büdrgratyerkrümmungen und hoher Schulter, schiefer Haltung usw. be- 
rücksichtigt wurden, die einen guten Erfolg yon den Üebungen zu erwarten hatten. 

An Turngeräten, Apparaten usw. wurden zunächst die folgenden für 
notwendig erachtet und angeschafft, soweit sie nicht yorhanden waren: 

1. Holzstäbe, etwa 1,20 m lang, leicht. 

2. Hanteln ä V* kg. 

8. Schwingen und Binge. 

4. Leitern und Leitergerüste. 

5. 6 Turnbänke mit Decken und Biemen (yon Dietrich & Hannack in 
Chemnitz i. S. Preis ä 30 Mark per Stück). 

6. 2 Stück Lagerungsapparate (Preis je 120 Mark). 

7. 1 Wagner scher Wirbelstrecker, Modell III (von G. StOtzel, Nürn- 
berg. 18 Mark). 

8. 2 Korrekturstühle nach Zander-Mikulicz (k 58 Mark). 

9. 2 Hängetrapeze (einseitig yerstellbar). 

10. Gurten ä 1,50 m lang, 10 cm breit (zur Qaerlageiung der Kinder am 
Barren). 

11. Knie- und Fnßschntzkappen nach Klapp (b. W. Loewe-Bonn, Cölner- 
straße 21. 2 St. Paar 120 Mark). 

12. Turnschuhe und Tnrnanzüge (waschbar, in Form yon geschlossenen Bade- 
anzügen aus kräftigem, dunklen Stoffe). 

13. 80 Kokosmatten ä 2,85 Mark. 

14. Läuferstoff für die Kriechübungen. 

Mit dem ersten Kursus wurde am 29. April 1907 in der Turnhalle an 
der Helmholzstraße begonnen. Er fand zunächst wöchentlich an drei Nach- 
mittagen, im letzten Drittel an yier Nachmittagen je Vjt Stunden unter Auf- 
sicht yon Fräulein Dr. Kehr und unter technischer Leitung der Turlehrerinnen 
Fräulein Ehrhardt und Beese statt. Die Schülerinnen erschienen gerne 
und pünktlich und turnten mit yielem Eifer und großer Freude; nur während 
der großen Ferien fehlten mehr als die Hälfte der Kinder, so daß man wohl 
in Zukunft während dieser Zeit die Üebungen wird aussetzen müssen. Am 
1. Oktober 1907 wurde dieser Kursus geschlossen. Die Erfolge, auf die unten 
näher eingegangen werden soll, waren so überraschend günstige, daß man 
sich zu Beginn des Winters dazu entschloß, die Kurse fortzuführen und nach 
Bewilligung eines weiteren Kredits yon 1000 Mark seitens der Stadtyerordneten- 
Versammlung sofort einen neuen Kursus zu eröffnen. Diesmal wurden die 
Kinder ans den Schulen des nördlichen Stadtteils, etwa 40 Mädchen yon 9 bis 
13 Jahren ausgewählt, die wöchentlich an 4 Nachmittagen 1^/2 Stunden üben 
sollten. Die Königliche Begierung bekundete ihrerseits ein förderndes Interesse 
für die gute Sache, indem sie die Kinder an diesen Nachmittagen yom Unter- 
richte dispensierte; es war nänüich im yorhergehenden Kurse über eine zeit- 
weilige üebermüdung der £[inder geklagt worden. Die üebungen wurden die»- 
mal yon den Lehrerinnen Fräulein Ehrhardt und Fräulein Schultxe 
geleitet. Man hatte inzwischen den folgenden Turnplan für eine so große 
Zahl yon Kindern als besonders zweckmäßig und erfolgversprechend erprobt: 
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I. 15 Minuten Freiübungen (Kopfrolleo, (Bampfbevregungen, Armstrecken, 

Kniebeugen, AusfaHen). 
II. 6 Minuten gruppenweise Hochstand- und Bumpfbeugeübungen auf den 
Scbwebebäumen, Die anderen Kinder wurden daneben in verschiedener 
Weise beschäftigt, z. B. durch Liegen auf den Matten mit aufgestützten 
Ellenbogen pp. 

III, 12 Minuten Uebungen an den Turnbänken aus Bauch- und Bückenlage 
zur Streckung der Wirbelsäule (Schwimmübungen). 

IV. Uebungen an den Schaukelringen (Kreisen) ca. 12 Minuten. 

y. Uebungen am Barren (Schwimmhang, Liegestütze) oder an den Stangen 

S Hampeln) ca. 10 Minuten, 
[riechübungen nach Professor Klapp. 

Der Zweck der Uebungen war in erster Linie, die versteifte oder minder- 
bewegliche Wirbelsäule wieder beweglicher zu machen, ihre Muskulatur zu 
kräftigen und so die fehlerhaften Stellungen nach und nach zu heben bezw. 
etwa weitere Verschlimmerung zu verhindern. Ferner wurde erstrebt, all- 
gemein durch die Uebungen den Stoffwechsel der Kinder zu fördern. 

Neben dem zweiten Hauptkursus wurden 20 Mädchen, die im Sommer- 
kursus besonders ^te Erfolge gezeigt hatten, wöchentlich zweimal weiter- 
behandelt. Diese Kurse schlössen am 30. März 1908. 

Auch im Winter waren die Kinder regelmäßig und pünktlich erschienen 
und gaben sich den Uebungen mit vielem Eifer hin. Auffallend war das 
große Verständnis und Interesse, welches die Eitern fast stets und fortgesetzt 
für diese Wohlfahrtseinrichtung bekundeten. Sie drängten sich mit ihren 
Kindern zur Teilnahme an den Uebungen und überzeugten sich oft durch 
Nachfragen von den Fortschritten, die die Kinder gemacht hatten. 

Das Ergebnis der beiden ersten Kurse zeigte, daß die erstrebten Ziele 
erreichbar waren und tatsächlich in den meisten Fällen auch wirklich erreicht 
wurden. 

Fast alle Kinder warden sichtlich frischer und aligemein kräftiger. 
Bei fast allen hob sich das Körpergewicht nicht unwesentlich. Ausnahmslos 
wurde bei den nicht zu weit vorgeschrittenen Fällen eine großs Besserung 
bezw. vollige Beseitigung der fehlerhaften Haltung bewirkt. 

Im einzelnen war das Ergebnis der Kurse folgendes: 
I. Kursus: 

a) geheilt: 16 Kinder (12 Skoliosen L Grades, 4 Skoliosen IL Grades) 
= 85,5 o/o. 

b) wesentlich gebessert: 15 Kinder (Skoliosen IL Grades) = 83,3 *^/o. 

c) gebessert: 9 Kinder (Skoliosen IIL Grades) =: 20 <^/o- 

d) nicht gebessert: 5 Kinder (schwere Skoliosen IL Grades) ^ 11,1^/0. 

IL Kursus: 

a) geheilt: 22 Kinder (17 Skoliosen L Grades, 5 Skoliosen IL Grades) 
= 61,2 ^0. 

b) wesentlich gebessert: 15 Kinder (14 Skoliosen II. Grades, 1 Kypho- 
skoliose in. Grades) = 34,8 ^o. 

c) gebessert: 6 Kinder (Skoliosen und Kyphosen UI. Grades) = 1,4 V«* 

d) nicht gebessert: — . 

Diese Zahlen ergeben, daß von der ersten Gruppe von 45 Kindern 16 
geheilt, 15 wesentlich gebessert und nur 5 nicht gebessert wurden. Zieht 
man dabei in Erwägung, daß die orthopädischen Turnübungen, die an sich 
schon von der ärztlichen Leitung und dem technischen Personal ein nicht 
geringes Maß von Sachkenntnis und vor allem eine streng individualisierende 
Methodik erfordern, hier als Neueinrichtung unter Heranziehung so zahlreicher 
Kinder und dementsprechend unter um so größeren Schwierigkeiten begonnen 
wurden, so darf man billigerweise mit dem erzielten Erfolge zufrieden sein. 
Es ist in erster Linio der Hingabe der leitenden Persönlichkeiten an ihre 
schwierige Aufgabe und ihrer Befähigung zu verdanken, aus der Fülle der 
komplizierten Methoden einen im Bahmen der hier gegebenen Verhältnisse nnd 
mit verhältnismäßig billigen Hilfsmitteln leicht durchführbaren und gleichzeitig 
den besten Erfolg versprechenden Uebungsplan auszuarbeiten. 

Daß der begangene Weg der richtige war und für die Zukunft ersprieß- 
lich bleiben wird, lehrt das Ergebnis des zweiten Kursus. Hier findet man 
über die Hälfte der Kinder völlig geheilt, alle übrigen mehr oder 
weniger gebessert. (^ 
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Alles in allem ergibt dieser schöne Erfolg der ersten Jahresarbeit die 
Berechtigung, die orthopädischen Tarnkarse in unseren Volksschulen als eine 
dauernde Einrichtung beizubehalten. 

In den Haushaltangsetat fttr die Volksschulen ist infolgedessen eine 
Summe von 8000 Mark fttr die Einrichtuag orthopädischer Tumkurse eingesetzt 
worden, aus dem die laufenden Kosten für Tier Kurse von halbjähriger Dauer 
bestritten werden können. 

B. Könifi^reioliL Bayex*ii. 

Die Yerluuidlungen der Aerztekammern im Jahre 1907. Ent- 
schließung des EönigL Staatsministerium des Innern. 

Auf die Verhandlnneen der Aerztekammern Bayerns vom 4. November 
1907 ergeht nach Einverniwme des E. Obermedizinalausschusses nachstehende 
Verbescheidung: 

1. Der Antrag des Bezirksvereins Freising - Moosburg, die mikrosko- 
pischen und bakteriologischen Untersuchungen yon den ein- 
schlägigen staatlichen Anstalten unentgeltlich vornehmen zu lassen, 
wo es im öffentlichen Interesse wünschenswert erscheint, ist von allen Aerzte- 
kammern unterstützt, von einzelnen erweitert worden. Die Anregung wird 
bei der in Gang befindlichen Neuregelung des bakteriologischen üntersuchungs- 
wesens entsprechend gewürdigt werden. 

2. Der Antrag des Bezirksvereins Nordschwaben, die Erhöhung der 
Leichenschaugebühren, wie sie in den oberpolizeilichen Vorschriften vom 
20. November 1885 festgesetzt sind, in Erwägung zu ziehen, ist von aUen 
Aerztekammern unterstützt worden. 

Nach den Erfahrungen bei Besetzung von Leichenschauerstellen kann 
zur Zeit bei Berücksichtigung der verschieden gelagerten, örtlichen Verhält- 
nisse ein allgemeines Bedürfnis für eine Erhöhung der Gebühren nicht aner- 
kannt werden; es wird deshalb auf die Ministerialentschließung vom 22. Joli 
1904, die Verhandlungen der Aerztekammern vom Jahre 1903 betreffend, 
Ziffer 15 erwiesen. 

3. Der Antrag des Bezirksvereins Nürnberg, allen Aerzten, welche den 
Staatsdienst anstreben, den Beitritt zum Pensionsverein für Witwen 
und Waisen bayerischer Aerzte zu empfehlen, ist von 7 Aerzte- 
kammern unterstützt worden. 

Diesem Antrag wird dadurch entsprochen werden, dafi den Zeugnissen 
über die bestandene Prüfung für den ärztlichen Staatsdienst eine Einladung 
des genannten Pensionsvereins zum Beitritt beigelegt wird. 

4. Der Antrag des Bezirksvereins Landsberg, zur Behandlung von Mit- 
gliedern staatlich geleiteter Krankenkassen in der Eegel nur Mitglieder 
der ärztlichen Bezirluvereine zuzulassen, hat die Unterstützung der Aerzte- 
kammern von Oberbayern, der Oberpfalz, von Oberfranken und von Schwaben 
und Neuburg gefunden. Dieser Antrag eignet sich nicht zur Berücksichtigung. 

5. Der Antrag des Bezirksvereins Mühldorf-Neuötting, den bei gericht- 
lichen Sektionen zugezogenen zweiten Sekanten, bei einem durch Vor- 
nahme dieses Amtsgeschäftes bedingten Unglücks- oder Todesfall von Staate- 
wegen eine entsprediende Fürsorge zu schaffen, ist dem K. Staatsministerinm 
der Justiz zur zuständigen Würdigung übermittelt worden. 

6. Die Aerztekammer der Pfalz hat den Antrag gestellt, das Asthtma- 
mittel des Dr. Da am s aus De Bilt bei Utrecht in die Liste der Geheimmittel 
aufzunehmen. Dieser Antrag wird bei nächster Eevision der Geheimmittel- 
Hsten gewürdigt werden. 

7. Dem Antrag der Aerztekammern der Pfalz, den Apothekern eine 
Kopie der ärztlichen Bezepte auf der Signatur vorzuschreiben, kann in 
Ermangelung eines hinreichenden Bedürfnisses eine Folge nicht gegeben werden. 

8. Der Antrag der Aerztekammer von Mittelfranken, das Postulat für 
eine außerordentliche Professur für gerichtliche Medizin und Ein- 
richtung eioes gerichtlich medizinischen Instituts an der Universität Erlangen 
wieder Uk den Etat einzusetzen, ist dem K. Staatsministerium des Innern für Kirchen- 
und Schulangelegenheiten zur zuständigen Würdigung übermittelt worden. 
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^•JI7. 5, September, 1998. 

ItecMsprechuim. 

^ «teer Cnft^fersl^Mranf sgesellgchafl; für die Folgen einer 
Ihr iß»umgt»m AffstMeken Behandlmg nneh Aber den Balmen der 
^PenMienMg Mnang. Entscheidung des Beichsgerichts (VU. Zi?il- 
mmH») ▼om 21. Januar 1908.^) 

Fttr (die Annahme einee Auftrags- oder GesellsehaftsTerhftltnisses 4ehlt 
es «n jeder Grundlage. Die Entscheidung Ist aber gleichwohl au billigen. 
Beklagte tet «elbst behauptet, dafi Dr. St. bei Anwendung der BOatgmi- 
40tralden irgendeinen F^ler nicht begangen hat. Daraus folgt, daß die ein- 
fetsetene Yerbrennong eine mit jenra An der ärztlichen Untersuchung (wenn 
«uch nur naeh dem damaligen Stande der Technik) notwendig verknüpfte ob- 
jektife GMahr bildete. Wenn die Verklagte aber, von ihrer Tertragsmfißigen 
(Befund Gebrauch maohend, den Kläger, der sich der Terwirkung seines An- 
tpfufim nicht ausseteen konnte, in die Zwangslage yersetste, ihrer Anordnung 
iwedingt Folgen SU leisten, so verstand es sich von selbst, daß sie die mit 
der Bemnung dieser Anordnung notwendig verbundene Gefahr in vollem Um- 
hange $mfA<m lud. Ein entgegenstehender Wille hätte in dem Vertrag der 
Kundgebung bedurft. Die Beklagte traf die Anordnung in ihrem Interesse. 
Jedem 'Bl^gheitsgedaifken und allen Anforderungen von Treu und Glauben 
($ 1Ö7 B G B.) aber wikrde es widersprechen, hätte man anzunehmen, daß es an 
der Bichtung des Vertragswillens gelegen habe, daß der Verklagte ve^Kftichtet 
sein sollte, seine Gesundheit im Interesse der Verklagten preiszugeben und 
«UMr mir jolne tbesehfänkte 'VeigtMnng nach ükißgabe der Versicberung zu 
sQghnlttB. Bs 16t Auch »uneilieblioh, ob die Verklagte spesiell die Anwendmig 
iite ßMigsBuMUtn vetUngi JMMb .oder nioM. Kitaer hat sieh kcaft 4er «An- 
.orinong 416 üfflttnucfaung gefallen laaeen nUkssea, die der Aszt vorndun, auch 
war jene Anwendung nicht so fernliegend, daß man sagen kttnne, sie 'habe 
gänzöch außerhalb des möglichen Wilienbereichs der Verklagten gelegen. 

Me ^aUi^MilMan sind ^beCngl, vm Mm Etgentimer eliws 
niiirM 4le AnsfüHiiBg rieidenlgen Imnltolien Hassnulimen au fardarn, 
aseleka notwendig lemeb^nMiy tUm die ^Cte^tedong der Oeenndbeit au 
»teaeitifeii, .üe dnveli 4en [hanUolien Zustund des OSanses resp. .di|r<^ die 
d tennt enag dies «— am ^in. dienern Zivstande — rBaneliheläsUgnng >- für Be- 
iMiiiiar .elMi ^aehbarhaHses es^teM. Meae Befninle besUlit «üek danp» 



1^) iKÜger^ar aeiA tB9ß *bd der verUagten Gcnelleehi rft mgen Unfalls 
«KendchMt. im Okl^er 1900 erlitt er einen Unfall, indem er über einen J^atter- 
'iiog'deL Nach den Veieiclierungid>edingiingen ist 4er Versiehette ,bei Strafe 
4|or Teraulnn«: verpfiichlet, nieh «deichen Untec«aohungen auf Anor4nQflg 
«dar tGeadlaehalt nu i^»i>aietei. Die Verklagte verlangte dmgemäß, daß der 
iffldipr 4deh wm Ihren Vertcauensant Dr. St. «ur iE'eststellung des noch vor- 
iHwIenei Sefaadens untefieiien laseen «elUe. Diese Unterouehuiigen landen 
im MmMOX 'wiaderlMdik unter JDttrchieiwh^g mit BSntg^strahlen stott. ^a- 
rdmnk JMdtoidflTiffligw elnevVerbiennnng des Büekens erlitten, die ein dmn- 
«««sAas MenfMMilQlden und seiner BeJ^nft^ng nach voUstandig^e Erpr^rhs- 
inrifitaigWli^w>Fiilga ^gehabt hat. £^ tordeite von der Verklagten V(p]ilen 
Bfsrtr diiwus flnhndann (nieht .bM im .Bahmen der Versieherung, die nnr eine 
igeiingtfBaile «nddieBD, und amrjnxGiQAtaltceiner leJMnstf^iglichen jiM)fti«hen 
«■■üiren TWOrMadu JMa Y^äüßi^m ikMßMß9tm Aeepift^ dem (?ffm^ sm^ 
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wenn das fragliche Hans bereits ror der Erbaanng des Naelibarbaiues 
erbaut nnd bewohnt war. Urteil des KOnigl. Preußischen Ober- 
yeiwaltungsgerichts vom 12. April 1907. 

Der Gericntshoi hat aber ans dem vorliegenden Material (§ 79 des 
LandesTorwaltnngsgesetzes Tom 80. Juli 1883) ohne weitere Beweiserhebung 
die üeberzeugung gewonnen, daß die Polisei bei Erlaß der Verfügung mit 
einer Gesundheitsg^ährdung rechnen durfte. Unstreitig ist die nur aus einem 
Erdgesdioß bestehende Waschküche des Klägers erheblich niedriger als das 
anstoßende dreigeschossige Wohnhaus des Nadibam, so daß bei entsprechender 
Windrichtung der Bauch durch offenstehende Fenster und Türen in das Haus 
getrieben wird. Nach der Angabe des Polizeikommissars vom 16. Juni 1905 
wohnten in des Klägers Hause neun Mieter, yon denen die Waschküche fast 
täglich benutzt wurde. Dieser Gebrauch nötigte den Nachbarn und seine 
Mieter zum fast täglichen Verschließen der nach der Hofseite gelegenen Fenster 
in dem Nachbarhause; dieses wurde mit Bauch erfüllt^ wenn das Schließen 
unterblieb. Sowohl der Mangel an Lüftung, wie das Eudringen des Bauches 
konnte erfahrungsgemäß die Gesundheit der Einwohner gefährden. Zu einem 
Einsdireiten ist aber die Behörde nicht nur bei einer täglich sich erneuernden 
GefÜirdung, sondern auch bei nur zeitweisen Gefährdungen befugt. 

Belanglos ist, daß das Haus . des Nachbarn später erbaut ist, als das 

Anwesen des Klägers Dadurch, daß der Schornstein früher keinen 

Schaden anrichtete, wird der Kläger nicht Ton der Pflicht befreit, das 
Nötige Torzukehren, sobald Schaden entsteht. Wenn der Nachbar das Haus 
in seiner jetzigen Höhe aufgeführt hat, so übte er damit ein ihm nach dem 
geltenden Baurecht zustehendes Becht aus. Er war nicht verpflichtet, 
das Haus aus Bücksicht auf den Schornstein eines anderen weniger hoeh 
zu bauen. Wohl aber ist der Kläger verpflichtet, sein Haus jederzeit in 
einem polizeigemäßen Zustande zu erhalten. Was alles dazu gehört, steht 
nicht schon bei Erbauung eines Hauses unwandelbar für alle Zeiten fest, 
ergibt sich vielmehr erst aus der Gesamtheit der jeweilig vorliegenden, dem 
Wechsel unterworfenen Umstände. Mit den Umständen wechseln die An- 
forderungen.. 

Das klatschende Aufschlagen herabrieselnden Wassers auf die Wasser- 
flfielie eines unterhalb befindlichen Sammelbeekens ist nach der allge- 
meinen menschlichen Erfahrung kein gesundheitsgefährdendes Ctorftnseh. 

Urteil des Königl. Preußischen Oberverwaltungsgerichts vom 
6. Juni 1907. 

Die Polizeibehörde darf das Sehliessen sämtlicher Fenster einer 
Fabrik) aus denen Geräusehe in die Nachbarschaft dringen^ nur dann an- 
ordnen, wenn durch eine beschränkte Offenhaltnng der Fenster während 
des Betriebes eine Gesundheitsgefahr hervorgemfen wird. Urteil des 
KönigLPreuß. Oberverwaltungsgerichts vom 8. Oktober 190^7. 

Selbst wenn angenommen wird, daß die polizeiliche Verfügung — was 
aus ihrem Wortlaute nicht unmittelbar hervorgeht — die Anwendung einer 
Gesundheitsgefahr bezweckt, und daß der Betrieb in der Art, wie er beim Er- 
lasse der Verfügung ausgeübt wurde, nach dem Ergebnisse der Beweisaufnahme 
eine solche Gtefahr tatsächlich hervorgerufen hat, so geht doch das an die 
Kläger gestellte Verlangen in jedem Falle zu weit. Denn die Polizei darf 
dem einzelnen nur die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nötigen Einschränkungen 
auferlegen. Die auf das Vorliegen von Gesundheitsgefahr gestützte Anordnung, 
alle Fenster, aus denen Geräusche in die Nachbarschaft dringen, währenddes 
Betriebes geschlossen zu halten, würde also nur gerechtfertigt sein, wenn durch 
jede, wenngleich zeitlich beschränkte Offenhaltung der Fenster, oder selbst 
eines solchen Fensters während des Betriebes eine Gesundheitsgefahr hervor- 

Serufen würde. Dieses ist jedoch weder an sich, noch nach dem Ergebnisse 
er Beweisaufnahme für zutreffend zu erachten. Namentlich geht &b Gut- 
achten des vom Bezirksausschusse vernommenen medizinischen Sadiverständigen 
ausdrücklich dahin, daß das Geräusch nur „auf die Dauer* unerträglich und ge- 
sundheitsgefährdend sei. Daraus aber folgt, daß nicht nur durch die gäniliäe 
Abstellung, sondern schon durch die Einschränkung des Herausdiingens der 
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Geräusche der polizeiliohe Zweck eneicht weiden kann. Die Polizeibeh()rde 
kitte idso den Umfang der anr Abwendung von Gesiuidkeitsgefahr notwendigen 
Beschränkiing der Kläger prüfen und feststellen müssen. Dabei wären die 
gewerblichen Sonderinteressen der Kläger gegen die Interessen der Allgemein- 
heit sachgemäß abzuwägen « und die zuYorige Ermittelung dieser 

Interessen erforderlich gewesen. Es hätte also yor dem Erlasse der polizei- 
lichen Verfügung die Anhörung sowohl der Kläger, als auch der beteiligten 
Nachbarn und demnächst in der Verfügung selbst die genaue Bezeichnung 
der Fenster, deren Schließung notwendig sei, sowie der Zeiträume, in welchen 
ihr Geschlossensein gefordert, beziehentlich ihr Offenhalten auch während des 
Betriebes zugelassen werde, erfolgen müssen. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

A^m I>eiitsol]Les ISeioliL. 

Gesundkeitssohädliche und täuschende Znsätze zu Fleiseh und dessen 
Zubereitungen. Bekanntmachung des Beichskanzlers vom 
4. Juli 1908. 

Auf Grund der Bestimmungen im § 21 des Gesetzes, betreffend die 
Schlachtvieh- und Fleischbeschau, vom 3. Juni 1900 (Beichsgesetzbl. S. 547) 
hat der Bundesrat beschlossen, den nachstehenden Abänderungen der Bekannt- 
machung vom 18. Februar 1902 (Beichsgesetzbl. S. 48) mit der Maßgabe zu- 
zustimmen, daß die Aenderungen am 1. August 1908 in Kraft treten. 

a. Im ersten Absatz ist hinter dem Worte „Formaldehyd'' einzuschalten : 
und solche Stoffe, die bei ihrer Verwendung Formaldehyd abgeben.. 

b. Der zweite Absatz erhält folgende Fassung: 

Dasselbe gilt für Farbstoffe jeder Art, jedoch unbeschadet ihrer Ver- 
wendung zur Gelbfärbung der Margarine und der Hüllen derjenigen Wurstarten, 
bei denen die Gelbfärbung herkömmlich und als künstliche ohne weiteres 
erkennbar ist, sofern diese Verwendung nicht anderen Vorschriften zuwiderläuft. 



Ausführung des Gesetzes über die Sehlachtrleli- und Fleisehbesohan 
Tom 8. Juni 1900. Einfuhr Ton Fleisch. Bekanntmachung des 
Beichskanzlers vom 4. Juli 1908. 

Auf Grund der Bestimmungen im § 12 Abs. 2, § 15 des Gesetzes, 
betreffend die Schlachtvieh- und Fleischbeschau, vom 3. Juni 1900 (Beichs- 
gesetzbl. S. 547) hat der Bundesrat beschlossen, der nachstehenden, Abänderung 
der Bekanntmachung yom 10. Juli 1902 (Beichsgesetzbl. S. 242) mit der Maßgabe 
zuzustimmen, daß die Aenderung am 1. August 1908 in Kraft tritt. 
Hinter Nr. 2 ist als Nr. 2a einzufügen: 

Bei der Einfuhr von frischem Fleische dürfen die Organe und sonstigen 
Körperteile, auf die sich die Untersuchung zu erstrecken hat, nicht angeschnitten 
sein, bei der Einfuhr von zubereitetem Fleische die der Untersuchung zu 
unterziehenden Lymphdrüsen nicht fehlen oder angeschnitten sein, jedoch darf 
in die Mittelfelldrüsen und in das Herzfleisch je ein Schnitt gelegt sein. 



B. KönigprcdolA Pirensseii« 

Prüfung der Mitglieder tou krankepflegenden Orden usw. als Staate 
lieh anerkannte Krankenpflegepersonen. Erlaß des Ministers der 
usw. Medizinalangelegenheiten vom 28. Februar 1908 •— M. 
Nr. 57693 II •— an den Begierungspräsidenten zu Breslau und zur Beachtung 
an die übrigen Begierungspräsidenten. 

Auf Grund yon Verhandlungen mit den preußischen Ordinariaten und 
den kran&enpflegenden Orden- und Ordenskongregationen habe ich mich damit 
einverstanden erklärt, daß die Ordenskrankenanstalten, soweit sie den Vor- 
sdiriften entsprechen, als Krankenpflegeschulen und Prüfungsstationen im 
Sinne der §§ 2 und 5, Abs. 1, Ziffer b der Vorschriften über die staatliche 
Prüfung von Krankenpflegepersonen vom 10. Mai 1907 anerkannt und im ge- 
(^ebenen Falle zwei der in diesen Anstalten tätigen Aerzte als Mitglieder der 
Prüfungskommission bestellt werden; daß ferner Mitglieder von Pflegeorden 
und Kongregationen, welche die Prüfung nicht in Ordensanstalten ablegen, 
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YM de& tibiigtti PtflfliBfrm getrwat g«prttft weidtii, und 6aA «ihMoBitih ner 
Evkagvif d«8 nach § 20 a. a. O. lolftMigea BrlMiei der PMfug dtm Oideft 
dnith Vermitteliiag der Diftzeseabischöfe bei mir LisUaiuiläräg« emoicbeA, ia 
deaea ia besoaderea Spaltea die Naiaea der OrdeaapiegeriBMa gowia dia 
Zdtdaaer ihrer Besdiäftigiiag ia der Krankenpflege aagegeben tiad; kierbd 
soll die in dem betreffenden Orden pjp. erfolgte Auvbildong ab KraakaanAeg^ 
karsos von ansreichender Daner im Sinne dee § 20 der Vorachrlltni geitea. 

Hiernacli enuche ich ergebeasty falls die Prttfaagtkommission nichl b»* 
soadet e Bedenken erhebt, die staatliehe Aaerkemoag den io der Anlage be* 
naantea Yinzentinerinnen der DUdzeäe Breelaa ans dem ICattühais Kidem 
gefälligst dortseits zu erteilen, die Ertettnag bekannt sa gaben mad mit einn 
entsprechende Mitteilung zugehen zu lassea. 



Prüfung der Schweaten des Mianalterordens« Erlaß des Mi- 
nisters der usw. Medizinalangelegenheiten vom 2. M&rz^l908 

— Mu Nr. 6811 — an sämtliche Herren Begierungspräaidenten. 

Ew. Hochwohlgoboren teile ich ergebenst mit, daß fch auf Grund 
von Verhandlungen mit dem Kanzler des Johanniterordens bereit blh, den 
§ 20 der Vorschriften über die staatliche Prüfung Ton Krankenpflegepersonien 
Tom 10. Mai 1907 (Ministerialblatt für Medizinal- pp. Angelegenheiten S. 186) 
auf die dienenden Schwestern des Ordens unter nachstehenden Yoranssetzungeb 
zur Anwendung zu bringen: 

1. Die Anträge auf Erteflung der staatlfchen Anerkennung Werden 
seitens des Ordens in Form yon Listen bei dem zuständigen Begierungs- 
Präsidenten, im Landespolizeibeziik Berlin bei dem Polizeipräsidenton in 
Berlin gestellt 

2. Der Orden hat den Anträgen die Bescheinigung beizufügen: 

a) daß die in den beigegebenen Listen genannten Schwestern die für 
dienende Schwestern Torgeschriebene Ausbildung erhalten haben, 

b) daß sie sich während eines Zeitraumes Ton 8 Jahren (einschliefllich 
der Ausbildungszeit) vorwiegend der Krankenpflegetätigkeit gewidmet haben ; 
bei denjenigen Schwestern, die zwei Jahre hindurch ununterbrochen in der 
Krankenpflege tätig gewesen sind, genügt die BescheinigUDg hierüber, 

'. «f* ...Sk: ^) d&ß d^o Schwestern zurzeit noch felddiesstfäfaig sind. 

W- •' ä' Ich bemerke femer, daß ich die den dienenden l^hwestem des Joinoi^ 

niterordens bisher vorgeschriebette Ausbildungszeit als Krankenpflegelita yon 

ausreidiender Dauer im Sinne des § 20 der Prttfungsrrorschifffien ^mermit an^ 

erkenne. 

Ich ersuche ergebenst, die Prüfungskornmission mit e n ts p re che n d er 
Weisung zu versehen und die eingehenden Anträge mit Ihren A nsf ft hian g m 
baldmöglichst hierher weiterzugeben. 



Staatliche Prüfung für Krankenpflegepersonen dev^'Itta&oniggeB- 
mutterhäuser. Erlaß des Ministers der uaw. Medizinalange- 
legenheiten vom 27. März 1908 — M. Nr. 6867 QI an das Präsidium 
der zur Kaiserswerter Generalkonferenz verbundenen Diakonüssenmutterhäuser ; 
allen Königlichen Begierungspräsidenten zur Kenntnisnahme mitgetdlt.^) 

Dem Präsidium teile icli unter bezug auf die Besprechunng am 11. März 
1908 und auf die gefälligen schriftlichen Eingabea von demelben Tage und 
vom 20« März 1908 ergebenst mit, daß ich die Annahme der ataaltteiittr Ptif oag 
für Krankenpflegepersonen seitens der im Königreiche Preudin besMkendea* 
Diakonissenmutterhäuser nur mit Befriedigung begrüßen kamtf ud gerv bereit 
bin, die von dem Präsidium vergetragenen Wünsche Jan ereilten, soweit Äe» 
nach den bestehenden Vorschriften (l&n.-BL f. Med. usw. Ang;, 1967^ 9. 185) 
mOgiidi ist 

Im einzelnen\bemerke ich folgendes: 

ad 1. Ich bin damit einverstanden, daß "die eJgenenyKpBjtewBaagtiriti 
der Diakonissenmutterhäuser: auf deren Antrag als Krankenpflegesahulm xa^ 
als Prüfungsstationen anerkannt werden, sofern sie den au stellenden Ün- 
forderungen entsprechen (Erlaß vom 18. Juli 1906 — M. Nr. 7286. GL an. — 

^) Ein Erlaß gleichen Inhaltes ist unter dem 4. Mai 1908 aar Täfo 
Vorsteher der Deutschen evangelischen BrüderhäusKor^ergangen. 
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Mhi.«BI. usw., fWKf, 8. fßfy Dfe Antitgv sind' «fiter lirgaVe ArCettniig der 
JbMkmpSi9ge9t1nAe (§ 8 ^r Vei^diriften) QAd der Höhe der Eatsebädigmig 
für die Verj^egong bei Prttflingett, die ntcht in der KrankenpfllBgedcllCLle selbst 
ftVBgftbfidet sina, sowie der als Mitglieder der Prttfangskommissioii gewUnscbten 
Amte An deir znstSndigen Begiernngsprisidenten, im Bereich des Landespoli- 
zefbeadritB Berüv sn den PoliKeipräsidenten in Berlin, einzureichen. 

Ueber die Zolassnng zn den Ausbiidongskursen entscheidet die Leitung 
der Krmkenpflegeschiile. Welche Personen die Leitung bilden, wird nach den 
AtM^gen der Dlakonissenmutterhäuser entschieden. Es empfiehlt sich, bereits 
bei der 29uhttsiLng zum Kursus die Erfttlluns der Bestimmungen des § 5 Nr. 
2M^ am ▼<nr8t£mten, besond^srs den Nachweis körperlicher ufid geistiger 
TttUi^fcftftell zum Knmkenpflegeberufe zu ferdtom, damit Bei der SSilassung 
zm^ FrOtafg nfe&t Schwierig^eitett entstehen. 

ad. £ Ziil der Prltfung in der Krankenanstidt des Hutterftauset kdnifeo 
auch solche Schwestern zugelassen werden, die ihre Ausbildung ganz* oder 
teAlfeiire nfßht in dieser Krankenanstalt, sondern in einer anderen erhalten 
habeff, sofern diese Ausbildung in einer staatlich'anerkannten Krankenpflegeschule 
stttttgefonden hat oder eine gleichwertige im Sinne des § 6 Abs. 1 a. a. 0. ist. 

ad: 3*. Der Schwester eines Mutterhauses kann die im Mutterhause zu- 
gebrspchte Probezeit mit einem halben Jahre auf den yorgeschriebenen ein- 
jttrigeir HurBUff «ngereehnet werden, wenn die Schwester wUirend dieser 
Probezeit an einem seeigneten Unterricht in der Krankenpfl<^e teHgenomrnen hat. 

«d 4L Zwei lerzte derDiakonissenkrankenanstait (Krankenpilegeschule) 
JMa^t^ auf Antrag des Kutterhauses zu Mitgliedern der Prttfungdcommission 
eifiaiiiil werden. 

ad! 5. Das rorgeschriebette Leumundszeugnis wird ?on dem Mutterhaus- 
yorstande ausgestellt. 

ad 6. Der Torsitzende der Prüfungskommission yereinbart mit dem 
H«U8Torstande die Prüfungstermine. Der Hausyorstand wird zur Prüfung ein- 
geladen und kann derselben beiwohnen. 

>id 7. Die Schwestern, die nach dem Zeugnis des Mutterhauses yor 
deHr 1. Jnnt 190B sich mindestens zwei Jahre hindurch in der Krankenpflege 
besehäfUgt und gut bewährt haben, erhalten die staatliche Anerkennung äs 
Krankenpflegepersonen unter Erlaß der Prüfung, sofern sie eine ausreichende 
tkerapetftische und praktische Ausbildung genossen haben und die' Prttfnngs- 
kemntission kdite besonderen Bedenken erhebt. Die Gesuche sind an mich in 
Form yon Listenbescheinigungen einzureichen. 

ad 8. Die Ausweise über die staatliche Anerkennung der Schwestern 
werden nnch bestandener Prüfung an den Vorstand des Mutterhauses gesandt. 

Ahseilrift dieses Schreibens habe ich dem Herrn Beichskanzler mit der 
Bitte übersaadt, auf eine gleiche Behandlung der Diakonissenrnutterh&user in 
dev übrigen: Bundesstastea hinwirken zu woUen. 



lusllildung yoB Krankensohwesteni in der Desinfektion. Erlaß 
der usw. Medizinalangelegenheiten yom 30. März 1908 — M. 
Nr. 6284 — an den Herrn Begierungspräsidenten in Münster i. W. und sämt- 
lidren Begierunmräsidenten zur Kenntnisnahme mitgeteilt. 

Mit der Auisbüdung yon Krankenschwestern in der Desinfektion kann 
idr mich nur einyerstanden erMären. Auch bin ich damit einyerstanden, daß 
die ausgebildeten Schwestern auch mit der Ausführung yon Schlußdesinfektionen 
innerhalb' der Krankenhäuser beauftragt werden. Dagegen teile ich die Be- 
denken Ew. fiochwohlgeboren zur Heranziehung yon Krankenschwestern zur 
Veimahme der Schlußdesinfektion in Behausungen außerhalb yon Kranken- 
h&nsenr. Mit Bück»icht hierauf erachte ich es für zweckmäßig, daß Kranken- 
schwestern, weiche die Desinfektorenprüfung bestanden haben, über die Prüfung 
zwar ein Ausweis, nicht aber ein yollständiges Prüfungszeugnis nach dem im 
Erlaß' yom 21. Juni 1907 ~ M. 6214 ül (Min.-Bl. f. Med.-Ang. S. 258) — 
mitgeteilten Muster ausgehändigt wird. Die Hauptbetätigung ai3 dem Gebiet 
der Desinfektion werden Kranken- und Gemeindeschwestern wie bisher so audi 
in Zukunft in der fortlaufenden Desinfektion am Krankenbett zu finden haben. 
Auf die ausgedehnte Heranziehung yon Schwestern zu dieser für die Seuchen- 
bekämpfung so wichtigen Tätigkeit wollen Sie nachdrücklich hinwirken. 
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Desinfektieii mit Kallumiieniiaiiganat und Fomialdehrd« Erlaß des 
Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten yom 1. August 
1908 — M. Nr. 8476 — an sämtliche Herren Begierungspr&sidenten. 

Von zwei amerikanischen Forschern, Evans und Bussel, ist ein Des- 
infektionsTerfahren angegeben worden, bei welchem, wie bei dem Autan-Des- 
infektionsrerfahren, Formaldehyddämpfe ohne besonderen Apparat und auf 
kaltem Wege entwickelt werden. Dieses, yon den österreicMschen Militär- 
ärzten Doerr und Baubischekz in Wien weiter ausgebaute und Ton 
Stabsarzt Dr. Nieter und Dr. Blasius im hygienischen Uniyersitätsinstitut 
in Halle nachgeprüfte Verfahren (s. Hygienische Bundschau; 1908, 8.746)^) 
beruht darauf, daß feingepulyertes Kaliumpermanganat in Berührung mit For- 
malin eine lebhafte Entwicklung yon Formaldehyd und Wasserdainpf einleitet 
Das Verfahren ist wirksam, dabei ebenso einfach und feuersicher, aber erheb- 
lich billiger als das Autanyerfahren und kann dieselbe Verwendung finden 
wie dieses. 

Zur Herstellung der Desinfektionsgemische werden hohe Holzbottiche 
(sogenannte Waschzuber) oder zylindrische Gefäße aus emailliertem Eisenblech 
yon etwa 50 cm Höhe und 50 cm Durchmesser empfohlen, welch' letztere, da 
sie sich während des Verfahrens beträchtlich erwärmen, zur Schonung des 
Fußbodens auf ein hölzernes Brett oder einige Holzstücke gestellt werden. 
Für je 100 cbm Luftraum sind 2000 g übermangansaures Kali, 2 Liter Foimalin 
und 2 Liter Wasser erforderlich. 

Bäume, welche nach diesem Verfahren desinfiziert werden sollen, müssen 
durch Einlegen angefeuchteter Wattestreifen zwischen Fenster und Türflügel 
und deren Bahmen und durch Verstopfen der SchlüssellOdier mit feuchter 
Watte gründlich abgedichtet und nach Entwicklung des Formaldehyds fünf 
Stunden lang geschlossen gehalten werden. 

Zur Endemung des überschüssigen Formaldehyds nach Beendigung der 
Desinfektion ist die Entwicklung yon Ammoniakdämpfen nicht erforderlidi, es 
genügt yielmehr gründliches Ltuten. 

Das Verfahren kann, wie jede andere Formaldehyd - Desinfektion, in 
wirksamer Weise nur yon geschulten Desinfektoren ausgeführt werden. Die 
Anwendung des Verfahrens zur Desinfektion ist nach dem Erlaß yom 6. Juni 
1907 — M. 12026 <- Min.-Bl. für Med. usw. Ang. S. 228 — zulässig. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, hiernach die Kreisärzte, 
die Vorsteher der Desinfektionsanstalten und die Desinfektoren Ihres Bezirks 
gefälligst mit Weisung yersehen zu lassen. 



Zahnftntliclie Untersuchung der Sehnlkinder. Verfügung des 
Königl. Begierungspräsidenten in Minden yom 19. Juni 1908 
an sämtliche Herren Landräte, Kreisschulinspektoren und Kreisärzte. 

Unsere Verfügung yom 7. Juni 1906 -< IL M. N. L M. Nr. 2844 — be- 
treffend die zahnärztliche Untersuchung der Schulkinder in den Volksschulen 
scheint yon yerschiedenen Seiten dahin mißyerstanden zu sein, als ob wh auf 
diese Untersuchung einen größeren Wert legten, als auf die durch unsere Ver- 
fügung yom 80. Juli 1898 — IL M. N. L M. Nr. 1828 — empfohlene Ueber- 
wachung des Gesundheitszustandes der Schulkinder durch Schulärzte. Wir 
nehmen diüier Veranlassung, ausdrücklich zu betonen, daß auf eine solche 
Ueberwachung stets in erster Linie Bedacht zu nehmen ist, während eine 
zalinärztliche wie jede andere spezialärztliche Untersuchung der Schulkinder 
nur nebenher in Betradiit kommen und jene niemals ersetzen kann. Im 
öffentlichen gesundheitlichen Interesse liegt es yor allem, daß der Gesundheits- 
zustand und die körperliche Entwicklung der Schulkinder nach jeder und nicht 
bloß nach einer Bichtung hin überwacht wird; dazu ist aber nur ein alle Zweige 
der medizinischen Wissenschaft gleichmäßig beherrschender Schularzt befähigt. 
Er ist auch durchaus imstande, festzustellen, ob bei einzelnen Schulkindern 
etwa eine spezialärztliche Behandlung, z. B. der Zähne, Augen oder Ohren 
erforderlich ist, und wird dann dafür Sorge tragen, daß in diesen FäUen eue 
solche stattfindet Dieses Verfahren hat sich in Bielefeld, wo die schulärzt- 
liche Tätigkeit musterhaft geregelt ist, in jeder Weise bewährt 

Wir möchten deshalb yon neuem auf die großen Vorteile hinweisen, die 

Siehe auch das Beferat über die Abhandlung yon Billiet in der 
heutigen Hauptnummer, S. 626. oigitized by GoOgk 
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durch eine allgemeine ärztliche Ueherwachnng des Gesondheitszastandes der 
Schulkinder erreicht werden und denen ftegenttber die entstehenden Kosten 
nicht ins Gewicht fallen können. Diese Kosten werden auch keineswegs so 
erhebliche sein, wenn die Ueberwachung sich zunächst nur auf eine einoälige 
ärztliche Besichtigung der Schulen im Jahre beschränkt und eine genauere 
ärztliche Untersuchung jedes Schulkindes nur m ersten Schuljahre und am 
Ende der Schulzeit stattfindet. Sie wird sich auch in den ländlichen Volks- 
schulen ohne große Kosten durchführen lassen, besonders wenn diese schul- 
ärztliche Tätigkeit den Kreisärzten und Impförzten übertragen wird. 

Ueber das Veranlaßte und die erzielten Erfolge sehen wir nach Jahres- 
frist einem Berichte entgegen* Gleichzeitig betonen wir nochmals, daß Zahn- 
techniker mit zahnärztlichen Untersuchungen nicht zu beauftragen sind. 



O. 6ro(sisl&eirzo|j|^tiui& Badeii. 

Hilfspersonal Im Gesundheitswesen. yerordnungyom2.Juni 1908. 

Auf Grund der §§ 66 des Gesetzes yom 10. Oktober 1906, betr. die 
Bechtsyerhältnisse des Sanitätspersonals (Ges.- und Verordn.-Bl. 1906 S. 491 ff.) 
wird unter Aufhebung der Verordnung rem 28. Noyember 1902, die Dienst- 
tätigkeit des Krankenpflegepersonal betr. (Ges.- und Verordn.-Bl. 1902 S. 366) 
yerordnet wie folgt: 

§ 1. Die im Haupt- oder Nebenberuf mit Hilfeleistungen im Gesundheits- 
wesen beschäftigten männlichen und weiblichen Personen, welche nicht als 
Aerzte, Zahnärzte, Tierärzte oder Apotheker approbiert sind, nicht im staatlichen 
Dienste stehen und auf welche auch die Verordnung yom 7. Noyember 1904, 
die Ausübung der Heilkunde durch nicht approbierte Personen betr. (Ges.- und 
Verordn.-Bl. 1904 S. 431) nicht Anwendung findet, insbesondere die Heildiener, 
Heilgehilfen, Krankenwärter und -Wärterinnen, Wochenpflegerinnen, Hebammen, 
Lei(£enschauer und Desinfektoren haben sich bei Beginn ihrer Tätigkeit bei 
dem für ihren Wohnort zuständigen Bezirksarzt unter Angabe ihrer persönlichen 
Verhältnisse, insbesondere des Tages und Ortes d«r Geburt, ihrer Wohnung, 
ihrer etwaigen Vorbildung und der Art ihrer Berufstätigkeit binnen 8 Tagen 
persönlich anzumelden, bei Wegzug oder bei Aufgabe ihrer Tätigkeit bei dem- 
selben persönlich oder schriftlich abzumelden, sowie in Gemeinden mit über 
4000 Einwohnern einen Wohnungswechsel innerhalb der GFemeinde ihres Wohn- 
ortes binnen 3 Tagen schriftlich anzuzeigen. Eine schriftliche Anmeldung 
durch den Anstaltsyorstand genügt für Krankenpflegepersonal, welches in An- 
stalten beschäftigt ist, und für das Krankenpflegepersonid, welches nicht am 
Dienstsitze des Bezirksarites seinen Wohnsitz hat. 

Der Bezirksarzt ist berechtigt, hinsichtlich der beruflichen Tätigkeit des 
Hilfspersonals yon demselben Auskunft zu yerlangen und zu diesem Zweck das 
persönliche Erscheinen des Hilfispersonals anzuordnen. 

§ 2. Abgesehen yon den den genannten Hilfspersonen, insbesondere den 
Hebammen und Leichenschauem in den besonderen Dienstweisungen auferlegten 
Verpflichtungen sind dieselben yerpflichtet: 

1. die bei Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit zu ihrer Kenntnis 
gelangenden Fälle yon anzeigepflichtigen Krankheiten, sofern ein Arzt nicht 
zugezogen und ein Haushaltungsyorstand nicht yorhanden oder dieser an der 
Anzeige yerhindert ist oder die ihm obliegende Anzeige unterläßt, ihrerseits 
yorschriftsmäßig zur Anzeige zu bringen; 

2. die ihnen bekannt werdenden gewaltsamen Todesfälle, lebensgefährlichen 
Körperyerletzungen, Vergiftungen, Verbrechen oder Vergehen wider das Leben 
unyerzüglich der Staatsanwaltschaft, dem Amtsgericht, der Ortspolizeibehörde 
oder der Gtodarmerie und zwar der am nächsten zu erreichenden dieser Stellen 
anzuzeigen; 

8. alles zu yermeiden, was zur üebertragung ansteckender Krankheiten 
durch ihre Person führen könnte, insbesondere nach Pflege und Berührung yon 
mit ansteckenden Krankheiten behafteten Personen und nach einer Tätigkeit 
an Leichen der an solchen Krankheiten Verstorbenen eine gründliche Edjoigung 
und Desinfektion ihres Körpers, ihrer Kleidung und Wäsche, sowie der yon 
den Kranken benutzten oder der mit ihnen in Berührung gekommenen (Gegen- 
stände (Listrumente usw.) yorzunehmen ; 

4. allen Auflagen nachzukommen, die ihnen im Einzelfalle yom Bezirks- 
amt in Bezug auf die Ausübung ihres Berufes mit Rücksicht auf dir Interessen 
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der öffentlicben Qesan^beitspflege, der öffentlichen SitÜicbkeijb od/ar deir pcyr- 
BönUfihen Sicherheit gemacht werden. 

§ 8. Krankenwärter und -Wärterinnen, Wocheupflegjoxiniieo, Heildioner 
und Hcdlgeliüien sind ferner yerpflichtet; 

1. ihre Berufstätigkeit gewissenhaft anaznllben, insbesondere l^ der Pflege 
der ihnen anyertranten Kranken und bei den ihnen safallenden BUfel^istiuigen 
die nötige Sorgfalt, Aufmerksamkeit and Vorsicht anzuwenden; 

2. hinsichtlich der in Ansttbong ihrer Tätigkeit gemaditen W«lv- 
nehmongen, soweit sie nicht za deren Anzeige Torpfllchtet sind (§ 2 Nr. 1 »wd 0, 
Vendiwiegenheit an beobachten; 

8. den sogezogenen Arzt in seiner Tätigkeit m nnterstlttzep, 4ie Jun- 
sichtlich der Pflege und Hilfeleistung yon ihm und gegebenenfaUs ^ insbesondere 
bei ansteckenden Eranldieiten — yon dem Bezirksarzt getroffenen Anordnungen 
gewissenhaft auszuftthren, sowie fttr sichere Aufbewahrvig der bei der Pflege 
yerwendeten giftigen Arzneimittel Sorge zu tragen; 

4. sich jenicher Beurteilung der äratliohen Anordnungen, sowie der 
Smpiehliuig des Beings eines bestimmten Amtes zu enthalten ; 

5. Arzneimittel, die dem freien Verkehr entaogen sind, weder £u Ter- 
ordnen, noch anzuwenden oder anzupreisen: 

•6. bei Kranken des anderen GNBsclileciits, abgesehen yon dringenden 9(ot* 
fällen, keine Hilfeleistungen, welche gegen die Schickliohkeit yerstoßen, iror- 
sunehmen. Ohne ärztliche Anordnung sind dieselben nur befugt, 'kleine .einfache 
Wanden zu reinigen und au yerbinden, ümsch^ge und EinWicUungen bu Hiachen 
und sonstige einuche Hüfeleistungen yoraunemnen. 

Im übrigen haben sie sich bei ernsteren Krankheitsfällen der selbstSnügen 
Heilbehandlung zu enthalten. Eine solche ist nur statthaft in Notfällen, aofffirn 
mit der Hilfeleistung ohne Gef Ahr fftr den Kranken nicht bis zum .flintareffen 
des Arztes gewartet werden kann; sie haben aber in diesen Fällen schleindgBt 
die 2kuiehung eines Arztes zu yeranlassen und, wenn dieee ywwdgert i^d, 
ie^ selbständige Hdltätigkeit au unterlassen. 

§ 4. Krankenschwestern sollen mit Kleinkinderseholseiiwecrteni rendaäffig 
•nklit in demselben Zimmer zusammenwohnen und — schlafen. 

Bei ^eabauten sollen die Krankensehwestern besondere W<Ab- mi 
8<Alafrfiame, sowie, wenn tunlich, auch einen besonderen Singang iQriudten, 
so daß sie nieht mit den KieiakindersehulBchwestern und — für -den Fall, daß 
die Kleinkindersehule sich im nämlidien Hause befindet •— auoh «itfbt mit ien 
Kindern der Kleinkinderschule in Berflhrung kommen. 

Wenn ausnahmsweise yon efaier Trennung der Wohn- und '8dil«M»Hie 
der Krankenschwestern und der Kinderschulschwestem abgesehen werden >miiß, 
so hat die Krankensdiwester, sobald sie die Pflege bei einer fttr Kinder 
besonders ansteckenden Krankheit, wie Scharlach, Diphtherie und'Krunp über- 
nommen hat, hieryon der Ortspolizeibefaöide behufs Anordnung der •8<mietaig 
der Kleinkindersdiule Anzeige zu erstatten. 

Kleinkiüdersdnilschwestem dürfen, solange nicht die «KMnkbideisehiäe 
geschlossen ist, die Krankenpflege nicht ausüben. Sie müssen, wenn ^e sich 
^aa der Pflege ansteckender Krankh^ten beteiligt hab«i, yor Wiederaufuf^ime 
ihrer Tätigkeit an der Kinderschule nach 'Maßgabe der yom OBezitiEsaMt Im 
'EinneUaHe zu treffendenden Anordnungen ihre Person utfi üire fileidnag «iner 
Detiiffeküon unterziehen. 

§ 5. In den Geschäftsräumen der Heilgehillen muß auai^dienide Wasdi- 
gelegenheit yorhanden sein und stets die grüßte Sauberkeit herrsehen; aiüch 
dflrfendie Bäume iddit als Schlafzimmer benutzt werden. Die In diesen fUlmien 
yorhandeaen Verbandstoffe sind yor Jeder Verunr^igung zu sehülnen «nd 
geschützt aufzubewahren, die Instrumente nach jeder Benvtmw gehörig au 
reinigen und yor dem Gebrauch auszukochen oder auf andere weise giAiMg 
zu desinfliieren. Tür die Anlnahme der zur unmittelbaren Benutzung be- 
stimmten Vetbandstoffe undlnstramente sind reine, aussehließlleh diesen Zweeken 
'dienende 'Teller und ^Mialen yorrätig zu halten, die wof jeder Ben ataung *iüt 
ikeebesidem 'Wasser oder mit desinfizierender Flüssigkeit «bzusp<aien ^sM. 

'§6. SuwMleriiattdlungen gegen die 'Bestimmungen der ^d^tas'üw'ei^lBn 
*y>em MIerifhnamt mjä Omnd der §'fi6 Abs. 8 4les Gesetzes yom 1#. '0ktefeer 
1906 mit Ordnungsstrafen bis zu 200 VMk ibestnaft. 

.Veontirortl. «edsJitiwr ; Pr.,RapiaAAd,,Beg.-.«.ai^ilM.iRät4sJ[ind«n4.«W 
1 a 0- BniBi, FsnosL Bft«h& a. F. Sek^L. Hofbvehdmcktrtl Ir. 
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Beilage zur Zeitschrift iür Medizinal -Beamte. 



Nr. 18. 20. September. 1908. 

Rechtsprechung. 

Aeratlicbe Entgehädigiiiiggpfllelit« Urteil des Beichsgerichts 
(Z.-S.) vom 24. Juli 1908. 

Der Beklagte Dr. V. hatte einem 6J&hrigen Kläger, der mit söge- 
saniitem angeborenen Hochstande des rechten Schulterblattes und Yerkrttm- 
mnng der Wirbelsftnle behaltet war, in seiner orthopftdischen Anstalt aufge- 
nommen and ihn operiert,^ ohne seine Eitern zn fragen oder auch nur zu be- 
nachrichtigen. Die Operation war fehlgeschlagen ; der Kläger verlangte deshalb 
eine Kapitalabfindung von 16000 M., event. 5000 M. und eine Rente von 900 
bis 1600 M. jährlich. Das Landgericht in Heidelberg erkannte auf Abweisung 
des Klägers; das Oberlandesgericht Karlsruhe billigste dagegen dem Kläger 
6000 M. und Zinsen zu. Das Beichsgericht hat diese Entscheidung unter 
folgender Begrttndung bestätigt: Der Beklagte hat dem Kläger durch 
widerrechtliche Körperverletzung Schaden zugefügt, denn ein Arzt, der vor- 
sätzlich fttr Heilzwecke eine Körperverletzung verttbt, ohne sein Becht liierzu 
aus einem bestehenden Vertragsverhältnis oder präsumtiven Zustimmung, dem 
. vermuteten Auftrage hierfür legitimierter Personen bereiten zu können, handelt 
unberechtigt, also rechtswidrig. Ein besonderes Berufsrecht, vermöge dessen 
ein Eingriff in die körperliche Unversehrtheit des anderen ohne oder selbst mit 
dessen Willen erlaubt ist, steht grundsätzlich auch dem Arzte nicht zur Seite. 
Darauf, ob die Operation mit vollem Erfolge gelungen ist, kommt es hierbei 
nicht an. Eine vorsätzliche widerrechtliche Körperverletzung liegt nicht vor, 
wenn der Arzt weiß, daß eine gültige Einwilligung fehlt, und daß er im 
Widerspruch gegen den Willen des Patienten oder des sonstigen Einwilligungs- 
berechtigten handelt. Diese dem Kläger vom Oberlandesgericht zugebilligte 
Entschädigung von 6000 M. nebst Zinsen werden daher vom Beichsgericht als 
gerechtfertigt bezeichnet. 

Eine regelmässige Entbindung ist keine Erkrankung. Der Nicht- 
kassenarzt kann deshalb för die einem Kassenmitgliede In solchem Falle 
geleisteten ftrztlichen Dienste von der Krankenkasse selbst keine Bezah- 
lung verlangen. Urteil des Landgerichts I in Berlin (XVL Z.) vom 
14. Mai 1907. 

Zweifelsfrei und ohne Bechtsirrtum stellt der Vorderrichter fest, daß 
die vom Kläger behandelte Frau M. aus dieser Behandlung gegen die Kasse 
— trotz unstreitiger Dringlichkeit des Falles — - deshalb keine Bechte auf 
Bezahlung der Behandlung herleiten könnte, weil es sich nicht um die Be- 
handlung einer „Krankheit** gehandelt habe; für die das Kassenmitglied 
statutenmäßig Anspruch auf Krankenunterstützung habe, denn die durch den 
Verlauf des Geburtsaktes bedingten Schmerzen und körperlichen Veränderungen 
stellten sich nicht als eine ,,Erkrankung*' dar. Hat aber das Kassenmitglied 
selbst keinen Anspruch auf Krankenunterstützung, so ist schlechterdings nicht 
ersichtlich, aus welchem Grunde die beklagte Krankenkasse dem Kläger selbst 
das Honorar für die Behandlung der Frau M. zahlen sollte; jedenfalls kann 
doch der behandelnde Arzt gegen die Kasse nicht mehr Bechte haben, als das 
Kassenmitglied gegen die Kasse. Hatte die Kasse an Frau M. nicht die 
Kosten der Behandlung durch den Kläger zu erstatten, so ist sie auch nicht 
auf Kosten des Klägers bereichert 
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Zar Festgtellang, dagg ein Sachrerstftndiger ein falsehes Gntaehten 
erstattet nnd bei dessen Ansarbeitang fahrlässig gebandelt, also seine 
Amtspflieht rerletzt hat, genflgt nicht die Tatsache, dass ein anderer, 
später gehSrter Saehrerständiger ein abireiehendes Gntaehten abgegeben 
hat. Es mass yielmehr dargetan werden, dass nach allgemein anerkannten 
Regeln des betreffenden Faches das Ergebnis der Begntachtnng anders 
Utte sein müssen. Urteil des Königl. Preaß. Oberverwaltungs- 
gerichts yom ö.November 1907. 

.... Es ist nur noch zu prüfen, ob der Beklagte sich der ünterlassnng 
einer ihm obliegenden Amtshandinng schuldig gemacht habe. Bio Klägerin 
will dies bejaht wissen, weil sie meint, der Beklagte habe das Gutachten „grob 
fahrlässig falsch*^ abgegeben, also die ihm durch seine Amtspflicht gebotene 
Sorgfalt bei den Untersuchungen und der Begutachtung nicht beobachtet. Was 
sie in dieser Beziehung yorgebracht und unter Beweis gestellt hat, ist jedoch 
nicht geeignet, ihre Behauptung zu beweisen. Alles, was sie angefühlt hat, 
läuft darauf hinaus, daß der yon ihi benannte Prof. Th. die dem Beklagten 
yom Landgerichte yorgelegten Fragen in abweichendem, und zwar ihr günstigem 
Sinne beantworten, eine andere Uatersuchungsmethode anwenden, sein Gut- 
achten anders aufbauen und deshalb zu einem Ergebnisse gelangen werde, das 
zu ihrem Obsiegen in dem Bechtsstreite mit P. führen müsse. Selbst wenn 
Prof. Th. sich ganz im Sinne der Ellägorin äußern wurde, könnte daraus nicht 
der Nachweis entnommen werden, daß der Beklagte J. ein falsches Gutachten 
erstattet und bei dessen Ausarbeitung fahrlässig gehandelt, also seine Amts- 
pflicht yerletzt habe. Denn es würde alsdann nur das Gutachten einer Autorität 
auf einem Spezialgebiete dem Gutachten einer anderen Autorität auf dem- 
selben Gebiete gegenüberstehen. Das aber könnte niemals genügen, um fest- 
lustellen, daß der zuerst gehörte Gutachter etwas Unrichtiges gefunden und 
bei seiner Begutachtung unter Vernachlässigung seiner amtlichen Pflicht zur 
Sorgfalt in der Untersuchung, sowie bei der Prüfung und Beurteilung der 
Untersuchungsergebnisse gehandelt habe. Auf solchem Wege läßt sich der 
Nachweis, daß einem Sachyerständigen eine Pflichtwidrigkeit zur Last falle, 
nicht führen. Schwierige Fragen bjS jedem Gebiete werden yon Fachmännern 
yerschieden beantwortet, und die Methoden zu ihrer Beantwortung sind in der 
Begel mannigfach. Ebenso wie die Unrichtigkeit einer Untersuchungsmethode 
nicht daraus folgt, daß ein anderer Sachyerständiger eine andere Art yor- 
gezogen hat, ist aus der Verschiedenartigkeit des Ergebnisses nicht zu schließen, 
daß der eine Gutachter das Eichtige, der andere etwas Falsches gefunden 
habe. Noch yiel weniger ist es zulässig, in der Verschiedenheit der auf eine 
Frage gegebenen Antworten einen Beweis dafür zu sehen, daß die Antworten 
auf einer pflichtwidrigen Unterlassung der gebotenen Sorgfalt bei ihrem Finden 
beruhen. Wer dergleichen behauptet, muß mehr beweisen ; er hatdar zutun, 
daß nach allgemein anerkannten Begeln des betreffenden 
Faches das Ergebnis der Begutachtung anders hätte sein 
müssen, daß eine bestimmte Untersuchungsmethode all- 
gemein gültig sei und daß entgegen den dadurch bezeich- 
neten Grundsätzen des Faches ohne hinreich enden Anlaß eine 
abweichende Art der Untersuchung gewählt worden seL In 
solcher Weise hat die Klägerin ihren Vorwarf gegen den Beklagten nicht 
begründet. Ihm als Beamten steht die Vermutung zur Seite, daß er die durch 
sein Amt gebotene Sorgfalt in jeder Beziehung, sowohl bei der grundlegenden 
Untersuchung, als auch bei der Beurteilung ihrer Ergebnisse, hat walten lassen 
und nicht fahrlässig, sondern mit der durch seine Dienstpflicht gebotenen Auf- 
merksamkeit gehandelt hat. Der Gegenbeweis ist weder erbracht, noch mit 
der yon der Klägerin unter Beweis gestellten Behauptung, Prof. Th. würde 
die Fragen des Prozeßgerichts anders beantwortet haben, in solcher Weise 
angetreten, daß der Gerichtshof hätte Anlaß nehmen können, in Ermittelungen 
einzutreten. Eines solchen Gegenbeweises hätte es um so mehr bedurft, als 
nach der Erklärung des Polizeipräsidenten die Untersuchungen des Beklagten 
außerordentlich eingehend gewesen sind, das Amt lange Zeit beschäftigt haben 
nnd mit yielen Kosten yerbunden gewesen sind, Umstände, die außer Frage 
stellen, daß die pflichtmäßige Sorgfalt jedenfalls nicht außer acht gelassen 
worden ist. Hiernach hat der Gerichtshof für erwiesen erachtet, daß dem 6e- 
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klagten bei Erstattung des von det Klägerin bemängelten Gutachtens eine 
Unterlassung einer ihm obliegenden Amtshandlung nicht zur Last fällt, dem^ 
gemäß den Konflikt für begründet erklärt und das gerichtliche Verfahren 
endgültig eingestellt. 

Zweifelhafte Geldgeschäfte als nicht standesgemäss für den Arst« 

Entscheidung des Königlich Sächsischen Aerztlichen Ehren- 
gerichtshofes vom 11. Juli 1908. 

Auch wenn man der Darstellung des Beschuldigten in allen Beziehungen 
folgt, bleibt soviel bestehen, daß er zweifelhafte Hypothekenforderungen weit 
unter ihrem Nennwerte an sich gebracht bezw. bei Hingabe von Darlehen 
gegen zweifelhafte Sicherheit sich Schuldbekenntnisse und Sicherheit für weit 
höhere Beträge hat ausstellen und bestellen lassen, als er wirklich gewährt 
hat. Von derartigen Geschäften muß sich der anständige Arzt, mögen sich 
nun die Schuldner in Notlage befinden oder nicht, mögen sie ehrbar sein oder 
nicht, unbedingt fernhalten. Bei den Beträgen, um die es sich gehandelt hat, 
kann auch die Tom Ehrenrate ausgeworfene Strafe nicht als zu hoch erachtet 
werden. 

Kosmetisehe Mittel — Nafalanstreupulrer, Nafalantoilettenereme — 
sind auch als Hellmittel dem freien Terkehr überlassen. Urteil des 
Oberlandesgerichts in Hamm (Str.-S.) vom 16. Juni 1908. 

Die unter Frist und Eormwahrung angebrachte Bevision konnte für be- 
gründet nicht erachtet werden. 

Die Ansicht der Bevidentin, daß „Heilmittel*' auch dann nicht frei ver- 
kauft werden dürfen, wenn sie gleichzeitig „kosmetische^ Mittel seien, findet 
im Geset<ze keine Grundlage; vielmehr ergibt der § 1 Absatz 2 der Kaiser- 
lichen Verordnung vom 22. Oktober 1901 mit Deutlichkeit, daß kosmetische 
Mittel auch als Heilmittel frei verkauft werden dürfen, falls sie von der dort 
näher umschriebenen Beschaffenheit sind. 

Daß letzteres der Fall ist, hat das Berufsgericht In allen Punkten ohne 
ersichtlichen Bechtsirrtum festgestellt. 

Die Ausführungen des Vorderrichters dahin, daß der Angeklagte das 
„Nafalanstreupulver^ und den „Nafalantoilettencräme^ als Heilmittel verkauft 
hat und daß diese Mittel von dem Verzeichnisse A der Kaiserlichen Verord- 
nung mit betrofen werden, entsprechen dem § 1 Absatz 1 der Kaiserlichen 
Verordnung, die weiteren FeststelluDgen aber, daß es sich dabei um „kos- 
metische'* Mittel handele, die frei von den hn Absatz 2 § 1 erwähnten Stoffen 
seien, rechtfertigen die Nichtanwendung des § 367 Nr. 8 Strafgesetzbuchs, weil 
durch die letztgenannten Umstände das Vorliegen der im § 1 Absatz 2 der 
Kaiserlichen Verordnung aufgestellten Ausnahmen von der Begel des § 1 Ab- 
satz 1 der Verordnung einwandfrei erhellt. 



Makrobion und physiologisches Nftrsalz sind als Torbeugnugsinittei 
dem freien Verkehr überlassen. Entscheidung des Oberlandes- 
gerichts Düsseldorf vom 4. Juli 1908. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

Gesuche um Zulassung zur ärztlichen Prüfung». Erlaß des 
Ministers der usw. Medizinangelegenheitcn vom 15. Juli 1908 
— M. 18244 III. — an sämtliche Herren Universitäts- Kuratoren. 

Auf Grund des § 21 Abs. 2 der Prüfungsordnung für Aerzte vom 28. Mai 
,1901 bestimme ich, daß die Gesuche um Zulassung zur ärztlichen Prüfung 
mir künftig durch Vermittlung Euerer Hochwohlgeboren einzureichen sind. 

Die Gesuche sind dort mit dem Eingangsdatum zu versehen und auf 
Vollständigkeit der Zeugnisse nach Zahl und Inhalt zu prüfen. Etwaige 
Mängel sind, soweit mc^glich, zu beseitigen. Die Zeugnisse sind in der Eeihen- 
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folge: Beüezengnifl, Stadienzeagnlsse, Zeugnis über die bestandeoe Vorprttiluig, 
Nachweise Aber die Teilnahme an den Präpariertlbnngen usw. (§§ 8, 2^, 
Piaktikantenscheine in der in § 25 angegebenen Folge, zu ordnen nnd zu einem 
Hefte zu vereinigen. Die Vorlesungen über topographische Anatomie usw. 
(§ 25 Nr. 3) sind in den Studienzeugnissen durch Anstreichen kenntlich zu 
machen. Zur Erleichterung der Durchsicht sind die Zeugnisse einzeln hinter- 
einander, nicht ineinander zu heften. Mitteilungen Aber etwaige Genehmigungen 
Ton Ausnahmen (§ 65) sind den Zeugnissen yorzuheften. Der Lebenslauf ist 
lose zu lassen. 

Ich bemerke hierbei, daß die Praktikantenscheine — nach Verbrauch 
der noch yorhandenen Vordrucke — nach dem Huster 4 zu § 25 auszustellen 
sind; sind noch alte Vordrucke benutzt, so muß mindestens das Halbjahr, in 
dem praktiziert worden ist, aus den Scheinen zu ersehen sein. 

Die Gesuche sind mit einem kurzen, unterschriftlich zu Tollziehenden 
Vermerke Aber die erfolgte Prüfung und etwa noch yerbliebene Anstände zu 
Torsehen und mit tunliduster Beschleunigung mir einzureichen. Ansaounlungen 
der Gesuche sind zu vermeiden. 

Ich ersuche ergebenst. Vorstehendes alsbald zur Kenntnis der Medi- 
zinischen Fakultät und der Studierenden der Medizin zu bringen und einen 
entrorechenden Hinweis regelmäßig vor Ablauf jeden Studienhalbjahres zu 
wiederholen. 

Aerate als Hitglieder der Schnldeputation. Erlaß des Hinisters 
der usw. Medizinalangelegenheiten vom 16. Jnli 1908 — ÜIIID. 
Nr. 2515 ü ni B. ü m A. •— an die Königl. Begierung in M. 

üeber die Zusammensetzung der Schuldeputation sind in § 44 des 
Volksschulunterhaltungsgesetzes erschöpfende Bestimmungen getroffen und ist 
es daher nicht zulässig, durch Ortsregulative die Bef agnisse der nach Nr. 1 — 3 
daselbst zur Wahl der Schuldeputationsmitglieder Berechtigten noch weiter 
als durch Gesetz geschehen, dahingehend einzuschränken, daß in der Sdiui- 
deputatlon bestimmte Berufe vertreten sein müssen. Der Gemeindebesehluß 
über die Bildung der Schuldeputation in B. ist daher, insoweit er be- 
stimmt, daß unter den des Erziehungs- und Volksschulwesens kundigen Mit- 
gliedern ein Schularzt sein muß, zur Genehmigung nicht geeignet. Es ist 
dadurch aber nicht ausgeschlossen, daß die der Schuldeputation angehörenden 
Hitglieder des Gemeindevorstandes und der Stadtverordnetenversammlung 
dennoch einen Arzt wählen können, da unter des Erziehung- und VoUsschul- 
wesens kundigen Personen nicht nur pädagogisch vorgebfidete Personen ge- 
meint sind, sondern überhaupt geeignete Personen, welche den Fragen des 
Volksschulwesens nahe stehen; zu diesen gehören u. a. auch Aerzte (vergl. 
Anmerk. zu § 44 des Volksschulunterhaltungsgesetzes in den Kommentaren 
von V. Bremen, v. Brauchitsch Bd. VII, Lezius). 

Die Königliche Begierung wolle hiemach das Erforderliche verfügen 
und den Hagistrat, sowie den Aerzteverein in B. entsprechend bescheioen. 



Erstattung der Beriehte über die Tätigkeit der Hedizinalunter- 
suchungsftmter. Erlaßdes Hinisters der usw.Hedizinalangelegen- 
heiten vom 8. Juli 1908 — M. Nr. 12845 — an sämtliche Herren Be- 
gierungspräsidenten. 

In dem Erlasse vom 22. Juli 1903 (Min.-Bl. f. Hed.-Ang. S. 302) ist den 
damaligen bakteriologischen Untersuchungsstellen die Einreichung von Jahres- 
berichten zum 15. Januar jedes Jahres aufgegeben worden. Unter Aufhebung 
dieser Anordnung bestimme ich, daß der Vorsteher des dortigen Hedizinal- 
untersuchungsamts den Bericht über die Tätigkeit des Untersuchungsamts 
künftig für jedes Etatsjahr bis zum 15. Mai des folgenden Jahres und für das 
Etatsjahr 1907, sofern ein Bericht nicht bereits vorgelegt ist, tunlichst bald 
durch Ihre Vermittelung zu erstatten hat. In die Berichte sind auch kurze 
Angaben über Personal, Diensträume usw. aufzunehmen. Die Hitteilnngen 
über die Untersuchungstätigkeit sind, soweit möglich, durch Uebersichten zu 
ergänzen. 
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Ew. Hoehwohlgeboren erauche ich ergebenst, den Vontehei des untere 
snchnngsuats mit entsprechender Anweisung za yeisehen und gleichzeitig 
dnraui aufmerksam zu machen, daß Veröffentlichungen über Angelegcuiheitea 
des (Jntersuchungsamts ohne meine ausdrückliche Genehmigung lücht erfolgen 
dürfen* _______ 

Sendongen mit tnfektiSsem Material an die MedlzinalantersnehuDgs- 
stellen. Erlaß des Ministers der usw.Medizinalan gelegen holten 
vom 21. Juli 1908 -- M. Nr. 12966 — an sämtliche Herren Regierungs- 
präsidenten. 

Die Oberpostdirektion in D. ist seitens des Herrn Staatssekretärs des 
Beichspostamts auis neue angewiesen worden, die in briefmäßiger Verpackung 
zur Ablieferung gelangenden, an die amtlichen Medizinaluntersuchungsstellen 
gerichteten Sendungen mit infektiösem Material, auch wenn dies aus Harn- 
proben besteht, zur Beförderung mit der Briefpost zuzulassen. 



Die Naohprflfnngen der Desinfektoren sind gebührenfrei. Erlaß 
des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten Tom 7. Juli 
1908 — M. Nr. 7038 — an sämtliche Herren Begieiungspräsidenten. 

Da mit der Einrichtung staatlicher Ausbildungskurse für Desinfektoren 
und der Anordnung regelmäßiger Nachprüfungen durch die Kreisärzte die 
Heranziehnn|; eines leistungsfähigen Desinfektorenpersonals beabsichtig ist, 
würde es bei der jetzigen Lage der Dinge nicht zweckdienlich sein, die bis- 
herige günstige Entwickelung der Angelegenheit durch die Erhebung Ton Gto- 
bührai für die Nachprüfungen aufzuhalten. Ich yertraue, daß die Kreisärzte 
die Uinen zugewiesene Aufgabe unentgeltlich übernehmen werden, so lange 
nicht eine anderweite Begelung getroffen ist Die Nachprüfungen werden Ton 
den Kreisärzten nach Möglichkeit bei Gelegenheit anderer Dienstverrichtungen 
am Wohnorte des Desinfätors vorzunehmen sein. 

Wegen der Gewährung einer Entschädigung an den Leiter der Des- 
infektorenschule für die Abhaltung von Wiederholungskursen behalte ich mir 
die Entscheidung vor. Ein entsprechender Antrag ist in den Berichten zu 
stellen, welche uljährlich über die Weiterentwicklung des Desinfektionswesens 
erstattet werden. 

Hebammentätigkeit bei Kindbettfleber. Erlaß des Ministers 
der usw. Medizinalangelegenheiten vom 7. August 1908 an 
sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Die auf den Erlaß vom 21. November 1907 — M. 8776 — eingegan|;enen 
Berichte haben ergeben, daß die Vorschriften des § 28 Abs. 2 und 4 der Dienst- 
anweisung für die Hebammen im Königreich Preußen (Hebammenlehrbuch 1905 
S. 378) seitens der Kreisärzte sehr verschieden gehandhabt werden. Wenn 
auch die Entscheidung über die Pflege der erkrankten Wöchnerin durch die 
Hebamme oder die Fernhaltung der Hebamme von ihrer Berufstätigkeit im 
Falle der Kindbettfiebererkrankung in ihrer Praxis in jedem einzelnen Falle 
dem Kreisarzte verbleiben und je nach der Verschiedenheit der Fälle auch 
verschieden ausfallen muß, so liegt es anderseits im Interesse der (Gebärenden 
und Wöchnerinnen, wie auch im Interesse der Hebammen, daß die Kreisärzte 
bei ihrer Entscheidung von gleichen Gesichtspunkten geleitet werden und ins- 
besondere eine unnötige Ausschaltung der Hebammen vermeiden. 

Zu diesem Zweck bestimme idi folgendes: 

1. Nach § 28 Abs. 2 a. a. 0. hat die Hebamme den Kreisarzt bei jeder 
fieberhaften Erkrankung im Wochenbett zu benachrichtigen, sich bis zum Ein- 
treffen einer mündlichen oder schriftlichen Belehrung des Kreisarztes jeder 
Tätigkeit als Hebamme bei einer anderen Person zu enthalten und, falls ein 
Arzt hingezogen worden ist, den Namen desselben gleichzeitig mit der Anzeige 
der Wochenbetterkrankung dem Kreisarzt mitzuteilen. Dieser entscheidet 
dann, ob die Hebamme die erkrankte Wöchnerin weiter pflegen darf. 

Zur Ausführung dieser Vorschrift sind die Hebammen anzuweisen, bei 
der Anzeige gleichzeitig mitzuteilen, welche Art der Erkrankung nach Ansicht 
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des zugezogenen Arztes yorliegt. Ist kein Arzt zugezogen, so hat die Heb- 
amme in der Meldung an den Kreisarzt Ihre eigenen Beobachtungen über die 
Art der Erkrankung bdzufttgen. Die Anzeige ist mündlich oder schriftlich 
zu erstatten. Sofort nach Empfang der Anzeige hat der Kreisarzt, wenn nötig 
und mOgUch, nach Anhörung des zugezogenen Arztes der Hebamme seine Be- 
lehrung mündlich oder schrStlich zu übermitteln. Bei der Entscheidung der 
Frage, ob die Hebamme die erkrankte Wöchnerin weiter pflegen darf, hat der 
Kreisarzt zu berücksichtigen, daß die Haupttätigkeit der Hebamme die Ge- 
burtshilfe ist, und daß, namentlich in Gegenden mit Hebammenmangel, darauf 
geachtet werden muß, daß die Hebamme, wenn irgend möglich, nicht für 
längere Zeit yon ihrer geburtshilflichen Tätigkeit ausgeschlossen wird. Die 
Hebamme soll deshalb die Erkrankte nur dann weiter pflegen, wenn ihre 
Tätigkeit als Geburtshelferin ohne Scl^ädigung der gebärenden Frauen des in 
Frage kommenden Bezirks entbehrt werden kann, und wenn die Wöchnerin 
sich in einer Notlage insofern befindet, als sie einer sachyerständigen Pflege 
dringend bedarf, und diese auf irgend eine andere Weise nicht zu beschaffen 
ist. Während der Pflege hat sich die Hebamme jeder sonstigen beruflichen 
Tätigkeit zu enthalten, bis der Kreisarzt ihr diese nach vorschriftsmäßiger 
Desinfektion wieder gestattet. 

2. Bei der Prüfung, ob eine Hebamme, die bei einer an Kindbettfieber 
Erkrankten während der Entbindung oder im Wochenbett tätig ist, ihre Be- 
rufstätigkeit vor Ablauf der im § 8 Abs. 1 Nr. 3 Abs. 3 des Gesetzes, be- 
treffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, Tom 28. August 1905 
(Gesetzsamml. S. 378) Torgeschriebenen achttägigen Karenzzeit wieder auf- 
nehmen darf, hat der Kreisarzt zu beachten, daß überall da, wo eine aus- 
reichende Beinigung des Körpers der Hebamme und die yorschriftsmäßige 
Desinfektion der Wäsche, der Kleider, der Instrumente sowie der Wohnung 
der Hebamme seitens einer öffentlichen Desinfektionsanstalt hat stattfinden 
können, ein Grund zur weiteren Ausschaltung der Hebamme nicht Torhanden 
sein dürfte. Die Bescheinigung der Desinfektionsanstalt kann als Ausweis 
dienen. Es ist dringend erwünscht, daß den Hebammen fflr diese amtlich yer* 
langte Desinfektion Kosten irgend welcher Art nicht entstehen, und deshalb 
zu empfehlen, da, wo es noch nicht geschehen ist, mit den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden wegen UebernaluDe dieser Kosten, zu denen auch im 
gegebenen Falle Tagegelder und Eeisekosten für die Heise zur Desinfektions- 
anstalt gehören, in Verhandlung zu treten. Wenn eine solche Desinfektions- 
gelegenheit nicht vorhanden ist, wird in Bechnung zu ziehen sein, ob die Heb- 
amme sich und ihre Sachen nach den Vorschriften des Kreisarztes so des- 
infizieren kann und in zuverlässiger W^eise auch so desinfiziert, daß die Ge- 
fahr der üebertragung von Keimen ausgeschlossen ist. Wenn der Kreisarzt 
vermöge der Kenntnte der örtlichen Verhältnisse, sowie der Zuverlässigkeit 
der Hebamme in ihrer beruflichen Führung zu der Ueberzeugung gelangt, daß 
die Beinigung und Desinfektion vorschriftsmäßig vollzogen ist, so wird es 
keinem Bedenken unterliegen, die Aufnahme der Berufstätigkeit sofort wieder 
zu gestatten. Wo aber von der achttägigen Ausschaltung Gebrauch gemacht 
werden muß, ist der Hebamme sogleich zu Beginn dieser nach Beendigung 
der Beschäftigung bei der Erkrankten die im Hebammenlehrbuch vorge- 
schriebene gründliche Beinigung und verschärfte Desinfektion zur Ffiicht zu 
machen, damit auch in der Karenzzeit eine Verschleppung der Krankheits- 
keime möglichst verhindert wird. 

Ew. Hochwohlgeboren wollen hiemach die Kreisärzte anweisen und ver- 
anlassen, daß auch jeder Hebamme eine entsprechende Belehrung jetzt und 
später in der Nachprüfung zuteil wird. 



Abgabe von Arzneien seitens der Krankenkassen an ihre Mitglieder. 

Bunderlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegen- 
heiten vom 1. August 19Ö8 — M. Nr. 8172 — an sämtliche Herren 
Begierungspräsidenten. 

In dem Urteil vom 6. Juli vorigen Jahres vertritt das Oberlandesgericht 
in Cöln die Auffassung, daß der Vorsitzende einer Ortskrankenkasse oefugt 
sei, aus den Mitteln der Ortskrankenkasse angeschaffte, dem freien Verkehr 
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nicht überlaasene Arzneien nnd Gifte anl Grand ftrstlicher Verordnungen an 
die Eassenmitglieder onentgelilicli za rerabfolgen, weil dieses Verabfolgen der 
Mittel nicht «ein üeberlassen an Andere* im Sinne des Strafgesetsbnohes dar« 
steUe (Vergl. § 867 Nr. 3 Str.-G.-B.). 

Es ist in diesem Urteil nicht in Ettcksicht gezogen, daß der Abgabe 
der Arzneien eine Zubereitung vorhergegangen ist, und daß anch die Zube- 
reitung Ton dem Verkehr nicht freigegebenen Arzneien in dem § 867 Nr. 8 
des Strafgesetzbuchs unter Strafe gestellt ist. 

AiS meine Anregung hat der Herr Jostizminister die Beamten der 
Staatsanwaltschaft angewiesen, vorkommenden Falles die Anklage auch auf die 
unerlaubte Zubereitung von Arzneien auszudehnen und gegen abweichende 
Entscheidungen der Gerichte die zulässigen Eechtsmittel einzulegen. 

Indem ich Ew. Hochwohlgeboren von Vorstehendem Kenntnis gebe, er- 
suche ich zugleich, mit Bttcksicht auf die aus der nicht ordnungsmäßigen 
Arzneiabgabe ftkr die Gesundheit der Erankenkassenmitglieder erwachsenden 
Gefahren der Angelegenheit entsprechende Beachtung zuzuwenden. 



Branntwein enthaltende Konfekte. Erlaß des Ministers der 
usw. Medizinalangelegenheiten vom 5. August 1908 — M. 8018 — 
an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Es sind in neuerer Zeit vielfach Konfekte — Bonbons, Zuckerbobnen, 
Paralinees usw. — in den Handel gekommen, welche mit Schnaps verschiedener 
Art, darunter oft mit sehr minderwertigem, gefüllt sind. Angestelite Unter- 
suchungen mit diesen Konfektarten haben ergeben, daß der Alkoholgehalt in 
denselben oft ein sehr erheblicher ist So enthielten 15 Stück eines solchen 
Konfekts, die etwa 100 gr wogen, zusammen ungefähr einen Eßi5ffel voll 
Trinkbranntwein, bei einem Preise von 28 Pf. Es sind auch bereits Fälle 
vorgekommen, in denen erwachsene Personen durch den Genuß eines solchen 
Konfekts berauscht worden sind. Umsomehr aber werden solche Konfekte den 
Kindern gefährlich, denen im Interesse ihrer Gesundheit der Genuß alkohol- 
haltiger Flüssigkeit in jeder Form untersagt werden sollte. Es wird insbe- 
sondere Aufgabe der Eltern und Erzieher sein, den ihrer Obhut anvertrauten 
Kindern und Pfleglingen den Genuß solcher Konfekte zu verbieten. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich hiernach ergebenst, im Sinne der vor- 
stehenden Ausführungen auf die Bevölkerang in geeignet erscheinender Weise 
aufklärend einzuwirken und das Erforderliche zu veranlassen. 



El. GroiBsHeirzog^tiiiia Hessen. 

Verbot der Bestellung von Personen, die mit der Bestattung von 
Leichen beschäftigt sind, als Fleischbesehauer. Verfügung des Mini- 
sterium des Innern vom 11. Juni 1908 an sämtliche Kreisämter. 

Es ist wiederholt Beschwerde darüber erhoben worden, daß Personen, 
die mit der Einsargang und Bestattung von Leichen, wenn auch nur vorüber- 
gehend und in Einzelfällen sich befassen, zu Fleischbeschauem bestellt worden 
sind. Wir erachten es nicht als zulässig, daß solche Personen den Fleisch- 
beschaudienst ausüben. Dagegen kann nicht beanstandet werden, daß zu 
Fleischbeschauern bestellte Schreiner in ihren Werkstätten Särge anfertigen. 

Wir empfehlen Ihnen, zutreffenden Falls denjenigen Fleischbeschauern, 
die, wenn auch nur vorübergehend, bei der Einsargung und Bestattung von 
Leichen tätig gewesen sind, dies für die Folge bei Meidung ihrer Entlassung 
zu untersagen. Dieses Verbot ist sämtlichen Fleischbeschauern zu eröffnen 
und bei der Neubestellung solcher dessen Beachtung in die Verpflichtungsformel 
aufzunehmen. 

O. Hei'asogf-tiiiii A^nHalt. 

HomSopathische Dfspensieranstalten in Apotheken; Selbstdfspen* 
gieren homöopathigeher Aerzte. Verordnung vom 8. Juni 1908. 

Artikel L Der § 8 der Verordnung Nr. 678 vom 6. August 1884 
wird aufgehoben und durch nachstehende Bestimmungen ersetzt: 

Als öffentliche homöopathische Dispensieranstalten, in denen homöo- 
pathische Arzneimittel auf ärztliche Verordnung (Rezept) oder für den Hand- 
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verkauf angefertigt und abgegeben werden dttrfen aind aunuehen: 1. die in 
Verbindung mit einer Öffentlichen Apotheke bestehenden, in besonderen^ nur 
für diesen Zweck zu verwendenden, helien B&omen ordnnnffsmftfiig eingerichteten 
homöopathischen Offisinen; 2. die in den Apotheken beindlichen Sclurinke, in 
denen homOopatliische Amelmittel aufbewahrt werden, sofern dieselben in 
einem besonderen, gut belichteten Baom aufgestellt sind. 

In einem solchen besonderen Baum, in welchem homöopathische Arznei- 
neimittel in einem Schrank aufbewahrt werden (Ziffer 2), dttrfen anßer den 
homöopathischen Arzneimitteln anch diätetische Präparate, Wdne usw., sowie 
Beagentien in vollständig geschlossenen fest«! Gefäßen und in geschlossenen 
Schränken aufbewahrt werden. 

Bezttglich der Einrichtung, Verwaltung und medizinalpolizeilichen Be- 
anfsichtigang der homöopathischen Offizinen and Schränke gelten die für Apo- 
theken erlassenen allgemeinen Vorschriften. 

In Apotheken, in denen eine besondere homöopathische Olfizin besteht 
oder in einem Schranke homöopathische Arzneimittel vorrätig gehalten werden, 
muB ein homöopathisches Arzneibuch vorhanden sein. 

Artikel II. An. die Stelle des ersten Satzes im § 4 Abs. 8 tritt fol- 
gende Bestimmuiafl;: Die Erlaubnis ist jederzeit widerruflich und erlischt von 
selbst, wenn am Wohnort des betreffenden Arztes oder in einer Entfernung 
von nicht mehr als 2 km eine öffentliche Apotheke bezw. eine den Bestim- 
mungen des Artikels I (§ 3) entsprechende homöopathische Dispensieranstalt 
entsteht 

Artikel III. Der Absatz 1 des § 7 wird nebst der demselben als 
Anlage beigefügten Taxe für homöopathische Arzneiverordnungen aufgehoben 
und durch folgende Bestimmung ersetzt : Fttr homöopathische Arzneien kommt 
die Deutsche Arzneitaze in Anwendung. 

Artikel IV. Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Veröffentlichung in Kraft. Das auf Grund der bisherigen Bestimmungen ein- 
zelnen Aerzten verliehene Becht zur Führung einer homöopathischen Dispen- 
sieranstalt wird durch diese Verordnung nicht berührt. 



Bleigehalt von verzinnten Kochtöpfen. Bekanntmachung des 
Ministeriums vom 30. Juli 1908. 

Das Nahrungsmitteluntersuchungsamt in Jena hat bei der Untersuchung 
einer größeren Anzahl von verzinnten Kochtöpfen, welche aus den verschie- 
densten Teilen Thüringens eingeliefert waren, einen ganz außerordentlich hohen 
Bleigehalt der Verzinnung der Töpfe vorgefunden. Während das Beichsgesetz 
vom 25. Juni 1887 nur einen Bleigehalt der Verzinnung von 1 p. c. zuläßt, 
haben sich bei jenen Untersuchungen Verzinnungen mit sehr viel höherem 
Bleigehalt, bis zu 20,5, 22,49, 20,73 und 88,5 p. c, vorgefunden. Mit dem 
Gebrauch derart verzinnter Kochtöpfe in den Haushaltungen ist eine große 
Gesnndheitsgefahr verbunden. Die Landräte und Gemeindevörstände werden 
daher aufgefordert, der sachversändigen Untersuchung der in Handel kommen- 
den verzinnten Kochtöpfe auf Bleigehalt ihre besondere Aufmerksamkeit zuzu- 
wenden. 

Prüfungsordnung zwecks Erlangung der Befähigung zur Anstellang 
als Phjsikus. Bekanntmachung des Senats vom 6. Juli 1908. 

Die Prüfungsordnung stimmt fast genau mit der für Preußen geltenden 
überein. Die Prüfung wird vor einer vom Senat auf Vorschlag des Mediziniü- 
kollegiums gewählten Kommission abgelegt, die aus vier beamteten Aerzten 
besteht. 

Verantwortl. Kedakteur : Dr. Ba p mu n d , Beg.' a. Geh. Med.-liat in Minden i. VI 
J. C O. Bmss, FtriozL SlefeuiL m. V. Sen.-L. Hofbvehdrackerti «r Hlxidiik 
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Rechtsprechung. 

'^' NaehtrSgliehe ErhShnng einer ärztliehen Beelmiiiig ist nicbt zu« 
iAssig. Urteil des Oberlandesgerichts Celle (11. Z.-S.) vom 
25. März 1907. 

Die auf Grand des § 80' Gew.-O. erlassene prenß. Gebührenordnnog 
für Aerzte stellt nicht iestbestimmte Sätze, sondern nur Höchst und Mindest- 
sätze aal; sie überläßt also dem Arzt einen danach begrenzten Spielranm. 
Innerhalb dieses Spielraams hat der Arzt nach seinem billigen Ermessen ge- 
mäß §§ 315, 316 die Leistang za bestimmen. Die Bestimiaang gescliieht darch 
Erklärang gegenüber dem anderen Teil, mithin darch eine einseitige empfangs- 
bedürftige Wülenserklärang, die einem Abwesenden gegenüber nach § 130 mit 
dem Zagehen an ihn wirksam wird. Von dem Zeitpankte des Zagehens an ist 
der Arzt gebonden, er kann die einmal getroffene Bestimmang nicht mehr 
widerrufen; eine nachträgliche Erhöhung der vom Arzte einm^ bestimmten 
GFebtthr ist aasgeschlossen, sofern er sich nicht das Becht hierza bei der Be- 
stimmang vorbehält. Dies gilt sogar dann, wenn der Gegner die Erklärang 
zurückweist. In der üebersendang der Bechnang liegt eine Bestimmang der 
Leistang im Sinne des § 315». 

Die nachträglielie ErhShong einer ärztlielien Becliniing ist, falls 
Spezifizierung verlangt wird, nicht znlässig. ürteildes Landgerichts 
za Aachen (Z.-S.) vom 19. Februar 1908. 

Ist eine Vereinbarung über die Bezaiüung zwischen Arzt und Patient 
getroffen, so hat es dabei sein Bewenden. Ist eine Vereinbarung nicht ge- 
troffen, so muß das entstandene Bechtsyerhältnis dahin beurteilt werden, daß 
zwischen Arzt und Patient als stillschweigend vereinbart gilt, daß der Arzt 
seine ärztliche Hilfe leisten soll gegen die übliche Vergütung. Es kommen 
in diesem Falle analog zur Anwendung die Bestimmungen, die das Bürgerliche 
Gesetzbuch beim Dienstvertrage § 612 Abs. 2 und beim Werkvertrage § 632 
Abs. 2 aufgenommen hat, daß wenn die Höhe der Vergütung nicht bestimmt 
ist, bei dem Bestehen einer Taxe die taxmäßige Vergütung und in Ermangelung 
einer Taxe die übliche Vergütung als vereinbart anzusehen ist. Nun besteht 
für streitige Fälle die Taxe der Verordnung vom 15. Mai 1896 als Norm. Die 
Taxe ist eine zwischen Höchst- und Mindestsatz schwankende. Entsprechend 
der Auslegung zu §§ 612 und 632 kommt wegen der Wahl des Betrages 
innerhalb der Taxe die Vorschrift des § 316 B.-G.-B. zur Anwendung, daß, 
wenn der Umfang der für eine Leistung versprochenen Gegenleistung nicht 
bestimmt ist, im Zweifel die Bestimmung demjenigen Teile zusteht, welcher 
die Gegenleistung zu fordern hat. Diese Bestimmung ist nach billigem Er- 
messen zu treffen. Sie erfolet durch Erklärung gegenüber dem anderen 
Teile, ist ein einseitiges empfangsbedürftiges Bechtsgeschäft (§§ 130—132 
B..G.-B.) und ist unwiderruflich (Planck zu § 316 Nr. 2). 

Der Arzt trifft die Bestimmung durch Zusendung der Bechnung an den 
Patienten. Es steht in der Bewertung seiner Tätigkeit frei da (§ 80 G.-O.) 
und darf auch unter die tarifmäßigen Sätze heruntergehen. Für die Art, wie 
der Arzt die Bestimmung zu treffen hat, ob in spezinzierter Bechnung oder in 
pauschaliter angegebenem Betrage, gibt es keine Vorschriften. Kläger hat 
unbestritten dem Fräulein X. am 24. Joli 1906 die Bechnung nicht spezifiziert 
auf 750 M. lautend eingereicht. Die Bechnung ist bei dem Fräulein X. ein- 
gegangen. Die Bestimmung ist demnach für Eläser unwiderruflich ge- 
worden. An dieser ünwiderruflicbkeit ist dadurdh nichts geändert worden, 
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daß später von den Erben eine Spezifizierung des Betrages gewttnscht worden 
ist. Der Arzt steht nicht außerhalb des Bahmens der Bechtsordnnng. Das 
Becht, die Spezifikation einer Geldforderang zu begehren, steht jedem zu. 
Das Verlangen war im vorliegenden Falle um so erklärlicher, als es erging 
bei der Liquidation des Nachlasses der Patientin und dazu noch von dem ver- 
antwortlichen Pfleger eines geisteskranken Erben, der dabei ausdrücklich han- 
delte aal Anordnung des Vormundschaftsgericbtes. Der Kläger verkennt, 
wenn er in der spezifizierten Bechnung sagt, daß er jetzt einen höheren Be- 
trag verlange, weil die bei der Ausschreibung der ersten Bechnung ihn leiten- 
den Bflcksichten gegen die damals noch lebende Patientin, den Erben gegen- 
über fortfalle, daß er den Erben gegenüber nur das Forderungsrecht hatte, 
wie es, durch seine eigene Bestimmung, der Erblasserin selbst gegenüber 
unwiderruflich festgelegt war. und selbst wenn man annehmen wollte, was 
nicht einmal behauptet worden ist, daß die Erblasserin zur Zeit des Eingangs 
der Bechnung in der Geschäftsfähigkeit beschränkt oder geschäftsunfähig ge- 
wesen sei, so würde die Bestimmung gleichwohl unwiderruflich geworden sein, 
da sie den Erben zugegangen ist, bevor ein Widerruf erfolgt war. 

Daß die Bestimmung des Arztes eine Willenserklärung darstellt, welche 
der Anfechtung unterliegt, bedarf keiner weiteren Ausführung. Anfechtungs- 
gründe sind aber nicht behauptet und keinesfalls rechtzeitig vorgebracht wor- 
den. Bei dieser an sich klaren Bechtslage muß es wundernehmen, daß auch 
andere Aerzte, welche gleichzeitig mit Kläger die Patientin behandelt haben, 
für den Fall einer Beanstandung der Bechnung durch die Erben, eine Erhöhung 
unter Zagrundelegung der offiziellen Taxen angedroht haben. Es läßt das 
darauf schließen, daß die Aerzte ihr zivilrechtliches Verhältnis zu'^den Patienten 
vielfach falsch auffassen. Es erschien deshalb angebracht, einleitend in den 
Gründen die Sätze, die das Beichsgericht aufgestellt hat, [wiederzugeben^ und 
daran darzutun, daß, abgesehen von den Gründen, die oben dargelegt sind und 
zur Abweisung der Klage führen müssen, die Androhung einer Erhöhung der 
Bechnung für den FaU, daß beanstandet oder eine Spezifikation verlangt 
werde, nicht vereinbar ist mit dem Vertrauen, daß den Aerzten vom Publikum 
entgegengebracht zu werden pflegt, und unter Umständen als ein Verstoß 
gegen die guten Sitten ins Gewicht fallen kann. 

Die Klage war hiernach als unbegründet abzuweisen. 



Ein ^dringender Fall^ im Sinne des Erankenversiehernngsgeseizes 
kann auch gegeben sein bei unzureichender ärztlicher Hilfe durch den 
Kassenarzt. Entscheidung des Braunsch^wei'gischen Verwal- 
tungs-Gerichtshofes vom 6. November 1907. 

Was unter einem dringenden Falle im Sinne des Gesetzes zu verstehen, 
darüber gehen die Ansichten in der Bechtsprechung und Literatur auseinander. 
Die strengere Ansicht verlangt eine zeitliche Dringlichkeit; sie gestidtet 
die Zuziehung eines Nichtkassenarztes nur in denjenigen Fällen, in denen ohne 
sofortige Zuziehung eines Arztes eine Verschlimmerung des Leidens, eine 
Verlängerung oder Steigerung der Schmerzen zu erwarten sein würde, also nur 
wenn wegen Gefahr im Verzuge der Kassenarzt nicht rechtzeitig berufen 
werden kann. Nach dieser Ansicht liegt ein dringender Fall nicht vor, wenn 
nur die Art der Krankheit die Behandlung durch einen anderen Arzt 1 wün- 
schenswert oder gar erforderlich macht. Nach der weniger strengen, insbe- 
sondere von dem Bayer. Verwaltungsgerichtshofe ständig vertretenen Ansicht 
liegt Dringlichkeit auch dann vor, wenn die Notwendigkeit ärztlicher Behand- 
lung des Kranken zweifelsfrei vorliegt, die ärztliche Slfe durch den Kassen- 
arzt nach Lage des Falles aber, z. B. weil der Arzt weitere Behandlung des 
Patienten verweigert oder zur Vornahme einer erforderlichen Operation nicht 
imstande ist, und der Kassenvorstand trotz Anrufens nicht eingreift, durchaus 
ungenügend gewesen wäre. Der Verwaltungsgerichtshof schließt sich dieser 
weitergehenden Ansicht in der Erwägung an, daß, wenn das Kranken- 
versicherongsgesetz, das den Versicherten in Krankheitsfällen freie ärztliche 
Behandlung gewährt, den Kassen die Anstellung von Kassenärzten gestattet, 
es nur davon ausgegangen sein kann, daß die ärztliche Hilfe durch die Kassen- 
ärzte auch billigen Ansprüchen genügen und Aussicht auf eine erfolgreiche 
Behandlung des Erkrankten bieten maß, daß dagegen die Inanspruchnahme 
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anderer Aerzte erlaubt sein und als ein dringender Fall angesehen werden 
soll, wenn die ärztliche Hilfe durch den Kassenarzt nach Lage des Falles 
durchaus ungenttgend gewesen wäre, und der Eassenyorstand trotz Anrufens 
nicht eingreift und die Zuziehung eines anderen Arztes, insbesondere eines 
Spezialarztes, verweigert. Es muß aber immer verlangt werden, daß der Er- 
krankte — sofern nidit ein unverzügliches Eingreifen des Spezialisten erfor« 
derlich ist — sich vor Zuziehung des Spezialarztes an die Eassenverwaltung 
wendet und deren Entschließung abwartet. Denn es muß der Kassenverwaltung 
das Becht zugesprochen werden, den Spezialarzt auszuwählen und sich vor 
unnötigen Kosten, die z. B. durch Auswahl eines entfernt wohnenden Spezial- 
arztes entstehen würden, zu schützen und geeignetenfalls auch Krankenhaus» 
behandlung eintreten zu lassen. 

Die wasserdichte Abpflasternng einer Sehnitzelgrnbe zur AbffLhrang 
der durch gesundheitssebädiiehe Gerfiehe die Anwohner gefährdenden 
iichnitzelbrtthe kann polizeilich gefordert, aber nicht die Yergri^ssernng 
der Grube untersagt werden. Urteil des KönigL Preuß. Oberver- 
waltungsgerichts vom 2. April 1908. 

... Det Gerichtshof ist in eine Beweisaufnahme eingetreten und hat 
den Begierungs- und Medizinalrat sowie den Begierungs- und Gewerberat in 
M. ersucht, nach Vornahme der nötigen Ermittelungen an Ort und Stelle ein 
gemeinsames Gutachten darüber abzugeben, ob durch das Fehlen eine Ab- 
pflasterung der in Bede stehenden Grube eine Gefährdung der Gesundheit der 
Umwohner oder eine Beeinträchtigung des Verkehrs auf den benachbarten 
Straßen herbeigeführt werde, und ob die Abpflasterung nötig sei, um die 
gedachten Uebelstände zu beseitigen oder zu vermindern. 

Diese Fragen haben die Sachverständigen mit Bestimmtheit bejaht. Für 
nicht erwiesen halten sie zwar daß durch Eindringen der Schnitzelbrühen in 
das Grundwasser eine Gesundheitsgefahr hervorgerufen werde. Wolil aber 
geschehe dieses durch die Ausdünstungen des infolge seiner großen Durch- 
lässigkeit mit den zur Fäulnis neigenden Schnitzelbrühen vollgesogenen Erd- 
bodens. Die Ausdünstungen würden von der Mauer, welche sich zwischen der 
Grube und der nach dem Bahnhofe T. führenden Straße befinde, nicht zurück- 
gehalten. Sie seien die Ursache sowohl einer Beschränkung der Anwohner in 
dem zur Erhaltung ihrer Gesundheit erforderlichen Genasse der frischen Luft 
als auch einer erheblichen Belästigung des Straßenverkehrs. Beide Uebelstände 
würden durch die polizeilich angeordnete Abpflasterung der Grube und Ableitung 
der Schnitzelbrühen wesentlich vermindert werden. 

Nicht aufrecht erhalten läßt sich jedoch das in der Verfügung vom 
15. März 1906 neben den vorstehend erörterten Auflagen hergehende Verbot, 
die in Bede stehende Schnitzelgrube ohne polizeiliche Genehmigung zu ver- 
größern. Denn es ist nicht abzusehen, weshalb die Vergrößerung der Grube, 
wenn die übrigen in bezug auf ihre Einrichtung und Benutzung gemachten 
Auflagen erfüllt werden, zu polizeilich unhaltbaren Zuständen führen soll. 
Namentlich ist aus dem obigen Gutachten der Sachverständigen nicht zu ent- 
nehmen, daß die Vergrößerung der Grube, sofern demnächst die in jedem 
Falle verlangte Abpflasterung erfolgt, eine Gefahr in sich birgt. Aus dem 
Gutachten ergibt sich, daß die Mißstände nur wegen der Nähe menschlicher 
Wohnungen und einer verkehrsreichen Straße hervorgetreten sind, daß sie 
aber nach Befolgung der getroffenen Anordnungen, namentlich der Abpflasterung, 
nicht mehr in einem das polizeiliche Einschreiten rechtfertigenden Maße bestehen. 
Die Erwägungen der Sachverständigen führen indessen auch für den Fall der 
Vergrößerung der Grube zu keinem anderen Ergebnis. Das Verbot der Ver- 
größerung muß daher wegen Fehlens der zu seinem Erlasse berechtigenden 
tatsächlichen Voraussetzungen aufgehoben werden. Die Entscheidung der Frage, 
in welcher Weise andere von der Klägerin angelegte oder künftig herzustellende 
Schnitzelgruben polizeilich zu beurteilen sein werden, ist nicht Gegenstand der 
angefochtenen Verfügung. In den Bescheiden des Begierungs- und des Ober- 
präsidenten finden sich darauf bezügliche Vorbehalte. 



Digitized by 



Google 



180 Bechtsprechnng und Medizinal -Gesetzgebung. 

Medizinal - Gesetzgebung. 

Könignreloli Px-enseieii« 

Fortbildung auf dem Gebiete der Yersicherangsmedizin. Erlaß 
des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom ll.Sep- 
t e mb e r 1908 — M. Nr. 3013 — an sämtliche Herren Begiemngspräsidenten. 

In den letzten Jahren hat sich insbesondere gelegentlich der von dem 
Eeichsamt des Innern veranlaßten Ertlichen Erhebangen über dis Handhabung 
der Unfall- und In^alidenversicherungsgesetze das Bedürfnis herausgestellt, 
den Aerzten zu einer grüadiicheren Ausbildung^ auf dem Gebiete der Yer- 
sicherungsmedizin Gelegenheit zu geben, um sie zu einer sachgemäßen Erfüllung 
der ihnen auf diesem Gebiete zufallenden Aufgaben in den Stand zu setzen. In- 
folge der von dem Beichdamte des Innern und dem mir unterstellten Ministerium 
ausgegangenen Anregungen hat deshalb das Zentralkomitee für das ärztliche 
Portbildungswesen in Preußen in einem Zyklus von Fortbildungskursen und 
Vorträgen, der vom 19. bis 31. Oktober d. Js. in Berlin sattfiadet, auch einen 
Kursus über das Gebiet der Unfallheilkunde veranstaltet, der am 
19. Oktober d. Js., vormittags 8^9 Uhr in dem Kaiserin Friedrich -Haus, 
Louisenplatz 2—4, begiant und dessen Einteilung aus dem beillegenden Pro- 
gramm erschtlich ist.^) 

Ew. pp. ersuche ich ergeben&t, die Medizinalbeamten Ihres Bezirks auf 
diesen Kursus gefälligst aufmerksam zu machen. 



Ansblldang von Erankenpflegepersonal. EunderlaßdesMinisters 
der usw. Medizinalangelegenheiten vom 4. September 1908 — 
M. Nr. 8771 — an sämtliche Herren Eegierungspräsidenten. 

Es sind Zweifel darüber entstanden, was unter einem zusammenhängen* 
den Lehrgange in einer Krankenpflegeschule nach der Bestimmung in § 5 
Abs. 1 Ziffer 6 der Vorschriften über die staatliche Prüfung von Kranken- 
pflegepersonen vom 10. Mai 1907 — Min.-Bl. für Med. pp. Angel. S. 187 — 
zu verstehen ist. Ich bemerke daher folgendes: Es ist daran festzuhalten, 
daß der Zusammenhang des einjährigen Lehrganges gewahrt bleiben muß und 
zwar nicht nur äußerlich dadurch, daß jede längere Unterbrechung vermieden 
wird, sondern auch in der Weise, daß die AusbUdung nach einem festen, den 
aufgestellten Grundsätzen entsprechenden Plane erfolgt. In der Begel muß 
daher der ganze Lehrgang unter einheitlicher Leitung an einer Kranken- 
anstalt zurückgelegt werden. Dieser Grundsatz schließt aber nicht aus, daß 
ein zwischen mehreren Anstalten geteilter Lehrgang als dieser Vorschrift ge- 
nügend anerkannt wird, sofern der Zusammenhang in der vorerwähnten Weise 
oder im gegebenen Falle auch dadurch gewahrt ist, daß unter den Vorständen 
der betreffenden Anstalten eine vorher zu genehmigende Vereinbarung über 



^) Es werden folgende 'Einzelkurse abgehalten: 1. Die Unfallgesetz- 
gebung in Deutschland (San. -Bat Dr. Mugdan). 2. Die Lehre der Begut- 
achtung von Unfällen, mit praktischen Uebungen in der Ausstellung von 
Attesten (San. -Bat Dr. Köhler). 3. Innere Erkrankungen als Folge von 
Unfällen (Geh. Med. -Bat Prof. Dr. Senate r zusammen mit Prof. Dr. Strauß). 
4. Die chirurgische Behandlung von Unfallverletzten, mit besonderer Berück- 
sichtigung der ersten ärztlichen Hilfe (Prof. Dr. Klapp). 6. Nerven- und 
Geisteskrankheiten als Folge von Unfällen (Med. -Bat Dr. Leppmann). 
6. Die praktische Anwendung der Mechanotherapie bei Unfallverletzungen und 
deren Folgen, einschließlich Begutachtung (San -Bat Dr. Schütz). — Zur 
Teilnahme an den Fortbildungskursen und Vorträgen ist jeder deutsche 
Arzt gegen Erlegung einer Einschreibegebühr von 16 Mk. für den 
ganzen Zyklus berechtigt Programme und Meldezettel für die ge- 
wünschten Kurse und Vorträge sind unentgelttich im Bureau des Kaiserin 
Friedrich -Hauses für das ärztliche Fortbildungswesen (Schalter für Karten- 
ausgabe) zu erhalten, wo auch Auskunft erteilt wird (schriftlich nur gegen 
Erstattung des Bückportortos oder wochentäglich von 9—2 Uhr persönlich). 
Schluß der Meldungen: 17. Oktober. Alle Zuschriften sind zu richten 
an das: Bureau des Zentralkomitees, NW. 6, Luisenplatz 2— 4 (Kaiserin Fried- 
rich-Haus für das ärztliche Fortbildungswesen). ^-^ ^ 
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die Teilung des Lehrstoffes getroffen wird. Die von Fall za Fall zu treffende 
Entscheidong tlber solche Ausnahmen behalte ich mir vor. 

Ich ersuche ergebenst, yorkommendenfalls gefälligst hiemach zu ver- 
fahren und insbesondere bei Vorlage diesbezüglicher Anträge über den Zu- 
sammenhang des Lehrgangs zu berichten. 



Ansblldiing Ton ErankenpflegepersonaL Begriff, ^Leitung bezw. 
Yorstand des Krankenhauses und der Krankenpflegeschule^. Bunderlaß 
des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 
2 6. August 1908 — M. Nr. 8618 — an sämtliche Herren Begieruugs- 
präsidenten. 

Es sind Zweifel darüber entstanden, was unter „Leitung des Eranken- 
hauses** (§§ 2 Abs. 2, 8, 10 der Vorschriften vom 10. Mai 1907 — Min.-Bl. 
f. Med. pp. Ang. S. 185 und Erläuterungen zu §§ 8, 11 der zu den Vorschriften 
erlassenen Ausführungsanweisun), „Vorstand der Krankenpflegeschule^, »Vor- 
stand des Krankenhauses'' (Erläuterung zu § 5 Nr. 6 der Ausführungs- 
anweisung), sowie unter „4erztllcher Leiter des Erankenpflegennterrichts in 
der Erankenflegeschule'^ (Erläuterungen zu §§ 5 Nr. 5 und 6, 13 b und e 
Abs. 2 der Ausführungsanweisung) zu verstehen ist. Ich bemerke hierzu 
folgendes : 

Als ,,Leitung des Krankenhauses'^ im Sinne der §§ 2, 8, 10 a. a. 0. 
ist die leitende Verwaltung der Anstalt anzusehen, die den PrüÜing in Wohnung 
und Eost übernimmt und ihm nach Bestimmung des Vorsitzenden der Prüfungs- 
kommission, bezw. in dessen Auftrage nach Bestimmung desjenigen Mitgliedes 
der Eommission^ der in der als Prüfungsstation dienenden Erankenpflegcschule 
als Lehrer ist, einen Eranken übergibt. Die Leitung ia diesem Sinne deckt 
sich daher mit dem Vorstand der Anstalt oder der Erankenpflegcschule im 
Sinne der Erläuterung zu § 5 Nr. 6 Abs. 1 und 8 der Ausführungsanweisung. 
Diese „Leitung '^ kann der „leitende Arzf* der Anstalt sein, es kann aber auch 
ein Mitglied der Erankenhausdepntation, des Magistrats, des Euratoriums^ 
die Oberin usw. sein. Dementsprechend ist in der Beihe 5 des Verzeichnisses 
der Prüfungskommissionen, daß dem Erlaß vom 10. Mai 1907 beigegeben wor- 
den ist, nicht immer der leitende Arzt, sondern je nach der Verfassung der 
Anstalt die Erankenhausverwaltung, der Magistrat, der Vorstand, der Ober- 
inspektor, die Oberin usw. eingetragen. 

Auch die Leitung der Krankenpflegeschule ist, soweit die Verwal- 
tung und der nicht medizinische Betrieb der als Erankenpflegcschule dienenden 
Anstalt in Frage kommt, mit dem Vorstande der Anstalt identisch,* in' der der 
Erankenpflegeunterricht erteilt wird. Diese Leitung wird , auch — hier aber 
stets nur im Einvernehmen mit dem leitenden Erankenhausarzt und namentlich 
mit dem Lehrer der Erankenpflegcschule der Anstalt — darüber zu bestimmen 
haben, ob eine Anwärterin als Schülerin in das Erankenhaus und damit auch 
in dessen Erankenpflegcschule aufgenommen werden soll. 

Handelt es sich jedoch um die technische Seite der Erankeopflegeschule, 
so muß der Unterricht nicht nur bezüglich des theoretischen, sondern auch 
bezüglich des praktischen Teils unter einer einheitlichen ärztlichen Leitung 
stehen. In welcher Weise unter dieser ärztlichen Leitung die theoretische 
und praktische Ausbildung in den einzelnen Anstalten eingerichtet und durch- 
geftihrt werden kann, ist nicht allein Sache der ärztlichen Erwägung, sondern 
wird auch nach der Eigenart der Verwaltung, und des wirtschaftlichen? Be- 
triebes der Anstalt bestimmt werden müssen. Deshalb wird in Er ankenanst alten, 
deren Verwaltung und wirtschaftliche Leitung nicht zugleich in den Händen 
des ärztlichen Leiters, sondern in denen eines Vorstandes, Euratoriums oder 
einer Oberin usw. liegt, dieser Faktor bei der Einrichtung des Lehrganges mit- 
zuwirken haben. 

Schließlich teile ich ergebenst mit, daß das von mir in Bearbeitung 
gegebene amtliche Lehrbuch der Erankenpflege voraussichtlich zu Beginn des 
Jahres 1909 erscheinen wird. Inzwischen bleibt es der Entschließung des ärzt- 
lichen Leiters des Erankenpflegennterrichts in den einzelnen Erankenpflege- 
schulen überlassen, nach welchem Lehrbuch der Unterricht erteilt werden soll, 
vorausgesetzt, daß der Unterrichtsplan des § 18 a. a. 0. eingehalten wird. 

Ew. Hochwohlgeboren wollen hiemach die beteiligten Ereise, insbesondere 
die Vorsitzenden der Prüfungskommissionen, die leitenden Aerzte und die Vor- 
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st&nde der Erankenpflegesclmleii des dortigen Bezirks mit entsprechender 
Mitteilong zu verseilen. 

Zählkarte der Poeken -Erkrankung. Erlaß des Ministers der 
usw. Medizinalangelegenheiten vom 1. September 1908 — 
M. Nr. 13610 — an sämtliche Herren Begierangspräsidenten. 

Die Zählkarten fttr Erkrankangen und Todesfälle an Pocken gelangen 
TieUach mangelhaft ausgefüllt hier zur Vorlage. Da die genaue Beantwortung 
der gestellten Fragen fttr Zwecke der Statistik unerläßlich ist, ersuche ich 
Ew. Hochwohlgeboren ergebenst, die Karten vor der Einreihung nach hier ge- 
fälligst nachprüfen zu lassen, sowie auch die Kreisärzte mit entsprechende! 
Anweisung zu versehen. 

Erkrankungen an Yariolois sind als Poekenfälle anzusehen und 
in die Woehenanweisungen aufzunehmen. Erlaß des Ministers der 
usw. Medizinalaneelegenheiten vom 22. September 1908 — M. 
Nr. 18723 — an den Herrn Begierungspräsidenten in Oppeln und sämtlichen 
Herren Begierungspräsidenten zur Kenntnisnahme mitgeteilt. 

Ew. Hochwohlgeboren führen in dem Berichte aus, daß der Neu ge- 
bauer nicht an „echten Pocken'', sondern an „Yariolois" erkrankt gewesen 
sei. Nach den „Batschlägen an Aerzte für die Bekämpfung der Pocken'' (An- 
hang zur „Anweisung zur Bekämpfung der Pocken*') ist Yariolois eine durch 
die Schutzimpfung gemilderte Form der Pockenerkrankung, also eine zwar meist 
leicht verlaufende, aber echte Pockenerkrankung. Es ist demnach der Fall 
Neugebaue r, wie auch etwaige spätere gleicher Art, als echte Pocken zu 
führen. Falls der Fall in der Wochennachweisung nicht gemeldet ist, wollen 
Sie dies nachträglich veranlassen. 

Bekämpfung der Cholera« Bunderlaß des Ministers der usw. 
Medizinalangelegenheiten vom 4. Sept. 1908 ~ M. Nr. 186211 — 
an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Die asiatische Cholera scheint sich in Bußland weiter auszubreiten. 
Amtlichen Nachrichten zufolge sind seit dem Beginn der Epidemie 8141 Er- 
krankungen mit 1505 Todesfällen, davon allein in der Woche vom 21. bis 
28. August 1199 Erkrankungen mit 573 Todesfällen in Bußland vorgekommen. 
Bis vor kurzem waren ausschließlich die in den Stromgebieten der Wolga und 
des Don belegenen Gouvernements beteiligt, jedoch ist am 28. August auch 
in Lodz im Gouvernement Petrokow (Polen) ein Cholerafall gemeldet worden. 

Unter diesen Umständen erscheint es geboten, cholera verdächtigen Er- 
krankungen, namentlich bei Personen, welche aus Baßland kürzlich zugereiss 
sind, besondere AufmerksamkMt angedeihen zu lassen und gegebenenfallt 
unverzüglich die bakteriologisch d Untersuchung zu veranlassen. 

Euere Hochwohlgeboren benachrichtige ich hiervon zur geeignet er- 
scheinenden weiteren Yeranlassung ergebenst. 



Eupf erhaltige Spinatkonserven. Obergutachten der König- 
lichen Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinal- 
wesen vom 15. Juli 1908. 

Gelegentlich der Nahrungsmittelkontrolle durch das Nahrun gsmittel- 
untersuchungsamt der Landwirtschaftskammer für die Provinz Brandenburg zu 
Berlin entnommene Proben Büchsenspinat, welche aus den Fabriken von M. 
und von N. in P. stammten, wiesen einen hohen Eupfergehalt auf. Weitere, 
durch Yermittelung der Königlichen Polizeidirektion in P. direkt aus den 
Fabriken erhaltene Proben zeigten sich gleichfalls stark kupferhaltig. Die 
Yerwendung von Kupfer bei der Herstellung von Gemüsekonserven, welche 
den Zweck hat, die grüne Farbe der Yegetabilien bei dem Sterilisierungs- 
prozeß zu erhalten, ist durch das Gesetz vom 5. Juli 1887 verboten. § 1 
dieses Gesetzes heißt: „Gesundheitsschädliche Farben dürfen zur Herstellung 
von Nahrungs- und Genußmitteln, welche zum Yerkauf bestimmt sind, nicht 
verwendet werden. Gesundheitsschädliche Farben im Sinne dieser Bestimmung 
sind diejenigen Farbstoffe und Farbzubereitungen, welche . . . Kupfer . . . 
enthalten.« rn^n^n]o 
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Indessen hat auf Grund von Yersachen im Kaiserlichen Gesundheitsamt, 
nach welchen den Knpfersalzen eine geringere Giftigkeit als man früher 
annahm, zokommt, und die hauptsächlich iür die Grünung von Gemttseiconserven 
in Betracht kommenden Kapferverhindangen, in geringer Menge zugeführt, über* 
hanpt nicht giftig wirken, das Verbot für Preußen eine Einschränkung erfahren. 

Durch Ministerialerlaß vom 20. Oktober 1896 ist die Erlaubnis zur Be- 
nutzung von Kupfer für den gedachten Zweck innerhalb gewisser Grenzen in 
Aussicht gestellt und den Begierungspräsidenten empfohlen, „bis zu einer 
endgültigen Abänderung der Bestimmung ein allzuscharfes Vorgehen der Be- 
hörde im Fall der etwaigen Entdeckung kupferhaltiger Gemüsekonserven zu 
vermeiden und insbesondere vor der Einleitung von Strafverfolgungen eine 
eingehende Prüfung des Sachverhalts vorzunehmen.^ Die in Aussicht gestellte 
Aenderung des § 1 ist bis jetzt nicht erfolgt. Eür Oesterreich ist durch 
Ministerialverordnung vom 15. Dezember 1899 die Angelegenheit geregelt. 
Danach kann das Ministerium des Innern die Herstellung von Gemüsekonserven 
im Eabrikbetriebe mit einem Kupfergehalt bis zum Maximum von 55 mg in 
einem kg Gesamtkonservenmasse unter fallweise hinsichtlich der üeber wachung 
des Betriebes zu bestimmenden Vorsichten gestatten. Der Verkehr mit Ge- 
müsekonserven, welche einen höheren als den vorbestimmten Kupfergehalt 
aufweisen, ist verboten. Wohl im Hinblick auf diese für Oesterreich festgesetzte 
Zahl ist es auch in Deutschland üblich geworden, 55 mg im kg als obere zu- 
lässige Grenze anzusehen. 

Da in den untersuchten Proben der Kupfergehalt wesentlich höher war, 
so hat der Begierungspräsident den Königlichen Kreisarzt in P. Dr. H. auf- 
gefordert, sich gutachtlich darüber zu äußern, ob die Spinatkonserven als ge- 
sundheitsschädlich zu betrachten seien. Dr, H. nimmt an, daß in dem Spinat 
nicht alles Kupfer in organischer Bindung vorhanden sei, sondern ein Teil 
auch als wasserlösliches Salz. Die organischen Kupferbindungen (Kupferei- 
weiß) hält er für völlig oder fast völlig unschädlich, die Kupfersalze für 
giftig, und die im Spinat vorkommenden Mengen für groß genug, um beson- 
ders bei geschwächten Individuen eine chronische KupfergUtung hervorrufen 
zu können. Er kommt zu dem Schluß, daß der Genuß der in den Fabriken 
von M. und N. entnommenen Spinatproben wegen hohen Kupfergehalts als ge- 
eignet anzusehen ist, die menschliche Gesundheit zu beschädigen, es sei denn 
daß einwandfrei nachgewiesen wird, daß dieselben Kupfer nur in Verbindungen' 
enthalten, welche vom menschlichen Darm nicht, oder wenigstens nicht in 
nennenswerter Weise resorbiert werden können. 

Auf Veranlassung des Polizeipräsidenten ist die Wissenschaftliche 
Deputation vom Kultusminister zu einer gutachtlichen Aeußerung aufgefordert 
worden. Wir kommen dieser Aufiorderung in folgendem nach. Nach der Aus- 
sage des einen der beiden Fabrikanten (M.) wird der Spinat eine Stunde in 
einem kupfernen Kessel mit Bührwerk gekocht. Ein Zusatz von Kupfersalz 
erfolgt angeblich nicht, der hohe Kupfergehalt soll vielmehr daher rühren, 
daß die Masse nach dem Kochen noch längere Zeit in dem Kessel gestanden 
hat. Ueber die weitere Behandlung findet sich in den Akten keine Angabe; 
so kann man annehmen, daß sie in der üblichen Weise erfolgt, d. h. daß das 
Wasser abgegossen, der zurückbleibende Spinat zerkleinert, in Blechbüchsen 
gebracht und in diesen sterilisiert wird. Wenn auch, wie wir uns überzeugt 
haben, nach einstündigem Kochen unter gleichzeitigem Bühren die Blätter 
noch ihren Zusammengehalt bewahren und die ziemlich klare Flüssigkeit sich 
gut und schnell von ihnen abgießen läßt, so erfolgt noch dieses Ablaufen 
keineswegs so vollständig wie z. B. von den gleichf^ zur Herstellung von 
Konserven benutzten Erbsen. Es wird also, wie auch Dr, H. annimmt, mehr 
oder weniger von dem kupfersalzhaltigen Wasser mit in die Konservenbüchsen 
gelangen. Während also in den Erbsenkonserven das Kupfer ausschließlich 
in Verbindung mit organischen Gewebsbestandteilen (Eiweiß, Chlorophyll) vor^ 
banden ist, findet es sich in den in der beschriebenen Weise hergestellten 
Spinatkonserven auch in Form wasserlöslicher Salze. Ja vielleicht dürfte die 
Hauptmenge in dieser Form vorkommen, da es zum größten Teil erst nach dem 
Kochen zu dem Spinat hinzutritt, nachdem also das Eiweiß in koaguliertes Eiweiß 
übergeführt ist, mit dem das Metall weniger leicht reagiert wie mit dem nativen. 
Die Gesamtmenge des Kupfers beträgt nach den Analysen in den Büchsen 
von N. bis zu 128 mg, in den Büchsen von M. bis zu 275 mg im kg. Ein 



184 Rechtsprechung und Medizinal - Gesetzgebung. 

Mensch, welcher bei einer Msihlzeit 250—500 g Spinat verzehrt, itthrt also 
seinem Körper mit dem Präparat von N. 82—64 mg, mit dem Präparat von 
M. 69—138 mg Kupfer zu, das macht auf das kg Körpergewicht bezogen in 
dem ersten Fall 0,5—1 mg in dem zweiten 1—2 mg. 

Solche Dosen dürften bei empflndlichen Personen schon brechenerregende 
Wirkung haben. Es ist festgestellt, daß wässerige Kupfersalzlösungen mit 
einem Gehalt von 10—80 mg Kupfer in hinreichender Verdünnung meist wir* 
kungslos sind, daß aber solche mit einem Gehalt von 50—100 mg Kupfer 
üebelkeit, Brechreiz und in der Begel Erbrechen hervorrufen« Durch gleich- 
zeitige Einfuhr von Speisen wird aUerdings die Wirkung herabgesetzt, doch 
konnte Lehmann in Würzburg in einem Selbst versuch feststellen, daß ein Ge* 
rieht grüner Erbsen, welches 120 mg Kupfer enthielt, heftige Qebelkeit und 
zweimaliges starkes Erbrechen zur Folge hatte. 

Weit ernster erscheint aber die Gefahr, welche der Gesundheit aus 
einem über Wochen und Monate sich erstreckenden täglichen Genuß größerer 
Mengen eines so stark kupf erhaltiges Gemüses droht. 

Es liegen Tierversuche vor, aus denen hervorgeht, daß Qaantitäten von 
Kupferverbindungen, welche bei ein- oder mehrmaliger Eingabe keinerlei Er- 
scheinungen machen, nach länger fortgesetzter Zufuhr eine chronische Ver- 
giftung, die sich in Eiweißausscheidung im Harn, Gewichtsabnahme und Ver«- 
änderung der Organe, speziell der Leber und Niere zeigt, verursachen. Die 
Kupferpräparate verhalten sich verschieden in Bezug auf ihre Giftigkeit und 
ebenso die Tierarten in Bezug auf ihre Empfindlichkeit. Kupfervitriol z. B. 
einem Kaninchen in einer täglichen Menge von 17 mg Kupfer pro kg 180 Tage 
lang verabreicht, machte keinerlei Erscheinungen, während weinsaures Kupfer- 
oxydnatron eine Vergiftung verursachte, die bei einer täglichen Zufuhr von 
6 mg Kupfer pro kg nach 83 Tagen nachweisbar wurde. Dasselbe salzwein- 
saures Kupferoxydnatron rief bei Hunden bei einer 280 Tage lang fortgesetzten 
Eingabe von 1,4 mg Kupfer pro kg keine krankhaften Veränderungen hervor, 
bei einer doppelt so großen täglichen Dosis konnten sie nach 60 Tagen fest- 
gestellt werden. Kupfereiweißverbindungen erwiesen sich bei Hunden als 
unschädlich, doch liegen nur zwei gute Beobachtungen vor. Tägliche Dosen 
von 20 mg Kupfer pro kg in dieser Form einem Hund 20 Tage verabfolgt, 
hatten keinerlei Erscheinungen während des Lebens zur Folge und die Sektion 
ergab normale Verhältnisse. Bei Kaninchen sind Versuche mit Kupfereiweiß 
nicht ausgeführt. 

Beim Menschen haben sich allerdings bisher solche Schädigungen nicht 
feststellen lassen, weder nach länger fortgesetzter Zufuhr von Kupfersalzen 
zu therapeutischen Zwecken, noch im Verlaaf von Selbstversuchen, die in der 
Absicht angestellt wurden, die Einwirkung des Metalls auf den menschlichen 
Körper zu beobachten. Es ist aber durchaus unzulässig, daraus den Schluß 
zu ziehen, daß der Mensch gegen dieses Metall gefeit sei ; vielleicht waren die 
Schädigungen vorhanden, nur nicht nachweisbar, vielleicht war die Zufuhr 
nicht lange genug ausgedeht, oder die Dosis zu klein, oder das benutzte 
Präparat relativ ungiftig. Auf Grund der Tierversuche ist mit Bestimmtheit 
anzunehmen, daß auch der Mensch einer solchen chronischen Kupfervergiftung 
zugänglich ist. Es erscheint durchaus gerechtfertigt, die Erlaubnis zum 
Kupferzusatz auf dasjenige Minimum zu beschränken, welches für die Erhal- 
tung der grünen Farbe notwendig ist (nicht mehr als 55 mg pro kg), jeden 
höheren Gehalt aber als unter Umständen geeignet, die menschliche G^und- 
heit zu schädigen, zu untersagen. Gerade die in Bede stehenden kupfer* 
haltigen Spinatsonserven können offenbar besonders leicht solche Kupfer^ 
Vergiftungen vermitteln. Wegen seines hohen Eisengehaltes wird nämlich 
Spinat zu reichlichem Genuß empfohlen und von vielen Menschen wochen- und 
monatelang in großen Mengen verzehrt, und zwar sind es gerade schwächliche, 
wenig widerstandsfähige Personen, blutarme Frauen, Mädchen und Kinder, 
denen er verordnet wird. Dazu kommt, daß, wie oben ausgeführt, das Kupfer 
nur zum kleinen Teil als Kupfereiweißverbindung, welche auf Grund der Ver- 
suche an Hunden für relativ unschädlich gehalten wird, vorkommen dürfte. 

Die Spinatkonserven von M. und N. sind nach unserer Ansicht ihres 
hohen Kupforgehalts wegen geeignet, die menschliche Gesundheit zu schädigen. 

Verantw. Redakteur : Prof. Dr.Bapmund, Beg.- u. Geh. Med.-Bat in Minden!. W. 

J. C. C. Bruns, Heriogl. Sachs.u. Faratl. Sch.-L. Ilofbachdruckorei In Mi ndem. 



B^chtsprechmig und Mediziiial- 
fiesetzgelnmg. 

Beilage zur Zeitsolirift für Medisinal- Beamte. 
Np. 20. 20. Oktober. 1908. 



Rechtsprechung. 

Die Benntziui gelner Dampfpfeife seitens einer Brauerei datf mangels 
Gesnndlieitsgefftlirdang der Anwoliner polizeilich nicht untersagt irerden. 
Urteil des KOnigL Pienß. Obeiyerwaltangsgeiichts Yom 
26. M&rz 1908. 

Darch Verfügung yom 26. April 1906 hat die Beklagte der El&gerin 
aufgegeben, die an der Außenseite ihres Branereigebäudes befindliche Dampf- 
pfeüe vom 10. Mai 1906 ab YoUständig außer Betrieb zu setzen. Die hier- 
gegen gerichtete Klage hat der Bezirkisausschuß zu Wiesbaden durch Urteil 
Yom 8. November 19^ mit der Begrttndung abgewiesen, daß die Benutzung 
der Dampfpfeife die Gesundheit der Anwohner zu gef&hrden geeignet sei. 

Der nunmehr yon der El&gerin noch eingelegten Berufung kann der 
Erfolg nicht yersagt werden. 

Die Entscheidung hängt ausschließlich von der Beantwortung der Frage 
ab, ob durch die Benutzung der Dampfpfeife, wie sie vor dem Erlasse der 
polizeilichen Verfügung stattgefunden hat und wie sie die El&gerin auch 
fernerhin fortzuführen beabsichtigt, eine Gesundheitsgefahr hervorgerufen wird 
oder nicht. Für die Beantwortung einer derartigen Frage sind die Gerichte 
wesenüich auf die Gutachten ärztlicher Sachverständiger angewiesen. Weil 
dem unterzeichneten Gerichtshofe in dem hier zu entscheidenden Falle von 
einander abweichende Gutachten verlangen, hat er unter dem 6. Juni 1907 
folgenden Beweisbeschluß gefaßt: 

Unter Berücksichtigung der in der Verwaltungsstreitsache M. wieder 
den Oberpräsidenten der Provinz Hessen- Nassau (Urtdl vom 17. Januar 1907 
8. 44) angewandten Grundsätze über die Frage Beweis zu erheben, ob die Be- 
nutzung der Dampfpfeife der Elägerln, wie sie vor dem 26. April 1906 statt- 
gefunden hat, geeignet gewesen ist, die Gesundheit von Menschen zu ge- 
fährden? 

Der auf diesem Wege als Sachverständiger ermittelte Prof. Dr. N., 
welcher an der Abgabe des in dem Beweisbeschlusse genannten Gutachtens 
der Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen vom 23. Mai 1906 
nicht beteiligt gewesen ist, hat das von ihm erforderte Gutachten unter dem 
6. November 1^ erstattet. Er stellt darin unter ausführlicher Begrttndung 
. fest, daß die Benutzung der Dampfpfeife der Elägerin eine außergewöhnliche 
Belästigung der Anwohner verursache. Die Frage aber, ob diese Belästigung 
.geeignet ist, nachweisbare Gesundheitsschädigungen hervorzurufen, deren 
Entstehung mit Wahrscheinlichkeit auf die Dampfpfeife zu beziehen ist*, hat , 
er nicht bejaht, sondern ausdrücklich unentsdiieden gelassen. Der Gerichts- 
hof konnte hieraus und aus dem sonstigen Inhalte des Gutachtens nicht die 
Ueberzeugung gewinnen, daß durch die Benutzung der Dampfpfeife eine (H- 
■nndheitsgefiüir herbdgeführt worden ist. Die polizeiliche Verfügung muß 
daher, ebenso wie es in dem angeftthrten, gleichfalls dne Dampfpfeife be- 
treifenden Urteile vom 17. Januar 1907 geschehen ist, wegen Fehlens der zu 
ilurem Erlasse berechtigenden tatsächlichen Verhältnisse außer Eraft gesetzt 
werden (g 127 des Gesetzes über die allgemeine Laadesverwaltnng vom 
80. Juli 1883). 

Politeiliehe Untersagnng des Betriebes einer chemisehen Fkbrik 
wegen erheblicher Gernehsbeiästignngen des Pnbliknms doreh beim Fabrik- 
betriebe entweichende CHuse. 

Das Becht der Elägerin, das in Frage stehende Gewerbe zu betreiben. 
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ist lediglich zu beurteilen nach Maßgabe der Genehmigangsurkiinde, durch 
welche das auf Grund der §§ 16 ff. R.-Gew.-O. und der §§ 109 ff. des Zu- 
st&ndigkeitsgesetzes vom 1. August 1883 eingeleitete GenehmigungsTerfahren 
seinen endgültigen Abschluß erhalten hat, nachdem der Minister fttr Handel 
und Gewerbe auf die Bekursbeschwerde der Klägerin den Bescheid vom 5. Juli 
1905 erlassen hatte. Eine Nachprüfung der Beditsgttltigkeit des Inhalts der 
Genehmigungsurkunde, insbesondere des daselbst unter C gemachten Vor- 
behaltes M hbisichtlich einer künftigen Abänderung der für den Betrieb inne- 
zuhaltenden wesentlichen Bedingungen, ist in dem vorliegenden Yerwaltungs- 
streitverfahren nicht zulässig. 

Um die Bedeutung der in der Genehmigungsurkunde unter A 8 Abs. 2') 
festgesetzten Bedingung richtig zu würdigen, muß man sich zunächst den 
Zweck vergegenwärtigen, zu dem sie der Unternehmerin auferlegt, und der 
im § 16 Gew.-O. ausdrücklich dahin festgestellt worden ist, von den Besitzern 
oder Bewohnern der benachbarten Grundstücke oder von dem Publikum über- 
haupt erhebliche Nachteile, Gefahren oder Belästigungen abzuwenden. Daß 
die BeschlußbehOrde bei Führung der Verhandlungen in dem Genehmigungs- 
verfahren sich dieses an sich sdbstverständlichen Zweckes wohl bewußt ge- 
wesen ist, lassen die vorgelegten Akten des Bezirksausschusses, betr. die Er- 
richtung der i^monia, unzweifelhaft erkennen. Zwar enthält die in Frage 
stehende Bedingung in der Fassung der Urkunde vom 9. Oktober 1902 nur 
spezielle Auflagen bezüglich der Behandlung der beim Entleeren der Betorten 
etwa noch auftretenden Gase und der Erbauung des Schornsteins, es ist aber 
in der Begründung des Beschlusses des Bezirksausschusses ausdrücklich darauf 
angewiesen, daß mit Bücksicht auf die Neuheit des Betriebes der Vorbehalt 
bezüglich der Ergänzung „der Bedingungen unter C^ habe gemacht werden 
müssen. Als nun infolge der Klagen über die bei der FabrUcation sich ent- 
wickelnden üblen Gerüche ein neues Verfahren behufs Abänderung der Ge- 
nehmigungsurkunde vom 9. Oktober 1902 eingeleitet worden war, wurde von 
den Betemgten insbesondere auch in dem vor dem Bezirksausschuß am 6. Fe- 
bruar 1905 anberaumten Verhandlungstermin nachdrücidich geltend gemacht, 
daß sämtliche bei dem Fabrikbetriebe entstehenden Gase unschädlich gemacht 
werden müßten, und daß es mit den bisherigen Belästigungen des Pu- 
blikums durch die der Fabrik entströmenden Gerüche nicht weiter gehen dürfe. 
Augenscheinlich gerade mit Bücksicht hierauf ist durch den Beschluß des 
Bezirksausschusses, welcher durch den Bekursbescheid vom 7. Juli 1905 in 
dem hier in Frage stehenden Punkte nur die eine Aenderung erhalten hat, 
daß zwischen den Worten „noch*^ und „Geruchsbelästigungen** das Wort „er- 
hebliche*^ eingeschaltet worden ist, die noch jetzt gültige Fassung der (Ge- 
nehmigungsurkunde gewählt worden. Danach sind die nach der früheren 
Fassung der Genehmigungsurkunde bereits geltenden speziellen Vorschriften 
zwar beibehalten, es ist denselben aber eine gleiche Weisung vorausgeschickt 
bezüglich «der bei der Fabrikation sich entwickelnden Gase^ ganz ^gemein 
und ohne jede Einschränkung. Danach kann die Genehmigungsurkunde in 
ihrer jetzigen Fassung nur dahin verstanden werden, daß unbeschadet der be- 
sonderen Bestimmungen, welche in ihr zur Abwendung erheblicher Nachteile, 
Gefahren und Belästigungen von den Besitzern oder Bewohnern der benach- 
barten Grundstücke oder von dem Publikum getroffen worden sind, zur Er- 



Die Beschlußbehörde behält sich vor, die vorstehenden Bedingungen 
auf Antrag der Ortspolizeibehörde in dem für die Beschlußfassung über Ge- 
nehmigunffsgesuche vorgeschriebenen Verfahren abzuändern oder zu ergänzen, 
falls sich hierzu ein Bedürfnis herausstellen sollte. 

') Die Absaugung der bei der Destillation der Schlempe entstehenden 
Gase hat derartig zu erfolgen, daß beim Entleeren der Betörten eine Be- 
rührung der Destillationsrüokstände mit abgelagerten Teerteilen tunlichst ver- 
mieden wird. 

Die beim Entleeren der Betorten etwa noch auftretenden Gase sind, 
bevor sie in den Arbeitsraum gelangen können, durch geeignete Vorrichtungen 
abzusaugen, und einem mindestens 75 m hohen Schornsteine zuzuführaL 
Dieser Schornstein darf erst nach Einholung einer besonderen baupolizeilichen 
Erlaubnis errichtet werden. 
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reichnng des gleichen Zweckes der Unternehmerin ganz allgemein die Be» 
dingung auferlegt worden ist, alle bei der Fabrikation sich entwickeladen 
Ghise dergestalt za behandeln, daß sie weder Gesondheitsbeschfidignngen noch 
erhebliohe GernchsbelSstigongen veranlassen. Alle diejenigen Gase, welche 
sich wählend des Verlaufes des gesamten Eabrikbetriebes, d. h. vom Beginne 
der Yerarbeitang der Bohstoffe bis zur Herstellung der fertigen Rohprodukte 
entwickeln, sind nach der Vorschrift unter A 8 Abs. 2 der Genehmigungs- 
urkunde zu behandeln, und wenn dies nicht mit dem dort verlangten Erfolge 
geschieht, so halt der Betrieb eine wesentliche Bedingung nicht inne, unter 
welcher die Genehmigung erteilt worden ist. Daß aber zur Zeit des Erlasses 
der Verfügung vom 16. August 1906 eine sehr häufige und sehr erhebliche 
Geruchsbelästigung des Publikums in H. infolge des Fabrikbetriebes der Am- 
monia stattgefunden hat, kann nach den zahlreichen, von dem Beklagten ein- 

f ereichten uud in dem Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem Gerichts- 
ofe vorgelegten einwandfreien Bekundungen der betroffenen Personen mit 
Grund nicht bezweifelt werden. An dieser Beurteilung der Sachlage vermögen 
auch die von der Klägerin vorgelegten Bekundungen solcher Personen, wcdche 
die hervorgehobenen nachteiligen Wirkungen des Fabrikbetriebes entweder 
überhaupt nicht oder nur in geringem Maße empfunden haben wollen, im 
wesentlichen nichts zu ändern. Denn unbeschadet der Bichtigkeit dieser letz- 
teren Erklärungen können doch die denselben entgegenstehenden Erklärungen 
anderer ihre Bedeutung nicht verlieren, weil erfahrungsgemäß die WirJning 
der in Frage stehenden Erscheinungen auf die einzelnen Mitglieder des Publi- 
kums eine durchaus verschiedene sein kann. Außerdem müssen von den von 
der Klägerin vorgelegten Bescheinigungen diejenigen, weldbe in neuester Zeit 
(im Januar dieses Jahres) ausgesteUt sind und eine Abnahme der früheren B^ 
lästigungen bestätigen, hier schon deshalb außer Betracht bleiben, weil für 
die Beurteilung der Bechtsgültigkeit der angefochtenen Verfügung lediglich 
die zur Zeit ihres Erlasses vorhanden gewesenen tatsächlichen Verhältnisse 
maßgebend sind. Die vorstehenden Ausführungen können auch durch die von 
der Klägerin inbezug genommenen Gutachten des Prof. B. und des Prot 0. 
vom 26. September und 25. Oktober 1906 nicht erschüttert werden. Ange- 
sichts dieser Gutachten mag insbesondere noch darauf hingewiesen werden, 
daß es sich für die hier zu treffenda Entscheidung nidht darum handelt, ob 
etwa gegen die Fabrildeitung der Vorwurf erhoben werden kann, gegen die 
Begeln der Technik verstoßen zu haben. Ein derartiger Verstoß ist weder 
behauptet noch erwiesen, vielmehr sind in der Verfügung vom 16. August 
1906 die anzuerkennenden Bestrebungen der Fabrikleitung, die Klasen durch 
Verbesserungen der Fabrikeinrichtungen zu beseitigen, ausdrückli<m hervor- 
gehoben. 

Daß endlich der Hinweis auf die ökonomische Bedeutung der Fabrik 
für die in ihr beschäftigten Arbeiter und für die Stadt H. hier keine Berück- 
sichtigung finden kann, bedarf keiner weiteren Ausführung. 



Flnsenbehandlnng (bei Lupus) ^ftrztl. Behandlung^ oder „Heilmittel^ I 
Ist regelmässig nicht als notwendig lu erachten. Die Krankenkassen sind 
daher zur Tragung der Kosten nicht verpflichtet. Entscheidung des 
Badischen Verwaltungs-Gerichshofes vom 81. Dezember 1907. 

Es ist in tatsächlicher Hinsicht nicht völlig aufgeklärt, kann aber auch 
dahingestellt bleiben, ob bei der angewandten Finsenbehandlung das sächliche 
Moment oder die persönliche Tätigkeit des Arztes das Ueberwieeende, Wesent- 
liche war, ob sie also als Heilmittel oder ärztliche Behandlung er- 
scheint. Erscheint nämlich die Finsenbehandlung als Heilmittd, so kommt in 
Betracht, daß die beklagte Kasse in ihrem Statut die Kassenleistungen auf 
die „ähnlichen Heilmittel und Verrichtungen'^ bis zum Höchstbetrage von 20 M. 
beschränkt hat. Würde die angewandte Finsenbehandlung aber unter den 
Begriff der ärztlichen Behandlung einzureihen sein, so fällt der Grund- 
satz entscheidend ins Gewicht, daß nur die Notwendigkeit der Behandlung 
einen Grund zur Fürsorge darbietet und daß eine Pflicht zur Gewährung freier 
ärztlicher Behandlung nur im Bahmen der durch den Einzelfall bestünmten 
Notwendigkeit begründet ist. Die Entscheidung hierüber können sich die 
Kassen vorbehalten. Nach einem Gutachten der Krankenkassenkommission 



Digitized by 



Google 



186 Beohtspreohnng and MediKinatl-Gesetagebnnn:. 

der (}68ellflohaft der Aerzte in H., welches in einem anderen Falle von der 
Kaase erhoben wurde« besteht keine Yeiflichtnng der Kasse snr Gew&hmng 
dieser kostspieligen Heilmethode, welche bei ausgedehntem Lupus nur nach 
sehr langer Dauer yon Wirkung ist; die Heilerfolge sind allerdings recht 
günstige; da es aber auch weniger kostspielige Methoden zur Behandlung des 
Lupus gibt| so können die Kassen zur (Bewährung neuer und sehr teurer Heil- 
methoden nicht olme weiteres gezwungen werden. 



Plombieren kariSser ZSline (einsehl. Material? erwendong) als »färst- 
lielie Behandlnng<<. Entscheidung des KOnigl. S&chsiBchen Ober- 
Torwaltungs-Gerlchts, IIL Sen., vom 12. Oktober 1907. 

Zur ärztlichen Behandlung gehört nicht bloß die Beseitigung der Krank- 
heitssymptome (hier der Schmerzen), sondern auch die Besdtigung des Krank- 
heitsherdes und bei operativen Eingriffen die erforderliche Nacäbehandlung. 
Im gegebenen Falle ist aber das AusftQlen der Zahnhöhle nach der ttber- 
zengenden Auskunft des Dr. B. notwendig gewesen, um die oben erwähnten 
Nachteile abzuwenden und die Karies zum Stillstande zu bringen. Darin ist 
nicht bloß eine lediglich vorbeugende Maßregel, fttr die die Kasse allerdings 
nicht einzustehen haben würde, sondern noch ein Teil der notwendigen ärzt- 
lichen Behandlung zu erblicken, die mit dem Nervtöten begonnen hat und 
erst mit dem Emfttgen der Amalgamplombe beendet gewesen ist und fftr 
welche die Kasse nach Maßgabe der Bestimmung im § 13 Abs. 1 Ziffer 1 
ihres insoweit von § 6 Abs. 1 Ziffer 1 Kr.-Y.-G. nicht abweichenden Statuts 
aufzukommen hat 

Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Könifpfeioli PrensMeii« 

KrüppelfOrsorge« Erlaß des Ministers der usw. Medizinal- 
angelegenheiten und des Innern vom 21. August 1908 — M. d. 
g. A. M. Nr. 8800, M. d. I. IV. 1268 — an sämmtliche Herren Oberpräsidraten. 

Nachdem die Ergebnisse der auf Grund des Erlasses vom 30. Juli 1906 
(Min.-BL f. Med.-Ang. 1906 S. 809) erfolgten Zählung jugendlicher Krüppel 
statistisch verarbeitet sind, ist beabsichtigt, die gewonnenen Unterlagen fflr 
Zwecke der praktischen Krttppcliürsorge weiter zu verwerten. 

Einer Anregung des Krüppel -Heil- und Fürsorge -Vereins für Berlin- 
Brandenburg folgend, dessen Schriftführer die Statistik bearbeitet hat, über- 
senden wir Ew. Exzellenz die seinerzeit eingereichten Zählkarten aus der 
dortigen Provinz, nach Begierungsbezirken und Kreisen geordnet, sowie eine 
danach angefertigte Tabelle nebst gedruckten Erläuterungen der in der Tabelle 
enthaltenen Abkürzungen und der bei der Statistik angewandten Grundsatze 
und Bearbeitungsmethoden. Die entsprechende Anzalü Erläuterungen ftU die 
Begierungsbezirke der Provinz sind beigefügt, desgleichen liegen die Druck- 
sa<men den Zälilkarten für jeden Kreis bei. Wir ersuchen ergebenst, die Zälil- 
karten den nachgeordneten Behörden zu übermitteln und im Einvernehmen 
mit ihnen an der Hand des Materiales den Ursachen und dem Umfange des 
Krüppelelends in der Ihnen unterstehenden Provinz nachzuforschen, sowie in 
Verbindung mit den in der Krüppelfürsorge bereits tätigen Personen, Vereinen 
und Anstslten in Erwägungen über die geeigneten Maßnahmen zur Heilung 
und Unterweisung der jagendlichen Krüppel einzutreten. 

Ihrem gefälligen Berichte über das Ergebnis der anzustellenden Er- 
mittelungen und den Erfolg der zur Besichtigung des Krüppelends unter- 
nommenen Schritte wollen wir nach Jahresfrist entgegensehen. 



Zulassung zur Krankenpflegerinnen -Prüfung. Erlaß des Mi- 
nisters der usw. Medizinalangelegenheiten vom 14.September 
1908 — M. Nr. 8968 — • an den Herrn Begierungspräsidenten in Breslau, allen 
anderen Herren Begierungspräsidenten zur Kenntnisnahme und Nachachtung 
mitgeteilt. 

Mit der Zulassung der in dem anliegenden Verzeichnis aufgeführten 87 
Grauen Schwestern von der Heiligen Elisabeth in Breslau zur Krankenpflege- 
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rimieB-Prttf ans will ich mich gem&ß § 6, Abs. 1 und 2 der Yorschrilteii ttber 
die staatliche Frtkfang von Erankenpflegepersoneii vom 10. Mai 1907 einver- 
standen erklären. 

Zugleich genehmige ich, daß in zukünftigen Fällen bei Prtlfung der nach 
5 a. a. 0. für die Zulassung vorgeschriebenen Nachweise die AusbUdungszeit 
i einer Erankenpflegeschule, welche erst im Laufe des Ausbildungskursus 
staatlich anerkannt worden ist, nach § 5, Abs. 1, Ziffer 6 so angerechnet wird, 
als ob die staatliche Anerkennung der Schule schon beim Beginne des Kursus 
vorhanden gewesen seL 

Desinfektion von WSsehe- und Kleidungsstficken in Krankenhäusern. 

Erlaß des Ministers der usw. Medizinalanffelegenheiten vom 
12. September 1908— M. Nr. 13467 — an sämtliche Herren Begieruugs- 
Präsidenten. 

Um der Verbreitung tibertragbarer Krankheiten aus Krankenhäusern 
nach Möglichkeit zu begegnen, ersuche ich Ew. Hochwohlgeboren ergebenst, 
gefälligst in geeigneter Weise darauf hinzuwirken, daß die in den Kranken- 
häusern Ihres Bezirks ausrangierten Wäsche- und Kleidungsstttcke nicht in 
undesinfiziertem Zustande in den Verkehr gelangen. 



Teriiernng von Särgen (Sargtulpen). Erlaß des Ministers der 
usw. Medizinalangelegenheiten vom 30. September 1908 — 
M. Nr. 8697 Q I — • an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Der Zentralverband der Friedhofsbeamten Deutschlands hat beantragt, 
es möchten die sogenannten Sargtulpen, welche oberhalb der Sarggriffe an- 
gebracht sind und den Särgen als Zierrat dienen, wegen der vielfachen Ver- 
ätzungen, welche durch sie an den Händen der Leichenträger verursacht 
werden, beseitigt werden. Da die Häufigkeit und Gefährlichkeit solcher Ver- 
letzungen nachgewiesen, und an der Möglichkeit, die Sargtulpen durch eine 
weniger gefährliche Ausscbmttckung der Särge zu ersetzen, nicht zu zweifeln 
ist, so ersuche ich Ew. Hochwohlgeboren ergebenst, gefälligst zu veranlassen, 
daß, soweit ein Bedtlrfnis hierfür vorhanden ist, durch Orts-, Kreis- oder Be- 
zirkis-Pollzeiverordnungen der fernere Gebrauch der Sargtulpen untersagt wird. 



B. Königpretoli l^iirttemliex-fir. 

Bei der Herstellung und dem Betrieb biologischer Abwasser- 
reinigungsanlagen (Hanskiäranlagen) zu beaehtenden Gesichtspunkte. Er- 
laß des Ministers des Innern vom 21. August 1908 an das K. Me- 
dizinalkollegium, die K. Kreisregierungen, die K. Stadtdirektion Stuttgart und 
die K. Oberämter, das K. Stadtdirektionsphysikat Stuttgart und die K. Ober- 
amtsphysikate, sowie an die Gemeindebehörden. 

Auf Grund einer Besprechung, an der Vertreter des Ministeriums des 
Innern, der Ministerialabteilungen fflr das Hochbauwesen und ftlr den Straßen- 
und Wasserbau, der Kreisregieruogen und des MedlzintJkollegiums teilgenommen 
haben, sind Gesichtspunkte für die HersteUung und den Betrieb biologischer 
Abwasserreinigungsanlagen (Hauskläranlagen) aufgestellt worden. 

Diese Gesichtspunkte werden nachstehend den beteiligten Behörden mit 
dem Auftrag bekanntgegeben, in ihrem Geschäftskreis auf die Beachtung der- 
selben Bedacht zu nehmen. 

A. Herstellung der Anlage. 

1. Die Beinigugsanlage soll wenigstens enthalten: 

a) eine erste Faulgrube (Sammelgrube), 

b) eine zweite Famgrube, 

c) einen Ozydationsraum, 

d) einen Kontrollschacht, der zugleich als Desinfektionsraum dient. 

Führen die Abwasser Sand in erheblichem Maße mit sich, so empfiehlt 
sich die Einschaltung eines Sandfangs vor der Sammelgrube. 

2. Die Sammcdgrube (Ziff. 1 a) soll in solcher Größe angelegt werden, 
daß sie die täglich anfallende Gesamtabwassermenge aufzunehmen vermag. 
Dabei sind für jeden Bewohner in der Begel täglich 20 1 Abortabwasser und 
100 1 häusliche Abwasser in Bechnung zu nehmen. ^^ 
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Die iweite Fanlgrabe kann nm die HUite kleiner sein als die erste. 
Beiden Graben sollen, um dem Abwasser riel Oberfl&che la gewähren, mög- 
lichst flach sein; die Tiefe der beiden Graben soll je 1,20 m nicht Aber« 
sehreiten. 

Die yerschiedenen Zoleitongen des Abwassers sollen, und zwar Womöglich 
aofierhalb der Beinigongsaalage, in einem gemeinsamen Bohr gesammelt wer- 
den, das an einer Seite oder einer Ecke in die erste Grabe eingeltthrt wird 
und in senkrechter Bichtong 0,80 m tief anter ihren Wasserspiegel eiataacht. 

Die Abortabfallröhren sollen mindestens 0,12 m lichte Weite haben. 

Beide Graben sind entweder darch einen mindestens 0.Ö0 m langen 
üeberfail mit Torgelegter 0,80 m tief eintauchender Diele, welche den Abflaß 
der Schwimmdecke yerhindera soll, oder dorch ein ebensotief eintauchendes 
Winkelrohr zu rerbinden. Unter dem Ab- oder Auslauf ist zur Beförderung 
des Gasaustausches eine Platte derart anzubringen, daß aal ihr das auffallende 
Wasser verspritzt. 

In beiden Gruben soll der Ablauf dem Zulauf simmtlicher Abwlsser 
gegentlberliegen, damit das Abwasser die Gruben der Lftnge nach durchfließt. 
Der Ablauf aus der zweiten Grube nach dem Oxydationsraum hat wenigstens 
0,20 m tiefer zu liegen, als der Zalauf von der ersten in die zweite Grabe, 
Er hat durch ein einseitiges, 0,80 m tief in das Wasser der zweiten Faulgrabe 
eintauchendes Winkelrohr zu erfolgen. 

8. Der Oxydationskörper soll wenigstens 1,60 m tief sein: seine Grund- 
fläche ist so zu bemessen, daß auf 1 cbm täglichen Abwasseranfall wenigstens 
1,80 gm Grandflftche kommen, ibn Boden des Oxydationsraums müssen Binnen 
mit 2°/« Gefill ausffespart sein, auch kann erforderlichenfalls ein Belttftungs- 
raum unter dem Oxydationskörper yerlangt werden. Die FtÜlung des Oxydations- 
raums hat mit Koks oder Schlacken, beide gut gesiebt, zu erfolgen. Die 
Brocken des Oxydationskörpers können unten gröber als oben seiui müssen 
aber durchweg wenigstens Faustgröße haben. 

Bei größeren Anlagen empfiehlt es sich, den Oxydationsraum durch eine 
senkrechte Wand zu teilen, damit die Erneuerung der FtÜlung ohne Betriebs- 
störung erfolgen kann. 

Das Abwasser ist auf den Oxydationskörper durch geeignete, sicher- 
wirkende Vorrichtungen, wie z. B. durch Tropfrinnen mit in der Begel höch- 
stens 0,25 m lichtem Abstand möglichst gleichmäßig zu verteilen. Es soll den 
Oxydationskörper tropfenweise durchrieseln. 

Sprinkler, durchlochte Bohren oder selbsttätig wirkende Einrichtungen 
für eine periodische Wasserzuflihrung dflrfen zur Wasser? erteilung nur dann 
verwendet werden, wenn eine wöchentliche Besichtigung der Anlage durch 
das Aufsichtspersonal und sofortige Abstellung etwa sidi vorfindender Miß 
stände gewährleistet ist. 

Bei Herstellung zweistufiger Tropfkörper muß wenigstens eine Stufe 
den vorstehenden Bestimmungen nach Größe und Beschaffenheit entsprechen, 
während die andere Stufe je nach den im Einzelfall verschiedenen Bedürfnissen 
gebaut sein kann. 

4. Der Kontrollschacht hat aus einem 1,0—2,0 m langen, 0,50—0,60 m 
breiten Baum zu bestehen, welchen das aus dem Oxydationskörper abfließende 
Wasser zwischen eingebauten Sohlenrippen schlangenförmig durchzieht. Die 
Desinfektion, welche nur auf besondere Anordnung der Polüseibehörde hin zu 
geschehen hat, wird voraussichtlich durch Zusatz von Chlorkalk zu dem die 
Mischrinne des Eontrollschachts durchfließenden Abwasser vorzunehmen sein 

6. Die ganze Anlage ist wasserdicht herzustellen und hat eine sichere 
und dichte Abdeckang mit genügend weiten Einsteigöffnungan zu erhalten. 
Die Abdeckung des Oxydationsraums soll leicht abnehmbar sein. 

6. Zur Entlüftung der Beiniguogsanlage, d. h. der beiden Faulgraben 
und des Oxydationsraums, ist ein über Dach, womöglich an einem wärmenden 
Kamin entlang führendes oder aus schlechten Wärmeleitera (Holz, Gipsdielen 
usw.) bestehendes Abzugsrohr herzustellen, sodaß für einen genögenden Luft- 
wechsel in allen drei Bäumen gesorgt ist. Begenabfallröhron sind hierzu un- 
geeignet. Im Winter ist eine die Wirkung der Anlage schädigende Abkühlung 
zu vermeiden. 
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B. Betlieb der Anlage. 

7. Der Beinignngsanlage sind die Abortabwaaser lud die Hanshaltiugs- 
abwasser zuzoführen. 

Bei Geschäftshäusern, Fabriken, Schalen, Kanzleien nsw., die wenig 
oder gar kein Hanshaltiingsabwasser erzeugen, mttssen entweder die Pissoirs 
mit WassersptUong so eägerichtet und betrieben sein, daß diese dauernd 
während der Anwesenheit von Menschen im Gebäude in Tätigkeii ist, oder 
falls keine Pissoirs vorhanden sind, hat der Gebäudeeigentttmer nachzuweisen, 
daß der Beinigungsanlage neben dem in Ziff. 8 erwähnten Spülwasser täglich 
eine hinreichende Wassermenge Ton einer den biologischen Prozeß nicht beein* 
trftchtigenden Beschaffenheit zufließt 

Flüssigkeiten oder Stoffe, welche geeignet sind, den bioloffischen Prozeß 
zu gefährden, z. B. größere Mengen von Desinfektionsmitteln, dürfen nicht in 
die Beinigungsanlage gelangen. 

Auch Hof-, Straßen- une Dachabwasser dürfen nicht in sie eingeleitet 
werden. 

8. Für jede Abortsitzspülung sind 10 1 Wasser zu verwenden. 

Bei Bemessung der Größe der Beinigungsanlage sind für jeden Bewohner 
täglich 20 1 Abortabwasser und 100 1 häusliche Abwasser in Bechnung zu 
nehmen. 

9. Die Pissoirs müssen mit Wasserspülung versehen sein. Oelpissoirs 
dürfen nur dann angeschlossen werden, wenn das zum Streichen der Piß- 
Wände und Binnen verwendete Oel durch einen stets rechtzeitig zu reinigenden 
Fettopf von der Beinigungsanlage zurückgehalten wird und als Ersatz für die 
Wasserspülung genügende Mengen von Haushaltungsabwasser oder anderem 
weniger verunreinigtem Abwasser zugeleitet werden. 

10. Die Erneuerung des OxydationskOrpers hat nach Bedarf zu geschehen. 
Vor Vornahme derselben ist die erste Faulgrube zu entleeren, damit während 
der Erneuerung der Brockenfüllung kein ungereinigtes Abwasser in die Kanäle 
gelangen kann. Die Leerung und Wiederfüllung des Oxydationsraums ist 
tunlichst zu beschleunigen. 

11. Die Ableitung in die Kanäle ist zu schließen, wenn die Beinigungs- 
anlage aus irgendeinem Grunde nicht ordnungsmäßig arbeitet. 

C. Beaufsichtigung der Anlage. 

12. Von der Fertigstellung der Anlage ist dem Oberamt behufs Ein- 
leitung einer technischen Untersuchung vor Inbetriebnahme der Anlage An- 
zeige zu erstatten. 

18. Die Beinigungsanlage und deren Betrieb unterstehen der Aufsicht 
der Ortspolizeibehörde, von welcher im Bedarfsfall die erforderlichen Sach- 
verständigen zuzuziehen sind. Der mit der üeberwachung beauftragte Beamte 
hat nach der Anlage so oft als nötig, jedenfalls aber im ersten Jahre des 
Betriebs einmal monatlich und später idle Vierteljahre zu sehen und für 
sofortige Abstellung etwaiger Mißstände auf Kosten des Eigentümers zu sor- 

£3n. ueber die BMichtigungen ist ein besonderes Kontroliebuch zu ftüiren, 
welchem die Zeit der Besichtigung, die gefundenen Anstände und die Er- 
ledigung der letzteren zu verzdchnen sind. Die durch die Kontrolle ent- 
stehenden Kosten fallen dem Eigentümer der Anlage zur Last. 

14. Das der Beinigungsanlage entfließende, im Desinfektionsraum ent- 
nommene Abwaser ist auf Kosten des Eigentümers in nidit zu langen 
Zwischenräumen — etwa alle 6 Monate — durch die Ortspolizeibehördo auf 
seine Farbe, Klarheit und Durchsichtigkeit, seinen Geruch und seine Fäulnis- 
ffthigkeit beim Stehen in geschlossenem Gefäß untersuchen zu lassen. Das 
Ergebnis der Untersuchungen ist tabellarisch aufzuzeichnen. Die Aufzeich- 
nungen sind der Kreisregierung alljährlich vorzulegen mit einem Bericht über 
die bei der Üeberwachung der Anlage sonst gemaditen Erfahrungen. 

D. Schlußbestimmungen. 

15. Für den Fall, daß die eingerichtete Beinigungsanlage eine genügende 
Beinigung des Abwassers nicht bewirken sollte, bleibt vorbehalten, je nach 
dem Ergebnis der Untersuchungen, sowohl für die Anlage als fta deren Be<- 
trieb die etwa noch erforderlichen Aenderungen oder Ergänzungen vorge- 
schrieben werden. 
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16. Ebenso bleibt yorbehAlten, im Falle einer Seachengefahr ein beson- 
deres Desinlektionsyerfahren anzuordnen oder nötigenfalls den Abfloß ans der 
Beinigonngsaniage ganz zu yerhindein. 

O. Freie Hansestadit X^1il>eolc* 

Meldepflicht der Aerite bei Tuberkulose« Verordnung des Se- 
nats vom 19.August 1908. 

Die Verordnung yom 24. Oktober 1891, betreffend die Meldung anzeige- 
pflichtiger Erankheits« und Todesfälle durch die Aerzte, wird mit Wirkung 
yom 1. Oktober d. J. durch nachstehende Bestimmung ergänzt : 

§ 1 a. Die gleiche Meldepflicht liegt den Aerzten ob : 

1. fttr Todesfälle an Tuberkulose; 

2. fflr Erkrankungen an offener Lungen- oder Kehlkopf -Tuberkulose: 

a) wenn der Kranke aus seiner Wohnung yerzieht oder in ein Krankenhaus 
überfühlt wird; 

b) wenn der Kranke durch sein Verhalten oder infolge der Wohnungsyerhält- 
nisse seine Umgebung hochgradig gefährdet; 

c) wenn der Kranke bei der gewerblichen Herstellung oder dem Verkauf 
yon Nahrungsmitteln beschäftigt ist; 

d) wenn der Kranke sich in einer Örtlichen Umgebung befindet, in der die 
Gefährdung einer größeren Anzahl yon Menschen zu besorgen ist, z. B. in 
einer Priyatkrankenanstalt, einem Waisen-, Armen- oder Siechenhause, 
einem Gast- oder Loglerhause, einem Pensionat, einem Schulgebäude. 

(Yordeneite). 

Meldekarte für Tuberkulose. 
Dem Medizinalamt melde ich folgenden < TodesfaS ? von Tuberkulose. 



Zahl der 
Wohnungs- 
insassen. 



Name 



Alter 



Ge- 
schlecht 



Beruf 



Wohnung 



Die Meldung erfolgt, weil die erkrankte Person 

a*) die Wohnung yerläßt; wohin? 

b*) seine Umgebung hochgradig gefährdet; wodurch? 

c*) in der Nuurungsmittelmdustrie beschäftigt ist; wo? 

d*) sieh in einer Priyatkrankenanstalt, einem Waisen-, Armen- oder Siechen- 
hause, einem Pensionat, einem Schulgebäude befindet; 

wo? 

* Das Zutreffende auszufüllen oder zu unterstreichen. 

(Rüekselte.) 

1.* Erläuterung der besonderen Mißstände: 

2.* Was geschieht seitens des Kranken oder seiner Angehörigen? 

8.* Der Unterzeichnete hat angeordnet: 

4.* Welche Maßregeln werden yorgeschlagen ? 

5.* Liegt ein Grund zum Einschreiten der Gesundheitsbehörde yor? Ja 

oder nein. 
6.* Ist eine Hilfeleistung der hiesigen Fürsorgestelle erwünscht? Ja oder nein. 

Lübeck, den 19 . . 

Arzt. 

* Das Zutreffende auszufüllen bezw. zu unterstreichen. 



Veraatw. Bedakteur Prof. Dr. Bapmund, Eeg.- u. Geh. Med.- Bat in Minden L W. 

J. C. C. Brnns, Hersogl. Sachs, a. F.Seh.-L. Hofbachdruckerei in ][i]i4«ii. 
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Beilage zur Zeitsclirift iür Medizinal -Beamte. 
Nr. 21. 5. November. 1908. 



Rechtsprechung. 

Becbtggrültigkeit einer PolizeiverordiiUDg, betreffend die Austtbung 
des Frisler-9 Bar bier- und HaarsebDeidegewer bes. üiteildesKammer- 
gericbts (LStr.-S.-) vom 13. Jali 1908. 

Die Bevifiion ist begrttndet. Angeidagter war beschuldigt, den § 5, 
Abs. 1 der Polizeiverordnung des Begierungspräsidenten zu Magdeburg Tom 
31. OJctober 1901, betreffend die Ausübung des Frisier-, Barbier- und Haar- 
scbneidegewerbes übertreten zu haben, weicher lautet: 

„Scheeren, Kämme, Basiermesser, Bürsten, Pinsei und alle sonstigen Frisier-, 
Barbier- und flaarschneidegeräte sind nach jeder Benutzung sofort gehörig 
zu reinigen und zwar mit Ausnalune der Bürsten durch Abwaschen mit 
Seifeniauge,^ 
Die Straflcammer hat den Angeklagten freigesprochen. Sie erachtet die 
Vorschrift für ungültig, weil sie lediglich die Bekämpfung yon ansteckenden 
Krankheiten einzelner Körperorgane bezwecke und deshalb durch § 37 des 
Gesetzes, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Kraniüieiten, vom 28. August 
1905 (G.-S. S. 378) beseitigt sei. Das Landgericht beruft sich für seine An- 
sicht auf das Urteil des Kammergerichts vom 8. Oktober 1906 (K. G. J. 33 C. 67). 
Dort war mit gleicher Begründung eine Vorschrift für ungültig erklärt worden, 
nach welcher nach dem Basieren das Gesicht nur mit reinem Wasser, und 
zwar entweder mit der vorher zu reinigenden Hand oder mit einem nur einmal 
zu benutzenden Wattebausch abgewaschen werden darf. 

Der Auffassung des Landgerichts kann nicht beigetreten werden. Die 
seitens des Kammergerichts für ungültig erklärte Vorschrift, nach welcher 
zum Abwaschen des Gesichts nach dem Basieren hierzu bereits gebrauchte 
Gegenstände auch dann nicht yerwendet werden dürfen, wenn sie vorher ge- 
reinigt sind, ^bezweckte in der Tat lediglich die Bekämpf ang ansteckender 
Krankheiten, insbesondere der Haut und des Haarbodens; es sollte verhindert 
werden, daß durch die bereits gebrauchten Gegenstände eine solche Krankheit 
auf denjenigen übertragen wird, dessen Gesicht mit diesem Gegenstände ab- 
gewaschen wird. Der § 6 der Magdeburger Verordnung dagegen schreibt eine 
Beinigung der gebrauchten Gegenstände vor. £r will damit nicht nur die 
(Jebertragung etwaiger ansteckender Krankheiten von einem Kunden auf den 
andern verhindern, sondern auch weiter verhüten, daß durch Berührung mit 
unsauberen Gegenständen, z. B. Haaren und Kopfschuppen, mögen diese von 
einer kranken o^er gesunden Person herrühren, anderweite Schäden für den 
später bedienten Kunden entstehen, insbesondere Eiterungen etwa vorhandener 
oder beim Kämmen verursachter Ideiner Hautwanden herbeigeführt werden. 
Die Vorschrift ist daher nicht lediglich zur Bekämpfung ansteckender Krank- 
heiten bestimmt und deshalb durch § 87 des Gesetzes von 1905 nicht beseitifrt. 
Sie hält sich innerhalb der Grenzen des § 6 f des Gesetzes vom 11. März 1850 
und des § 10 IE 17 A. L. B. und ist deshalb rechtsgültig. Die Sache war 
daher unter Aufhebung des angefochtenen Urteils zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweisen, welches auch 
über die Kosten der Bevisionsinstanz zu befinden haben wird. 



Die Kraokenbauspllegey die nach dem Beiebsgesetze vom 80. Juni 
1900, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlieher Krankheiten, und 
dem dazu ergangenen preussisehen Gesetze Tom 28. August 1905 auf Grund 
polizeilicher Anordnung wegen Ansteckungsgefabr auf Kosten der Gemeinde 
gewährt wird, hat nicht die Bedeutung einer Armenpflege. Entscheidung 
des Preuß. Oberverwaltungsgerichts vom 23. Septenvbier 19i)|7^ 
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Oleiehseltiger Being ym KraiikeBgeld und InyalideiireBte ist ge- 
setilieh nicht aoUtoslg. Entscheidung des Bayer. Verwaltungs- 
gerichtshois vom 9.Dezember 1907. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

Ctowihmng des OnadenFiertelJahn Ton der Besoldung Terstorbener 
Beamten« Bnnderlaß des Ministers der usw. Medizinalangele- 
genheiten vom 1. September 1908 — M. Nr. 685 — und der Mi- 
nister derFinanzen und des Innern vom 11. April 1908 an sämt- 
liche Herrn Oberpräsidenten und Begierungspräsidenten. 

Auf Grund der §§ 2 und 3 des Gesetzes vom 7. März 1908, betreffend 
die Zahlung der Beamienbesoidung und des Gnadenyierteljahrs (Gc^etzsammL 
S. 85), wird den nachgeordneten Behörden iiierdurch die Bestimmung über die 
Gewährung des Gnadenyierteljahrs von der Besoldung derjenigen verstorbenen 
Beamten der geistlichen, Unterrichts- und Medizmalver waltung übertragen, 
welche dort oder bei den ihnen unterstellten, Anstalten und Instituten zuletzt 
beschäftigt oder Ihnen sonst untergeben waren. 

Auch im übrigen ist die nachstehende, von dem Herrn Finanzminister 
in Gemeinschaft mit dem Herrn Minister des Innern erlassene Bundverfttgung 
vom 11. April d. Js. zur Ausführung des oben bezeichneten Gesetzes im Bereiche 
der diesseitigen Verwaltung sinngemäß zur Ausführung zu bringen. 



Berlin, den 11. April 1908. 

L Auf Grund der §§ 2 und 3 des Gesetzes vom 7. März 1908, betreffend 
die Zahlung der Beamtenbesoldunff und des Gnadenvierteljahrs (Gesetzsamml. 
S. 3b), wird hierdurch £w. Hochwohlgeboren die Bestimmung über die Gewährung 
der Gnadenvierteljahrs von der Besoldung derjenigen verstorbenen Beamten 
oder Wartegeldempfänger übertragen, welche bei £w. Hochwohlgeboren oder 
den Ihnen untersteiiten Behörden zuletzt beschäftigt oder Ew. Hochwohlgeboren 
sonst untergeben waren. 

II. In den in§2Absatzl jenes Gesetzes gedachten Fällen kann 
unter folgenden Voraussetzungen diejenige Kasse, welche die Besoldung zu 
zahlen hat, das Gnadenvierteljahr von der Besoldung, soweit diese in festen 
Barbezügen besteht, ohne weitere Anweisung zalüen: 

1. wenn eine Witwe hinterblieben ist: 

an diese, gleichviel ob außer ihr Nachkommen vorhanden sind oder nicht; 

2. wenn keine Witwe, aber ein Nachkomme hinterblieben ist: 

an diesen bezw. an seinen Vormund, sofern er minderjährig ist; 

3. wenn keine Witwe, aber mehrere Nachkommen hinterblieben sind: 

a) sofern alle Nachkommen minderjährig sind: 

an den Vormund; 

b) sofern nur volljährige oder volljährige und minderjährige Nachkommen 
vorhanden sind: 

an denjenigen oder denjenigen volljährigen Nachkommen, welche die 
Beerdigung besorgen und dem Haushalte einstweilen vorstehen, oder 
in Ermangelung solcher volljährigen Nachkommen an sämtliche voll- 
jährigen und an den Vormund etwaiger minderjähriger Nachkommen 
gegen eine von allen vollzogene Empfangsbescheinigung. 
Wenn sich gegen diese zu 1—3 vorgeschriebene Regelung im einzelnen 
Falle aus der Persönlichkeit des oder der Empfänger des Gnadenvierteljahrs 
oder aus sonstigen Familienverhältnissen Bedenken ergeben, welche eine 
abweichende Regelung angezeigt erscheinen lassen — beispielsweise wenn die 
hinterlassene Witwe von dem Versturbenen getrennt lebte und ihr die Fürsorge 
für die Person der Kinder nicht oblag — , hat die Berichterstattung an Ew. 
Hochwohlgeboren zu erfolgen. 

üeber die Gewährung des Gnaden Vierteljahrs von der nicht in festen 
Barbezügen bestehenden Besoldung des Verstorbenen ist von der die Besoldung 
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flahlendeB Kasse in allen Fällen die Entscheidung Ew« HochwoUgeboren 
einzuholen. 

III. Es steht nichts entgegen, daß seitens Ew. Hochwohlgeboren die 
Entscheidung über die Gewährung des Gnadenvierteljahrs von der Pension 
gemäß § 81 Absatz 1 und 2 des Ziyilpensionsgesetzes in gleicher Weise 
wie Tontehend zu II derjenigen Kasse, welche die Pension zu zahlen hat, über- 
tragen wird. 

IV. Zur Ausführung des Gesetzes vom 7. März 1908 werden im übrigen 
folgende Anweisungen und Erläuterungen erteilt: 

Zn I 1* Die etatsmäßigen Beamten haben einen gesetzlichen Anspruch, 
auf Tierteljährige Vorauszahlung ihrer Besoldung nur, insoweit diese ihnen 
in festen Barbezügen zusteht. 

Als Besoldung im Sinne dieser Vorschrift sowie auch im Sinne der §§ 2 
und 8 dieses Gesetzes gilt weder derjenige Teil des Diensteinkommens, welcher 
als Ersatz für bare Auslagen bestimmt ist, noch auch diejenigen Bezüge, welche 
für widerruflich übertragene Nebenämter gewährt werden. Die für die Zahlnngs- 
weise derartiger Bezüge bisher maßgebenden Anordnungen bleiben bestehen. 

Zu I 2. Das Gesetz unterscheidet im Absatz 1 und 2 zwischen der 
Gewährung der Ghiadenvierteljahrs an die hinterbliebene Witwe und Nach- 
kommen von etatsmäßigen und von nichtetatsmäßigen unmittelbaren 
Staatsbeamten. Ersterenwird das Ghiadenvierteljahr gewährt, letzteren kann 
es, sofern die besonderen in Absatz 2 aufgestellten Erfordernisse yorliegen 
gewährt werden. 

In den Fällen des Absatzes 1 ist das Gnadenvierteljahr von der rollen 
Besoldung des Verstorbenen zu berechnen, in den Fällen des Absatzes 2 nur 
▼on den ihm in festen monatlichen oder yierteljährlichen Beträgen zustehenden 
Diensteinkünften. 

In beiden Fällen wird seitens der Verwaltung unter Ausschluß des 
Eechtsweges bestimmt, an wen das Gnadenyierteljahr, d. h. der bei dem Tode 
des Beamten noch nicht fällige Teil der für die auf den Sterbemonat folgenden 
drei Monate zu gewährenden Diensteinkünfte, zu gewähren ist und in welcher 
Weise etwa die Verteilung unter mehrere Hinterbliebene erfolgen soll. Als 
leitender Gesichtspunkt für diese Entscheidung wird festzuhalten sein, daß der 
Betrag des Gnadenyierteljahres, entsprechend seiner Natur als eine über den 
Tod hinaus verlängerte Zahlung der Besoldung, in erster Linie bestimmt ist, 
zur Deckung der Kosten des Haushaltes des Verstorbenen, einschließlich der 
durch die letzte Krankheit und die Beerdigung entstandenen Ausgaben, 
zu dienen. 

Die Gewährung des GhiadenTierte^ahrs hat, auch in den Fällen des 
Absatzes 2, mit tunlichster Beschleunigung und zwar hinsichtlich der festen 
Barbezüge im voraus in einer Summe zu erfolgen. 

Als besonderes Erfordernis des Absatzes 2 ist zu beachten, daß den 
Hinterbliebenen eines außeretatsmäßigen Beamten das Gnadenyierteljahr nur dann 
gewährt werden kann, wenn der Beamte zur „Befriedigung eines dauernden 
Bedürfnisses und nicht nur aushilfsweise beschäftigt war^. Seine Beschäftigung 
muß demnach objektiv der Befriedigung eines dauernden Bedürfnisses gedient 
haben; sie braucht jedoch subjektiv nur insofern einen dauernden Charakter 
gehabt zn haben, als der Beamte nicht nur zur vorübergehenden Aushilfe mit 
der betreffenden Tätigkeit betraut gewesen sein darf. Ist diese Voraussetzung 
erfüllt, so wird die Gewährung des Gnadenvierteljahrs auf Grund des Absatzes 2 
regelmäßig dann stattzufinden haben, wenn dem Verstorbenen, falls er am 
Todestage in den Buhestand versetzt worden wäre, eine Pension würde bewilligt 
worden sein. In den Fällen, in denen nur die gnadenweise Bewilligung einer 
Pension in Betracht gekommen sein würde (§ 2 Absatz 2, § 7 des Pensions- 
gesetzes), wird also auch die Würdigkeit und Bedürftigkeit des Verstorbenen 
und der Empfänger des Gnaden Vierteljahrs zu prüfen sein. 

Zu § 8* Die Gewährung des Ghiadenvierteljahrs nach § 8 an weitere 
Angehörige des Verstorbenen oder an solche fernstehende Personen, welche die 
Kosten der letzten Krankheit und der Beerdigung gedeckt haben, kommt nur 
in Betracht, sofern weder eine Witwe noch Nachkommen (§ 2) vorhanden sind. 

Für die Entscheidung, ob und an wen das Gnadenvierteljahr zu gewähren 
ist, sind die vorstehend zu § 2 angegebenen Gesichtspunkte gleichfalls maßgebend. 

Von den Diensteinkünften eines nicht etatsmäßigen Beamteit^kann auch 
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in den Fällen des § 8 das GhiadenTierteljahr nur dann irewährt werden, wenn 
die besonderen Voranssetznngen des § 2 Absatz 2 TOTliegen, d. h. wenn bei 
dem Vorbandensdn von Hinterbliebenen im Sinne des § 2 das GnadenTierteljabr 
diesen gemäß § 2 Absatz 2 bätte gewährt werden kennen. 

Za 1 4. Unter ^^Familie** im Sinne des Abs. 1 sind nicht nnr die Ehefrau, 
Kinder oder Eltern, sondern auch andere nahe Verwandte and Pflegekinder 
zu yerstehen, solern der Beamte diesen in seinem Hansstande Wohnnng nnd 
Unterhalt anf Grand einer gesetzlichen oder moralischen ünterstützangsrer- 
bindlichkeit gewährte. Die in Abs. 4 gegebene Möglichkeit, die vorzeitige 
Bänmnng der Dienstwohnung zu veranlassen, stellt eine Ansnahmsregel dar. 
Wir sehen daher Anträgen in dieser Bichtnng nur dann entgegen, wenn 
zwingende dienstliche Interessen es ausnahmsweise erfordern, die Dienstwohnung 
schon vor Ablauf der Gnadenfrist einem anderen Beamten zu ttberweisen. 
Gegebenenfalls wird gleichzeitig über den Betrag der zu gewährenden Ent- 
schädigung zu berichten sein. 

Zu § 6. Das Gesetz tritt entsprechend der am 27. März 1908 erfolgten 
Ausgabe des das Gesetz enthaltenden Stückes der Gesetzsammlung mit dem 
10. April 1908 in Kraft 

Die Vorschriften über die Gewährang des Gnadenvierteljahres fioden 
somit auf die Hinterbliebenen aller derjenigen unmittelbaren Staatsbeamten 
Anwendung, welche an oder nach diesem Tage im Dienst oder als zur Disposition 
stehende Beamte oder als Wartegeldempfänger versterben. 

Durch die Aufhebung der Allerhöchsten Kabinettsorders vom 27. April 
1816 und 15. November 1819 wird auch der Allerhöchste Erlaß vom 18. August 
1855 (Bfin-Bl- 1 d. i V. S. 118), welcher zur Deklaration jener Kabinettsorders 
ergangen war, gegenstandslos. 

Auch nadi der Aufhebung der Kabinettsorder vom 15. November 1819 
ist an dem Grundsatze festzuhalten, daß die vor dem Tode des Beamten fällig 
gewordenen Besoldungsteiie zu seinem Nschlasse gehören und nur die hierüber 
hinaus nach §§ 2 und 8 zu gewährenden Diensteinkünfte eine eigentliche 
Gnadenbewilllgung sind. 

Ew. Hochwohlgeboren wollen hiernach in Zukunft verfahren und wegen 
des unter II und IIE Angeordneten die nachgeordneten Kassen mit weiterer 
Anweisung versehen unter Hinweis auf die unter IV gegebenen Erläuterungen 
zu § 1 und § 2 Absatz 1 des Gesetzes. 



Uebersieht ttber die im Jahre 1907 in Preugsen zur amtliehen 
Kenntnis gelangten Bissverletiungen durch tolle oder der Tollwut ver- 
dftchttge Tiere. Erlaß des Ministers der usw. Medizinalange- 
legenheiten vom 5. September 1908 — M. Nr. 12028 —an sämtliche 
Herren Begierungspräsidenten. 

Ew. Hodiwohlgeboren übersende ich in der Anlage ergebenst eine Ueber- 
sieht über die im Jahre 1907 zur amtlichen Kenntnis gelangten Bißverletzungen 
durch tolle oder der Tollwut verdächtige Tiere, welche auf Grund der seiner- 
zeit eingereichten Berichte zusammengestellt ist. 

Gleichzeitig ersuche ich, bei den Todesfällen, die In der dortigen Nach- 
weisung berichtet werden, unter Bezeichnung des Datums anzugeben 

1. wann die Schutzimpfung begonnen und wann beendigt worden? 

2. wann sind die ersten Zeichen der Krankheit aufgetreten? 
8. wann ist der Kranke gestorben? 

Femer ersuche ich nochmals um genaue Beachtung der in meinem Er- 
laß vom 4. März 1903^) M. Nr. 13182 — angegebenen Punkte. 
Übersiolit über die im Jahre 1907 in Prenssen sar amtllohen 
Kenntnis gelangten BissTerletaungen daroh tolle oder der Toll- 
wut Terdftolitige Tiere. 

Im Jahre 1907 gelangten in Preußen insgesamt 405 Verletzungen von 
Menschen durch tolle oder der Tollwut verdächtige Tiere zur amtliiäen An- 
zeige. Die Zahl ist demnach gegen das vorhergehende Jahr mit seinen 867 
Fällen nicht unerheblich angewachsen. Fttr die letzten 5 vorhergehenden 
Jahre waren die Ziffern: 

Siehe Beilage 1908, Nr. 9, S. 82. 
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1902 s 250, 1908 » 807, 1904 » 865, 1905 » 374, 1906 » 867. 
Seit 1902 hat also eine Zunahme von 67,7 y. H. stattgefnnden. 
Von den 405 Verletzten des Jahres 1907 waren 274 «b 67,7 y. H. minn- 
lichen^nnd 181 &= 82,8 y. H. weiblichen Geschlechts. 

Auf die Lebensalter yerteilen sich die Ffille folgendermaßen: 
Im Alter yon 0— IJahren standen — Personen 



1— 
2— 



anbekannt 



2 
8 
5 

6—10 
11—15 
16—20 
21—80 
81-40 
41-50 
51-60 
61-70 
71-88 



1 

12 

20 

59 

61 

46 

65 

51 

44 

25 

8 

7 

6 



zusammen 405 Personen. 
Die einzelnen Monate des Jahres waren mit folgenden Ziffern beteiligt: 



Januar 
Febrnar 
März . 
April . 
Mai 



49 
41 
42 
50 
25 



87 
16 
16 



Noyember 
Dezember 
nnbekannt 



18 



Juni 

Juli . . 
August . 
September 
Oktober . 
Im Sommerhalbjahr (April bis September) ereigneten sich 168 FlUe, im 
Winterhalbjahr (Januar bis März und Oktober bis Dezember) 287. 

Es kamen in denselben 11 Proyinzen wie im Voijahr Verletzungen 
yor, nämiich in 



61 



Schlesien 
Posen . . 
Hessen -Nassau 
Bheinproyinz 
Ostpreußen . 
Sachsen . . 

Von den Begi 
Breslau . 
Liegnitz . 
Oppeln . 
Posen 
Dttsseldorf 
Oassel 
Gumbinnen 
Bromberg 
Wiesbaden 
Merseburg 
EOslin 
GOln . . 
Allenstein 
Erfurt 
Marienwerder 
Hildesheim 
Frankfurt 
Arnsberg 
Königsberg 
Magdeburg 
Minden . 



erung 8 bezirken waren 21 (22) betroffen, nämlich 
mit 76 (99) Fällen in 20 (17) Kreisen 



212 (179)») 
57 (40) 

(19) 
(29) 
(26) 
(11) 



86 
85 
28 
20 



Pommern . 
Westpreußen 
Hannoyer . 
Westfalen . 
Brandenburg 



10 (26) 
4(22) 
3 (2) 
3(11) 
8 (9) 



405 



75 (18) 

61 (61) 

41 (82) 

26 (14) 

21 (5) 

16 (6) 

16 (8) 

15 (14) 

14 (9) 

10 (25) 

9 (9) 

6 (20) 

5 (2) 

4(22) 

8 (2) 

2 (7) 

2(11) 

1 (0) 

1 (0) 

1 (0) 



18 (7) 
18 (18) 
12 (11) 



8 
8 
6 

4 
4 
8 
8 
4 
8 
2 
4 
1 
2 
2 
1 
1 
1 



(5) 
(2) 
(2) 
(8) 
(6) 
(8) 

si 

(6) 



(1) 
(1) 
(8) 
(0) 
(0) 
(0) 



In 45 yon diesen 115 



405 
Kreisen 



kam nur 



115 
je 1 Fall yor, 



in 14 Kreisen 



») Die eingeklammerten Zahlen sind die des Vorjahres. 
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kamen i'e 2 Fälle vor, in 11 Kreisen je 8, in 16 Kreisen je 4, in 6 Kreisen 
je 6, in 9 Kreisen je 6, in 8 Kreisen je 7, in 8 Kreisen je 8, in 8 Kreisen je 
9, in 2 Kreisen je 10, in einem Kreise (Gr. Strehlitz, Bei? -Bez. Oppeln) ereigneten 
sicli 12 Fälle, in einem Kreise (Gebhansen, Beg. Bez. Cassel) 14, in einem 
Kreise (Htrscbberg, Beg.-Bez. Liegnitz) 17 and in einem (SchOnan, Beg.-Bez. 
Liegnitz) 20 FäUe. 

Vergleicht man die diesjShrigen Zahlen der Veletzongen in den einzelnen 
Provinzen mit denen des Vorjahres, so ergibt sich, daß keine auffälligen Ver- 
schiebungen eingetreten sind. Die Provinzen Schlesien und Posen stehen 
wie im Voijahre an der Spitze, and ebenso sind Hannover, Westfalen, 
Brandenbarg wieder die drei letzten. Schlesien ist prozentaal etwas stärker 
an der Gesamtzahl der Verletzansren beteiligt wie 1906, wo 47,7 v. H. aller 
Verletzangen aal diese Provinz entfielen, während es in diesem Jahre 52,8 ▼. H. 
sind. Die verhältnismäßig stärkste, fast eine Verdoppelang der Fälle, hat in 
Hessen-Nassan (von 19 aaf 86) and in Sachsen (von 11 aaf 20) statt- 
gefanden. Die stärkste Aboahme zeigt Westpreaßen (von 22 aaf 4), 
demnächst Pommern (von 26 aaf 10). Faßt man die 4 Provinzen, die den 
Osten des Beiches begrenzen (Ostpreaßen, Westpreaßen, Posen, Schlesien) za- 
sammen, so ergibt sich, daß in ihnen 296 =? 78,1 v. H. aller Fälle vor> 
gekommen sind. 

Von den Begierangsbezirken ist die bei weitem stärkste Vermehning 
in Liegnitz eingetreten, nämlich am 57, während in ganz Preaße« die Zahl 
gegen das Vorjahr nar am 88 gestiegen ist. Die Zunahme der Fälle in 
Schlesien ist also allein aaf Bechnang von Liegnitz za setzen, in Oppeln 
ist die Zahl dieselbe geblieben and Breslaa hat sogar 23 Fälle weniger. 
Eine verhältnismäßig starke Vermehrang hat danach noch stattgefanden im 
Begierangsbezirk Cassel (von 5 aaf 21). Die absolat größte Abnahme 
hat nächst Breslaa Marienwerder mit 18 Fällen (von 22 aaf 4), danadi 
Köslin mit 15 (von 25 aaf 10) and Alienstein mit 14 (von 20 auf 6). 

An den 405 Verletzangen waren 282Tiere beteiligt and zwar 2 18 Hände, 
12^ Katzen, 1 Jangrind and 1 Schwein. Die Hände verletzten 882, die Katzen 
17, das Jangrind 5, das Schwein 1 Menschen. 
Je 1 Mensch warde von 152 Händen, 8 Katzen a. 1 Schwein verletzt = 161 Fälle, 

9 2 Menschen warden „32 „ vl,S „ verletzt = 70 „ 

» B „ , „ 20 „ „ 1 Katze , = 68 , 

r, ^ n „ „ 4 „ verletzt = 16 „ 

„5„ y, „8„„1 Jangrind verletzt . . . = 20 „ 

» 6 » „ „ 2 „ verletzt = 12 „ 

»7 „ „ „ 8„ „ = 21„ 

.10 „ , „ IHand „ = i2 " 

i»B2 „ j, „1„ „ . . = 82 „ 

405FäUe. 
Ueber den Sitz der Verletzangen bezw. Berührangen ist folgendes 
mitzateilen : 

Am Kopf verletzt 25 Personen, 

„ „ beleckt 1 Person, 

An den oberen Gliedmaßen verletzt 281 Personen,^); 
„ „ „ „ beleckt 8 „ 

„ „ anteren „ verletzt 114 „ 

Am Bampf verletzt 12 „ 

An mehreren Stellen des KGrpers 

verletzt 11 « 

anbekannt wo beleclct . . . . . 3 „ 

405 Personen. 
In 252 von diesen 405 Fällen warde darch die tierärztliche Obdaktion 
Tollwat bezw. Tallwatverdacht festgestellt, in 12 Fällen ergab die Obdnktion 
bezw. die Beobachtang des lebenden Tieres keine Tollwat, in 44 Fällen nnterblieb 
die Obdaktion wegen Entlaafens der Tiere oder aas sonstigen Gründen, in 
97 Fällen werden keine Angaben darüber gemacht, ob tierärztliche Feststellangen 
überhaapt stattgefanden haben. Eine mikroskopische bezw. tier- 

^) Davon verletzten 6 sich selbst beim Schlachten bzw. Sezieren des Tieres. 
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experimentelle Untersnchnng von Kadarerteilen wnrde in 317 Fällen 
yeianlaßt. Da?on wurde 272 mal die Diagnose bestätigt, und zwar 92 mal im 
Institut iär Infektionskrankheiten in BerliUi 180 mal im Hygienischen 
Universitätsinstitut in Breslau. In 2 Fällen bewies der Tod des Verletzten, 
daß das Tier sicher mit der Tollwut behaftet war. In 46 Fällen konnte die 
Diagnose nicht bestätigt werden, davon 8 mal deshalb, weil die Gehirnteile 
schon in fauligem Zustande in den betreffenden Instituten ankamen. In 60 Fällen 
unterblieb die Einsendung (wegen fiotlaufens der Tiere usw.) und 88 mal werden 
überhaupt keine Angaben über diesen Punkt gemacht. Es wurden mithin von 
sicher tollen Tieren gebissen 274 Menschen, von sicher nicht tollen 36 
während bei 96 die Diagnose mehr oder weniger unsicher blieb. 

An den 406 Verletzungen waren wie oben erwähnt, im ganzen 282 Tiere 
beteiligt. Bei 144 von ihnen wurde mikroskopisch durch Nachweis Ton Negrischen 
Körperchen oder durch Ueberimpfnng yon Gehiinteilen auf Versuchstiere die 
Tollwut sicher nachgewiesen (96 mal in Breslau, 48 mal in Berlin), bei 29 
wurde duich die Untersuchung der Tollwutverdacht ausdrücklich abgewiesen. 
69 Tiere wurden garnicht in Instituten untersucht. Von 69 wurden 27 allein 
auf Grund des Obduktionsbefundes als tollwütig oder der Tollwut verdächtig 
erklärt, während 82 durch Entlaufen oder infolge Vernichtung der Kadaver 
durch die Besitzer usw. der wissenschaftlichen Begutachtung ganz entzogen 
wurden. 

Von den 406 Verletzten unterzogen sich 382 = 94,8 v. H. in den Toll- 
wutstationen der Schutzimpfung nach Pasteur, ein so hoher Prozent- 
satz, wie er bisher noch nicht erreicht worden ist. Denn seit Errichtung der 
Tollwutstation in Berlin (1898) ließen sich in der angegebenen Weise behandeln. 

1898 . . 29,0 V. H. 1903 . . 91,6 v. H. 

1899 . . 80,6 „ 1904 . . 91,7 „ 

1900 . . 82,3 - 1906 . . 87,8 „ 

1901 . . 78,1 - 1906 . . 91,7 „ 

1902 . . 90,8 „ 1907 . . 94,3 ^ 

Von den 882 Behandelten ließen sich 130 (1906 = 260) in Berlin und 
262 (82) in Breslau impfen. Von den letzteren stammten 

40 (14) aus dem Beg.-Bez. Posen, 
12 (0) „ , „ Bromberg, 

74 (46) „ „ „ Breslau, 

67(15) „ „ „ Liegnitz 

und 69 (8) „ „ „ Oppeln. 

Von der Gesamtzahl der Behandelten wurden 1906 24,0 v. H. in Breslau 
und 76,0 in Berlin geimpft, 1907 65,8 in Breslau und 34,2 in Berlin. 

28 von allen Verletzten unterzogen sich nicht der spezifischen Behandlung; 
16 von diesen wurden ärztlich, meist mit Desinfektion der V^unden, 7 garnicht 
behandelt. 

Von den Verletzten erkrankten und starben 4; 1. ein 13 jähriger 
Knabe, der obeiflächliche Verletzungen am Kinn hatte, 2. ein 16 jähriger Knabe, 
der in die linke Backe gebissen worden war, 3. ein 81 jähriger Mann mit einem 
Biß in die Hand, 4. ein 6 jähriger Knabe mit einer Verletzung der linken Backe. 
Daß von den 4 Gestorbenen 3 im Gesicht verletzt waren, weist wiederum auf 
die besondere Gefährlichkeit dieser Stelle hin. Der Tod erfolgte am 41., 64., 
269., 39. Tage nach der Verletzung. Nur Nr. 1 und Nr. 8 hatten sich der 
Schutzimpfung unterzogen. Nr. 2 wurde in einem Krankenhause behandelt; 
an seinem Gehirn wurde in Breslau Tollwut festgestellt. Nr. 4 wurde nur 
mit Desinfektion der Wunde durch einen Arzt behandelt ; der ihn verletzende 
Hund war entlaufen und wurde später verendet aufgefunden. Obduktion fand 
bei beiden nicht statt. Nr. 8 ist vielleicht zu spät geimpft worden. Dieser 
Mann war wahrscheinlich im Februar und März von seinem im Inkubations- 
stadium der Tollwut befindlichen Hunde gebissen worden, am 6. April dann von 
neuem; erst Mitte April begab er sich zur Behandlung in die Berliner ToU- 
wutstation. Am 10. Dezember erkrankte er mit hohem Fieber und starb nach 
10 Tagen unter den Zeichen der Tollwut. An seinem Gehirn wurde, wie vordem 
bei seinem Hunde, Tollwut im Institut für Infektionskrankheiten nachgewiesen. 
Nur Nr. 1 war sofort spezifisch behandelt worden und starb, während ein 
gleichzeitig von demselben Hunde an der Streckseite des linken Oberschenkels 
oberflächlich verletzter und geimpfter Knabe gesund blieb. ^-^ j 
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Unter den 28 nicht geimpften Personen befinden sich 10, die yon sicher 
nicht kranken Tieren gebissen waren, bei weiteren 5 blieb es fraglich, ob das 
Tier toll war, da es nicht untersucht werden konnte. Einer der nickt Geimpften 
unterließ die Behandlang, weil der Kreisarzt eine Ansteckangsgefahr nicht für 
vorliegend erachtete, ein anderer deshalb, weil er nor yon der Schnaaze des 
Handes bertUirt worden war. Als yon sicher tollen Tieren Gebissene 
and nicht Geimpfte verbleiben demnach nur 6. 

Vergleichen wir nan den Aas g an g der Verletz an g bei Geimpften 
and nicht Geimpften, so ergibt sich: Es warden 

geimpft 882, davon starben 2 = 0,52 y. H. 
nicht geimpft 28, „ » 2 » 8,70 , 

Dies ist ein aaßerordentliches günstiges Ergebnis für die Impfang, wie 
eine Zasammenstellang der letzten Jahre zeigt. 
Es starben nanJich im Jahre 

1908 von 281 Schatzgeimpten 4 = 1,42 v. H. 

1904 „380 „ 6 = 1,6 „ 

1905 „ 828 „ 8 » 0,98 . 

1906 .842 „ 4 = 1,14 . 

1907 j, 882 „ 2 = 0,52 . 

Berechnen wir die Anzahl der Todesfälle anter den Geimpften and nicht 
Geimpften nur aaf die von als sicher toll erkannten Tieren gebissenen Menschen, 
so zeigt dieser noch deatlicher den Segen der Schatzimpf ang : 
Es warden im ganzen yon sicher tollen Tieren verletzt: 
274 Menschen. Davon warden 
266 geimpft and starben 2^) = . . 0,75 y. H. 

6 nicht , , ^ 2 == . . 88,83 „ 

Aach diese Zahl ist also erheblich günstiger als im Vorjahr, wo von 
236 Geimpften 4 = 1,69 v. H. starben. 



Aofbewahrang und Slgnieriing der Behälter mit stryohninbaltlgem 
Getreide« Erlaß des Ministers der. asw. Medizinalangelegen- 
h;eiten vom 9. Oktober 1908 -- M. Nr. 9229 — an den Vorsitenden 
des Deatschen Apothekervereins. 

Aof die Anfrage vom 80. September d. J. erwidere ich, daß strychnin- 
haltiges Getreide ein Gift der Abteilang 2 aas Anlage I zar LandespoUzei- 
verordnang vom 22. Febraar 1906 über den Handel mit Giften ^Ministerialblatt 
für Medizinal -Angelegenheiten S. 114) ist, demnach rot aaf weiß za be- 
zeichnen and nicht in der Giftkammer, sondern nach Art der in gleicher 
Weise bezeichneten Arzneimittel in den Apotheken vorsichtig and von den 
harmlosen Stoffen getrennt aafzabewahren ist. Die Abgabe strychnlnhaltigen 
Getreides hat den Vorschriften der Polizeiverordnang über den Handel mit 
Giften gemäß za erfolgen. 

AbänderiiDg der Apothekerordnong« Herzog 1. Verordnangvom 
I.Oktober 1908. 

Art. 1. 

Abschnitt II Art. 12, 17—26, sowie die Abschnitte III and IV der Apo- 
thekerordnang vom 9. Mai 1887 treten mit dem 1. Janoar 1909 aaßer Kraft. 

Art. 2. 

Das Staatsministeriam, Abteilang des Innern, ist befagt, dber die Ein- 
richtang, die Aasstattang and den Betrieb der Apotheken, über deren Be- 
sichtigang and üeberwachang and über die Zalässigkelt des Betriebes von 
Nebengeschäften darch die Apotheker allgemeine Bestimmangen za erlassen. 

^) Einer davon wahrscheinlich za spät geimpft (s. o. Nr. 8). 
Verantw. Bedaktear Prof. Dr. Bapmand, Beg.- a. Geh. Med.-Bat in Minden LW. 

J. C. C. Brant, Hcno^l. Sfiehs. a. F.S0I1.-L. Hofbvchdrncker«i in Mindai. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

Uaterricht la Krankenpflegesehnlen. Bnndschreiben des Beichs- 
kanzlers yom 12. Oktober 1908. 

Es sind Zweifel darüber entstanden, was anter einem zusammenhängenden 
Lelirgange in einer Krankenpflegeschale nach § 5 Abs. 1 Ziffer 6 der yom 
Bandesrat iestgesteUten Vorschriften über die staatliche Prülang von Kranken- 
pflegepersonen za rerstehen ist. Meines Erachtens sind für cQe Bearteilang 
iolgeade Gesichtspankte maßgebend: Der Zusammenhang des einjährigen 
Lehrgangs soll nicht nur äußerlich gewahrt werden dadurch, daß jede längere 
Unterbrechung vermieden wird, sondern auch in der Weise, daß die Ausbildung 
nach einem festen, den aufgestellten Grundsätzen entsprechenden Plane erfolgt. 
In der Begel wird daher zu verlangen sein, daß der ganze Lehrgang unter ein- 
heitlicher Leitung an einer Krankenanstalt zurückgelegt wird. Ausnahmsweise 
wird aber auch ein zwischen mehreren Anstalten geteilter Lehrgang als dieser 
Vorschrift genügend anerkannt werden können, beispielsweise, wenn mehrere 
an einem Orte befindliche Anstalten sich nach einem festen Plan in den Lehr- 
stoff teilen. Die Entscheidung über solche Ausnahmen wird nur yon Fall zu 
Fall getroffen werden kOnnen und dürfte zur Sicherung der Einheitliclikeit der 
Landeszentralbehörde vorzubehalten sein. 

Der Königlich Preußische Herr Minister der geistlichen, ünterrichts- 
und Medizinal- Angelegenheiten hat sich dieser Auffassung angeschlossen und 
eine entsprechende Anordnung erlassen. 

Ich darf ergebenst anheimstellen, soweit ein Anlaß bestehen sollte, die 
Frage in gleicher Weise zu regeln. 



B. Köniipreioli Prenssen. 

Zulassung zur kreisärztlichen Prttfang. Erlaß des Ministers 
der usw. Medizinalangelegenheiten vom 24. September 1908 
an sämtliche Herrn Begierungspräsidenten. 

Nach diesem Erlaß ist die für die Zulassung zur kreisärztlichen Prüfung 
im § 3 Abs. 2 der Prüfungsordnung vom 80. März 1901 vorgesehene zwei- 
bezw. dreijährige Frist nicht von dem Tage der beendeten ärztlichen Prüfung, 
sondern von dem Tage der Ausstellung der ärztlichen Approbation an zu 
berechnen. . 

Gewährung von Chausseegeldfrelkarten an die Kreismedizinalbeamten. 

Erlaß des Ministers der öffentlichen Arbeiten vom22. Oktober 
1908 an den Herrn Begierungspräsidenten in Breslau und sämtlichen Herrn 
Begierungspräsidenten zar Kenntnisnahme mitgeteilt. 

Nachdem sowohl die Kreismedizinalbeamten wie die Kreistierärzte seit 
dem 1. April d. J. für die von ihnen auszuführenden Dienstreisen an Stelle der 

fesetzmäßigen Beisekosten und Tagegelder Bauschvergütungen erhalten, bestehen 
eine Bedenken, ihnen für Dienstreisen innerhalb ihrer Geschäftsbesdrke 
Chausseegeldfrelkarten zu gewäliren. 



Anwendong des biologisehen YerfahreBS lum Naohwelse v»ii Pferde- 
fleisch bei Untersuchungen von Fleisch Im Inlande. Erlaß des Ministers 
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der asw. Medisinal-Angelegenheiten und des Ministers Iflr 
Landwirtschaft, DomSnen and Forsten vom 13. Oktober 1908. 
M. d. g. A. M. 8967, M. f. L. L A III e 7294 an sämtliche Herren Begie- 
rongsprfisidenten und den Herrn Polizeipräsidenten in BerUn. 

Nach § 16 der Anlage a der vom Bandesrat am 80. Janaar 1908 nea 
erlassenen Aosfflhrangsbestimmangen D za dem (besetze, betreffend die Schlacht- 
yieh- and Fleischbeschaa, vom 8. Jani 1900 (Zentralblatt Ittr das Deatsche 
Beich S. 80) ist zam Nachweise Yon Pferdeieisch bei der Aaslandsfieischbeschaa 
in erster Linie das biologische Verfahren yorgeschrieben worden. In Anmerkong 8 
za § 16 ist dieses Verehren näher beschrieben. Aaßerdem ist in einer Ab- 
handlang in Bd. 28 S. 449 fi. der Arbeiten aas dem Kaiserlichen (}esandheits- 
amte (Verlag yon Jiüias Springer, Berlin N., Monbyon- Platz 8) Technik 
and Methodä dieses Verfahrens eingehend besprochen. 

Das Verfahren wird sich mit Natzen aach bei Untersachanffen yon 
Fleisch im Inlande dort, wo es sich am den Nachweis yon Pferdefleisch handelt, 
insbesondere beim Verdacht yon Warstfälschangen, anwenden lassen. Das 
Kaiserliche Gesandheitsamt ist in der Lage, das Pferdefleisch aasfällende Seram 
in der erforderlichen Menge, ebenso wie es bisher schon für die Beschaastellen 
fttr aasländisches Fleisch geschieht, aach ftür andere Untersachangsanstalten 
yorrätig za halten, and ist bereit, das Seram zam Preise yon 2 Mark fttr 1 ccm, 
eine Menge, die fttr eine üntersachang yollkommen aasreicht, abzageben. 

Das Untersachangsyerfahren beraht daraof, daß in Aaszttgen yon Pferde- 
fleischeiweiß, nicht yon Eiweiß anderer Fleischarten, darch ein spezifisches 
Seram Trttbang erzeagt wird. Nicht anwendbar ist es dann, wenn das Fleisch- 
eiweiß in anlöslichen Zastand ttbergeftthrt ist, wie es z. B. darch Kochen and 
scharfes Bäachem geschieht. Seine Aosftthrang and die Bearteilang der 
Ergebnisse ist nicht gjanz einfach. Nar mit einer gewissen Einttbang and 
Erfahrang läßt sich ein sicheres urteil mit ihm gewinnen. Das Kaiserliche 
G^esandhdtsamt hat sich bereit erklärt, Sachyerständigen, die sich mit dem 
biologischen Verfahren yertraat machen wollen, daza in seinem Laboratoriam 
Gelegenheit za bieten. 

Ew. Hochwohlgeboren ersachen wir, die mit der polizeilichen Nahrangs- 
mittelkontrolle beaaftragten Untersachongsämter aaf das Verfahren aafmerlcsam 
za machen, zagleich aber aach aaf die. Fehlergaellen hinzaweisen and ihnen 
nahe za legen, daß sie yor praktischer Verwendang des Serams sich hin- 
reichende Fertigkeit in der Aasftthrang des Verfahrens sichern. Falls Angestellte 
der üntersachangsämter sich im Kdserlichen Gesandsheitsamt ttber die An- 
wendang des Verfahrens anterrichten wollen, ersachen wir am Angabe der 
Namen, damit wir fttr Mitteilang an das Kaiserliche Gesandheitsamt and Fest- 
setzang einer diesem gendimen Zeit sorgen kOnnen. 

Fttr die Anwendang des Verfahrens bei der Aaslandsfieischbeschaa behält 
es bei den Anordnangen In dem Erlasse yom 6. März d. Js. — M. f. L. I Allle 
1498 — F. M. m 8979 — M. d. g. A. M. 6065 — sein Bewenden.') 



Die im Jahre 1907 amtlich gemeldeten Erkrankangen und Todes- 
flille an ttbertragbaren Krankheiten. Erlaß des Ministers der asw. 
Medizinalangelegenheiten yom 6. Oktober 1908 — M. 18915 — 
an sämtliche Herren Segierangspräsidenten. 

Ew. Hochwohlgeboren ttbersende ich in der Anlage ergebenst eine Nach- 
weisang der im Jahre 1907 amtlich gemeldeten Erkra&angen and Todesfälle 
an ttbertragbaren Krankheiten, welche aaf Grand der seinerzeit eingereichten 
berichtigten Jahresnachweisang zasammengestellt worden ist, zar gefälligen 
Kenntnisnahme. In einer besonderen Spalte sind aach die Zahlen der Todes- 
fälle yerzeichnet, welche yon dem statistischen Landesamt aaf Grand der 
standesamtlichen Sterbekarten ermittelt worden sind. 

Aas einem Vergleich derselben geht heryor, daß die sanitätspolizeilichen 
Zahlen yielfach, besonders bei Diphtherie, Taberkolose and Scharlacn, erheblich 



1) Dieser Erlaß bezeichnet bestimmte Laboratorien fttr die Aasftthrang 
der Untersachangen. 



Digitized by 



Google 



Beohtspreehimg nnd Medizinal* Gesetzgebung. 208 

hinter den standesamtlichen znrückhleiben.^) Es ist daher in geeiffneter Weise 
erneut daran! aufmerksam zu machen, daß auch die Todesifile bei übertrag- 
baren Krankheiten, wenngleich die Erkrankung bereits angezeigt war, gem& 
den Allgemeinen Ausfllhnugsbestimmungen zu § 1 des Gesetzes, betreffend 
die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, yom 28. August 1905 amtiidi zu 
melden sind. 

Mitteilong der Fftlle von begründetem Cholera rerdaoht an das 
Kaiserliehe Gesundheitsamt. Erlaß des Ministers der usw. Medizi- 
nal-Angelegenheiten vom 24. Oktober 1908 — M. Nr. 14666 — an 
sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Gemäß § 16 Abs. 1 der Anweisung des Bundesrats zur Bekämpfung 
der Cholera vom 28. Januar 1904 ist von jedem ersten, nach den Ermittelungen 
des beamteten Arztes vorliegenden Falle von Cholera oder Cholerayerdacht in 
einer Ortschaft sofort dem Kaiserlichen Gesundheitsamte auf kürzestem Wege 
Nachricht zu geben. 

Nach den hierzu erlassenen diesseitigen Ausführungsrorschriften yom 
12. September 1904 (Ministerialblatt für Medizinal- pp. Angelegenheiten 1904 
Seite 354 ff.) sind diese Benachrichtigungen seitens Eurer Durchlaucht/Hoch- 
geboren/Hochwohlgeboren gleichzeitig an mich und an das Kaiser- 
liche Gesundheitsamt auf telegraphischem Wege, im Landespolizdbezirk 
Berlin, sofern dies zur größeren Beschleunigung beiträgt, durch besonderen 
Boten zu bewirken. 

Nach den gemachten Wahrnehmungen sind die Nachrichten über Fälle 
yon begründetem Cholerayerdacht zwar mir, nicht aber auch dem Kaiser- 
lichen Gesundheitsamte regelmäßig zugegangen. Ich ersuche ergebenst alsbald 
Anordnungen zu treffen, daß dies für die Folge geschieht. 



Anwesenheit eines Lehrers bei den Wiederimpfungen yon Schul- 
kindern. Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegen- 
heiten yom 27. Oktober 1908 — U III. A. 2910. M. — an die König- 
lichen Begierungen. 

Nach den mit dem Bunderlasse an die Herren Begierungspräsidenten 
yom 28. Februar 1900 — M. d. g. A. M. 18827 ü H. U III A., M. d. L Ha. 
798 II — mitgeteilten, durch Beschluß des Bundesrats yom 28. Juni 1899 
festgestellten Vorschriften zur Ausführung des Impfgesetzes ist unter IV § 4 
bestimmt worden, daß bei der Wiederimpfung und der darauf folgenden Nach« 
schau ein Lehrer anwesend sein soll. 

In dem obigen Erlasse unter Abs. 11 ist dazu angeordnet: 
„Zur AufrechterhaltUDg der Ordnung unter den Wiederimpfungen haben 
die Schulaufsichtsbeamten, denen die Impftermine yon der Ortspolizeihehörde 
mitzuteilen sind, dafür Sorge zu tragen, daß in jedem Termin, in welchem 
Wiederimpflinge zur Impfung oder zur Nachschau gelangen, ein Lehrer 
anwesend ist. Derselbe sorgt in dem Termin im Einyernehmen mit dem 



1) Nach der üebersicht sind im ganzen Staat Erkrankungen und Todes- 
fälle an übertragbaren Krankheiten sanitätspolizeilich bezw. standesamtlich 
angemeldet an: Aussatz 6 (1 bezw. 2), Diphtherie 66886 (5426 bezw. 9807), 
Fleckfieber 5 (— bezw. 4), Kindbettfieber 5969 (1560 bezw. 1529), Tuberkulose 
(83259 bezw. 65054), Milzbrand 140 (19 bezw. 20), Pocken 144 (24 bezw. 81), 
Bückfallfieber 3 (— bezw. — ), Buhr 411 (59 bezw, 135), Scharlach 77246 
(5499 bezw. 8484), Unterleibstyphus 14898 (1678 bezw. 2168), Fleisch-, Fisch- 
oder Wurst- Vergiftung 191 (5 bezw. 21). Es geht daraus heryor, daß nur 
bei Kindbettfieber und Milzbrand sich die sanitätspolizeilichen Anmeldungen 
mit den standesamtlichen fast genau decken, während bei allen übrigen Kzank- 
heiten, selbst bei Pocken, mehr oder weniger große Differenzen yorhanden sind. 
Am wenigsten ist dies im Beg.-Bez. Arnsberg, sowie in Berlin, Sclileswig- 
Holstein und Hohenzollern der Fall ; die größten unterschiede weisen in dieser 
Hinsicht die Begierungsbezirke der Ostlichen Proyinzen auf, während im Westen 
der Monarchie der Anzeigepflicht mehr genügt wird. 
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Impfarflte und dem Vcitreter der Ortspolizeibehörde fttr Aafrechtcihaltnng 

der Ordnung unter den Wiederimpflingen (§ 4 der „Vorschriften, welche 

Ton den Behörden bei der Ansftthning des Impfgeschäftes sn befolgen 

sind*). Auch ist in erwägen, ob nnd inwieweit die umstände es erfordern, 

daß die Sehnlkinder anf ihrem Wege yon und zu dem Termine durch 

einen Begleiter beaufsichtigt werden, und zutreffendenfalls daffli: zu sorgen, 

daß eine zuverlässige Person dazu bestellt wird/ 

Im Anschluß hieran weise ich auf folgendes hin: 

Es ist im Interesse der Schulzucht in der Hegel erforderlich, daß die 

Kinder yon ihren Lehrern begleitet werden. Die Lelurer sind daher auch in 

der schulfreien Zeit verpflichtet, die Begleitung zu übernehmen. Es würde 

ihnen dafür eine Vergütung an sich nur bei weiten Entfernungen zustehen, 

bei denen ihnen Auslagen erwachsen. Doch erscheint es angemessen, daß 

ihnen eine solche, wie dies bisher vielfach üblich ist, allgemein gewährt wird. 

Darüber haben die Vertretungsorgane der Schulverbände zu entscheiden, da 

die Vergütungen aus der Schulkasse zu bestreiten sind. 

Die Königlichen Begierungen weise ich an, in diesem Sinne auf die zu« 
ständigen Organe von Schulaufsichtswegen einzuwirken, daß sie die den Lehrern 
zu gewährenden Vergütungen ein für alle Male festsetzen. 



Desinfektion der von Lnngen- und Kehlkepftnberknldsen Personen 
bewohnten Quartiere« Erlaß des Ministers der usw. Medizinal- 
angelegenheiten vom 16. Oktober^l908 — M. 13950 — an sämtliche 
Herrn Begierungspräsidenten. 

Nach § 8 Absatz 1 Ziffer 5 des Gesetzes, betreffend die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten, vom 28. August 1905 kann bei Todesfällen an 
Lungen- und Kehlkopftuberkulose die Desinfektion gemäß § 19 Ziffer 1 und 3 
des Gesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, vom 
30. Juni 1900 polizeilich angeordnet werden. Die polizeiliche Anordnung 
der Desinfektion im Falle des Wohnungswechsels von Personen, welche an 
Lungen- und Kehlkopf tuberkulöse erkrankt sind, ist dagegen gesetzlich nicht 
zulässig. Es wäre Jedoch im Interesse der wirksamen Bekämpfung der Lungen- 
und Kälkopftuberkulose in hohem Maße zu begrüßen, wenn die Haus- bezw. 
Quartierwirte für den Fall, daß Personen, welche an vorgeschrittener Lungen- 
und Kehlkopftuberkulose leiden, aus einem ihen gehörigen Hanse oder Quartier 
ausziehen, dazu bewogen werden könnten, die betreffende Wohnung vor ander- 
weitiger Vermietung freiwillig desinfizieren su lassen. 

Erfahrungen, welche seitens des «Zentral- Komitees der Auskunfts- und 
FüTSorgestellen für Lungenkranke in Berlin und Vororten'^ gemacht worden 
sind, £tben ergeben, daß die Haus- und Quartierwirte für die freiwillige Zu- 
lassung einer solchen Desinfektion zu ge^nen sind, wenn ihnen durch die 
Desinfektion keine Kosten erwachsen. Als eine weitere Voraussetzung dafür, 
daß die Desinfektion beim Wohnungswechsel von Tuberkulösen sich einbürgert, 
hat sich herausgestellt, daß dem Haus- oder Qnartierwirt derjenigen Wohnung, 
in welche der Tuberkulöse neu einzieht, keine Mitteilung über die Natur der 
Krankheit des neuen Mieters gemacht wird. 

Ew. Hochwohlgeboren benachrichtige ich hiervon ergebenst mit dem 
Ersuchen, gefälligst in geeigneter Weise darauf hinzuwirken, daß tunlichst in 
jedem Falle, in welchem eine an vorgeschrittener Lungen- oder Kehlkopf- 
tuberkulose erkrankte Person die Wohnung wechselt, seine bisherige Wohnung 
vor ihrem Beziehen durch einen neuen Mieter auf Kosten der Gemeinde, des 
Kreises oder eines anderen zur üebernahme der Kosten bereiten Verbandes 
— Krankenkasse, Alters- und Invaliditäts - Versicherungsanstalt o. dgl. — 
desinfiziert werde. 

Finsensche Lichtbestrahlung des Lupus. Erlaß des Ministiers 
der usw. Medizinalangelegenheiten vom 5. September 1908 — 
M.- Nr. 18218 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Veranlaßt durch die Erfolge, welche die in Deutschland in letzter Zeit 
begründeten Anstalten zur Fi n senschen Lichtbestrahlung der als Lupus be- 
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zeichneten Form yon taberknlOsen Hauterkranknogen erzielt haben, beabsichtigt 
das Deutsche Zentralkomitee zur Bek&mpfang der Tuberkulose eine nachdrtt<£- 
liche Bek&mpfung dieser Erkrankung im Beichsgebiet einzuleiten. 

In Anbetracht der guten Wirkungen, welche der Lichtbehandlung gegen- 
tlber dem meist im Gesieht auftretenden und die Kranken mit der Zeit außer- 
ordentlich entstellenden und seelisch schwer niederdrückenden Lupus yon nam- 
haften Forschern nachgerühmt werden, halte ich in TJebereinstimmung mit dem 
Herrn Beichskanzler die Bestrebungen des Deutschen Zentralkomitees für 
verdienstlich und der Unterstützung wert. 

£w. Hochwohlgeboren ersuche ich daher ergebenst, das Unternehmen 
fördern zu woUen. Hierzu bemerke ich folgendes: 

TJeber die Zahl der Lupuskranken sind hinreichend zurerlässige Angaben 
nur durch eine Umfrage bei den die Praxis ausübenden Aerzten zu erlangen. 
Zu diesem Zwecke ist unter Mitwirkung des Kaiserlichen Gesundheitsamts eine 
Zählkarte entworfen worden, in welcher die yon den Aerzten zu beantwortenden 
Fragen auf das Notwendigste beschränkt sind. Je 880 Exemplare der Zähl- 
karte, sowie eines jeder Karte beizugebenden Begleitschreibens an die Aerzte 
sind beigefügt. 

Zur Vermeidung yon Doppelzählungen ist es erforderlich, daß der Er- 
hebung im ganzen Beichsgebiet ein bestimmter Tag zugrunde gelegt wird. 
Es ist hierfür der 1. Noyember 1908 yereinbart worden. 

Eine allgemeine oder wenigstens weitgehende Beteiligung der Aerzte 
wird nur erwartet werden können, wenn ihnen besondere Auslagen erspart 
werden. Es ist ihnen deshalb die Möglichkeit portofreier Bücksendung der 
Zählkarten zu geben. Am zweckmäßigsten wird es sein, dem Begleitschreiben, 
wie darin yorgesehen ist, einen mit der Adresse und dem Ablösungsyermerke 
der amtlichen Sammelstelle yersehenen Briefumschlag beizufügen. 

Zur Ermittelung der im Beiche bestehenden Anstalten für Lupusbehand- 
lung hat das Deutsche Zentralkomitee ferner den in 15 Exemplaren bei- 
liegenden Fragebogen aufgestellt. Die Ausfüllung hat durch die Kreisärzte 
zu erfolgen. Ein bestimmter Tag kommt hierfür nicht in Frage; doch ist es 
erwünscht, wenn das Ergebnis gleichzeitig mit den Zählkarten für die Lupus- 
kranken bearbeitet werden kann. 

Ich ersuche ergebenst, hiernach das Erforderliche gefälligst alsbald yer- 
anlassen zu wollen. Das gesammelte Material ist nach erfolgter Durchsicht 
und Prüfung bis zum 1. Januar 1909 direkt dem Kaiserlichen Gesundheitsamte 
hierselbst, NW 23, Klopstockstraße 18, zu übermitteln. 



NachrichteDaustausch über Tjphusfftlle in den prenssiseh-braun- 
sehwelgiselieB Orenskreisen. Erlaß des Ministers der usw. Medi- 
zinalangelegenheiten yom 27. September 1908 — M. Nr. 18828 — 
an die Herren Begierungspräsidenten in Hannoyer, Hildesheim, Lüneburg, 
Magdeburg, Merseburg, Erfurt und Minden. 

Zur wirksamen Bekämpfung des Typhus in den preußisch -braunschweigi- 
schen Grenzkreisen erscheint es zweckmäßig, einen gegenseitigen Nadi- 
richtenaustausch einzurichten. Dieser hat sich zunächst nur auf ein gehäuftes 
Auftreten des Typhus in solchen Orten zu erstrecken, die nahe der Landes- 
grenze liegen, und in denen ein reger Verkehr stattfindet, oder yon denen 
aus die Verseuchung eines beiden Ländern gemeinsamen Wasserlaufs zu be- 
fürchten ist. 

Als ein gehäuftes Auftreten sind mehrere zeitlich zusammenfallende und 
räumlich benachbarte Fälle anzusehen. Die gegenseitige Benachrichtigung hat 
yon dem für den Erkrankungs- (Sterbe-) Ort zuständigen Landrat an die be- 
nachbarte Herzogliche Kreisdirektion mittelst Kartenbriefes (in geeigneten 
Fällen auch mittelst yorgedruckter Postkarte) zu erfolgen und zwar unter 
Angabe des Ortes, der Zeit und der Zahl der Erkrankungen, sowie etwaiger 
für eine Verbreitungsmöglichkeit besonders wichtiger Verhältnisse. Im weiteren 
Verlaufe einer Epidemie sind die Mitteilungen wöchentlich durch Angabe der 
Zu- und Abgänge an Erkrankungs- (Todes-) Fällen zu ergänzen. Das Er- 
löschen der Epidemie ist besonders anzuzeigen. Ew. Hochwohlgeboren wollen 
hiernach die erforderlichen Anordnungen alsbald treffen. Seitens des Herzog- 
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lieh Brannschweigiscli-Lünebargischeii Staatsmioisterioms sind die Kreis- 
direktioaen bereits mit gleicher AnweiBiiDg yersehen worden. 

Einem Berichte, wie sich das neue Mitteilangsyerfahren praktisch 
bew&hrt, will ich binnen Jahresfrist entgegensehen. 



Ctowähnuig TOB Staatsbeihilfen an die Kreise fllr Hebammeniwecke. 

Erlaß des Ministers der nsw. Medizinalangelegenheiten yom 
15. Oktober 1908 — M. Nr. 8607 — an sämtlidbe Herren Begiemngs- 
prfisidenten. 

unter Bezugnahme auf die infolge des Bunderlasses vom 1. April d. J« 
~ M. Nr. 6042 I — erstatteten Berichte teile ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Finanzminister über die Grundsätze für die (Bewährung von Staatsbei- 
hilfen aus Kap. 125 Tit, 20c des Etats für das Jahr 1908 folgendes mit: 

I. Beihufen sollen in der Begel nur Kreisen und zwar nur solchen 
Kreisen gewfihrt werden, 

1) die in Erfüllung eines heryorgetretenen Bedürfnisses das Hebammenwesen 
in ausreichender Weise geregelt haben, 

2) in denen der Kreiskommunalzuschlag 60^0 ^^ staatlich veranlagten Q^ 
samtsteuersolls übersteigt und das Einkommensteuersoll auf den Kopf 
der Bevölkerung einen so geringen Betrag ergibt, daß die Bevölkerung 
ab durchschnitUich arm erscheint. 

In das Einkommensoll sind die fingierten Steuersätze einzubegreifen. 

II. Die Bewilligung von Beihilfen wird davon abhängig gemacht, daß 
der betreffende Kreu mindestens 2*/o der von ihm erhobenen Kreisabgaben 
für Hebammenzwecke verwendet, und den Bezirkshebammen ausreichende 
Leistungen und zwar folgende zusichert: 

1. ein angemessenes Ebkommen. 

Hier kommen zwei verschiedene Systeme in Anwendung: 

a) die Gewährleistung eines den örtlichen Verhältnissen angemessenen Min- 
desteinkommens, das auch in den ärmsten und billigsten Gegenden auf 
nicht weniger als 860 M., in anderen Gegenden entsprechend höher 
bis höchstens 500 M. zu bemessen sein wird, 

b) ein in bestimmten Perioden bis zu einem Höchstbetrage steigender fester 
Zuschuß, der so zu bemessen ist, daß er mit der zu erwartenden Ge- 
bühreneinnahme das angemessene Mindesteinkommen (vgl. a) erreicht. 

2. die unentgeltliche Beschaffung der Instrumente, Geräte, Bücher sowie 
ferner der Desinfektionsmittel, soweit sie für den persönlichen Gebrauch der 
Hebammen und für die Verwendung bei unbemittelten erforderlich sind. 

8. Die Gewährung von Entschädigung für die Ausfälle bei gebotener Unter- 
brechung der Berufstätigkeit der Hebamme, wenn diese Unterbrechung ohne 
Verschulden der Hebamme, besonders infolge von ansteckenden Krankheiten 
nötig geworden ist. Diese Leistung wird nur erforderlich bei der Sicber- 
stellung des Einkommens nach 11 1 b der Grundsätze. 

4. Die Gewährung von Entschädigungen für die Teilnahme an den Nach- 
prüfungen und den Wiederholungslehrgängen. 

Es kommen in der Eegel 14täg]ge Wiederholungslehrgänge in Betracht, 
zu denen die Hebammen in 5— 8 jährigen Turnus einberi5en werden sollen. 

5. Eine angemessene Versorgung der Hebammen für den Fall der Dienst- 
unfähigkeit durch Krankheit, Unfall oder Alter. 

Die jährlichen Entschädigungen im Falle der Dienstunfähigkeit sind nicht 
unter 150 M. zu bemessen. Es empfiehlt sich, die Kreise auf die Allgemeine 
Deutsche Alteiszuschußkasse und die Kranken- und Sterbekasse der Ver- 
einigung Deutscher Hebammen hinzuweisen und ihnen deren Inanspruchnahme 
für die Bezirkshebammen nahe zu legen, da diese Kassen nicht nur Kranken- 
geld und Altersrente, sondern auch Livalidenrente bei vorzeitiger dauernder 
oder vorübergehender Berufsinvalidität gewähren. 

III. Wo andere Kommunalverbände als die Kreise das Bezirkshebammen- 
wesen in gleicher Weise geregelt haben, können auch ihnen unter analoger 
Anwendung obiger Grundsätze Beihilfen gewährt werden. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, bezüglich der für die Ge- 
währung von Staatsbeihilfen in Frage kommenden Krdse genaue Angaben über 
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den Kreiskommnnalsteuerzasclilag, das EinkommeBsteuersoll auf den Kopf der 
BeTölkernng unter Einrechnung der fingierten Steuersätze, ferner auch darüber 
einzureichen, wieviel die Kreise (Verbände) zurzeit für das Hebammenwesen 
ausgeben und wieviel sie überschläglich ausgeben würden (beides berechnet 
nach ^/o der erhobenen Kreisabgaben), wenn sie die oben angeführten Mindest- 
leistungen in Erfüllung ihres Statutes übernehmen. Welches System zur 
Sicherung des Einkommens zu wählen ist, bleibt der Entschließung der Kreise 
überlassen. Es empfiehlt sich jedoch das System II 1 a in erster Linie in Be- 
tracht zu ziehen. Ob die in I 2 der Grundsätze geforderte Voraussetzung der 
Leistungsunfähigkeit auch dann als gegeben angegeben werden kann, wenn 
die unter II 1—5 geforderten Mindestleistungen überschritten werden, unter- 
liegt besonderer Prüfung von Fall zu Fall. Wo bereits jetzt bei großer Leistungs- 
schwache des Kreises besonders hohe Aufwendungen gemacht worden sind, 
bin ich nicht abgeneigt, aach für das Etatsjahr 1908 rückwirkend eine Bei- 
hilfe zu gewähren unter der Voraussetzung, daß die Kreisvertretung bei ihrer 
demnächstigen Tagung für die Zukunft die Gewährung der geforderten Min- 
destleistung beschließt. 

Die Preise sind darauf aufmerksam zu machen, daß nach Inkrafttreten 
der neuen Gebührenordnung die Leistungen der Krebe nach der Bichtung hin 
entlastet werden, daß das Gebühreneinkommen der Hebammen erhöht und 
dadurch der Zuschuß des Kreises zum Hebammen - Einkommen vermindert 
wird. Als ungefährer Anhalt für die statutarische Begelung ist die Anlage A 
beigefügt. Der Bericht über Anträge auf Bewilligung von Staatsbeihilfen ist 
natSi Vervollständigung im obigen Sinne binnen drei Monaten einzureichen. 

Sollte ein Bedürfnis zur Gewährung einer Staatsbeihilfe an Kreise des 
dortigen Bezirks nicht vorliegen, so erübrigt sich die Einreichung der oben 
genannten Angaben. Euer Hochwohlgeboren wollen indessen auch in diesem 
Falle darauf hinwirken, daß in den ländlichen Kreisen des dortigen Bezirkes 
das Hebammenwesen durch Statut in der angedeuteten Weise organisiert wird. 
Denn nur auf diese Weise ist es möglich, dem für die Volksgesundheit und 
Familienfürsorge wichtigen Hebammenstande diejenige Sicherung zu gewähren, 
die er im Interesse der Geburts- und Wochenbetthygiene, sowie im Interesse 
eines gesunden und kräftigen Nachwuchses dringend benötigt. 

Ich ersuche die Landräte anzuweisen iu Gemeinschaft mit den Kreis- 
ärzten zunächst die erforderlichen Vorarbeiten bezüglich der Einteilung des 
Kreises in bestimmte Hebammenbezirke unter Berücksichtigung der Forderung, 
daß möglichst jede Hebamme eine ausreichende Anzahl von Entbindungen zu 
leisten hat, femer die Erhebungen über das derzeitige Einkommen der He- 
bammen und die dem Kreise oder den Verbänden bei Einrichtung der statu- 
tarischen Begelung erwachsenden Kosten unverzüglich in Angriff zu nehmen. 
Wo aber die statutarische Begelung in dem dortigen Bezirke bereits besteht, 
ohne daß den Hebammen die oben mitgeteilten Mindestleistung zagesichert 
werden, ist darauf hinzuwirken, daß die Leistungen der Kreise nach Maßgabe 
obiger Grundsätze erweitert und ausgestaltet werden, üeber das nach dieser 
Bichtung hin Veranlaßte wollen Sie nach eiüem Jahre berichten. 

Anlage A. 

§ 1. Der Kreis wird in ... . Hebammenbezirke ein- 
geteilt. Eine Vermehrung oder Verminderung der Hebammenbezirke kann 
durch Beschluß des Kreistages erfolgen. 

§ 2. üeber die Abgrenzung der Hebammenbezirke sowie über die den 
Bezirkshebammen anzuweisenden Wohnorte beschließt der Kreisausschuß. 

§ 8. Für jeden Bezirk wird eine Bezirkshebamme angestellt. Die An- 
stellung erfolgt mittels eines die Bechte und Pflichten der Bezirkshebamme 
festsetzenden Vertrages durch den Kreisausschuß nach Anhörung des Kreisarztes. 

§ 4. Der Bezirkshebamme ist im Anstellungsvertrag die Pflicht auf- 
zuerlegen, ihren Beruf den bestehenden staatlichen Vorschriften, den Bestim- 
mungen dieses Statuts und den Vertragsbedingungen gemäß treu auszuüben, 

§ 5. Die Bezirkshebammen sind verpflichtet: 
1. ein Bechnungsbueh zu führen, aus dem die aus dem Beruf erwachsenen 

Ausgaben und Einnahmen ersehen weiden können und das im Januar 
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jeden Jahres dem Erebansschaß durch Vermittlung des Kreisarztes 
Yorznlegen ist; 

2. nach jeder Enthindung bezw. jedem Wochenbett den Zahlungspflichtigen 
eine schriftliche Rechnung zu übermitteln, bei der nicht unter die Sätze 
der Gebührenordnung vom gegangen werden darf ; 

3. endlich bei der Aufsicht über die Pflege und Ernährung der Neugeborenen 
und bei den Maßnahmen zur Verminderung der Säuglingssterblichkeit 
nach den Bestimmungen des Ereisausschusses unter Anleitung des 
Ereisarztes mitzuwirken. 

§ 6. Jede Bezirkshebamme hat sich der angeordneten Nachprüfung 
durch den Ereisarzt zu unterziehen und an dem ihr aufgegebenen Wieder- 
holungslehrgang teilzunehmen. Außerdem hat die Bezirkshebamme die Pflicht, 
außerordentliche Beyisionen des Ereisarztes in ihrer Wohnung oder in ihrer 
Praxis durch Willigkeit und Gehorsam möglichst zu erleichtern. 

§ 7. Der Ereis gewährleistet den Bezirkhebammen ein jährliches Dienst- 
einkommen Yon .... M. in folgender Weise: 

Alljährlich stellt der Ereisausschuß auf Grund des eingereichten Bech- 
nungsbuches (Tgl. § 5 Nr. 1) fest, wieviel Entbindungen jede Bezirkshebamme 
im Vorjahre gehabt hat. Für jede Entbindung wird ihr eine Pauscheinnahme 
yon .... M. angerechnet. Dieser Betrag wird mit der Anzahl der Ent- 
bindungen multipl&iert. Ist der sich so ergebende Betrag geringer als das 
gewährleistete Diensteinkommeo, so wird der Bezirkshebamme die Differenz 
aus der Ereiskommunalkasse bis spätestens zum 81. März gezahlt. 

§ 8. Für die Teilnahme an den Nachprüfungen und Wiederholnngs- 
lehrgängen gewährt der Ereis an Tagegeldern . . . . M, pro Tag und an 
Reisekosten .... Pf . für das angefangene Eilometer. 

§ 9. Bezirkshebammen, die zufolge yon Alter oder Erankheit dauernd 
nicht mehr fähig sind, den Hebammenberuf yorschriftsmäßig auszuüben, wird 
yom Ereisausschuß auf Antrag des Ereisarztes der Anstälungsyertrag mit 
dreimonatlicher Frist aufgekündigt. Ihre Altersyersorgung beträgt jährlich 
. . . . M. und wird in yiertelj ährlichen Teilbeträgen im Voraus gezahlt. Die 
Zahlung der Altersversorgung wird jedoch davon abhängig gemacht, daß die 
Bezirkshebamme vorher ihr Prüfungszeugnis dem Vorsitzenden des Ereisaus- 
schusses durch Vermittelung des Ereisarztes zurüdcreicht und sich der ferneren 
Ausübung der Geburtshilfe mit Ausnahme von Notfällen enthält. 

§ 10. Die zur ordnungsmäßigen Ausübung des Hebammenberufs not- 
wendigen Instrumente, Gerätschaften und Bücher liefert der Ereis den Bezirks- 
hebammen unentgeltlich, desgleichen die Desinfektionsmittel für Armen- 
entbindungen. 

§ 11. Bezirkshebammen, die sich Verstöße gegen die vertragsmäßigen 
Verpflichtungen insbesondere gegen den § 5 des Statuts, andere Pflichtvergessen- 
heiten oder ungebührliches Betragen zu Schulden kommen lassen, können 
durch den Ereisausschuß nach Anhörung des Ereisarztes durch Verweise 
oder durch Abzüge des Ereiszuschusses bis zur Höhe von . . . . M. bestraft 
werden, unbeschadet der durch Polizeiverordnungen festgesteUten Strafe. Bei 
wiederholter Bestrafung kann der Ereisausschuß den Vertrag sofort kündigen. 
In diesem Falle fällt der Anspruch auf Altersversorgung fort. 

§ 12. Bezirkshebammen, die sich durch Tüchtigkeit besonders aus- 
zeichnen, können ohne Rücksicht auf ihr Einkommen oder Alter durch Beschluß 
des Ereisausschusses eine Weihnachtsgratiflkation bis zu ... . M. erhalten. 

§ 18. Die Mittel zur Bestreitung der durch die Bestimmungen dieses 
Statuts entstehenden Eosten werden alljährlich in den Ereishanshaltsvoranschlsg 
eingesetzt. 



Verantwortl. Redakteur: Dr.Rapmund, Reg.- n. Geh. Med.-Rat in Minden i. W 
J. a 0. Bnat, HttiogL WktihM, o. F. Seh.-L. Hoflmolbdnickir«! Ir Müidm. 
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Beilage zur Zeitschrift für Medizinal -Beamte. 

Nr. 23. 5. Dezember. 1908. 

Rechtsprechung. 

Der gleichzeitige Bezug Ton Krankengeld nnd Inyalidenrente 
ist znlässig 0- Entscheidang des Bayer. Verwaltungsgerichts- 
hofs Yom 9. Dezember 1907. 



Die Zagehörigkeit zum Leipziger Yerbande begründet nicht eine 
Befangenheit der Mitglieder des Ehrengerichts. Beschluß des preu- 
ßischen ärztlichen Ehrengerichtshofes vom 9. Dezember 1907. 



Beleidigung der ärztlichen Ehrengerichte. Urteil des preußi- 
schen ärztlichen Ehrengerichtshofs vom 18. April 1908. 

Es handelt sich bei dem Verhalten des Angeschuldigten nicht etwa 
nur um eine unschickliche Außerachtlassung der im Verkehr unter gebildeten 
Männern üblichen Formen, sondern Form wie Inhalt der an den derzeitigen 
Vorsitzenden des Berliner Ehrengerichts gerichteten Schreiben lassen — auch 
ganz abgesehen yon dem Nichtgebrauch des Wortes «Herr'* — erkennen, daß 
es dem Angeschuldigten daran gelegen war, dem Ehrengerichte seine Nicht- 
achtung in möglichst grober Form zu bezeugen. Mit Blicksicht auf die klar- 
liegende Absicht des Angeschuldigten, das ärztliche Ehrengericht und die in 
ihm tätigen Kollegen zu beleidigen und in ihrem Ansehen herabzusetzen, ist 
eine empfindliche Strafe gegen ihn angebracht. Seine Behauptung, er sei 
durch das Verhalten des Ehrengerichts gereizt, bedarf keiner weiteren Prtkfung, 
da sein Verhalten unter allen umständen die ärztlichen Standespflichten yer- 
letzt. Eine Strafmilderung erschien nicht angezeigt. 



Die Bezeichnung ^^Spezlalarzt^^ seitens eines Arztes, der neben seinem 
Spezialfache auch allgemeine Praxis treibt, Terstösst an sich nicht geegn 
die Pflichten des ärzlichen Standes. Beschluß des preußischen ärzt- 
lichen Ehrengerichtshofes yom 9. Dezember 1907. 

Das yon mehreren Aerztekammern erlassene Verbot, neben spezialärztlicher 
allgemeine Praxis zu treiben, entbehrt gleich den sonstigen Bestimmungen der 
„Standesordnung** nicht nur gegenüber den Aerzten des Kammerbezirks, sondern 
auch gegenüber den Ehrengeriditen, welche nach § 37 Abs. 2 des Ehrengerichts- 
gesetzes nach ihrer freien üeberzeugung urteilen, der yerbindlichen 
Kraft. Mit der bloßen Behauptung, daß ein Arzt, welcher neben seinem 
Spezialfache auch noch allgemeine Praxis treibe, gegen „anerkannte Grund- 
sätze des ärztlichen Standes^ yerstoße, kann die ehrengerichtliche Bestrafung 
eines Arztes nicht ausreichend begründet werden ; es hätte der näheren Prüfung 
und Feststellung bedurft, daß und aus welchen Gründen das Verhalten an 
sich geeen die Pflichten des ärztlichen Standes yerstoße und eine ehren- 
gerichtlidbe Ahndung yerdiene. Auch wäre zu erwägen gewesen, ob die 
Vorschrift des § 29 der Beichsgewerbe - Ordnung, welche an sich dem Arzte 
das Becht gibt, alle Gebiete der Heilkunde auszuüben, nicht ein rechtliches 
Hindernis abgeben würde, aus angeblichen Gründen der Standesehre einem 
Arzte durch Ausschaltung der hauptsächlichsten Teile der ärztlichen Berufs- 
tätigkeit eine so weit gehende Beschränkung der ärztlichen Tätigkeit auf- 
zuerlegen. Nach allem £esen fehlt es für eine ehrengerichtliche Bestrafung 
des Angeschuldigten an einer ausreichenden tatsächUchen wie rechtlichen 
Grundlage, weshalb auf Freispruch erkannt werden mußte. 

^) In Beilage zu Nr. 21 dieser Zeitschrift, S. 194 ist irrtümlich „unzu- 
lässig^ statt „zulässig^ gedruckt. ^ 
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Yerkauf der ärstlichen Praxis ist standesiin^firdig. Urteil des 
preußischen ärztlichen Ehrengerichtshofes vom 27. Sep- 
tember 1907. 

Die Berufung war als unbegründet zurückzuweisen. Nach dem bei den 
eingezogenen Zivilakten G. c/a W. — Landgericht St. 36313 — befindlichen 
Vertrag vom 18. Januar 1904, waren für üebernahme der Wohnung auf 
2 Jahre 2000 Mark, darüber hinaus 1000 Mark zu zahlen. Landgericht und 
Oberlandgericht St. haben durch Urteil vom 29. September 1905 und 18. Dezember 
1905 den Vertrag als Kaufvertrag über eine ärztliche Praxis für nichtig 
erklärt. Sie haben sich damit der ständigen Bechtsprechung des ärztlichen 
Ehrengerichtshofes angeschlossen, welcher wiederholt festgestellt hat, daß ein 
Arzt, welcher die auf dem Vertrauen der Patienten beruhende Praxis einer 
Ware gleich durch Vertrag zu veräußern oder käuflich zu erwerben versucht, 
gegen die Gebote der ärztlichen Standesehre sich verfehlt (Urteil vom 18. Oktober 
1908 und 12. Januar 1904). 



Eindrängen in die Praxis eines anderen Arztes. Pflicht der Be- 
nachrichtigung des erstbefaandelnden Arztes. Urteil des preußischen 
ärztlichen Ehrengerichtshofes vom 9. Dezember 1907. 

Nach dem Ergebnisse der Verhandlungen erster Instanz, insbesondere 
auf Grund der Aussage der Zeugin M. steht fest, daß die Frau M. dem An* 
geschuldigten den Auftrag erteilt hat, die sanitären Verhältnisse auf ihrem 
Gute zu prüfen und ihre an Typhus erkrankten Leute zu behandeln, und daß 
die Frau M. dabei dem Angeschuldigten wiederholt versichert hat, daß die 
Leute damit einverstanden seien. Es kann hiernach von einem Eindrängen 
des Angeschuldigten in die Praxis des Dr. F. nicht die Bede sein. Indessen 
auch nach Feststellung dieser den Angeschuldigten entlastenden Umstände 
war der Angeschuldigte nach Auffassung des Ehrengerichtshofs verpflichtet, 
den Dr. F. zu benachrichtigen. Diese BenachrichtJgungspfiicht wird dadurch, 
daß der Angeschuldigte den genannten Auftrag erhalten hatte, nicht beseitigt. 
Der Ehrengerichtshof hat aber auf Grund der glaubhaften Angaben des An- 
geschuldigten und der beeidigten Aussage seiner Ehefrau angenommen, daß 
der Angeschuldigte das Benachrichtigungsschreiben abgesetzt und seiner Frau 
den Auftrag gegeben hatte, dasselbe an Dr. F. zu befördern. Wenn die 
Ehefrau des Angeschuldigten die rechtzeitige Absendung des Schreibens 
unterlassen hat, so ist der Angeschuldigte hierfür nicht verantwortlich zu 
machen. 

Der Ehrengerichtshof hat daher zur ehrengerichtlichen Verurteilung 
des Angeschuldigten keinen Anlaß finden können und hat ihn unter Aufhebung 
des ersten Urleils kostenlos (§ 46 des Gesetzes vom 25. November 1899) 
freigesprochen. 

Ansfltellniig ärztiieher Atteste zu Beklamezweeken ist standesunwflrdig. 

Urteil des preußischen ärztlichen Ehrengerichtshofes yom 
9. Dezember 1907. 

Die Berufung ist in der Hauptsache als unbegründet zurückgewiesen. 
Auf Grund der eigenen Angaben des Angeschuldigten in Verbindung mit der 
eidlichen Aussage des Zeugen Str. steht fest, daß des Angeschuldigte dem Str. 
gegen ein Entgelt für 100 Mark das Attest ausfertigte, welches Str. in der 
vom Ehrengericht festgestellten Art verbreitete. Daß Str. dieses Attest nur 
zu Beklamezweeken gebrauchen wollte, mußte der Angeschuldigte sich ohne 
weiteres sagen. Auch die Notlage, in der Angeschuldigter sich befunden haben 
will, vermag nicht zu entschulfigen, daß er den Mißbrauch seines ärztlichen 
Namens zu derartigen Zwecken ermöglicht und geduldet hat. 



Die Aberkennung des Wahlreehts und der Wahlfihigkeit lu den 
vom Vereine zu bewirkenden Wahlen ist die schwerste ehrengerichtliche 
Strafe fflr einen Arzt. Urteil des Königl. Sächsischen Ehren- 
gerichtshofes vom 26; September 1908. 

Der Ehrengerichtshof hat geglaubt, daß von Verhängung einer Ehren- 
strafe im vorliegenden Felle abzusehen sei, da nur eine Nachlässidceit, nicht 
eine Böswilligkeit oder sonstige unlautere Gesinnung yorliegt Der Ehren- 
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gerlchtshof geht dayon ans, daß die Abeikennaag der ärztlichen Ehrenrechte 
die schlimmste Strafe ist, die einen Arzt treffen kann, nnd daß von ihr nnr 
dann Gebrauch zu machen sei, wenn eine unehrenhafte Gesinnung oder ein 
anlaatcrer Lebenswandel des Beschuldigten festgestellt ist. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Deatsolies Reiob«. 

Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten im Post- nnd Tele- 
graphenrerkehr. Anweisung des Staatssekretärs des Bcichs- 
Postamts Yom 19. Oktober 1908. 

§ 1 interessiert hier nicht. 

§ 2. Allgemeine Verpflichtung der Organe der Beichs-Post- 
und Telegraphenyerwaltung. 

1. Beim Auftreten einer gemeingefährlichen Krankheit sowie auch bereits 
im Falle der Krankheitsgefahr sind die Postbehörden und die Verkehrsan- 
stalten sowie die Angehörigen der Beichs-Post- und Telegraphenyerwaltung 
yerpflichtet, alle behördlichen Vorschriften und Anordnungen 
sowie die Anforderungen der beamteten Aerzte oder der an ihrer 
Stelle zugezogenen Aerzte (Beichs - Seuchengesetz § 86 Abs. 2) aufs genaueste 
zu befolgen und den Polizeibehörden sowie den Aerztcn auch ohne besondere 
Aufforderung die zur Bekämpfung der Krankheiten dienlichen Mitteilungen 
zu machen. 

Namentlich muß von jeder Erkrankung und Jedem Todesfall an einer 
solchen Krankheit sowie von dem Auftreten des Verdachts einer solchen 
Krankheit unyerzttglich der zuständigen Polizeibehörde Mitteilung gemacht 
werden. 

Von jedem in ihrem Haushalte vorgekommenen solchen Falle haben die 
Beamten unyerzüglich auch ihrer vorgesetzten Behörde Meldung zu 
erstatten. 

2. Soweit Abdrücke der ergangenen reichsrechtlichen und landes- 
rechtlichen Vorschriften im Buchhandel erschienen oder sonst erhältlich sind, 
empfiehlt es sich, daß die Ober - Postdirekiionen deren Lieferung f ttr die Ver- 
kehrsanstalten an den von der Krankheitsgefahr betroffenen Orten — wenig- 
stens für die Verkehrsämter — veranlassen. 

3. Sofern bei drohender Krankheitsgefahr seitens der Landesbehörden 
eine gemeinverständliche Belehrung über das Wesen, die Verhütung 
und Bekämpfung der Krankheit unter der Bevölkerung zur Verteilung gebracht 
wird, ist dafar zu sorgen, daß diese Belehrung den Verkehrsanstalten sowie 
den Beamten der Beichs-Post- und Telegraphenverwaltung zugänglich gemacht 
wird. Die erforderlichen Exemplare sind entweder von den Landesbehörden 
oder vom Kaiserlichen Gesundheitsamt in Berlin zu beziehen. 

§ 3. Ausschluß kranker oder krankheitsverdächtiger 
Personen von der Beförderung mit den Posten. 

1. An Aussatz, Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest oder Pocken er- 
krankte oder einer dieser Krankheiten verdächtige Personen sind von der 
Beise mit den ordentlichen Posten ausgeschlossen (Ausführungsbestim- 
muQgen zu § 52 der Postordnung). Dasselbe gilt bei den postseitig benutzten 
Privat-Personenfuhrwerken. 

2. Kommen solche Erkrankungen der Postreisenden während 
der Fahrt vor, so ist am nächsten Kursorte der Ortspolizeibehörde hiervon 
unverzüglich Anzeige zu erstatten. Diese Behörde wird die gebotenen An- 
ordnungen treffen. 

3. Der Führer oder Begleiter des Wagens hat von dem Vorkommnis 
der nächsten Postanstalt Meldung zu machen, von der, falls der Seuchen- 
verdacht sich bestätigt, das Erforderliche wegen Desinfektion des Wagens im 
Benehmen mit der Ortspolizeibehörde zu veranlassen ist. 

4. Von jedem amtlich festgestellten Falle der Erkrankung eines Post- 
reisenden an einer der unter 1 genannten Seuchen hat die beteiligte Postanstalt 
der vorgesetzten Ober -Postdirektion, tunlichst unter Bezeichnung des Er- 
krankten nach Namen, Stand usw. sowie unter Angabe des Beise - Ausgangs- 
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pnnktes und -Zieles sowie der behördlicherseits getroffenen Maßnahmen, nn- 
Terzttglich Anzeige zu erstatten. 

§4. Maßnanmen zum Schutze des Post- undTelegiaphen- 
personals. 

1. In Zeiten der Choleragefahr ist den Gebäuden der Beichs- 
Post- und Telegraphenyerwaltung und ihrer Beinhaltung erhöhte Auf- 
merksamkeit zuzuwenden. Fflr die Beschaffung yon reinem Trink- und Qe- 
brauchswasser, für die rasche und tunlichst unterirdische Abführung yon 
Schmutzwässem aus der Nähe der Häuser, für die regelmäßige Beseitigung 
des Hausmttlls sowie für die Beinhaltung aer Abtritte und Pissoire muß be- 
sonders Sorge getragen werden. Wo eine einwandfreie Wasseryersorgung 
nicht yorhanden ist, haben die Verkehrsanstalten für Bereithaltung genügender 
Mengen abgekochten Wassers in den Diensträumen usw. zu sorgen. 

Die Entleerung yon Abtrittsgrnben ist bei Choleragefahr mit besonderer 
Vorsicht auszuführen, um namentlich Verschleppungen des Qrubeninhalts zu 
yermeiden. Höfe, Stallungen, Dungstätten und angrenzendes Gartenland sind 
yon der Beschmutzuns durch menschliche Ausleerungen frei zu halten. 

2. In Zeiten der Pestgefahr ist besondere Aufmerksamkeit der 
Vertilgung yon Batten, Mäusen und sonstigem Ungeziefer zuzuwenden. Sobald 
auf einem Post -Telegraphen- oder Femsprech - Grundstück unter den Batten 
und Mäusen (insbesondere in Stallungen, Futtermittellagem u. dgl.) ein auf- 
fälliges Sterben aus unbekannter Ursache beobachtet wird, ist der zuständige 
beamtete Arzt sofort zu benachrichtigen, der eine bakteriologische Unter- 
suchung der Eadayer yeranlassen wird. 

3. In den Post-, Telegraphen- und Fernsprech - Betriebsräumen, Bahn- 
postwagen usw. sind ausreichende Waschgelegenheiten zum Gebrauche 
für das Personal bereit zu halten. Namentlich ist das Bestellpersonal zu 
gründlichen Waschungen der Hände yor und besonders nach jedem Bestell- 
gange anzuhalten. 

L Die durch diese Maßnahmen entstehenden Kosten werden aus der 
Postkasse bestritten und sind yon denjenigen Verkehrsanstalten, die kein 
Ausgabebuch über Amtskosten führen, monatlich in Forderung nachzuweisen. 

§ 5. Verfahren bei Erkrankung, Erankheits- oder 
Ansteckungsyerdacht yon Beamten usw. 

1. Die Fostbehörde muß bei allen in ihrem Dienstbereiche yorkom- 
menden Erkrankungen und Todesfällen an einer gemeingefährlichen Krankheit 
sowie bei dem Auftreten des Verdachts einer soldien Krankheit alsbald nach 
erlangter Kenntnis hieryon den für den Aufenthaltsort des Erkrankten oder 
den Sterbeort zuständigen beamteten Arzt benachrichtigen. Dieser hat 
alsdann unyerzüglich an Ort und Stelle Ermittelungen über die Art, den 
Stand und die Ursache der Krankheit yorzunehmen und der Postbehörde eine 
Erklärung darüber abzugeben, ob der Ausbruch der Krankheit festgestellt 
oder der Verdacht des Ausbruchs begründet ist. 

2. Beamte der Beichs-Post- und Telegraphenyerwaltung, die yon 
einer gemeingefährlichen Krankheit befidlen werden, sind alsbald yon ihren 
Dienstgeschäften zu entbinden und nach Anordnung des beamteten Arztes ohne 
Verzug abzusondern. Befindet sich die Wohnung des Kranken in einem Ge- 
bäude, das für den Post-, Telegraphen- oder Fernsprechyerkehr benutzt^wird, 
so ist der Erkrankte behufs Absonderung tunlichst in ein Krankenhaus über- 
zuführen. 

8. Bei allen yerdächtigen Erkranlcungen ist, solange nicht der Verdacht 
sich als unbegründet erwiesen hat, so zu yerfahren, als ob es sich um fest- 
gestellte Krankheitsfälle handelt Als krankheitsyerdächtig sind solche 
Personen zu betrachten, welche unter Erscheinungen erkrankt sind, die den 
Ausbruch einer gemeingefährlichen Krankheit befürchten lassen. 

4. Als ansteckungsyerdächtig gelten solche Personen, die mit 
einer an einer gemeingefährlichen Krankheit erkrankten oder gestorbenen 
Person in Berührung g&ommen sind, aber noch keine yerdächtige Krankheits- 
erscheinungen zeigen. Welche Personen im Einzelfall als ansteckungsyerdächtig 
anzusehen und danach einer Absonderung oder Beobachtung zu unterwerfen 
sind, bestimmt der beamtete Arzt. 

Zu Beschäftigungen außerhalb ihres Wohnsitzes dürfen anstecknngs- 
yerdäohtige Beamte nicht yerwandtlwerden. ^^ GoOqIc 
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5. Die Schntzpockenimpfnng ist das wirksamste Mittel zur Be- 
kämpf lug der Pocken. Es ist darauf hinzuwirken, daß in den yon den 
Pocken bedrohten Ortschaften alle Beamte, sofern sie nicht die Pocken über- 
standen haben oder dnrch Impfung hinreichend geschützt sind, sich impfen 
lassen. Auch sind die Beamten aufzufordern, ihre noch ansteckungsfähigen 
Angehörigen schleunigst impfen zu lassen. 

6. Gesunde Beamte, in deren Behausung eine gemeingefährliche 
Krankheit aufgetreten ist, müssen, soweit und solange nach dem Gutachten 
des beamteten Arztes eine Weiteryerbreitung der Krankheit aus dieser Be- 
hausung durch sie zu befürchten ist, yon dem Verkehr mit anderen Personen 
femgehalten werden. 

7. Von jedem amtlich festgestellten Falle der Erkrankung eines Be- 
amten oder einer zu dessen Haushalt gehörigen Person ist der yorgesetzten 
Ober -Postdirektion ungesäumt Anzeige zu erstatten. Dabei ist anzugeben, 
welche Schutzmaßregebi, bei Erkrankungen in dem Haushalte des Beamten 
auch im Hinblick auf den für diesen yorliegendon Ansteckungsyerdacht, be- 
hördlicherseits angeordnet worden sind. 

8. Ansteckungsyerdächtige Beamte, bei denen der beamtete 
Arzt die Absonderung für erforderlich hält, sind solange als nötig zu beurlauben. 

§ 6. Desinfektionen. 

1. Die in betreff der Desinfektionen geltenden Bestimmungen sind 
in der Anlage 8^) zusammengestellt. 

2. Die Ausführung der Desinfektion wird yon der Polizei- 
behörde yeranlaßt, der yon dem Postpersonal tunlichst Hilfe zu leisten ist. 

8. Ist die Desinfektion nicht ausführbar oder im Verhältnisse zum 
Werte der Gegenstände zu kostspielig, so kann die Vernichtung angeordnet 
werden. 

4. Postsendungen werden im allgemeinen nicht desinfiziert. 

§ 7. Maßnahmen gegenüber dem Auslande. 

1. Der Einlaß der aus dem Auslande kommenden Postfahrzeuge darf, 
sofern nicht der Bundesrat gemäß § 24, 1 des Reichs - Seuchengesetzes Vor- 
schriften über anderweitige Maßnahmen beschließt, weder yerboten noch be- 
schränkt werden. 

2. Hinsichtlich der C h o 1 e r a und der P e s t gilt die am 8. Dezember 1908 
zu Paris abgeschlossene internationale Sanitätsübereinkunft. Für den Post- 
yerkehr kommen inbesondere folgende Festsetzungen dieser üebereinkunft in 
Betracht: 

Art. 42. ^Die zur Beförderung der Beisenden, der Post und des Beise- 
gepäcks dienenden Wagen können an der Grenze nicht zurückgehalten werden. 

Wenn ein solcher Wagen yerseucht oder yon einem Pest- oder Cholera- 
kranken benutzt worden ist, wird er zur möglichst schleunigen Desinfektion 
yom Zuge abgehängt. 

Ebenso ist mit den Güterwagen zu yerfahren.'^ 

Art. 48. ^Die bezüglich des Grenzüberganges für das Eisenbahn- 
und Postpersonal zu treffenden Maßregeln sind Sache der beteiligten 
Verwaltungen. Sie werden so gefaßt, daß sie den regelmäßigen Dienst nicht 
stören."" 

§ 8. Postyersendungsyerkehr. 

1. Eine Beschränkung des Postbriefyerkehrs findet nicht statt. 
Die Behandlung der Postpakete und des Beisegepäcks unterliegt den 
beim Auftreten der Cholera, des Fleckfiebers, der Pest oder der Pocken erge- 
henden Ausfahr- und Einfuhryerboten. 

2. In betreff der Ausfuhr hat der Bundesrat folgendes bestimmt: 
Die Polizeibehörden der yon einer gemeingefährlichen Krankheit ergriffenen 

Ortschaften haben dafür zu sorgen, daß Gegenstände, yon denen nach dem 
Gatachten des beamteten Arztes anzunehmen ist, daß sie mit dem Ansteckungs- 
stoffe behaftet sind, yor wirksamer Desinfektion nicht in den Verkehr gelangen. 
Insbesondere ist für Ortschaften oder Bezirke, in welchen Erkrankungen ge- 
häuft auftreten, die Ausfuhr yon gebrauchter Leibwäsche, alten und getragenen 



') Entspricht der in der Beilage zu Nr. 20 der Zeitschrift, 1906, S. 199 
u. folg. abgedruckten Desinfektionsanwelsong. 
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Eleidangsstttcken, gebrauchtem Bettzeug eiDschließlich Bettfedero, gebrancbten 
Boßhaaren, Hadern and Lampen aller Art and altei\ Papierabfällen za yerbieten. 

3. Einfahr yerbote gegen inländische, von einer der gemeingefährlichen 
Krankheiten befallene Ortsche^ten oder Bezirke sind nicht zulässig. Das Ver- 
bot der Einfahr bestimmter Waren and anderer Gegenstände aas dem Aaslande 
richtet sich ausschließlich nach don Vorschriften, welche gegebenenfalls gemäß 
§ 25 des Beichs-Seuchengesetzes in Vollzug gesetzt werden. Nach der Pariser 
internationalen Sanitätstibereinkunft Yom 3. Dezember 1903 können bei Cholera 
und Pest die nachbezeichneten V7area und Gegenstände ausgeschlossen werden, 
unabhängig von jeder Feststellung, ob sie yerseucht oder nicht verseucht sind: 

a) Leibwäsche, alte und getragene Kleider (Bekleidungs- 
gegenstände des täglichen Gebrauchs), gebrauchtes Bettzeug. 

Werden diese Gegenstände als Beisegepäck oder infolge eines Wohnungs- 
wechsels (als ümzugsgut) befördert, so können sie nicht zurückgewiesen werden, 
sie unterliegen aber einer Desinfektion, wenn sie nach dem Gutachten des 
beamteten Arztes als mit dem Ansteckungsstoffe behaftet anzusehen sind. 

Die von Soldaten und Matrosen hmterlassenen Pakete, die nach deren 
Tod in ihre Heimat zurücksandt werden, werden den unter a) im ersten Ab- 
satz aufgeführten Gegenständen gleichgestellt. 

b) Hadern und Lumpen, ausgenommen sind jedoch, wenn es sich 
um Cholera handelt, zusammengepreßte Lumpen, die in umschnürten Ballen im 
Großhandel versandt werden. 

Es dürfen nicht verboten werden neue Abfälle, die unmittelbar aus 
Spinnereien, Webereien, Konfektions- und Bleichanstalten kommen, Kunstwolle 
(Shoddy) und neue Papierschnitzel. 

4. Die Verpflichtung der Postanstalten in bezug auf Be- 
achtung der Ausfuhr- oder Einfuhrverbote bezieht sich auf diejenigen Sendungen, 
deren Inhalt ohne weiteres erkennbar ist. Sendungen, die danach von der 
Ausfuhr oder Einfahr ausgeschlossene Gegenstände enthalten, dürfen zur Be- 
förderung nicht angenommen werden ; werden solche Sendungen gleichwohl im 
Postbetriebe bemerkt, so sind sie wohlverpackt nach dem Aufgabeorte zur 
Wiederaushändigung an die Absender zurückzuleiten. 

5. Zum Verpacken von Cholera- oder Pest-Üntersuchungs- 
materialien dürfen bei der Versendung durch die Post von den Absendnngs- 
stellen nach den hierfür geltenden Bestimmungen nur feste Kisten — keine 
Zigarrenkisten, Pappschachteln uud dergleichen — benutzt werden. Deck- 
gläscheu werden in Fließpapier eingeschlagen und mit Watte in einem leeren 
Deckglasschächtelchen fest verpackt. Die Gläser und Schächtelchen sind in 
den Kisten mittels Holzin^olle, Heu, Stroh, Watte und dergleichen so zu ver- 
packen, daß sie unbeweglich liegen und nicht aneinander stoßen. Die Sendung 
muß mit starkem Bindfaden umschnürt, versiegelt und mit der deutlich ge- 
schriebenen Adresse der üntersuchungsstelle sowie mit dem Vermerke „Vorsichf* 
versehen werden. Sie ist als „dringendes Paket** aufzugeben. 

Die Versendung von lebenden Kulturen der Cholera- und der 
Pesterreger erfolgt in z ageschmolzenen Glasröhren, die, umgeben von einer 
weichen Hülle (Filtrierpapier und Watte oder Holzwolle), in einem durch 
übergreifenden Deckel gut verschlossenen Blechgefäße stehen ; das letztere ist 
seinerseits noch in einer Kiste mit Holzwolle, Heu, Stroh oder Watte zu ver- 
packen. Im übrigen sind die für die Verpackung und Versendung der Unter- 
suchungsmaterialien gegebenen Vorschriften zu befolgen. 

6. Von der Art der Versendung infektiösen Materials bei anderen ge- 
meingefährlichen Krankheiten sind die Postanstalten durch die Ober -Post- 
direktionen besonders in Kenntnis gesetzt worden. 

§ 9. Post- und Telegraphen-Betriebsdienst. 

1. Bei den Verkehrsanst alten in Orten, in denen Erkrankungen vor- 
gekommen oder die von einer der Krankheiten bedroht sind, haben die Ober- 
Postdirektioncn, sofern dies nach Ansicht der Orts-, Kreis- usw. Behörden 
geboten erscheint, eine erweiterte Dienstbereitschaft für Postsen- 
dungen und Telegramme der mit Bekämpfung der Krankheit betrauten Be« 
hör den, Beamten und Aerzte anzuordnen. 

üeberhaupt haben die Vcrkehrsanstalten den Absendern und Empfängern 
der durch die behördlichen Maßnahmen veranlaßtcn Postsendungen und Tele- 
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fi^ramme das größte Entgegenkommen za betätigen nnd sich insbesondere 
die anyerzögerte und nnaufgehaltene Beförderung dieser Gegenstände angelegen 
sein zu lassen. 

2. Die Bestellung von Postsendungen und Telegrammen 
nach Wohnungen oder Häusern, die von den Behörden als yerseucht gemacht 
sind (Beichs - Seuchengesetetz § 14 Abs. 4), hat zwar nicht zu unterbleiben, 
jedoch dürfen die Post- und Telegraphenbeamte solche Wohnungen oder Hänser 
nicht betreten; hiervon sind die Bewohner mit der Aufforderung in Kenntnis 
zu setzen, darür Sorge zu tragen, daß die Zostellung auf andere geeignete 
Weise bewirkt werden kann. 

§ 10. Besondere Bestimmungen für Bahnposten und 
Posten auf gewöhnlicher Straße beim Auftreten der Cholera, 
des Fleckfiebers, der Pest oder der Pocken. 

1. Welche Maßnahmen beim Auftreten einer dieser Krankheiten für den 
Eisenbahny erkehr yorgesehen sind, ergibt der Auszug aus den yom Bun- 
desrat hierüber getroffenen Bestimmungen. 

2. Die Vorschriften über die Behandlung der Eisenbahn -Personenwagen 
(Anlage 4 unter A) finden sinngemäße Anwendung bei Erkrankungen yon 
Beamten der Bahnposten in den yon ihnen benutzten Gepäck« und Post- 
wagen sowie bei Erkrankungen des Postpersonals und der Postreisenden in 
den Fahrzeugen der Posten auf gewöhnlicher Straße. 

8. Von jeder während der Fahrt yorkommenden auffälligen Erkrankung 
eines Beamten der Bahnpost ist dem Zugführer unyerzüglich Mitteilung 
zu machen. 

§ 11. Ausschluß weitergehender Verkehrsbeschrän- 
kungen und Desinfektionsmaßnahmen. 

1. Verkehrsbeschränkungen und Desinfektionsmaßnahmen, die über die 
yorstehend aufgeführten Maßnahmen hinausgehen, finden auf 
die Postreisenden sowie auf das Post- und Telegraphenpersonal, sqlange der 
Bundesrat bezügliche Vorschriften nicht erläßt (Beichs - Seuchengesetz § 40 
Abs. 2), keine Anwendung. 

2. Es dürfen daher auch Bamte der Beichs -Post- und Telegraphen- 
yerwaltung, die sich aus dienstlicher Veranlassung (Aufsichtsdienst, 
Bahnpostdienst, Beförderungsdienst, Leitungsbau) yorübergehend in einem yon 
Cholera, Fleckfieber, Pest oder Pocken betroffenen Bezirk oder Orte aufgehalten 
haben, bei der Bückkehr nach ihrem Wohnorte nicht als zureisende Personen 
im Sinne des § 13 des Gesetzes und als ansteckungsyerdächtig angesehen werden. 

Falls die höhere Verwaltungsbehörde aber anordnet, daß zureisende Per- 
sonen, welche sich yor ihrer Ankauft in einem yon einer gemeingefährlichen 
Krankheit betroffenen Bezirk oder Orte aufgehalten haben, nach ihrer Ankunft 
der Ortspolizeibehörde zu melden und einer Beobachtung zu unterwerfen sind, 
haben die Verkehrsanstalten Vorsorge zu treffen, daß Qire Beamten der nach 
den Verhältnissen gebotenen ärztlichen üeberwachung unterstehen. 

§ 12. Meldungen an die oberste Postbehörde. 

1. Jede Erkrankung und jeder Todesfall eines Beamten oder eines Post- 
reisenden an einer gemeingefährlichen Krankheit ist yon den Ober -Postdirek- 
tionen dem Beichs-Postamt unyerzüglich zu melden. 

2. Femer haben diejenigen Ober -Postdirektionen, in deren Bezirken 
eine gemeingefährliche Krankheit gehäuft auftritt, dem Beichs -Postamte, sofern 
nicht anders bestimmt wird, wöchentlich zweimal über den Stand der Seuche 
und deren Einwirkung auf den Post-, Telegraphen- und Femsprechbetrieb sowie 
über die postseitig getroffenen Maßnahmen Bericht zu erstatten. 



B* Könifl^ireioli Px-ensflien. 

Grundsätze für die ärztliche Leitung der Krankenanstalten. Erlaß 
des Minister der usw. Medizinalangelegenheiten yom 12. Ok- 
tober 1908 an sämtliche Herrn Begierungspräsidenten. 

1. In jeder Krankenanstalt muß eine yerantwortliche ärztliche Leitung 
für den allgemeinen Krankendienst und für die gesundheitlichen Maßnahmen 
yorhanden sein. Dem damit beauftragten Arzte ist innerhalb der Verwaltung 
die nöüge Selbständigkeit zu gewähren. ^.^.^.^^^ by GoOglc 
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2. la allen größeren öffentlichen Krankenanstalten muß ein Arzt an 
leitender Stelle auch filr die Krankenbehandlong stehen, oder je ein Arzt an 
die Spitze der einzelnen Abteiinngen gestellt werden. Die Znziehong yon 
Spezifdärzten wird hierdnrch nicht berührt. 

8. In kleineren öffentlichen Anstalten, besonders in kleineren Orten, femer 
in PriYatkliniken, Sanatorien und sonstigen Fri^atanstalten kann die Zolassnng 
mehrerer oder aller Aerzte zni Behandlang der von ihnen eingelieferten Kranken 
oder zur gegenseitigen Unterstützung gestattet werden, yoransgesetzt, daß ein 
Arzt für die Hygiene des Haases, Ausbildung und üeberwachung des Pflege- 
personids und für die sonstigen den allgemeinen Krankendienst betreffenden 
Maßnahmen allein yerantwortlich und zuständig ist. 

4. Unter öffentlichen Krankenanstalten im Sinne dieser Grundsätze sind 
diejenigen Anstalten zu yerstehen, die ohne Konzession (ygL § 80 Gewerbe- 
ordnung) betrieben werden. 

Die Unterscheidung zwischen größeren und kleineren Krankenanstalten 
wird sich in der Kegel nach der Bettenzahl insofern bestimmen lassen, als alle 
Krankenanstalten über 30 Betton zu den größeren im Sinne dieser Vorschriften 
zu rechnen sind. Indessen sind dabei auch die sonstigen in Betracht kommenden 
örtlichen Verhältnisse zu würdigen, so daß es unter Umständen auch zulässig 
erscheint, einem öffentlichen Kruikenhause über 30 Betten die Möglichkeit der 
Zulassung mehrerer Aerzte zur Behandlung zuzugestehen, jedoch nicht einem 
solchen über 50 Betten. Auf der anderen Seite wird einem öffentlichen Kranken- 
hause mit weniger als 80 Betten ausnahmsweise die Bestellung einer ärztlichen 
Leitung auch für die Krankenbehandlunp; auferlegt werden müssen, sofern es 
die Krankenyersorgung erfordert. Es wird sich empfehlen, die Pflichten und 
Bechte des leitenden Arztes in der Form einer Dienstanweisung festzulegen 
und zwar nicht nur für die Fälle, in denen ein Arzt die Leitung der gesamten, 
allgemeinen und speziellen Krankenyersorgung übernehmen, sondern auch für 
die Fälle, in denen nur die hygienische Leitung. sowie die Aufsicht über die 
Ausbildung des Pflegepersonals und über den sonstigen allgemeinen Kranken- 
dienst (cfr. Nr. 1 der Grundsätze) einem Arzte übertragen werden soll, während 
die spezielle Krankenbehandlung dem jedesmal zuständigen behandelnden 
Arzte zu yerbleiben hat 



Ffihrnng eines Verzeichnisses der in Prlyat-Entbindangsanstalten 
anfgenommenen Personen. Polizeiyerordnung des Königlichen 
Polizei-Präsidenten zu Berlin yom 17. Oktober 1908. 

§ 1. Inhaber und Inhaberinnen yon Priyat - Entbindungsanstalten haben 
über die Personen, welche sie zu Entbindungszwecken aufnehmen, ein Ver- 
zeichnis in Buchform nach dem anliegenden Muster unter yollständiger, richtiger 
und deutlicher Ausfüllung aller Spalten zu führen und das Buch jederzeit dem 
zuständigen Kreisarzte sowie jeder anderen yon mir mit der Einsichtnahme 
beauftragten Person auf Verlangen yorzulegen. 

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften des § 1 dieser Polizei- 
yerordnung werden mit Geldstrafe bis zu 80 Mark, an deren Stelle im Un- 
yermögensfalle Haft bis zu 6 Tagen tritt, bestraft. 

§ 8. Vorstehende Polizei - Verordnung tritt sofort in Kraft. 
(Titelblatt.) 

Verzeichnis der in der Priyat -Entbindungsanstalt de . . (Name) 

(Wohnung) aufgenommenen Personen. 
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Das Kind 



starb 
wann? 
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wann? 
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Bemer- 
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Verantw. Bedakteur Prof. Dr. Bapmund, Bog.- u. Geh. Med.-Eat in Minden L W. 

J. 0. 0. Braut, Herxogl. SSeh«. «. F.Seh.-L. Hofbvehdraokerel in lOndeB. pv/^rrTp 
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Rechtsprechung. 

ftebnmeli tob Sehwftmoieii Im Frisier-, Barbier- luid Haarseluieide- 
gewerbe. Orteil des Preußischen Kammergerichts yom 17. Sep- 
tember 1908. (BCitgeteilt darch Ministerialerlaß vom 8. Desember 1906.) 

Die Be^sion ist onbegrttadet Angekla||;te liat in ihrer Barbier- und 
Frisenrstube am 21. Desember 1907 Kunden mit einem Schwamm abwaschen 
lassen and dadurch den § 8 Absats 2 der PolizeiTerordnang des Be- 
giernngspräsidenten sa Mttaster vom 81. Dezember 1906, betreffend die 
Aosttbong des Friseur-, Barbier- und Haarschneidegewerbes (Amtsblatt 1906 
Seite 82) übertreten, wonach der Qebraach yon Schw&mmen untersagt ist. 
Mit Becht hat die Strafkammer die Gültigkeit dieser Vorschrift angenommen. 
Die Sachlage ist liier eine andere wie betreffs der bei Botscheidang der Straf- 
Sache wider Schmalenbach (Orteil Tom 8. Oktober 1906 1. 8. 787 A. K. J. 
88 C 67 ff.) in Betracht gesogenen Vorschrift, wonach das (Besicht nach dem 
Basieren nur mit reinem Wasser und swar entweder mit der Torher su reinigenden 
Hand oder mit einem nur einmal su benutzenden Wattebausche abgewaschen 
werden darf. Diese Vorschrift, welche auch die Benutzung gebrauchter, aber 
gereinigter Watte, Frottierläppchen etc. ausschließt, ist ersichtlich bestimmt, 
die Uebertragung ansteckender Krankheiten der Haut und des Haarbodens zu 
?erhindem; deshalb war in dem erwähnten Urteil angenommen worden, daß 
die Vorschrift durch § 87 des preußischen Oesetzes yom 28. August 1905, 
betreffend die Bekämpfung Übertragbarer Krankheiten (G. 8. S. 878), beseitigt 
ist. Das Verbot der Anwendung yon Schw&mmen aber hat noch einen weiteren 
Zweck. Da Schwämme auch nach sorgsamer Säuberung unreine Bestandteile 
enthalten, soll dadurch auch yerhütet werden, daß solche unreine Bestandteile 
in etwa yorhandene oder beim Basieren yerursachte Hautwunden sich hineinsetzen 
und dadurch Eiterungen oder andere nicht zu den ansteckenden Krankheiten 
gehörige Iieiden erzeugen. £s soll ferner yerhtttet werden, daß Hauiwonden 
durch kleine Steine, welche in den Schwämmen yerblieben sind, erzeugt werden. 
Die Vorschrift ist daher durch § 87 des Gesetzes yon 1906 nicht beseitigt 
Die Beyision war somit zurückzuweisen. Den Kostenpunkt regelt § 606 Str. P. 



Destillate (s. B. Beiehels Hastentropfen) sind dem fireien Verkehr 
ftberlassen, weaa sie ein wesentiieh anderes Produkt als ein durch LSsung 
und Mischung erzieltes darsteilen. Urteil des Preußischen Kammer- 
gerichts (I. Str.-Sen.) yom 9. Noyember 1909. 

Die Bechtsfrage ist im yorliegenden Falle ungemein schwierig zu ent- 
scheiden, weil die Kaiserliche Verordnung nicht yömg klar ist; yerschiedene 
Gerichte haben auch bereits widersprechende Entscheidungen gefällt. Das 
Kammergericht hat deshalb ein Gutiushten des Kaiserlichen Gesundheitsamts 
eingefordert^), kann sich aber den Konsequenzen dieses Gutachtens nicht in 



Das Gutachten hatte folgenden Wortlaut: 

»Bei der Aufstellung des Entwurfs der Kaiserlichen Verordnung yom 
22. Oktober 1901 im Kreise yon Sachyerständigen hatte die Absicht bestanden, 
die Destillate allgemein dem freien Verkehr zn ttberlassen, weil eine Anzahl 
dieser Zuber^tungen bei der LikOr- und Parfdmerieerzeugung Verwendung 
finden und daher die Unterstellung der Destillate unter den Apotbekenzwang 
unter Umständen unnötige und unerwünschte Belästigungen des Handels und 
der Industrie zur Folge haben könnte. Um einige Erzeugni!||se dieser Art, 
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allen Pimkteil anschlioßeii. Hit dem Königlichen Landgericht III und Prof. 
Dr. JucJsenack geht das Kammergericht dayon ans, dab unter Lösung eine 
Zabereitung gemeint ist, bei der ein fester KOrper durch den Zusatz einer 
Flüssigkeit ohne einen anderen Prozeß gelOst wird. Wird aber diese Lösung 
destilliert, so handelt es sich nicht mehr um eine Solutio im technischen Smne, 
die unter die Kaiserliche Verordnung f&llt, sondern um ein Destillat. Wird 
durch die Destillation eine Aenderung bewirkt, so ist es ohne Belang, ob die 
Zubereitung früher eine Lösung oder Mischung war. Dem Gesundheitsamt 
kann darin beigepflichtet werden, daß in Eäüen, in denen durch die Destillation 
nichts anderes herbeigeführt und yielleicht nur eine Umgehung yersucht wird, 
mit einem Destillat zu rechnen ist, das dem Apothekenzwang unterliegt. Ea 
muß daher eine Prüfung nach der Bichtung hin vorgenommen werden, ob 
das Produkt, welches infolge yon Destillation erzielt wird, wesentlich anders 
ist, als was infolge yon Lösung und Mischung gewonnen wird. 



die ausschließlich oder überwiegend als Heilmittel Verwendung finden, yon 
der Frelyerkäuflichkeit nicht nur als Heilmittel, sondern auch zu jedem anderen 
Zweig auszuschließen, sind diese, wie z. B. Bittermandeiwasser, Kirdüorbeer- 
wasser und Opiumwasser in das Verzeichnis B. der Kaiserlichen Verordnung 
yom 22. Dktober 1901 aufgenommen worden. Der umstand, daß die Destillate 
unter den im Verzeichnis A. der Kaiserlichen Verordnung genannten Zuberei- 
tungen nicht aufgeführt sind, wurde in den yerschiedenen Kommentaren und 
auch in den beteiligten Handelskreisen dahin ausgelegt, daß, abgesehen yon 
den oben genannten Ausnahmen, die Destillate durchweg dem freien Verkehr 
überlassen seien. Da aber die Destillate im Verkehr mit Arzneimitteln außer- 
halb der Apotheken nur eine untergeordnete Bolle spielen, war die Frage yon 
keiner besonderen Bedeutung. In der neueren Zeit hat sich indessen die Sach- 
lage insofern geändert, als man außerhalb der Apotheken dazu übergegangen 
ist, mancherlei Arzneizubereitungen auf dem Wege der Destillation herzustellen, 
die früher nach anderen Verfahren, z. B. durch Auflösen oder Ausziehen 
hdlkräftiger Stoffe, angefertigt wurden. Die Anwendung des Destiliations- 
yerfahrens zur Herstellung der in Bede stehenden Arzneizubereitungen ist 
offenbar auf das Bestreben zurückzuführen, die geltenden Bestimmungen über 
den Apothekenzwang für bestimmte Arzneizubereitungen zu umgehen und den 
betreffenden Erzeui^sen die Frelyerkäuflichkeit zu yerschaffen. Bei den 
Destillaten handelt es sich nun fast immer um Arzneizubereitungen, die nach 
den geltenden Entscheidungen der Arzneimittellehre und der Pharmazie zweck- 
mäßiger durch Ausziehen oder Lösen hergestellt werden. Die Anwendung 
der Destillation bei ihnen ist überflüssig und stellt somit keinen Fortschritt 
dar. Die Mittel sind nur in den seltensten Fällen ärztlich geprüft und yer- 
danken ihr Dasein allem Anschein nach einzig und allein dem Bestreben, neue 
Ireiyerkäufliche Arzneizubereitungen in den Verkehr zu bringen. Die über- 
wiegende Mehrzahl der Destillate und insbesondere die hier in Betracht kom- 
menden, sind zusammengesetzte Flüssigkeiten, bei denen in einem Lösungs- 
mittel, wie z. B. Alkohol^ Wasser, andere Stoffe gelöst sind. So stellen z. B. 
die sogenannten destillierten Wässer, wie Fenchelwasser, Pfefferminzwasser u. a. 
Lösungen der betreffenden ätherischen Oele in Wasser dar und ebenso liegen 
die Verhältnisse bei der Spirituosen Destillation. Auch bei ihnen ist das Ver- 
fahren der Destillation nicht das Wesentliche der Zubereitung, schon wenn 
die betreffenden flüchtigen Stoffe mit dem Spiritus zusammengebracht und 
damit erwärmt werden, fiadet ein Lösungsyorgang statt. Also, schon beyor 
die Destiliation beginnt, liegt eine Lösung yor. Bei der folgenden Destil- 
lation findet eine Differenzierung der gelösten Stoffe statt, in dem die fiflch- 
tigen Stoffe mit dem Spiritus überdestillieren und die nicht fiüchtigen Stoffe 
zurückbleiben. Zubereitungen aber, bei den^ nach erfolgter Mischung oder 
Lösung eine Destillation erfolgt, müssen, wenn mehr als ein Bestandteil der 
Mischung oder liösung fiüchtig ist, als fiüssiges Gemisch oder Lösung im phar- 
mazeutischen Sinne und im Sinne der Kaiserlichen Verordnung yom 22. Ok- 
tober 1901, betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln, angesehen werden, da 
durch eine Destülation an dem Charakter der Flüssigkeit als Mischung oder 
Lösung nichts geändert wird.** 
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^ide«- Biskuits sind als Heilmittel dem fireiem Terkehr nieht «ber- 
lassen« Urteil des Sftchsischen Oberlandesgerichts yom 28. Ok- 
tober 1908. 

Die „Ade*'- Biskuits — kleine Scheibchen, nacb Art der sogenannten 
Plätzchen hergestellt — werden gegen Verdannngsbesch werden nnd Verstopf ong 
angeboten ; Yerstopfang ist aber eine Störung der regelmftßigen EOrperfnnkaonen 
und daher als Kranlcheit anzusehen. 



IHe AnfliiehtsbehSrde kann anordnen, dass Nabmngsmittelnnter- 
snchnngen bei einem Slfentliehen Nahmngsamt yorgenommen werden 
mttssen. Entscheidung des Preuß. Ober-Verwaltungsgerichts 
(I. Sen.) Tom 80. Oktober 1908. 



Einstellung des Terfahrens wegen Geisteskrankheit des Angesehnl- 
digt^n. Beschluß des Preußischen Aerztlichen Ehrengerichts 
holes Tom 18. April 1908. 

Die Vorinstanz führt zutreffend aus, daß das Gesetz yom 25. Noyember 
1899 ttber die Art der Beendigung eines ehrengerichtlichen Verfahrens im 
Falle nachgewiesener Geisteskrankheit des Angeschuldigten ausdrückliche 
Vorschriften nicht enthält Solche Vorschriften erscheinen aber auch entbehrlich, 
da eine ordnungsmäßig geführte Voruntersuchung sich für den Fall, daß Zweifel 
an der Zurechnungsfähigkeit des Angeschuldigten aufgetaucht sind, auch auf 
deren Untersuchung zu erstrecken hat. Falls sich auf Grund der Gutachten 
der in der Voruntersuchung yemommenen Sachyerständigen diese Zweifel als 
begründet ergeben, kann der Beauftragte des Oberpräsidenten gemäß § 28 des 
Gesetzes die Einstellung des Verfahrens beantragen, da die Tat des nicht 
zurechnungsfähigen Angschuldigten sich nicht als ehrengerichtlich strafbare 
Verfehlung im Sinne des § 3 des Gesetzes darstellt. Wird aber die Einholung 
solcher Gutachten noch erforderlich, nachdem, wie im yorliegenden Falle, der 
Vertreter der Anklage bereits die Anberaumung der Hanptyerhandlung beantragt 
hat, so kann entweder die Voruntersuchung zum Zwecke der weiteren Beweis- 
erhebung durch Vernehmung Sachyerständiger wieder eröffnet werden oder die 
Sachyerständigen werden auf Antrag des Anklageyertreters, wie in diesem 
Verfahren auch gestellt war, zur Hanptyerhandlung geladen. Daß aber das 
Ehrengericht in einem zwischen Anklageerhebung und Entscheidung einge- 
schobenen, der gesetzlichen Grundlage entbehrenden Zwischenyerfahren einen 
Sachyerständigen zur schriftlichen Aeußerung auf Grund des Alctenmaterials 
auffordert und dann dessen recht summarische schriftliche Aeußerung — keine 
beeidete Aussage — seiner Entscheidung zugrunde legt, ist ungesetzlich; die 
Entscheidung mußte deshalb aus diesem Grunde aufgehoben werden. Der An- 
geschaldigte hatte auch giy keine Gelegenheit mehr, sich der Aussage des 
Sachyerntändigen gegenüber zu yerteidigen. Hätte das Ehrengericht Haupt- 
yerhandlungstermin anberaumt, so hätte er schon dort Sachyerständige benannt, 
welche seine geistige Erkrankung in Abrede stellen, so den Dr. V., dessen 
eingehendes Gutachten der Beschwerde beigefügt ist. 

Die Sache war demnach zur erneuten Verhandlung und Entscheidung 
an das Ehrengericht zurückzuyerweisen. 



IDie Bewerbung um eine Krankenkassenantstelle unter der Umgehung 
der Tertragskommiflsion entgegen der durch Unterschrift ftbemommenen 
Terpfliehtung ist standesunwttrdig. Beschlüsse des preußischen 
ärztlichen Ehrengerichts yom 9. Dez. 1907 und 18. Aprill908. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

jUl. Den-tooliefli Reloli«« 

üebereinknnft zwischen dem Deutschen Reich nnd Grossbritannien 
ttber die BekSrnpflnng der Schlafkrankheit in den beiderseitigen ostafH- 
kanischen Gebieten yom 27. Oktober 1908. 

Die Kaiserlich Deutsche Begierung und die Königlich Großbritannische 
Begierung haben zwecks wiricsamerer Bäämpfong der in den beiderseitige& 
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Besitiaagen Oetafrikas als Sohlafkraiikheit bekannteii Senohe die folgende 
Vereinbarnng getroffen: 

Die genannten Begierongen werden: 

1. iMOweit anaftthrbar, Maßnahmen dahin treffen, daß solehe Eingeborene 
der beiderseitigen Gebiete, welche an Schlafkrankheit leiden oder bei welehen 
der wohlbegrttndete Verdacht für das Vorliegen der Schlafkrankheit besteht, 
Torhindert werden, in das Gebiet der anderen Macht ttbernntreten. » 

2. Insoweit aosffthrbar, Maßnahmen dahin treffen, daß alle Eingeborenen, 
welche ans dem Gebiete der einen Macht in das der anderen Macht kommen 
und bei denen auf Grund ärztlicher Untersuchung die Schlafkrankheit fest- 
gestellt wird, im Gebiet derjenigen Macht, in dem sie in besagtem Zustande 
angetroffen werden, festgehalten oder gesondert untergebracht werden. 

8. a. Insoweit ausführbar, Maßnahmen dahin treffen, daß alle Ein- 
geborenen innerhalb ihrer beiderseitigen Gebiete verhindert werden, yom Gebiet 
der einen Macht in Gebietsteile der anderen Macht, die fttr infidert erkl&rt 
worden sind, überzutreten. 

b. Sich gegenseitig schnellmOglichst Mitteilung Ton den für infiziert 
erklärten Gebietstcdlen madien, 

4. Insoweit es die Ortlichen Verhältnisse gestatten, innerhalb der beider- 
sitigen Gebiete an benachbarten Paukten auf beiden Seiten der gemeinsamen 
Grenze gesonderte Lager zwecks Aufnahme und Behandlung solcher Eingeborenen 
errichten, die schlafkrank sind oder unter dem Verdacht der Schlafkrankhdt 
stehen oder der Ansteclning durch die Sdilalkrankheit ausgesetzt gewesen sind. 

5. Jedwede ausfahrbare Maßnahme treffen, um in den beiderseitigen 
GFebieten Krokodile und sonstige Wandertiere zu yemichten, die nach be- 

ßndeter Annahme als Nahrungsspender der glossina palpaÜs in Betracht 
imen. 

6. Das Abkommen tritt am 1. Januar 1908 in Kraft. 

Das Abkommen wird für die Dauer Ton drei Jahren abgeschlossen und 
ffüt solange jedesmal als fttr ein Jahr erneuert, als es nicht sechs Monate vor 
dem Ablaufe der Gttltigkeitsfrist von einer Seite gekttndigt wird. 

Bd Bezeichnung des Abkommens zur Bekämpfung der Sdilafkrankheit 
in Ostafrika stellen die Unterzeichneten noch das Einyerständnis ihrer Begierungen 
ttber folgende Maßnahmen zur Ausführung des Abkommens fest: 

1. Den beiderseitigen Aerzten und Beamten, welche Konzentrationslager 
leiten, sollen gegenseitige Besuche zur Aussprache ttber ihre Erfahrungen 
empfohlen werden. 

2. Fttr jsde Gegend, in der^die Krankheit auftritt, bleibt zu erforschen, 
welche wandernden Tiere es sind, yon deren Blute die glossina palpalis lebt; 
nach dem Ergebnis bleiben örtliche Maßnahmen zur Ausrottung oder Vertreibung 
der Tiere aus den yon der Krankheit heimgesuchtln Gegenden zu yereinbaren. 
Dabei muß selbstyerständlich yon der Ausrottung wirtschaftlich wertyoller 
Tiere möglichst abgesehen werden. 



Handel mit Pllanienfett, besonders Kokosnnssfett. Erlaß der Mi- 
nister für Handel usw., der Justiz, fttr Landwirtschaft, der 
usw. Medizinalangelegenheiten yom 17. Noyember 1908 — 
M. f. H. IIb Nr. 9787, J. M. I Nr. Nr. 401, M. f. L. I. A in e Nr. 8086, M. d. g. A. 
Nr. 8855 II — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Die Frage, ob gelbgefärbtes, sonst reines Pflanzenfett, insbesondere 
Kokosnußfett, wie es yon yerschiedenen Fabriken auf den Markt gebracht wird, 
nach § 1, Abs. 2 des Gesetzes, betreffend den Verkehr mit Butter pp., yom 
15. Juni 1897 (U. G. Bl. 8. 475) als Margarine zu betrachten ist, hat yon selten 
der Gerichte eine yerschiedene Beurteilung erfahren. Daß die bezeichnete 
Ware als „Zubereitung** anzusehen ist, schdnt allgemein anerkannt zu werden 
und kann auch begründeten Zweifeln ebensowenig unterliegen, wie die Auf- 
fassung, daß der Wortlaut und der Sinn des Gesetzes nicht hindern, eine Zu- 
bereitung unter den Begriff „Margarine** zu stellen, deren Fettgehalt aus- 
schließlich anderen Stoffen als Milch entstammt. Dagegen gehen die urteile 
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darUber aoseinuider, ob gelbfref&rbt€8 PfluseBlett der MilohbiiUer oder dem 
Battenchmals »ftlmlich* ist. Die Verscbiedeoheit der BenrtelliiDg mag teUweiee 
darauf zurtlckziifllbreii sein, daß es sich um ebe Tatfrage bandelt, die je nach 
der Lage des Falles entschieden werden mnß, teilweise beruht sie aber auf 
der Verschiedenheit der Gesichtspunkte, Ton denen aus die Lösung der Frage 
unternommen wird. 

•üeber diese Verschiedenheit klagen die (Gewerbetreibenden u. £. mit 
Becht und es ersdieint uns geboten, Einheitlichkeit herbeizuftthren. 

Die geeignete Orundiafre dürfte in den Tom Beichsgerichte durch Ent- 
scheidung Tom 16. Januar 1906 gebilligten AuslQhrungen eines Urteils des 
Landgerichts Hamburg yom 1. Auffuat 1905 gegeben Min, die darin gipfeln, 
daß Ar den Begriff der Aehnlicbkeit in der Hauptsache die Süßeren merk- 
male, d. i. Farbe und Konsistenz des Fettes, in Betracht kommen, und zwar 
so, daß eine Fettzubereitung, deren Aussehen eine Verwechselung mit Butter 
oder Butterschmalz durch das Publikum ermöglicht, als butter- und butter- 
schmalz&hnlich auch dann betrachtet werden muß, wenn bezüglich des Ge- 
schmacks und Geruchs Verschiedenheit wahrnehmbar ist. 

Hierbei ist bezüglich der Feststellung der Konsistenz zu beachten, daß 
diese bei Kokosnußfett wesentlich yon dem Wärmegrade der Aufbewahrungs- 
rftume abhfingig ist und daß ebenso die Konsistenz der Butter und des Butter- 
schmalzes bedeutenden Schwankungen ausgesetzt ist. Unerheblich ist es daher 
auch, ob gelbgef&rbtes Kokosnußfett als gleichmftßig erstarrte Fettmasse oder 
in absichtBch mechanisch streichfähig gemachter Form vorliegt. 

Was Gerudi und Geschmack anbetrifft, die bei Kokosnußfett sehr weniff 
ausgesprochen sind und bei Butter und Butterschmalz je nach ihrer Art und 
ihrem Wärmegrade stark schwanken, so ist zu berücksichtigen, daß das 
Publikum beim Einkauf häufig nicht in der Lage ist, die fei]gelM»tenen Waren 
nach dieser Bichtung sorgfältig zu prüfen, und daß sogar eine Mrvtige Prüfung 
zum Verkauf ausgelegter Waren vielfach aus Bänlichkeitsgründen durch 
PolizeiTerordnung yerlwten ist oder von den Verkäufern nicht geduldet wird. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuchen wir ergebenst, die mit dem Vollzuge des 
Gesetzes yom 15. Juni 1897 betrauten Behörden und Untersuchungsaastalten 
anzuweisen, in künftigen Fällen nach den angegebenen Gesichtspunkten zu 
yerfahren. 

Torslehtgmassregebi bei Tenendmig ymi üutersuehinigSMateriaL 

Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten yom 
9. November 1908 — M. Nr.;U888 — an die Königlichen Begiemnga- 
präsidenten. 

Trotz der von hier aus wiederholt angeordneten Vorsichtsmaßregeln ist 
es in letzter Zeit mehrfach vorgekommen, daß von den Glasgefäßen, in denen 
Untersuchungsmaterial von übertragbaren Kruakbeiten zur Verwendung gelangt 
war, einige auf dem Postwege zerbrochen, und durch Auslaufen der Unter- 
suchungsflüssigkeit andere Postsendungen beschmutzt worden sind. Es ist 
dafür Sorge zu tragen, daß dies in Zuunft unbedingt vermieden wird. Ew. 
Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, gefälligst in geeigneter Weise darauf 
hinzuwirken, daß seitens der AMender der ordnungsmäßigen Verpackung der 
Gefäße erhöhte Aufmerksamkeit zugewendet wird. Insbesondere wollen Sie 
bestimmen, daß die Glasgefäße nach Füllung, bevor sie in die Blecbhülsen 
gesteckt werden, so in Fließpapier eingeschlagen werden, daß sie in der Blech- 
hülse vollkommen festliegen. Damit, wenn trotzdem das Gläschen zerbrechen 
sollte; ein Auslaufen von Untersuchungsflüssigkeit (Kot, Hum) mit Sicherheit 
verhindert wird, ist ferner die Stelle, wo bdde Hälften der Blechhülse über- 
einandergreifen, durch einen Streifen guten haltbaren Heftpflaster zu ver- 
schließen. 

Endlich empflehlt es sich, die Gefäßsendungen nicht in die BÜefkästen 
zu werfen, sondern an den Postschaltem abgeben zu lassen. In der Begel wird 
em Familienmitglied des Erkrankten bereit sein, den versandfertigen 
Brief unmittelbar bei der Post au&ugeben, sofern dies nicht durch den Arzt 
selbst geschehen kann. 

Die durch die Verwendung des Fließpapiers entstehenden geringfügigen 
Mehrkosten sind aus Fonds der Untersuchnngsämter pp. zu bestreiten. ^ 

Digitizeo ^^^ 



22^ Reohtapreehimg und Medi2iiial<^G6setBg6biiii|t* 

O« B,önl§piTeAdkk Bayern. 

Prftfuiig für den Intllehen Staatsdienst, Allerhöchste Ver- 
ordnung Tom 7. NoTember 1908. 

^ 1. Zar Prfifiuig fttr den ärsilichen Staatsdienst werden nnr im 
Dentsonen Beichsgebiete approbierte and promoyierte Aerzte zagelassen. 

Die Zalassang erfolgt frühestens zwei Jahre nach erlangter Approbation. 

§ 2. Die Gesnche nm Zalassang zur Prttfang sind beim Staätsministeriom 
des Innern einznreichen, welches üto die Zalassang zar Prttfang bestimmt 

Als Belege sind in Urschrift dem (Gesnche beizafftgen: 

1. die Approbation als Arzt fttr das deatsche Beichsgebiet, 

2. das Doktordiplom der medizinischen Fakolt&t einer Universität des 
Deatschen Beiches, 

3. der Nachweis, daß der Kandidat während oder nach Ablaaf seiner Stadien- 
zeit an einer Universität des Deatschen Beiches 

a) eine Yorlcsang ttber gerichtliche Medizin besacht and einen Sektions- 
kars, sowie einen gerichtlich -medizinischen Kars, jeden derselben yon 
mindestens dreimonatlicher Daaer darchgemacht hat 

b) eine yoUständige, aaf zwei Semester sich erstreckende Yorlesang ttber 
Hygiene besacht and einen hygienischen, sowie einen bakteriologischen 
Kars, Jeden derselben yon mhidestens zweimonatlicher Daaer, darch- 
gemaicht hat, 

c) die psychiatrische Klinik während eines Semesters als Praktikant and 
ein psychiatrisch -forensisches Praktikam besacht liat. 

§ 8. Die Gesamtprttf ang zerfällt in drei Abschnitte, nämlich : 

a) in eine schriftliche, 

b) in eine praktische, 

c) in eine mtbkUiche Prttfang. 

Die (^esamtprttfang wird yon einer Kommission yon fttnf Mitgliedern 
abgehalten. 

Diese Kommission hat den jeweiligen Medizinalreferenten im Staats- 
ministeriam des Innern zam Vorstände; die ttbrigen yier Mitglieder and zwar 
ein Examinator der gerichtlichen Medizin, der öffentlichen Gesandheitspttege, 
der Medisinaipolizei and der Psychiatrie werden alljährlich yon dem Staäts- 
ministeriom des Innern ernannt. Die Exandnatoren der gerichtlichen Medizin 
and der Medizinalpolizei sind in der Begel aas den Gerichts- bezw. Verwaltongs- 
ärzten za entnehmen. 

§ 4. Fttr die schriftliche Prttfang sind zwei wissenschaftliche Arbeiten 
za liefern, za welchen die Aaf gaben aas den Gebieten der gerichtlichen Medizin, 
der öffentlichen Gesandheitspflege, der Medizinalpolizei and der Psychiatrie za 
nehmen sind. 

Diese Aafgaben werden jährlich yon der Prttfangskommission bestimmt 
and sollen Gebiete betreffen, welche yon dem Amtsarzt yon praktischer Be- 
deatang sipd. Der Vorstand zieht fttr jeden Kandidaten zwei Aafgaben dorch 
das Los and stellt sie ihm gegen Nachweis za. 

Die Arbeiten sollen nicht lediglich Zasammenstellangen yon literarischen 
Veröffentlichangen oder Aaszttge aas solchen sein, sondern anter kritischer 
Bentttzang der Literatar selbständige, wissenschaftliche Leistangen darstellen, 
welche in gedrängter Kttrze die gestellte Aafgabe klar and ttbersichtlich lösen. 
Die Aafgaben sollen gat and deatlich geschrieben, geheftet and paginiert 
and mit einer yoUständigen, spezialisierten Angabe der bBntttzten literarischen 
Hilfsmittel yersehen sein. Aaf die betreffenden Stellen der letzteren ist im 
Texte oder in Noten za yerweisen. 

§ 5. In der praktischen Prttfang hat der Kandidat 
1. an einer Leiche die Obdaktion and Sektion mindestens einer der drei 
Haapthöhlen za yollziehen and den Befandbericht nebst yorläallgem Gut- 
achten yorschriftsmäfiig la Protokoll za diktieren; sodann ein Objekt 
aas der yon ihm obduderten Leiche, welches fttr die Bearteilang des 
Falles wichtig erscheint, aaszawählen, zar mikroskopischen Untersachnng 
yorznbereiten, mit dem Mikroskop genaa za antersadien nnd.mttndli<£ 
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dem Examinator in erläntern, äet dem Kandidaten ttbrigens andi einen 
anderen frischen Leichenteil zar üntersuchnng Torlegen kann, 

2. den Zustand eines Verletzten zu untersuchen und über den Befund sofort 
unter Klausur einen schriftlichen Bericht mit gutachtlicher Aeußerung 
ttber den Fall und die in Betracht kommenden amtsärztlichen Gesichts- 
punkte (Ervrerbsreiminderung, ursäclüiche Bolle eines Unfalls, Notwendig- 
keit der Anstaltsbehandlung etc.) abzufassen, 

3. den Zustand «Ines Geisteskranken zu untersuchen und über den Befund 
sofort unter Klausur einen schriftlichen Bericht mit gutachtlicher Aeußerung 
über dessen Zurechnungsf&higkeit, Geschäftsfähigkeit, Gemeingefährlich- 
keit| Anstaltsbedflrftigkeit etc. abzufassen, 

^ 4. unter Aufsicht des F^aminators innerhalb einer Frist Ton drei Stunden 
eine einfachere Aufgabe aus dem Gebiete der hygienischen oder hygienisch- 
bakteriologischen üntersuchungsmethoden praktisch zu lösen und den 
Gang sowie das Ergebnis der Untersuchung mündlich zu erläutern. 

§ 6. Die mündliche Prüfung wird vor sämtlichen Kommissionsmitgliedem 
abgehalten und erstreckt sich atS die Gebiete der gerichtlichen Medizin, der 
öffentlichen Gesundheitspflege, der Medizinalpolizei und der Psychiatrie mit 
besonderer Bücksicht auf die einschlägigen Gesetze und Verordnungen. 

Hierbei ist auch aus den für d^n Amtsarzt wichtigen Abschnitten der 
Kranken-, Unfall-, Inyaliditäts- und Altersyersicherungsgesetze sowie ans 
Gewerbehygiene zu prüfen. Jeder Examinator kann an die Gegenstände der 
schriftlichen Arbeiten anknüpfen. 

§ 7* Für die Gesamtprüfung ist ein unüberschrdtbarer Zeitraum von 
IVt Jahren festgesetzt, welcher mit dem Tage der Zustellung des Zulassungs- 
deluetes beginnt. 

Wird innerhalb dieses Zeitraumes die Gesamtprüfunff nicht yollendet, 
80 yerlieren die bereits erledigten Prüfungsteile ihre Gültigkeit. 

Die schriftlichen Arbeiten sind innerhalb der ersten sechs Monate des 
genannten Zeitraumes zu fertigen und dem Vorstande der Prüfungskommission 
mit der schriftlichen ehrenwörtiichen Versicherung vorzulegen, daß sie, ab- 

f eschen von literarischen Hilfsmitteln, ohne fremde Beihilfe Ton dem Kandi* 
aten gefertigt worden sind. Gleichzeitig hat der Kandidat anzugeben, inner- 
halb welcher Frist er sich der praktischen Prüfung unterziehen wilL 

Sind die schriftlichen Arbeiten rechtzeitigeingereicht, so wird der Termin 
für die praktische Prüfung unter tunlichster Berücksichtigung des Wunsches 
des Kandidaten ?om Vorstande der Prüfungskommission festgesetzt und dem 
Kandidaten mitgeteilt. 

Während der Ferienmonate März, April, August, September und OlLtober 
finden praktische und mündliche Prüfungen nicht statt. 

Verspätet eingereichte schriftliche Arbeiten werden dem Kandidaten 
mit dem Bemerken zurückgegeben, daß er zur Fortsetzung der Prüfung nicht 
zugelassen werden kann, und daß ihm freisteht, um die Zulassung zu einer 
zweiten Gesamtprüfung nachzusuchen. 

Wer die praktische Prüfung in allen ihren Teilen erledigt hat, kann in 
die mündliche Prüfung, welche sich an die praktische anschließt, eintreten. 

§ 8. Nach Erledigung der Gesamtprüfung werden die Ergebnisse eines 
jeden Teiles der drei Prühutgsabschnitte nach Vorschlag der betreffenden 
Examinatoren von der Prüfungskommission durch Stimmenmeluheit festgestellt 
und mit den Noten I, U, III und IV beurteilt. 

Die Gesamtnote wird gewonnen durch Znsammenzählung der Einzelnoten 
und durch Teilung der Summe mit zehn. 

Von den gefundenen Quotienten geben 

lo/io bis Vli9 die Note I = „sehr gut% 

IVio bis 2Vio die Note II = „gut*, 

2^/io bis S^lio die Note HI = „genügend'', 

8Vio und darüber die Note IV = „ungenügend''. 

Die Gesamtnote und die Einzelnoten werden dem Kandidaten idsbald 
schriftlieh mitgeteilt. 

Ueber die Gesamtprüfung wird ein Protokoll aufgenoiümen und dem 
Staatsministerium des Innem Torgelegt. ^ 1 
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§ 9« Brh&it ein Kandidat in jedem Faeh der drei Prttfongsabsclinitie 
mindestens die Note III, so liat er die Gesamtprttfong bestanden. Wer die 
GhiBamtprflfang bestanden hat, erliftlt Tom Staatsminlsteriom des Innern iiier- 
tlber ein Zeugnis, in welchem die Hanptnote nnd die Bruchteile derselben an- 
gegeben sind. 

§ 10. Wer die (^esamtprtfong znm erstenmal nicht bestanden hat, oder 
im Lauf derselben aarttc^etreten ist, oder die schriftlichen Arbeiten yerspätet 
oder gar nicht eingereicht hat, kann sn beliebiger Zeit am die Zolassong zu 
einer zwdten G^amtprtfang nachsuchen. 

Der Gesamtprtlfiing kann sich ein Kandidat nur zweimal unterziehen, 
üebertragnng ?on Prttfangsergebnissen ans der ersten in die zwMte Gesamt- 
prttfong findet nicht statt 

§ 11. Wer die Gesamtprfifiing nicht bestanden hat, kann die Prttfong 
aas den einseinen Fächern, in welchen er die Note IV erhalten hat, wieder- 
holen; ergibt jedoch die Summe der in einem Prttfangsabschnitt erwoibenen 
Noten durch die Zahl der Fftcher des Abschnittes geteilt die Gesamtnote III 
mit Bruchteilen, so ist die Prüfung aus s&mtiichen Fächern des Abschnittes 
zu wiederh<den. Die Prttfung aus einem Fach oder einem Abschnitt kann nur 
einmal wiederholt werden. 

Einem Kandidaten, welcher durch Nichterscheinen an einem Prttfungs- 
termin die Prttfung unterbrochen hat, kann die Fortsetzung der unterbrochenen 
Prttfung gestattet werden. 

Sowohl bei der teilweisen Wiederholung der Prttfung nach Absatz 1 als 
auch bei Fortsetzung der Prttfung nach Absatz 2 muß die Gesamtprttfnng 
innerhalb des im § 7, Abs. 1 festgesetzten l^t jährigen Zeitraumes beendet sein. 

§ 12. Die Gebtthr fttr die Gesamtprttfnng beträgt 110 Mark, welche 
bei Zustellung der schriftlichen Aufgaben zu erlegen sind. 

Bei Wiederholung der Gesamtprttfnng ist wieder die ganze Prttfungs- 
gebtthr zu entrichten, bei teilweiser Wiederholung ein verhältnismäßiger Teil 
der Gebtthr, welcher Tom Staatsmioisterium des Innern festgesetzt wird. 

Wird die Gesamtprttfnng nicht rollendet, so wird die Prttfungsgebtthr 
fttr diejenigen Teile der Prttfung zurttckgezahlt, in welche der Kandidat nicht 
eingetreten ist. 

§ 13. Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1909 in Kraft 

Wer zu dieser Zeit die ärztliche Approbation schon erworben hat oder 
wer sie bis zum 1. Januar 1911 erwirbt, kann sich der Prttfung fttr den ärzt- 
lichen Staatsdienst auch nach der Verordnung ?om 6. Februar 1876 unterziehen. 

Vom 1. Januar 1912 ab wird nur mehr nach den Bestimmungen der 
neuen Prttfungsordnung geprttft. 



Verantw. Redakteur Prof. Dr. Bapmund, Beg.- u. Geh. Med.-Bat in Minden i. W. 

J. 0. C. Bruiu, Henoffl. Steh«, a. F.Sch.-L. HonnMhdniekenl tu IQiidw. 
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